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KURT  WOLZENDORFF. 


Ein  »giftiges  Geheimnis«  hat  Martin  Luther  die  Gefahren  der 
Prostitution  genannt.  In  unseren  Tagen  ist  man  dahin  gekommen, 
daß  man  ernsten  Sinnes  den   Blick    auf    dies  Gift    lenkt    und  das 
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2  Kurt  WolzendorfF: 

Geheimnis  fallen  läßt.  Allenthalben  regt  sich  das  wissenschaftliche 
Interesse  an  diesem  so  \Yichtigen  Faktor  des  Volkslebens ;  be- 
sonders von  ärztlicher  Seite  ist  große  Arbeit  auf  diesem  Gebiete 
geleistet  worden.  Aber  auch  die  öffentliche  Meinung  beginnt 
ihm  Beachtung  zu  schenken,  ja  es  besteht  eine  internationale 
Liga,  die  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  die  Prostitution 
gänzlich  zu  beseitigen.  Mancherlei  Vorschläge  sind  gemacht 
worden  über  die  zu  erstrebenden  Ziele,  über  die  dabei  anzu- 
wendenden Mittel.  Es  wird  darüber  gestritten,  ob  der  Staat  auf 
diesem  Gebiete  überhaupt  eingreifen  und  in  welcher  Weise  er 
dies  tun  soll.  Hier  scheint  es  mir  Aufgabe  der  Staatslehre  zu 
sein,  darzulegen,  welches  die  Stellung  der  Prostitution  im  öffent- 
lichen Leben  ist,  wie  sich  insbesondere  die  Stellung  der  Polizei 
zur  Prostitution  im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Staatslebens  gestaltet  hat.  Dies  zu  untersuchen,  habe  ich  mir 
im  Folgenden  zur  Aufgabe  gesetzt.  Es  schien  mir  dabei  weniger 
darauf  anzukommen,  die  rechtlichen  und  tatsächlichen  Verhält- 
nisse zu  den  einzelnen  Zeiten  und  an  den  einzelnen  Orten  darzu- 
legen, als  vielmehr  nachzuweisen,  welche  Gesichtspunkte  im  all- 
gemeinen die  Stellung  der  Polizei  zur  Prostitution  im  Laufe  der 
Geschichte  bestimmt  haben.  Vorauszubemerken  ist  dabei  gleich, 
daß  von  einer  Stellung  der  Polizei  zur  Prostitution  erst  in  relativ 
späteren  Zeiten  die  Rede  sein  kann,  da  in  den  ältesten  Zeiten 
ein  Gegensatz  zwischen  beiden  nicht  bestand.  Es  ist  wohl  selbst- 
verständlich, daß  ich  unter  Polizei  nicht  nur  das  verstehe,  was 
im  Rechte  des  modernen  Staates  darunter  zu  begreifen  ist,  son- 
dern zunächst  ganz  allgemein  die  mit  Zv/angsgewalt  ausgestattete 
Tätigkeit  öffentlicher  Verwaltung.  Diese  Tätigkeit  nun  konnte 
sich  erst  dann  mit  der  Prostitution  beschäftigen,  als  diese  eine 
besondere  und  selbständige  Erscheinung  des  sozialen  Lebens 
wurde,  was  erst  in  dessen  Entwicklung  zu  höheren  Stufen  ein- 
trat. Auf  niederen  Stufen  erscheint  die  Prostitution  als  ein  ganz 
allgemeiner  Bestandteil  des  bürgerlichen  Lebens:  die  religiöse  und 


P.-D.  =  A.  J.   B.  Parent-Duchatelet:    »De    la    prostitution    dans    la    ville 

de  Paris«,   ße  ed.      1857. 
R.  =  M.     A.    Rabutaux :      »De     la    prostitution     en    Eiirope     depuis 
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S.  =    W.  W.   Sanger:   »The  history  of  prostitution«.      1858. 

Sab.  =  M.  Sabatier:    »Histoire  de  la  legislation  sur  les  femmes  publiques 

et  les  lieux  de  debauche«.      1828. 


Polizei  und   Prostitution.  -i 

gastliche  Prostitution  sind  die  diesen  Zeiten  entsprechenden  For- 
men der  Prostitution').  So  lange  sie  vorherrschen,  ist  die  Pro- 
stitution ein  Teil  der  sozialen  und,  soweit  man  davon  reden  kann, 
der  staatlichen  Ordnung.  Ein  Gegensatz  zwischen  dieser  und 
damit  der  Polizei  entsteht  erst,  wenn  die  religiöse  und  gastliche 
Prostitution  verschwinden.  Erst  dann  wird  die  Prostitution  eine 
besondere  ^Erscheinung  des  sozialen  Lebens,  die  eine  beson- 
dere Stellung  des  Staates  und  der  Polizei  ihr  gegenüber  verlangt. 
Erst  danach  erscheint  die  Prostitution  als  die  »gewerbsmäßige 
Unzucht«,  als  die  sie  noch  heute  die  juristische  Terminologie  be- 
zeichnet. Vorher  hatten  ihr  entweder  das  Wesen  der  Unzucht 
oder  das  der  Gewerbsmäßigkeit  oder  beides  gefehlt.  Mit  dieser 
Feststellung  ist  nun  auch  zugleich  der  Begriff  der  Prostitution 
gegeben,  der  für  unsere  Betrachtung  zugrunde  zu  legen  ist.  Es 
ist  für  unsern  Zweck  gleichgültig,  was  aus  ethischen  oder  ökonomi- 
schen Gesichtspunkten  als  Prostitution  zu  gelten  hat,  maßgebend 
kann  für  uns  nur  sein,  was  dieser  Erscheinung  des  sozialen  Le- 
l.iens  eine  besondere  Stellung  gibt  gegenüber  der  bürgerlichen 
Ordnung,  der  -nolizsloc.  Danach  werden  wir  den  Begriff  der  Pro- 
stitution mit  dem  Preußischen  Oberverwaltungsgericht  beschränken 
können  auf  den  fortgesetzten  geschlechtlichen  Verkehr  einer  P^rauens- 
person  mit  einer  Mehrzahl  von  Männern,  zum  Zwecke  des  Erlangens 
von  Vermögensvorteilen  ^). 

I. 

Sobald  die  Prostitution  eine  besondere  Erscheinung  des  so- 
zialen Lebens,  ein  besonderes  Gewerbe  wird,  wird  sie,  im  Gegen- 
satz zur  religiösen  und  gastlichen  Prostitution,  nur  von  Personen 
betrieben  werden,  von  denen  eine  Achtung  vor  den  Gesetzen  der 
staatlichen  Ordnung  ebensowenig  zu  erwarten  ist,  wie  vor  den- 
jenigen der  sittlichen  Ordnung.  Nicht  nur,  daß  meist  eine  Miß- 
achtung dieser  Gesetze  die  Voraussetzung  für  das  Ergreifen  dieses 
Gewerbes  ist,  sondern  sie  wird  auch  durch  Ausübung  desselben 
geradezu  gezüchtet :    einerseits    direkt    durch    die  jedes  Schamge- 


1)  Ausführliche  Schilderungen  dieser  ältesten  Formen  der  Prostitution  finden 
sich  in  allen  größeren  Werken  über  Prostitution,  wie  sie  oben  in  der  Anmerkung 
aufgeführt  sind.  Eine  knappe  und  anschauliche  Darstellung  geben  Lombroso  und 
Ferrero:  »Das  Weib  als  Verbrecherin  und  Prostituierte«.  Deutsch  von  Kurella. 
1894.     S.  222  ff. 

2)  Erk.   des  Oberverwaltungs-Gerichts  v.   4.   März    1902.     Entsch.   I,   366. 
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fühl  ertötende  Eigenart  des  Gewerbes,  andererseits  indirekt  durch 
die  mit  der  Prostitution  in  dem  oben  festgelegten  Sinne  ver- 
bundene Ausscheidung  aus  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  wodurch 
die  Dirne  auf  den  Verkehr  solcher  Personen  angewiesen  ist,  für 
die  ebenfalls  die  bürgerliche  Ordnung  kein  Wert  mehr  ist.  Die- 
jenigen sonst  innerhalb  der  bürgerlichen  Ordnung  stehenden 
Männer  aber,  mit  denen  die  Dirne  in  Ausübung  ihres  Gewerbes 
zusammenkommt,  sind  bei  dieser  Gelegenheit,  die  sich  sehr  häufig  an 
alkoholische  Orgien  anschließt,  ebenfalls  meist  in  einer  die  Be- 
wertung der  staatlichen  und  bürgerlichen  Ordnung  vernichtenden, 
turbulenten  Stimmung.  So  ist  die  Prostitution  ihrem  Wesen  nach 
eine  stete  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung,  sie  ist  aber  wei- 
ter eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit.  Das  haben  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  die  Staaten  empirisch  erkannt.  Sie  fühlten 
den  Zusammenhang  zwischen  Prostitution  und  Kriminalität,  ohne 
natürlich  die  Gesetze  erkennen  zu  können,  auf  denen  er  beruht, 
jene  Gesetze,  die  zu  formulieren  der  psychologischen  Wissenschaft 
unserer  Tage  vorbehalten  blieb.  Ich  kann  hier  natürlich  nicht 
auch  nur  annähernd  einen  Ueberblick  über  dieses  so  wichtige 
Kapitel  der  Kriminalpsychologie  geben.  Nur  andeuten  will  ich 
die  Gesichtspunkte,  die  hier  in  Betracht  kommen.  Da  ist  einer- 
seits der  Hang  des  berufsmäßigen  Verbrechers,  des  Gauners,  wie 
ihn  die  Polizeiwissenschaft  nennt,  des  geborenen  Verbrechers,  wie 
ihn  Lovibroso  nennt,  zu  Ausschweifungen  aller  Art,  der  ihn  in 
Verbindung  mit  der  Prostitution  bringt;  andererseits  das  auch  in 
der  Dirne  lebende  weibliche  Hingebungsbedürfnis,  das  sie  dem 
Verbrecher  in  die  Arme  treibt  und,  indem  es  sie  zum  willenlosen 
Werkzeuge  bei  Ausführung  seiner  oft  genial  konzipierten  Unter- 
nehmungen macht,  die  ungeheure  Gefahr  des  Zuhältertums  für 
die  allgemeine  Sicherheit  begründet.  Es  kommt  hinzu  die  Ver- 
brechernatur der  Dirne  selbst ').  Den  aus  alle  diesem  sich  erge- 
benden Gefährdungen  des  öffentlichen  Lebens  haben  die  Staaten 
von  jeher  Rechnung  getragen,  indem  sie  die  Prostituierten  einer 
besonderen  Aufsicht  unterworfen  und  sie  zu  diesem  Zwecke  aus 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausgeschieden  haben. 

Schon  die  athenische  Prostitutionspolizei  beruht  auf  dem 
Gedanken  der  Isolierung,  die  stets  ein  wichtiges  Element  in  der 
polizeilichen  Behandlung  der  Prostitution  geblieben  ist.  Es  ist 
klar,  daß  man  einen  P"eind  nur  bekämpfen    kann,   wenn  man  ihn 

l)  Vergl.  des  Näheten   unten  in   Absclinitt   5. 
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sieht.  Und  so  hat  jede  Polizei,  die  die  Prostitution  bekämpfen 
will,  es  als  ihre  etste  Aufgabe  betrachtet,  sich  die  Beobachtung 
der  Prostituierten  zu  ermöglichen,  indem  sie  sie  auf  irgend  eine 
Weise  von  der  übrigen  bürgerlichen  Welt  ausschied.  In  Athen 
geschah  dies  unter  Solon  durch  Internierung  der  Prostitution  in 
den  Dikterien.  Aber  noch  weitere  polizeiliche  Maßnahmen  dien- 
ten diesem  Zweck.  Man  hat  die  Prostitution  häufig  mit  einem 
Sumpf  verglichen,  der  zwar  nicht  beseitigt  werden  kann,  dessen 
Schädlichkeiten  aber  doch  möglichst  von  der  Außenwelt  fernge- 
halten werden  müssen.  Von  Solon  an  bis  in  die  letzten  Jahr- 
hunderte hat  man  deshalb  diesen  Sumpf  von  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  zu  trennen  gesucht  durch  einen  unübersteigbaren 
W'all,  mit  dem  man  ihn  umgab :  man  umgab  die  Prostitution  mit 
der  Infamie.  Strenge  Gesetze  hielten  darauf,  daß  dieser  Wall 
nicht  überschritten  wurde,  und  so  setzte  Solon  die  Todesstrafe 
auf  die  Verbringung  einer  freien  Athenerin  in  das  Dikterion. 
Unter  den  Pisistratiden  verfiel  dieses  alte  strenge  Regime,  und 
die  Abschließung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  von  der  Prosti- 
tution wurde  nicht  mehr  in  der  gleichen  Stärke  aufrecht  erhalten. 
Später  griff  jedoch,  hervorgerufen  durch  das  Aufleben  der  morali- 
schen Kräfte  des  Volkes  in  den  harten  Zeiten  der  Perserkriege, 
wieder  ein  strengeres  Regime  Platz.  Die  Prostitution  wurde  wie- 
der polizeilich  geregelt  und  überwacht.  Dabei  scheint  man  sie 
einer  zunftartigen  Organisation  unterworfen  zu  haben,  die  es  er- 
möglichte, die  Zunft  nicht  nur  für  die  Polizeimäßigkeit  des  Be- 
triebes, sondern  auch  für  das  Eingehen  der  staatlichen  Abgaben, 
des  -opvLxöv  xiXoq,  haftbar  zu  machen.  Die  Prostituierten  wurden 
in  drei  Klassen  eingeteilt:  die  erste  war  die  der  Hetären^),  die 
im  besten  Stadtteil  wohnen  durften,  die  zweite  die  der  Flöten- 
bläserinnen,  Auletriden,  die  etwa  unseren  Balleteusen  niedrigster 
Sorte  entsprachen,  die  dritte  die  der  Dikteriaden,  die  einer  stren- 
geren polizeilichen  Bewachung  unterworfen  und  im  Piräus  konfluiert 
waren.  Allmählich  verschwand  aber  mit  dem  Verfall  des  ganzen 
bürgerlichen  Lebens  die  strenge  Abschließung  der  Prostitution, 
indem  die  Durchseuchung  der  ganzen  Gesellschaft  mit  der  Pro- 
stitution immer  mehr  um  sich  griff,  gekleidet  in  das  Gewand  der 
religiösen    Prostitution,    des    Kults    Dutzender    in    der    modernen 


l)  Dafür,  daß  auch  die  Hetären  überwacht  wurden,  s.  y.  Jeannel:  »Memoire 
sur  la  Prostitution  publique  et  parallele  complet  de  la  prostitution  romaine  et  de  la 
Prostitution   coritemporaine",    1862,   S.   22. 
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Sprache  kaum  wiederzugebender  Venusarten.  Demgegenüber 
mußte  es  für  das  Volksleben  ziemlich  bedeutungslos  bleiben,  daß 
die  Dikteriaden  nach  wie  vor  unter  polizeilicher  Aufsicht  blieben, 
während  diese  Tatsache  andererseits  zeigt,  daß  auch  in  dieser 
Zeit  tiefsten  sittlichen  Verfalls  die  Polizei  sich  ihrer  Aufgabe  im 
Hinblick  der  öffentlichen  Sicherheit  gegenüber  der  Prostitution 
stets  bewußt  blieb  \). 

Auch  in  Rom  hatte  man,  w'ie  sich  aus  einer  Stelle  in  Tacitus' 
Annalen  ergibt,  von  jeher  die  Notwendigkeit  erkannt,  die  Prosti- 
tution unter  polizeilicher  Aufsicht  zu  halten.  Ebenso  wie  in  Athen, 
war  man  auch  hier  davon  ausgegangen,  die  Prostitution  von  dem 
übrigen  bürgerlichen  Leben  auszuscheiden :  man  hatte  sie  daher, 
ebenso  wie  dort,  mit  der  Infamie  bekleidet.  Daneben  bestand 
jedoch  seit  unvordenklichen  Zeiten  eine  vollständige  Polizei  der 
Prostitution.  Es  ist  anzunehmen,  daß  in  früheren  Stadien  der 
Republik  die  Sitten  leidlich  waren  und  eine  religiöse  Prostitution 
nicht  bestanden  hat,  wenn  auch  mit  den  im  II.  Jahrhundert  vor 
Christus  eingeführten  Bacchanalien  etwas  Aehnliches  verbunden 
gewesen  sein  mag.  Die  Prostitution  war  nach  römischem  Recht 
immer  nur  unter  polizeilicher  Erlaubnis  gestattet.  Juristisch 
heißt  das:  sie  war  prinzipiell  verboten,  die  Behörde  hatte  sich 
aber  vorbehalten,  sie  ausnahmsweise  zu  gestatten.  Diese  Licentia 
stupri  wurde  gegen  Entrichtung  einer  Taxe  vom  Aedilen  er- 
teilt, der  alle  Dirnen  in  eine  Liste  eintrug,  die  es  ihm  ermög- 
lichte, sie  stets  unter  Aufsicht  zu  halten.  Gegen  Ende  des  I. 
Jahrhunderts  nach  Christus  wurde  die  Aufgabe  der  Polizei 
gegenüber  der  Prostitution  wegen  der  zunehmenden  Sittenver- 
schlimmerung immer  schwieriger.  Besonders  schwer  war  es, 
jene  Grenze  zwischen  der  Prostitution  und  der  bürgerlichen 
Gesellschaft,  auf  die  die  ältere  Polizei  —  wie  schon  bei  Be- 
sprechung der  Zustände  in  Athen  gesagt  —  so  viel  Wert 
legt,  aufrecht  zu  erhalten.  Um  die  Grenze  auch  äußerlich  zu 
markieren,  wurde  schon  damals  die  im  Mittelalter  immer  wie- 
derkehrende Maßregel  ergriffen ,  den  Dirnen  eine  besondere 
Kleidung  vorzuschreiben.  Trotz  der  Infamie,  mit  der  die  Pro- 
stitution bedeckt  war,  wurde  es  unter  Augustus  und  Tiberius 
nötig,  den  Matronen  und  Töchtern  von  Rittern  zu  verbie- 
ten,   sich  in  die  Polizeilisten  eintragen  zu  lassen.     Das  eigentlich 

I)  R.  4  f.;  S.  44  ff. 
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polizeiliche  Rei^ime  blieb  jedoch  immer  dasselbe :  keine  Frau 
durfte  ohne  Licentia  stupri  Prostitution  treiben.  Der  Aedil  mußte 
alle  nicht  eingeschriebenen  Dirnen  festnehmen  und  ausweisen. 
Die  eingeschriebenen  hatte  er  jedoch  sowohl  in  den  Lupanaria 
als  auch  in  ihren  Wohnungen  stets  zu  beaufsichtigen,  in  ersteren 
hatte  er  insbesondere  auch  noch  über  die  lünhaltung  der  Poli- 
zeistunden zu  wachen^)  -). 

Das  System  der  römischen  Polizeigesetzgebung,  wonach  die 
Prostitution  durch  verschiedene  Maßregeln  von  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  getrennt  werden  sollte,  lebte  bis  in  die  Neuzeit  in 
allen  europäischen  Staaten  weiter.  Zwar  sind  mancherlei  Modi- 
fikationen zu  verschiedenen  Orten  und  Zeiten  eingetreten,  das 
Wesentliche  der  polizeirechtlichen  Stellung  der  Prostitution  blieb 
jedoch  immer  erhalten,  oder  lebte  rasch  wieder  auf,  wenn  man 
es  einmal  beseitigt  hatte.  Letzteres  war  in  großem  Maßstab  ein- 
getreten mit  dem  Aufkommen  des  Christentums.  Zur  Zeit  seiner 
Unterdrückung  hatte  dieses  die  Schrecken  der  Prostitution  in  ent- 
setzlicher Weise  kennen  lernen  müssen,  indem  christliche  Jung- 
frauen mit  gewaltsamer  Prostituierung  in  den  Bordellen  bestraft 
wurden,  bis  Kaiser  Constantinus  sie  vor  diesem  grauenhaften 
Schicksale  schützte^).  Als  dann  aber  das  Christentum  an  innerer 
und  äußerer  Macht  zunahm,  änderte  sich  unter  dem  Einflüsse  der 
christlichen  Ideen  auch  das  staatliche  Regime  gegenüber  der  Pro- 
stitution. Theodosius  hob  auf  das  Drängen  der  Christen  das 
Vectigal    oder    Chrysargyron    auf,    wobei  dieses   tatsächlich  aller- 

i)  S.  65  ff.  ;  R.  8  ff. 

2)  Interessant  ist  es,  daß  hier  in  Rom  zum  ersten  Male  die  staatsrechtliche 
Frage  nach  der  Berechtigung  der  polizeilichen  Beschränkungen  auftaucht,  eine  Frage, 
die  in  der  Folge  fast  während  zwei  Jahrtausenden  nicht  wieder  aufgerührt  wurde. 
In  Hellas  hatte  diese  Frage  nicht  entstehen  können  einerseits,  weil  die  Prostituierten 
Unfreie  oder  Barbaren  waren,  andererseits,  weil  das  Griechentum  eine  von  der 
politischen  unabhängige  staatsrechtliche  Betrachtung  nicht  kannte.  Anders  lagen 
die  Dinge  schon  in  Rom,  wo  es  bereits  Cicero  als  eine  Aufgabe  der  Behörden  be- 
tonte iura  fidei  sua  commissa  meminisse  (vgl.  Rehm  s  Geschichte  der  Staatswissen- 
schaft«, 1896,  S.  147,  151).  Daher  wurden  gewisse  verwaltungsrechlliche  Regeln 
für  die  Ausübung  der  Polizeigewalt  als  verbindlich  angesehen  und  so  z.  B.  die,  daß 
dem  Aedilen  seine  besonderen  Ueberwachungsbefugnisse  nur  dann  zustanden,  wenn 
er  mit  den  besonderen  Insignien  seiner  Macht  in  Begleitung  der  Liktoren  sie  aus- 
übte. Als  es  daher  einmal  vorkam,  daß  eine  Dirne  einen  Aedilen,  der  ohne  diese 
ihr  Haus  betreten  wollte,  mit  Steinwürfen  forttrieb,  wurde  dieses  Verhalten  als 
durchaus  berechtigt  anerkannt. 

3)  R-  87;  S.  13. 
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dinj^s  noch  weiter  erhoben  wurde,  bis  es  Anasthasius  I.  gänz- 
lich beseitigte  M-  Unter  Justinian  fiel  das  ganze  römische  System, 
indem  die  Trennung  der  Prostitution  von  der  bürgerUchen  Ge- 
sellschaft aufgehoben  wurde :  die  Infamie  wurde  von  der  Prosti- 
tution genommen,  die  Heirat  mit  einer  Prostituierten  erlaubt. 
Dabei  wurde  jedoch  die  eigentlich  polizeiliche  Ueberwachung  der 
Prostitution  nicht  aufgegeben ,  sondern  gerade  unter  Justinian 
mit  besonderer  P^nergie  betrieben  und  alle  Schlupfwinkel  der 
Prostitution,  wie  besonders  die  Badehäuser  und  dergleichen,  unter 
steter  Aufsicht  gehalten  2).  Später  lebte  jedoch  das  alte  römische 
System,  das  auf  eine  vollständige  Ausscheidung  der  Prostitution 
aus  dem  bürgerlichen  Leben  abzielte,  in  seiner  ganzen  Struktur 
wieder  auf^)  und  hat  so  im  ganzen  Mittelalter  und  bis  in  die 
Neuzeit  in  den  mittel-  und  südeuropäischen  Staaten  Geltung  ge- 
habt: in  P'rankreich  wie  in  Deutschland,  in  Italien  wie  in  Spa- 
nien"^). Die  Infamie  war  vielfach  ipso  jure  mit  der  Prostitution 
verbunden,  und  so  sah  das  gemeine  Recht  die  rechtlichen  Merk- 
male einer  Prostituierten  in  der  Infamie  und  der  Unterwerfung 
unter  die  Prostitutionsgesetze'').  Ein  weiteres  Mittel,  die  Prosti- 
tuierten von  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  trennen,  war  der 
schon  in  Rom  ihnen  auferlegte  Zwang-,  eine  besondere  Kleidung 
zu  tragen.  Endlich  dienten  demselben  Ziel  die  Maßregeln  zur 
Konfinierung  der  Prostituierten  in  bestimmten  Stadtteilen,  Straßen 
oder  Häusern.  Im  einzelnen  die  nach  Tausenden  zählenden  Bor- 
dellordnungen, Kleiderordnungen  und  unter  welchen  Namen  sonst 
die  prostitutionspolizeilichen  Anordnungen  ergingen,  nachzuweisen, 
kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  da  es  sich  für  uns  nicht 
um  eine  ausführliche  Darstellung  der  Geschichte,  sondern  lediglich 
um  den  Nachweis  der  Entwicklung  staatsrechtlicher  Prinzipien 
handelt.  Diese  aber  sind  überall  dieselben  gewesen  —  die  des 
alten  römischen  Rechts;  sie  wurden  gehandhabt  in  Rom  wie  in 
London,  in  Paris  wie  in  Wien,  in  Straßburg  wie  in  Valenzia, 
kurz  in  allen  Städten  Mittel-  und  Südeuropas,  im  Mittelalter  und 

i)  R.  20  ;  S.  92., 

2)  .S.  93;  Sab.   58;  Duf.  78. 

3)  S.  91  ;  R.  21  f.;  Duf.   57. 

4)  R.   113  ff.;   117  ff.;   122;   134;  67  ff. ;  .S.  60  ff.;  A.-L.  Phys.  207  ff. 

5)  Die  zahlreichen  Definitionen  der  Prostitution  in  den  Lehrbüchern  des 
gemeinen  sowie  des  kanonischen  Rechts  sind  für  unsere  Frage  niclit  von  Bedeutung. 
Vergl.  jedoch  darüber:  R,   117  ff.;  A.-L.    187. 
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ZU  Beginn  der  Neuzeit.  Daß  allerdings  das  ganze  System  im 
Mittelalter  praktische  Bedeutung  erlangte  durch  eine  energische 
technische  Mandhabung  der  Sicherheitspolizei,  wie  sie  in  Rom 
durch  die  Aedilen,  in  Byzanz  durch  die  Kaiserlichen  Beamten 
gescliehen  zu  sein  scheint,  daran  zu  zweifeln  ist,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  aller  (}rund  vorhanden. 

II. 
Die  Prostitutionspolizei,  wie  wir  sie  bisher  betrachtet  haben, 
verfolgt  als  Ziel  die  öffentliche  Sicherheit.  Im  Mittelalter  aber 
sehen  wir  daneben  einen  neuen  Gesichtspunkt  in  der  polizeilichen 
Behandlung  der  Prostitution  auftauchen  :  es  ist  der  der  Sittlichkeit '). 
Das  klassische  Altertum  hatte  die  Prostitution  als  eine  selbstver- 
ständliche Erscheinung  des  städtischen  Lebens  betrachtet,  die  nur, 
weil  es  allerdings  bedenkliche  Elemente  sind,  aus  denen  sie  sich 
zusammensetzt,  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicher- 
heit polizeilich  überwacht  werden  muß.  In  der  germanischen 
Welt  mußte  eine  andere  Auffassung  herrschen.  Noch  zu  Beginn 
der  christlichen  Zeitrechnung  war  ja  doch  das  Germanentum, 
verglichen  mit  der  Weltstadt  Rom,  eine  prisca  gens  mortalium. 
Die  vollständig  andere  soziale  Verfassung  eines  einfachen,  nur  in 
wenig  zahlreichen  Ansiedlungen  zusammenlebenden  Bauernvolkes 
von  zudem  so  schwerfälliger  Sinnesart  wie  die  Germanen,  mußte 
andere  soziale  Anschauungen  erzeugen,  als  das  in  Reichtum  und 
Ueberkultur  dahingleitende  städtische  Leben  sinnenfreudiger  Süd- 
länder. So  ist  es  wohl  annehmbar,  daß  die  weder  durch  Reich- 
tum, noch  durch  die  Verführungen  des  städtischen  Lebens  zur 
Ueppigkeit  getriebenen  Germanen  tatsächlich  jenes  hohe  Maß 
geschlechtlicher  Zucht  und  Sitte  bewahrt  haben,  das  Tacitus  an 
ihnen  rühmt.  Es  ist  uns  eine  lieb  gewordene,  wenn  auch  nicht 
mit  absoluter  Sicherheit  als  richtig  nachweisbare  Vorstellung,  daß 
unsere  Vorfahren  die  Hochachtung  vor  der  Menschenwürde  in  der 
Verehrung  der  P"rauen  konzentrierten.  Dieser  Denkweise  mußte 
die  Auffassung  jedes  außerehelichen  Verkehrs  der  Frau  als  etwas 
Verbrecherischen  entspringen.  Daher  mußte,  als  zuerst  kompli- 
ziertere Lebensverhältnisse  eine  Prostitution  im  eigentlichen  Sinne 
entstehen   ließen,    diese    der    germanischen  Auffassung    als    etwas 


l)  Die  Belegung  der  Prostitution  mit  der  infamia  hat  mit  einer  Sorge  für  die 
Sittlichkeit  nichts  zu  tun.  Sie  ist  vielmehr,  wie  oben  dargelegt,  nur  ein  Kampf- 
mittel  der  Rechtsordnung  zum   Schutze  eines  geordneten  bürgerlichen   Lebens. 
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Verbrecherisches  und  daher  Strafbares  erscheinen.  Die  Prostitution 
beginnt  im  germanischen  Volksleben  zuerst  hervorzutreten  einer- 
seits in  den  von  den  Großen  gehaltenen  Genecien,  den  Frauen- 
häusern, in  denen  die  dienenden  Frauen  zu  gemeinsamer  Arbeit 
vereint  waren,  andererseits  in  den  von  den  Germanen  eroberten 
römischen  Städten.  Die  ersten  prostitutionspolizeilichen  Gesetze 
richten  sich  daher  gegen  die  Unzucht  in  den  Genecien  (Lex  Ala- 
mannorum  tit.  80)  und  in  den  römischen  Städten  (Lex  Visigotho- 
rum  lib.  III,  tit.  IV,  cap.  17  de  meretricibus)  ^).  Das  Gemeinsame 
dieser  germanischen  Gesetze  ist  das  absolute  Verbot  der  Prosti- 
tution. Diesen  naiven  Kampf  der  schlichten  deutschen  Volkssitte 
gegen  die  komplizierteren  Lebensverhältnisse  setzte  noch  Karl 
der  Große  fort.  Das  Capitulare  de  ministerialibus  palatinis  vom 
Jahre  800  ^)  enthält  daneben  die  erste  polizeiliche  Maßregel 
zur  Unterdrückung  der  Prostitution  in  der  Königlichen  Pfalz,  den 
Pachthöfen  in  der  Stadt :  es  ist  die  Ausweisung,  jene  sinnwidrige 
Maßregel,  die  gerade  jede  vernünftige  Prostitutionspolizei  unter- 
gräbt, indem  sie  jede  Möglichkeit  der  Ueberwachung  ausschließt. 
Diese  Maßregel,  die  in  der  folgenden  Zeit  immer  wiederkehrt,  ist 
es  auch,  die  die  Dirnen  zu  ^>  fahrenden  P^rauen«  macht  und  damit 
die  Prostitution  an  das  Gaunertum  anschließt.  Denn  was  blieb 
der  ausgewiesenen  Dirne  übrig,  als  sich  an  das  Vagantentum 
anzugliedern,  wo  anders  als  unter  den  Ehrlosen  konnte  sie  Schutz 
finden,  wie  anders  als  durch  Teilnahme  an  dem  Gaunerleben  ihren 
Unterhalt  erwerben  ?  So  war  es  gerade  die  starre  Rechtlichkeit 
und  spröde  Sittlichkeit  der  alten  deutschen  Rechtsordnung,  die 
der  Prostitution  ihren  gesellschaftsgefährdenden  Charakter  auf- 
prägte. Diese  Unfähigkeit  der  germanischen  RechtsaufTassung, 
sich  den  komplizierteren  Lebensverhältnissen  anzupassen,  hatte 
verhängnisvolle  Wirkung.  Mit  dem  Entstehen  der  Städte  war, 
begünstigt  durch  die  Roheit  des  Zeitalters,  ein  gewaltiges  Ueber- 
wuchern  der  Prostitution  verbunden,  die  wegen  der  gänzlich  man- 
gelnden Beaufsichtigung  zur  größten  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  wurde  ^).  So  überschwemmte  in  Paris  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  die  Prostitution  das  ganze  bürgerliche  Leben.  Das 
aufdringliche  Sichbreitmachen  der  Prostitution,  die  ihre  Zünfte, 
Statuten,  Prozessionen  und  Schutzheilige  hatte,  war  mit  einer  entsetz- 


1)  R.   16;  A.-L.   Phys.   194  f. 

2)  Abgedruckt  R.   181.     Essarts  577  f. 
3;  R.  38  fT. 
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liehen  Demoralisierung^  des  ganzen  öftentlichen  Lehens  verbunden'). 
Trotzdem  finden  wir  in  der  c^anzen  Zeit  von  <Soo  bis  Mitte  des 
XIII.  Jahrhunderts  keine  Spur  einer  l'rostitutionspolizei.  Als  diese 
zuerst  wieder  auftritt,  hat  sich  ihr  An<^esicht  verändert.  Sie  er- 
scheint nicht  mehr,  wie  in  Rom,  als  nüchterner  Hüter  der  öffent- 
lichen Sicherheit,  auch  nicht  mehr,  wie  in  den  deutschen  Volks- 
rechten, als  der  naive  Verteidiger  ererbter  Zucht  und  Sitte,  son- 
dern als  Büttel  des  kirchlichen  Sittengesetzes.  Louis-Saint  ist  der 
Vater  des  neuen  Systems,  das  geradezu  die  Paralyse  jeder  wir- 
kungsvollen Prostitutionspolizei  enthält.  Durch  seinen  Kreuzzug 
in  seinen  frommen  Gefühlen  gestärkt  und  —  man  muß  das  zu 
seiner  Entschuldigung  sagen  —  unter  dem  Eindrucke  wohl  be- 
gründeten Pökels  vor  dem  schamlosen  Treiben  seiner  christlichen 
Ritter  auf  diesem  Kreuzzuge,  griff  Ludwig  der  Heilige  zunächst 
zu  den  Waffen  der  Religion.  Durch  den  Erzbischof  von  Paris 
ließ  er  eine  Versammlung  von  Prostituierten  einberufen  und  300 
in  dieser  bekehrte  Dirnen  in  der  sog.  Maison  des  Pllles  Dieu  in 
klösterlicher  Organisation  unterbringen.  Dann  aber  versuchte  er 
im  Jahre  1254  eine  vollständige  Unterdrückung  der  Prostitution 
und  dekretierte  :  expellantur  autcm  publicae  Meretrices,  tam  de 
campis  quam  de  Villis  et  factis  monitionibus  et  prohibitionibus 
eorum  bona  per  locorum  Judices  capiantur,  vel  eorum  autoritate 
quolibet  occupentur  etiam  usque  ad  tunicam,  vel  pellicem  -)  ^). 
Ludwig  versprach  sich  wohl  selbst  wenig  PIrfolg  von  dieser  Maß- 
regel, denn  er  hielt  es  noch  im  selben  Jahre  für  nötig,  den  hohen 
Beamten  den  Besuch  der  Bordeaux  zu  verbieten.  Bald  aber  er- 
wies sich  in  schlagender  Weise  das  Verfehlte  dieser  »Sittenpolizei«. 
Nicht  nur,  daß  die  Pllles  Dieu,  gestützt  auf  die  pikante  Zutat 
ihres  geistlichen  Habitus,  ihr  bisheriges  Gewerbe  mit  doppelter 
Einträglichkeit  weiter  übten,  sondern  auch  im  übrigen  blühte  die 
Prostitution    in  alter  Stärke  weiter.     So    fand    sich    denn  Ludwig 


1)  Sab.  89,  96  berichtet,  daß  Frauen  nicht  an  einem  Männerkloster  vorbeigehen 
konnten,  ohne  sich  der  Gefahr,  vergewaltigt  zu  werden,  auszusetzen  Priester,  die 
den  Lockungen  einer  Straßendirne   nicht  folgten,  gerieten  in  den  Ruf  von  »Sodomiten«. 

2)  R,   38  ff.  ;    Del.  III,  442  ;    A.-L.  Phys.  200,    202  ff.     Essarts  III,   579  f. 

3)  Selbst  die  Häuser,  in  denen  die  Dirnen  wohnten,  sollten  vernichtet  werden. 
Es  ist  dies  ein  Kampfmittel,  dessen  sich  der  ältere  Staat  zum  Schutze  der  bürger- 
lichen Rechtsordnung  öfters  bediente;  so  begegnen  wir  ihm  auch  im  Kampfe  des 
Staates  gegen  das  Raubriltertum:  die  Häuser  der  Raubritter  wurden  »um  den  Raub 
angesprochen«.  Vgl.  ZalUnger,  Das  Verfahren  gegen  die  landschädlichen  Leute. 
1895.     S.   75,    132. 
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der  Heilige  gezwungen,  zwei  Jahre  später  in  einer  Neuredigierung 
seiner  C^rdonnanz  sein  Verbot  insofern  einzuschränken,  als  er  den 
Dirnen  bestimmte  Aufentlialtsorte  anwies  ').  Damit  hatte  er  nicht 
nur  seine  eigene  Gesetzgebung  desavouiert,  sondern,  wie  A7>e- 
Lalleniant  sagt,  .>auch  den  Anlauf  der  kirchlich-sittlichen  Bekeh- 
rung für  immer  profaniert«.  Mit  diesem  so  vollständig  fehlge- 
schlagenen Versuche  hat  die  Prostitutionspolizei  begonnen,  die 
^Sittenpolizei«  zu  sein,  die  sie  —  zum  ungeheuren  Schaden  un- 
seres Volkslebens  —  bis  in  unsere  Tage  geblieben  ist. 

Die  Polizei  der  Prostitution  als  »Sittenpolizei«  ist  ein  Unding. 
Vom  Standpunkt  der  Sittlichkeit  kann  man  auf  der  Grundlage 
der  christlichen  Sittenlehre  stets  nur  zu  einer  absoluten  Verdam- 
mung der  Prostitution  gelangen.  Da  aber  eine  vollständige  Unter- 
drückung der  Prostitution  doch  nie  möglich  ist,  so  muß  das  Sy- 
stem der  »Sittenpolizei;  stets  mit  dieser  heillosen  Verwirrung  in 
rechtlicher  und  praktischer  Hinsicht  verbunden  sein,  die  ihm  tat- 
sächlich auch  stets  angehangen  hat.  Obwohl  die  Gesetzgebung 
Ludwigs  des  Heiligen  sich  sofort  in  schlagender  Weise  als  ver- 
fehlt erwiesen  hatte,  bildete  sie  die  Grundlagen  für  alle  späteren 
Maßregeln  in  Frankreich.  In  den  folgenden  Jahrhunderten  führte 
die  im  Gefolge  der  steten  Kriege  und  Unruhen  eintretende  all- 
gemeine Zügellosigkeit  der  Sitten  zu  einem  steten  Anwachsen  der 
Prostitution.  Immer  neue  gleich  unnütze  Maßregeln  ergriff  man 
gegen  das  immer  mehr  anschwellende  Uebel,  bis  dann  1560  die 
in  Orleans  versammelten  Generalstände  es  noch  einmal  mit  einem 
absoluten  Verbot  versuchten.  Eine  Ordonnance  Heinrichs  III. 
erneuerte  1588  dieses  Verbot.  Die  unvermeidliche  Folge  davon 
aber,  das  unaufhaltsame  Anschwellen  der  heimlichen  Prostitution 
mit  allen  ihren  Gefahren  für  die  öffentliche  Sicherheit,  mußte 
wieder  zu  einer  stillschweigenden  Duldung  führen,  um.  wenigstens 
einigermaßen  eine  polizeiliche  Ueberwachung  und  Regelung  zu 
ermöglichen  ^j.  Dabei  gab  das  formelle  Weiterbestehen  des  ab- 
soluten Verbots  die  Handhabe  zu  absoluter  Willkür.  Diese  ist 
überhaupt  der  »Sittenpolizei«  wesentlich.  Einer  Zeit  der  Dul- 
dung folgt  eine  Zeit  der  absoluten  Unterdrückung  und  schonungs- 
losen Verfolgung:  das  ist  das  allgemeine  Bild  der  mittelalterlichen 
Prostitutionspolizei,  in  Frankreich  wie  in  Deut.'-chland,  in  Italien-) 


1)  Del.  441  ff.;   R.   38  ff.;    183;   S.   95;   A.-L.   202  ff.     Essarts   III,    579. 

2)  R.    42;   Sab.    137  ff.;   Del.   III,   443;   Duf.   73;   Essarts  III,    580  ff 
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wie  in  Spanien').  Dabei  ist  es  höchst  interessant,  daß  die 
Staaten  mit  ihrer  auf  mönchische  Anschauungen  gegründeten 
»SittenpoUzei  kirchlicher  waren  als  die  Kirche.  Die  großartige 
politische  Fähigkeit  der  römischen  Kirche,  ihr  Wille  und  ihre 
Kunst,  sich  allen  Erscheinungen  des  Lebens  anzupassen,  verhin- 
derten sie,  in  ein  so  unsinniges  System  zu  verfallen,  wie  das  der 
einfachen  Negation  gegenüber  der  so  unheimlichen  Macht  der 
Prostitution.  Sie  stellte  sich  auf  den  alten  römischen  Standj)unkt : 
Anerkennung,  aber  Ausscheidung  aus  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft, und  Ueberwachung.  Schon  Augustin  dachte  wie  Sokrates  : 
»Unterdrücke  die  Prostitution,  und  die  Sinnenlust  wird  die  ganze 
Gesellschaft  überschwemmen!«  und  im  späteren  Mittelalter  kam 
die  Kirche  immer  mehr  dahin,  die  Prostituierten  als  eine  notwen- 
dige Gruppe  der  menschlichen  Gesellschaft  anzusehen.  Nachdem 
143 1  in  Basel  eine  Schrift  über  die  Prostitution  vorgelegt  worden 
war,  in  der  diese  als  die  einzige  Stütze  guter  Sitten  bezeichnet 
war,  verwandte  das  Konzil  von  Mailand  große  Mühe  darauf,  aus 
den  Prostituierten  eine  besondere  Klasse  zu  machen.  Die  Const. 
Mil.  c.  65  de  meretricibus  et  lenonibus  bestimmt,  daß  die  Dirnen 
eine  besondere  Kleidung  tragen  und  sich  nur  an  besonderen  Or- 
ten aufhalten  dürfen.  Die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  wird 
den  Bischöfen  und  —  das  ist  charakteristisch  für  die  Stellung  der 
Kirche  im  Mittelalter  -      den  weltlichen  Behörden   aufgegeben  -). 

Von  dieser  einfachen,  klaren,  nüchternen  Anschauungsweise 
der  Kirche  waren  die  Staaten,  wie  gesagt,  weit  entfernt.  Ueberall 
begegnen  wir  sinnlosen  allgemeinen  Verboten.  Daneben  aber 
dann  wieder  nicht  nur  vollständiger  Duldung,  sondern  sogar  auch 
besonderer  Protektion. 

Ich  habe  bereits  erwähnt,  daß  in  Paris  die  Dirnen  im  Mittel- 
alter vollständige  Zünfte  bildeten.  Dasselbe  war  auch  in  anderen 
Ländern,  vereinzelt  auch  in  Deutschland,  der  Lall.  Dabei  übten 
sie  dann  einen  strengen  Zunftzwang,  zu  dessen  Handhabung  die 
Obrigkeit  ihren  Arm  lieh  :  so  ist  berühmt  das  *  Bittschreiben  der 
Töchter  im  Frauenhause  zu  Nürnberg  an  den  Rat  von  1492«,  in 

i)  In  Spanien  ist  dies  besonders  typisch  infolge  der  drakonischen  Gesetz- 
gebung; seit  dem  12.  Jahrhundert  war  eine  so  entsetzHche  Ausbreitung  der  heim- 
lichen Prostitution  und  allgemeinen  Sittenverderbnis  eingetreten,  daß  der  Staat  vom 
Ende  des  16.  Jaluhunderls  ab  den  Kampf  aufgab  und  sich  damit  begnügte,  von  Zeit 
zu  Zeit  einmal  die  ganze  Strenge  der  allen  Gesetze  wüten  zu  lassen.  .S.  196  ft'. 
Vergl.   aber  auch  die  sehr  interessanten  Mitteilungen   bei  Hügel,   38  ff. 

2)  S.   91  ;   R.   21  f.  ;   Daf.    57. 
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dem  sie  sich  über  die  Konkurrenz  der  nichtprivilegierten  Dirnen 
beschweren,  und  die  Erstürmung  eines  Winkelbordells,  die  sie  im 
Jahre  1 508  mit  Erlaubnis  des  Rats  vornahmen  ^).  Diese  Zünfte 
genossen  zum  Teil  nicht  nur  Privilegien,  sondern  auch  besondere 
Ehrenrechte,  wie  z.  B.  das,  bei  Ratsmahlzeiten  mit  Blumensträu- 
ßen zu  erscheinen  -).  Diesen  besonderen  Schutz  gewährte  aber 
die  Obrigkeit  nicht  umsonst,  sondern  sie  ließ  sich  reiche  Abgaben 
zahlen.  Hohe  Herrn  wurden  mit  diesen  Einkünften  belehnt,  wie 
denn  in  W'ürzburg  die  Grafen  von  Henneberg  von  dem  Bischof 
die  Einkünfte  aus  der  Dirnensteuer  zu  Lehen  trugen.  Die  geist- 
lichen Landesherrn  verschmähten  die  Unzuchtssteuer  ebensowenig, 
wie  die  weltlichen,  und  der  Erzbischof  von  Mainz  erfreute  sich 
ihrer  bis  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  ^).  Papst  Clemens  VII.  hatte 
sogar  durch  eine  Bulle  alle  Prostituierten  verpflichtet,  zu  Leb- 
zeiten oder  von  Todeswegen  die  Hälfte  ihres  Vermögens  einem 
Kloster  zu  überlassen.  Da  diese  Vorschrift  aber  umgangen  wurde, 
errichtete  man  eine  Steuer  und  zu  ihrer  Eintreibung  ein  beson- 
deres Tribunal.  Diese  Steuer  bestand  bis  Mitte  des  16.  Jahrhun- 
derts und  es  wird  überliefert,  daß  sie  in  drei  Jahren  5  Millionen 
Dukaten  eingebracht  habe^).  Aber  mit  diesen  indirekten  Ein- 
künften aus  der  von  ihr  als  Schändlichkeit  gebrandmarkten  und 
verfolgten  Prostitution  begnügte  sich  die  christliche  Obrigkeit  kei- 
neswegs. Sie  nahm  sie  in  eigene  Verwaltung,  um  sie  rentabler 
zu  verwerten.  So  standen  in  den  meisten  Städten  Deutschlands 
sowohl  wie  vielfach  in  P'rankreich,  Spanien  und  Rom  die  Bor- 
delle im  Eigentum  der  Stadt,  die  sie  entweder  selbst  betrieb  oder 
verpachtete^).  Damit  nicht  genug,  sie  verwandten  die  Insassen 
ihrer  P"rauenhäuser  im  offiziellen  Dienste  ihrer  Verwaltung.  Nicht 
nur  mußten  sie  bei  festlichen  Empfängen  mitwirken "),  sondern 
sie  mußten  sogar  direkt  ihr  Gewerbe  im  Dienste  der  Stadt  aus- 
üben. Als  Kaiser  Sigismund  in  Bern  einritt,  wurden  durch  Be- 
fehl des   Rats   »die  schönen  P'rauen  im  Gäßlin«    verpflichtet,   »die 

1)  A.-L.  Phys.   211,   Anm.    i. 

2)  A.-L.  Phys.  211  ff.  Haucuer :  »Geschichte  der  Prostituiion  in  Frank- 
furt a./M.«.  Festschrift  des  i.  Kongresses  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten,  1906.  S.  8,  16;  Ki-iegk  326  f. ;  C  Bücher, 
Die  Frauenfrage  im  Mittelalter.      1882.     .S.  46. 

3)  Kriegk  294. 

4)  .S.   161;  R.  59  ff.;  A.-L    Phys.   201,  Anm.    i;  211  ff. 

5)  Kriegk  ic^\  ff.;  A.-L.  Phys. 

6)  Näheres  bei  Hügel  50  ff. 
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Herren  vom  Königlichen  llot'c  oline  lCntj.,^elt  tVeundlich  zu  em- 
pfangen«. Dieselbe  Ehre  widerfuhr  1410  Herrn  Dietrich  von 
Ouitzow  in  Berlin  und  1450  der  österreichischen  Botschaft  in 
Neapel '). 

Wie  kann  bei  einem  solchen  System  willkürlicher  Unter- 
stützung, willkürlicher  Verfolgung  eine  planmäßige  Polizei,  ein 
systematischer  Schutz  des  bürgerlichen  Lebens  vor  den  mit  der 
Prostitution  verbundenen  Gefahren  möglich  sein .'  Kv  hat  tatsäch- 
lich nie  bestanden,  das  bürgerliche  Leben  war  ebensowenig  vor 
den  gefährlichen  Einwirkungen  der  Prostitution  geschützt,  wie  die 
Dirnen  vor  willkürlicher  Bedrückung  durch  die  Polizei. 

Es  kann  hier  nicht  meine  Aufgabe  sein,  im  einzelnen  den 
Rechtszustand  an  bestimmten  Orten  und  zu  bestimmten  Zeiten 
darzulegen.  Es  kommt  mir  nur  darauf  an,  im  allgemeinen  einen 
Begriff  von  der  Lage  jenes  Zweiges  der  öffentlichen  Verwaltung 
zu  geben.  Dies  wird  am  besten  durch  ein  Beispiel  geschehen. 
Wie  in  den  meisten  Städten,  so  wurde  auch  in  Toulouse  von 
der  Obrigkeit  ein  Bordell  unterhalten,  und  zw^ar  waren  es  Stadt 
und  Universität,  die  die  Kosten  dieses  Institutes,  der  sog.  Grant- 
Abbaye,  trugen.  Im  Anfange  des  XV.  Jahrhunderts  war  es  aber 
der  Polizei,  obwohl  es  sich  hier  um  ein  der  öffentlichen  Ver- 
waltung gehöriges  Haus  handelte,  nicht  möglich,  auch  nur  den 
alleräußersten  Grad  von  Ruhe  und  Ordnung  darin  herzustellen, 
sie  konnte  weder  das  Haus  noch  seine  Insassen  vor  den  Roh- 
heitsdelikten  seiner  Besucher  schützen.  Stadt  und  Universität 
zogen  commodum  magnum  aus  dem  Bordell,  erachteten  es  aber 
keineswegs  als  ihre  Pflicht,  durch  strenge  Ueberwachung  des  Bor- 
dells die  öffentliche  Sicherheit  zu  schützen.  Vielmehr  glaubten 
sie,  genug  getan  zu  haben,  als  sie  eine  Bittschrift  an  den  König 
richteten,  um  Schutz  des  Bordelum.  Dieser  seinerseits  begnügte 
sich  damit,  die  Uebeltäter  eindringlich  zu  ermahnen,  künftig  nicht 
mehr  die  Fenster  einzuschlagen.  Später  erteilte  er  die  Ermäch- 
tigung, die  panonceaux  fleurdelises  vor  dem  Hurenhaus  aufzu- 
stellen!  Die  Roheitsdelikte  aber  dauerten  immer  fort.  Welch 
trauriges  Licht  wirft  das  auf  die  Polizei,  ein  wie  herrlicher  Schlupf- 
winkel für  alles  lichtscheue,    verbrecherische  Gesindel    mußte  ein 


4)  A.-L.  Phys.  217;  Behrd.  11.  Kriegk  246.  Recht  typisch  für  die  Stellung 
der  Behörden  zur  Prostitution  ist  auch  die  Tatsache,  daß  Beamte  als  Reisespesen 
den  Besuch  von  Frauenhäusern  in  Anrechnung  brachten.  Vgl.  des  Nälieren  Kriegk 
274,  381. 
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derartiger  Ort  sein,  an  dem  die  Polizei  selbst  den  allergrößten 
Ausschreitungen  gegenüber  machtlos  war !  Als  diese  nun  aber 
schließlich  doch  die  Rentabilität  des  Hauses  ernstlich  in  Frage 
stellten  durch  zu  starke  Abnutzung  des  menschlichen  Materials, 
da  schritt  die  christliche  Obrigkeit  ein.  Sie  verlegte  das  Bor- 
delum  in  die  Stadt,  wo  sie  es  im  Chateau-vert  unterbrachte. 
Dies  schadete  nun  allerdings  etwas  ihrem  sittlichen  Ansehen,  und 
so  sah  sie  sich  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  durch  den  Druck 
der  öffentlichen  Meinung  und  die  Geißel  des  allgemeinen  Spottes 
gezwungen,  die  Einkünfte  aus  dem  Bordell  einem  Hospital  zu 
überweisen.  Noch  in  demselben  Jahrhundert  wurde  es  ganz  auf- 
gehoben, denn  es  hatte  nicht  nur  bloß,  wie  vorher,  die  öff"ent- 
liche  Sicherheit  aufs  schwerste  gefährdet ,  sondern  auch  die 
Geistlichkeit  kompromittiert.  Einige  Prostituierte  waren  im  Mönchs- 
kloster ertappt  worden,  sie  wurden  dafür  gehängt^). 

Aehnlich  wie  in  Toulouse,  waren  die  Zustände  wohl  über- 
all. Zwar  hat  im  allgemeinen,  wie  ich  bereits  oben  dargelegt 
habe,  das  alte  römische  Polizeisystem  weiterbestanden  mit  der 
Ausscheidung  der  Prostitution  aus  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
durch  Beschränkung  auf  bestimmte  Kleidung  und  Aufenthalts- 
orte, verbunden  mit  polizeilicher  Aufsicht ;  leider  war  es  aber 
gerade  mit  letzterer,  die  ja  doch  allein  wichtig  ist,  selten  gut  be- 
stellt -)  imd  wir  w'issen,  daß  in  den  meisten  Städten,  ganz  wie  in 
Toulouse,  in  den  Frauenhäusern  und  deren  Umgebung  die  größte 
Unsicherheit  herrschte  ^).  Die  zahlreichen  und  zum  Teil  recht 
verständigen  Bordellordnungen  der  deutschen  Städte^)  lassen 
allerdings  darauf  schließen,  daß  man  dort  versuchte,  die  Prosti- 
tution einigermaßen  zu  beaufsichtigen,  welchem  Zwecke  ja  auch 
der  in  vielen  Städten  angestellte  Frauenknecht  ^),  sowie  der  den 
Heeren  folgende  Hurenweibel  diente  ^).  In  Neapel  bestand  im 
XVI.  Jahrhundert  ein  besonderes  Tribunal  für  die  Angelegen- 
heiten der  Prostitution,  das  aber  zu  schlimmen  Mißbräuchen  führte, 
und  auch  in  Venedig  war    die    Prostitution    systematisch  organi- 

1)  R.  98  ff.,  193  ff.;  S.  99  f. 

2)  Vgl.   Kriegk  266  ff.,   274. 

3)  f^riegk  306. 

4)  Vergl.     darüber    A.-L.    Pliys.    209  ff. ;     auch    Kriegk     309  ff.,    sowie    Bücher 
a.   a.   O.   47. 

5)  Wo  kein  besonderer  Frauenknecht  bestand,   waren  Stocker,   Scharfrichter  un>i 
ähnhche    Beamte    mit    der  Exekution    der    Prostitulionspolizei    betraut.     Kriegk    299. 

6)  Bücher  a.  a.  O.   38  ff. 
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siert.  In  den  spanischen  Städten  war  die  Prostitution  in  beson- 
deren, von  der  Außenwelt  vollständig  abgeschlossenen  Bezirken 
interniert,  an  deren  Eingang  ein  städtischer  Beamter  den  Besucher 
auf  die  Gefahren  aufmerksam  machte  ').  Im  ganzen  scheint  je- 
doch ungeheuer  wenig  Wert  auf  die  sicherheitspolizeiliche  Be- 
handlung der  Prostitution  gelegt  worden  zu  sein,  und  selbst  da, 
wo  vernünftige  Vorschriften  bestanden,  scheint  die  Exekution 
gänzlich  vernachlässigt  worden  zu  sein.  jVIan  erkannte  oder  be- 
achtete die  Gefahren  der  Prostitution  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit gar  nicht,  wurden  doch  zuweilen  die  fahrenden  PVauen  von 
der  Polizei  vollständig  eximiert;  es  erließ  z.  B.  1380  die  franzö- 
sische Krone  eine  defence  au  Sous-Viguier  de  Sisteron  de  faire 
emprisonner  les  femmes  etrangeres  venant  dans  cette  ville  -).  So 
kam  es  denn,  daß,  obwohl  überall  die  Dirnen  äußerlich  durch 
Kleidung  und  Aufenthalt,  und  rechtlich  durcli  die  ihnen  anhangende 
Infamie  von  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausgeschieden  waren, 
diese  doch  vollständig  von  der  Prostitution  überschwemmt  war. 
Die  Roheit  der  Zeit,  die  vielen  Kriege  und  Unruhen  waren  einer 
Verwilderung  der  Sitten  günstig.  Schuld  der  Polizei  aber  ist  es 
doch,  daß  sie  diese  Verwilderung  nicht  durch  ein  verständiges 
System  auf  das  notwendigste  Maß  eindämmte.  Das  kam  aber 
daher,  daß  sie  gar  nicht  die  Stellung  der  Prostitution  zum  Staate 
und  die  diesem  von  ihr  drohenden  Gefahren  in  Betracht  zog,  son- 
dern nur  ihre  Stellung  zur  kirchlichen  Sittenlehre.  Danach  war 
sie  etwas  Verdammenswertes,  das  unterdrückt  werden  mußte  und 
mit  jeder  Willkür  behandelt  werden  konnte.  Jenes  System  der 
'Sittenpolizei«  war  aber  nicht  nur  durch  diese  politischen  Fehler 
wertlos,  sondern  vor  allem  auch  wegen  seiner  inneren  Haltlosig- 
keit. Dieselben  Behörden,  die  die  Dirnen  verfolgten,  beschützten 
und  verwandten  sie  andererseits.  Aber  nicht  nur  das,  sie  zeigten 
überhaupt  stets  offen,  daß  sie  selbst  vor  der  Sittlichkeit,  die  sie 
als  Richtschnur  ihrer  amtlichen  Tätigkeit  setzten,  nicht  die  ge- 
ringste Achtung  hatten.  Am  französischen  Königshofe  bestand 
seit  dem  11.  Jahrhundert  eine  Zunft  der  prostituees  royales  ^). 
Und  wie  stand  es  mit  der  Geistlichkeit  r  Ein  Priester,  der  nur 
im  Konkubinat  lebte,  galt  als  sittlich  ;  nach  einer  Salzburger 
Chronik    hielt    man    dort    um   1200  einen  solchen  Geistlichen  für 


i)  R.  60  ff.;  S.  162,  170  ff. 

2)  R.  203. 

3)  Sab.    129  f. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911. 
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einen  Heiligen  ;  mit  der  Erlaubnis  zur  Unzucht  trieben  viele 
Priester  einen  schwunghatten  Handel  ;  Dante  stellt  Rom  auf  eine 
Stufe  mit  Babylon,  und  Macliiavell  sagt  :  »Wenn  der  päpstliche 
Hof  in  die  Schweiz  verlegt  wäre,  so  wäre  das  schlichteste  und 
einfachste  Volk  Europas  in  unglaublich  kurzer  Zeit  durch  das 
lasterhafte  Beispiel  des  italienischen  Klerus  von  Grund  auf  ver- 
dorben worden«  ^).  So  stark  war  das  sittenlose  Treiben  der 
Geistlichkeit  auch  in  Deutschland,  daß  sich  im  15.  Jalirhundert 
vielfach  die  weltlichen  Behörden,  was  doch  für  jene  Zeit  viel  be- 
deuten will,  gezwungen  sahen,  dagegen  einzuschreiten  -).  Daß 
weltliche  und  geistliche  Obrigkeit  es  nicht  verschmähten,  die 
Prostitution  zu  einer  Einnahmequelle  zu  machen,  habe  ich  bereits 
gesagt,  und  wie  das  bürgerliche  Leben  zur  Prostitution  stand, 
beweisen  die  ebenfalls  bereits  erwähnten  besonderen  bürgerlichen 
und  Ehrenrechte,  die  man  vielfach  den  zunftrnäßig  organisierten 
Dirnen  eingeräumt  hatte.  1400  fahrende  Dirnen,  von  denen  eine  800 
Goldgulden  verdiente,  sollen,  wie  allgemein  berichtet  wird,  auf  dem 
Konstanzer  Konzil  gewirkt  haben.  Daß  bei  einem  solchen  Ueber- 
wuchern  der  Prostitution  die  alte  Ausscheidung  aus  dem  bürgerlichen 
Leben  illusorisch  war,  ist  selbstverständlich.  Von  dem  Minnedienst 
des  Mittelalters  hat  Bebel  wohl  mit  Recht  gesagt,  daß  er  nur  »ein 
ins  Christliche  übertragener  Hetärismus«  ^)  war,  und  doch  war  dies 
noch  die  idealste  P'orm  des  Geschlechtsverkehrs.  Die  Prostitution 
hatte  eben  das  ganze  bürgerliche  Leben  durchseucht.  Das  alles  unter 
der  »Sittenpolizei«,  jenem  selben  Regime,  das  den  einfachen  außer- 
ehelichen Verkehr,  das  »leichtfertige  Beiwohnen«,  mit  den  härte- 
sten Strafen  verfolgte,  die  unglückliche  Kindsmörderin  mit  den 
grausamsten  Todesstrafen  bestrafte  und  die  Dirne,  die  die  zum 
Schutze  spießbürgerlicher  Zucht  erlassene  Kleiderordnung  über- 
trat, mit  den  willkürlichsten  und  entehrendsten  Strafen  verfolgte. 
Mit  Stäupen,  Gefängnis,  Gassenkehren,  Landesverweisung,  Pranger, 
Brandmarkung,  Eselsritt  und  welches  immer  die  entehrenden  und 
beschimpfenden  Strafen  waren,  wurden  die  Dirnen  verfolgt,  wäh- 
rend andererseits  weder  Bürger  noch  Behörden  den  Umgang  mit 
ihnen  scheuten.  Soll  man  nicht  der  Worte  König  Lears  ge- 
denken }  (Akt  IV,  Sz.  6)  : 


1)  S.    155  ff.;   A.-L.  Phys.  242  f.;  Kriegk  268  ff,  381. 

2)  Kriegk  270  ff. 

3)  Bebel,     »Die     Frau    und    der    Sozialismus«,     lo.    Aufl.      1891,    S.    57;    vergl. 
ich   A.-L.    Phys.  45  f.,  .sowie   C.  Bücher  a.   a.   O.   S.   33. 
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»Du  schufi'ger  Büttel,  weg  die  blut'ge  Hand  ! 
Was  geißelst  du   die  Hure?      Peitsch'  dich  selbst! 
Dich  liistet  heiß  mit  ihr  m  tun,  wofür 
Dein  Arm  sie  stäupt. «t 
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Diese  unheilvolle  »Sittenpolizei;  ist  wesentlich  begründet  in 
der  ganzen  Struktur  des  öffentlichen  Lebens,  in  der  Autoritäten- 
organisation des  Mittelalters.  Der  Staat  ist  eben  im  Mittel- 
alter der  Diener  der  Kirche  und,  wie  er  in  ihrem  Dienste 
gegen  Heiden  und  Juden  zu  Felde  zieht,  so  bekämpft  er  auch  in 
ihrem  Dienste  die  Prostitution  ^).  Er  sieht  in  der  Prostitution 
nur  die  Uebertreterin  des  kirchlichen  Sittengesetzes,  statt  sie  ledig- 
lich von  staatlichem  Standpunkte  aus  zu  betrachten,  wo  sie  als 
eine  notwendige  Begleiterscheinung  des  städtischen  Lebens  er- 
scheint, die  aber  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit,  der 
ersten  Grundlage  aller  staatlichen  Ordnung,  beaufsichtigt  und  in 
Schranken  gehalten  werden  muß.  Die  verkehrte  Stellung  der 
Staatsgewalt  gegenüber  der  Prostitution  war  begründet  in  der 
katholischen  Weltordnung,  die  das  Mittelalter  beherrscht.  Wie 
wirkt  nun  hier  die  Reformation  ?  Dem  ganzen  Gedankengange 
Luthers  entsprach  die  Auffassung,  daß  die  Frage  der  äußerlichen 
geschlechtlichen  Zucht  nicht  nur  eine  Frage  des  kirchlichen  Sit- 
tengesetzes, sondern  auch  eine  P^rage  der  bürgerlichen  Ordnung 
ist,  eine  P^rage  der  Selbsterhaltung  des  Volkes  und  des  Staates, 
die  zu  beantworten  ist  nicht  vom  Standpunkte  absoluter  Sittlich- 
keit, sondern  von  dem  politischer  Zweckmäßigkeit  '^).  So  hätte 
es  dem  ganzen  Geiste  der  Reformation,  der  dem  Staate  lassen 
wollte,  was  des  Staates  ist,  entsprochen,  auch  hier  der  Gleich- 
berechtigung eines  Systems  bürgerlicher  und  staatlicher  Selbst- 
erhaltung gegenüber  demjenigen  kirchlicher  Sittenordnung  das 
Wort  zu  reden.  P^ie  Nachfolger  Luthers  zogen  diese  Konsequenz 
nicht,  ebensowenig  wie  sie  Luthers  Denken  auf  dem  Gebiete  des 

i)  Zuweilen  wurde  auch  beides  vereint  und  eine  der  wichtigsten  Funktionen  der 
Sittenpolizei  war  die  Verhinderung  des  Geschlechtsverkehrs  zwischen  Christen  und 
Juden  (vgl.  Osefiöriiggen,  >Das  alamannische  .Strafrecht«  1860,  S.  279).  Es  scheint, 
als  ob  man  sogar  allgemein  den  Juden  den  Besuch  der  Bordelle  untersagt  habe 
{Kriegk  317),  wenigstens  enthält  die  geistreiche  Fälschung  der  Bordellordnung  von 
Avignon  ein   derartiges   Verbot  (S.   208,   210). 

2)  Daß  dem  klaren  Geiste  Luthers  eine  blinde  sitlenrichterliche  Polizei  nicht 
als  das  richtige  erschienen  wäre,  erscheint  mir  unzweifelhaft,  angesichts  seiner  sichern 
Erkenntnis  der  eigentlichen  und  schlimmsten  Gefahren  der  Prostitution,  auf  die  ich 
unten  (Abschnitt  III)  noch  zu  sprechen  kommen  werde. 

2  * 
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Kherechts  zur  Geltunq-  brachten.  Dem  Calvinismus  seinerseits  war 
überhaupt  die  vollständige  Identifizierung  kirchlicher  und  weltlicher 
Ordnung  eigen.  So  änderte  die  Reformation  nicht  das  geringste  an 
dem  bisherigen  System  der  Prostitutionspolizei,  höchstens,  daß  sie 
hier  und  da  noch  zu  größeren  Härten  führte.  Zwar  sind  vereinzelt  Ver- 
suche einer  rein  protestantischen  Auffassung  aufgetreten,  aber  sie  sind 
ganz  ohne  Erfolg  geblieben.  So  versuchte  im  Jahre  1 560  nach  ErlafS 
des  Edikts  von  Orleans  ein  hugenottischer  Geistlicher,  Cayet,  einen 
einfachen  staatlichen  Nützlichkeitsstandpunkt  in  der  Frage  der  Pro- 
stitutionspolizei zur  Geltung  zu  bringen,  und  schlug  vor,  um  die  nicht 
zu  verhindernde  Ausbreitung  der  nicht  zu  überwachenden  heimlichen 
Prostitution  zu  vermeiden,  die  Bordelle  wieder  zuzulassen.  Sein  Vor- 
schlag wurde  von  seinen  kirchlichen  Oberen  derart  mißbilligt,  daß 
man  ihn  überhaupt  nicht  in  die  Oeffentlichkeit  dringen  ließ  ^).  Auch 
in  Frankfurt  hatte  ein  gleicher  Vorschlag  des  angesehenen  Prädi- 
kanten  Peter  Gentner  keinen  viel  besseren  Erfolg  ^) ;  im  allge- 
meinen trat  gerade  unter  dem  Einfluß  des  Protestantismus  an 
den  meisten  Orten  eine  für  jede  Rücksicht  des  Staatsinteresses  blinde 
»Sittenpolizei«  ein.  Wie  im  Gefolge  der  Reformation  die  straf- 
rechtliche Behandlung  des  einfachen  außerehelichen  Verkehrs  zu 
einer  ebenso  grausamen  wie  sinnlosen  Härte  ausartete  •''),  so  ver- 
suchte man  auch  gegenüber  der  Prostitution  ein  mit  blutiger 
Härte  arbeitendes  Unterdrückungssystem.  In  vielen  Städten,  wo 
es  bisher  gelungen  war,  die  Prostitution  durch  Beschränkung  auf 
bestimmte  Orte  einigermaßen  unter  Aufsicht  zu  halten,  warf  die 
Polizei  selbst  die  Zügel  aus  der  Hand,  indem  sie  eine  Aufhebung 
der  Duldung  dekretierte :  in  Genf  unter  der  calvinistischen  Re- 
gierung, in  London  unter  der  Herrschaft  der  Puritaner,  in  Straß- 
burg, Frankfurt,  Berlin  und  zahllosen  anderen  deutschen  Städten 
unter  dem  Einfluß    des    Protestantismus^)^).     Und    überall    hatte 


1)  S.  119. 

2)  Hanauer  a.  a.  O.,  S.    17. 

3)  Vgl.  darüber  z.  B.  Frauenstädt  »Drei  Malefizbücher«,  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Strafrechtsw.,   Bd.  XXIII,  S.   274. 

4)  S.  298;  R.  68;  Hanauer  a.  a.  O.,  21  ff.;  Behrd.  16  ff.;  A.  Guillot,  La  lulte 
contra    l'exploitation    et    la    reglementation   du  vice  ä   Geneve,    1899,    S.   6,    Anm.    I. 

5)  Die  naheliegende,  aucli  von  Kriegk  ausgesprochene  Vermutung,  daß  das  Auf- 
treten der  Syphilis  als  Motiv  der  Repressivmaßregeln  mitgewirkt  habe,  hat  manches 
für  sich,  ihre  Richtigkeit  läßt  sich  aber  nicht  beweisen.  Nach  dem  unten  (Seite  21  ff. 
und  im  Abschnitt  IIIj  Ausgeführten  erscheint  es  mir  vollständig  ausgeschlossen,  daß  es  sich 
hier  um  eine  gesundheitspolizeiliche  Maßregel  zur  Bekämpfung  der  Syphilis   handelt. 
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diese  blindwütende  Sittenpolizei  dieselben  Folgen :  ein  uniicim- 
liches  Anwachsen  der  versteckten  Prostitution  mit  allen  ihren  Ge- 
fahren für  öffentliche  Sicherheit  und  Sittlichkeit. 

Fehlt  es  zwar  nicht  an  Beispielen,  daß  hier  und  da  verstän- 
dige Verwaltungen  die  Prostitutionspolizei  in  einer  lediglich  dem 
Staatsinteresse  entsprechenden  Weise  regelten  •),  so  behielt  diese 
im  allgemeinen  doch  noch  bis  ins  17.  und  iS.  Jahrhundert  den 
Charakter  der  Sittenpolizei.  Denn  dieser  entsprach  nicht  nur, 
wie  wir  sahen,  auch  nach  der  Reformation  immer  noch  den  reli- 
giösen Ideen,  sondern  vor  allem  auch  der  in  der  Folgezeit  in  den 
Vordergrund  des  öffentlichen  Interesses  tretenden  Staatsidee. 
Diese  Staatsidee  ist  damals  der  Eudämonismus.  Nach  der  Lehre 
des  Naturrechts,  die  das  Staatsrecht  jener  Zeit  beherrscht,  gehört 
die  Glückseligkeit  zu  denjenigen  Zwecken,  die  die  Einzelnen  ver- 
anlaßt haben,  sich  zu  einem  Staate  zusammenzutun  und  ihm  die- 
jenige Machtbefugnis  über  sich  zu  übertragen,  die  erforderlich  ist, 
um  jene  Zwecke  zu  erreichen.  Der  Staat  hat  daher  Pflicht  und 
Recht,  für  die  Glückseligkeit  seiner  Untertanen  zu  sorgen.  Da 
aber,  wie  die  Naturrechtslehrer  ausführen,  eine  wahre  Glückselig- 
keit für  den  Menschen  nur  zu  erreichen  ist,  wenn  er  nicht  nur 
mit  den  ihn  umgebenden  Dingen  der  Außenwelt,  sondern  auch 
mit  sich  selbst  zufrieden  ist,  so  hat  der  Staat  ihm  dazu  zu  ver- 
helfen, indem  er  an  seiner  sittlichen  Vervollkommnung  arbeitet. 
Das  Mittel  des  Staates  hierzu,  wie  zur  Erreichung  aller  seiner 
Zwecke,  ist  die  Polizei,  die  ihm  daher  auch  für  jene  Zeit  seinen 
Namen  gegeben  hat.  In  diesem  Gedankengang  wurzelt  der  Begriff 
der  :> Sittenpolizei« .  In  der  Praxis  sieht  die  Sache  etwas  anders  aus. 
Wenn  z.  B.  im  Interesse  der  Sittlichkeit  den  Bürgern  ein  ver- 
schwenderisches Leben  verboten,  ihnen  der  Genuß  teurer  auslän- 
discher Produkte,  wie  Kaffee,  Südweine  u.  dergl.  mehr  untersagt 
wird,  so  sind  das  in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als  ökonomisch- 
politische   Maßregeln,    um    die    Steuerkraft    der  Bürger    und,    im 


Wenn  die  Syphilis  damals  zu  polizeilichen  Erwägungen  Anlaß  gegeben  hat,  so  sind 
dies  m.  E.  im  wesentlichen  nur  >'sittenpolizeiliche«  gewesen.  Man  sah  in  der  »Lust- 
seuchec  eine  Strafe  des  Himmels  für  die  Unzucht  und  wollte  deshalb  die  himmlische 
Justiz  mit  dem  irdischen  Arm  der  Sittenpolizei  unterstützen,  indem  man  die  Unzuclit, 
und  insbesondere  die  gewerbsmäßige  Unzucht,  allgemein  zu  unterdrücken  versuchte. 
Was  man  unterdrücken  wollte,  war  dabei  nicht  der  Krankheitsherd,  sondern 
die  U  n  s  i  1 1 1  i  c  h  k  e  i  t. 

i)  Ich    (lenke    besonders    an    die    Berliner    Prostitulionspolizei    seit    Anfang    des 
XVIII.    Jahrhunderts.      Vgl.  unten  im  Abschnitt   III. 
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Sinne  des  Merkantilismus,  das  Geld  im  Lande  zu  erhalten.  Doch 
segeln  alle  diese  Maßregeln  in  Staatsrecht  und  Politik  stets  unter 
der  Flagge  der  Sittenpolizei.  So  war  denn  diese  Sittenpolizei 
staatsrechtlich  und  politisch  der  wichtigste  Zweig  der  Verwaltung 
des  Polizeistaats.  Im  Interesse  der  Sittlichkeit  überwachte  die 
Polizei  Speise  und  Trank,  Kleidung  und  Wohnung,  Arbeit  und 
Müßiggang  der  Bürger.  Auf  jedem  Lebensgebiet  sorgte  die  Polizei 
für  die  »Vervollkommnung«  der  Bürger,  und  die  Sittlichkeit  wurde 
als  ein  so  wesentlicher  Gegenstand  der  Polizei  angesehen,  daß 
man  die  beiden  Begriffe  zuweilen  vollständig  identifizierte.  So 
schrieb  im  Jahre  1767  ein  Gelehrter  namens  Fischer  ein  Buch: 
»Von  der  Polizei  und  dem  Sittengesetze«,  in  dem  er  die  beiden 
Begriffe  als  vollständig  gleichbedeutend  gebraucht.  Diesen  all- 
gemeinen Staats-  und  Polizeilehren  konnte  es  natürlich  nur  ent- 
sprechen, daß  auch  die  Polizei  der  Prostitution  lediglich  als  Sit- 
tenpolizei gehandhabt  wurde,  daß  man  die  Prostitution  nicht  im 
Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  zu  regeln,  son- 
dern sie  im  Interesse  der  »Sittlichkeit«  zu  unterdrücken  suchte. 
Dabei  segelten  allerdings  auch  auf  diesem  Spezialgebiete,  wie  das 
oben  schon  allgemein  gesagt  worden  ist,  ganz  im  Sinne  des  eu- 
dämonistischen  Polizeistaats ,  ökonomisch  -  politische  Maßregeln 
unter  der  Flagge  der  »Sittenpolizei«^),  ja,  was  viel  schlimmer 
war,  es  wurden  Maßregeln,  die  lediglich  im  Privatinteresse  der 
Herrschenden  geschahen,  unter  dem  Deckmantel  der  Sittenpolizei 
vorgenommen^).  So  bietet  denn  im  17.  und  18.  Jahrhundert  die 
Prostitutionspolizei  dasselbe,  wenn  nicht  ein  traurigeres  Bild,  wie 
vom  13.  bis  14.  Jahrhundert:  was  der  mittelalterliche  Staat  auf 
diesem  Gebiete  an  dem  bürgerlichen  Leben  unter  der  Fahne  der 


1)  Ein  geradezu  klassisches  Beispiel  hierfür  findet  sich  in  L.  F.  Laugemocks 
Abbildung  einer  vollkommenen  PoHzey  (1747),  wo  S.  35  f.  von  der  Poli/ei  gesagt 
wird:  »Sie  benimmt  uns  alle  Gelegenheiten,  wo  unsere  schwache  Tugend  in  Ge- 
fahr könnte  gesetzt  und  wankend  gemacht  werden,  d  a  m  i  l  sie  verhüte,  daß  unsere 
Gesundheit  einer  schnöden  und  niederträchtigen  Lust  nicht  zum  Opfer  werden 
müsse,  findet  auch  hiebet  ihre  Rechnung,  indem  sie  diejenigen  Kräfte, 
die  dem  Besten  der  Gesellschaft  geweiht  sind,  nicht  unbrauchbar  und  ge- 
schwächt werden  läßt,  daß  sie  sich  derselben  in  ihrer  frischen  Stärke  be- 
dienen könne«. 

2)  In  Paris  diente  die  Sittenpolizei  dazu,  dem  König  interessante  Berichte  zu 
liefern  und  untreue  Maitressen  vornehmer  Herren  zu  bestrafen  (vgl.  unten  S.  24 
Anm.  i)  ;  vgl.  übrigens  auch  den  von  E.  Lavisse,  La  jeunesse  du  Grand  Frederic 
1899  (S.  260  ff.)  berichteten  Fall  aus  der  Regierung  Friedrich  Wilhelm  I. 
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kirchlichen  Sittenlehre  gesündigt  hatte,    das    sündigte  der  Polizei- 
staat unter  der  Fahne  des  Eudämonismus. 

Schon  an  sich  kann  sich  das  S\stem  der  Sittenpolizei  von 
Willkür  und  Ungerechtigkeit  nicht  befreien.  La  force  des  lois  a 
sa  mesure,  sagt  Jean  Jacques  Rousseau^  celle  des  vices  qu'elles 
repriment  a  aussi  la  sienne.  Ce  n'est  qu'apres  avoir  compare 
ces  deux  quantites  et  trouve  que  la  premiere  surfasse  l'autre  qu'on 
peut  s'assurer  de  l'execution  des  lois').  Ein  Verbot  der  Prosti- 
tution aber  hat  nie  jene  Kraft,  seine  Ausführung  ist  daher  nie 
gesichert.  Die  Polizei  sieht  sich  zur  Duldung  genötigt,  diese  führt 
aber,  weil  eine  polizeiliche  Aufsicht  und  Einschränkung  nicht  be- 
steht, unweigerlich  zu  Ausschreitungen,  und  es  folgt  eine  plötz- 
liche Anwendung  der  Verbotsgesetze,  die  dann  wegen  ihres  Aus- 
nahmecharakters als  ungerechte  Härte  erscheint.  Dieses  in  der 
Natur  der  Dinge  begründete  Schwanken  der  Polizeipraxis  wurde 
z.  T.  noch  verstärkt  durch  ein  Schwanken  der  Prinzipien  ent- 
sprechend der  mehr  oder  minder  klerikalen  P"ärbung  der  jewei- 
ligen Regierung").  Nur  eins  ist  konstant  bei  diesem  System: 
das  Defizit  der  Sicherheitspolizei.  Das  ist  das  alte  Bild  der  > Sit- 
tenpolizei .  So  sehen  wir  es  in  Spanien,  so  im  Kirchenstaat •^), 
so  fast  in  allen  Ländern,  so  besonders  in  der  alten  Kapitale  der 
Prostitution,  in  Paris ^).  Die  in  dem  Edikt  von  Orleans  ausge- 
sprochene Unterdrückung  der  Prostitution  und  besonders  der 
Bordelle  versuchte  man  anfangs  streng  durchzuführen.  Dies  hatte 
natürlich  nur  die  Folge,  daß  eine  Menge  der  für  die  öffentliche 
Sicherheit  höchst  gefährlichen  heimlichen  Bordelle  entstand.  Vom 
NVII.  Jahrhundert  ab  kam  dann  allmählich  ein  System  der  Dul- 
dung auf,  das  sich  durch  schrankenlose  Willkür  auszeichnete. 
Absolute  Verbote,  wie  sie  in  den  anderen  französischen  Städten 
noch  später,   z.  B.  1776  in  Toulouse,    1786  in  Bordeaux  vorkamen. 


1)  Oeuvres  de  Jean  Jacques  Rousseau,  Nouvelle  ediiion  te.  3  e.  1772.  p.  1005. 
(Lettre  de  J.  J.  Rousseau  ä  Mr.  d'Alembert). 

2)  Hügel,  47  f.   hat  dies  näher  dargelegt. 

3)  S.    175,   163  ff. 

4)  Für  das  Folgende  vergl.  Del.  III,  448  ff. ;  Essarts  III,  587  ff.  und  566  ff.  ; 
Sab.  137 — 176,  sowie  M.  Ckassaigiie,  La  lieutenance  generale  de  police  de  Paris. 
1906,  S.  211  ff.,  289;  Paisaiii,  La  police  au  dixhuitieme  siecle,  1887,  S.  II,  24; 
Droit  publie  de  France,  Ouvrage  posthumne  de  Mr.  l'abbe  de  Fleury,  compose  pour 
I'education  des  prince  et  publie  avec  des  notes  par  y.  B.  Daragon.  1769,  Bd.  I, 
.S.  212;  A.  de  Morsier,  La  police  des  moeurs  en  France  et  la  campagne  abolition- 
niste,   1901,  S.   19  ff. 
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sind  in  Paris  nicht  mehr  versucht  worden.  Die  Polizei  beschränkte 
sich  darauf,  den  Prostituierten  besondere  Kleidung  und  besonde- 
ren Aufenthalt  anzuweisen,  ihnen  das  racrocher  zu  untersagen 
(Ord.  vom  6.  November  1778),  energisch  die  Kuppelei  zu  be- 
kämpfen, im  übrigen  aber  nur  bei  zu  argen  Ausschreitungen  ein- 
zugreifen. Dabei  hatte  die  Polizei  infolge  des  Weiterbestehens 
der  alten  Verbotsgesetze  gegenüber  der  Prostitution  fast  unbe- 
schränkte Macht.  Es  hatte  sich  im  Wege  der  Verwaltungspraxis 
ein  besonderes  summarisches  Verfahren  herausgebildet  pour  les 
cas  de  debauche  publique  et  de  vie  lubrique  et  scandaleuse.  Dies 
Verfahren  bestand  darin,  daß  der  inkriminierten  Person  der  Be- 
fehl zugestellt  wurde,  auszuziehen,  daß  ihre  Möbel  zum  Fenster 
herausgeworfen  wurden,  ihr  Haus  für  i— 1^2  Jahr  durch  Ver- 
mauerung  der  Türen  geschlossen  und  sie  selbst  gefangen  gesetzt 
oder  mit  Körperstrafen  belegt  wurde.  Dies  Verfahren  trat  ur- 
sprünglich ein  auf  einfache  Denunziation  eines  Nachbarn,  erst 
durch  eine  Verordnung  von  1708  wurde  das  PLrfordernis  der  Un- 
terschrift gestellt,  171 3  der  Eid  verlangt.  Daneben  aber  trat  das 
Verfahren  auch  von  amtswegen  ein  in  den  nuits  de  police,  in  der 
die  unter  einem  besonderen  inspecteur  de  police  stehende  Sitten- 
polizei (departement  des  demoiselles)  eine  Visitation  aller  ver- 
dächtigen Häuser  vornahm.  Die  nuits  de  police  dienten  jedoch 
in  späterer  Zeit  lediglich  Erpressungszwecken,  sie  wurden  vor- 
her bekannt  gegeben,  und  diejenigen  Kupplerinnen  und  Dirnen, 
die  aus  Geldmangel  oder  anderen  Gründen  sich  nicht  losgekauft 
hatten,  wurden  unnachsichtlich  gefangen  gesetzt.  Ueberhaupt 
herrschte  in  der  Pariser  »Sittenpolizei«  im  XVIII.  Jahrhundert 
eine  entsetzliche  Korruption :  grausame  Verfolgung  der  niedrigeren 
Klassen  von  Prostituierten  und  ausgedehnteste  Duldung  der  mit 
dem  Hof  und  dem  Adel  in  Verbindung  stehenden^).  Gegen  die 
dans  leurs  moeubles  wohnenden  Prostituierten  und  die  sog.  femmes 
soutenues  war  das  erwähnte  summarische  Polizeiverfahren  über- 
haupt nicht  zulässig.  Diesen  gegenüber  aber  stand  der  Polizei 
das  noch  viel  drastischere  Mittel  der  lettres  de  cachet  zur  Ver- 
fügung,   von  dem  sehr  reichlich  Gebrauch  gemacht  wurde,    wenn 


l)  Der  feineren  Prostitution  schenkte  der  Lieutenant  general  de  police  nur  seine 
wohlwollende  Beobachtung,  da  es  eine  seiner  Amtspflichten  war,  dem  Könige  oder 
der  Maitresse  en  titre  jeden  Morgen  mit  der  chronique  scandaleuse  aufzuwarten. 
Vergl.  des  Näheren  bei  Chassaigne :  »La  lieutenance  generale  de  police«,  1906. 
S.   106,    190  ff. 
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auch  nicht  im  Dienste  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung, 
so  doch  in  dem  der  Rache  und  Eifersucht  einHußreicher  Personen. 
W'ie  diese  ganze  »SittenpoHzei^  nichts  tat,  um  die  Prostitution 
systematisch  zu  überwachen  und  zu  beschränken,  so  sorgte  ein 
anderer  Zweig  derselben,  nämlich  die  überaus  strenge  Verfolgung 
des  einfachen  geschlechtlichen  Verkehrs  dafür,  ihr  immer  neue 
Xahrung  zu  geben.  W'ie  herrlich  die  öffentliche  Sittlichkeit  gegen 
Ende  des  ancien  regime  unter  dieser  Sittenpolizei«  gediehen 
war,  ist  hinreichend  bekannt,  um  die  unerfreuliche  Arbeit  einer 
näheren  Schilderung  entbehrlich  zu  machen.  Denn  darin  besteht 
ja  eben  die  Gefahr  nicht  nur  des  absoluten  Verbotes,  sondern 
überhaupt  jedes  Unterdrückungssystems  gegenüber  der  Prostitu- 
tion, daß  dadurch  ein  unaufhaltbares  Anwachsen  der  heimlichen 
Prostitution  herbeigeführt  wird  und  dadurch  wieder  die  Scheidung 
zwischen  der  Prostitution  und  der  übrigen  bürgerlichen  Welt  fort- 
fällt. Das  ist  das,  was  Ave-Lallemant,  der  erste  deutsche  Ge- 
lehrte, der  dies  Gebiet  staatswissenschaftlich  betrachtet  hat,  die 
nivellierende  Wirkung  der   -> Sittenpolizei«   genannt  hat. 

Dies  System  der  -Sittenpolizei«  bestand  in  der  gleichen 
Weise  überall  zur  Zeit  des  Polizeistaats,  überall  begleitet  von 
denselben  allgemeinen  Zuständen,  wo  nicht  vielleicht  ausnahms- 
weise die  Kleinheit  der  Verhältnisse  und  großer  Ernst  der  Poli- 
zei tatsächlich  eine  Unterdrückung  der  Prostitution  ermöglichten. 
Im  allgemeinen  aber  läßt  sich  in  Hinblick  auf  die  sittlichen  An- 
schauungen der  oberen  Bevölkerungsschichten  und  besonders  der 
ganz  im  Eahrwasser  der  Versailler  Hofhaltung  segelnden  sou- 
veränen Höfe  auch  von  der  Polizei  nichts  anderes  annehmen,  als 
ein  Xachahmen  des  französischen  Musters.  Nur  ein  Beispiel  sei 
noch  erwähnt,  das  eine  sehr  lehrreiche  Anschauung  von  dem  sitt- 
lichen, rechtlichen  und  polizeilichen  Wert  einer  ;> Sittenpolizei <- 
gibt.  Maria  Theresia  hatte  es  sich  zum  Ziel  gesetzt,  jeden  außer- 
ehelichen Geschlechtsverkehr  mit  Hilfe  der  Strafgesetzgebung  und 
Polizei  auszurotten.  Einfache  Liebesverhältnisse  wurden  mit  Geld- 
strafen und  Haft,  Konkubinate  mit  körperlicher,  im  Wiederho- 
lungsfalle öffentlicher  Züchtigung  bedroht.  Auch  Männer,  die 
mit  Prostituierten  verkehrten,  wurden  bestraft.  Um  diese  Seg- 
nungen der  Sittlichkeit  energisch  über  die  Untertanen  auszubrei- 
ten, wurde  die  durch  Joli.  Strauss  »Zigeunerbaron«  unsterblich 
gemachte  »Sittlichkeitskommission-  eingesetzt  mit  der  Aufgabe, 
jeden  geschlechtlichen  Verkehr  aufzuspüren    und    zu  denunzieren. 
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und  es  ist  typisch  für  die  eudämonistische  Staatslehre,  daß 
eine  solche  Einrichtung  von  der  Polizeiwissenschaft  befürwortet 
wurde  ^).  In  der  Praxis  zeigte  sich  die  sittliche  Behörde  ihrer 
sehr  edlen,  aber  nicht  sehr  leichten  Aufgabe  durchaus  ge- 
wachsen :  ihre  Mitglieder  liierten  sich  mit  Kokotten ,  als  deren 
Zuhälter  sie  dann  am  besten  in  der  Lage  waren,  Malefikanten  in 
flagranti  zu  ertappen  und  so  der  gerechten  Strafe  zuzuführen, 
wenn  sie  es  nicht  vorzogen,  Geld  von  ihnen  zu  erpressen  ^).  —  Das 
sind  die  »sittlichen«  Erfolge  der  Sittenpolizei,  aber  welches  sind 
ihre  polizeilichen  ?  Bei  dem  ganzen  System  wucherte  die  heim- 
liche Prostitution  üppig  w^eiter  und  mit  ihr  ihre  schrecklichen  Ge- 
fahren für  das  Volksleben :  das  Zuhältertum  und  die  Geschlechts- 
krankheiten. 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Hefte.) 


1)  Vgl.    z.  B.    hV.    V.   Sonnenfels :    »Grundsätze    der  Polizeiwissenschaft«,     1777. 
Bd.  I,  S.    125. 

2)  Vgl.  dazu  Renk  in    Conrads  Handwörterbuch  VI,    258  f.  und  F.  Sauer:   »Die 
Magdalenensache  in  der  Geschichte«,   1880.     Auch  Hügel,  61  ff. 
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DER    KUPFERBERGBAU 
IN  DEN  VEREINIGTEN    STAATEN. 

Von 

H.  FR A ENKEL. 


I.  Die  Produktion. 

I.   Einleitende  Bemerkungen. 

Das  Kupier  in  den  Vereinigten  Staaten  wurde  bis  zur  letzten 
Zeit  in  drei  (jetzt  in  vier)  Bezirken  gewonnen,  die  sich  in  weit 
von  einander  liegenden  Staaten  befinden  und  sehr  verschiedenen 
Produktionsbedingungen  unterliegen.  Der  Kupferbergbau  am 
Oberen  See  in  ^lichigan  hatte  schon  einige  Jahrzehnte  hinter  sich, 
als  man  im  Anfange  der  8oer  Jahre  die  Lagerstätten  in  Arizona 
und  ]\Iontana  erschloß.  Die  natürlichen  Bedingungen  des  Kupfer- 
bergbaues sind  an  den  verschiedenen  Gewinnungsorten  so  ver- 
schieden, wie  nur  denkbar.  In  Michigan  sind  die  Erze  sehr  arm, 
dafür  aber  sind  es  Körnchen  reinen,  gediegenen  Kupfers,  die  im 
Gestein  eingesprengt  sind.  Die  Verhüttung  besteht  in  der  einfachen 
mechanischen  Trennung  der  Kupferkörnchen  vom  Gestein.  In 
Montana  dagegen  bildeten  von  Anfang  an  die  silberreichen  ge- 
schwefelten Erze  den  Hauptreichtum  des  Bezirkes.  Der  Gehalt 
an  Kupfer  war  —  besonders  in  der  ersten  Zeit  —  sehr  hoch, 
doch  mußte  man  das  Erz  einer  mühsamen  und  komplizierten 
Verhüttung  unterwerfen,  bevor  man  das  Rohkupfer  erhielt.  Erst 
in  den  90er  Jahren  lernte  man  dieses  Rohkupfer  so  zu  raffinieren, 
daß  es  dem  Lake-Kupfer  gleich  kam.  Wieder  anders  waren  die 
Bedingungen  in  Arizona,  wo  ursprünglich  oxydierte  Erze  und  seit 
der  j\Iitte  der  90er  Jahre  oxydierte  und  geschwefelte  Erze  ge- 
wonnen wurden.  Der  Gehalt  an  Kupfer  war  niedriger  als  in 
Montana,  die  Erze  hatten  aber  den  Vorteil,  daß  ihre  Verhüttung 
bedeutend  einfacher  war. 
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Infolge  der  verschiedenen  Beschaffenheit  der  Erze  mußte  die 
Verarbeitung  in  jedem  Bezirk  auf  andere  Weise  vorgenommen 
werden,  und  so  sehen  wir  die  Bergwerke  am  Oberen  See  nur 
Pochwerke  errichten,  wogegen  man  in  Montana  und  Arizona  auch 
noch  große  Hütten  anlegen  mußte. 

Auch  der  eigentUche  Bergbau  wies  in  jedem  Distrikt  große 
Unterschiede  auf,  da  die  geologischen  Bedingungen  nicht  minder 
verschieden  waren.  Die  armen  Erze  in  Michigan  mußte  man  in 
großen  Mengen  fördern.  Infolgedessen  erreichten  die  Gruben 
schon  in  den  8oer  Jahren  eine  bedeutende  Tiefe,  und  der  ganze 
bergbauliche  Betrieb  wurde  groß  angelegt.  Eine  geringere  Rolle 
spielte  der  Grubenbetrieb  in  Montana  und  Arizona.  In  Arizona 
z.  B.  waren  die  Gruben  noch  bis  in  die  letzte  Zeit  sehr  klein 
und  primitiv  eingerichtet.  Die  Technik  ging  somit  in  jedem  Be- 
zirk ihre  eigenen  Wege,  ohne  viele  Berührungspunkte  mit  der 
technischen  Entwicklung  eines  anderen  Bezirkes  zu  haben. 

Und  doch  war  etwas,  was  den  gesamten  amerikanischen 
Kupferbergbau  zu  einem  Ganzen  zusammenschmiedete,  und  das 
war  der  Markt.  Der  Markt  machte  aus  den  einzelnen  Betrieben 
in  den  verschiedenen  Distrikten  einen  zusammenhängenden  Organis- 
mus. Die  Kontraktionen  des  Marktes  bestimmten,  wie  Herz- 
schläge, eine  lebhafte  oder  flaue  Tätigkeit  in  allen  Bezirken. 
Natürlich  war  die  Wirkung  des  Marktes  in  jedem  Bezirk  je  nach 
der  Struktur  seines  Kupferbergbaues  verschieden.  Wir  werden 
daher  im  folgenden  den  Entwickelungsgang  für  jeden  Bezirk  be- 
sonders besprechen  müssen  und  heben  hier  nur  den  allgemeinen 
Gegensatz  in  der  Entwickelung  des  Bergbaues  und  der  verarbei- 
tenden Industrie  hervor. 

Die  Unterschiede  in  dem  Entwickelungsgang  des  eigentlichen 
Bergbaues  und  der  Verhüttung  treten  bei  einer  näheren  Unter- 
suchung der  Technik  und  der  Produktionskosten  zutage.  Der 
technische  Fortschritt  in  der  Verhüttung,  der  stets  mit  einer 
Vergrößerung  der  Maschinen,  Oefen  und  infolgedessen  mit  einer 
beschleunigten  Konzentration  verbunden  war,  entfiel  im  allge- 
meinen auf  die  Jahre  der  niedrigen  Preise.  Die  Hütten  konnten 
die  in  diesen  Jahren  notwendig  gewordene  Herabsetzung  der 
Produktionskosten  nur  auf  diese  Weise  erzielen.  Einen  anderen 
Weg  konnten  die  Gruben  einschlagen,  indem  sie  sich  durch 
eine  Auswahl  der  Erze,  durch  die  Gewinnung  nur  der  reicheren 
und    besseren  Erze    in    den  Aufschwungsjahren    den  Konjunktur- 
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Schwankungen  anpaßten.  Waren  a  1  s  o  d  i  e  Hütten  g  e- 
n  e  i  i^  t ,  gerade  in  den  D  e  p  r  e  s  s  i  o  n  s  j  a  li  r  e  n  i  li  r  c 
Produktion  zu  erweitern,  so  war  das  Umgekehrte 
der  Fall  bei  den  Gruben.  Es  liegt  ja  auch  im  Wesen 
des  Bergbaues  überhaupt,  daß  er  nur  in  geringem  Umfange  eine 
Arbeitsteilung  zuläßt,  und  infolgedessen  ist  der  technische  l-'ort- 
schritt  und  die  ihn  begleitende  Konzentration  im  Bergbau  be- 
deutend langsamer  als  in  der  Verhüttung.  Die  Konzentration 
vollzieht  sich  hauptsächlich  bei  einer  ziemlich  unveränderten 
technischen  Basis  und  wird  also  in  den  Perioden  der  Hochkon- 
junktur erfolgen. 

In  Montana  sehen  wir  die  Gruben  in  den  Zeiten  der  hohen 
Preise  tiefer  gehen  und  auch  die  Gruben  in  Lake  Superior  steigerten 
ihre  Produktion,  wie  weiter  nachgewiesen  wird,  hauptsächlich  in 
den  Aufschwungsjahren. 

Die  Form,  in  der  sich  dieser  innere  Gegensatz  in  der  Ent- 
wickelung  der  Gewinnung  und  Verhüttung  ausdrückt,  hängt  davon 
ab,  in  welchem  Verhältnis  die  Hütten  zu  den  Gruben  stehen. 
Für  den  amerikanischen  Kupferbergbau  war  die  lokale  Lage  der 
Hütten  entscheidend.  Jede  Hütte  war  auf  eine  begrenzte  Zahl 
von  Gruben  angewiesen  und  mußte,  um  sich  die  Erzzufuhr  zu 
sichern,  früher  oder  später  in  immer  engere  Beziehungen  zu  den 
sie  versorgenden  Gruben  treten  und  endlich  sich  mit  ihnen  ver- 
einigen. Die  Lokalisierung  war  mit  der  Kombinierung  verbunden. 
Dieser  Zusammenhang  war  so  einleuchtend,  daß  in  Arizona,  wo 
die  Lokalisierungstendenz  am  stärksten  war,  von  Anfang  an  fast 
allgemein  kombinierte  Bergwerke  gegründet  wurden.  In  Montana, 
wo  anfangs  die  Erze  exportiert  wurden,  verdrängten  die  kombi- 
nierten Betriebe  die  reinen  schon  Mitte  der  8oer  Jahre.  Im  Ge- 
gensatz zu  den  meisten  anderen  Zweigen  der  Mineralgewinnung 
in  den  Vereinigten  Staaten  war  die  Kombinierung  der  Ausgangs- 
punkt für  die  Entwickelung  des  Kupferbergbaues,  und  diese  Eigen- 
tümlichkeit ist  es,  die  die  Unterschiede  in  dieser  Entwickelung 
und  der  der  Stahl-  und  Bleiindustrie  der  Vereinigten  Staaten 
erklärt. 

Die  Kombinierung  mußte  zu  vielen  eigenartigen  E^rschei- 
nungen  führen.  Die  Hütten  waren  zur  stärkeren  Konzentration 
als  die  Gruben  geneigt,  mit  anderen  Worten,  es  lag  in  ihrem 
Wesen,  über  ihre  eigenen  Gruben  hinauszuwach- 
sen,   was    bei    sinkender    Konjunktur    hervortreten    mußte.     Das 
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mußte  auch  zur  Angliederung  neuer  Gruben  oder  zur  Vereini- 
gung vieler  kombinierter  Bergwerke  mit  darauf  folgendem  Stillegen 
der  kleineren  führen.  Wo  aber  die  Voraussetzungen  dazu  fehlten, 
waren  die  Hütten  in  ihrer  Entwickelung  gehemmt.  Infolge  des 
Expansionsbestrebens  wurde  der  Druck  auf  die  Grube  übertragen, 
und  mit  allen  Kräften  wurde  auf  eine  Erweiterung  der  bergbau- 
lichen Basis  hingearbeitet.  Insofern  dies  nicht  erzielt  wurde, 
konnten  solche  Bergwerke  mit  dem  Fortschreiten  des  gesamten 
Kupferbergbaues  nicht  Schritt  halten  und  mußten  zurückgedrängt 
werden. 

Anders  war  die  Entwickelung  der  Raffinierung.  Aehnlich, 
wie  die  meisten  Zweige  der  Mineralgewinnung  in  den  Vereinigten 
Staaten,  wdes  die  Raffinierungsindustrie  eine  Tendenz  zum  Auf- 
suchen zentraler  Plätze  auf  und  hatte  demzufolge  einen  anderen 
Entwickelungsgang.  Indeß  ist  die  Bedeutung  der  Raffmierung  in 
der  Reihe  der  anderen  Prozesse  bei  der  Kupfergewinnung  so 
gering,  daß  wir  die  Einwirkung  dieses  Zweiges  zeitweise  beiseite 
lassen  können  und  zuerst  nur  die  Eigentumsverhältnisse  bei  der 
Erz-  und  Rohkupfergewinnung  behandeln. 

2.  Die  Anfänge  der  modernen  Entwickelung. 

Die  Anfänge  der  modernen  Entwickelung  des  Kupferberg- 
baues in  den  Vereinigten  Staaten  fallen  in  die  70er  Jahre,  als 
sich  die  Amygdaloid-  und  Konglomeratgruben  im  Lake  Superior- 
Distrikt  zu  entwickeln  beginnen.  Bis  dahin  kann  von  einer  K  n  t- 
Wickelung  des  Kupferbergbaues  am  Oberen  See  nicht  ge- 
sprochen werden,  weil  die  Produktion  der  Maßgruben  vom  Zufall 
abhängig  war.  Ein  Jahr  konnte  ein  Riesenblock  Kupfer  gefunden 
werden  und  die  Produktion  über  eine  und  sogar  zwei  Millionen 
Pfund  steigen,  um  dann  das  nächste  Jahr  bei  weniger  günstigen 
Funden  auf  einige  Hunderttausend  Pfund  herabzusinken.  Diese 
Unregelmäßigkeit  in  der  Produktion  galt  für  alle  Bergwerke  am 
Lake  Superior,  die  größten  nicht  ausgenommen.  Die  Einfachheit 
der  Operationen  bei  der  Gewinnung  des  gediegenen  Kupfers  er- 
forderte ein  sehr  geringes  Anlagekapital,  so  daß  viele  Gruben  es 
vorzogen,  nur  periodisch,  nämlich  in  Aufschwungsjahren  zu  arbei- 
ten. Bei  der  großen  Zahl  dieser  periodisch  arbeitenden  Gruben 
und  der  Unregelmäßigkeit  im  Abbau  der  übrigen  Gruben  mußte 
der  Kupfermarkt  äußerst  unsicher  sein. 

Die  Bedingungen  änderten  sich,    als    man  von  diesem  primi- 
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tiven  Raubbau  zum  Abbau  der  weniger  Gewinn  brinijenden,  aber 
sicheren  Amygdaloid-  und  Konglomeratgruben  überging.  Die 
großen  Mengen  der  Krze,  die  gewonnen  und  gefördert  werden 
mußten,  erheischten  im  Verhältnis  zu  den  alten  Maßkupfergruben 
große  Anlagekosten,  und  bei  dem  unentwickelten  Kapitalismus  in 
den  Vereinigten  Staaten  in  den  70er  Jahren  bc^durfte  es  eines 
außerordentlichen  Erfolges  einer  Calumet  &  Ilecla  Co.,  um  das 
Kapital  anzulocken  und  die  Uebersiedelung  des  Kupferbergbaues 
aus  dem  niHdlichen  und  dem  südlichen  Teile  der  Halbinsel,  wo 
die  Maßgruben  waren,  in  den  Houghton-Bezirk  zu  bewirken.  Hier 
befanden  sich  schon  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  einige 
Gruben,  die  kupfertragende  Amygdaloide  und  Konglomerate  ent- 
hielten. Man  suchte  aber  immer  nach  Maßkupfer  und  zu  den 
anderen  Erzen  griff  man  nur  als  Notbehelf.  Die  Geschichte  der 
Calumet  &  Hecla  Co.,  die  bis  zur  letzten  Zeit  als  die  größte 
Dividendenzahlerin  in  den  Vereinigten  Staaten  gilt,  und  die  drei 
Jahre  nach  dem  Beginn  ihrer  regelmäßigen  Arbeiten  allein  so  viel 
produzierte,  wie  alle  anderen  Bergwerke  am  Oberen  See  zusammen, 
beweist  am  besten,  mit  welcher  Abneigung  sich  damals  das 
Kapital  zu  anderen  als  Maßkupfergruben  verhielt.  Das  Calumet 
Konglomerat  enthält  sehr  geringe  Mengen  Maßkupfer,  doch  ist 
es  die  reichste  Erzlagerstätte  unter  den  Amygdaloiden  und  Kon- 
glomeraten. Der  Reichtum  der  Erze  veranlaßte  schon  1860  einen 
lokalen  Kapitalisten,  den  einige  Jahre  vorher  alte  Tagebaue 
der  Indianer  auf  diese  Lagerstätte  aufmerksam  machten,  1920  Acker 
Land  bei  der  Regierung  anzukaufen.  Das  Wort  Kapitalist  kann 
vielleicht  irre  führen,  denn  schon  solche  Summen,  wie  $  16  800 
setzten  ihn  in  Verlegenheit.  Die  Kapitalisten  in  Boston,  deren 
Hilfe  angerufen  wurde,  fanden  das  Geschäft  zu  riskant.  Erst 
1865  wurde  eine  Kapitalistengruppe,  die  das  Risiko  wagte,  ge- 
funden. Im  Winter  1866/67  wurden  die  ersten  Poch-  und  W'asch- 
versuche  unternommen,  eine  Eisenbahn  von  den  Gruben  zu  den 
Pochwerken  und  große  Anlagen  gebaut  und  1868  beginnt  die 
Grube  mit  5  Millionen  Pfund  regelmäßig  zu  produzieren.  Im 
Jahre  1870  beträgt  schon  die  Produktion  der  Gruben  der 
Calumet  &  Hecla  Co.  über  i4Millionen  Pfund  von 24 Millionen  Pfund 
der  Gesamtproduktion  am  Oberen  See.  Die  Erschließung  hat 
also  fast  zehn  Jahre  in  Anspruch  genommen  V). 

i)  Ueber  die  Entdeckung    der   Calumet   &   Hecla  Co.     vergleiclie  J.    D.  Hague's 
Erinnerungen   im  Journ.  1904  II.  p.  781  und  Ritkard  a.  a.  O.   im  Journ.  1904  II.  p.  746. 
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Der  Erfolg"  der  Calumet  &  Hecla  Co.  bewirkte  eine  leichtere 
Kapitalbeschaffung.  Die  oben  erwähnten  Gruben  in  Houghton 
County,  die  schon  seit  den  50er  Jahren  existierten,  bis  dahin  aber 
hauptsächlich  Maßkupfer  gewannen,  erhöhten  ihre  Kapitalien  und 
schufen  große  Anlagen.  Neue  Bergwerke  entstanden  in  der  Nähe 
der  Calumet  &  Hecla.  Diese  Amygdaloid-  und  Konglomerat- 
gruben verdrängten  im  Laufe  der  70er  Jahre  die  alten  Maßkupfer- 
gruben, die  Anfang  der  80er  Jahre  bloß  6 — 8%  des  gesamten 
Lake -Kupfers  produzierten.  Die  Zahl  der  Maßgruben  war  noch 
verhältnismäßig  groß,  umso  geringer  war  aber  ihre  Bedeutung. 
Die  Zahl  der  arbeitenden  Amygdaloidgruben  war  dagegen  sehr 
klein  (6),  aber  jede  produzierte  regelmäßig  mehr  als  eine  Million 
Pfund  jährlich.  Die  mächtigste  Gesellschaft  blieb  die  ganze  Zeit 
die  Calumet  &  Hecla,  auf  die  allein  ungefähr  60%  der  Gesamt- 
produktion des  Lake-Kupfers  entfielen. 

Außerhalb  des  Lake  Superior-Distrikts  wurden  nur  geringe 
Quantitäten  Kupfer,  10 — 15%  der  Gesamtproduktion  der  Ver- 
einigten Staaten,  gewonnen.  Die  Bergwerke  waren  in  vielen 
Staaten  zerstreut  und  keins  von  ihnen  war  stark  genug,  um  einen 
Kampf  mit  den  Gesellschaften  am  Lake  Superior  aufzunehmen. 
So  war  der  Kupfermarkt  in  den  Vereinigten  Staaten  von  einer 
sehr  geringen  Zahl  von  Lake-Gesellschaften  beherrscht,  die  bis 
zum  äußersten  ihre  Stellung  auszunutzen  suchten.  Ihre  Politik 
der  hohen  Preise  schuf  die  Vorbedingungen  für  die  Entstehung 
neuer  Kupferproduzenten,  die  in  den  80er  Jahren  den  Kupfer- 
bergbau am  Oberen  See  überholten. 

3.  Anfänge    der   modernen  Entwickelung.     Forts.   1881  — 1882. 

Die  mächtigsten  von  den  den  Lake- Gesellschaften  entstandenen 
Konkurrenten  befanden  sich  in  Butte,  Montana.  Der  Bezirk  ent- 
wickelte sich  zwar  später  als  die  Arizona-Bezirke,  doch  tritt  in 
seiner  Entwickelung  der  Gegensatz  zum  Lake  Superior-Distrikt 
klarer  hervor,  und  es  ist  infolgedessen  zweckmäßiger,  zuerst  seine 
Geschichte  zu  behandeln. 

Die  dem  Kupferbergbau  vorangegangene  Silbergewinnung  in 
Butte  hatte  für  den  Kupferbergbau  insofern  Bedeutung,  als  das 
Eigentum  am  Lande  infolgedessen  unter  viele  Grubenarbeiter, 
Kapitalisten  usw.  verteilt  wurde.  Der  ganze  Bezirk  war  zur  Zeit 
der  Entstehung  des  Kupferbergbaues  von  einem  Netz  kleiner 
Grubenfelder  bedeckt,  die  natürlich  der  geologischen  Struktur  der 
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kiipfertragenden  Adern  keine  Rcchnun<f  trugen.  In  einigen  der 
alten  Silbergruben  fing  man  schon  in  den  70er  Jahren  an,  Kupfer- 
erze zu  gewinnen.  Diese  Gruben,  deren  Zahl  mit  der  Zeit 
wuchs,  waren  sehr  klein  und  umfaßten  gewöhnlich  ein  Grubcnfeld. 
Bei  den  reichen  alten  Grubenfeldern  kam  es  sogar  vor,  daß  sie 
geteilt  wurden,  und  es  gab  Gruben,  die  75  X  100  Fuß  Mineral- 
land umfaßten*)!  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  in  Gruben  von 
solcher  Größe  der  Raubbau  vorherrschen  mußte.  Tatsächlich 
gewannen  diese  Gruben  auch  nur  Erze  aus  der  kleinen  Zone 
der  sekundär  bereicherten  P2rze,  deren  Kupfergehalt  33  — 50%  wai' 
und  die  bedeutende  Mengen  Silber  enthielten.  Diese  Erze  wur- 
den aus  ßutte  ausgeführt,  ohne  daß  eine  Verarbeitung  in  Butte 
vorgenommen  wurde. 

Mit  der  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse  beginnt  eine 
neue  Periode  der  Verhüttung  der  Erze  auf  Kupferstein  an  Ort 
und  Stelle.  Das  erste  1879  errichtete  Schmelzwerk  (Colorado 
Smelting  Co.)    war   mehr   ein    Silber-   als   ein  Kupferproduzent  -). 

1880  wurde  die  erste  eigentliche  Kupferhütte  von  einer  New- Yorker 
Metallfirma  (Lewisohn  Brothers)  in  Butte  gebaut.  Um  sich  die 
Erzzufuhr  zu  sichern,  wurden  dieser  Hütte,  die  als  Montana 
Cop.  Co.  bekannt  war,  Gruben  angegliedert  und  wurde  an  Stelle 
der  früheren  reinen  die  kombinierte  Betriebsform  eingeführt.  Die 
lokale  Hütte  konnte  Erze  mit  12 — 18%  Kupfergehalt  verarbeiten, 
so  daß  die  Gruben  bedeutend  erweitert  werden  konnten.  Die 
früheren  kleinen  Gruben  wurden  durch  groß  angelegte  ersetzt. 
Es  war  also  natürlich,  daß  dieses  erste  kombinierte  Bergwerk  in 
Butte  viele  Grubenfelder  vereinigte,  die  früher  selbständig  betrie- 
ben wurden^). 

Ein  anderes  neues  Unternehmen  war  die  Anaconda  Co.,  die 

1881  die  reichste  Ader  in  Butte  entdeckte  und  nach  Vereinigung 
und  Aufschließung  einiger  großer  Grubenfelder  das  größte  Schmelz- 
werk 1883  zu  bauen  begann^).  Von  den  alten  Bergwerken  konn- 
ten nur  die  beiden  reichsten  (Parrot  Co.  und  A.  W.  Clark)  eigene 
Hütten  an  die  Gruben  angliedern  und  somit  zur  rationelleren 
Wirtschaft  übergehen.  Die  Zahl  der  kombinierten  Betriebe  war 
also  anfangs  sehr  gering. 

Die    anderen    reinen  Gruben    setzten    den  Raubbau  fort,  und 


1)  Journ.   1886  I.  p.   299. 

2)  Contributions   1902   p.   172. 

3)  Journ.   1892   II.   p.   294. 

4)  Journ.   18S5   I.  p.   209. 
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solange  die  hohen  Preise  bis  1884  anhielten,  wurden  immer  neue 
Gruben  angelegt,  die  bloß  die  Erze  mit  über  35%  Kupfergehalt 
gewannen  und  diese  ausführten.  Die  Erschöpfung  mußte  aber 
bald  kommen,  und  die  niedrigen  Preise,  die  1884  einsetzten, 
machten  den  Uebergang  zum  rationelleren  Abbau  notwendig.  Die 
größten  von  den  reinen  Gruben  versuchten  dann  zu  diesem  Zwecke 
eigene  Hütten  zu  bauen  ^),  stießen  aber  dabei  auf  den  Wider- 
stand der  großen  kombinierten  Betriebe. 

Die  Zeit  der  niedrigen  Preise  1884/86  war  durch  einen  raschen 
technischen  Fortschritt  in  der  Verhüttung  gekennzeichnet.  An 
der  Spitze  der  Bewegung  stand  die  größte  Gesellschaft,  die 
Anaconda  Co.  Die  durch  Verbesserungen  erzielten  Kostener- 
sparnisse waren  so  groß,  daß  die  Anaconda  Co.  trotz  der  sehr 
niedrigen  Preise  Erze  mit  immer  niedrigerem  Kupfergehalt  verarbei- 
ten konnte  ^).  Die  Leistungsfähigkeit  der  Hütten  wurde  seit  dem 
Anfang  der  80er  Jahre  bedeutend  erhöht.  Die  zweitgrößte  Gesell- 
schaft Montana  Co.  sah  sich  sogar  gezwungen,  Erze  von  nicht 
angegliederten  Gruben  zu  kaufen  ^).  Wollten  diese  eigene  Hüt- 
ten bauen,  so  wäre  diese  Zufuhrquelle  abgeschnitten  worden. 
Um  diesem  vorzubeugen,  griffen  die  zwei  größeren  kombinierten 
Bergwerke  (Anaconda  und  Montana  Copper  Co.)  die  reinen 
Gruben  an  und  unterwarfen  sie  nach  kurzem  Kampfe.  Im  Laufe 
der  Jahre  1885/87  wurden  von  der  Montana  Co.  einige  der  größten 
reinen  Gruben  absorbiert  (Liquidator,  Mountain  View),  wobei  sich 
das  Bergwerk  in  eine  Aktien-Gesellschaft,  Boston  &  Montana  Con. 
Cop.  &  Silver  Ming.  Co.  umwandelte"*). 

Zu  gleicher  Zeit  erfolgte  auch  die  Angliederung  einer  großen 
Zahl  Gruben  und  Grubenfelder  an  die  Anaconda  Co.  Der  Drang 
nach  neuen  Gruben  war  bei  dieser  Gesellschaft  sogar  so  stark, 
daß  sie  nicht  nur  schon  aufgeschlossene  Gruben  ankaufte,  son- 
dern auch  selbst  noch  neue  Gruben  erschloßt). 

Hervorzuheben  ist,  daß  diese  Ankäufe  sich  nicht  auf  einzelne 
Grubenfelder  erstreckten,  sondern  daß  die  Bergwerke  ganze  zu- 
sammenliegende Komplexe  von  Grubenfeldern,  die  geologisch 
zusammengehörten,  ankauften  und  auf  diese  Weise  das  Eigentum 

1)  Journ.   1884  II.  p.   368. 

2)  Geschäftsbericht  der  Anaconda  Co.  für  1897  in  Journ.  1898. 

3)  Journ.  1884  II.  p.  94. 

4)  Journ.  1886  I.  p.  299  und  1887  II,  p.  68. 

5)  Journ,  1886  I.  p.  299. 
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an  die  natürlichen  Bedingungen  anpaßten^). 

Durch  diese  AngHederungen  wurde  eine  weitere  Konzentra- 
tion und  also  der  technische  l"Y)rtschritt  der  Verhüttung  ermög- 
licht. Es  wurden  auch  bald  nach  den  Ankäufen  bedeutende  Ver- 
besserungen in  den  Hütten  der  Anaconda  und  der  Ikjston  &  Mon- 
tana vorgenommen.  Die  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  iS.S/ 
einsetzende  Aufschwungsperiode  und  die  hohen  Preise  schwäch- 
ten den  Drang  nach  Verbesserungen,  und  erst  das  mit  den  90  er 
Jahren  beginnende  Sinken  der  Preise  stachelte  wieder  zu  neuen 
Erweiterungen  und  Verbesserungen  an.  Es  wurden  neue  Riesen- 
hütten der  Boston  &  I\Iont.  Co.  in  Great  Falls  und  der  Anaconda 
in  Anaconda  gebaut,  in  denen  schon  nicht  mehr  Rohstein,  son- 
dern Rohkupfer  gewonnen  wurde  -). 

Im  Laufe  der  goer  Jahre  hat  also  in  Butte  die  Kombinie- 
rung immer  weiter  um  sich  gegriffen.  Nicht  nur  die  reinen 
Gruben  sahen  sich  gezwungen,  zur  kombinierten  Form  überzu- 
gehen, auch  die  wenigen  reinen  Schmelzwerke  (Colorado  Sm.  Co. 
und  Butte  Reduction  Works),  die  in  Butte  in  der  ersten  Hälfte 
der  80er  Jahre  existierten,  mußten  sich  Gruben  angliedern.  Sie 
versuchten  anfangs,  sich  die  Erzzufuhr  durch  langjährige  Kon- 
trakte mit  einigen  reichen  Gruben  zu  sichern.  Die  Verschmel- 
zung vieler  reiner  Gruben  mit  der  Boston  &  Montana  Co.  und 
der  Anaconda  Co.  verringerte  aber  den  freien  Markt.  Das  eine 
Schmelzwerk  z.  B.  (Butte  Reduction  Works)  sah  sich  nach  kurzer 
Zeit  ohne  Erze,  weil  die  Kontrahenten  inzwischen  an  die  Boston 
&  Montana  und  die  Anaconda  Co.  verkauft  wurden.  Der  ein- 
zige Ausweg  war,  die  noch  gebliebenen  reinen  Gruben  anzu- 
kaufen, was  auch  geschah.  Die  Expansionsfähigkeit  dieser  neuen 
kombinierten  Bergwerke  war  bedeutend  geringer  als  die  der  Ana- 
conda und  der  Boston  &  Montana  Co.  Nur  die  alte  Parrot  Co. 
war  noch  in  der  Zeit  der  hohen  Gewinne  1888  imstande,  zwei 
größere  Grubenfelder  anzukaufen,  mußte  aber  bedeutend  höhere 
Preise  für  das  Mineralland  als  die  beiden  Riesenbergwerke  zahlen-'). 

Der  größte  Zuwachs  in  der  Produktion  entfällt  also  auf  die 
Anaconda  und  die  Boston  &  Montana  Co.,  während  die  anderen 
drei    kombinierten    Bergwerke    in    Butte    nur    langsam    mit    dem 


1)  Als    ein    Beispiel     dieser    Tendenz     der     Verkauf     einiger     Grubenfelder     der 
Boston  &  Montana  Co.  an  die  Anaconda  Journ.  i8S6  I.  p.  370. 

2)  Journ.  1888  II.  p.  356,  1889  I.  p.  193. 

3)  Journ.   1888  II.  p.   356,   18S9   I-   P-   193- 
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Wachsen  der  Gewinnung    ihrer    eigenen  Gruben    ihre   Produktion 
steigern  konnten. 

Kupferproduktion  in  Butte  fin  Pfund)  ' ). 


1885 


1S90 


Anaconda 

Moni.  Cop.  Co.  (Host.  &  Mont.) 

Clarks  Colusa 

Parrot 

Colo.  Smelt.  Co. 

Butte  &  Bost. 

Butte  Ked.  W. 

Andere 


36  000  000 
7  500  000 

10  000  000 
9  Soo  000 

1  200  000 

2  500  000 
798  864 


64  046  812 

29  942  298 

9  000  000 
3  200  000 

5485434 


1892 


100  000  000 

30386595 

12  438  782 

4  560972 

10  641  269 


Total 


67  798  S64 


III  674544 


158  027  618 


Die  Entwicklung  der  Arizona-Bergwerke  war  der  der  Mon- 
tana-Bergwerke ähnUch.  Da  aber  die  Gruben  nicht  in  einem 
Distrikte  konzentriert,  sondern  in  vier  von  einander  vollständig 
isoliert  liegenden  kleineren  Bezirken  zerstreut  waren,  so  wurden 
der  Expansion  der  Bergwerke  bedeutend  engere  Grenzen  gezogen. 

Die  Einfachheit  der  Bearbeitung  der  oxydierten  Erze  und  die 
günstigeren  geologischen  Verhältnisse  ließen  eine  Produktion  auf 
einer  bedeutend  kleineren  Basis  als  in  Montana  zu.  Diese  ge- 
ringen Anlagekosten  erklären,  warum  sich  das  Kapital  zuerst 
nach  Arizona  wendete.  Die  erste  Hälfte  der  80er  Jahre  war  für 
Arizona  eine  Periode  von  Gründungen.  Es  wurden  immer  neue 
Gruben  entdeckt,  die  gleich  zum  Bau  eigener  Schmelzöfen  traten, 
ohne  daß  vorher  die  Gruben  gut  aufgeschlossen  wurden.  So 
kam  es  vor,  daß  manche  von  diesen  kombinierten  Bergwerken 
schon  nach  einigen  Wochen  und  sogar  Tagen  keine  Erze  mehr 
finden  konnten  und  die  Werke  schließen  mußten  -).  Bis  zur  Mitte 
der  80er  Jahre,  solange  die  hohen  Preise  anhielten,  kamen  an  die 
Stelle  der  ausgeschiedenen  neue  Bergwerke,  oder  die  alten  wurden 
nach  einigen  Monaten  unter  anderen  Namen  wieder  eröffnet,  häu- 
fig um  nach  einigen  Wochen  wieder  geschlossen  zu  werden. 

Von  der  großen  Zahl  dieser  kurzlebigen  Existenzen  haben 
sich  aber  in  den  vier  größeren  Bezirken  (Bisbee,  Clifton,  Globe 
und  Jeromej  einige  durch  die  natürlichen  Bedingungen  begünstigte 


1)  Die  Zahlen    sind    den  Journ.    und  den  Min.  Ind.  entnommen,   und  da  sie   auf 
Privatermitllungen   beruhen,  so  sind  sie  nur  als  Schätzungen  zu  nehmen. 

2)  Min.  Res.   1883/84  p.   536. 
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Gesellschatten  abgesondert,  die  sich  zu  größeren  Bergwerken  ent- 
wickeln konnten.  Aehnlich  wie  in  Montana  drückte  sich  auch 
in  Arizona  das  Streben  nach  einer  Verminderung  der  Produk- 
tionskosten während  der  mit  dem  Jahre  l(S84  einsetzenden  Periode 
niedriger  Preise  im  Ankauf  neuer  Gruben  aus.  Für  die  kleineren 
Bergwerke  brachten  diese  Jahre  den  Todesstoß.  Im  Jahre  1S83 
produzierten  die  fünf  größeren  Werke  fast  26  Millionen  Pfund. 
Die  große  Zahl  der  kleinen  gewann  zusammen  über  5  Millionen 
Pfund.  1884  produzierten  die  ersten  fast  27  Millionen  Pfund  und 
die  kleinen  1,9  Millionen  Pfund.  Im  Jahre  1886  stellten  die 
kleinen  nur  noch  ungefähr  200  ooo  Pfund  Kupfer  her  und  sind 
also  fast  vollständig  vernichtet  worden.  Ein  großer  Teil  von 
ihnen,  die  in  verschiedenen  Teilen  Arizonas  zerstreut  waren,  mußte 
stillgelegt  werden ;  diejenigen  al)er,  die  sich  in  den  vier  Be- 
zirken befanden,  wurden  von  den  fünf  größeren  Bergwerken  ab- 
sorbiert '). 

Wie  schon  erwähnt,  waren  die  lüzschätze  in  jedem  Bezirk 
bei  weitem  nicht  so  reich,  wie  in  Butte,  so  daß  eine  Hütte  die 
Produktion  aller  Gruben  des  ganzen  Bezirkes  verarbeiten  konnte. 
Die  Entwicklung  brachte  schon  im  Laufe  der  80er  Jahre  es  mit 
sich,  daß  in  jedem  Bezirk  nur  eine  Gesellschaft  bestand,  die  in 
einer  Hütte  die  Erze  aus  vielen  Gruben  verarbeitete  (»one  Com- 
pany camp  )  ^).  Nur  in  Clifton  bestanden  zwei  kombinierte  Berg- 
werke nebeneinander. 

Indessen  waren  diese  Bergwerke  nicht  groß  und  in  Montana 
würden  sie  als  kleine  gerechnet  werden.  Nur  eins  von  ihnen 
(Copper  Queen  Co.  in  Bisbee)  erreichte  bis  zum  Ende  der  80er 
Jahre  eine  Produktion  von  7^/2  Millionen  Pfund  jährlich,  und  die 
Produktion  der  anderen  betrug  ungefähr  4 — 5  Millionen  Pfund. 
Ihre  Hütten  waren  im  Vergleich  zu  den  Hütten  in  Butte  rückständig 
und  klein.  Doch  ließ  die  günstige  Beschaffenheit  der  Erze  eine 
rasche  und  billige  Verarbeitung  in  technisch  veralteten  Hütten  zu. 

Bei  den  immer  weiter  sinkenden  Preisen  in  den  Jahren  1885/87 
kamen  aber  die  Arizona-Bergwerke  an  die  Kostengrenze.  F"ür 
eine  Hütte,  die  alle  Gruben  eines  Bezirks  vmifaßte,  gab  es  keine 
^Möglichkeit,  durch  rasche  Erweiterung  leistungsfähigere  Maschinen 
einzuführen.      Eine    kombinierte    F'orm    der    Unternehmuncr    wird 


ij  Vgl.  z.   B.    die   Entwickelung  der  Copper  Queen  Co.   Journ.   1886   p.   n6. 
2)  In  Bisbee  die  Copper  Queen   Cons.  Co.,   in  Jeröme  die   United  Verde  Co.,    in 
Clobe  die  Old  Dominion  Co. 
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unter  solchen  Bedingungen  starr.  Die  Folge  für  die  Bergwerke 
in  Arizona  war,  daß  sie  von  den  Werken  in  Montana  zurückge- 
drängt wurden.  Während  die  fünf  größeren  Bergwerke  im  Jahre 
1883  26  Millionen  Pfund  und  18S4  27  Millionen  Pfund  Kupfer 
produzierten,  fiel  ihre  Produktion  im  Jahre  1886  auf  16  Millionen 
Pfund.  1884  entfiel  auf  Arizona  18,4%  der  gesamten  Kupfer- 
produktion der  Vereinigten  Staaten,  1885  nur  i3,77o  ,  1886 
nur  noch  9,9  %  !  Erst  die  hohen  Preise  in  der  Zeit  des  fran- 
zösischen Syndikats  erlaubten  den  Bergwerken  in  Arizona,  ihre 
Produktion  durch  Gewinnung  armer,  früher  unbenutzter  Erze  zu 
steigern.  Doch  stand  eine  Expansion  auf  solcher  Grundlage 
unter  der  von  Montana,  und  so  vollzog  sich  die  Konzentration  am 
Ende  der  80er  Jahre  bei  weitem  nicht  so  schnell,  wie  bei  den 
Großbetrieben  Montanas.  Selbst  im  Jahre  1888  entfiel  auf  die 
Arizona-Werke  bloß  14%  der  Gesamtkupferproduktion  der  Ver- 
einigten Staaten. 


Kupferproduktion  in  Arizona. 

In    I  000   Pfund  : 


1883 

1885 

1890 

1892 

Copper-Queen 

7524 

6664 

13  121 

12  916 

Old   Dominion 

4401 

4691 

7411 

7698 

Arizona  Cop. 

— 

6772 

5  165 

5894 

Detroit 

2  820 

3346 

4  408 

1919 

United  Verde 

I   326 

168 

5476 

9524 

Andere 

7  804 

I  065 

1297 

149 

Total  23874  22706      I        36977       1        38383 

(Nach  Min.   Ind.   1893  p.   236.) 

Nicht  so  kompliziert  wie  in  Montana  und  Arizona  war  die 
Bewegung  der  Kupferproduktion  im  Lake  Superior  Distrikt.  Die 
erste  Hälfte  der  80er  Jahre  kam  den  kleineren  Gesellschaften  zu 
gute.  Die  Gesamtkupferproduktion  der  Bergwerke  mit  einer 
Jahresproduktion  unter  i  Million  Pfund  stieg  von  3  Millionen  Pfund 
im  Jahre  1880  auf  5^2  Millionen  Pfund  im  Jahre  1884.  Im  näch- 
sten Jahre  mußten  die  meisten  von  ihnen  stillgelegt  werden  und 
die  Kupferproduktion  dieser  Gruppe  fiel  auf  1,9  Millionen  Pfund. 
In  den  folgenden  Jahren  sind  die  Gesellschaften  mit  einer  Jahres- 
produktion unter  i  Million  Pfund  verschwunden,  und  wo  es  solche 
gab,  handelte  es  sich  um  Bergwerke,  die  sich  noch  im  Vorbe- 
reitungsstadium  befanden. 
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Doch  war  dies  nur  die  cinziy;c  Gruppe  in  Lake  Superior,  die 
sich  als  entwicklungsunfähig  erwies.  Die  Gesamtkupferproduktion 
stieg  allmählich  von  50  Millionen  Pfund  im  Jahre  1880  auf  72 
Millionen  Pfund  1885  und  10 1  MiUionen  Pfund  im  Jahre  1890. 
Obwohl  das  Wachsen  sehr  stark  war,  stand  es  doch  hinter  Mon- 
tana zurück,  so  daß  auf  den  Lake  Superior  Distrikt  1880  82,2%, 
1885  nur  43,5%  und  1890  38,9%  der  Gesamtkupferproduktion 
der  Vereinigten  Staaten  entfielen. 

Für  die  Beurteilung  der  Entwickelungsfähigkeit  des  Kupfer- 
bergbaues am  Oberen  See  muß  zuerst  die  große  Calumet  und 
Hecla,  auf  die  60%  der  Kupferproduktion  dieses  Distrikts  ent- 
fielen, ausscheiden.  Die  Produktionsverteilung  in  der  übrigen 
Gruppe  von  Bergwerken  mit  über  i  Million  Pfund  Jahresproduktion 
ist  aus  folgender  Zusammenstellung  zu  ersehen  ^). 

Produktion   in   i  ooo   Pfund  : 


Jahre 

Gesamtproduktion 

Zahl   der 

Durchschnittliche 

der  Gruppe 

Bergwerke 

Jahresproduktion 

1880 

15    lOI 

6 

2517 

1881 

19  660 

7 

2  809 

1882 

20  260 

7 

2894 

1S83 

20631 

7 

2947 

1884 

20338 

8 

2542 

1885 

23  133 

8 

2  892 

1886 

28475 

9 

3  164 

1887 

28215 

7 

4031 

1888 

34932 

8 

4366 

1889 

40201 

10 

4020 

1890 

41  320 

II 

3756 

1891 

49710 

1 1 

4519 

1892 

46547 

8 

5818 

Es  muß  gleich  bemerkt  werden,  daß  die  Produktion  dieser 
Gruppe  in  den  Jahren  hoher  Preise  (1880/84,  1888/89,  1891)  stieg. 
Die  Steigerung  der  Produktion  im  Jahre  1886  ist  nur  ein  Nach- 
klang der  Hochkonjunktur  in  der  ersten  Hälfte  der  80er  Jahre 
und  ist  dem  Eintritt  eines  1882  gegründeten  Bergwerkes,  dessen 
Vorbereitungsarbeiten  erst  1885  vollendet  waren,  zuzuschreiben. 
Die  Spalte  der  Durchschnittsproduktion  beweist,  daß  die  Gesell- 
schaften ihrem  bergbaulichen  Charakter  gemäß  im  Gegensatz  zu 
den  Großbetrieben  Montanas  nur  allmählich  bei  niedrigen  Preisen 


i)  Auf  Grund  der  in  Miner.Res.  veröffentlichten  Produktionsstatistik. 
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wachsen,  dagegen  weisen  sie  rasche  Erweiterungen  während  des 
Aufschwunges  Ende  der  8oer  Jahre  auf.  Bei  einer  näheren  Be- 
trachtung der  Kupferbergwerke  am  Lake  Superior  stellt  sich  her- 
aus, daß  das  Wachsen  nicht  bei  allen  Gesellschaften  gleichmäßig 
vorging,  vielmehr  wachsen  die  alten  in  den  70er  Jahren  empor- 
gekommenen Bergwerke  bedeutend  über  den  Durchschnitt,  wäh- 
rend die  in  den  80er  Jahren  hinzugetretenen  Bergwerke  verhält- 
nismäßig wenig  zunehmen.  Die  früher  homogene  Gruppe  der 
Bergwerke  mit  über  i  Million  Jahresproduktion  hat  sich  differen- 
ziert und  die  Folgen  dieser  lu-scheinung  werden  bei  den  90er 
Jahren  besprochen  werden. 

Im  Gegensatz  zu  der  Entwicklung  der  Gesellschaften  mit  über 
I  ^Million  Pfund  Jahresproduktion  steht  die  der  Calumet  &  Hecla 
Co.!  Die  Gesellschaft  wuchs  zwar  prozentual  nicht  mehr  als  die 
anderen  Bergwerke,  doch  fällt  die  Zeit  des  Wachstums  nicht  auf 
die  Aufschwungsjahre,  sondern  auf  die  der  sinkenden  Preise.  Bis 
zum  Jahre  1884  produzierte  die  Calumet  &  Hecla  Co.  31 — 33 
Millionen  Pfund  Kupfer,  in  den  Jahren  1884 — 86  steigt  die  Pro- 
duktion auf  bez.  40^2,  47  und  50^/2  Millionen  Pfund,  geht  nicht 
über  diese  Ziffer  bis  zum  Jahre  1890  und  erreicht  dann  in  den 
Jahren  1890  und  1891  eine  Produktion  von  59  bez.  63  Millionen 
Pfund.  Dieser  Zuwachs  ist  noch  bei  weitem  nicht  so  groß,  wie 
bei  der  Anaconda  und  der  Boston  &  Montana  Co.,  doch  geht 
aus  der  Tatsache  des  Wachsens  in  der  Niedergangszeit  hervor, 
daß  diese  Gesellschaft  die  entwickelungsfähigste  am  Oberen  See 
war  und  auch  die  Konkurrenz  mit  den  großen  Bergwerken  in 
Montana  aushalten  konnte. 

Ueberblicken  wir  die  Entwickelung  des  gesamten  Kupferberg- 
baues in  den  Vereinigten  Staaten  im  Laufe  der  90  er  Jahre,  so 
ergibt  sich,  daß  die  größten  Bergwerke  die  entwickelungsfähigsten 
waren.  Die  Kombinierung  war  ein  Umstand,  der  die  Konzen- 
tration aufstachelte  und  über  die  Expansionsmöglichkeit  einer 
Grube  hinaus  förderte.  Durch  diese  Eigenschaften  der  kombi- 
nierten Bergwerke  ist  es  zu  erklären,  daß  Montana  in  kurzer  Zeit 
die  anderen  Kupferproduzenten  weit  hinter  sich  ließ.  Wo,  wie  in 
Arizona,  die  natürlichen  Bedingungen  dem  Expansionstrieb  der 
kombinierten  Bergwerke  eine  Schranke  zogen,  waren  die  Resultate 
der  Kombinierung  die  entgegengesetzten,  und  die  Bergwerke 
wurden  zurückgedrängt.  Das  Gesetz  der  Konzentration  hat  sich 
also  in  jedem  Bezirke  anders  ausgedrückt. 
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4.   Die  Periode  von    iSgS  bis   1898. 

Die  <Soer  Jahre  waren  hauptsächlich  für  die  lieri^werke  in 
Montana  günstig"  und  bis  zum  Anfang  der  90er  Jahre  wuchs  ihre 
l^edeutung  im  Kupferbergbau  der  Vereinigten  Staaten.  iJer 
maximale  Anteil  der  Montana-Bergwerke  wurde  1894  erreicht,  als 
sie  51,6%  des  gesamten  in  den  Vereinigten  Staaten  gewonnenen 
Kupfers  produzierten.  Von  diesem  Jahre  an  beginnt  eine  rück- 
läufige Bewegung:  Die  Produktion  steigt  wohl  absolut,  sinkt  aber 
relativ.  Der  Anteil  Montanas  an  der  Gesamtproduktion  der 
Vereinigten  Staaten  sinkt  allmählich  von  51,6%  im  Jahre  1894 
auf  39,2%  1898.  Die  Bewegung  ist  derjenigen  in  Arizona  in  der 
zweiten  Hälfte  der  80er  Jahre  ähnlich  und  hat,  wie  wir  noch 
sehen  werden,   dies  denselben  Ursachen  zu  verdanken. 

Sclion  die  80er  Jahre  haben  bewiesen,  dail  die  kleineren 
kombinierten  Bergwerke  in  Butte  lebensfähig  genug  waren,  um 
auch  die  Depression  von  1885 — 1887  zu  überstehen.  Diese  Hüt- 
ten konnten  nur  langsam  erweitert  werden  und  standen  infolge- 
dessen hinter  den  großen  zurück.  Eben  diese  Langsamkeit  der 
Erweiterung  erlaubte  ihnen  aber,  mit  verhältnismäßig  reicheren 
Erzen  zu  arbeiten.  Bei  der  Durchführung  der  Kombination  bis 
zur  Rohkupfergewinnung  kamen  sie  mit  den  großen  Produzenten 
nur  auf  dem  Kupfermarkt  in  Berührung.  Bis  zum  Verkauf  des 
Kupfers  waren  sie  voneinander  vollständig  isoliert.  Ein  niedriger 
Kupferpreis  mußte  zuerst  auf  die  minder  widerstandsfähigen  kleinen 
Gesellschaften  in  Lake  Superior  und  Arizona  wirken  und  eine 
rückläufige  Bewegung  des  Marktes  hervorrufen,  noch  ehe  der 
Preis  für  die  kleinen  Butte-Bergwerke  kritisch  wurde.  Zusammen 
mit  den  großen  Betrieben  blieben  also  in  Montana  auch  die  kleinen 
bestehen. 

Im  Laufe  der  Jahre  1888 — 94  stieg  sogar  die  Zahl  der  klei- 
neren Bergwerke.  Der  große  Fortschritt  der  Hüttentechnik  in  der 
zw'eiten  Hälfte  der  80  er  und  dem  Anfang  der  90  er  Jahre  erlaubte 
den  Abbau  solcher  Erzlagerstätten,  die  früher  unbeachtet  blieben. 
Es  folgten  Entdeckungen  und  Neuaufschließungen  vieler  Gruben. 
Die  großen  Bergwerke,  die  kurz  vorher  ausgedehnte  Minerallän- 
dereien  angegliedert  hatten,  waren  nicht  geneigt,  die  neuen  Gruben 
zu  kaufen,  und  so  blieb  diesen  nur  der  Weg  übrig,  eigene  Hüt- 
ten zu  bauen.  Die  Jahre  des  französischen  Syndikats  waren  da- 
für besonders  günstig,  und  es  wurde  die  Butte  &  Boston  Cop- 
per  &  Silver    Ming.   Co.    gegründet,     die    eine    Anzahl    von    Gru- 
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ben  vereinigte  und  bald  eine  eigene  Hütte  errichtete  ^).  Der 
größte  Teil  der  noch  bis  1892  entdeckten  Gruben  wurde  nach 
mißlungenen  Versuchen,  sie  an  die  schon  bestehenden  Hütten  zu 
veräußern-),  von  F.  A.  Heinze  angekauft,  der  1893  die  Mon- 
tana C^re  Purch.   Co.  gründete  und  eine  eigene  Hütte  baute  ^). 

Außerhalb  der  kombinierten  Bergwerke  blieben  nur  wenige 
Gruben,  und  darin  unterscheiden  sich  die  Verhältnisse  in  Butte 
in  den  90  er  Jahren  von  denen  in  den  80  er  Jahren.  Indessen 
mußte  bei  den  lange  anhaltenden  niederen  Preisen  dieselbe  Ten- 
denz nach  Angliederung  neuer  Gruben  und  rascher  Erweiterung 
der  Hütten,  wie  in  den  80er  Jahren,  durch  die  größten  Berg- 
werke (Anaconda  und  Boston  &  Montana)  entstehen.  Dass  ein 
solcher  Drang  seit  der  Mitte  der  90  er  Jahre  bestand,  läßt  sich 
aus  vielen  Erscheinungen  ersehen.  Die  Besitzer  der  Anaconda 
Co.  fingen  schon  Ende  1894  mit  großem  Eifer  und  großem  Geld- 
aufwand an.  vollständig  unerschlossenes  Land  in  verschiedenen 
Ecken  des  Butte-Bezirkes  anzukaufen.  Im  Jahre  1896  besaßen  sie 
eine  große  Zahl  ausgedehnter  Grubenfelder,  die  meist  an  die  von 
ihnen  gegründete  Washoe  Copper  Co.  übertragen  wurden,  doch 
wie  es  scheint  haben  die  Schürfarbeiten  zu  keinen  Resultaten  ge- 
führt^). 

Das  zweite  Riesenbergwerk,  die  Boston  &  Montana  Co.  schlug 
einen  anderen  Weg  ein,  und  ihre  Leiter  versuchten,  die  neu  ge- 
gründete Butte  &  Boston  Co.  sich  anzugliedern,  was  auf  den 
Widerstand  der  Aktionäre  traf.  Die  Boston  &  Montana  Co.  schloß 
dann  mit  der  Butte  &  Boston  Co.  Verträge  zum  Schmelzen  ihrer 
Erze,  was  wieder  einen  hartnäckigen  Kampf  mit  den  Aktienbe- 
sitzern hervorrief,  der  erst  im  Februar  1897  seinen  Abschluß 
fand  '").  Das  Streben,  möglichst  viel  Erze  an  sich  zu  reißen,  fand 
auch  in  einem  »war  of  rates«  auf  dem  unbedeutenden  ofifenen 
Erzmarkte  im  Jahre  1895  Ausdruck'')-  Man  versuchte  Erze  aus 
\erschiedenen  Teilen  Montanas  und  sogar  British  Columbia  ein- 
zuführen^). 

Alle  diese  Mittel  brachten  keine  Lösung.  Der  Expansion 
der  Hütten    wurden  enge  Grenzen  gezogen,    und  so    erklärt  sich, 

l)  Journ.   1888  IIb  p.   356—357.  2)  Journ.   1892   I.   p.    505. 

3)  Journ.   1893  II    p.   15.  Min.  Res.   1894  p.   342. 

4)  Journ.  1896  II.  p.   193. 

5)  Joürn.  1889  II.  p.  253,   1896  ir.  p.  614. 

6)  Journ.   1895   II.   p.   207.  7)  Journ.  1898   I.   p.   82. 
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daß,  während  die  Depression  der  So  er  Jahre  einen  raschen  tech- 
nischen Fortschritt  und  im  Zusammenhange  damit  die  rasche 
Steigerung  des  Anteils  Montanas  an  der  Kupferproduktion  der 
Vereinigten  Staaten  herbeiführte,  die  Depression  der  90er  Jahre 
durch  keine  technische  Umwälzungen  und  demzufolge  durch  einen 
Rückgang  des  Anteils  Montanas  gekennzeichnet  wurde. 

Die  widerspruchsvolle  Lage  in  Montana  war  eine  l^'olge  des 
der  Entwickelung  des  Bergbaues  und  der  Verhüttung  innewoh- 
nenden Gegensatzes :  Der  Tendenz  nach  räumlicher  Ausdehnung 
und  der  sie  begleitenden  Bildung  neuer  Produzenten  im  Bergbau, 
und  der  nach  einer  Konzentration  begleitet  von  einer  Verminde- 
rung der  Zahl  der  Produzenten  in  der  Verhüttung.  Der  Ausweg 
konnte  nur  in  einer  Angliederung  der  kleinen  Bergwerke  an  die 
großen  und  einer  möglichst  starken  Konzentration  der  Verarbei- 
tung bestehen.  Durch  eine  Preisherabsetzung  die  Kleinen  dazu 
zu  zwingen  war  aus  oben  erwähnten  Gründen  unmöglich:  Die 
Wirkung  der  niedrigen  Preise  auf  die  Produzenten  außerhalb 
Montanas  führte  bald  zu  einer  rückläufigen  Preisbewegung.  Tat- 
sächlich fingen  die  Preise  schon    1S95   an  zu  steigen. 

Die  feindlichen  Gefühle  der  Gesellschaften  gegen  einander 
fanden  dann  in  anderer  Weise  ihren  Ausdruck.  Die  eigenen 
Gruben  der  Bergwerke  arbeiteten  mit  Anstrengung  aller  ihrer 
Kräfte,  und  das  tlindernis  zur  Erweiterung  waren  ihre  Grenzen. 
Kein  Wunder,  daß  in  einer  feindlichen  Atmosphäre  Grenzstreitig- 
keiten entstanden.  Man  entdeckte  bald,  daß  die  Mängel  der  Ge- 
setzgebung, besonders  das  sog.  »apex  Law«,  das  unter  gewissen 
Voraussetzungen  Erze  aus  fremden  Gruben  abzubauen  gestattete, 
sehr  scharfe  Waffen  sein  konnten.  Im  Jahre  1897  wurde  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  eine  Klage  von  Boston  &  Montana  gegen 
Heinze  erhoben  und  schon  am  P2nde  dieses  Jahres  schwebten 
zwischen  diesen  beiden  Gesellschaften  3 1  Prozesse  !  Viele  Pro- 
zesse entstanden  auch  zwischen  anderen  Gesellschaften  und  mach- 
ten die  rechtliche  Lage  in  Butte  außerordentlich  verworren.  Die 
meisten  gehören  schon  zur  nächsten  Periode  und  werden  dann 
besprochen '). 

Im  Gegensatz  zu  den  Bergwerken  in  Butte  entwickelten  sich 
die  Bergwerke  in  Arizona  während  der  90  er  Jahre  mit  einer 
solchen  Geschwindigkeit,  daß  sie  den  durch  die  oben  dargelegten 
Umstände  geschwächten  Montana-Bergwerken  immer  gefährlicher 

i)  Journ.  1S97   II-  P-  647. 
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wurden.  Nicht  nur  absolut  stieg  die  Produktion  Arizonas  von 
ungefähr  44  MilHonen  Pfund  1893  auf  iii  Millionen  Pfund  1898, 
sondern  auch  der  Anteil  an  der  Gesamtproduktion  der  Vereinig- 
ten Staaten  stieg  von  13,1^/0  auf  21,1  "/o'  l^ie  Bergwerke,  die 
nicht  kräftig  genug  waren,  um  der  Depression  1885/87  zu  wider- 
stehen, wuchsen  bei  der  länger  andauernden  Depression  1893/96! 

Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  in  der  Umwälzung  der 
Hüttentechnik  in  Arizona.  Der  mit  der  Depression  einsetzende 
Drang  nach  Verbesserung  und  Erweiterung  der  Hütten  machte 
die  Gewinnung  solcher  Erze  notwendig ,  die  beim  einfachen 
Schwarzkupferschmelzen  nicht  gewinnbringend  war.  So  wurden 
in  den  Jahren  1893/95  Versuche  gemacht,  einen  anderen  Prozeß 
bei  der  Verarbeitung  einzuführen,  die  bekanntlich  mit  einem 
Uebergang  zum  Rohsteinschmelzen  endeten.  Dadurch  wurde  die 
Gewinnung  geschwefelter  Erze,  die  man  bis  dahin  nicht  ausnutzte, 
zur  Grundlage  des  Kupferbergbaues  in  Arizona.  Bei  den  enor- 
men Vorräten  dieser  Erze  in  Arizona  standen  der  Erweiterung 
der  Hütten  keine  Schwierigkeiten  mehr  im  Wege,  und  ähnlich 
wie  in  Montana  1885/87  erfolgte  eine  rasche  Zunahme  der  Pro- 
duktion in  einer  Zeit  niedriger  Preise.  Weitgehende  Verände- 
rungen in  den  Reihen  der  Produzenten  haben  diese  Jahre  in  Ari- 
zona nicht  gebracht,  und  nur  die  alten  Bergwerke  erweiterten  ihre 
Anlagen.  Auch  in  Arizona  entfiel  der  größte  Teil  des  Zuwachses 
auf  die  größeren  Bergwerke,  wenn  auch  prozentual  der  Zuwachs 
bei  allen  Gesellschaften  ungefähr  gleich  war. 

Die  Entwicklung  des  Lake -Superior- Bezirkes  ging  in  der- 
selben Weise,  wie  in  den  80er  Jahren  vor  sich.  Immer  weiter 
wurde  der  Konsum  von  anderem  als  Lake-Kupfer  versorgt.  1891 
yjroduzierte  der  Lake-Superior-Distrikt  noch  40,2 ''/o  des  Kupfers 
der  Vereinigten  Staaten,  Dieser  Anteil  sank  mit  jedem  Jahre 
und  1898  betrug  er  38,2^/0.  Absolut  ist  die  Produktion  gestiegen, 
doch  war  der  Zuwachs  prozentual  nicht  so  groß,  wie  in  den 
80  er  Jahren. 

Die  Verteilung  des  Zuwachses  im  Lake-Superior-Distrikt 
hängt  mit  dem  ganzen  Charakter  der  90  er  Jahre,  die  durch  lang 
andauernde  niedrige  Preise  gekennzeichnet  sind,  zusammen.  Schon 
bei  der  Betrachtung  der  80er  Jahre  wurde  nachgewiesen,  daß  es 
die  größten  Gesellschaften  sind,  die  in  solcher  Zeit  ihre  Produk- 
tion erweitern,  sodaß  in  den  90er  Jahren  der  größte  Zuwachs 
auf  die   Calumet  &  Hecla  Co.  entfiel.      1891  wurden  in  Lake  Su- 
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perior  ungefähr  1 14  Millionen  Pfund  Kupfer,  1898  i  58'/^  Millionen 
Pfund  produziert;  auf  die  Calumet  &  Ilecla  Co.  entfielen  davon 
63  bez.  94  Millionen  Pfund  (55,3  %  bez.  59,3  %  der  Lake-Pro- 
duktion). 

Das  Vordrin<4en  der  größeren  l^ergwerke  kommt  auch  bei 
einer  näheren  Betrachtung  der  Verteilung  der  Produktion  unter 
den  übrigen  Gesellschaften  zum  Vorschein.  Es  wurde  schon 
früher  (S.  40)  hervorgehoben,  daß  der  Unterschied  in  der  Be- 
triebsgröße im  Laufe  der  Entwickelung  größer  wurde  und  daß 
die  anfangs  homogene  Gruppe  der  Bergwerke  mit  über  i  Million 
Pfund  Jahresproduktion  im  Lake-Superior-Bezirk  sich  schon  Ende 
der  80  er  Jahre  in  Untergruppen  mit  über  und  unter  3  Millionen 
Pfund  Jahresproduktion  differenziert  hatte.  Im  Laufe  der  90  er 
Jahre  wurden  die  kleineren  l^ergwerke  vernichtet. 


Jahresproduktion. 

I.   Gruppe.     Bergwerke  mit    über  3   Mill.   Pfund  Jahresproduktion. 
II.    Gruppe.     Bergwerke  mit   i — 3  Mill.  Pfund  Jahresproduktion. 

In   1000   Pfund: 


Jahr 

Gesamt  Produktion 

Zahl  der 

Bergwerke 

Uurchschnitlliclie 
Jahresproduktion 

Gruppe  I    Gruppe  II 

I 

II 

I                   II 

1892 

42  104 

4  443 

5 

3 

8421 

I  481 

1893 

43925 

5442 

5 

4 

8785 

I  360 

1894 

45771 

6013 

5 

3 

9  154 

2  004 

■895 

45  334 

6366 

5 

3 

9067 

2  122 

1896 

44  105 

8479 

4 

4 

II  026 

2  120 

1897 

53  459 

5224 

4 

2 

13365 

2  612 

1898 

60  219 

2  624 

5 

I 

12  044 

2  624 

Das  Verschwinden  der  Gruppe  II  erfolgte  noch  schneller,  als 
die  Tabelle  das  erscheinen  läßt.  Tatsächlich  waren  alle  3  Berg- 
werke dieser  Gruppe  im  Jahre  1894  nicht  die  alten  kleinen  Ge- 
sellschaften, sondern  neue,  die  sich  noch  in  den  ersten  Stadien 
der  Entwickelung  befanden  und  in  den  nächsten  Jahren  in  die 
folgende  Gruppe  übergingen.  Was  die  größeren  Bergwerke  be- 
trifft, so  ist  hier  wieder  zu  sehen,  daß  sie  die  Produktion  haupt- 
sächlich in  der  Zeit  der  steigenden  Preise  erhöhten. 

Im  allgemeinen  führten  die  90  er  Jahre  zur  Entwickelung 
einer  Anzahl  größerer  Bergwerke  in  Arizona  und  Lake  Superior, 
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während  die  Bergwerke  in  Montana  sich  nur  verhältnismäßig 
langsam  erweitern  konnten.  Die  Zahl  der  Bergwerke  ist  aber 
nur  in  Lake  Superior  geringer  geworden. 

5.   Die  Periode  von   1899  bis   1907.     Die  Vertrustung. 

Die  Lage  in  Butte  im  Anfange  dieser  Periode  war  infolge 
der  oben  dargelegten  Umstände  außerordentlich  verwickelt,  und 
der  einzige  Ausweg  konnte  in  einer  Konsolidierung  bestehen.  Die 
Verhältnisse,  die  zu  einer  solchen  Konsolidierung  zwangen,  trugen 
rein  lokalen  Charakter  und  führten  also  keinesfalls  zur  Bildung 
eines  Trusts.  So  wurde  zwar  schon  1898  ein  großer  Kupfertrust 
prophezeit.  Zustande  gekommen  ist  nur  eine  lokale  Vereinigung 
der  Bergwerke  in  Butte  —  und  nicht  einmal  aller  Bergwerke. 

Bevor  wir  aber  auf  die  Geschichte  dieses  Konzernes  ein- 
gehen, ist  es  notwendig,  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  Ent- 
wickelung  der  Unternehmungsform  zu  werfen.  Die  ersten  Unter- 
nehmungen in  Butte  und  Arizona  waren  geschlossene  Gesell- 
schaften (close  corporations),  deren  Kapital  meist  lokalen  Ur- 
sprungs war;  gewöhnlich  waren  es  Handels-  und  Bankhäuser  aus 
den  nächsten  mehr  entwickelten  Zentren  im  Westen.  Als  die 
Bezirke  bekannt  wurden,  fing  auch  das  Kapital  an,  aus  den  großen 
Zentren  des  Ostens  zuzufließen,  wobei  es  gewöhnlich  den  den 
Kupferbergbaukreisen  nahestehenden  Metallgesellschaften,  Kupfer- 
verbrauchern usw.  gehörte.  Das  Kapital  trug  meist  individuellen 
Charakter,  war  sehr  träge  und  suchte  feste  Anlage.  Das  Unter- 
nehmen wurde  mit  der  Person  des  Kapitalbesitzers  identifiziert 
und  war  an  seine  Geldmittel,  seinen  Kredit  usw.  gebunden.  Der 
Sachverhalt  wurde  auch  in  der  geringen  Zahl  der  Fälle  nicht  ge- 
ändert ,  wo  die  Bergwerke  als  Aktiengesellschaften  gegründet 
wurden ;  in  diesen  Fällen  gehörten  die  Aktien  einer  kleinen  ge- 
schlossenen Kapitalistengruppe,  die  als  solche  überall  auf  dem 
Markte  auftrat. 

Schon  Ende  der  80er  Jahre  beginnt  in  Butte  eine  Wande- 
lung einzutreten,  als  die  Montana  Copper  Co.  und  die  Butte  & 
Boston  Co.  sich  das  notwendige  Kapital  durch  Ausgabe  von 
Aktien  und  Obligationen  verschafften.  Bis  zu  jener  Zeit  waren 
die  Gesellschaften  auf  ein  organisches  Wachsen  angewiesen.  Die 
Mittel,  die  sie  für  die  Erweiterungen  und  Verbcsserungen  brauch- 
ten, mußten  hauptsächlich  aus  dem  Gewinn  bestritten  werden. 
Durch  Annäherung  an  die  Börse   wurde  die  Möglichkeit  gegeben, 
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aus  ihrem  Reservoir  Kapital  zu  schöpfen.  In  der  ersten  Hälfte 
der  90er  Jahre  erfolgt  die  Umwandlung  der  meisten  Butte-Berg- 
werke in  Aktiengesellschaften  und  die  Einführung  ihrer  Papiere 
auf  der  Bostoner  Börse.  Diese  war  schon  lange  die  wichtigste 
Börse  der  Kupferwerte.  Seit  der  Entstehung  des  Kupferberg- 
baues am  Oberen  See  wurden  alle  Kupferbergwerke  von  Bostoner 
Kapitalisten  beherrscht,  doch  befanden  sich  die  größeren  von 
ihnen  in  festen  Händen  und  der  Spekulation  wurden  nur  die 
schwächeren  überlassen.  Es  ist  infolgedessen  natürlich,  daß  die 
Papiere  solcher  großen  Produzenten,  wie  Boston  &  Montana  und 
Butte  &  Boston  leichten  Eingang  fanden  und  in  kurzer  Zeit  die 
beliebtesten  Spielobjekte  wurden.  Mit  der  Verwandelung  der 
anderen  Bergwerke  in  Butte  in  Aktiengesellschaften  wurde  die 
Einwirkung  des  Börsenkapitals  auf  den  Kupfermarkt  stärker,  und 
immer  häufiger  wurden  in  den  goer  Jahren  die  Klagen  über  die 
enge  Verknüpfung  des  Kupfermarktes  mit  der  Effektenbörse  laut. 
Zu  den  dem  Kupferbergbau  innewohnenden  Tendenzen  trat  noch 
ein  äußerer  Faktor,  das  Börsenkapital  hinzu,  der  die  Entwicke- 
lung  nach  einer  gewissen  Richtung  beeinflußte.  Waren  früher 
einzelne  Gesellschaften  von  einander  isoliert,  so  waren  sie  für  das 
Börsenkapital  alle  gleich.  Wenn  früher  jede  Vereinigung  zweier 
unabhängiger  Werke  nur  mit  großen  Schwierigkeiten  durchzu- 
führen war,  so  lag  es  gerade  im  Wesen  des  Börsenkapitals,  jede 
mögliche  Eigentumsübertragung  zu  begünstigen.  Die  Börse  kam 
also  der  Lösung  der  in  Butte  bestehenden  Lage  entgegen,  und 
die  Konsolidierung  der  Bergwerke  in  Butte  ist  also  im  Zeichen 
der  Spekulation  durchgeführt  worden.  Vertreter  des  Börsenkapi- 
tals waren  die  Kapitalisten  der  Standard-Oil-Gruppe.  Die  wich- 
tigsten Börsenpapiere  Butte  &  Boston  und  Boston  &  Montana 
dienten  zum  Angriff.  Eine  Zeit  lang  dauerte  ein  Kampf  mit  den 
Besitzern  der  Mehrheit  in  diesen  Bergwerken,  begleitet  von  Ge- 
rüchten über  eine  vermutliche  Vereinigung  der  beiden  Gesell- 
schaften ^).  Kursschwankungen  waren  für  die  Standard-Gruppe 
ein  Selbstzweck,  weil  sie  die  Spekulation  leiteten  und  dabei  enorme 
Profite  einstecken  konnten.  Eins  der  besten  Mittel  in  der  Zeit, 
wo  sich  die  Trustbewegung  über  die  meisten  Industriezweige  ver- 
breitete, waren  die  Gerüchte  über  einen  Kupfertrust.  Als  Ver- 
künder diente  den  Standard-Kapitalisten  ein  berüchtigter  Speku- 
lant Th.  Lawson,  der  das  Publikum  über  die  zuerst  hereinzu- 
l)  Journ.  1S98  II.  p.   452. 
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nehmenden  Bergwerke  informierte.  Wunderbarer  Weise  erwies 
sich  später,  daß  H.  H.  Rogers  u.  a.  gerade  das  Gegenteil  von 
dem,  was  ihr  Vertreter  Th.  Lawson  versprochen  hatte,  unter- 
nahmen. Während  die  Spekulation  auf  solche  Weise  auf  falsche 
Spuren  gehetzt  wurde,  führte  man  die  wirkliche  Konsolidation 
in  der  Stille  des  Privatkabinetts  aus.  Von  einem  allgemeinen 
Trust  konnte  keine  Rede  sein,  weil  von  allen  Kupferproduzenten 
aus  den  früher  dargelegten  Gründen  nur  die  Montana-Bergwerke 
ein  Entgegenkommen  zeigten. 

Die  Standardgruppe  gliederte  an  die  Anaconda  Co.  noch 
zwei  kleinere  Bergwerke  in  Butte,  die  Parrot  Co.  und  die  Colo- 
rado Sm.  Co.  und  die  kein  Kupfer  produzierende  Washoe  Co. 
mit  einigen  Rohmaterial  (Kohle,  Nutzholz)  produzierenden  Ge- 
sellschaften an  und  ein  »Trust«  war  am  29.  April  1899  fertig  ^). 
Das  war  freilich  nur  der  Anfang,  denn  die  sie  vereinigende  Amal- 
gamated  Copper  Co.  war  größer  gedacht^  man  wollte  aber  Schritt 
für  Schritt  alle  Spekulationsmöglichkeiten  ausnutzen.  Zu  diesem 
Zwecke  wurden  nur  die  Aktien  der  nicht  börsenfähigen  Gesell- 
schaften (Colorado  Sm.  Co.  und  der  Rohmaterialiengesellschaften) 
sämtlich  angekauft.  Das  Publikum  spekulierte  darauf,  daß  die 
neue  Gründung  alle  Aktien  der  übrigen  Bergwerke  aufkaufen 
werde,  und  auf  die  Anaconda-Aktien  entstand  infolgedessen  ein 
förmlicher  »rush«  ^).  Die  Amalgamated  Co.  tat  das  indessen 
nicht,  und  die  Standard-Kapitalisten  gewannen  dabei  außerordent- 
lich viel.  Das  ist  nur  ein  Beispiel,  wie  eine  solche  en  grand  ge- 
führte Spekulation  für  ihre  Leiter  einen  ganz  sicheren  Gewinn 
einbringen  konnte.  Unter  solchen  Umständen  diente  die  Amal- 
gamated Co.  hauptsächlich  für  die  Börsenmanöver.  Mit  der  den 
Leitern  der  Standard-Oil-Gruppe  eigenen  Geschicklichkeit  wurde 
die  Spekulation,  solange  es  möglich  war,  ausgenutzt.  Die  not- 
wendige Voraussetzung  war  die  Hochhaltung  der  Preise,  und  da 
die  Leiter  der  Amalgamated  Co.  tatsächlich  schon  bei  ihrer  Grün- 
dung mit  der  Boston  &  Montana  und  der  Butte  &  Boston  in 
engen  Beziehungen  stand,  so  konnte  die  Amalgamated  Co.  dies 
mit  den  flüssigen  Mitteln  der  Standard-Oil-Gruppe  leicht  er- 
reichen. Die  Kehrseite  war  natürlich,  daß  sich  immer  größere 
Vorräte  bei  den   künstlich    hochgehaltenen  Preisen    ansammelten. 

Volle    zweieinhalb    Jahre    setzte    die    Amalgamated  Co.  ihre 

1)  Moody,  The  truth  about  the   trusts  p.   3. 

2)  Journ.   1899  I.  p.    517. 
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Taktik  fort  und  die  Spekulation  dauerte  die  ^anze  Zeit  ununter- 
brochen an.  Noch  vor  dem  Zusammenbruch  wurden  die  Kurse 
in  die  Höhe  getrieben,  um  unter  günstigeren  Bedingungen  die 
Mehrheit  der  Aktien  in  der  Butte  &  Montana  und  der  Butte  & 
Boston  Co.  im  Juni  anzukaufen  ').  Knde  1901  folgte  der  Zu- 
sammenbruch, bei  dem  wieder  in  der  Spekulation  gewonnen 
wurde,  was  durch  den  Preisrückgang  verloren  war,  indem  man 
vorher  größere  Aktienposten  zu  höheren  Kursen  als  nach  dem 
Zusammenbruch  abstieß,  um  sie  dann  wieder  zu  niedrigen  Kursen 
anzukaufen. 

Mit  dem  Jahre  1902  ging  in  der  Haltung  der  Amalgama- 
ted  Co.  eine  Wandlung  vor  —  die  Spekulation  wurde  zurück- 
gestellt. Freilich  steht  die  Amalgamated  Co.  noch  heutzutage  an 
der  Spitze  der  spekulativen  Unternehmungen.  Die  Börsenmanö- 
ver waren  aber  in  den  letzten  7  Jahren  nicht  mehr  ausschlag- 
gebend. 

Nach  der  Bildung  der  Amalgamated  Co.  sind  in  Butte  nur 
noch  zwei  kleinere  » unabhängige  <-  Bergwerke  übrig  geblieben, 
die  zwei  Kapitalisten,  W.  A.  Clark  und  F.  A.  Heinze  gehörten. 
Dem  ganzen  Charakter  der  Amalgamated  Co.  gemäß  mußte  der 
Kampf  mit  diesen  beiden  noch  schärfer  werden.  Während  die 
gerichtlichen  Prozesse  zwischen  den  hereingenommenen  Gesell- 
schaften durch  die  Vereinigung  gelöst  wurden,  stieg  die  Zahl  der 
Prozesse  mit  Heinze  und  Clark  sofort^). 

Die  Bew^eisführung  war  außerordentlich  schwierig  und  müh- 
sam, was  schon  daraus  hervorgeht,  daß  z.  B.  das  Untersuchungs- 
material in  einer  der  vielen  Klagen  der  Boston  &  Montana  gegen 
Heinze  volle  10  Bände  mit  6800  gedruckten  Seiten  bildete^)! 
Die  Kosten  beliefen  sich  jährlich  auf  Hunderttausende  von  Dol- 
lars. Die  Gerichtskosten  des  oben  erwähnten  Prozesses  betrugen, 
noch  ehe  es  zur  letzten  Entscheidung  kam,  265015  $\  Die  größte 
Gefahr  bestand  aber  in  den  PLinhaltsbefehlen  der  Gerichtshöfe, 
die  die  Stillegung  der  wichtigsten  Gruben  Heinzes,  der  Boston  & 
Montana  u.  a.  herbeiführten  und  schon  1899  zu  einer  Einschrän- 
kung der  Erzgewinnung  zwangen*).  Obwohl  die  Amalgamated  Co. 
finanziell  besser  gestellt  war,  fiel  es  ihr  nicht  leicht,  ihre  Gegner 
zu  unterwerfen,  weil  Clark  und  Heinze  einen  großen  Einfluß  auf 
die  Politik  des  Staates  ausübten   und    freundlich  gesinnte  Richter 


l)   Moody  a.  a.   O.   p.  19,   38.  2)  Journ.   1901    I.   p.   195/96. 

3)  Journ.   1901  I.   p.  443.  4)  Journ.    1900   I.  p.  4. 
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bei  den  Wahlen  durchzudrücken  wußten.  Eine  Stärkung  erhielt 
die  Amalgamated  Co.  als  es  ihr  1901  gelang,  W.  A.  Clark  für 
ihre  Seite  zu  gewinnen^).  F.  A.  Heinze  setzte  den  Kampf  fort, 
und  noch  bis  Ende  1903  fielen  die  meisten  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen zu  seinen  Gunsten  aus.  Die  Amalgamated  Co.  be- 
schloß, durch  einen  »Generalstreik«  die  Sache  zu  entscheiden  und 
legte  Ende  1903  alle  ihre  Werke  und  Gruben  still,  was  auch  eine 
Lähmung  des  Eisenbahnverkehrs,  des  Handels  usw.  nach  sich  zog  ^). 
Der  Druck  auf  die  Bevölkerung  war  so  groß,  daß  das  Repräsen- 
tantenhaus des  Staates  zu  einer  außerordentlichen  Sitzung  einbe- 
rufen und  die  von  der  Amalgamated  Co.  als  Schutz  gegen  die 
parteiischen  Richter  geforderte  »Fair  Trialbill«  zugestanden  wurde  ^). 
Dadurch  verschoben  sich  die  Machtverhältnisse  zu  gunsten  der 
Amalgamated  Co.  und  nach  einer  für  sie  günstigen  Entscheidung  des 
Supreme  Court  1904  wurde  es  klar,  daß  Heinze  sich  ergeben 
mußte.  Es  handelte  sich  nur  noch  um  die  Bedingungen.  Die 
formelle  Unterwerfung  Heinzes  erfolgte  erst  1906  und  auch  nicht 
direkt  an  die  Amalgamated  Co.,  sondern  an  ihre  neue  Verbündete, 
die  sogenannte  Cole- Gruppe.  Diese  Gruppe  erschien  in  Butte 
1905  und  vereinigte  in  der  North  Butte  Co.  einige  bis  dahin  nicht 
erschlossene  Grubenfelder  ^).  Schon  im  ersten  Jahre  konnte  die 
North  Butte  Co.  40  Millionen  Pfund  Kupfer  produzieren  und  in 
die  erste  Reihe  der  Kupferproduzenten  rücken.  Die  Amalgamated 
Co.  erkannte  die  Gefahr  und  schloß  mit  ihr  ein  Bündnis  ab,  dem- 
zufolge die  North  Butte  Co.  keine  Hütte  baute,  sondern  ihre  Erze 
in  den  Hütten  der  Amalgamated  schmelzen  ließ.  Diese  Cole- 
Gruppe ,  die  die  Amalgamated  durch  das  sogenannte  Cole- 
Ryan-Syndikat  ^)  auch  mit  anderen  Unternehmungen  verbindet, 
hatte  die  Vermittlerrolle  auf  sich  genommen,  und  nun  befanden 
sich  die  früheren  Gruben  und  die  Hütte  Heinzes  im  gemeinsamen 
Besitz  der  Cole-Amalgamated-Gruppe  (durch  die  Butte  Coalition 
Ming.  Co.). 

Die  Resultate  der  Entwicklung  in  Butte  waren  dieselben,  die 
sich  schon  in  den  80er  Jahren  in  Arizona  ergaben  :  Vereinigung  aller 
Produzenten  eines  Distrikts  in  eine  Gesellschaft.  Bei  dem  Reichtum 
des  Bezirkes  war  diese  Bewegung  bedeutend  komplizierter,  und 
selbst  nachdem  die  entscheidenden  Schritte   1899  gemacht  waren, 

1)  Journ.  1901  I.  p.  362.  2)  Journ.   1903  II.  p.  710, 

3)  Journ.  1903  II.  p.  727.  4)  Min.  Res.  1905  p.   251. 

5)  J.  D.  Ryan  seit  1904  Leiter  der  Amalgamated. 
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gingen  noch  Jahre  vorüber,  ehe  die  KonsoHdierung  in  Butte  voll- 
kommen durchgetührt  wurde. 

Die  widerspruchsvolle  Lage,  die  sich  im  Laute  der  90er  Jahre 
bildete,  wurde  dadurch  gelöst,  der  Entwickelung  der  Hütten  wurde 
der  Weg  gebahnt. 

Solange  die  Hochkonjunktur  andauerte,  trat  die  Bedeutung 
der  Vereinigung  noch  nicht  zu  tage.  Nach  dem  Zusammenbruch 
von  1901  aber  wurde  die  Verhüttung  in  der  neuen  Washoe-Hütte 
in  Anaconda  konzentriert.  Der  Bau  der  neuen  Parrot-Hütte  wurde 
verlassen.  Man  schloß  die  Hütten  der  Colorado  Smelt.  Co.  und 
der  Butte  &  Boston  Co.  Die  Hütte  der  Bost.  &  Montana  Co.  in 
Great  Falls  ist  geblieben,  weil  sie  die  Vorteile  einer  billigen  Was- 
serkraft genießt.  Bemerkenswert  ist,  daß  eine  solche  Gesellschaft 
wie  die  North  Butte  Co.  keine  Hütte  baute;  endlich  gehen  auch 
die  Erze  der  früheren  Heinze-Gruben  in  die  Washoe-Hütte,  die 
allein  fast  dreiviertel  der  gesamten  Gewinnung  Butte's  verarbeitet. 
Die  1906  gebaute  Hütte  einer  kleinen  neuen  Gesellschaft  wurde 
1907  geschlossen.  Von  welcher  Bedeutung  diese  Konzentration 
der  Verhüttung  für  die  Technik  war,  geht  daraus  hervor,  daß  die 
Zeit  von  1901  — 1906  durch  fortwährende  Verbesserungen  gekenn- 
zeichnet wird. 

Die  Lage  des  Kupferbergbaues  in  Butte  in  den  90  er  Jahren 
drückte  auf  den  gesamten  Kupferbergbau,  und  die  Bildung  der 
Amalgamated  Co.  war  infolgedessen  von  größter  Bedeutung  für  die 
Gestaltung  des  Marktes.  Die  plötzlich  gestiegenen  Preise,  die 
die  Amalgamated  hochzuhalten  gezwungen  war,  und  das  rasche 
Wachsen  der  Kupfer  verbrauchenden  Industrien,  das  mit  einer 
die  Jahre  1900 — 1906  kennzeichnenden  Geschwindigkeit  vor  sich 
ging,  gaben  einen  Stoß  für  die  Entdeckung  und  Entwickelung 
neuer  Gruben. 

Der  Lake  Superior  Bezirk  war  von  dieser  Bewegung  am 
meisten  berührt;  während  in  den  90er  Jahren  die  Zahl  der  Berg- 
werke mit  einer  Jahresproduktion  von  über  i  Million  Pfund  Kupfer 
stark  zurückging,  stieg  sie  von  6  im  Jahre  1898  (die  Calumet 
&  Hecla  Co.  nicht  mitgerechnet)  auf  17  im  Jahre  1906  bei  einer 
entsprechenden  Produktionssteigerung  von  62,8  Million  Pfund  auf 
128,6  Million  Pfund.  Bemerkenswert  ist,  daß  der  ganze  Zuwachs  auf 
die  neuen  Bergwerke  entfällt,  die  1906  68,5  Millionen  Pfund 
Kupfer  produzierten.  Die  alten  Bergwerke  erstarrten  und  wiesen 
absolut  kein  Wachsen  auf.     Die  Calumet  &  Hecla  Co.,  die  wäh- 

,1  * 


52 


H.  Fraenkel : 


rend  der  niedrigen  Preise  immer  ihre  Produktion  erhöhte,  ging  in 
diesen  Jahren  zurück.  1906,  im  Jahre  eines  nie  dagewesenen  Auf- 
schwunges, erreichte  sie  zwar  dieselbe  Produktionsziffer,  wie  1898 
(94'/2  MilUon  Pfund),  in  der  Zwischenzeit  produzierte  sie  aber 
bloß  80  bis  83  Millionen  Pfund.  Es  ist  also  klar,  daß  die  neuen 
Bergwerke  oder  wenigstens  ein  Teil  davon  sich  nicht  nur  kon- 
kurrenzfähig ,  sondern  auch  entwickelungsfähiger  als  die  alten 
Lake-Bergwerke  erwiesen.  Umso  interessanter  ist  es,  zu  ver- 
folgen, wie  sich  die  neuen  Bergwerke  ihrer  Betriebsgröße  nach 
gliedern.  Es  ist  dabei  zu  unterscheiden  die  Periode  bis  zum 
letzten  Aufschwung  und  der  Aufschwung  1905/06.  In  der  ersten 
Periode  entstanden  7  neue  Bergwerke,  von  denen  vier  36,5  Millionen 
Pfund  produzierten  und  die  übrigen  drei  bloß  8  Millionen  Pfund. 
Der  Hauptzuwachs  entfiel  also  auf  Bergwerke,  die  nach  den  Ver- 
hältnissen am  Lake  Superior  zu  den  sehr  großen  gerechnet  werden. 
1906  hatten  diese  Bergwerke  eine  Produktion  von  50  Millionen 
Pfund,  also  stand  ihre  Durchschnittsproduktion  (12 '/2  Millionen 
Pfund)  über  der  der  älteren  Lake-Bergwerke  (11^/4  Millionen 
Pfund).  Neue  große  Bergwerke  sind  in  den  Jahren  1904/06 
nicht  hinzugetreten.  Die  Zahl  der  Bergwerke,  deren  Jahrespro- 
duktion zwischen  i  bis  4  Millionen  Pfund  lag,  stieg  dagegen 
von  3  auf  7  und  ihre  Produktion  von  8  auf  18  Millionen  Pfund. 
Sie  weisen  keine  starke  Expansionsfähigkeit  sogar  in  den  Jahren 
eines  außerordentlichen  Aufschwunges  auf,  und  es  war  also  anzu- 
nehmen, daß  nicht  alle  von  ihnen  die  mit  Ende  1907  einsetzende 
Depression  überleben  werden. 

Für  die  Beurteilung  der  Eigentumsverhältnisse  ist  noch  ein 
Umstand  von  Wichtigkeit,  den  wir  aus  Zweckmäßigkeitsgründen 
bis  jetzt  außer  Acht  gelassen  haben.  Es  wurde  bis  jetzt  nur  die 
Entwickelung  der  Betriebe  am  Lake  Superior  betrachtet.  Wie 
sich  dabei  herausstellte,  bedingten  die  natürlichen  Unterschiede 
des  Bergbaus  in  jedem  Bezirk  Betriebe  von  verschiedener  Größe, 
Zusammensetzung  usw.  Die  großen  Betriebe  in  Montana,  der 
Natur  der  kombinierten  Betriebe  gemäß,  wuchsen  schneller  als  im 
Lake  Superior-Distrikt.  Da  aber  die  Stellung  einer  kleineren 
Gesellschaft  auf  dem  Markte  ungünstiger  als  die  einer  großen  ist, 
so  mußte  die  Nivellierungstendenz  des  Marktes  einen  Ausgleich 
herbeiführen,  indem  sie  eine  Vereinigung  mehrerer  technisch 
selbständiger  Betriebe  begünstigte.  Es  bleibt  also  noch  zu  unter- 
suchen, in  wie  weit  in  Lake  Superior  eine  Konzernbildung  vor 
sich  £:inf{. 
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Nach  den  Gesetzen  des  Staates  Michigan  war  bis  zum  Jahre 
1905  jeder  Ankauf  der  Aktien  eines  Bergwerkes  durch  eine  an- 
dere Gesellschaft  verboten,  sodaß  keine  »holding  Company  ent- 
stehen konnte.  Die  X'^ereinigung  konnte  also  keine  festen  juri- 
stischen Formen  annehmen  und  bestand  darin,  daß  verschiedene 
Bergwerke  unter  eine  Leitung  gestellt  wurden,  also  in  einer  Per- 
sonalunion. Dies  erschwert  eine  Untersuchung  insofern,  als  die 
Beteiligung  eines  Kapitalisten  in  einigen  Gesellschaften  zufällig 
und  nicht  durch  die  Wirkung  der  Wirtschaftslage  veranlaßt  sein 
kann.  Eine  ökonomische  Notwendigkeit  ist  aber  anzunehmen, 
wenn  die  Beteiligung  eine  Massenerscheinung  ist  und  systematisch 
vorgenommen  wird. 

Die  Anfänge  der  Gruppenbildung  sind  schon  in  der  zweiten 
Hälfte  der  80er  Jahre  zu  finden.  Die  rührigsten  waren  natürlich 
die  kleineren  Gesellschaften,  die  den  Druck  des  Marktes  am 
stärksten  fühlten.  So  beteiligten  sich  die  Kapitalisten  der  beiden 
kleinsten  von  den  älteren  großen  Bergwerken  (Franclin  und  At- 
lantic) in  den  Gesellschaften,  deren  Jahresproduktion  unter 
3  Millionen  Pfund  stand.  Bekanntlich  wurden  die  letzteren  im  Laufe 
der  90  er  Jahre  vernichtet,  und  für  die  Gruppenbildung  blieb  nur 
ein  Ausweg  —  Angliederung  der  neu  entstehenden  Bergwerke, 
was  auch  geschah.  So  ist  die  bemerkenswerte  Tatsache  zu  er- 
klären, daß  bis  in  die  letzte  Zeit  kein  fremdes  Kapital  in  den 
Lake  Superior-Distiikt  eingedrungen  ist.  Die  großen  vier  alten 
Bergwerke,  die  sich  bis  zum  Ende  der  90  er  Jahre  als  die  ent- 
wicklungsfähigsten erwiesen  hatten  (Quincy,  üsceola,  Atlantic  und 
Franclin)  bildeten  den  Kern  jeder  Gruppe  und  waren  von  ein- 
ander vollständig  isoliert.  Die  verworrene  Lage  in  Butte  in  den 
90  er  Jahren  und  ihr  demoralisierender  Einfluß  auf  den  Markt 
ließ  die  Bergwerke  in  Lake  Superior  am  stärksten  die  Ueber- 
legenheit  der  größeren  Gesellschaften  fühlen,  und  beim  Eintritt 
der  Hochkonjunktur  waren  sie  es,  die  neben  den  Erweiterungen 
der  eigenen  Gruben  neue  Gruben  erschlossen  und  neue  Gesell- 
schaften an  die  Börse  brachten.  Die  neuen  überholten  bald  die 
alten,  doch  blieben  sie  in  denselben  Händen  wie  die  alten.  Der 
größte  Teil  des  Zuwachses  entfiel  bekanntlich  auf  vier  große 
Bergwerke.  Drei  von  diesen,  die  jetzt  als  Copper  Range  Gruben 
bekannt  sind  und  nebeneinander  liegen,  haben  die  Stanton  Gruppe 
(Atlantic)  zu  Gründern  gehabt.  Doch  reichten  die  Mittel  dieser 
Gruppe  nicht  aus,   um  drei  große  Bergwerke  zu  erschließen,  und 
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es  wurde  fremdes  Kapital  zugezogen.  Die  Copper  Range  Gruben 
gehören  jetzt  zu  den  am  billigsten  arbeitenden,  und  um  die  Vor- 
teile der  Größe  zu  genießen,  wurden  sie  alle  1903  von  der 
Copper  Range  Cons.  Co.  vereinigt,  die  eine  Gruppe  für  sich 
bildet  (Paine-Gruppe)  aber  in  nahen  Beziehungen  zu  der  Stanton 
( Atlantic-)  Gruppe  steht  und  auf  diese  Weise  der  Calumet  &  Hecla  Co. 
nur  wenig  nachgibt  ^). 

Die  Calumet  &  Hecla  Co.  stand  bis  zum  Jahre  1905  und  1906 
den  Vereinigungsbestrebungen  fern.  Die  Entstehung  der  neuen 
Gruben  reduzierte  ihren  Anteil  an  der  Produktion  des  Lake 
Kupfers  von  ungefähr  60  auf  40%.  Eine  gefährliche  Konkurrenz 
entstand  in  der  neu  gebildeten  Copper  Range  Co.  und,  wie  er- 
wähnt, mußte  sogar  die  Calumet  &  Hecla  ihre  Produktion  ein- 
schränken. Ihre  frühere  herrschende  Stellung  im  Lake  Superior- 
Bezirke  ging  also  verloren,  und  nun  suchte  sie  durch  das  übliche 
^Mittel  der  Gruppenbildung  zu  retten,  was  zu  retten  war. 

Seit  1903  fing  sie  im  Stillen  an,  große  Ländereien  anzu- 
kaufen, und  hatte  1905  schon  eine  Anzahl  Gruben  erschlossen'-). 
Als  aber  im  Januar  1907  seitens  der  Amalgamated  Co.  der  Versuch 
gemacht  wurde,  alle  Lake -Gesellschaften  unter  der  Führung  der 
Copper  Range  Co.  zu  vereinigen,  ging  die  Calumet  &  Hecla  Co.  in 
die  Offensive  über.  Sie  kam  in  kurzer  Zeit  in  den  Besitz  eini- 
ger Gesellschaften  der  Bigelow-Gruppe  (Osceola-Gruppe),  was  all- 
gemein als  ein  »Vertrustungs« versuch  durch  die  Calumet  &  Hecla 
aufgefaßt  wurde  ^).  Der  Kampf  wurde  bald  auf  den  Boden  der 
Politik  und  der  Gerichte  übertragen^),  so  daß  erst  1909  die 
Calumet  &  Hecla  wieder  freie  Hand  erhalten  hat.  Durch  die 
Wandlung  in  der  Haltung  der  Calumet  &  Hecla  ist  das  größte 
Hindernis  zur  Vereinigung  des  Kupferbergbaues  am  Lake  Superior 
gefallen,  und,  wie  wir  sehen,  wirken  jetzt  mächtige  Kräfte  in  dieser 
Richtung. 

Aehnlich  wie  in  Lake  Superior  führten  die  letzten  zehn  Jahre 
in  Arizona  zur  Entstehung  neuer  Produzenten.  Sehr  schätzbare 
Zahlen  über  diese  Bewegung  in  Arizona  werden  in  den  Berichten 
des  Territorial  Auditor  von  1906  mitgeteilt.  Zu  den  sechs  alten 
großen  Bergwerken  traten  noch  56  neue  produzierende  Bergwerke 
hinzu.     Auf  die  alten    entfielen  bei  einer  Bergbauproduktion  von 

1)  Min.  Res.  1901  p.  168.     Journ.  1903  II.  p.  408. 

2)  Journ.   1905   II.   p.   162.  3)  Journ.   1907   I.  p.   389. 
4)  Journ.   1907   I.  p.   535,    582. 
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Über  255  Millionen  Pfund  Kupfer  177  Millionen  Pfund,  auf  die 
neuen  56  Bergwerke  />i  Millionen  Pfund.  Es  ist  also  gleich  zu 
sehen,  daß  unter  den  neuen  viele  kleine  Bergwerke  waren,  die 
beim  Sinken  der  Preise  verschwinden  mußten.  Tatsächlich  hatten 
46  dieser  Bergwerke  eine  Produktion  von  unter  i  Million  Pfund 
Kupfer,  zusammen  7,8  Millionen  Pfund,  das  heißt,  sie  befanden 
sich  noch  im  Vorbereitungsstadium  oder  waren  unbedeutende 
Kupfergruben,  die  in  ihrer  Mehrzahl  keine  Hütten  besaßen.  Der 
größte  Teil  der  Produktion  der  neuen  Bergwerke  entfiel  auf  drei 
Gesellschaften,  die  zusammen  über  55V2  Millionen  Pfund  produ- 
zierten. Zwei  davon  befanden  sich  in  Bisbee,  eine  in  Clifton- 
Distrikt.  Eine  mittlere  Gruppe  bildeten  7  Bergwerke  mit  einer 
Produktion  von  i  bis  5  Millionen  Pfund,  auf  die  zusammen  14^/2 
Millionen  Pfund  entfielen.  Wie  zu  sehen  ist,  haben  die  letzten 
10  Jahre  das  Bild  des  Kupferbergbaues  in  Arizona  wesentlich 
verändert. 

Von  Lake  Superior  unterscheidet  sich  die  Entwickelung  in 
Arizona  durch  das  rasche  Wachsen  der  alten  Bergwerke.  Keine 
besonderen  Züge  sind  dabei  festzustellen.  Es  wiederholte  sich, 
daß  die  Differenz  in  der  Betriebsgröße  der  Gesellschaften  ge- 
wachsen ist.  Die  größere  Copper  Queen  Co.  entwickelte  sich  zu 
dem  zweitgrößten  Kupferbergwerk  in  den  Vereinigten  Staaten  mit 
einer  Jahresproduktion  von  über  90  Millionen  Pfund  Kupfer.  Da- 
neben produzierten  einige  von  den  alten  Bergwerken  bloß  20  Mil- 
lionen Pfund ;  die  neuen  Gesellschaften  machten  den  Rahmen,  in 
dem  die  Betriebsgröße  schwankt,  noch  weiter. 

Es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  die  rasche  Entwickelung 
der  Copper  Queen  Co.  zum  Teil  einer  neuen  Erscheinung  im 
Bergbau  von  Arizona  zu  verdanken  ist.  Nach  der  Entwickelung 
des  Eisenbahnnetzes  wurde  die  Verbindung  der  Distrikte  unter- 
einander erleichtert,  und  in  den  letzten  Jahren  begann  die  Copper 
Queen  nicht  nur  ihre  Erze  auszuschmelzen,  sondern  auch  Erze 
aus  anderen  Bezirken  und  aus  Mexiko  zuzuführen ').  Dadurch 
wurde  die  Ursache  der  Kombinierung,  die  Lokalisierung  der 
Hütten  zum  Teil  aufgehoben  und  für  die  Entwickelung  der  I^igen- 
tumsverhältnisse  eine  neue  Grundlage  geschaffen. 

Die  Bergwerke  in  Arizona  waren  bis  zur  letzten  Zeit  nicht 
so  groß,  wie  die  in  Montana  und  nach  Analogie  mit  dem  Lake 
Superior-Bezirk    ist   auch    hier    eine  Gruppenbildung  zu  erwarten. 

i)  Min.  Induslry  1905  p.  116. 
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Da  aber  die  Gesellschaften  in  Arizona  größer  als  in  Lake  Su- 
perior  waren,  so  war  der  Drang  nach  Gruppenbildung  nicht  so 
stark.  Nur  eine  Metallfirma,  l'helps,  Dodge  &  Co.,  die  die  Copper 
Queen  Co.  kontrollierte,  gliederte  sich  Mitte  der  90er  Jahre  eine 
zweite  Gesellschaft  in  einem  anderen  Bezirk  (Detroit  Co.  in  Clif- 
ton)  an  und  erschloß  eine  Grube  in  Globe,  die  sich  infolge  der 
lokalen  Verkehrsverhältnisse  nicht  entwickeln  konnte  ^).  Die 
weitere  Expansion  wurde  durch  das  Eindringen  einer  anderen 
Gruppe  (Lewisohn  -  Bigelow)  gestört;  1903  vereinigten  Phelps 
Dodge  &  Co.  ihr  Bergwerk  in  Globe  mit  der  anderen  dort  be- 
findlichen Gesellschaft  (Old  Dominion)  und  leiten  auch  die  ver- 
einigte Gesellschaft.  Derselben  Gruppe  gehören  auch  Bergwerke 
in  Mexiko.  Bei  dem  raschen  Wachsen,  das  die  Arizona -Berg- 
werke seit  1895  kennzeichnet,  überholte  diese  Gruppe  die  anderen 
Kupferproduzenten  und  ist  jetzt  die  nächste  nach  der  Amalga- 
mated  Co. 

Auf  verschiedene  Weise  kam  es  also  mit  der  Zeit  in  allen 
Bezirken  zu  einer  verstärkten  Form  der  Konzentration  —  nicht 
nur  durch  Erweiterung  des  Betriebes,  sondern  auch  durch  Ver- 
einigung von  mehreren  technisch  selbständigen  Betrieben.  Das 
Bild  des  Kupferbergbaues  in  den  Vereinigten  Staaten  wäre  un- 
vollständig, erwähnten  wir  nicht  kurz  die  neuen  Kupferproduzenten 
in  Bingham,  Utah.  In  diesem  Bezirk  wuchsen  seit  1901  einige 
größere  Bergwerke  sehr  rasch  empor.  Entscheidend  für  diese 
war,  daß  sich  die  Kupfergewinnung  dort  aus  der  Bleigewinnung 
entwickelte  und  mit  dieser  bis  zur  letzten  Zeit  verbunden  ist. 
Der  Bleitrust  sah  sich  infolgedessen  immer  mehr  gezwungen, 
Kupferhütten  und  Kupferbergwerke  anzugliedern.  Er  und  seine 
Tochtergesellschaften  verarbeiten  den  größten  Teil  des  Kupfers 
in  Utah  und  auch  in  anderen  Zentren  der  Bleigewinnung  ^).  Noch 
bis  zu  den  letzten  Jahren  stand  er  in  freundlichen  Beziehungen 
zu  der  Amalgamated  Co.  Mit  dem  Wachsen  der  Kupferproduk- 
tion werden  die  Bestrebungen  immer  stärker,  selbständig  auf  dem 
Markte  aufzutreten^).  Dieser  Gegensatz  brachte  1908  einen 
Kampf  der  Standard-Gruppe  um  die  Kontrolle  im  Bleitrust,  wo- 
bei freilich  auch  andere  Gründe  mitsprechen  konnten.  Zweifellos 
haben  die  Standard-Kapitalisten  einen  großen  Anteil  am  Bleitrust, 

i)  Journ.  1903  II.  p.  638. 

2)  Vgl.  6  and  7th.  Reports  of  tlie  American  Smelt.  &  Refng.  Co. 

3)  Journ.  1908  I.  p.  465. 
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die  wirklichen  Verhältnisse  sind  aber  bis  jetzt  nicht  ans  Tai^es- 
licht  gekommen^).  Jedenfalls  haben  wir  es  hier  mit  einer  interes- 
santen neuzeitlichen  luscheinung,  einem  Kampf  zweier  verwandter 
Industriezweige  zu  tun. 

6.   Die   Eigentumsverhältnisse  in  der  Raffinierungsindustrie. 

Die  Raffinerien  in  den  Vereinigten  Staaten  lassen  sich  in 
zwei  große  Gruppen  teilen:  Raffinerien  an  der  Küste  und  am 
Lake  Superior.  Die  Raffinerien  im  Lake-Superior-Bezirk  haben 
mit  denen  an  der  Küste  nichts  gemeinsam  und  verarbeiten  — 
wenigstens  bis  zur  letzten  Zeit  —  nur  das  Lake -Kupfer.  Die 
Folgen  dieser  Lokalisierung  waren  dieselben,  wie  überall,  und  die 
Schmelz-  und  Raffinierungswcrke  wurden  den  Bergwerken  ange- 
gliedert. Einige  störende  Umstände  indessen  haben  diesen  Vor- 
gang für  Jahrzehnte  verzögert.  Die  Einfachheit  des  Schmelzens 
und  Raffinierens  des  Lake-Kupfers  führte  dazu,  daß  eine  Gesell- 
schaft das  Produkt  des  ganzen  Bezirkes  verarbeiten  konnte.  Diese 
Gesellschaft  (Detroit  &  Lake  Superior  Smelt.  Co.)  wurde  in  den 
50er  Jahren  gegründet '•^)  und  behauptete  ihre  Stellung  bis  zur 
Alitte  der  80  er  Jahre.  In  dieser  Zeit  war  schon  die  Calumet 
&  Hecla  groß  genug ,  um  die  Beschäftigung  einer  Hütte  zu 
geben,  und  bei  der  verschärften  Konkurrenz,  die  mit  dem  Eintritt 
der  neuen  Produzenten  aus  Montana  und  Arizona  begann,  sah 
sie  sich  gezwungen,  1887  zum  Bau  einer  eigenen  Raffinerie  zu 
schreiten^).  Das  war  nur  der  Anfang  der  Angliederung  der 
Raffinerien  an  die  Bergwerke.  Nach  ein  paar  Jahren  folgte  der 
Calumet  &  Hecla  Co.  die  zweitgrößte  Gruppe  (Bigelow)^).  Als 
die  kleineren  Bergwerke  zum  Stillegen  gebracht  wurden,  verengte 
sich  der  Kundenkreis  der  alten  Detroit  &  Lake  Superior  Smelt. 
Co.  zu  sehr,  und  sie  mußte  Ende  1891  sich  mit  der  Bigelow- 
Gruppe  vereinigen  und  dieser  die  Leitung  übergeben  ^).  Für 
die  Bigelow-Gruppe  war  es  sehr  vorteilhaft ;  die  anderen  Berg- 
werke waren  dadurch  noch  mehr  aufgestachelt  worden,  eigene 
Raffinierungswcrke  zu  bauen.  Die  Steigerung  der  Produktion 
1898  — 1901  und  der  Zuwachs,  den  die  meisten  Gruppen  durch 
Angliederung  neuer  Bergwerke  erzielten,  erlaubte  es,  noch  zwei 
Hütten  zu  errichten.  So  hat  jetzt  jeder  der  Lake-Konzerne,  die 
unbedeutende    Demmon-  (Franklin)  Gruppe  ausgenommen,  eigene 

l)  Journ.   1908   I.  p.   1025.  2)  Vgl.   y.  Douglas  in   Min.   Ind.   1S95   P-   277. 

3)  Journ.   18S7    I.   p.   380.  4)  Journ.   1889  II.   p.   221. 

5)  Journ.   1S91   II.   p.   132. 
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Raffinerien.  Auch  hier  hat  also  die  Tendenz  zur  Kombinierung- 
gesiegt,  und  wenn  sie  nur  langsam  vor  sich  gehen  konnte,  so  war 
das  eine  Folge  des  Mißverhältnisses  der  Betriebseinheiten  in  Berg- 
bau und  Raffinierung. 

Etwas  anders  verlief  die  Entwickelung  der  Eigentumsverhält- 
nisse in  der  übrigen  Raffinierungsindustrie.  Die  anfangs  vorherr- 
schende Form  war  die  eines  nicht  kombinierten  Betriebes.  Im 
Gegensatze  zu  den  Bergwerken  waren  die  meisten  Raffinerien 
sehr  kurzlebig.  Die  Erschließung  der  neuen  Kupferbezirke  im 
Anfang  der  80  er  Jahre  führte  zur  Entstehung  einiger  Raffinerien, 
doch  blieb  ihre  Zahl  sehr  gering.  Mit  dem  Aufkommen  des 
elektrolytischen  Verfahrens  entstanden  auch  neue  Kupferraffine- 
rien ;  die  meisten  von  denen,  die  die  ersten  Versuche  unternah- 
men, waren  Bleiraffinerien  und  betrieben  das  Raffinieren  des 
Kupfers  als  Nebengewerbe.  Die  Gesamtzahl  der  elektrolytischen 
Raffinerien  in  den  Vereinigten  Staaten  betrug  1892  13  bei  einer 
Produktion  von  schätzungsweise  75  Millionen  Pfund  Kupfer,  durch- 
schnittlich also  6,23  Millionen  Pfund  Kupfer  pro  Raffinerie.  Selbst- 
verständlich waren  diese  ersten  Raffinerien  technisch  sehr  rück- 
ständig. Die  zentrale  Lage  der  meisten  Raffinerien  an  der  Küste 
förderte  sehr  die  Konzentration,  und  die  kleinen  Werke  wurden 
in  der  Depression  1894/96  verdrängt  \).  1902  existierten  in  den 
Vereinigten  Staaten  bloß  8  Raffinerien,  die  über  606  Millionen 
Pfund,  also  durchschnittlich  75,8  Millionen  Pfund  pro  Gesellschaft 
produzierten'^).  Wie  leicht  zu  sehen  ist,  war  der  Durchschnitt 
bedeutend  höher  als  bei  den  Bergwerken.  Der  F'ortschritt  drückt 
sich  aus  in  der  Leistungsfähigkeit  der  größten  Raffinerien,  die 
1893  28,2  Millionen  Pfund  und  1902  144  Millionen  Pfund  betrug. 
1906  existierten  schon  Raffinerien,  deren  Leistungsfähigkeit  288 
Millionen  Pfund  betrug,  also  mehr  als  die  Produktion  auch  des 
größten  Kupferbezirkes  ^).  Die  Zahl  der  Raffinerien  betrug  1906 
9,  ihre  Produktion  865  Millionen  Pfund,  also  durchschnittlich  96,1 
^Millionen  Pfund.  Diese  bemerkenswerte  Konzentration  ist  ohne 
Zweifel  die  P'olge  der  zentralen  Lage  der  Raffinerieindustrie,  die 
es  erlaubte,  daß  eine  Raffinerie  das  Rohkupfer  vieler  Bergwerke 
verarbeitete.  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  die  drei  kleinsten  jetzt 
die  drei  lokalen  Raffinerien  sind,  die  je  mit  einem  Bergwerk  ver- 
bunden sind. 

l)  Min,  Ind.  1896  p.   229.         2)  Journ.   1903  I.  p.  408, 
3)  Min.   Ind.   1906  p.  193. 
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Die  zentral  gelegenen  Raffinerien  neigten  nicht  dazu,  wu- 
schen aus  den  Zahlen  ihrer  Betriebsgröße  zu  vermuten  ist,  mit 
einem  einzelnen  Bergwerke  sich  zu  vereinigen.  Solange  sie  ein- 
zelnen Bergwerken  gegeniil)erstanden,  fand  nur  selten  eine  Kom- 
binierung statt.  Die  lüitwickclung  des  Kupferbergbaues  brachte 
die  l^ildung  großer  Konzerne,  die  von  einander  vollständig  iso- 
liert waren,  ja  sich  feindlich  verhielten,  mit  sich.  Sie  waren  be- 
strebt, auch  die  Raffinierung  in  eigenen  Werken  vorzunehmen 
und  bei  der  geringen  Rolle  der  Raffinierung  im  Vergleich  zum 
Bergbau  und  der  Größe  und  Macht  der  Konzerne  mußte  diese 
Tendenz  siegen.  Tatsächlich  errichteten  die  meisten  Konzerne 
seit  dem  Ende  der  90er  Jahre  Raffinerien,  und  wo  es  nicht  der 
Fall  war,  da  mußten  die  Raffinerien  zu  einer  bestimmten  Gruppe 
von  Rohkupferproduzenten  in  nähere  Beziehungen  treten.  Voll- 
ständig ist  die  Kombinierung  auch  jetzt  noch  nicht  durchgeführt 
und  die  Raffinerien  der  größten  Konzerne  verarbeiten  auch  das 
Rohkupfer  fremder  Bergwerke,  was  sich  besonders  stark  nach 
dem  Wachsen  des  Veredelungsverkehrs  entwickelte. 

II.  Der  Absatz. 

Es  ist  eine  der  bekanntesten  Wahrheiten,  die  man  stets  bei 
nationalökonomischen  Konstruktionen  verwendet,  daß  ein  Preis- 
rückgang eine  Einschränkung  und  eine  Preissteigerung  eine  Er- 
höhung der  Produktion  nach  sich  zieht.  Wie  so  viele  andere, 
stellt  sich  auch  diese  Binsenwahrheit  bei  näherer  Betrachtung  als 
falsch  heraus.  Wir  sahen,  daß  gerade  die  Jahre  der  Depression 
öfters  zur  Erweiterung  der  Produktion  anstachelten,  wie  umge- 
kehrt hohe  Preise  das  Wachstumsbedürfnis  unterdrücken  ließen. 
Die  Wirkung  der  Preise  ist  aber  nicht  überall  gleich,  und  neben 
einem  Wachsen  der  einen  vollzieht  sich  das  Absterben  der  an- 
deren. So  bilden  sich  auf  dem  Markte  Gruppen,  die  in  gleicher 
Weise  auf  die  Preise  reagieren  und  somit  durch  gemeinsame 
Preispolitik  verbunden  sind.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  es  die 
entwickelungsfähigsten  Gesellschaften  sind,  die  das  veränderliche 
Element  in  den  Markt  bringen  und  ihm  die  Richtung  geben. 
Will  man  also  die  Perioden  in  der  Entwickelung  des  jNIarktes  auf- 
suchen und  die  Preisbewegung  erklären,  so  muß  man  die  Produ- 
zentengruppen feststellen,  die  den  Markt  sozusagen  leiten. 

Auf  diese  Weise    lassen    sich    für    die  Preisbewesrung  in  den 
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Vereinigten  Staaten  a  priori  drei  Perioden  aufstellen,  wie  sich 
aus  der  Betrachtung  der  Eigentumsverhältnisse  ergab.  Die  rasche 
Entwickelung  in  den  80  er  Jahren,  in  der  die  Bergwerke  in  Mon- 
tana an  der  Spitze  standen,  war  mit  einem  bewegten  Markte  ver- 
bunden. Die  verwickelte  Lage  in  Butte  in  den  Jahren  1893/98, 
die  die  Bergwerke  in  ihrer  Entwickelung  hemmte  und  die  Leitung 
des  Marktes  in  die  Hände  der  Arizona-  und  Lake-Gesellschaften 
übertrug,  rief  ebenfalls  eine  veränderte  Preisgestaltung  hervor. 
Die  Vereinigung  in  Butte  mit  ihrer  Rückwirkung  auf  andere  Be- 
zirke endlich  leitete  wieder  eine  neue  Periode  in  der  Entwickelung 
des  Kupfermarktes  ein. 

Damit  soll  die  Bedeutung  der  Nachfrage-Schwankungen  nicht 
geleugnet  werden  und  ohne  Zweifel  war  das  Steigen  und  Sinken 
des  Konsums  mit  entsprechenden  Bewegungen  des  Marktes  ver- 
bunden. Nicht  die  Konsumschwankung,  sondern  die  Art,  wie 
auf  sie  reagiert  wurde,  bildet  das  Charakteristische  jeder  Periode, 
und  nicht  in  ihnen,  sondern  in  der  Eigentumsverteilung  ist  die 
Erklärung  für  die  veränderte  Preisgestaltung  zu  suchen.  Als 
Illustration  möge  ein  Vergleich  der  Jahre  1895  und  1899  dienen. 
Im  Jahre  1895  stieg  der  heimische  Verbrauch  auf  266  Millionen 
Pfund  von  176  im  Jahre  1894.  Die  Produktion  hielt  gleichen 
Schritt,  so  daß  sich  die  Vorräte  nur  um  9  Millionen  Pfund  ver- 
größerten. Der  Preis  stieg  von  9,56  cts.  1894  auf  10,76  cts.  1895, 
blieb  also  noch  sehr  niedrig.  Im  Jahre  1899  stieg  der  heimische 
Verbrauch  auf  392  Millionen  Pfund  von  270  Millionen  Pfund  im 
Jahre  1898.  Dabei  erhöhten  sich  aber  die  Vorräte  von  54  auf 
89  ]\Iillionen  Pfund,  so  daß  der  Realisationsdrang  hätte  stärker 
sein  müssen.  Trotzdem  stieg  der  Preis  von  12,03  cts.  1898  auf 
17,61  cts.  1899!  Nur  die  inzwischen  vollzogenen  Umänderungen 
in  der  Struktur  des  Kupferbergbaues  können  diese  Unterschiede 
erklären. 

Doch  wurde  der  Kupfermarkt  in  den  Vereinigten  Staaten 
nicht  nur  durch  das  freie  Spiel  der  heimischen  Konkurrenz  allein 
bestimmt,  weil  er  in  engster  Verbindung  mit  dem  Weltmarkt 
stand.  Bis  zur  Entdeckung  der  neuen  Bezirke  in  Arizona  und 
Montana  verbrauchten  die  Vereinigten  Staaten  den  größten  Teil 
ihres  Kupfers  und  die  Ausfuhr  trug  einen  anderen  Charakter,  als 
seit  den  80er  Jahren.  Europa  diente  in  den  70er  Jahren  nur  als 
-dumping  ground«  für  das  Lake-Syndikat,  um  höhere  Preise  im 
Inlande  zu  erzielen.    Durch  den  hohen  Zoll  von   5   cts.  pro  Pfund 
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(oder  d.'  lo'  4  pro  Tonne)  geschützt,  versuchten  che  Lake  Superior- 
Produzenten  unter  der  Leitung  der  Calumet  &  Hecla  Co.  den 
heimischen  Markt  durch  KarteHierung  hochzuhalten,  was  ihnen  in 
den  guten  Jahren  gelang.  So  stand  der  Preis  im  Jahre  1.SX2  in 
New- York  noch  um  i2'/2  und  i8<So  sogar  um  24  .i'  hciher  als  in 
London. 

Dieser  Erfolg  der  Ausfuhrpolitik  des  Lake  pools  war  die 
Ursache  der  folgenden  Reaktion.  Die  hohen  Gewinne  brachten 
das  rasche  Wachsen  der  neuen  Bezirke  mit  sich,  so  daß  mit  den 
Soer  Jahren  die  Vereinigten  Staaten  mit  einem  Schlage  in  die 
erste  Reihe  der  Kupferexportländer  traten,  andere  Kupferexport- 
länder verdrängten  und  sich  in  kurzer  Zeit  die  erste  Stellung  auf 
dem  Weltmarkte  eroberten.  Der  Export  stieg  von  6  Millionen 
Pfund  im  Jahre  1882  auf  1 14  Millionen  Pfund  im  Jahre  1885  und 
man  sprach  in  London  von  einem  deluge  of  copper«.  Unter 
solchen  Umständen  war  schon  eine  selbständige  Bewegung  der 
Preise  ein  Ding  der  L^nmöglichkeit,  und  der  Zoll  verlor  seinen 
Sinn,  noch  ehe  er  aufgehoben  wurde.  Tatsächlich  wurde  er  im 
Mc  Kinley- Tarif  auf  1^4  cts.  pro  Pfund  des  nichtverarbeiteten 
Kupfers  reduziert^)  und  im  Jahre  1894  wurde  das  Kupfer  auf 
die  Freiliste  gesetzt.  Zu  gleicher  Zeit  befreite  sich  der  Kupfer- 
bergbau der  Vereinigten  Staaten  immer  mehr  von  den  äußeren 
Einwirkungen  des  Weltmarktes  indem  er  den  größten  Teil  des 
Kupfers  dem  Weltmarkte  zuführte  und  zum  wichtigsten  preisbe- 
stimmenden Faktor  wurde.  Die  Londoner  Börse  behauptete  zwar 
bis  in  die  letzte  Zeit  hinein  ihre  Stellung  dank  ihrer  guten  Ver- 
bindungen mit  den  Kupferabnehmern  und  ihrer  Geldmacht,  doch 
muß  sie  sich  jetzt  nach  der  Lage  in  den  Vereinigten  Staaten 
richten.  Die  Geschicke  des  Kupferbergbaues  in  den  Vereinigten 
Staaten  sind  also  jetzt  nicht  nur  für  den  amerikanischen,  sondern 
für  den  Weltmarkt  ausschlaggebend. 

W'ie  dem  auch  sei,  die  Eroberung  des  heimischen  Marktes 
schwebte  von  Anfang  an  den  neuen  Produzenten  in  Arizona  und 
Montana  vor,  und  es  entstand  ein  langer  hartnäckiger  Kampf,  in 
dem  die  Lake-Produzenten  ihre  bis  dahin  herrschende  Stellung 
in  den  Vereinigten  Staaten  zu  retten  suchten.  Wenn  im  Anfange 
vielleicht  auch  der  etwas  höhere  heimische  Preis  als  Lockmittel 
mitspielte,  so  ist  die  Hauptursache  des  Kampfes  um  den  heimischen 
Markt  nur  die,  daß  der  heimische  Konsum  bei  der  raschen  Ent- 

l)  Journ.  1890  II.   p.    506. 
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Wickelung  der  amerikanischen  Industrie  überhaupt  und  der  Elek- 
trotechnik im  besonderen  als  bestes  Mittel  für  die  Ausgleichung 
des  außerordentlich  schwankenden  Weltverbrauches  dienen  konnte. 
In  diesem  Kampf  spielte  die  Tradition  der  Bevorzugung  des  Lake- 
Kupfers  die  größte  Rolle,  und  da  die  Soitcnbildung  ein  das  freie 
Spiel  der  Konkurrenz  hemmender  Faktor  war,  so  schicken  wir  die 
Darstellung  der  Kupfersorten  der  Betrachtung  der  Preise  voraus. 

Zur  Zeit  der  Entstehung  der  Arizona-  und  Montana-Gesell- 
schaften galt  das  Lake-Kupfer  als  das  beste  Rohmaterial  der 
Welt,  weil  seine  natürliche  Reinheit  von  Arsen  und  seine  phy- 
sische Struktur  es  besonders  für  elektrische  Drahtfabrikate,  Mes- 
singlegierungen, Patronenhülsen  usw.  geeignet  machten.  Wie  schon 
erwähnt,  stand  das  Arizona-Kupfer  in  dieser  Hinsicht  dem  Lake- 
Kupfer  nahe  und  es  konnte  sich  leichter,  als  das  unreine  Montana- 
Kupfer  Eingang  verschaffen.  Aber  auch  die  besten  Arizona-Marken 
wurden  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  für  die  Gießereizwecke 
verwendet,  obwohl  viele  Sachverständige  sie  dem  Lake-Kupfer 
gleichstellten.  Die  wichtigsten  Absatzkreise  blieben  in  den  Hän- 
den der  Lake-Produzenten').  Es  ist  also  natürlich,  daß  der  über- 
wiegende Teil  des  Montana-Kupfers  in  der  ersten  Hälfte  der  8oer 
Jahre  ausgeführt  wurde  ^).  Die  Einschränkung  des  Exports  1885 
zwang  zur  Aufsuchung  des  heimischen  Marktes  und  unter  ver- 
schiedenen Namen  erschienen  auch  die  Montana-Marken  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Das  Kupfer  aus  jedem  dieser  drei  Staaten 
erhielt  aber  einen  anderen  Preis  und  der  Abstammungsort  diente 
zugleich  zur  Bezeichnung  der  Qualität.  Die  Raffinerien  hatten 
auf  diese  Weise  für  das  Kupfer  aus  verschiedenen  Staaten  ver- 
schiedene Marken  ^). 

Die  Montana-Produzenten  strengten  sich  an,  das  Kupfer  mög- 
lichst rein  herzustellen.  Schon  in  den  80er  Jahren  wurde  ver- 
suchsweise elektrolytisches  Kupfer  produziert,  das  bedeutend  reiner 
war,  und  wie  das  Arizona-Kupfer  gleich  für  Castings«  Verwen- 
dung fand*).  Solange  aber  in  Butte  nur  auf  Rohstein  geschmol- 
zen wurde,  breitete  sich  dieses  Verfahren  nicht  aus.  Seit  dem 
Aufblühen  des  elektrolytischen  Raffinierens  im  Anfange  der  90er 
Jahre  beginnt  das  Montana-Kupfer  —  als  elektrolytisches  —  immer 
weitere    Absatzgebiete    dem    Lake-Kupfer    zu    entreißen^).      Es 

l)  Journ.   1884  II.  p.  406.  2)  Journ.   1884  II.   p.   169. 

3)  Vgl.   Baltimore  Co.  (Marken   »BC«  und  »BCW«)  Journ.   1885   ^^-  P-  S^- 

4)  Min.   Res.    1885   p.   222.  5)  Journ.    1892   I.   p.   184. 
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stellte  sich  heraus,  daß  das  elektrolytische  Kupfer  noch  reiner  an 
Arsen  ist,  als  das  Lake-Kupfer,  so  daß  es  Ende  der  goer  Jahre 
für  elektrische  Zwecke  (Leitungsdraht)  dem  Lake-Kupfer  vorge- 
zogen wurde  ^j. 

Das  Vordringen  des  elektrolytischen  Kupfers  war  für  den 
Kupfermarkt  von  größter  Bedeutung.  Die  elektrolytischen  Raffi- 
nerien lagen  an  der  Küste  und  konnten  das  Kupfer  aus  allen 
Staaten  raffinieren,  ohne  daß  die  Qualität  darunter  litt.  Die 
frühere  Scheidung  zwischen  ]\Iontana-  und  Arizona-Kupfer  ist  in- 
folgedessen verschwunden,  mit  anderen  Worten :  der  Markt  dieser 
Distrikte  wurde  vereinheitlicht.  Nur  für  einige  Zwecke,  für  die 
sich  das  Raffinieren  nicht  lohnt,  wird  das  Arizona-Kupfer  als 
» Casting «   abgesetzt. 

Es  blieb  noch  übrig,  dem  Geburtsadel  des  Lake-Kupfers  den 
letzten  Stoß  zu  versetzen.  Ende  der  90er  Jahre  glaubte  man, 
daß  der  geringe  Gehalt  des  Lake-Kupfers  an  Arsen  für  die  Mes- 
singindustrie, Patronenhülsen  usw.  besonders  günstig  sei^).  Und 
da  die  Menge  des  natürlichen  Lake-Kupfers <-  begrenzt  war,  so 
genoß  es  auch  später  eine  kleine  Prämie  im  Preise. 

Indessen  war  die  Skepsis,  die  seit  jener  Zeit  dem  Dogma 
von  der  Ueberlegenheit  des  Lake-Kupfers  entgegengebracht  wurde, 
für  dieses  sehr  gefährlich,  um  so  mehr,  als  die  Messingindustrie 
allein  die  gesteigerte  Produktion  des  Lake-Kupfers  nicht  absot"- 
bieren  konnte  und  große  Mengen  an  die  elektrische  Industrie  ab- 
gesetzt werden  mußten.  Die  Offensive  fiel  schon  recht  schwer: 
Man  entdeckte,  daß  viele  Gruben  im  Lake  Superior-Bezirk  sehr 
unreines  Kupfer  herstellten  (»arsenical  lake«),  und  wie  es  sich  in 
den  letzten  Jahren  herausstellte,  griffen  auch  die  besten  Marken 
zur  Falsifikation,  um  arsenfreies  oder  arsenarmes  Kupfer  zu  er- 
halten. Die  einen  (Calumet  &  Hecla  Co.)  raffinieren  einen  Teil 
ihres  Kupfers  elektrolytisch  und  mischen  es  nachdem  mit  dem 
auf  dem  Plammwege  raffinierten  Kupfer;  die  anderen  (Osceola) 
führen  elektrolytisches  Kupfer  aus  Montana  ein,  mit  dem  sie  das 
arsenreichere  Lake-Kupfer  verdünnen  —  natürlich  wurde  das 
Produkt  als  reines  »Lake«-Kupfer  abgesetzt^).  Infolge  dieser 
Umstände  ist  der  Begriff  des  Lake-Kupfers  etwas  schwankend 
geworden  und  zugleich  ging  auch  die  früher  privilegierte  Stellung 
auf  dem   Markte    immer   mehr   verloren.     In    den    letzten    Jahren 

i)  Journ.   1899   I.   p.  315.  2)  Min.   Ind,   1897   p.   221. 

3)  Min.   Res.   1907  p.  625/26. 


64 


H.   F'raenkel : 


erkannten  sogar  solche  wichtige  Abnehmer  des  Lake-Kupfers,  wie 
der  Messingtrust  und  die  Kriegsmarine,  daß  elektrolytisches  dem 
Lake-Kupfer  gleichstehe  M-  Es  ist  also  nur  eine  Frage  der  Zeit, 
wenn  der  gesamte  Kupfermarkt  vereinheitlicht  wird,  und  nur  ver- 
schiedene ]\Iischungen  für  verschiedene  Zwecke  anerkannt  werden. 
So  war  die  ganze  Geschichte  des  Kupferbergbaues  seit  dem  An- 
fange der  <So  er  Jahre  von  einer  fortwährenden  Ausgleichung  der 
natürlichen  Unterschiede  und  einer  Vereinheitlichung  des  Marktes 
begleitet. 

Aus  dem  Dargelegten  geht  hervor,  daß  die  entstehenden 
Bergwerke  in  Arizona  imd  Montana  mit  einem  stärkeren  Feind 
zu  kämpfen  hatten,  als  es  seinem  Produktionsanteil  nach  zu  er- 
warten war.  Nicht  nur  in  der  Qualität  der  Ware  hatte  der  Feind 
einen  Vorzug,  sondern  durch  seine  frühere  Entwickelung  ist  er  in 
den  Besitz  einer  mächtigen  Absatzorganisation  gekommen,  die  den 
heimischen  Markt  beherrschte.  Wie  schon  erwähnt,  haben  sich 
die  größeren  Lake-Produzenten  in  der  Mitte  der  60  er  Jahre  in 
ein  Kartell  vereinigt,  das  den  Vertrieb  des  Kupfers  übernahm. 
Das  Lake-pool  trat  nie  auf  dem  Markte  in  der  Form  einer  be- 
sonderen Organisation  auf,  sondern  wurde  durch  die  Calumet  & 
Hecla  Co.  vertreten.  Diese  verkaufte  das  Produkt  aller  Gesell- 
schaften, so  daß  der  Markt  zentralisiert  und  übersichtlich  gemacht 
wurde.  Wie  groß  die  Vollmacht  der  Calumet  &  Hecla  Co.  war, 
geht  daraus  hervor,  daß  sie  das  Recht  der  freien  Verfügung  über 
10%  des  Ertrages  zum  Zwecke  der  Unterstützung  der  Schwächeren 
bei  Ansammlung  von  Vorräten  und  für  Unterdrückung  der  Out- 
siders hatte  ^).  Bei  einer  eigenen  Produktion  von  über  60%  des 
Lake-Kupfers  konnte  die  Calumet  &  Hecla  Co.  sehr  leicht  die 
Disziplin  innerhalb  des  Kartells  aufrecht  erhalten  und  das  Lake- 
pool trat  bis  zu  seiner  Auflösung  geschlossen  auf  dem  Markte  auf. 

Bei  dieser  strengen  Zentralisation,  die  noch  durch  eine  Kar- 
tellierung der  damaligen  größten  Abnehmer  (American  Copper 
Manufacturers  Association)  gestärkt  wurde,  nahm  der  Markt  eine 
eigenartige  Gestaltung  an.  Wie  schon  früher  erwähnt,  wurde  das 
Kupfer  während  der  Schiffahrtsperiode  von  den  Lake-Häfen  aus 
transportiert.  Demzufolge  belebte  sich  der  Markt  nur  in  be- 
.stimmten  Monaten.  Der  Pool  schloß  seinem  Charakter  gemäß 
nur  große  Verträge  mit  dtm  syndizierten  Abnehmern  ab,  während 

1)  Min.  Res.   1907   p.  629. 

2)  Min.  Res.  1883/84  p.   354. 
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der  Vertrieb  an  die  kleinen,  außerhalb  des  Syndikats  stehenden 
Abnehmer  den  mit  den  Lake-pool  kontraktlich  gebundenen  De- 
alers überlassen  wurde  *).  Diese  großen  Verträge  (pool  sales) 
wurden  drei-  bis  viermal  jährlich  geschlossen  —  bei  der  Eröffnung 
der  Schiffahrt  April -Mai,  im  August  -  September  und  beim  Schluß 
der  Schiffahrtsperiode  November- Dezember.  In  der  Zwischenzeit 
wies  der  Markt  keine  Lebenszeichen  auf  und  die  Preise  waren 
nominell. 

Mit  dieser  starken  Organisation  mußten  zunächst  die  Arizona- 
Bergwerke  in  Kampf  treten.  Sie  mußten  gleich  mit  einer  Preis- 
herabsetzung beginnen,  um  auf  diese  Weise  die  Abnehmer  für 
die  neuen  Sorten  zu  gewinnen.  Der  alten  Taktik  gemäß  ver- 
suchte das  Lake-pool  die  ungünstige  Lage  durch  gesteigerte 
Ausfuhr  zu  lösen  und  im  Inlande  die  Preise  weiter  hochzuhalten^). 
Das  war  nur  für  die  Arizona-Bergwerke  günstig,  und  nach  einigen 
weiteren  mißlungenen  Versuchen  mußte  das  Kartell  den  hei- 
mischen Abnehmern  denselben  Preis,  wie  für  Ausfuhrverträge  ge- 
währen ^).  Damit  wurde  einer  der  Grundsätze  der  Kartellpolitik 
umgeworfen. 

Welch  gewaltige  Umwälzung  in  den  Preisverhältnissen  erfolgte, 
ist  daraus  zu  ersehen,  daß  der  Poolpreis  18R4  14  cts.  betrug, 
während  er  noch  im  Jahre  1882  auf  18  cts.  stand!  Mit  der  Auf- 
gabe der  alten  Kartellpolitik  war  auch  der  Angriff  der  Arizona- 
Bergwerke  abgeschlagen.  In  Arizona  existierten  im  Verhältnis 
zum  Kartell  nur  kleine  Bergwerke,  die  nur  kleine  Verträge  ab- 
schließen konnten.  Bei  der  Größe  der  pool  sales«  waren  die 
dabei  bedungenen  Preise  für  die  gesamte  Kupferindustrie  aus- 
schlaggebend, und  die  Abnehmer  ließen  sich  auf  kleine  erst  nach 
den  Kartellabschlüssen  ein.  Die  großen  Abnehmer  blieben  also 
in  Verbindung  mit  dem  Lake-pool  und  die  Arizona-Bergwerke 
konnten  durch  Unterbringung  nur  zu  einem  Wiederverkauf  des 
schon  gekauften  Lakekupfers  veranlassen ,  w^as  auch  vielfach 
geschah.  Um  sich  zu  schützen,  führte  das  Kartell  in  den  Ver- 
trägen eine  Bestimmung  ein,  wonach  die  Käufer  sich  verpflich- 
teten, keine  andere  Kupfersorte  zu  kaufen  und  das  Lakekupfer 
nicht  wieder  zu  verkaufen^).  Die  Leitung  des  Marktes  blieb  also 
nach  wie  vor  in  den  Händen  des  Lake-pools  und  das  Arizona- 
Kupfer    war   mehr    ein    Drohungsmittel    zur  Erzwingung  niedriger 

l)  Min.  Res.   1882  p.   234,   237.  2)  Journ.  18S4  I.   p.    59. 

3)   Journ.   1884   I,   p.    339.  4)  Journ.    1S84   II.   p.   80. 
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Preise  durch  die  Konsumenten^),  als  eine  wirkliche  Gefahr  für 
das  Kartell.  Wie  schon  nachgewiesen  wurde,  waren  auch  die 
Bedingungen  in  Arizona  einem  dauernden  Preiskampf  ungünstig, 
weil  die  Voraussetzungen  für  eine  rasche  Expansion  der  Werke 
fehlten,  und  die  Folge  der  Konkurrenz  in  Arizona  war  nur  eine 
Herabsetzung  der  Preise  auf  das  Weltmarktniveau. 

Durchgreifender  war  die  Wirkung  der  Konkurrenz  aus  Mon- 
tana. Die  Macht  des  Lake-Kartells  bestand  in  seiner  Größe,  und 
solange  keine  großen  Bergwerke  entstanden,  blieb  es  in  seinem 
Bestehen  nicht  gefährdet.  Daher  war  auch  die  Wirkung  der 
ersten  Gesellschaften  in  Butte  auf  dem  Markte  sehr  unbedeutend. 
Die  Lage  änderte  sich,  als  die  Anaconda  Co.  auf  dem  jNIarkte 
erschien.  Bei  ihrer  Größe  konnte  sie  nicht  minder  bedeutende 
Verträge  abschließen  als  das  Lake-Kartell.  Dadurch  verloren 
die  Pool  sales  ihre  Sicherheit.  Garantie  gegen  einen  Preisrückgang 
bot  noch  im  Jahre  1884  die  Verpflichtung  des  Lake-pools,  keine 
weiteren  Verkäufe  unter  gewissen  Preisen  vorzunehmen  -).  Das 
Auftreten  der  Anaconda  machte  eine  solche  Garantie  illusorisch, 
weil  ein  dem  Pool  sale  folgender  Vertrag  der  Anaconda  zu  nied- 
rigem Preise  das  Sinken  des  Marktpreises  hervorrufen  mußte. 
Bei  den  günstigen  Entwicklungsbedingungen  Buttes  und  dem  Ex- 
pansionsdrang der  Montanaw-erke  griff  die  Anaconda  gleich  zur 
Offensive.  Vom  Ende  1884  an  spielte  sich  der  Kampf  haupt- 
sächlich zwischen  der  Anaconda  und  der  den  Pool  leitenden 
Calumet  &  Hecla  Co.  ab.  Die  unsichere  Lage  des  amerikanischen 
Marktes  bewog  die  Anaconda  zum  Abschluß  der  gleitenden 
Skala- Verträge.  Auch  das  Lake-Kartell  mußte  seine  Schwäche 
anerkennen,  indem  es  einen  ebensolchen  Vertrag  zunächst  in 
Europa  ^)  und  gleich  darauf  (Dezember  1 884)  einen  fünfmonat- 
lichen Vertrag  mit  den  heimischen  Konsumenten^)  abschloß.  Die 
Geschwindigkeit,  mit  der  die  Umwälzung  in  den  Verhältnissen 
der  Kupferproduktion  der  Vereinigten  Staaten  vor  sich  ging,  ließ 
den  Amerikanern  den  Londoner  Markt  als  den  ruhenden  Pol  er- 
scheinen und  man  schloß  die  Verträge  auf  der  Basis  der  Londoner 
Notierungen  der  Chili  Bars  ab.  Es  erwies  sich  aber  bald,  daft 
bei  dem  Umfange  der  Geschäfte  der  Vereinigten  Staaten  eine 
Manipulation  des  Chili-Kupfers  sehr  lohnend  war,  und  man  drückte 


l)  Journ.  1884  I.  p.   59.  2)  Journ.   1884  I.   p.   303. 

3)  Journ.   1884  II.   p.   112.  4)  Journ.   1884   II.  p.   406. 
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künstlich  die  Londoner  Notiefungen  heiab  '),  sodaß  der  Kontrakt- 
preis des  Lake-Kupfers  bedeutend  unter  dem  Marktpreise  stand  ^). 

Während  sich  die  beiden  <;r(>ßten  l^ergwerke,  die  Anaconda 
und  die  Cakunet  &  llecla  Co.  mit  fortwährenden  Preisherab- 
setzungen bekämpften  und  das  Sinken  der  Preise  durch  weitere 
Erhöhung  der  Produktion  beantworteten,  war  diese  MögHchkeit 
den  mittleren  Bergwerken  in  Lake  Superior  und  Arizona  genom- 
men. Für  die  grofien  galt  es  :  große  Abschlüsse  und  niedrigere 
Preise,  für  die  anderen :  kleine  Abschlüsse  und  höhere  Preise. 
Indem  die  Calumet  &  Heda  Co.  ihre  Politik  dem  Kartell  aufzu- 
zwingen suchte,  führte  sie  eine  Spaltung  herbei.  Die  aus  dem 
Kartell  ausgetretene  Quincy  Co.  konnte  auch  in  Wirklichkeit  ihre 
geringen  Mengen  zu  höheren  Preisen  absetzen  •'),  und  nach  dem 
Austritt  anderer  löste  sich  das  Kartell  auf. 

Dieser  Schritt  verschärfte  die  Gegensätze  und  bewog  die 
Anaconda  und  die  Calumet  &  Hecla  Co.  zur  Sicherung  des  Ab- 
satzes durch  noch  größere  Verträge  bei  niedrigeren  Preisen.  An- 
statt des  üblichen  V^ertrages  von  12  Millionen  Pfund  schlofJ  die 
Calumet  &  Hecla  Co.  im  Frühling  1886  einen  Vertrag,  der  nicht 
unter  25  Millionen  Pfund  stand  zu  einem  Preis  von  10  cts.*). 
Diese  Tatsache  war  für  die  anderen  so  > überzeugend«,  daß  sie 
einen  neuen  Lake-Pool  gründeten.  Auf  einen  Poolpreis  von  11  cts.  ^) 
antwortete  die  Anaconda  Co.  mit  einem  Preis  von  9V2  cts.,  die 
Calumet  &  Hecla  Co.  ging  wieder  auf  10  cts.  herab  und  die  mitt- 
leren Bergwerke  trennten  sich  wieder  von  der  Calumet  &  Hecla  Co. ''). 
.  So  führte  der  Kampf  mit  den  Butte-Gesellschaften  zu  einer 
Umwälzung  in  der  Struktur  des  Marktes.  Alle  Vorschläge  und 
Versuche,  neue  Kartelle  zu  bilden,  scheiterten  an  dem  Widerstand 
der  Anaconda  und  der  unter  dem  Einfluß  der  niedrigen  Preise 
emporwachsenden  Boston  &  Montana  Co.  Schon  1887  fühlte  man 
eine  gewisse  Reaktion  infolge  der  durch  die  niedrigen  Preise  ver- 
ursachten Steigerung  des  Konsums.  Bei  der  damals  noch  bevor- 
zugten Stellung  des  Lake-Kupfers  war  die  Produktion  am  Oberen 
See  von  größter  Bedeutung.  Wir  haben  gesehen,  daß  die  De- 
pression der  80  er  Jahre  für  die  kleineren  Bergwerke  vernichtend 
wirkte;  die  größeren  sahen  sich  gezwungen,  im  Anfang  des 
Jahres    1887    ihre  Produktion    einzuschränken.     Die    während    des 


l)  Journ.   1885   I.  p.   135,   332.  2)  Min.   Res.   1885   p.   226. 

3)  Journ.   1885   I.   p.   135.  4)  Journ.   1S86  11.   p.  42. 

5)  Journ.    1S86   II.   p,    228.  6)  Journ.   1887   I.   p.   85. 
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Jahres  aufgetretenen  Brände  in  den  Calumet  &  Hecla  Gruben 
zwangen  auch  diese  zum  Stilllegen.  Alle  diese  Umstände  erwirk- 
ten eine  rückläufige  Bewegung,  die  gleich  unter  der  Führung  des 
sogenannten  französischen  Syndikats  in  eine  stürmische  Hausse 
überging. 

Wenn  also  der  Umschwung  hauptsächlich  durch  eine  die 
Produktion  überholende  Nachfrage  verursacht  wurde,  so  ist  die 
Form  einer  nie  dagewesenen,  weltumspannenden  Spekulation  erst 
durch  die  vorhergehenden  Kämpfe  im  amerikanischen  Kupfer- 
bergbau vorbereitet  worden.  Es  ist  hier  unmöglich,  auf  die  Ge- 
schichte des  französischen  Syndikats  einzugehen,  umso  mehr,  als 
es  kei'ne  nachhaltende  Wirkung  auf  den  Kupferbergbau  der 
Vereinigten  Staaten  ausübte.  Seine  Voraussetzung  war  die  starke 
Konzentration  in  der  Kupferproduktion  der  W^elt,  zu  der  die 
Preiskämpfe  der  Amerikaner  in  allen  Ländern  führten,  und  die 
kritische  Lage,  in  die  die  meisten  kleineren  Bergwerke  Amerikas 
und  Afrikas,  Europas  und  Australiens  dadurch  versetzt  wurden. 
Diese  waren  bereit,  jedes  Mittel  freudig  zu  begrüßen,  das  ihnen 
einen  höheren  Preis  versprach.  Die  Großen  mußten  den  hohen 
Preis  annehmen  und  stellten  dem  Syndikate  keine  Schwierigkeiten 
in  den  Weg.  Es  gelang  also  dem  Syndikat  gleich,  über  8o  % 
der  Weltproduktion  kontraktlich  zu  binden.  Von  den  1 76000  t  Jah- 
resproduktion entfiel  auf  die  drei  großen  Gruppen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  (Anaconda,  Calumet  &  Hecla  und  die  Bigelow- 
Lewisohn  Gruppe  —  Bost.  &  Mont.  Co.  —  Üsceola-Tamarack)  über 
72  900  t  und  auf  die  größte  Gesellschaft  Spaniens  Rio  Tinto 
25  000  t^).  Ks  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  diese  vier  Gruppen,  die 
erst  während  der  zweiten  Hälfte  der  80  er  Jahre  so  gewachsen 
waren,  das  entscheidende  Wort  hatten. 

Der  Versuch  des  Syndikats  endete  nach  1Y2  Jahren  mit  ei- 
nem Zusammenbruch  im  Jahre  1889,  der  die  stärksten  Bankin- 
stitute Frankreichs  in  Mitleidenschaft  zog  ^).  Der  hohe  Preis  ist 
aber  keinesfalls  nur  der  Spekulation  zuzuschreiben,  was  auch  da- 
durch bewiesen  wird,  daß  er  nach  kurzer  Reaktion  infolge  des 
Zusammenbruchs  wieder  auf  fast  denselben  Stand,  wie  unter  dem 
französischen  Syndikat  gekommen  ist. 

1)  Journ,  1888.  II.  p.  433. 

2)  Zur  Geschichte  des  französischen  Syndikats  verweisen  wir  auf  den  Bericht 
der  gerichtlichen  Verwalter  des  Conmptoir  d'Escompte  (abgekürzt  in  The  Econoniist 
1889  I.  p.  569)  und  auf  den  auf  ihm  beruJienden  Artikel  Attdretos  im  Journ.  of 
Econ.  1889  p.  509. 
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Wir  lassen  die  Marktpreise  für  das  Lake-Kupfer  folgen,  be- 
merken aber,  daß  sie  nur  sehr  roh  den  wirklichen  Preisverlauf 
wiedergeben.  Wie  schon  erwähnt,  erfolgten  die  Verkäufe  nur  in 
gewissen  Monaten,  während  diese  Jahrespreise  als  durchschnitt 
aller  zwölf  Monate  gezogen  wurden : 


iSSi 

iS'/s 

eis. 

1887 

I1V4    cts. 

ISS2 

18  V. 

» 

1888 

16'73      . 

ISS3 

15V8 

» 

1889 

ifh      » 

1884 

137=» 

» 

1890 

15V4      » 

ISS5 

II  Vs 

» 

1891 

I2Vs         » 

18S6 

1 1 

» 

Ganz  anders,  als  in  der  ersten  Periode,  stellt  sich  die  Preis- 
bewegung in  den  90  er  Jahren  heraus.  Wenn  die  Preise  sich  in 
den  80  er  Jahren  in  großen  Sprüngen  nach  oben  und  unten  be- 
wegten, so  veränderten  sie  sich  in  den  90  er  Jahren  nur  sehr  lang- 
sam. Die  Unterschiede  sind  auch  leicht  aus  einem  unmittelbaren 
Vergleich  der  Jahresdurchschnitte  zu  erkennen : 


I89I 

12,875  cts. 

1895 

10,76  cts, 

1892 

11,50      ^ 

1896 

10,88   „ 

IS93 

10,75     . 

1897 

11,29    , 

1S94 

9.56    .. 

IS98 

12,03       r, 

Der  stürmische  Verlauf  der  Preise  in  den  80  er  Jahren  erklärt 
sich  durch  den  Kampf  der  großen  Konzerne.  Solange  der  Kampf 
währte,  gingen  die  Preise  rasch  nach  unten,  hörte  der  Kampf  auch 
nur  zeitweise  auf,  so  stiegen  die  Preise  noch  rascher.  Unter  der 
P^ührung  der  großen  Konzerne  fiel  der  Preis  aus  einem  Extrem 
ins  andere. 

Die  Lage  änderte  sich  in  den  90er  Jahren.  Die  großen 
Bergwerke  blieben  bestehen,  doch  fehlte  den  großen  Butte-Berg- 
werken Anaconda  und  Boston  &  Montana  die  Möglichkeit  einer 
Expansion.  Im  Zusammenhang  damit  steht,  daß  sie  nicht  mehr 
mit  fortwährenden  Preisunterbietungen  auf  dem  Markte  auftraten, 
sondern  eine  ruhigere  Politik  betrieben.  Die  Calumet  &  Hecla  Co. 
durch  keine  Konkurrenz  gedrängt,  nahm  ebenfalls  keine  Veran- 
lassung, den  Markt  in  irgend  welcher  Richtung  zu  forcieren.  So 
spielten  zwar  die  großen  Bergwerke  nach  wie  vor  die  entscheidende 
Rolle  auf  dem  Markte,  doch  überließen  sie  die  Leitung  den  an- 
deren und  folgten  nur  dem  ^larktpreise. 

Die  Preise  wurden  in  den  90  er  Jahren  also  hauptsächlich 
durch  die  mittleren  Bergwerke  bestimmt.     Es  muß  bemerkt  wer- 
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den,  daß  ebenso,  wie  in  den  <So  er  Jahren,  das  Sinken  der  Preise 
in  den  Jahren  1891 — 94  bei  steigender  Konsumtion  und  abneh- 
menden Vorräten  vor  sich  ging  und  infolgedessen  nur  durch 
die  innere  Entwickekmg  des  Kupferbergbaues  erklärt  werden 
kann.  Wir  erinnern  an  die  bemerkenswerte  Entwickekmg  des 
Kupferbergbaues  in  Arizona,  der  in  den  90  er  Jahren  schneller, 
als  in  andern  Bezirken  emporwuchs.  Die  Arizona-Bergwerke  über- 
holten alle  Lake-Gesellschaften  mit  Ausnahme  der  Calumet  &  Hecla 
Co.  Da  aber  die  Preise  nur  allmählich  sanken,  so  war  es  den 
Lake-Gruben  möglich,  durch  Zusammenlegen  ihre  Betriebe  zu 
erweitern  und  die  Produktionskosten  herabzusetzen.  (Vgl.  Quincy, 
Üsceola.)  So  verzeichnen  wir  ein  stetes  Wachsen  der  Lake-Ge- 
sellschaften mit  über  3  Millionen  Pfund  Jahresproduktion  und  eine 
Erhöhung  ihres  Jahresdurchschnitts  auf  13   Millionen  Pfund. 

Die  Gesamtbewegung  des  Kupferbergbaues  setzte  sich  aus 
der  Entwickekmg  einer  verhältnismäßig  großen  Zahl  einzelner 
Bergwerke  zusammen  und  die  Bewegung  des  Marktpreises  war 
die  Resultante  einer  großen  Zahl  kleinerer  Veränderungen.  Jedes 
mittlere  Bergwerk  konnte  nur  eine  geringe  Einwirkung  auf  den 
Markt  ausüben,  die  in  der  Gesamtbewegung  dann  nicht  zu  er- 
kennen war.  Während  in  den  80  er  Jahren  der  Wille  der  großen 
Bergwerke  entscheidend  war,  trat  in  den  90  er  Jahren  der  von 
dem  Willen  des  einzelnen  unabhängige  elementare  »Markt«preis 
hervor. 

Dieses  unverkennbare  Heranwachsen  des  »Marktes«  verän- 
derte allmählich  auch  die  Absatzorganisation.  Die  direkte  Ver- 
bindung des  Lake  pools  mit  den  Konsumenten  bewog  auch  die 
neuen  Produzenten,  in  den  80  er  Jahren  direkt  mit  den  Abnehmern 
abzuschließen.  Schon  Ende  der  80  er  Jahre  finden  sich  Ansätze 
zu  einer  selbständigen  Entwickekmg  der  Händler.  P>st  in  den 
90  er  Jahren  haben  sie  sich  im  Kupfer  befestigt.  Die  großen 
Calumet  &  Hecla  und  Anaconda  pflegten  zwar  weiter,  durch 
eigene  Agenten  zu  verkaufen.  Zu  gleicher  Zeit  wächst  aber 
die  Bedeutung  der  Handelsgesellschaften,  wie  Lewisohn  Bro's. 
und  Phelps,  Dodge  &  Co.,  die  versuchten,  immer  mehr  Kupfer- 
produzenten an  sich  zu  binden,  und  sich  zu  großen  Faktoren  bei 
der  Kupferpreisbestimmung  heranbildeten. 

Der  Markt  wird  dabei  immer  undurchsichtiger  und  es  wird 
zum  großen  Vorteil,  die  anderen  zu  täuschen  und  selbst  die 
wirkliche  Lage  zu  durchschauen.    So  erklärt  sich  der  Umschwung 
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in  der  Politik  der  Calumet  &  Ilecla  Co.,  die  ursprünglich  über 
alle  ihre  Ab.schlüsse  berichten  ließ,  seit  1895  ^ber  ihr  Handeln 
ins  Dunkele  hüllte.  Noch  mehr  gilt  dies  von  der  Anaconda  und 
der  Le\visohn-Bigelo\v-Gru})pc.  Diese  Undurchsichtigkeit  des 
Marktes  war  die  Voraussetzung  für  eine  Entwicklung  des  Börsen- 
spiels und  erklärt  auch  die  in  dieser  Zeit  sich  vollziehende  Um- 
wandelung  der  Butte-Bergwerke  in  Aktiengesellschaften  und  ihre 
Annäherung  an  die  Börse  (vgl.  S.  46).  Somit  wurde  die  Grund- 
lage für  die  mit  der  Amalgamated  begonnene  neue  Periode  in 
der  Entwickelung  des  Marktes  geschaffen. 

Es  wände  früher  nachgewiesen,  daß  die  Amalgamated  loka- 
len Umständen  ihre  Entstehung  verdankt.  Ihre  Gründung  war 
aber  von  einschneidender  Bedeutung  für  den  ganzen  Kupfer- 
markt. Sie  war  die  bei  v;eitem  größte  Gesellschaft,  die  von  nun 
ab  das  erste  Wort  auf  dem  Markte  hatte.  Freilich  war  die  Pro- 
duktion der  Buttewerke  nicht  groß  genug,  um  den  Markt  zu 
kontrollieren.  PLs  war  aber  die  Amalgamated,  die  den  Markt  am 
besten  ausnutzen  konnte.  Schon  im  Anfange  dieses  Kapitels 
wurde  hervorgehoben,  \'on  welcher  Bedeutung  der  Umfang  der 
Umsätze  auf  den  Einfluß  eines  Verkäufers  auf  den  Markt  ist.  ICs 
liegt  dann  im  Wesen  der  Wirtschaft,  daß  andere  irgendwie  einen 
Ausgleich  zu  erzielen  suchen.  In  richtiger  Erkenntnis  ihrer  Macht 
und  bei  der  Gründung  der  Amalgamated  zu  der  Ueberzeugung 
gekommen,  daß  man  die  Produzenten  außerhalb  Buttes  zu  keinem 
Trust  zwingen  könne,  haben  die  Standard-Kapitalisten  versucht, 
durch  eine  Metallgesellschaft  den  Einfluß  auf  andere  zu  gewinnen. 
So  haben  sie  bei  der  Gründung  der  Amalgamated  auch  das 
Geschäft  der  Lewisohn  Bro's.  übernommen  und  es  an  die  neue 
gegründete  United  Metal  Selling  Co.  übertragen.  Dieser  Han- 
delsgesellschaft ist  es  auch  wirklich  gelungen,  immer  weitere 
Kreise  der  Produzenten  an  sich  zu  binden,  indem  sie  ihnen  bei 
Wahrung  ihrer  Selbständigkeit  die  Vorteile  des  größten  Händlers 
bieten  konnte. 

Selbstverständlich  hatte  die  Amalgamated  für  die  United 
Metal  Selling  Co.  die  größte  Bedeutung  und  sie  nutzte  diese 
im  eigenen  Interesse  aus.  Die  Vorteile  der  herrschenden  Stellung 
auf  dem  Markte  waren  aber  offenbar  so  groß,  daß  die  alliierten 
Gesellschaften  der  United  Metal  Selling  Co.  volle  Aktionsfreiheit 
verliehen  und  sogar  der  Amalgamated   bei  Produktionseinschrän- 
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kungen  usw.  folg^ten  ').  Auf  diese  Weise  gewann  die  U.  M.  S.  Co. 
die  Vertretung-  der  großen  Bergwerke  in  Arizona  (United  Verde 
und  Arizona  Copper  Co.)  der  neuentstandenen  Riesengesellschaft 
Greene-Cananea  in  Mexiko,  endlich  auch  die  Vertretung  für  den 
Verkauf  der  Kupferprodukte  des  Bleitrusts  usw.  Die  Stellung  der 
U.  ]\I.  S.  Co.  ist  infolgedessen  bei  weitem  bedeutender,  als  sie  durch 
die  Vertretung  der  Amalgamated  allein  geworden  sein  würde. 

Ein  anderes  Mittel,  der  Amalgamated  gleichzukommen,  war 
die  Vereinigung.  So  entwickelte  sich  die  Metallfirma  Phelps, 
Dodge  &  Co.  durch  Vereinigung  der  Arizonawerke  zum  zweitgröß- 
ten Kupferverkäufer. 

Etwas  anders  lagen  die  Verhältnisse  am  Lake  Superior.  Noch 
bis  vor  kurzer  Zeit  genoß  das  Lake-Kupfer  eine  Differentialrente, 
und  wenn  auch  die  kleineren  Bergwerke  eine  starke  Tendenz  zur 
Vereinigung  aufwiesen,  so  empfand  die  Calumet  &  Hecla  Co. 
keinen  Druck  und  stellte  sich  infolgedessen  jeder  Vereinigung 
entgegen.  Mit  dem  Umschwung  in  ihrer  Haltung  ist  eine  Ver- 
einigung der  Lake-Bergwerke  nur  eine    Frage  der  Zeit  geworden 

(vgl.  S.  53/54). 

Das  Charakteristische  der  letzten  Periode  war  also  das  Auf- 
treten großer  Konzerne,  und  demgemäß  weist  die  Preisbewegung 
die  den  80  er  Jahren  eigene  Sprunghaftigkeit  auf. 

1898  12,03     cts. 

1899  17,61      „ 

1900  16,52      „ 

1901  16,55    . 

1902  14,887    „ 

Die  Macht  der  Amalgamated  drückte  sich  in  länger  andau- 
ernder Stabilität  der  Preise  aus.  In  den  Jahren  1899 — 1901  er- 
strebte sie  aus  früher  erwähnten  Gründen  übermäßig  hohe  Preise, 
wogegen  die  anderen  Gesellschaften  in  Erwartung  eines  Zusam- 
menbruchs zur  Mäßigung  mahnten.  Dagegen  drückte  sie  nach 
dem  Zusammenbruch  die  Preise  immer  weiter  herab,  um  ihre 
Vorräte  abzustoßen  ^).  Da  die  anderen  dabei  eine  entgegenge- 
setzte Politik  verfolgten,  so  wurde  zugleich  ein  Druck  auf  sie 
ausgeübt  ^).  Bei  der  Ausbreitung  der  Elektrizität,  die  die  letzte 
Periode  kennzeichnet,   ist  der  Preis  sehr  hoch  geblieben. 

Die  ersten  Jahre  der  Amalgamated  Co.  haben  also  den 
Schein  erwecken  können,  als  ob  diese  Gesellschaft  im  Gegensatz 

1)  Journ.   1907  II.  p.   555.  2)  Min.  Ind.  1902  p.  184. 

3)  Journ.  1903  I.  p.  8. 


1903 

13,417  cts, 

1904 

12,990  „ 

1905 

15.699  « 

1906 

19,616  , 
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ZU  den  anderen  stünde.  Das  ist  nur  insofern  wahr,  als  sie  wirk- 
lich eine  Unterwerfung  des  gesamten  Kupferbergbaus  zu  erzielen 
sucht.  Das  Verhältnis  ist  aber  wesentlich  anders  als  z.  B.  das 
zwischen  der  Anaconda  und  der  Calumet  &  Hecla  in  den  80  er 
Jahren.  Nicht  durch  Verdrängung  der  anderen,  sondern  durch 
ihre  Angliederung  könnte  ein  Trust  gebildet  werden.  Nicht  ein 
dem  entwickelungsfähigsten  Betrieb  innewohnender  Drang  nach 
einer  das  durchschnittliche  Wachsen  überschreitenden  Expansion, 
sondern  das  für  ein  so  großes  Unternehmen  notwendige  Streben 
nach  Kontrolle  des  Marktes  leitet  die  Amalgamated  Co.  Kein 
solcher  Gegensatz,  der  zu  erneuten  Preiskämpfen  führen  könnte, 
ist  also  vorhanden.  Nur  das  rein  spekulative  Interesse  bei  der 
Gründung  der  Amalgamated  stellte  sie  den  anderen  Bergwerken 
gegenüber,  wie  ja  auch  der  dabei  erzielte  Gewinn  aus  der  Spe- 
kulation stammte.  Sobald  das  spekulative  Interesse  zurücktrat, 
wurde  auch  die  Reibung  mit  den  anderen  Bergwerken  geringer. 
Wir  sahen  schon,  daß  die  U.  M.  S.  Co.  für  viele  Bergwerke  an- 
ziehend genug  war,  um  sich  unter  ihre  Leitung  zu  stellen.  Wir 
möchten  zum  Schlüsse  noch  auf  einige  neue  Erscheinungen  hin- 
weisen, die  etwas  Licht  auf  die  Zukunft  werfen.  Die  Erfahrung 
der  80  er  Jahre  lehrte,  daß  gerade  die  sinkende  Konjunktur  die 
Interessengegensätze  zum  Vorschein  kommen  läßt.  Umso  inter- 
essanter ist,  daß  die  Krise  1907  von  keiner  gegenseitigen  Be- 
kämpfung der  drei  großen  Kupfer  Verkäufer,  wie  im  Jahre  1901/02 
begleitet  wurde.  Im  Gegenteil  mußte  allgemein  anerkannt  werden, 
daß  die  Amalgamated,  Phelps,  Dodge  &  Co.  und  dieCalumet&Hecla 
Co.  >in  harmony<  waren  ^).  Die  Hoffnungen  auf  Wiederherstellung 
der  alten  freien  Konkurrenz  haben  sich  als  unbegründet  erwiesen, 
und  wenn  es  noch  zu  keinem  Trust  gekommen  ist,  wie  es  die 
Dealers  in  ihrer  Angst  behaupteten -),  so  ist  das  doch  allem  An- 
schein nach  zu  erwarten.  Damit  wäre  die  Periode  der  Ver- 
trustung abgeschlossen. 


l)  Journ.   1907   I.   p.   724.  2)  Journ.   1907   I.   p.   246. 


EINFUHRUNG   DER    BEITRAGSDIFFERENZIE- 
RUNG  BEI    DER   ÖFFENTLICHEN   KRANKEN- 
VERSICHERUNG. 

Von 

Professor  Dr.  jur.  GERHARD  WÖRNER,   Leipzig. 


Die  deutsche  Arbeiterversicherung  hat  das  Prinzip  der  Prä- 
miendifferenzierung nur  bei  einem  Versicherungszweig :  der 
Unfallversicherung  zu  beachtenswerter  Verwirklichung 
gebracht.  Die  Berufsgenossenschaften  stufen  die  Beiträge  der 
Mitglieder  (Arbeitgeber)  zu  der  Gesamtlast  einerseits  nach  Maß- 
gabe der  im  Betriebe  von  den  Versicherten  verdienten  Gehälter 
und  Löhne  ^)  oder  nach  der  für  den  Betrieb  durchschnittlich 
erforderlichen  menschlichen  Arbeit  (Arbeitsbedarf)  -),  andrerseits 
nach  dem  Grade  der  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Unfallgefahr 
ab  ^).  Während  die  erstgenannten  Maßstäbe,  Arbeitsverdienst  oder 
Arbeitsbedarf,  das  prämientechnisch  zu  berücksichtigende  Moment 
des  möglichen  Schadenu  m  f  an  g  s,  abgestellt  auf  den  ganzen 
Betrieb,  zur  Geltung  bringen,  soll  der  andere  Maßstab,  die  Un- 
fallgefahr, der  Einbeziehung  der  Schadens  Wahrscheinlichkeit 
in  die  Beitragsbemessung  Rechnung  tragen.  Da  die  Unfallgefahr 
indes  nur  nach  der  Beschaffenheit  der  Betriebseinrichtungen  be- 
urteilt wird,  während  die  nicht  minder  bedeutsamen  objektiven 
Gefahrmerkmale  außer  Betracht  bleiben,  die  in  der  Person  des 
Arbeiters  liegen,  wie  Geschlecht,  Gesundheitszustand,  Alter,  wird 
man  von    einer    vollkommenen    Durchführung    des    Prinzips 


i)  Gew.  UVG.  §  29  Abs.  i;   Bau  UVG.  §§  13,  25. 

2)  Landw.  UVG.  §§  51,  53;  .See  UVG.  §  49.  —  Ausnahmsweise  kann  bei  den 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  als  Beitragsmaßstab  auch  die  vom  Be- 
triebsunternehmer entrichtete  Staats-  oder  Kommunalsteuer  dienen,  vgl,  Landw.  UVG. 
§  57,  58. 

3)  Ge\x.  UVG.  §  49;    Landw.  UVG.  §  52;  Bau  UVG.  §§  13,  25;   See  UVG.  §  50, 
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der  PrämiendifterenzierunL;-  auch  bei  der  UnfallversicheruiiLj  nicht 
sprechen  kcninen. 

]^ei  der  I  n  v  a  li  d  e  n  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  c^'  besteht  eine  Diffe- 
renzierung lediglich  nach  Alaßgabe  des  Jahresarbeitsverdienstes 
des  Versicherten,  und  auch  nur  nach  Verdienststufen,  nicht  in 
unmittelbarer  Anpassung  an  das  tatsächliche  Arbeitseinkominen. 
Wer  mit  seinem  Jahresarbeitsverdienst  sich  in  einer  der  fünf  Lohn- 
klassen : 

I  bis  zu  350  M  einschließlich 

II  von  mehr  als  350    ,,    bis  zu     550  M. 

in        M  ,,  ,,       550     n        n        ,,         850     ,, 

IV  „  „  „  850  „  „  „  II 50  „ 
V  „  „  „  1150  „ 
befindet,  wird  nach  dem  für  diese  Lohnklassen  gesetzlich  fest- 
gelegten Beitragssatz  prämiiert  i);  der  Arbeiter  mit  1200  M.  daher 
genau  so  hoch  wie  derjenige  mit  2000  M.  Jahresarbeitsverdienst. 
Prämientechnisch  beurteilt  stellt  diese  Art  der  Differenzierung  eine 
sehr  unvollkommene  Berücksichtigung  des  Moments  des  Schaden- 
umfangs  dar.  Die  Schadenswahrscheinlichkeit  wird  bei  der  In- 
validenversicherung überhaupt  nicht  gewürdigt.  Dieser  Zweig  der 
Arbeiterversicherung  nähert  sich  daher  prämientechnisch  ziemlich 
dem  reinen  Unterstützungsprinzip. 

Die  K  r  a  n  k  e  n  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  bemißt  ihre  Beiträge 
grundsätzlich  nur  nach  dem  Arbeitsverdienst  (Tagelohn) 
des  Versicherten,  und  zwar  abweichend  von  der  Invalidenver- 
sicherung nach  Individualeinkommen,  nicht  nach  Lohnstufen-). 
Doch  ist  den  Ortskrankenkassen  wie  den  entsprechend  organisier- 
ten Versicherungsträgern  nachgelassen,  statutarisch  eine  klassen- 
weise Abstufung  der  Lohnhöhe  und  demgemäß  der  Beiträge 
vorzunehmen^).     Hiervon  wird  auch  vielfach  Gebrauch    gemacht. 

Neben  der  Beachtung  des  Moments  des  Schadenumfanges, 
wie  sie  in  der  vorbezeichneten  Bemessung  zum  Ausdruck  kommt, 
sieht  das  KVG.  die  Bewertung  der  Schadenswahrscheinlichkeit 
vor,  wenigstens  bei  Ortskrankenkassen,  Betriebskrankenkassen,  Bau- 
krankenkassen und  Innungskrankenkassen.  Paragraph  22  Abs.  3 
des  z.  Zt.  noch  geltenden  KVG.  besagt,  daß  bei  Ortskranken- 
kassen, welche  für  verschiedene  Gewerbszweige  oder  Betriebsarten 


i)  IVG.  §  34.  2)  KVG.  §S  9.  22,  64,  72  Abs.  3,   73. 

3)  KVG.  §  20  Abs.   2.     Bei  der  Ortskrankenicasse    für  Leipzig    und   Umgegend 
z.  B.  sind  diese  Beitrags-  und  Lohnklasseii  für  die  Erwachsenen : 
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errichtet  sind,  die  Höhe  der  Beiträge  für  die  einzehien  Gewerbs- 
zweige und  Betriebsarten  verschieden  bemessen  werden  kann, 
wenn  und  soweit  die  Verschiedenheit  der  Erwerbszweige  und  Be- 
triebsarten eine  erhebUchc  Verschiedenheit  der  Erkrankungsgefahr 
bedingt.  Der  Entwurf  der  Reichsversicherungsordnung  bestimmt 
im  i^  414  Abs.  I  für  die  Krankenkassen  gleichfalls,  daß  die  Satzung 
die  Höhe  der  Beiträge  nach  den  E  r  w  e  r  b  s  z  w  e  i  g  e  n  und 
B  e  r  u  f  s  a  r  t  e  n  der  Versicherten  abstufen  und  eine  höhere  Be- 
messung für  einzelne  Betriebe  zulassen  kann,  soweit  die 
Erkrankungsgefahr  erheblich  höher  ist. 

Der  Unterschied  des  §  414  Abs.  i  RVC).  vom  §  22  Abs.  3 
KVG.  besteht  darin,  daß  nach  ersterem  die  Beitragserhöhung 
auch  bei  einzelnen  Betrieben  von  besonderer  Erkrankungs- 
gefahr stattfinden  kann,  was  nach  dem  KVG.  ausgeschlossen  ist. 
Nach  diesem  können  die  Unternehmer  solcher  Betriebe  nur  zur 
Errichtung  einer  eigenen  Betriebskrankenkasse  angehalten  werden, 
vgl.  KVG.  §  61   Abs.   I. 

In  der  Praxis  ist  von  der  Befugnis,  die  Schadensw^ahrschein- 
lichkeit  innerhalb  einer  Krankenkasse  für  die  Beitragsbemessung 
zu  verwerten,  nur  wenig  Gebrauch  gemacht  worden.  Man  sträubt 
sich  dagegen,  weil  die  Beitragsberechnung  und  -Erhebung  zu  kom- 
pliziert werde,  namentlich  im  Hinblick  auf  den  häufigen  Berufs- 
wechsel einzelner  Gruppen  von  Versicherten.  Die  Schwierigkeiten, 
auf  die  damit  hingewiesen  wird,  sind  zweifellos  nicht  unbedeutend, 
aber  sie  sind  doch  nur  betriebstechnischer  Natur  und  unter  der 
Hand  einer  geschickten  Betriebsleitung  wohl  zu  überwinden.  Der 
wahre  Grund  dafür,  daß  der  gesetzlichen  Anregung  im  allgemeinen 
nicht  Folge  gegeben  wird,  liegt  wohl  auf  anderem  Gebiet.  Es 
fehlte  bisher  eine    zuverlässige   und    erschöpfende    Morbiditätssta- 


Beilrag 

männliche 

weibliche 

Klasse 

pro 

Personen 

Woche 

Arbeitsverdienst  von : 

Pfg. 

M. 

M. 

I. 

105 

4,51    oder  mehr 

4,51 

oder  mehr 

II. 

96 

4,01    bis  einschl.  4,50 

4,01 

bis  einschl. 

4,50 

III. 

84 

3.51      n          „         4~ 

3.51 

4-— 

IV. 

75 

3.26     „          „         3,50 

3.20 

3.50 

V. 

63 

2,51      „          „        3.25 

2,51 

3.25 

VI. 

54 

0,01      „          ,,        2,50 

2,01 

2,50 

VII. 

42 



I.5I 

2, — 

VIII. 

33 

O.Ol 

1,50 
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tistik,  die  auf  breitester  Grundlage  aufgebaut  die  Erkrankungs- 
häufigkeit und  die  Erkrankungsdauer  unter  lierücksichtigung  des 
Geschlechts,  Alters  und  Berufs  nach  Krankheitsarten 
zur  Darstellung  bringt.  Ohne  solche  kann  aber  die  Krankenver- 
sicherungstechnik annähernd  exakte  Gefahrenwerte  nicht  ermitteln, 
sodaß  die  Differenzierung  nur  nach  der  empirischen  Schätzungs- 
methode erfolgen  könnte.  Es  ist  verständlich,  daß  sich  die  mei- 
sten Krankenkassen  auf  letzteres  Experiment  nicht  einlassen  wollen. 
Für  die  Zukunft  wird  man  aber  diesen  Einwand  nicht  gelten  zu 
lassen  brauchen,  dies  sobald  die  Krankenversicherungstechnik  das 
bedeutende  Beobachtungsmaterial  verarbeitet  haben  wird,  das  vom 
Kaiserlichen  statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  un- 
ter Mitwirkung  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamts  Anfang  dieses 
Jahres  in  dem  vierbändigen  Werk:  »Krankheits-  und  Sterblich- 
keitsverhältnisse in  der  Ortskrankenkasse  für  Leipzig  und  Um- 
gegend <-   herausgegeben  worden  istM. 

Der  Veröffentlichung  liegen  die  Anschreibungen  zu  Grunde, 
die  in  Personal-  und  Krankenkarten  von  der  Leipziger  Ortskran- 
kenkasse vom  I.  Januar  1887  bis  Ende  April  1905  über  die 
Krankheitsart,  Erkrankungshäufigkeit  und  Erkrankungsdauer  der 
Mitglieder  unter  Angabe  von  Beruf,  Geschlecht,  Alter,  Versiche- 
rungsart und  Form  der  Krankenhilfe  geführt  worden  sind.  Da 
aus  den  Aufzeichnungen  ein  Bestand  von  1284576  ein  Jahr 
zur  Beobachtung  stehender  Personen  -)    ermittelt    werden   konnte. 


i)  Berlin  1910,  Carl  Heymanns  Verlag.  M.  30. — .  Der  erste  Band  enthält 
die  Besprechung  sowie  die  Erläuterungen  und  Ergänzungen  zum  Tabellenwerke,  die 
folgenden  3  Bände  bringen  das  Tabellenwerk,  und  zwar  der  zweite  Band  über  die 
männlichen  Mitglieder,  mit  Abschnitten  für  versicherungspflichtige  sowie  frei- 
willige Mitglieder  ohne  Berücksichtigung  der  Beiufsangehörigkeit  und  für  versiche- 
rungspflichtige Mitglieder  nach  Berufs  gr  u  p  p  e  n  ,  der  dritte  Band  über  die  männ- 
lichen Mitglieder,  mit  Abschnitten  für  versicherungspflichtige  Mitglieder  nach  Be- 
rufsarten,  für  freiwillige  Mitglieder  einiger  ausgewählter  Berufsarten  und  für 
Alkoholiker,  der  vierte  Band  über  die  weiblichen  Mitglieder,  mit  Abschnitten 
für  versicherungspflichtige  und  freiwillige  Mitglieder  ohne  Berücksichtigung  der  Be- 
rufsangehörigkeit, für  versicherungspflichtige  Mitglieder  nach  Berufsgruppen  sowie 
nach  Berufsarten,  für  freiwillige  Mitglieder  einiger  ausgewählter  Berufsarten  und  für 
Wochenbetten.  Dem  Werk  sind  4  graphische  Tabellen  und  104  Zeichnungen  im 
Texte  beigefügt. 

2)  Unter  »Person«  sind  hierbei  nicht  tatsächliche,  sondern  ei  rechnete  Personen 
zu  verstehen.  Die  tatsächliche  Person  eignete  sich  in  Rücksicht  auf  den  häufigen 
Berufswechsel  zur  Bearbeitung  nicht.  Hat  man  z.  B.  einen  im  Jahre  1887  als  Bäcker- 
lehrling eingetretenen   15jährigen    Knaben,   der  im  Jahre  1903  als  Markthelfer  verstarb 
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dürfen  die  bei  der  amtlichen  Untersuchung  gewonnenen  Ergeb- 
nisse allgemeine  Bedeutung,  über  den  Rahmen  des  engeren  Er- 
hebungsbezirks hinaus,  beanspruchen.  Uie  Erhebungen  sind  aber 
insbesondere  auch  speziell  genug,  um  nicht  nur  die  beruf- 
liche E  r  k  r  a  n  k  u  n  g  s  g  e  f  a  h  r  als  Differenzierungsmaßstab, 
sondern  auch  das  Geschlecht,  Alter  und  die  Versicherungsart, 
mit  oder  ohne  Berücksichtigung  der  Berufszugehörigkeit,  in  die 
Beitragsbemessung  einführen  zu  können.  Es  liegt  daher  der  Ge- 
danke nahe,  den  §  414  Abs.  i  RVO.  wenigstens  dahin  zu  er- 
weitern, daß  die  Satzung  die  Höhe  der  Beiträge  sowohl  nach 
der  beruflichen  Erkrankungsgefahr  wie  nach  der  im  Ge- 
schlechtund  in  derVersicherungsartbegündeten 
Erkrankungsgefahr  abstufen  kann.  Zu  wünschen 
ist,  daß  Bundesrat  und  Reichstag  dieser  Eorderung  im  Interesse 
eines  versicherungstechnisch  tunlichst  richtigen  Aufbaus  der  Kran- 
kenversicherung und  damit  auch  im  Interesse  der  Sicherheit  der 
Krankenversicherungsträger    noch    entsprechen.       Das    Alter    als 

und  in  der  Zwischenzeit,  wie  aus  seiner  Personalkarte  hervorgeht,  mehrmals  seinen 
Beruf  gewechselt  hatte,  so  ist  der  Lebenslauf  dieser  tatsächlichen  Person  als  Einheit 
für  die  Frage  nach  der  beruflichen  Erkrankungsgefahr  nicht  zu  verwenden,  vielmehr 
nach  den  Zeitabschnitten  seiner  verschiedenen  Berufsangehörigkeit  zu  zerlegen  und 
bei  jedem  Berufe  zu  berücksichtigen,  dass  er  in  ihm  ein  anderes  Alter  hatte.  Die 
Statistik  geht  zufolgedessen  von  der  Feststellung  der  unter  dem  Krankheitsrisiko  be- 
findlich gewesenen  Personentage  (Risikotage)  aus.  Die  Masse  dieser  setzt  sich  zu- 
sammen aus 

a)  der  Zahl  der  Mitgliedstage  mit  Beitrag; 

b)  der  Krankheitszeit  mit  Erwerbsunfähigkeit   (KVG.  §   54a); 

c)  der  Zahl  der  gedeckten  Tage  nach  KVG.  §  27  Abs.  i  und  §  28  Abs.  I. 
Teilt  man  die  Gesamtheit  dieser  unter  dem  Krankheitsversicherungsrisiko  stehen- 
den Tage  durch  365,  so  erhält  man  die  Zahl  der  ein  Jahr  lang  unter 
Beobachtung  gewesenen  Personen.  Diese  errechneten  Personen 
sind  die  »Personen«  im  Sinn  der  Statistik.  Es  wurden  aus  dem  untersuchten  Karten- 
material  festgestellt  R  i  s  i  k  o  t  a  g  e   überhaupt ; 

männlich  weiblich 

für   Pflichtmitglicder  347  725  923  94  747  306 

,,    freiwillige  Mitglieder  15976508  10420266 

363  702431  105  167  572 


468  870  003. 
Hiernach  sind   ein  Jahr   unter  Beobachtung  gewesene  Personen  : 
bei   den   Pflichtmitgliedern  952674  259  5S2 

bei   den   freiwilligen  Mitgliedern        43  771  28  549 

996445  2SS  131 

I  284  576. 
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Diffcienzicrungsmaßstab  vorzusclicn,  wird  sich  dagegen  aus  sozial- 
politischen Gründen  nicht  empfehlen,  um  dem  älteren  Arbeiter 
den  Arbeitsmarkt  nicht  zu  beschränken. 

Für  die  Berücksichtigung  der  beruflichen  iMkrankungsgcfahr 
bieten  hauptsächlich  die  Teile  B  und  C  des  i.  Bandes  der  amt- 
lichen Publikation  die  erforderlichen  Unterlagen').  Sie  handeln 
von  versicherungspflichtigen  Mitgliedern  nach  Berufs- 
g  r  u  p  p  e  n  und  Berufs  arten.  An  Berufsgruppen  führt  die 
Einleitung -)  vierundzwanzig  auf,  die  sich  aus  loS  Berufsarten  der 
männlichen  und  79  der  weiblichen  Mitglieder  zusammensetzen. 
Jeder  Berufsart  sind  diejenigen  Einzelberufe  (Fabrikations-, 
Gewerbezweige)  und  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  b  e  r  u  f  e  zugewiesen,  die  eine 
berufliche  Aehnlichkeit  besitzen  und  von  denen  angenommen 
wurde,  daß  sie  sich  auch  gesundheitlich  ähnlich  verhalten. 

Die  Verwendbarkeit  des  in  den  vorgenannten  Teilen  des 
Werkes  zusammengefaßten  Materials  für  eine  Differenzierung  der 
Krankenversicherungsbeiträge  nach  der  beruflichen  Erkran- 
kungsgefahr sei  an  einem  Beispiel  dargetan.  Vorweg  bemerkt 
sei,  daß  hierbei  die  dem  Versicherungstechniker  geläufige  Rech- 
nungsweise und  Formelsprache  vermieden  worden  ist,  um  auch 
dem  in  sie  nicht  Eingeweihten  die  nachfolgenden  Ausführungen 
genießbar  zu  machen  ^). 

Will  eine  Ortskrankenkasse,  die  Mitglieder  aus  allen  von  der 
Statistik  aufgestellten  Berufs  g  r  u  p  p  e  n  umfaßt,  die  Beiträge  nach 


1)  Hierzu  Bd.   II  S.  79  —  247;  Bd.  III  S.  1—289;  Bd.  IV  S.  65— 165;  167  —  250. 

2)  Bd.  I  S.  9  fg. 

3)  Die  unerfreuliche  Verständnislosigkeit,  u.  zw.  aucli  gebildeter  Kreise,  gegen- 
über den  Fragen  der  Personenversicherungstechnik  ist  im  wesentlichen  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  meisten  Versicherungstechniker  bei  der  Behandlung  dieser  Fragen 
auch  vor  der  Oeffentlichkeit  die  mathematische  Darstellungsweise,  also  insbesondere 
mathematische  Formeln  anwenden,  was  dem  mathematisch  geschulten  Leser  zwar 
keine  Schwierigkeiten  bereitet,  für  die  weitaus  größere  Zahl  der  Laien  aber  die  Dar- 
stellung unverständlich  und  damit  uninteressant  macht.  Das  zeigt  sich  z.  B.  auch  in 
den  versicherungstechnischen  Teilen  der  Begründung  von  Gesetzentwürfen,  man  denke 
an  die  erste  Denkschrift  des  Reichsamts  des  Innern  über  die  Pensionsversicherung 
der  Privatbeamten,  deren  vielfach  ungerecht  abfällige  Kritik  in  der  Oeffentlichkeit 
zum  Teil  darauf  zurückzuführen  war,  daß  die  Kritiker  mangels  mathematischer 
Schulung  sie  nicht  verstanden  haben.  Daß  man  versicherungstechnische  Fragen 
»■gemeinverständlich«  darstellen  kann,  hat  in  ausgezeichneter  Weise  der 
Direktor  im  Kaiserlichen  Aufsichtsami  für  Privatversicherung,  Dr.  Broecker,  in 
seinem  Buch  :  Die  Grundzüge  der  Lebensversicherungstechnik  (3.  Autl.  1910)  be- 
wiesen;   vgl.    auch    die    klassischen  Berichte    des    eidgenössischen   Versicherungsamts. 
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der  allgemeinen  G  r  u  p  p  e  n  g  e  f  a  h  r  der  Versicherungs  Pflich- 
tigen, ohne  Unterscheidung  von  Geschlecht,  Al- 
tersklassen und  K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  f  o  r  m  e  n  ^)  differenzieren, 
so  ist  zunächst  die  F'eststellung  eines  Vergleichsmaßstabes  erfor- 
derlich-). Als  solcher  können  die  durchschnittliche  Krankheits- 
dauer, die  Fall-Letalität  und  die  Tages-Letalität  nicht  in  Betracht 
kommen,  weil  sie  ein  falsches  Bild  von  dem  Verhältnis  der  Be- 
rufsmorbidität  und  -Mortalität  zwischen  den  einzelnen  Berufsgruppen 
geben  ^).  Taugliche  Vergleichsmaße  sind  allein  die  aus  der  be- 
obachteten Zahl  von  Personen  *)  gebildeten,  auf  loo  oder  looo 
dieser  bezogenen  Verhältnisziffern.  Diese  Zahlen  finden  sich  in 
den  Tabellen  in  Spalte  14,  15  und  24^).  Ihre  Zusammenstellung 
für  den  vorliegenden  Zweck  ergiebt''):  (S.  Tabelle  S.  83  und  84). 
Für  die  Klassifizierung  der  Berufsgruppen  kommen  hier 
nur  die  Ziffern  der  Spalten  c  in  Betracht,  da  von  einer  gleich- 
zeitigen Differenzierung  nach  dem  Geschlecht  abgesehen  ist.  Für 
den  Krankenversicherungstechniker  ist  zunächst  die  Frage,  von 
welchem  der  drei  Vergleichswerte  er  auszugehen  hat.  Es  er- 
scheint richtig,  hierfür  die  Krankheits  tage  zahl  zu  wählen,  weil 
in  ihr  die  schwerste  und  hauptsächlichste  Belastung  der  Kasse, 
die  mit  Krankengeld  und  Krankenpflege,  ihren  Ausdruck  findet. 
Die  Krankheits  fall  zahl  wie  die  Todes  fallzahl  wird  zur  Kor- 
rektur der  aufzustellenden  Gefahrenziffer  heranzuziehen  sein  ;  er- 
stere  bekundet  annähernd  die  Mindestzahl  der  ärztlichen  In- 
anspruchnahme (Belastung  mit  Arzthonorar),  die  andere  gibt  über 
die  Belastung  mit  Sterbegeldern  Aufschluß.  Man  wird  sich  aber 
mit  diesen  beiden  Hilfswerten  zur  Ermittelung  tunlichst  angemessen 
abgestufter  Gefahrenziffern  nicht  begnügen  dürfen.  Die  Verhält- 
niszahl der  Krankheitstage  besagt  nichts  über  die  Dauer  der 
Krankheiten.     Und   doch   ist  dieses  Moment   für    die   Beurteilung 


1)  Also  nach  InsgesamizifiFern,  im  Gegensatz  zu  der  Differenzierung  nach  den 
für   einzelne  Altersklassen  und  Krankheitsformen   gefundenen   Einzelziffern. 

2)  Vergl.    Wörtier,   Allgemeine  Versicherungslehre,   2.   Aufl.   S.  104  fg. 

3)  Vergl.   hierzu  die  instruktiven  Ausführungen  in   Bd.  I   a.  a.  O.   S.  SS  fg. 

4)  Ueber  den   Begriff  vergl.   oben  S.   77   Anm.   2. 

5)  Vergl,  Bd.  II  a.  a.  O.  S.  81   fg.,  Bd.  IV  S.  66  fg. 

6)  Die  Zusammenstellung  selbst  ist  in  dem  amtlichen  Werk  nicht  enthalten; 
sie  ist  aus  den  an  verschiedenen  Stellen  des  Werkes  gegebenen  Ziffern  für  die 
Berufsgruppen  zusammengefügt.  Die  Ziffern  der  Spalte  c  mußten  außerdem  aus  den 
Grundzahlen  berechnet  werden,  da  die  Tabellen  sie  nicht  enthalten,  obwohl  sie 
die  maßgebenden  sind  für  KVG.  §   22   Abs.   3. 
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der  Belastung  von  großer  Bedeutung.  Zehn  leichte  Erkranki;ngen 
mit  zusammen  go  Krankheitstagen  werden  die  Kasse  häufig  we- 
niger belasten  wie  eine  schwere  Erkrankung  von  gotägiger 
Dauer  und  zwar  sowohl  bezüglich  des  Krankengeldes')  wie  mit 
Rücksicht  auf  die  Häufigkeit  und  Art  ärztlicher  Hilfe,  Verab- 
reichung von  Arzneien  und  sonstigen  Heilmitteln.  Der  Berück- 
sichtigung der  Krankheitsdauer  dient  die  amtliche  Statistik  durch 
ihre  Angaben  über  die  A  u  s  s  t  e  u  e  r  u  n  g  s  fälle.  Mit  dem  Wort 
»Aussteuerung«  ist  der  Fall  bezeichnet  worden,  daß  die  Kasse 
ihre  gesetzlichen  bez.  statutarischen  Verpflichtungen  gegen  den 
Versicherten  in  bezug  auf  die  Dauer  der  Unterstützung  voll 
erfüllt  hat  und  nunmehr  die  Unterstützung  einstellte  ^).  Da  die 
Leipziger  Ortskrankenkasse  von  Anfang  an  eine  Unterstützungs- 
frist von  längstens  13  und  26  Wochen  hatte,  je  nach  der  Dauer 
der  vorhergehenden  Mitgliedschaftszeit,  später  und  noch  heute 
aber  auch  eine  solche  von  34  Wochen,  so  konnte  die  Statistik 
aus  den  Aufzeichnungen  drei  Gruppen  von  Aussteuerungsfällen 
ermitteln:  13  wöchige,  26wöchige  und  34wöchige.  Die  hierüber 
berechneten  Insgesamtziffern  geben  einen  guten  Anhalt  dafür,  wie 
es  in  den  einzelnen  Berufsgruppen  mit  der  Krankheitsdauer  be- 
stellt ist  und  inwieweit  hiernach  die  auf  die  Krankheits  t  a  g  e  zahl 
gegründeten  Gefahrenziffern  einer  Korrektur  bedürfen.  Die  Ziffern 
der  Aussteuerungsfälle  ergibt  folgende  Zusammenstellung :  ^)  (S. 
Tabelle  II  S.   84.) 

Die  Berücksichtigung  der  Aussteuerungsfälle  führt  noch  auf 
ein  anderes,  die  Krankenversicherungsträger  entlastendes 
Moment,  das  bei  der  Korrektur  der  Gefahrenziffern  zu  verwerten 
ist.  Unter  den  Krankheiten  wie  Todesfällen  werden  zahlreiche 
durch  Betriebs  Unfälle  herbeigeführt ;  für  die  Ersatzleistungen 
aus  Anlaß  dieser  Ereignisse  haben  aber  die  Berufsgenossenschaften 
einzustehen,  falls  die  krankenversicherten  Personen  auch  bei  ihnen 
versichert  sind,  und  zwar  bei  Unfall-Krankheiten  vom  Beginn  der 
14.  Woche  nach  Unfalleintritt*).     Da    die    Krankenversicherungs- 

i)  Das  Krankengeld  wird  erst  vom  dritten  Tage  nach  der  Erkrankung  gezahlt. 
Die  zehn  Fälle  haben  also  bezüghch  der  Krankengeldzahlung  30  Karenztage  auf 
90  Krankentage,  der  eine  Fall  nur  3  Karenztage  auf  die  gleiche  Kranklieitstagezahl. 
Der  Unterschied  kann  wegfallen,  wenn  statutarisch  die  Karenzzeit  ausgeschlossen  ist; 
KVG.  §  21  Abs.   I  Ziff.  la. 

2)  Bd.   I  S.   9  a.   A. 

3)  Es  gilt  hierfür  Gleiches  wie  oben  Anm.  2  auf  S.   77. 

4)  Vgl.  z.  B.  Gew.UVG.  §  9;  ferner  §   15. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     1.  O 
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Tabelle 


Berufsgruppe  ^). 


Auf  loo  beobachtete  versiche- 
Krankheitsfälle 


männlich 


1.  Baugewerbe 

2.  Beherbergung  und  Erquickung 

3.  Bekleidung  und   Reinigung 

4.  Chemische   Industrie 

5.  Industrie  der  Häute,  Felle,  Haare;  Han- 
del mit  Hadern,  Abfällen,  sog.  Pro- 
dukten u.  dergl. 

6.  Industrie  der  Feite,  Oele,  Lacke,  Fir- 
nisse etc. 

7.  Gärtnerei,   Land-  und  Forstwirtschaft 

8.  Arbeiter   in   Gasanstalten 

9.  Herstellung  von  Glas  und  Porzellan, 
Töpferei 

10.  Industrie   der   Holz-   und  Schnitzstofife 

11.  Verfertigung    von    musikalischen    Zeit- 
meß- etc.   Instrumenten 

12.  Lederindustrie  und  Industrie  lederarliger 
Stoffe 

13.  Metallverarbeitung 

14.  Industrie  d.   Nahrungs-  u.  Genußmittel 

15.  Papierindustrie 

16.  Polygraphisches   Gewerbe 

17.  Steinbearbeitung 

18.  Textilindustrie 

19.  Verkehrsgewerbe. 

20.  Zement-   und   Kalkindustrie 

21.  Bureau-   Kontor-   und  Ladenpersonal 

22.  Maschinisten  und  Heizer  aller  Art 

23.  Hilfsgewerbe  des  Handels 

24.  Sammelgruppe    (Vorstehend  nicht  auf- 
geführt 


weiblich 
b 

zusammen 
c 

70,9 
28,8 
35>2 
59-1 

49.8 
28,5 
32,8 
50,2 

63,0 

43.2 

40,7 
48,3 

39.9 
44.9 
67,6 

51.4 
55,6 

39.1 
41.4 

47,6 

37.6 

55.7 
55>7 

38,2 
49.7 

51.2 

50,2 
46,0 
60,1 

56,9 

49.4 
53,9 
27,5 

41.4 

27.5 


37.1 
45,2 
37,6 
54,0 
51,4 
42,3 
61,8 
22,4 

34,1 
30,2 

48,5 


25.   Alle  Berufsgruppen  zusammen 


39.0 


41,8 


40.04 


träger,  soweit  sie  bei  Unfalltodesfällen  Sterbegeld  und  bei  Unfall- 
krankheiten Krankenhilfe  über  die  13.  Woche  hinaus  gewährt 
haben,  gegen  den  Unfallversicherungsträger  Erstattungsansprüche 
haben  2),  wird  ihre  Belastung  in  diesen  Fällen  gemindert,  insbe- 
sondere die  Bedeutung  der  Aussteuerungsfälle  von  längerer  als 
1 3  wöchiger  Dauer  als  Belastungsfaktor  herabgesetzt.  Die  amt- 
liche Statistik  gewährt  auch  zur  Beurteilung  dieses  Moments  die 
erforderlichen  Unterlagen^).     (S.  Tabelle  III  S.  85.) 

Versucht  man  mit  Hilfe  der  vorgenannten  drei  Tabellen  die 

1)  Reihenfolge  der  amtlichen  Statistik. 

2)  Vgl.  z.  B.  Gew.UVG.  §§  li,  20  Abs.   5,  25. 

3)  Für  die  Tabelle  III  gilt  Gleiches  wie  oben  Anm.   2  S.  77. 
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I. 


rungspflichtige  Personen   entfielen 
Krankheitstage 


Auf  looo  beobachtete  versicherungspnich- 

tige  Personen  entfielen 

Todesfälle 


männlich 

weiblich 

zusammen 

männlich 

weiblich 

zusammen 

a 

b 

' 

a 

b 

c 

1045.5 

1804,3 

1046,6 

7,68 

13.04 

7,69 

648,2 

818,2 

739,9 

6,22 

4,19 

5,13 

691,9 

911,2 

835.5 

7,60 

5,31 

6,10 

947,2 

1341,6 

1065,7 

8,46 

8,50 

8,47 

767,3 

1472,5 

956,8 

9.85 

7,37 

9.19 

762,2 

1027,8 

816,6 

6,78 

".95 

7,84 

1019,8 

1158,3 

1082,8 

13.43 

7,19 

10,59 

1084,0 

— 

1084,0 

6,61 

— 

6,61 

849,2 

121 1,1 

864,4 

6,48 

2,14 

6,29 

869,3 

1276,5 

891,9 

7,56 

4,78 

7.41 

780,2 

1089,7 

831,4 

7, So 

5.19 

7.37 

782,0 

1405,5 

867,5 

7,66 

7,74 

7,67 

956,3 

1269,5 

968,5 

i          6,15 

5.98 

6,15 

706,8 

1214,4 

788,9 

5,34 

7,18 

5,64 

960,3 

1227,1 

1092,8 

7,47 

6,11 

6.79 

915,8 

1098,7 

962,5 

7,60 

5.54 

7,08 

1308.2 

1205,8 

1306,5 

12.33 

12,14 

832,8 

»328,5 

1156,1 

7.92 

5.92 

6,62 

897,7 

1407,4 

898,9 

10,67 

— 

10,65 

1230,5 

1474,0 

1235.3 

8,08 

— 

7,92 

492,3 

672,2 

538,7 

7,04 

3,06 

6,01 

766,8 

— 

766,8 

9,84 

— 

9,84 

621,0 

1043,4 

652,8 

7,71 

5.70 

7,56 

1134,2 

773.8 

1118,1 

13.87 

7,51 

13,58 

854,9 


1030,3 


892,5 


7,65 


5.32 


7,15 


24  Berufsgruppen  ihrem  Gefahrenwert  nach  zu  ordnen,  so  muß 
man  sich  zunächst  davor  hüten,  sämtHche  in  den  Tabellen  ent- 
haltenen Ziffern  als  auf  glei  ch  wertigen  Beobachtungsunter- 
lagen beruhend  zu  betrachten.  Zwei  der  untersuchten  Berufs- 
gruppen weisen  einen  verhältnismäßig  so  geringen  Personenstand 
und  entsprechend  geringe  absolute  Ziffern  von  Beobachtungsfällen 
auf,  daß  man  für  sie  die  Geltung  des  Gesetzes  der  großen  Zahl, 
auf  dem  alle  Prämientechnik  beruht,  in  Zweifel  ziehen  muß.  Die 
Gefahrenwerte  dieser  Berufsgruppen  wird  man  daher  nur  als  aus- 
hilfsweise verwendete  ansehen  können,  deren  Richtigstellung  durch 
das  Mittel  der  empirischen  Schätzungsmethode  ^)   oder   nach   Ge- 


1)   WörTier,  a.  a.  O.  S.   104. 


6* 


84 


Dr.  Gerhard  Wörner: 


Ü3            1 

n 

C 

D^          1 

tJ 

W     Ki    Kl 

N> 

tO        M«        -«        ta« 

■-H        M         M         N« 

M 

■■ 

H 

(n 

IJ\ 

4^  Oj    N 

— 

O  vC    00^ 

Ooi  4^  OJ 

N> 

" 

o 

^ 

OC  ^J    a\  Ol   4».  OJ     M 

1-" 

c 

•r) 

ni 

OJ 

J^ 

On    M   4^ 

» 

O   ^1  OJ   ^4 

W   Ul     W   OJ 

« 

w 

4^ 

Ol 

U>  ~J     K) 

Oj  Oj  oj    to 

vO 

S! 

-t>. 

Ol    —    O 

M 

Oj  OJ     ^  \D 

OJ     i-c  Ol   ^J 

vO 

OJ 

o 

Ol 

OOJ    ^4 

vD     O     "-  Ol 

Ol 

O: 

-f^ 

Ni     O     00 

O 

GN^a  Oj  Ol 

Ol  Ol  ^1  Oj 

04^ 

4> 

4i 

OJ     N   ^J 

O    00  00  - 

~-l 

»• 

cra 

to 

!0 

c^ 

3 

X 

M     -     O 

- 

-    -    -  4i 

N        K-       M        « 

- 

- 

" 

- 

O    to    - 

«  -,  -  « 

- 

S! 

OJ 

Ui  'jo  -^ 

o 

M     O     M     " 

>-    O  O    to 

M 

N 

Oi 

00 

O^  O^oi 

Ol     -■     M     O 

O-l 

O: 

O 

00 

-  -  o 

^J 

OC'-/J    Ooi 

O    O  ^    O 

tJ 

O- 

Cj 

a  to  4i 

to  Ol  Ol    CT' 

w 

Cl 
ofq' 

o' 

4^ 

„ 

tg    M    — 

« 

:_     «,     «    (jj 

«    «    o     "- 

« 

- 

_ 

-. 

o  -  - 

-      -      H-      O 

» 

^ 

4^ 

M    0<^ 

0^ 

M    ■-4^    0c^o^a^J4^ 

o 

vO 

4^ 

ON--0     00   M 

■-<  »-J  o->  ^J 

w 

00 

vO     M   l^ 

M 

00  «    O    O 

4»     M     "-  Ol 

4- 

--J 

^ 

^     OOOJ 

O  0->  vO   45. 

o> 

crä' 

I-«            KH 

60 

öö 

to 

OnOJ       . 

^m 

vO    (0  oi  4^ 

M     M  OJ   OJ  4>. 

to 

10 

1  -"^  ■" 

U)  Ol    to  4i. 

ON 

s: 

00 

(In     00     1 

w 

OOOJ  Ol  4» 

10  «-J  oj  ^a  'O 

(0 

Ol 

1 

1     w    - 

10    00  O    O 

o 

"" 

■O  Ln 

'vi 

O  Ol  Ol  O 

W  OJ    o^  to 

to 

C 

M 

o  >o 

4^    -    --  4^ 

vO 

S" 

cm 

er 

ON 

„ 

^ 

^ 

I-) 

t.^    ^« 

o 

,      M     "-      1 

l-l        Nl        ^        N« 

M 

O 

O 

w    - 

M    «    -    O 

n 

w 

oo  o    1 

o 

1     Öj     M       1 

«  4>.  OJ  4^ 

00  Ol 

1   V.- 

ONOJ  Oi  ^J 

1 

O: 

er 

u» 

00  vO 

4^ 

Ol    00 

Ol    "-    GCoi 

o 

O 

OJ   ^ 

Ol  4*    O  Ol 

CT" 

l 

o] 

OJ 

4^ 

^ 

1     -'^     1 

~ 

«  -  «  « 

W 

to 

« 

hJ 

,      M     tO 

to    N    -    O 

1 

!  s! 

00 

o- 

00    1    ^1     1 

O^oi  OJ    O^ 

oo 

N 

!.^ 

M 

1  "-  L^ 

Oj    O^Oj  O 

j 

1    O: 

O 

Ol 

O         4^ 

OC   0^   00  tO 

o 

" 

4^ 

00  vO 

c^  00  Kl   - 

=r 

OQ 

u> 

4^ 

ON          tO    ^ 

» 

VO  ^J  t^    00 

tO    M    tO  L>J 

N 

W 

OJ 

Ol 

U)  Ol    to 

OJ  Oj     60  OJ 

vO 

^ 

s 

cn        MO 

M 

oj  oj  -t-   o 

OJ   O  ~4  ^J 

OJ 

w 

vO 

OJ 

Ovo  4i 

^1^0    4^0^ 

Ol 

O: 
O 

N         4^.    00 

o 

«~J    00  O  Ol 

M  4i     O  OJ 

t> 

Ol 

" 

Oj    O  Ol 

Kl    O    «  4^ 

vO 

m 

o 

to 

<?. 

N 

_ 

N    -    O 

o 

►-    «    -.  4i 

»     ll     n     »1 

11 

■-• 

►H 

" 

O    K>     " 

«    w    -    O 

►-• 

s: 

4^  OJ  ^J 

vO 

»0    O    w   O 

OOOi    "-    M 

to 

■-I 

to 

r/3 

O^^  4i 

00  M     M    OOW        1 

O: 

SO 

004».    O 

c^ 

CT^oi  ~4    00  O^  >-'  4^    •-■ 

Ol 

(^•<t 

O 

O^   >-  ^J 

10    >-c    OOvO 

to 

(fq' 

3 

B 

3 

OJ 

4^ 

„ 

n    —    — 

- 

-    -    -  O- 

«    -    O    - 

., 

- 

» 

» 

O    N     " 

«    M     «    O 

« 

5! 

4- 

00 

"-      O'-M 

4» 

4>.    —    0^--J 

00  On  004^ 

M 

vO 

4>. 

^ 

0    0  4^ 

Ol    O  OJ    00 

to 

O: 

o    0~  (^ 

0O4!>    "-    tO  Oi 

0501    Ki    o 

Ol 

00 

00 

- 

vO     M  -^ 

O    to  4^  U> 

Ui 

cfq' 
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Tabelle  III. 
Auf  looo   ein    jähr  beobachtete   versicherungspflichtige  Personen   entfielen. 


a)  männlich 


1))   weiblich 


)  zusammen 


mehr  als 
13  Wochen 
dauernde 
Betriebs- 
unfälle 


tödliche 
Betriebs- 
unfälle 


mehr  als 
13  Wochen 
dauernde 
Betriebs- 
unfälle 


tödliche 
Betriebs- 
unfälle 


mehr  als 
13  Wochen 
dauernde 
Betriebs- 
unfälle 


tödliche 
Betriebs- 
unfälle 


3,96 

0,63 

ü,i6 

0,05 

0,20 

0,01 

2,15 

0,13 

1,19 

0,08 

1,47 

— 

1,80 

0,18 

3.0 

— 

1,35 

— 

1,73 

0,17 

1,06 

0,07 

0,53 

0,14 

2,15 

0,16 

1,58 

0,10 

0,73 

0,06 

0,44 

0,04 

2,57 

— 

1,39 

0,07 

5,51 

0,97 

4,54 

0,39 

0,08 

0,02 

3,1 

1,41 

0,75 

0,07 

3.41 

0,46 

I. 

2. 

3- 
4- 
5- 
6. 

7- 
8. 

9- 
10. 
II. 
12. 
13- 
14- 
15- 
16. 

17- 
18. 

19- 
20. 
21. 

22. 

23- 

24. 


4,0 
0,3 
0-3 
2,7 
1.5 
1,9 
2,8 

3,0 

1,4 
1,8 

1,2 
0,6 

2,2 

1,7 
1,3 
0,5 
2,4 

2,3 

5,5 
4.5 
0,1 

3,1 

0,8 
v6 


0,63 
0,1 1 
0,04 
0,19 
0,1 1 

0,27 


4,4 

0,03 

0,2 

0,9 

0,3 

0,6 


0,08 


0,18 

0,3 

0,08 

0,4 

0,17 

— 

0,17 

1,1 

0,12 

0,8 

0,12 

0,2 

0,03 

0,4 

— 

14,5 

0,20 

0,9 

0,98 

0,39 

4,9 

0,02 

— 

1,41 

— 

0,08 

0,8 

0,48 

'         — 

0,08 


1,98 


0,25 


0,33 


0,01 


1,62 


winnung  weiteren  statistischen  Materials  erforderlich  ist.  Es  han- 
delt sich  um  die  Berufsgruppen  6  (Industrie  der  Fette  :  4084  Per- 
sonen) und  8  (Gasanstalten :   3028  Personen). 

Die  Ordnung  der  Berufsgruppen  unter  ausschließlicher  Be- 
rücksichtigung der  Krankheits  t  agezahl  ergibt,  von  dem  gering- 
sten Gefahrenwert  aufsteigend,  die  in  Tabelle  IV  in  Spalten  1 — 3 
verzeichnete  Reihenfolge.  Die  Spalten  4 — 7  enthalten  die  zuge- 
hörigen Ziffern  der  zur  Korrektur  der  Hauptgefahrenziffern  (Spalte  3) 
zu  verwendenden   Gefahrmerkmale.      (S.  Tabelle  IV  S.   86.) 

Die  Bildung  der  Gefahrenziffern  für  die  Gefahrenklassen  I 
bis  XXIV  wird  durch  die  Methode  bestimmt,  deren  sich  der  Ver- 
sicherungstechniker bedient.    Die  hier  angewandte  Methode ')  führt 

I)  Die  Krankheits  t  a  g  e  zahl  ist  als  «> Hauptgefahrenziffer«  durch  100  dividiert 
und  der  Quotient   mit   2   multipliziert,    das  Produkt    auf  ganze  und  halbe  Eliner  abge- 
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Tabelle   IV 


Ge- 

Krank- 

Todes- 
fälle ') 

4- 

Krank- 

Aussteuerungsfälle '-) 

1  Betriebsunfälle  ^) 

fahren-   Berufsgruppe 

heits- 
tage  ') 

3- 

heits- 
fälle ') 

5- 



6. 

1              7 

klasse 
I. 

2. 

13 
wöchig 

26 
wöchig 

34 
wöchig 

über   13 
1  Wochen 
i  dauernd 

tödlich 

I. 

'21.  Büro  etc. 

538.7 

6,01 

22,4 

1,20 

0,96 

1,48 

0,08 

0,02 

II. 

23.  Hilfsge- 
werbe   des 

Handels 

652,8 

7.56 

30,2 

2,24 

1,34 

1,66 

0,75 

0,07 

III. 

2.  Beherber- 

gung etc. 

739.9 

5.13 

28,5 

3.34 

0,89 

0,83 

0,16 

0,05 

IV. 

22.  Maschi- 

nisten   etc. 

766,8 

9,84 

34.1 

4,08 

0,70 

1,55 

i     3-10 

1,41 

V. 

14.  Nahrungs- 

mittel 

788,9 

5.64 

37.1 

2,70 

1,14 

0,82 

1,58 

0,10 

VI. 

6.  Fette  etc. 

816,6 

7.84 

39.9 

2,45 

1,47 

1,47 

1,47 

— 

VII. 

II.  Musika- 
lische Instr. 

i 

etc. 

831.4 

7.37 

37,6 

2,31 

1,16 

1,98 

1,06 

0,07 

vm. 

3.  Bekleidung 

1 
1 

etc. 

835.5 

6,10 

32,8 

2,41 

1,28 

1,34 

1     0,20 

0,01 

IX. 

9.  Glas  etc. 

864,4 

6,29 

39.1 

5.31 

1,80 

1,7 1 

1     1,35 

— 

X. 

12.  Leder  etc. 

867,5 

7,67 

38,2 

2,36 

1,25 

1,25 

0.53 

0,14 

XI.   lo.  Holz  etc. 

891,9 

7.41 

41.4 

3,95 

1,27 

1,48 

!   1,73 

0,17 

XII.   19.  Verkehr 

898,9 

10,65 

42,3 

7,38 

1,05 

i,ii 

5,51 

0,97 

XIII. 

5.  Häute   etc. 

956,8 

9.19 

43,2 

3.72 

1,82 

1,50 

1.19 

0,08 

XIV. 

16.  Polygraph. 

Gew. 

962,5 

7,08 

37.6 

2,32 

1,86 

1,88 

'  0,44 

0,04 

XV. 

13.  Metall 

968,5 

6,15 

49.7 

2,94 

1,51 

1,65 

2,15 

0,16 

XVI. 

I.  Bau 

1046,6 

7.69 

49.8 

9.59 

1,32 

1,23 

1   3,96 

0,63 

XVII. 

4.  Chemische 

i 

Ind. 

1065,7 

8,47 

50,2 

3,90 

1,21 

2,02 

2,15 

0,13 

xvin. 

7.  Gärtnerei 

etc. 

1082,8 

10,59 

44.9 

5.90 

2,71 

2,02 

i   1,80 

0,18 

XIX. 

8.  Gas- 

anstalten 

1084,0 

6,61 

67,6 

3.63 

0,66 

0,99 

3,00 

— 

XX.    15.  Papier 

1092,8 

6.79 

45.2 

2,94 

1,51 

1,65 

0,73 

0,06 

XXI.  24.  Sammel- 

1 

1        gruppe 

iii8,x 

13.58 

48,5 

6,52 

2,48 

2,19 

1   3,41 

0,46 

XXII.  !i8.  Textil 

1156,1 

6,62 

51,4 

3,40 

1,27 

1,62 

i   1,39 

0,07 

XXIII.  20.  Zement  etc. 

1235.3 

7.92 

61,8 

9,37 

1,26 

1-44 

4,54 

0.39 

XXIV.    17.  Steine 

1306,5 

12,14 

45.0 

8,05 

4,08 

3.73 

2,57 

— 

Alle  Berufs- 

1030,0 

7,15 

40,04 

4,09 

1.35 

1,48 

1,62 

0,20 

gruppen. 

i 
i 

rundet  worden,  wobei  Ziffern,  die  innerha  Ib  dieser  Zahlengrenzen  die 
volle  Hälfte  nicht  erreichen,  auf  die  niedrigere  Ziffer,  die  übrigen  auf  die 
höhere  Ziffer  abgerundet  sind.  Hiernach  war  die  Korrekturziffer  zu  suchen,  um  die 
die  Hauptgefahrenziffer  der  betreffenden  Gefahrenklasse  zu  vermehren  oder  zu  ver- 
mindern war.  Der  »Grundgefahrenwert«  der  Klasse  I  war  hierbei  ohne  Korrektur 
zu  lassen.  Im  übrigen  ist  bei  jeder  Klasse  das  Verhältnis  der  Todesfälle, 
Krankheitsfälle  und  Aussteuerungsfälle  unter  Berücksichtigung  der  Betriebsunfälle  zu 
den     Krankheitstagen      schätzungsweise     verglichen     worden     mit     dem 
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ZU  folgenden  Ziffern. 


Tabelle   V. 

Gefahren- 
klasse   nach 
dem   Haupt- 
gefahrenwert 

Haupt- 
gefahren- 
ziffer 

Korrektur- 
ziffer 

Cjesamt- 

gefahren- 

ziffer 

Gefahrenkla.ssc  und    Hcrufsyruppe 
nach   der  Gesamtgefahren/'ifrer 

1 

I. 

2. 

3. 

4- 

5- 

1. 

II 

— 

II 

'             I. 

(11)  Büro 

II. 

13 

— 

13 

II. 

(13)  Hilfsgewerbe  des 
Handels 

III. 

15 

—   0,5 

14,5 

III. 

(14,5)   Beherbergung 

IV. 

I5.5 

+    0,5 

16 

IV. 

(15,5)   Nahrungsmittel 

V. 

16 

—   0,5 

15.5 

V. 

(16)   .Maschinisten 

VI. 

16,5 

16,5 

VI. 

(16,5)  Fette,       Musikalische 
Instr.,  Bekleidung 

VII. 

16,5 

— 

16,5 

VII. 

(17,5)  Glas,  Leder 

VIII. 

16,5 

— 

16,5 

VIII. 

(i8j  Holz 

IX. 

17,5 

— 

17.5 

IX. 

(18,5)   Verkehr 

X. 

17.5 

— 

17.5 

X. 

(19)  Häute,        Polygraph. 
Gew. 

XI. 

18 

-- 

18 

XI. 

(19, 5j  Metall 

XII. 

18 

+  0,5 

18,5 

XII. 

(21)  Bau 

XIII. 

19 

19 

XIII. 

("21,5)  Chemische  Ind., 
Gasanstalten 

XIV. 

19.5 

—  0.5 

19 

XIV. 

(22)   Gärtnerei,  Papier 

XV. 

I9>5 

— 

19-5 

XV. 

(22,5)  Textil 

XVI. 

21 

— 

21 

XVI. 

(23)  Sammelgruppe 

XVII. 

21,5 

— 

21.5 

XVII. 

(24,5)  Zement 

XVIII. 

21.5 

+  0.5 

22 

XVIII. 

(26)  Steine. 

XIX. 

21,5 

— 

21,5 

XX. 

22 

— 

22 

XXI. 

22,5 

+  0,5 

23 

XXII. 

23 

-   0,5 

22,5 

XXIII. 

24,5 

24,5 

XXIV. 

26 

— 

26 

I— XXIV.     !        20,5  —  20,5      I 

Die  vorstehenden  Ziffern  sind  nicht  nur  für  eine  praktische 
Anwendung  der  Differenzierung  der  Krankenversicherungsbeiträge 
nach  Berutsgruppen  zu  beachten,  sie  erweisen  insbesondere  die 
Notwendigkeit  solcher  Differenzierung.  Vergleicht  man  die  ge- 
fundenen Gefahrenziffern  mit  der  durchschnittlichen  Gefahrenziffer 


gleichen  Verhältnis  der  vorgehenden  Klasse  und  im  Falle  der  Ungleichung  ein  halber 
Einer  mit  —  oder  -|-  als  Korrekturzififer  eingesetzt  worden.  Die  Differenz  bez. 
Summe  von  Hauptgefahrenziffer  und  Korrekturziffer  ergibt  die  für  die  Beitrags- 
berechnung verwendbare  Gesamtgefahrenziffer  —  Der  Mangel  der  in  einer 
schätzungs  weisen  Ermittelung  der  Korrekturziffer  liegenden  Willkür  ist 
praktisch  bei  den  hier  gewählten  Zahlen  der  Gefahrenziffern  von  geringfügiger 
Bedeutung. 

1)  Tabelle  I,   Spalte  c. 

2)  Tabelle   II,   Spalte  c. 

3)  Tabelle  III,   Spalte  c. 
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aller  Berufsgruppen:  20,5,  die  bei  der  gegenwärtigen  Berechnung 
der  Beiträge  allein  maßgebend  ist,  so  ergibt  sich,  daß  14  Be- 
rufsgruppen zu  hoch:  11 — 19,  8  Berufsgruppen  zu  niedrig:  21,5 
bis  26  und  nur  2  Berufsgruppen:  19,5  und  21  annähernd  richtig 
prämiiert  werden.  Man  versteht  bei  diesem  Resultat  die  oft  be- 
mängelte Abwanderung  der  günstigen  Risiken  in  die  freien  Hilfs- 
kassen mit  ihrer  diesen  Risiken  angemesseneren  Beitragsberech- 
nung. Der  Kampf  gegen  die  freien  Hilfskassen,  der  auch  in  der 
RVO.  durch  Erschwerung  ihrer  Existenzbedingungen^)  in  Erschei- 
nung tritt,  ist  angesichts  vorstehender  Ergebnisse  wenig  begründet. 

Das  vorgehende  Beispiel  hat  sich  auf  eine  Differenzierung 
nach  B  erufsgruppen  beschränkt.  Das  amtliche  Werk  gibt 
zwar  die  weiteren  Unterlagen,  um  diese  Differenzierung  für  ein- 
zelne Berufsgruppen  zu  einer  Differenzierung  nach  Berufs  arten 
zu  erweitern  '-),  doch  würde  es  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen, 
auch  hierfür  Beispiele  zu  bringen. 

Dagegen  soll  auf  ein  anderes  Differenzierungsmerkmal  näher 
eingegangen  werden  :  das  Ge  schlecht,  dessen  Berücksichtigung 
z.  Zt.  nach  dem  KVG.  und  bedauerlicherweise  auch  nach  dem 
Entwurf  der  RVO.  in  der  Praxis  nicht  angängig  ist.  Die  folgen- 
den Resultate  erweisen,  wie  berechtigt  auch  eine  solche  Differen- 
zierung ist. 

Für  die  Ermittelung  des  im  Geschlecht  begründeten  Gefah- 
renunterschieds empfiehlt  es  sich,  von  den  Insgesamtziffern  auszu- 
gehen.    Diese  sind  nach  den  Tabellen  I — IV  : 

Tabelle    VI. 


Krank- 
heitsfälle 


Krank- 
heits- 
tage 


Todes- 
fälle 


Aussteuerunssfälle 


13  W.    26  W.l  34  w. 


Belriebsuntälle 
über 


13  w. 


tötllch 


männlich 
weiblich 


39.6 
41,8 


854,9 
1030,3 


7,65 
5.32 


4,44 
2,81 


1,38 
1,2? 


1,98 
o>33 


0,25 
0,01 


Bildet   man    hieraus    nach    dem    bei   Tabelle   V  angewandten 
Verfahren  die   Gefahrenziffer,    so  ergibt  sich : 

Tabelle   VII. 

Gefahrenklasse  Hauptgefahrenziffer  Korrekturziffer         Ge.samtgefahrenziffer 


männlich 


17 


17 


weiblich 
I)  RVO.  §  528  fg. 


20,5  I  —  0,5 

2)  Bd.  111  a.  a.  O. 
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Das  weibliche  Geschlecht  ist  hiernach  zweifellos  das  die  Kran- 
kenkasse stärker  belastende.  Wenn  man  annehmen  dürfte,  daß 
bei  allen  Berufsfjruppen  dieses  Verhältnis  zwischen  männlichem 
und  weiblichem  Geschlecht  das  gleiche  ist,  würde  sich  eine  Vcr- 
bindunti^  der  Differenzierung  nach  l^erufsgruppen  mit  derjenigen 
nach  dem  Geschlecht  unschwer  durchführen  lassen.  Jene  An- 
nahme ist  aber  imzutreffend,  wie  schon  ein  flüchtiger  Vergleich 
der  Krankheitstagezahl  in  Tabelle  I  (Spalte  a  und  bj  erkennen 
läßt,  wobei  noch  zu  beachten  ist,  daß  einzelne  Berufsgruppen  mit 
weiblichen  Personen  in  der  Statistik  so  schwach  besetzt  sind,  daß 
die  gefundenen  Verhältniszahlen  keinen  Anspruch  auf  Anwend- 
barkeit des  Gesetzes  der  großen  Zahl  erheben  können.  Ks  sind 
dies  die  Gruppen  i  (Baugewerbe:  230),  6  (Fette:  837),  9  (Glas: 
468),  17  (Stein:  138),  19  (Verkehr:  81),  20  (Zement:  204).  Man 
hat  sonach  für  jede  B  e  r  u  f  s  g  r  u  p  p  e  die  Geschlechtsge- 
fahrenziffern selbständig  zu  berechnen,  um  bei  einer  Ver- 
bindung der  Differenzierung  nach  Berufsgruppen  und  Geschlecht 
zu  einer  annähernd  zutreffenden  Trämiierung  zu  gelangen. 

Soll  auf  eine  gleichzeitige  Differenzierung  nach  Berufsgruppen 
überhaupt  nicht  zugekommen  werden  oder  will  man  die  Ge- 
schlechtsdifferenzierung bei  der  Verbindung  noch  korrekter  durch- 
führen, so  macht  sich  die  Einführung  eines  weiteren  Gefahrmerk- 
mals erforderlich  :  des  Alters,  das  hier  aus  den  später  angege- 
benen Gründen  am  Platze  ist.  Bei  Berücksichtigung  dieses  er- 
geben sich  ohne  Scheidung  nach  Berufsgruppen  für 
die  beiden  Geschlechter  folgende  Hauptgefahrenziffern  ^).  (Siehe 
Tabelle  VIII  S.  90.) 

Die  Uebersicht  erweist  für  die  Altersklassen  15  —  49  eine  be- 
trächtliche Mehrbelastung  des  Versicherungsträgers  durch  die 
weiblichen  Versicherten,  in  besonders  hohem  Maße  in  den 
Altersklassen  25 — 39.  Man  wird  dies  im  wesentlichen  darauf  zu- 
rückzuführen haben,  daß  sich  in  jenen  Altersklassen  die  P^'auen 
auf  dem  Höhepunkt  ihrer  Gebärfähigkeit  und  Geschlechtstätigkeit 
befinden  und  sie  in  dieser  Zeit  höherer  Inanspruchnahme  in  Rück- 
wirkung auf  ihre  allgemeine  körperliche  Verfassung  eine  größere 
Krankheitsfälligkeit   aufweisen  -).     Zu    beachten    ist,    daß    in    den 


1)  Bd.  I  a.  a.  O.  S.  33.  —  Die  Ziffern  sind  abgerundet.  Die  zugrunde  liegenden 
Ziffern  wie  die  zur  Korrektur  der  Hauptgefahrenziffern  verwendbaren  Korrekturwerte 
finden  sich  in  Bd.  II  S.  2—3  Tabelle  A.   i  und  Bd.  IV  S.  2—3  Tabelle  A.  i. 

2)  Bd.  1  a.  a.  O.  S.    31—32. 
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Tabelle  VIII. 


Altersklasse 
Jahre 

Auf  ICO   versieh 
männliche 

Mitg 

erungspllichtige 
weibliche 
ieder 

Die    männlichen    ver- 
sicherungspflichtigen 
Mitglieder   haben 

entfielen  Krankheitstage 

mehr  (-|-) 
weniger  ( — ) 

I. 

2. 

3- 

4- 

unter   15 

595 

533 

+         62 

15—19 

617 

754 

-       137 

20 — 24 

657 

955 

—      298 

25—29 

708 

I  205 

—      497 

30—34 

814 

1395 

-      581 

35—39 

941 

I  465 

-      524 

40—44 

I  088 

I  453 

-      365 

45—49 

I  243 

I  496 

-       253 

50—54 

I  456 

I  490 

—         34 

55-59 

1  705 

I  486 

4-     219 

60—64 

2  069 

I  632 

+      437 

65—69 

2  760 

2373 

+       387 

70—74 

3456 

2531 

+       925 

75  u.  darüber 

4043 

2  512 

+    I  531 

Altersklassen  55  fg.  sich  das  Verhältnis  zugunsten  der  weib- 
lichen Versicherten  mehr  und  mehr  verschiebt.  Man  könnte  ge- 
neigt sein,  diese  ümkehrung  des  Verhältnisses  auf  eine  unge- 
nügende Größe  der  Grundzahlen  bei  den  weiblichen  Pflichtver- 
sicherten zurückzuführen  *).  Das  Ergebnis  dürfte  sich  aber  auch 
bei  größeren  Grundzahlen  nicht  wesentlich  ändern;  es  entspricht 
der  dem  Renten  Versicherer  geläufigen  Erfahrung,  wonach  die 
Frauen  in  den  älteren  Jahresklassen  das  »schlechtere«  Renten- 
risiko zufolge  ihrer  größeren  Lebensdauer  darstellen,  eine  Er- 
fahrung, die  auch  das  vorliegende  Tabellenwerk  voll  bestätigt  ^). 
Für  die  prämientechnische  Berücksichtigung  der  gefundenen 
Unterschiede  bei  den  Versicherungsträgern  der  öffentlichen  Kran- 
kenversicherung könnte  es  genügen,  die  weiblichen  Altersklassen 
20 — 49  summarisch  höher  zu  belasten  wie  die  entsprechenden 
männlichen  Altersklassen,  während  andererseits  die  männlichen 
Altersklassen  55  fg.  stärker  zu  belasten  wären.  Die  hierin  lie- 
gende Heranziehung  des  Altersmerkmals  enthält  keinen  Wider- 
spruch zu  dem  oben  angeführten  sozialpolitischen  Bedenken,  wo- 
nach   eine    Differenzierung    nach    dem    Alter    zweckmäßigerweise 


1)  Die  Grundzahlen  bringt  Bd.  II  S.  2  .Spalte  11  und  4  fiir  die  männlichen, 
Bd.  IV  S.  2  Spalte  11  und  4  für  die  weiblichen  Pllichlversicherten.  Ein  Vergleich 
zeigt,   daß    die  Grundzahlen    der    weiblichen   Versicherten   verhältnismäßig  klein  sind. 

2)  Vgl.   Rd.   II   S.    3   Spalte   24  und    Hd.   IV   S.    3   Spalte   24. 


Einfiihriing  der  BeilragsdifFerenzierung  bei  der  üfi'cntl.    Kraiikenversiclieruiig.        gj 


unterbleibt.  Es  soll  nicht,  wie  bei  korrekter  Anwendung  der 
Altersdifferenzierung,  eine  stetige  Steigerung  der  Beitrags- 
sätze innerhalb  der  Geschlechter  von  Jahr  zu  Jahr  oder  von  Al- 
tersstufe zu  Altersstufe  entsprechend  der  steigenden  Krankheits- 
fälligkeit (oben  Spalte  2  und  3)  stattfinden '),  vielmehr  soll  nur 
nach  den  in  bestimmte  n  A 1 1  e  r  s  s  t  u  f  e  n  aus  G  e  s  c  h  1  e  c  li  t  s- 
eigenschaften  resultierenden  Gefahrengrößen  von  (jcschlecht 
zu  Geschlecht  differenziert  werden. 

Die  Forderung  solcher  Differenzierung  rechtfertigt  sich  auch 
aus  einem  anderen  Gesichtspunkt.  Den  Frauen  wird  neben  der 
Krankenunterstützung  noch  obligatorisch  die  Wöchnerinnenunter- 
stützung, fakultativ  die  Schwangerschaftsunterstützung  gewährt; 
KVG.  §  20  Abs.  1  Ziff.  2;  §  21  Abs.  i  Ziff.  4;  RVO.  §§  210, 
212,  nach  §  213  ev.  auch  Stillgeld.  Dieser  ausschließlich  zu- 
gunsten der  weiblichen  Versicherten  erfolgenden  Mehrbelastung 
des  Versicherungsträgers  steht  bis  jetzt  und  auch  nach  der  RVO. 
keine  entsprechende  Beitragserhöhung  gegenüber,  lieber  die 
Zahl  der  Wochenbetten,  die  bekanntlich  als  Krankheitszeit  nicht 
angesehen  werden,  gibt  folgende  Zusammenstellung  Aufschluß  ^) : 

Es  wurden  festgestellt  : 


Ein  Jahr  unter  Beob- 

Darunter  Wochenbetten 

Im    gebährfähigen 

achtung  gewesene  ver- 
sicherungspflichtige 

Wochenbetten 
überhaupt 

Alter 

Personen 

ohne  Krank- 
heit 

mit  Krank- 
heit 

15—54 

250923 

10752 

7718 

3034 

darunter 

15-19 

S2  405 

1043 

764 

279 

20 — 24 

81  99S 

4784 

3505 

I  279 

25  —  29 

37613 

2682 

I  904 

778 

30  —  34 

18563 

I  238 

855 

283 

35—39 

"853 

716 

498 

218 

40—44 

8399 

261 

178 

83 

45  —49 

5942 

25 

12 

13 

50—54 

4  150 

3 

2 

I 

Auch  hier  sind  es  die  Altersklassen  20 — 44,  die  vorwiegend 
die  besondere  Mehrbelastung  der  Klasse  herbeiführen,  der  eine 
entsprechende  Beitragsbemessung  entgegengesetzt  w'erden    sollte. 

Die  Befürchtung,  daß  durch  solche  Geschlechtsdifferenzierung 


1)  In    dieser   Weise  würde  die  private  Krankenversicherung  zu  verfahren   haben; 
die  Unterlagen  hierzu  (Morbiditätstafel)  bietet  Bd.  I  a.  a.  O.  S.  41. 

2)  Bd.  V  S.   256. 
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den  weiblichen  Versicherungspflichtigen  der  Arbeitsmarkt  er- 
schwert werden  könnte,  kann  nicht  Platz  greifen,  da  es  sich  bei 
den  höher  zu  prämiierenden  Altersklassen  (20 — 49)  um  solche 
handelt,  deren  Angehörige  auf  dem  Arbeitsmarkt  unentbehrlich  sind. 

Es  erübrigt  noch  auf  die  Differenzierung  nach  der  V  e  r- 
s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  r  t  einzugehen.  Die  amtliche  Statistik  faßt  bei 
der  Scheidung  zwischen  versicherungspflichtigen  und  freiwilligen 
(versicherungsberechtigten)  Mitgliedern  unter  letzteren  sowohl  die 
Fälle  der  Erstversicherung  ^)  wie  der  Weiterversicherung ''')  zusam- 
men. Eine  Differenzierung  nach  der  Versicherungsart  auf  Grund 
der  amtlichen  Unterlagen  muß  daher  von  einer  Unterscheidung 
zwischen  erstversicherten  uud  weiterversicherten  freiwilligen  Mitglie- 
dern absehen  ^)  und  sich  lediglich  mit  der  Trennung  in  Pflicht- 
versicherte und  Versicherungsberechtigte  schlechthin  begnügen. 
Einen  Vergleich  der  beiden  Versicherungsarten  ohne  Berücksich- 
tigung der  Berufszugehörigkeit,  des  Alters  und  Geschlechts  bieten 
die  Spalten  c  der  folgenden  Tabelle.     (S.  Tabelle  IX  S.  93.) 

Als  Gefahrenziffern  der  beiden  Gefahrenklassen  ergeben  sich: 
(S.  Tabelle  X  S.  93.) 

Es  muß  auff'allen,  daß  die  freiwillig  Versicherten  hiernach 
eine  dreifach  höhere  Gefahr  aufweisen  wie  die  Pflichtversicherten. 
Der  Gedanke,  daß  diese  lu'scheinung  auf  eine  ungenügende  Größe 
der  Grundzahlen  zurückzuführen  ist,  darf  ohne  weiteres  abgewie- 
sen werden,  da  die  Grundzahlen  eine  ausreichende  Höhe  haben. 
Sie  betragen  in  den  Hauptzahlen:    (S.  Tabelle  XI  S.  93.) 

Der  Grund  ist  vielmehr  in  der  Selbstauslese  der  Versiche- 
rungsberechtigten zu  suchen,  die  dazu  führt,  daß  in  der  überwie- 
genden Zahl  der  Fälle  von  der  Versicherungsberechtigung  nur 
Gebrauch  gemacht  wird,  wenn  mit  dem  Eintritt  eines  von  der 
Krankenversicherung  gedeckten  Versicherungsfalls  gerechnet  wird. 
Unter  allen  Versicherungsberechtigten  sind  es  also  vor  allem  die 
kränklichen,  die  für  die  Versicherungsberechtigung  praktisch  in 
Betracht  kommen,  unter  den  weiblichen  Versicherungsberechtigten 
weiterhin  diejenigen,   die  in  der  Schwangerschaft  stehen    oder  sie 


1)  KVG.   §  4  Abs.  2,  §  19  Abs.  3,  §    26  a  Abs.   2  Ziff.   5. 

2)  KVG.  §§   II,  27. 

3)  Für  die  Beurteilung  der  Selbstauslese  und  ihrer  versicherungstechnischen 
Folgerungen  wäre  die  getrennte  Ermittelung  von  Wert  gewesen.  Zu  berücksichtigen 
ist  allerdings,  daß  das  hier  zur  Verfügung  stehende  Personenmaterial  ausreichend 
hohe   Grundzahlen   z.   T.   nicht  geliefert   haben   würde. 
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Tabelle'  IX. 


Versicherungs- 

Freiwillige 

Versicherungsart  ') 

pflichtig 

Versicherte 

Krankheitsfälle 

männlich 

39.6 

78,5 

weiblich 

41,8 

66,9 

zusammen 

40,04 

7394 

Krankheitstage 

männlich 

854.9 

2860,2 

weiblich 

1030,3 

2439.0 

zusammen 

892,5 

2693.9 

i  männlich 

7.65 

32.58 

Todesfälle           | 

weiblich 

5.32 

15.76 

y  zusammen 

7,15 

25.94 

männlich 

13  W. 

4.44 

10,46 

> 

26  NV. 

1.38 

5.46 

» 

34  W. 

1,48 

12,47 

weiblich 

13  W. 

2,81 

2,77 

Aussteuerungsfälle 

» 

26  W. 

1,23 

2.42 

» 

34  W. 

1,48 

5.43 

zusammen 

13  W. 

4.09 

7.43 

» 

26  W. 

1.35 

4,26 

» 

34  W. 

1,48 

0,69 

männlich 

über    13   W. 

1.98 

2,40 

» 

tödlich 

0,25 

0,07 

Betriebsunfälle 

weiblich 

über    13   W. 

0,33 

0,18 

« 

tödlich 

0,01 

0,04 

zusammen 

über   13  W. 

1,62 

1,52 

» 

tödlich 

0,20 

0,06 

Tabelle  X. 


Gefahrenklasse 

Hauptgefahren-         Korrekturziffer        ^esamtgefahren- 
Ziffer                                                              Ziffer 

Versicherungspflichtige 

18 

1                 18 

Freiwillige  Versicherte 

54 

+   0,5                         54.5 

Tabelle  XI. 


männlich 


weiblich 


zusammen 


Personenzahl 
Krankheitsfälle 
Krankheitstage 
Todesfälle 


43771 

34  370 

I  251  936 

I  426 


28549 

19  105 

696  300 

450 


72  320 

53  475 

I  948  236 

I  876 


erwarten  -).    Letztere   Annahme  wird  be.stätigt,  wenn  man  die  Be- 
setzung der  Altersklassen  vergleicht. 

1)  Die  Verhältnisziffern    beziehen  sich    auf    die   gleichen   Personenmassen   wie  in 
den  Tabellen  I — IV. 

2)  Daß    die    außereheliche  Schwangerschaft    in    diesen  Kreisen    eine    eihebliche 
Verbreitung  hat,   ist  bekannt. 
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Dr.  Gerhard  Wörner: 
Tabelle  XII. 


Altersklasse 

männlich 

weiblich 

Jahre 

...                0/    der 
Anzahl            „  '"     ^,    .^ 
Gesamtheit 

Anzahl 

%  der 
Gesamtheit 

unter  15 
15—19 
20—24 
25  —  29 
30—34 
35—39 
40—44 

45—49 
50—54 
55-59 
60 — 64 
65—69 
70—74 
75  und   darüber 

49 

977 

1448 

4  575 
6494 
6805 
6  269 

5  008 
3817 
3018 
2  142 

I  577 

I  022 

570 

0,1 

2,2 

3,3 

10,5 

14,8 

15,6 

14,3 

11,5 

8,7 

6,9 

4,9 

3,6 

2,3 

1,3 

42 

2497 

5408 

4  669 

3376 

2976 

2678 

2425 

I  720 

I  232 

765 

452 

199 

I  IG 

0,1 

8,8 

18,9 

16,4 

11,8 

10,4 

9.4 

8,5 

6,0 

4.3 

2,7 

1,6 
0,7 
0,4 

Summa 

43771 

ICD 

28  549 

100 

Aber  auch  für  die  andere  Annahme,  wonach  hauptsächUch 
KränkUchkeit  den  Auslesegrund  bildet,  bietet  die  amtliche  Statistik 
den  Beweis.  Man  vergleiche  hiezu  nur  die  prozentuale  Krank- 
heitstagezahl der  Pflichtversicherten  und  der  freiwillig  Ver- 
sicherten in  den  einzelnen  Altersklassen. 

Tabelle  XIII. 


Auf 

100  beobachtete 

Personen  entfieJ 

en   Krankheitstaj 

^e  : 

Altersklasse 
Jahre 

Männliche 

Pflicht- 
versicherte 

Männliche 
freiwillige 
Versicherte 

Weibliche 

Pflicht- 
versicherte 

Weibliche 
freiwillige 
Versicherte 

unter    i  5 

595 

I  639 

533 

I  498 

15—19 

617 

2837 

754 

2375 

20 — 24 

657 

4233 

955 

2389 

25—29 

708 

2353 

I  205 

2367 

30—34 

814 

2  115 

I  395 

2  627 

35—39 

941 

2294 

1465 

2453 

40—44 

I  088 

2  498 

I  453 

2323 

45—49 

I  243 

2893 

I  496 

2  027 

50-54 

I  456 

3  142 

I  490 

2334 

55—59 

1  705 

3642 

I  486 

2668 

60 — 64 

2  069 

4  149 

I  632 

3  155 

65—69 

2  760     • 

4358 

2373 

3  «53 

70-74 

3456 

4517 

2531 

3  595 

75  und 

darüber 

4043 

4  560 

2  512 

4  575 

Nach  alledem  ist  die  Forderung,  auch    eine  Beitragsdifferen- 
zieruno-  zwischen  Pflichtversicherten  und  Versicherungsberechtisten 
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durchzuführen,  wohl  begründet.  Ob  man  .sie  mit  der  Differen- 
zierung nach  Berufsgruppen  oder  Geschlecht  verbindet,  hängt 
wesentlich  von  den  statistischen  Unterlagen  ab,  die  man  hierzu 
zur  Verfügung  hat;  die  amtliche  Statistik  bietet  solche  bezüglich 
der  Berufsgruppen  nicht  in  ausreichendem  Alaße. 

Dem  Krankenversicherungstechniker  würde  sich  durch  das 
amtliche  Werk  auch  noch  die  Möglichkeit  bieten,  eine  Differen- 
zierung nach  Krankheitsveranlagung,  und  speziell  nach  solcher  für 
Gewerbekrankheiten  vorzunehmen.  Darauf  soll  hier  nicht  einge- 
gangen werden;  es  kann  genügen,  wenn  in  dem  g  414  Abs.  I 
RV' O.  neben  der  Differenzierung  nach  Erwerbszweigen  und  Berufs- 
arten auch  diejenige  nach  Geschlecht  und  Versicherungsart  als 
zulässig  erklärt  wird.  Nur  für  die  Begründung  dieser  T^orderung 
sollten  die  vorgehenden  Ausführungen  einen  Beitrag  liefern. 
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DAS  ARGENTINISCHE  BANKWESEN. 

Von 

FRITZ  SCHMIDT. 

Das  Bankwesen  Argentiniens  ist  in  seiner  heutigen  Gestalt 
erst  das  Produkt  der  letzten  Jahrzehnte.  Es  hat  eine  schnelle 
Entwicklung  hinter  sich,  aber  die  Verhältnisse  sind  noch  keines- 
wegs vollkommen  geklärt.  Besonders  ist  hervorzuheben,  daß  die 
Zusammenfassung  der  einzelnen  Banken  in  ein  großes  einheitliches 
System  noch  fehlt. 

Immerhin  sind  die  ersten  Anfänge  zu  einer  staatlichen  Be- 
einflussung des  inneren  Geldmarktes  durch  die  Gründung  von 
Staats-  und  Provinzialbanken  gemacht.  Die  letzteren  sind  ab- 
hängig von  den  ziemlich  selbständigen  Provinzialregierungen  des 
Landes ;  doch  ist  ihre  Bedeutung  nur  eine  lokale.  Ausgenommen 
ist  der  Banco  de  la  Provincia  de  Buenos  Aires,  der  durch  seinen 
Sitz  und  durch  die  Bedeutung  der  von  ihm  repräsentierten  Pro- 
vinz in  die  Reihe  der  Großbanken  getreten  ist.  Als  Repräsen- 
tantin der  Bundesregierung  fungiert  die  Staatsbank  Argentiniens, 
der  Banco  de  la  Nacion  Argentina  mit  mehr  als  loo  über  das 
ganze  Land  verbreiteten  Filialen.  Da  diese  Bank  neben  einigen 
Eigentümlichkeiten  alle  Merkmale  der  anderen  Großbanken  auf- 
weist, und  da  sie  in  ihren  Bilanzen  am  meisten  in  Details  ein- 
geht, so  soll  sie  zunächst  besprochen  werden.  Zur  Einführung 
folgt  die  Bilanz  vom  31.  Dezember  1909:  (Aufstellung  i  s.  S.  97. j 

Der  erste  Aktivposten  Korrespondenten  im  Ausland«  mit 
$  13570524,73  Gold  ist  die  Folge  von  Rimessen,  welche  die 
Bank  an  ihre  ausländischen,  besonders  überseeischen  Korrespon- 
denten gemacht  hat,  in  der  Absicht,  dagegen  später  Tratten  zu 
zu  ziehen,  die  sie  in  Buenos  Aires  an  alle  die  verkauft,  welche 
nach  dem  Ausland  Gelder  übermitteln  wollen.  Aus  den  Monats- 
bilanzen geht  hervor,  daß  dieser  Posten  sehr  schwankend  ist. 
Während  der  wirtschaftlichen  Hochflut,  der  Erntezeit,  mit  gün- 
stigen Wechselkursen  für  Rimessen  nach  Europa,  schwillt    er   an 


Das  argentinische  Bankwesen. 
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Aufbtelliin"    I. 


Aktiva. 

% 

1 

Peso  Gold. 

% 

Peso  Papier. 

Korrespondenten  im  Ausland 

26,- 

13570524 

73 

1 



. 

Vorschüsse    im  Kontokorrent 

u.  It,  besonderer  Vereinbg. 

sowie  Kautionen 

2.5 

I  255769 

56 

9.— 

41  578335 

36 

Akzeptierte  Wechsel 

— 

— 

— 

o,S 

2  374216 

35 

Verfallene  Außenstände 

— 

— 

— 

— 

286774 

70 

Wechsel  im  Portefeuille 

1.5 

770279 

77 

55.6 

252876752 

21 

Säumige  Schuldner 

— 

4763 

64 

0,4 

I  682  785 

52 

Staatspapiere  u.  Hypotheken- 

pfandbriefe 

4.— 

I  937  650 

— 

0.3 

I  283  792 

— 

Immobilien 

— 

— 

.3.3 

15  116  421 

20 

Möbel  und  Utensilien 

— 

— 

— 

0.3 

I  321  801 

40 

Konversionskonto 

— 

— 

—  i 

5.3 

24  214  808 

49 

Transitorische  Zinsen 

— 

— 

— 

— 

7  593 

62 

Kassabestand 

66,— 

34878806 

34 

25,3 

115  005  870 

78 

100,—        52  417  794  i  04  jlioo,—     455  749  151   !  63 


Passiva. 


% 


Peso  Gold. 


% 


Peso  Papier. 


Kapital 

Reserven 

Konversionsfonds 

Konversionskonto 

Depositen   auf  Sicht  und  auf 

Termin 
Gerichtliche  Depositen 
Transitorische  Zinsen 
Transitorische  Diskontzinsen 
Filialen       und      schwebende 

Geschäfte 


15.5 
54.4 
20,3  ! 

7.-li 
2,8  1 


8  151  376 
28  500  000 
10654515 

3  602  704 

I  487  225 

5097 

9  124 

7  749 


08 

24.9 

74 

—     , 

56 
98 

65.- 
8,5 

57 
52 

0,6 

59 

1 

113  422  656 


296  298  824 

38728997 

2  872  700 
4425972 


68 


55 
36 

70 
34 


100,—  i;     52  417  794  j  04  !  100,—  li  455  749  151      63 
und  in  dem  geschäftlich  stillen  Winter    sinkt  er  manchmal   unter 
Null ;  d.  h.    er  wird  zum  Passivum  ;    die  Bank  schuldet  zeitweise 
an  ihre  Korrespondenten. 

Die  »Vorschüsse  im  Kontokorrent«  sind  durch  Sicherheiten 
gedeckt,  aber  leicht  eintreibbar  sind  sie  kaum,  besonders  auch 
deswegen  nicht,  weil  derartige  Kredite  immer  für  gewisse  Zeit- 
räume, meist  3  Monate  erteilt  werden  und  dabei  oft  noch  unter 
dem  stillen  Vorbehalt,  daß  sie  nach  Ablauf  dieses  Termins  zu 
erneuern  sind.  Diese  Art  von  Darlehen  wird  von  der  Bank  erst 
seit  wenigen  Jahren  gepflegt. 

Die  beiden  nächsten  Posten  repräsentieren  Außenstände,  die 
man  aus  technischen  Gründen  besonders  aufführt.  Der  folgende 
Aktivposten  ist  der  wichtigste  der  ganzen  Bilanz,  die  im  Porte- 
feuille   der    Bank   befindlichen,    direkt    vom  Kaufmann   oder  Ge- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     1.  V 
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Fritz  Schmidt : 


werbetreibenden  diskontierten  Wechsel.  Die  Entwicklung  der 
Wechselbestände  war  in  den  letzten  Jahren,  wie  bei  allen  argen- 
tinischen Banken,  eine  sehr  lebhafte ;  sie  betrugen  Ende  ; 

1904  $    96435531,47  Papier      1906   $        151870292,44  Papier 

1905  »    134575131,61    »        1907    »    187529787,62 
1908    .   215472672,39    »        1909   »   254524287,29 

Im  Jahre  1909  wurden  für  rund  179  Millionen  durch  die 
Zentrale  von  Buenos  Aires  und  für  rund  305  Millionen  durch  die 
Provinzialfilialen  diskontiert. 

Geordnet  nach  den  Berufen  der  Einlieferer  dieser  Wechsel 
verteilen  sich  die  letzten  Beträge  wie  folgt  : 

Aufstellung  II. 

Diskontiert  von  in  Buenos-Aires                  bei  Filialen  Insgesamt 

Landwirten  $  1755700, —  44465243,66  46220943,66 

Industriellen  »  6556750, —  32604420, —  39  161  170, — 

Großgrundbesitzern  »  34  I18  100, —  95  761  485,66  129  879  585,66 

Kaufleuten  »  73629541,80                  100571283,07  174200824,87 

Anderen  »  62920437,33  31647079,39  94567516,72 

Peso  Papier         $   178980529,13  305049511,78  484030040,91 

Die  Diskontierungsbedingungen  der  Banken  schwanken  sehr, 
je  nachdem  sie  Geldüberfluß  oder  Geldmangel  haben.  Gewöhn- 
lich diskontieren  sie  Wechsel  mit  höchstens  6  Monaten  Laufzeit  und 
begnügen  sich  mit  der  Unterschrift  des  Akzeptanten  und  des  Aus- 
stellers.    Der  Wechseldiskont  beträgt  zwischen  4V2  und  8%. 

Die  Statistik  des  Außenhandels  Argentiniens  zeigt,  daß  in 
den  Jahren  1902 — 1908  Ueberschüsse  des  Exports  über  den  Im- 
port von  76,4,  89,8,  76,9,  117,7,  22,3,  10,3  und  9,3  Millionen  Peso 
Gold  erzielt  wurden.  Das  bedeutet  Goldfülle  bis  zum  Jahre  1905 
und  dann  ein  langsames  Knappwerden  der  Geldmittel,  das  auch 
auf  den  Diskontsatz  Einfluß  hat.  Die  diskontierten  Wechsel  sind, 
wie  schon  aus  der  Zusammenstellung  ihrer  Einlieferer  hervorgeht, 
nur  zum  kleineren  Teile  Kundenwechsel.  Gerade  der  Banco  de 
la  Nacion  diskontiert  in  großem  Maßstabe  Solawechsel  von  kre- 
ditwürdigen Firmen  oder  auch  von  Privatleuten.  Derartige  Wechsel 
werden  meist  vierteljährlich  erneuert  unter  jedesmaliger  Tilgung 
von   10 — 50%   ihres  Betrages. 

Der  folgende  Aktivposten  »Verfallene  Außenstände«  umfaßt 
die  ihrer  Erledigung  harrenden  Konkurse  und  Moratorien,  und 
das  Konto  »Immobilien«  repräsentiert  die  zum  Geschäftsbetriebe 
notwendigen  Lokale.  Unter  »Möbel  und  Utensilien <-  ist  die  Aus- 
stattung   dieser    Lokale    verbucht.     Das    Konto    »Conversion«    ist 
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weiter  nichts  als  eine  Wechselkasse.  Im  Verzeichnis  der  Passiva 
steht  als  Gegenposten  für  die  24,2  Millionen  Peso  Papier  der  Re- 
trag von  10,6  Millionen  Peso  Gold.  Umgerechnet  zum  fixierten 
Kurse  von  2,27  oder  0,44  müssen  die  Goldpeso  bis  auf  kleine 
Abrundungsdifferenzen  den  Papierpeso  entsprechen. 

Als  letzter  Aktivposten  kommt  der  Kassenbestand  mit  34,9 
bez.  115  Millionen  Peso,  gleich  66  bez.  25,3%  aller  Aktiva. 
Dabei  ist  zu  beachten,  daß  diese  wie  auch  andere  Prozentsätze 
noch  höher  wären,  wenn  das  nur  der  Verrechnung  dienende 
Konversionskonto  weggelassen  würde.  Dieser  hohe  Kassenbestand, 
der,  nebenbei  gesagt,  in  den  flauen  Monaten,  Juli  bis  Oktober, 
noch  wesentlich  höher  ist,  bildet  eine  recht  hinderliche  Bürde  für 
die  Bank;  hat  sie  doch  mehr  als  den  Betrag  ihres  gesamten  Ka- 
pitals und  aller  Reserven  nutzlos,  einzig  für  den  P'all  eines  viel- 
leicht nie  eintretenden  Run,  in  ihren  Kassen  lagern. 

Die  beiden  ersten  Passivposten,  Kapital  und  Reserven 
der  Bank  betragen  zusammen  15,5  bez.  24,9%  aller  Passiva. 
Das  Kapital  wurde  beschafft  durch  Anleihen  des  Staates,  und  die 
Reserven  erwuchsen  aus  der  statutengemäßen  Ueberweisung  von 
50%  der  Reingewinne,  deren  andere  Hälfte  jetzt  dem  Grund- 
kapital zugeschrieben  wird. 

Der  hierauf  folgende  Posten  ist  der  »Konversionsfonds«, 
welcher  bestimmt  ist,  früher  ungedeckt  ausgegebenes  Papiergeld 
zu  garantieren.  Er  wird  vielleicht  in  seiner  jetzigen  Anlageform 
seiner  Aufgabe  nicht  ganz  gerecht,  denn  wie  kann  er  Banknoten 
sofort  einlösen  helfen,  wenn  er  unter  den  Aktiva  einer  Großbank 
in  mancherlei  Form  verteilt  ist?  Das  dann  folgende  »Konversions- 
konto« wurde  schon  erwähnt  und  es  folgen  die  bedeutensten 
Passivposten,  die  > Depositen  auf  Sicht  und  auf  Termin«  sowie  die 
»gerichtlichen  Depositen«.  Die  ersteren  betragen  7  bez.  65% 
und  die  letzteren  2,8  bez.  8,5%,  zusammen  also  9,8  bez.  73,5% 
der  Passiva.  Sie  sind  die  wichtigste  P"orm  der  Her- 
anziehung fremder  Geldmittel  für  die  Bank. 

Ueber  die  Verteilung  der  erstgenannten  Depositen  in  bezug 
auf  ihre  Fälligkeit  sagt  der  Geschäftsbericht  für  1909,  daß  sie 
sich  zusammensetzen  aus; 

Aufstellung  III. 

Täglich  fälligen                 jj     Gold     3234566,47  $     Papier  154580112,90 

solchen   mit  Kündigung      »          y            367  893,43  -.>          v  32  362  866,44 

und  aus  Spareinlagen        •->          »                    244,66  ■>  109  355  845,21 

Insgesamt                    §     Gold     3  602  704,56  S     Papier  296  29S  824,55 

y  * 
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Davon    waren 
Einlagen  des  Staates  und 

öffentlicher  Kassen       $     Gold         349166,62  $     Papier       49076647,36 

Einlagen  Privater  »         »         3253537,94  »  »  247222177,19 

Der  den  Deponenten  gezahlte  Zins  ist  gering.  Anfang  1908 
zahlte  man  für  Kontokorrenteinlagen,  also  Einlagen,  die  täglich 
fällig  sind,  überhaupt  keine  Vergütung.  Auf  Einlagen  mit  30- 
tägiger  Kündigung  wurden  l^aVoi  auf  solche  mit  öotägiger  Kün- 
digung 2V2%,  auf  solche  mit  gotägiger  Kündigung  3V2%  und 
bei  6  monatiger  Kündigung  40,0  gezahlt.  Auf  Spareinlagen  bis 
zu  je   10 000   Peso  Papier  zahlte  man  4^1  q. 

Da  nun  die  Einlage  im  Kontokorrent  die  seitens  der  argen- 
tinischen Handelshäuser  fast  ausschließlich  benutzte  Art  von  De- 
positen ist,  so  hat  die  Bank  auf  einen  sehr  großen  Teil  der  Ein- 
lagen fast  keine  Zinsen  zu  zahlen,  und  da  sie  ihrerseits,  wenigstens 
im  Jahre  1908  und  noch  mehr  im  Jahre  1907  recht  hohe  Zinsen 
(7  und  8%)  beim  Wechseldiskont  beanspruchte,  so  verbleibt 
ihr  in  solchen  Fällen  eine  Marge  von  7  oder  S^Jq,  deren  Summe 
allerdings  durch  brachliegende  Kassenbestände  reduziert  wird. 
Vermindert  wird  sie  auch  dadurch,  daß  die  Banken,  wie  schon 
erwähnt,  auf  Einlagen  mit  Kündigungsfristen  Zinsen  von  i— 4% 
zahlen,  ja  bei  einigen  Banken  geht  diese  Staffel  bis  zu  festen 
Einlagen  auf  4  Jahre,  worauf  dann  6  %  Zinsen  vergütet  werden. 
Derartig  langfristige  und  hochverzinste  Einlagen,  welche  der  Banco 
de  la  Nacion  nicht  aufweist,  können  natürlich  nur  nutzbringend 
angelegt  werden  in  langfristigen  Darlehen  (meistens  Hypotheken) 
mit  noch  höherem  Zinsfuß. 

Die  als  »gerichtlich«  bezeichneten  Depositen  repräsentieren 
Gelder,  welche  aus  Prozessen,  besonders  aus  Bankerotten  her- 
rühren und  zur  Verfügung  des  Richters  bei  der  Staats- 
bank oder  Provinzialbank  eingezahlt  werden.  Die  Trägheit  der 
Justiz  und  ihrer  Diener  verschafft  hier  der  Bank  unverzinste  De- 
positen von  beträchtlicher  Höhe,  bei  denen  sie  zudem  sicher  sein 
kann,  daß  dieselben  nur  ganz  allmählich  im  Laufe  von  3 — 4 
Jahren  zurückgezogen  werden.  Die  Zinsen  aus  der  Anlage  dieser 
Kapitalien  sind  ein  Privilegium  der  Staatsbank,  ein  Geschenk  der 
Regierung  an  sich  selbst,  das  die  anderen  Großbanken  nicht  er- 
halten und  dessen  Fehlen  diese  durch  Gewinne  aus  anderen 
Quellen  ausgleichen  müssen. 

Die  Höhe  der  Depositen  einschließlich  der  gerichtlichen  war 
nach  Angabe  der  Bank: 
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Aufstellung  IV. 

m   Jalire  1900 

Peso 

Gold 

6  900000, — 

Peso 

Papier 

94  800  000, — 

1901 

» 

8  400  000, — 

=> 

^ 

92  300  000, — 

1902 

> 

I  600  000, — 

» 

^> 

92  600  000, — 

1903 

I 

I  700  000, — 

» 

» 

123  700  000, — 

1904 

» 

I  250  000, — 

» 

> 

140  000  000, — 

1905 

» 

2  703  000, — 

> 

» 

145  910000, — 

1906 

» 

I  788  000, — 

» 

» 

167  989  000, — 

1907 

» 

» 

4  510  000, — 

» 

> 

192  569  000, — 

1908 

» 

» 

5  290  593 — 

» 

» 

234  176  861,— 

1909 

» 

^ 

5089930  — 

> 

» 

335  027  822, — 

Die  letzten  drei  Posten  der  Pas.sivseite  sind  Abschlußkonten 
von  minderer  Bedeutung. 

Nachdem  die  Bilanz  besprochen  wurde,  verbleibt  nunmehr 
festzustellen,  aus  welchen  Quellen  die  Gewinne  der  Bank  fließen. 
Nachfolgend  wird  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  für  1909  ge- 
geben, in  der  die  in  Gold  geführten  Konten  von  den  in  Papier 
geführten  geschieden  sind. 


Aus 


Gewinn. 

Kommissionen 

Diskontzinsen 

Zinsen 

Kursgewinnen 

Total  $  Gold 


Aufstellung  V. 
$  Gold. 


2  670,43 

55  087,03 

146  666,35 

404  990,32 

609414,13 


Aus  Kommissionen 

»     Diskontzinsen 

»     Immobilien 
Vorstehende  Gewinne  in 

Goldpeso  gleich 
Gesamtgewinn  in   Peso 

Papier 


$  Papier. 
I  181  500,66 
16  117  250,48 
709ii>33 

I  3850.^2,11 
18  754694,58 


Verlust.  $  Papier. 

Generalunkosten  5  896  027,57 

Gerichtsunkosten  79  574>5i 

Zinsen  3  295  934,39 

Mobilien  und  Utensilien  20  0/^  Abschreibung  329  384,87 

Säumige  Schuldner-Abschreibung  i  750  028,54 

Kassenmanko  etc.  12  218,68 

Gewinn  7  39'  526,02 

Total  Peso  Papier  18  754  694,58 

Unter  den  Gewinnen  in  Goldpeso  verdient  besondere  Er- 
wähnung der  aus  Kursgewinnen,  welcher  fast  ausschließlich  das 
Resultat  des  Verkaufes  auf  Europa  gezogener  Tratten  ist.  Unter 
denen  in  Papierpeso  ist  der  wichtigste  der  aus  Diskontzinsen  her- 
rührende. j\Iit  über  16,1  Millionen  Peso  bildet  er  rund  85^0  aller 
Gewinne.  Da  Ende  1909  für  ungefähr  255  Millionen  Wechsel  im 
Portefeuille  und  44  Millionen  Kontokorrentaußenstände  vorhanden 
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waren,  so  ergibt  das  einen  Durchschnittszinsfuß  von  rund  5,4^/0- 
Dieser  Prozentsatz  erhöht  sich  noch,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  der  Dezember  relativ  hohe  Außenstände  zeigt,  sowie  daß 
diese  von  Jahr  zu  Jahr  beträchtUch  zunehmen;  so  weist  jeder 
neue  Dezember  höhere  Beträge  auf  als  der  vorjährige,  weshalb 
natürlich  der  Jahresdurchschnitt  niedriger  ist  als  der  Be- 
stand am  Jahresende. 

Aus  Kommissionen  fließt  nur  ein  relativ  geringer  Teil  des 
Gewinnes.  Die  Erklärung  dafür  bietet  der  Zustand  des  argen- 
tinischen Effektenmarktes,  der  an  sich  nicht  sehr  bedeutend  ist, 
Argentinien  braucht  immer  Geld,  hat  aber  nur  wenig  anzulegen, 
und  weiter  der  Umstand,  daß  die  Effektenkäufe  und  -verkaufe 
meist  ohne  Hilfe  der  Banken  durch  Makler  vermittelt  werden. 

Unter  den  Ausgaben  figurieren  an  erster  Stelle  die  General- 
unkosten. Von  Bedeutung  ist  auch  der  Betrag  unter  Zinsen  mit 
$  3  295  934,39  Papier,  welcher  für  die  bei  der  Bank  deponierten 
fremden  Gelder  gezahlt  wird.  Ende  1909  betrugen  die  Depositen 
insgesamt  rund  347  Millionen  Peso  Papier.  Die  gesamten  ge- 
zahlten Zinsen  entsprechen  also  nicht  ganz   i  °/q  dieses    Betrages. 

Die  folgenden  Posten  sind  Abschreibungen  verschiedener  Art 
und  schließlich  verbleibt  ein  Gewinn  von  7,4  Mill.  Peso  Papier. 
Dieser  Gewinn,  so  ansehnlich  er  an  sich  ist,  bildet  doch  nur 
6,5°/q  des  Kapitals,  und  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  gerade 
der  Banco  de  la  Nacion  durch  recht  hohe  zinsfreie  Einlagen  vor 
anderen  Instituten  begünstigt  ist,  so  sollte  man  von  ihm  bessere 
Resultate  erwarten ;  denn  die  anderen  Großbanken  zahlen  fast  alle 
lO^/o  Dividende  und  mehr,  eine  sogar  2o''/q. 

Bei  der  Nationalbank  hat  dieses  Mißverhältnis  in  zwei  Um- 
ständen seinen  Grund.  Erstens  ist  ihr  eigenes  Kapital  im  Ver- 
hältnis zu  den  in  ihren  Händen  sich  vereinigenden  Mitteln  sehr 
hoch.  Es  beträgt  1909  einschließlich  der  Reserven  ungefähr 
132  Millionen  Peso  Papier.  Ein  zweiter  Grund  für  die  geringen 
Erfolge  ist  der  Umstand,  daß  die  Kassenbestände  1909  noch 
höher  als  das  Kapital  selbst  sind,  nämlich  rund 
194  Millionen  Peso  Papier. 

Bei  Untersuchung  der  Liquidität  der  Bank  sind  besonders 
die  täglich  fälligen  Verpflichtungen  mit  den  täglich  verfügbaren 
Mitteln  zu  vergleichen,  denn  den  befristeten  Einlagen  stehen  im 
gleichen  Tempo  realisierbare  Aktiva  in  genügender  Zahl  gegen- 
über, um  voraussichtlich  die  pünktliche  Rückzahlung  solcher  De- 
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positen  bei  Verfall  zu  bewirken.  Weiter  ist  zu  bemerken,  daß 
von  den  Depositen  die  gerichtlichen  nur  ganz  langsam  zurückge- 
zogen werden.  Von  den  Spareinlagen,  welche  nur  bis  zu  10  000 
Peso  Papier  für  jede  Person  betragen  dürfen,  sind  Rückzahlungen 
über  1000  Peso  einer  Kündigung  von  10  Tagen  unterworfen.  Man 
wird  kaum  zu  niedrig  greifen,  wenn  man  die  täglich  fälligen  Spar- 
einlagen mit  70  Millionen  Peso  einsetzt.  Dieser  Betrag,  vereinigt 
mit  den  162  Millionen  Depositen  auf  Sicht,  ergibt  232  Millionen 
Peso  Papier  täglich  fälliger  Gelder.  Diese  Summe  würde  weiter 
reduziert  werden,  wenn  man  alle  Sichtdepositen  des  Staates  (rund 
50  Mill.)  abzieht,  denn  dieser  wird  sich  naturgemäß  hüten,  seiner 
Bank  in  Krisenzeiten  durch  plötzliche  Zurückziehung  des  Gut- 
habens Schwierigkeiten  zu  bereiten. 

Den  täglich  zurückziehbaren  232  Millionen  Einlagen  stehen  zu- 
nächst die  Kassenbestände  mit  194  Millionen,  also  83,5%  des  Be- 
trages gegenüber.  Den  fehlenden  Rest  heranzuschaffen,  würden  die 
im  Laufe  der  Zeit  verfallenden  Wechsel  und  die  auf  die  Kontokor- 
rentdarlehen zurückgezahlten  Summen  dienen  müssen ;  auch  ist  an- 
zunehmen, daß  im  Falle  eines  Run  die  Auszahlung  von  194  Mil- 
lionen auf  eine  recht  beträchtliche  Zeit  ausgedehnt  werden  könnte. 

Nachdem  nunmehr  als  Einzelbeispiel  der  Banco  de  la  Nacion 
besprochen  ist,  soll  zu  einer  Zusammenfassung  der  wichtigsten 
Großbanken  Argentiniens  geschritten  werden  und  zwar  auf  der 
Basis  von  Aufstellungen,  die  erst  seit  einigen  Jahren  seitens  des 
argentinischen  Finanzministeriums  monatlich  herausgegeben  werden 
und  welche  wenigstens  die  wichtigsten  Daten  enthalten. 

Als  Beispiel  diene  die  Aufstellung  vom  31.  Januar  19 10:  (S, 
nächste  Seite.) 

Wie  aus  der  Aufstellung  ersichtlich  ist,  sind  die  Angaben  der 
einzelnen  Banken  nicht  alle  auf  den  gleichen  Tag  bezogen,  aber 
dieser  Umstand  beeinträchtigt  das  Resultat  kaum.  Die  Zusam- 
menstellung umfaßt  die  Angaben  von  20  der  wichtigsten  Banken 
Argentiniens,  und  wie  aus  ihr  zu  ersehen  ist,  sind  die  ausländischen 
Banken  der  Zahl  und  der  Bedeutung  nach  wichtiger  als  die  ar- 
gentinischen. 

Die  erste  Rubrik  enthält  die  Depositen  in  Gold  und  Papier. 
Für  sie  gilt  allgemein  dasselbe  wie  für  die  des  Banco  de  la  Na- 
cion, d.  h.  sie  sind  zum  größten  Teil  jederzeit  abhebbar;  man 
wird  80 — 90°/o  derselben    als   täglich  fällig  ansehen    müssen,    be- 
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sonders,  weil  die  anderen  Großbanken  mehr  wie  der  l-5anco  de  la 
Nacion  sich  dem  Verkehr  mit  Handelskreisen  widmen,  und  weil 
deswegen  deren  Kontokorrenteinlagen  noch  etwas  beweglicher 
sind  als  die  der  genannten  Bank.  Die  höchsten  Einlagen  weisen 
unter  ihnen  der  Banco  Espagnol  del  Rio  de  la  Plata,  der  Banco 
de  Londres  y  Rio  de  la  Plata,  der  Banco  de  la  Provincia  de 
Buenos  Aires  und  der  Banco  de  Italia  y  Rio  de  la  Plata  auf. 
Der  deutsche  Banco  Alemän  Transati äntio  folgt  erst  an  achter 
Stelle^  während  die  andere  deutsche  Bank,  der  Banco  Germänico 
de  la  America  del  Sud  nur  geringe  Summen  aufweist,  weil  er 
erst  kurze  Zeit  besteht  und  erst  im  Begriff  ist,  sich  einen  Kunden- 
kreis zu  schaffen. 

Die  nächste  Rubrik  umfaßt  die  Bestände  an  diskontierten 
Wechseln  und  sonstigen  Darlehen.  Die  Reihenfolge  der  ISankcn 
ist  hier  fast  die  gleiche  wie  bei  den  Depositen.  Dasselbe  ist  von 
der  nächsten  Rubrik^  der  für  die  Kassenbestände,  zu  sagen.  Es 
müssen  eben  im  Status  der  Banken  gewisse  Proportionen  zwischen 
den  einzelnen  Posten  aufrecht  erhalten  werden,  die  nach  beiden 
Seiten  nur  geringe  Abweichvmgen  gestatten.  Die  Kassenbestände 
in  Peso  Papier  sind  argentinisches  Papiergeld,  während  die  als 
Goldpeso  verzeichneten  Summen  sich  entweder  aus  argentinischen 
oder  fremden  Goldmünzen  zusammensetzen. 

In  der  letzten  Rubrik  finden  sich  Angaben  über  die  Kapita- 
lien der  Banken.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  für  die  ausländischen, 
w^elche  neben  ihren  argentinischen  Niederlassungen  noch  andere 
besitzen,  nur  der  Teil  ihres  Gesamtkapitals  angeführt  wird,  der 
tatsächlich  im  argentinischen  Geschäft  investiert  ist. 

In  erster  Linie  steht  auch  hier  der  Banco  de  la  Nacion  mit  1 13 
Millionen  Peso  Papier.  Dagegen  zeichnen  sich  die  ganz  Süd- 
amerika bearbeitenden  Banken,  wie  z.  B.  der  Banco  de  Londres 
y  Rio  de  la  Plata  und  der  Banco  Britanico  de  la  America  del 
Sud  durch  relativ  geringe  in  Argentinien  arbeitende  Eigenkapi- 
talien aus.  Während  die  Nationalbank  wenig  mehr  als  das  Dop- 
pelte ihres  Kapitals  an  Depositen  aufweist,  betragen  die  letzteren 
bei  dem  Banco  de  Londres  y  Rio  de  la  Plata  mehr  als  das  15- 
fache  desselben.  Es  leuchtet  ein,  daß  es  der  letzteren  Bank 
leichter  fällt,  auf  ihr  Kapital  gute  Gewinne  zu  erzielen  als  der 
Nationalbank. 

Bemerkt  sei  hier,  daß  den  Großbanken  ziemliche  Freiheiten 
in  der  Aufstellung  ihrer  Bilanzen  gelassen  werden.    So  gibt  z.  B. 
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der  Banco  Alemän  Transatläntico  nichts  als  den  Jahresabschluß 
für  die  Zentrale  Berlin,  der  den  argentinischen  Behörden  genügt. 
Diese  geringe  Kontrolle  hat  zur  Folge,  daß  das  Publikum  recht 
häufig  von  schwindelhatten  Unternehmungen  ausgebeutet  wird, 
wie  die  zahlreichen  in  Liquidation  befindlichen  Banken  beweisen. 
Man  bedient  sich  pomphafter  Prospekte  zur  Heranziehung  eines 
Kundenkreises  und  beutet  die  Spiel-  und  Gewinnsucht  des  Pu- 
blikums durch  die  Schaffung  in  die  Augen  springender  Haupt- 
treffer aus ;  ja  auch  das  alte  Spiel,  aus  den  neuen  Kapitalien  die 
Dividenden  zu  zahlen,  findet  nicht  selten  Anwendung.  Festzu- 
stellen ist  aber,  daß  sich  die  in  den  Aufstellungen  angeführten 
Banken  solcher  Mittel  nicht  bedienen. 

Die  Selbständigkeit  der  ausländischen  Banken  in  ihrer  Ge- 
schäftsführung hat  seinen  Grund  darin,  daß  Argentinien  als  auf- 
blühendes Land  darauf  angewiesen  ist,  fremde  Kapitalien  zur 
Investierung  heranzuziehen,  und  wie  könnte  man  dies  besser  tun 
als  durch  Begünstigung  der  Niederlassung  fremder  Bankinstitute. 
Diese  Auslandsbanken  haben  sich  in  der  Vergangenheit  viel  ver- 
trauenswürdiger erwiesen  als  die  meisten  einheimischen,  einschließ- 
lich der  verkrachten  früheren  Staatsbank,  des  Banco  Nacional. 
In  schweren  Krisen,  wo  unter  dem  Ansturm  der  Deponenten  sehr 
viele  der  einheimischen  Banken  ihre  Zahlungen  einstellen  mußten, 
gelang  es  fast  allen  Auslandsbanken,  ihren  Verpflichtungen  voll 
nachzukommen.  Im  Falle  des  Banco  Alemän  Transatläntico  w^äre 
es  zudem  eine  Ehrensache  für  deren  Gründer,  das  von  der  Deut- 
schen Bank  geleitete  Bankkonsortium,  für  die  Erhaltung  ihres 
Tochterinstitutes  einzutreten.  Dieses  je  fallen  zu  lassen,  würde 
selbst  den  Kredit  einer  »Deutschen  Bank«  schädigen.  (Aufstel- 
lung VII,   siehe  nächste  Seite.) 

Aus  der  vorstehenden  Zusammenstellung  ist  zu  entnehm.en, 
daß  die  Bewegung  der  einzelnen  Rubriken  mit  dem  Wirtschafts- 
jahr parallel  geht;  doch  macht  sich  auch  die  fortschreitende  Ent- 
wicklung des  argentinischen  Wirtschaftslebens  bemerkbar. 

Während  und  kurz  nach  der  Ernte  (Dezember  bis  März)  be- 
darf der  Verkehr  größerer  Geldmengen  zur  Bezahlung  all  der 
vielen  Beträge,  die  für  mannigfache  Arbeiten  und  Verkäufe  zu 
entrichten  sind,  darum  sind  in  den  Monaten  Januar  und  Februar 
die  Kassenbestände  am  niedrigsten,  während  gleichzeitig  das 
Wechselportefeuille    und    die    Kontokorrentdarlehen    anschwellen. 

In  den  folgenden  Monaten  findet  ein  erhebliches  Steigen  der 
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Kassenbestände  statt,  aber  auch  die  Außenstände  steigen  wieder, 
nachdem  sie  im  Juni  einen  Minimalstand  erreicht  hatten.  Die 
Ursache  dieser  Erscheinung  ist  darin  zu  suchen,  daß  die  guten 
Ernten  dem  Wirtschaftsleben  des  Landes  einen  Anreiz  zu  macht- 
vollerer Entwicklung  boten,  mit  dem  Resultat  der  Erweiterung 
von  Unternehmungen,  die  nach  schlechten  Ernten  eher  eine  Ein- 
schränkung ihrer  Geschäfte  hätten  vornehmen  müssen. 

Die  Spannung  zwischen  Maximum  und  Minimum  innerhalb 
der  Jahre  ist  für  Depositen  und  Außenstände  gering,  während  die 
Kassenbestände  etwas  höhere  Schwankungen  aufweisen.  Ihre 
geringe  Höhe  harmoniert  in  keiner  Weise  mit  den  sehr  lebhaften 
Schwankungen  des  Wirtschaftslebens,  das  im  jährlichen  Wechsel 
höchste  Flut  und  tiefste  Ebbe  zeigt;  vielmehr  muß  zur  Zeit  der 
Hochflut  einerseits  eine  Beschleunigung  des  Geldum- 
laufs helfend  eintreten,  während  andererseits  die  Abweisung 
vieler  wirtschaftlich  berechtigter  Darlehnsgesuche  einen  Ausweg 
bieten  muß.  Das  Ganze  beweist,  daß  es  dem  argentinischen 
Geld-  und  Kreditsystem  an  der  nötigen  Elastizität  mangelt ;  es 
fehlt  eine  Zentralbank. 

Obwohl  gerade  der  Banco  de  la  Nacion  besonders  dazu  ge- 
eignet wäre,  als  Staatsbank  den  Rediskont  von  Wechseln  und  die 
Notenausgabe  aufzunehmen,  so  ist  das  doch  nicht  der  Fall.  Es 
fehlt  nicht  an  Stimmen,  die  dies  fordern ;  aber  die  Schwierigkeit 
liegt  in  der  Organisation  des  Geldwesens  der  Republik.  Beim 
heutigen  Stand  der  Dinge  hat  der  Banco  de  la  Nacion  als  Geld- 
mittel seine  Kapitalien  und  die  Depositen,  sowie  den  »Konver- 
sionsfonds« zur  Verfügung.  Es  steht  nicht  in  seinem  Belieben, 
die  verfügbaren  Mittel,  wie  z.  B.  die  deutsche  Reichsbank  durch 
Notenausgabe,  natürlich  innerhalb  gewisser  Grenzen,  zu  vermehren, 
und  die  Folge  davon  ist,  daß  sie  die  Aufgaben  einer  Zentralbank 
nicht  zu  erfüllen  vermag. 

Sollte  hierin  eine  Aenderung  eintreten,  so  bedürfte  es  zuvor 
einer  Reform  des  Geldwesens  der  Republik.  In  vergangenen 
Jahrzehnten  war  Argentinien,  politisch  zerrissen  und  wirtschaftlich 
noch  viel  weniger  erschlossen  als  heute,  dem  ewigen  Auf  und  Ab 
einer  von  fast  jeder  ans  Ruder  kommenden  politischen  Partei 
durch  neue  Emissionen  verschlechterten  Papierwährung  ausgesetzt. 
Mit  dem  sich  mehrenden  Wohlstand  des  Landes  brach  sich  dann 
die  Erkenntnis  Bahn,  daß  dieser  Zustand  ein  Ende  finden  müsse. 
Die    Ausführung   dieses    Wunsches    ließ    sich   jedoch    keineswegs 
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auf  einen  Schlag  durchsetzen.  Was  in  langen  Jahrzehnten  ver- 
dorben würde,  konnte  nicht  so  schnell  beseitigt  werden,  und  so 
beschloß  man,  den  Kurs  des  im  Jahre  1897  i"^  Umlauf  befind- 
lichen Papiergeldes  auf  2,27  Peso  Papier  =  i  Peso  Gold  zu  sta- 
bilisieren. 

Von  der  Ansicht  ausgehend,  daß  bei  dem  mit  Macht  ein- 
setzenden Aufschwung  des  Landes,  bei  der  raschen  Bevölke- 
rungszunahme das  im  Umlauf  befindliche  Papiergeld,  wenn  es 
nicht  durch  neue  Emissionen  vermehrt  würde,  in  seinem  Kurse 
dem  Gold  gegenüber  steigen  werde,  schuf  man,  um  das  zu  ver- 
meiden und  um  gleichzeitig  den  Kurs  des  Papiergeldes  zu  fixieren, 
eine  »Konversionskasse«.  Das  ist  eine  Kasse,  welche  automatisch 
die  Emission  weiteren  Papiergeldes,  das  aber  bei  Sicht  zum  vollen 
Werte  in  Gold  zahlbar  ist,  besorgt,  indem  man  bei  ihr  jederzeit 
gegen  Einlieferung  eines  Goldpeso  oder  einer  gleichwertigen  Gold- 
menge 2,27  Peso  in  Papier  erhält. 

Die  vergangenen  Jahrzehnte  mit  ihren  aufeinanderfolgenden 
Papiergeldemissionen  haben  das  Publikum  so  an  das  Papiergeld 
gewöhnt,  daß  selbst  die  wenigen  Goldstücke  des  Landes  nicht 
im  Verkehr  sind,  und  so  hat  heute  der  Verkehr  in  Argentinien 
einen  relativ  viel  größeren  Bedarf  an  Papiergeld  als  in  Europa, 
wo  die  Banknoten  neben  dem  Bargeld  zirkulieren.  Nach  An- 
gabe der  Konversionskasse  befanden  sich  am  31.  Januar  19 10 
insgesamt  im  Umlauf  696  578  713,70  Peso  Papier.  Das  ergibt  bei 
einer  Bevölkerung  von  rund  6  Millionen  auf  den  Kopf  116,10  Peso 
Papier,  gleich  209  Mark,  also  mehr  als  doppelt  soviel  wie  in 
Frankreich,  das  den  stärksten  Notenumlauf  unter  allen  europäischen 
Staaten  aufweist. 

Von  dem  im  Umlauf  befindlichen  Papiergeld  sind  403  305  627 
Peso  zum  Kurse  von  227,27  voll  durch  Gold  gedeckt,  das  ent- 
spricht 57,9%  aller  im  Umlauf  befindlichen  Noten.  Die  gesamte 
dermalige  Geldzirkulation  von  696,6  Millionen  müßte  also  bis  auf 
die  aus  früheren  Zeiten  herrührenden  noch  ungedeckten  293,3 
Millionen  zurückgehen,  ehe  der  alte  Zustand  der  Kursschwan- 
kungen wieder  eintreten  könnte.  Außerdem  ist  der  vom  Banco 
de  la  Nacion  verwaltete  Konversionsfonds  zu  berücksichtigen, 
welcher  zur  Zeit  28,5  Millionen  Gold  beträgt  und  somit  die  un- 
gedeckt umlaufenden  Banknoten  um  weitere  64,8  Millionen  bis 
auf  rund  228,5   Millionen  reduziert. 

Diese  früher  mißbräuchlich  emittierten  und  jetzt  noch  unge- 
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deckten  Noten  im  Betrage  von  rund  228,5  Millionen  Peso  Papier 
repräsentieren  ungefähr  den  dauernd  und  mit  Sicherheit  im  Ver- 
kehr nötigen  Teil  des  Notenumlaufs.  Dadurch  wird  die  Basis  für 
die  Errichtung  eines  Diskontpolitik  und  Rediskont  betreibenden 
Zentralinstituts  vernichtet,  und  ehe  nicht  ein  Weg  gefunden  wird, 
die  unvcrzinsten  Schulden  ehemaliger  Regierungen  in  verzinste 
umzuwandeln,  um  der  zu  gründenden  Zentralbank  die  notwendige 
Zinsfreiheit  eines  Teils  ihres  werbenden  Kapitals  zu  sichern,  ist 
an  die  Errichtung  einer  solchen  nicht  zu  denken. 

Das  Fehlen  dieser  Zentralnotenbank  zwingt  die  einzelnen 
Banken,  selbständig  für  ihre  Liquidität  zu  sorgen.  Die  Folge  da- 
von sind  die  enorm  hohen  Kassenbestände  der  Banken.  Wenn 
festgestellt  wurde,  daß  der  Banco  de  la  Nacion  83,5^/0  der  täg- 
lich fälligen  Gelder  bar  in  seinen  Kassen  lagern  hat  und  wenn 
dieser  Betrag  fast  das  i  ^/2fache  der  eigenen  Kapitalien  ausmacht, 
so  wird  es  ersichtlich,  welche  Kraftvergeudung  hier  stattfindet; 
denn  naturgemäß  müssen  die  übrigbleibenden  Kapitalien  allein 
den  Geschäftsgewinn  erzielen,  und  um  diesen  einigermaßen  er- 
heblich zu  gestalten,  muß  die  Differenz  der  Zinsen  auf  Einlagen 
und  Darlehen  mit  Notwendigkeit  eine  hohe  sein. 

Untersucht  man  die  Aufstellung  VI  unter  diesem  Gesichts- 
punkte, so  ist  festzustellen,  daß,  alles  in  Papierpeso  umgerechnet, 
den  1172,670  Millionen  Depositen  insgesamt  Kassenbestände  von 
457,844  Millionen  gegenüberstehen.  Kürzt  man  den  Betrag  der 
Depositen  um  20°/o  zur  ungefähren  Ausscheidung  der  auf  Kün- 
digung deponierten  Gelder,  so  stehen  938,140  Millionen  Peso  täg- 
lich fälliger  Einlagen  keinerlei  Zinsen  tragende  Kassenbestände 
von  457,844  Millionen  gegenüber;  es  besteht  also  eine  Kassen- 
deckung von  48,8^^/0-  Sie  ist  noch  höher  in  den  flauen  Monaten. 
Das  Unrationelle  dieses  Systems  springt  recht  in  die  Augen, 
wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  Ende  1909  die  Kassenbestände 
der  Deutschen  Bank  rund  lO^/o  und  die  des  Credit  Lyonnais  rund 
5  ^0  aller  täglich  fälligen  Einlagen  ausmachten. 

Woher  kommt  dieser  gewaltige  Unterschied  ?  Einfach  daher, 
daß  in  Argentinien  das  Zentralinstitut  fehlt,  welches  die  jeder- 
zeitige Rediskontierung  der  im  Portefeuille  der  Banken  befind- 
lichen Wechsel  erlaubt.  Es  ist  für  die  argentinischen  Banken 
von  ganz  gleicher  Wirkung,  abgesehen  von  den  für  den  Zahlungs- 
verkehr notwendigen  Mitteln,  ob  sie  20  Millionen  in 
bar    in    der  Kasse    haben,    oder  ob    sie    sicher   sein 


Das  argentinische  Bankwesen.  III 

können,  jederzeit  20  Millionen  ihres  Wechsel- 
p  o  r  t  e  f  e  II  i  11  e  s  bei  einer  Zentralbank  zu  d  i  s  !<  o  n- 
t  i  e  r  e  n.  Im  vorliegenden  Falle  würde  die  Schaffung  dieser 
Möglichkeit  bedeuten,  daß  mindestens  die  Hälfte  der  heutigen 
Kassenbestände,  wahrscheinlich  innerhalb  einiger  Jahre  ^ji  der- 
selben, dem  Verkehr  fruchtbringend  unter  gleichzcitii^er  Üiskont- 
ermäßigung  zugeführt  werden  könnten. 

Der  Hinderungsgrund  für  die  Durchführung  dieser  Reform 
sind  die  zurzeit  noch  ungedeckt  umlaufenden  Noten. 
Das  einfachste  Mittel  sie  zu  beseitigen  wäre  die  Aufnahme  einer 
inneren  oder  äußeren  Anleihe  seitens  des  Staates.  Dieses  Vor- 
gehen hat  nur  den  Nachteil,  daß  es  des  hohen  Betrages  wegen 
die  Staatsfinanzen  in  Unordnung  bringen  könnte,  aber  es  scheint 
als  ob  noch  ein  anderer  Weg  offen  stünde. 

Ende  Januar  1910  liefen  295,3  Millionen  Peso  Noten  unge- 
deckt um.     Zu  deren  Reduzierung  hätte  zu  dienen 

der  Konversionsfond  mit  64,800  Mill.   Peso  Papier, 

das  Kapital  des  Banco  de  la  Nacion 

am  31.   12.   1909  113,423     n 

die    Reserven    des    Banco    de    la 

Nacion  am  31.   12.    1909  18,500     „         „  ,, 

Das  ergibt  schon  aus  Staatseigentum  196,723  Mill.  Peso  Papier. 
Bei  der  dann  vorzunehmenden  Reorganisation  der  Bank  müßte 
man  einfach  auf  Privatkapital  zurückgreifen,  indem  man  eine 
Aktiengesellschaft  gründet,  die  staatlich  privilegiert  aber  auch 
kontrolliert  würde,  wie  es  bei  den  meisten  europäischen  Staats- 
banken der  Fall  ist. 

Nach  Abzug  der  genannten  Summen  blieben  noch  an  unge- 
decktem Papiergeld  96,6  Millionen  Peso  Papier  im  Umlauf.  Zu 
deren  Einlösung  wären  vielleicht  die  Banken  bereit,  denen  durch 
die  zu  schaffende  Zentralbank  die  Möglichkeit  des  Rediskonts 
geboten  würde,  die  ihnen  erlaubte,  ihre  Kassenbestände  um  min- 
destens die  Hälfte  zu  reduzieren.  Sie  könnten  aus  den  zu  er- 
zielenden Gewinnen  rückzahlbare,  nur  gering  oder  gar  nicht  ver- 
zinsbare Obligationen  der  neuen  Bank  in  Proportion  zu  ihren 
jetzigen  Kassenbeständen  übernehmen.  Es  bedeutet  dies  ja  nichts 
anderes  für  sie,  als  die  Uebergabe  eines  Teils  der  Kassenbe- 
stände an  die  Zentralbank. 

Nun  belaufen  sich  Ende  Januar  1910  die  Kassenbestände  der 
Banken   auf  457,844  Mill.  Peso  Papier   gleich   48,8 °o   der    täglich 
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fälligen  Einlagen.  Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Sicherheit  der 
Weiterbegebung  ihrer  Wechsel  den  Banken  erlauben  würde,  die 
nach  Tilgung  der  ungedeckten  Noten  verbleibenden  361  244 
Millionen  Kassenbestände,  die  noch  immer  38,50/0  der  täglich 
fälligen  Forderungen  ausmachen  würden,  ohne  Gefahr  noch  weiter 
zu  reduzieren,  indem  sie  einen  Teil  dieser  Gelder  zinstragend 
in  Darlehen  anlegen.  Einleuchtend  ist,  daß  100  Millionen  so  an- 
gelegter bisheriger  Kassenbestände  einen  Gewinn  von  4 — 8 
Millionen,  je  nach  dem  Diskontsatz  bedeuten  würden.  Der  Volks- 
wirtschaft wäre  damit  aus  brachliegenden  Geldern  werbendes 
Kapital  erstanden. 

Ist  der  vorstehende  Vorschlag  nicht  zu  verwirklichen,  so 
steht  es  der  Regierung  immer  noch  frei,  das  Produkt  der  frühe- 
ren Emissionssünden,  das  ungedeckte  Papiergeld,  durch  Emission 
von  Staatspapieren  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Auf  jeden  Fall 
würde  sich  Privatkapital  iinden,  um  die  reorganisierte  Staatsbank 
mit  einem  mäßigen  Aktienkapital  auszustatten. 

Als  Notenbanksystem  käme  nur  das  deutsche  mit  seiner 
Dritteldeckung  in  Betracht.  Den  anderen  fehlt  es  an  der  unbe- 
dingt notwendigen  Elastizität,  der  besonders  ein  so  junges  Wirt- 
schaftswesen wie  Argentinien  bedarf.  Die  reorganisierte  Bank 
müßte  den  heutigen  Banco  de  la  Nacion  und  die  Konversions- 
kasse in  sich  aufnehmen  und  hätte  in  ihrer  Tätigkeit  dem  Bei- 
spiel der  deutschen  Reichsbank,  soweit  es  die  Verhältnisse  er- 
lauben, zu  folgen.  Mit  dem  Zeitpunkt  der  Neuorganisation  würde 
sich  die  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  Noten  außerhalb  der 
Erntezeit  bedeutend  vermindern,  weil  die  Großbanken  den  größten 
Teil  ihrer  derzeitigen  Kassenbestände  in  den  Verkehr  brächten, 
der  sie  seinerseits  automatisch  in  flauen  Zeiten  an  die  Zentralbank 
abfließen  ließe.  Werden  dann  zur  Durchführung  der  Erntearbeiten 
erhöhte  Zahlungsmittel  notwendig,  so  können  diese  durch  die 
Diskontierung  von  guten  Wechseln  und  die  Ausgabe  von  Bank- 
noten in  entsprechender  Höhe  leicht  beschafl"t  werden. 

Es  zeugt  jedenfalls  von  einer  vollständigen  Verkennung  der 
zugrunde  liegenden  Prinzipien,  wenn  argentinische  Finanzleute  und 
Politiker  aus  den  im  vorstehenden  genannten  Zahlen  berechnen, 
daß  in  Argentinien  die  Golddeckung  des  Notenumlaufs  höher 
als  in  Deutschland  und  England  sei  und  wenn  sie  daraufhin 
vorschlagen,  eine  Zentralbank  ohne  Beseitigung  der  noch  unge- 
deckt umlaufenden  Noten  zu  gründen.   Sie  übersehen  vollkommen, 
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daß  in  Deutschland,  England  und  l'^iankreich  die  nicht  durch 
Metall  gedeckten  Noten  als  Sicherheit  Wechsel-  oder  Lombaid- 
forderungen  aufweisen. 

Das  bisherige  System  der  völligen  Trennung  der  Regulierung 
des  Notenumlaufs  von  der  den  Diskontsatz  beeinflussenden  Staats- 
bank ist  wirtschaftlich  ein  verschwenderisches,  denn  die  Mittel, 
welche  dem  Banco  de  la  Nacion  in  Gestalt  von  Geschäftskapital 
zugeführt  werden,  reichen  in  der  ICrntezeit  bei  weitem  nicht  aus, 
während  sie  andererseits  in  den  geschäftsstillen  Monaten  nutzlos 
in  den  Kassen  liegen.  Die  Goldbestände  in  der  >Caja  de  Con- 
version«  haben  bereits  eine  recht  beträchtliche  Höhe  erreicht, 
und  die  Prosperität  Argentiniens  ist  infolge  der  schnellen  Knt- 
wicklung  seiner  Landwirtschaft  genügend  gesichert,  um  die  Durch- 
führung des  gemachten  Vorschlages  zu  ermöglichen. 
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II.  MISZELLEN. 


Volkswirtschaftliche  Theorie  des  Geldes. 

Von 

L  u  d  w  i  g   S  t  e  p  h  i  n  g  e  r. 

I. 

Unter  dem  Titel  »Geld  und  Wert«  erschien  im  vorigen  Jahre  ein 
Buch  von  Kiichiro  Soda  ^j,  das  durch  scharfsinnige  Ideen  und  selbstän- 
dige Art  der  Behandlung  Interesse  erregt.  Als  sehr  zweckmäßig 
erscheint  die  Art  seiner  Problemstellung,  das  Geld  als  volkswirtschaft- 
liche Erscheinung  verstehen  zu  wollen,  nicht  aber  als  Geschöpf  der 
Rechtsordnung  und  Zahlungsmittel,  ferner  sein  Hinweis  auf  die  Not- 
wendigkeit, in  der  Wertlehre  nicht  nur  Größen,  sondern  auch  Quali- 
täten zu  berücksichtigen,  sowie  seine  begriffliche  Darstellung  des  Unter- 
schiedes zwischen  Substanz-  und  Funktionswert. 

Am  meisten  verdienen  aber  wohl  zwei  seiner  Aufstellungen  Beach- 
tung, nämlich  seine  Darlegung,  daß  das  Geld  kein  We  r  t  m  e  s  s  e  r 
ist,  und  die  theoretische  Stufenfolge  der  Entwicklung  des  Geldge- 
dankens. Daß  das  Geld  kein  Wertmesser  ist,  beweist  der  Verfasser  u.  a. 
aus  dem  gut  beobachteten  Grund  heraus,  daß  wir  gar  keinen  Maßstab 
des  Wertes  wollen ;  denn  sonst  müßten  zwei  Geldeinheiten  immer  auch 
das  Doppelte  »wert  sein«,  d.  h.  es  müßten  z.  B.  zwei  Güter,  von  denen 
jedes  eine  INIark  kostet,  jedenfalls  zwei  Mark  kosten.  Aber  zwei  Güter 
können  auch  weniger  kosten  als  das  Doppelte  des  Preises  eines  sol- 
chen Gutes,  denn  das  Werten  ist  ein  selbständiger  psychologischer 
Vorgang,  der  sich  nicht  sklavisch  an  die  Geldeinheit  bindet,  wie  dies 
doch  bei  einem  »Maßstab«  nötig  wäre. 

Eine  Stufenfolge  der  Geldtheorie  entwickelt  Soda  in  folgender 
Weise :  Auf  der  ersten  Stufe  wird  ein  bestimmter  individueller  Gegen- 
stand lediglich  um  seiner  selbst  willen  bewertet  (Affektionswert).  Wird 
die  Bewertung  allgemeiner,  indem  sie  auch  noch  einen  gleichen  Gegen- 
stand gelten  läßt,  ihn  bereits  als  Gattungsexemplar  ansieht,  so  entsteht 
gleichzeitig  eine  Bewertungsgesellschaft  von  Individuen,  welche  einen 
bestimmten  Ge^renstand    wesren   einer    bestimmten  Funktion    bewerten. 
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Diese  Gesellschaft  wird  ihrem  Umfange  nach  immer  größer  ;  und  es 
wird  dadurch  immer  sicherer,  daß  es  Individuen  gibt,  die  den  Gegen- 
stand wertschätzen.  Auf  einer  dritten  Stufe  unterscheidet  man  tlie  Be- 
wertung des  Gegenstandes  als  Substanzwert  und  die  Bewertung  des 
Gegenstandes  als  Mittel.  Die  vierte  Stufe  bringt  die  Verallgemeine- 
rung des  Vermittlungswertes,  der  nun  selbständig  wird,  aber  mit  sub- 
stantiellem Rückhalt  am  Gegenstande  selbst.  Beispiel:  das  Metallj^^eld ; 
eine  partielle  Loslösung  von  diesem  Rückhalt  bringt,  wie  beispielsweise 
bei  der  Scheidemünze  oder  der  Banknote,  den  Uebergang  zur  fünften 
und  letzten  Stufe,  welche  die  ideale  darstellt,  »so  daß  die  Funktion  als 
Mittel  ohne  irgend  eine  denkbare  substanzielle  Grundlage  ihre  begriff- 
lich unabhängige  Bedeutung  verwirklicht'. 

In  aiesem  Gedankengang  befinden  sich  indessen  bereits  einige 
Ideen,  die  zum  Widerspruch  Anlaß  geben;  so  vor  allem  die  Meinung, 
daß  es  ein  Geld  geben  könne  ohne  irgend  eine  denkbare  substantielle 
Unterlage,  daß  es  ein  reines  Mittel  sei.  Der  Verfasser  betrachtet  das 
Geld,  das  im  juristischen  Sinne  Objekt  sein  könne,  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne  nur  als  Mittel.  Geld  ist  ihm,  dies  ist  die  Hauptthese  des 
Buches,  objektives  Wertausdrucks-  und  Tauschmittel,  aber  nichts  an- 
deres ;  die  anderen  Funktionen  eines  Zahlungs-  und  Wertauf  bewahrungs- 
mittels  u.  dgl.  seien  aber  nicht  dem  Gelde  wesentlich,  da  sie  auch 
anderen  Gütern  zukämen.  Zu  diesen  Ausführungen  kommen  noch  an- 
dere Bedenken  erregende  hinzu,  wenn  z.  B.  der  Verfasser  zwar  das 
Geld  als  Wertmesser  nicht  gelten  läfSt,  wohl  aber  als  Ausdruck  für  den 
subjektiven  Wert,  wenn  er  es  als  das  Ideal  des  Geldes  bezeichnet  »ob- 
jektiv zu  werden  gleich  der  Zahl«,  dabei  auch  das  »Kreditpapier'<  als 
Geld  anerkennt  und  endlich  zu  dem  weitgehenden  Schlüsse  kommt: 
»Unabhängig  vom  Geldbegriff  hat  nach  uns  kein  ökonomischer  Begriff 
einen  ernsten  Sinn.« 

Die  Theorien  über  das  Geld  sind,  wenn  sie  einigermaßen  konse- 
([uent  aufgestellt  sind,  alle  aus  ihrem  Ausgangspunkte  zu  verstehen,  je 
nachdem  sie  nämlich  vom  Metall  ausgehen,  oder  vom  Staate  wie  G. 
Fr.  Knapp,  oder  von  einem  bestimmten  Wertbegriff  wie  Soda.  Es  er- 
scheint darum  am  zweckmäßigsten,  einen  Ausgangspunkt  aufzustellen, 
der  dafür  am  geeignetsten  ist,  um  zu  einer  wirklich  vo  Iks  wirt- 
schaftlichen Theorie  des  Geldes  zu  kommen;  von  diesem  Aus- 
gangspunkt aus  werden  auch  die  Bedenken  erregenden  Aufstellungen 
Sodas  am  besten  zu  behandeln  sein. 

IL 

Um  zu  einer  wirklich  volkswirtschaftlichen  Theorie  des  Geldes  zu 
kommen,  ist  es  am  geeignetsten,  von  der  wirtschaftenden  Gesell- 
schaft auszugehen.  Eine  Gesellschaft  in  diesem  Sinne  entsteht,  wenn 
wirtschaftende  Subjekte  sich  gegenseitig  in  ihre  wirtschaftlichen  Ueber- 
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legungen  einbeziehen,  und  zwar  in  doppelter  Weise.  Einmal  kann  ein 
Wirtschaftssubjekt  vertrauen,  daß  die  anderen  ebenfalls  tätig  sind 
und  Bedürfnisse  haben;  andererseits  muß  es  aber  auch  mißtrauen, 
ob  dies  eintritt,  und  mit  in  Erwägung  ziehen,  daß  die  anderen  auch 
eventuell  weder  produzieren  noch  konsumieren,  oder  dies  anders  tun, 
als  er  erwartet  hat.  Diese  beiden  Erwägungen,  das  Mißtrauen  sowohl 
wie  das  Vertrauen,  können  keine  gefühlsmäßigen  Momente  bleiben, 
sondern  müssen  sich  stützen  auf  ein  möglichst  genaues  Wissen  durch 
Nachrichten  und  Verkehr.  In  dieser  Gesellschaft  kann  der  Einzelne 
sich  auch  individualistisch  betätigen  und  er  tut  dies  jedesmal,  wenn  er 
in  seinen  wirtschaftlichen  Ueberlegungen  unter  Gesellschaft  »die  an- 
deren« versteht;  und  er  betätigt  sich  jedesmal  gesellschaftlich,  wenn 
er  unter  Gesellschaft  versteht:  »Wir«.  Dieses  gesellschaftliche  Wirt- 
schaften muß  dann  eine  offizielle  Organisation  im  Staate  und  dessen 
Einrichtungen  erfahren,  welche  die  jeweils  geltenden  Formen  rechtlich 
normierter  Betätigungen  enthalten. 

Der  Ausgang  der  volkswirtschaftlichen  Theorie  des  Geldes  ist  also 
die  Gesellschaft,  die  im  Staate  organisiert  ist,  nicht  aber  der 
Staat,  in  dem  die  Gesellschaft  organisiert  ist.  Der  Unterschied,  der 
hier  zwischen  Gesellschaft  und  Staat  gemacht  wird,  ist  dadurch  berechtigt, 
daß  die  beiden  Begriffe  durchaus  nicht  kongruent  sind.  Was  staatlich 
und  juristisch  gilt,  braucht  nicht  volkswirtschaftlich  geltend  und  maß- 
gebend zu  sein,  und  umgekehrt.  Gerade  beim  Gelde  wird  dies  deut- 
lich, wenn  man  den  von  G.  Fr.  Knapp  eingeführten  Begriff  des  defini- 
tiven Geldes  näher  betrachtet,  das  dadurch  definitiv  wird,  daß  bei  Zah- 
lung mit  diesem  Gelde  das  Geschäft  vollkommen  erledigt  ist  (Staat- 
liche Theorie  des  Geldes  1905,  S.  92  f.)  »und  zwar  nach  drei  Seiten 
hin :  erstens  für  den  Geber,  zweitens  für  dem  Empfänger  und  drittens 
für  den  Emittenten  des  Geldes.  Der  Geber  hat  keine  weitere  Pflicht; 
der  Empfänger  hat  kein  Recht  mehr  gegenüber  dem  Geber;  aber  noch 
mehr:  der  Empfänger  hat  kein  Recht  mehr  gegenüber  dem  Staat,  wenn 
dieser  der  Emittent  des  Geldes  ist«. 

Hier  muß  aber  doch  zwischen  der  volkswirtschaftlichen  Befriedigung 
und  der  juristischen  Erfüllung  unterschieden  werden,  das  juristisch 
definitive  Geld  braucht  es  nicht  auch  volkwirtschaftlich  zu  sein.  Der 
Jurist  geht  vom  Staate  aus,  die  Volkswirtschaftslehre  von  der  Gesell- 
schaft. Das  definitive  Geld  ist  nach  Knapp  das  uneinlösliche ;  es  muß 
nun  betont  werden,  daß  das  juristisch  definitive  Geld  jenes  ist,  das 
staatlich  nicht  eingelöst  wird;  das  volkswirtschaftlich  definitive  Geld  ist 
gegeben,  wenn  es  nicht  eingelöst  zu  werden  braucht,  weil 
der  Empfänger  sich  wirtschaftlich  für  befriedigt  hält.  Das  uneinlösliche 
Papiergeld  ist  nur  dann  volkswirtschaftlich  befriedigend,  wenn  sich  das 
Geld  in  solcher  Uebereinstimmung  mit  dem  Stande  der  Volkswirtschaft 
und  diese    selbst    sich    in    einem  solchen    Zustande  befindet,    daß  das 
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Publikum  sich  bei  Zahlung  mit  Papiergeld  für  befriedigt  hält.  Die 
Assignaten  waren  juristisch  definitives  Geld,  volkswirtschaftlich  aber  für 
diejenigen  nicht  befriedigend,  welche  ihren  Unwert  einsahen.  Man  kann 
sagen,  daß  das  uneinlosliche  Papiergeld  mit  seiner  zu  starken  Ver- 
wendung aufhört,  Geld  zu  sein,  und  in  ein  verschleiertes  Kredit- 
mittel überzugehen  beginnt,  wofür  ein  äußeres  Zeichen  das  Wachsen 
des  Disagios  ist.  Denn  auch  das  Papiergeld  kann  einer  »substanziellen« 
Grundlage,  wie  weiter  unten  gezeigt  werden  wird,  nicht  entbehren. 
Beide,  die  volkswirtschaftliche  Meinung  und  das  Gesetz,  streben  der 
historischen  Richtigkeit  zu  ;  aber  während  die  volkswirtschaftliche  Mei- 
nung sich  einerseits  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  rasch  an- 
passen kann,  andererseits  in  ihrer  Zersplitterung  keine  Macht  dar- 
stellt und  sich  daher  raschestens  anpassen  muß,  kann  das  Gesetz  nicht 
von  heute  auf  morgen  sich  ändern,  und  besitzt  überdies  eine  Macht 
des  Zwanges,  die  juristisch  formell  etwas  zum  Geld  machen  kann,  was 
es  volkswirtschaftlich  vielleicht  nicht  mehr  ist.  Geld  kann  volkswirt- 
schaftlich aber  nur  etwas  Gegenwärtiges  sein,  niemals  eine  zu- 
künftige Leistung.  Das  Papiergeld  ist  ein  gesellschaftliches  Geld,  kann 
also  nur  funktionieren,  wenn  das  Wirtschaftssubjekt  die  Gesellschaft 
als  »wir«  denkt.  Nur  in  einem  solchen  geordneten,  vom  allseitigen 
Vertrauen  getragenen  Zustande  der  Gesellschaft  erfüllt  das  Papiergeld 
alle  Zwecke  des  Geldes.  Wenn  ein  Individuum  der  Gesellschaft  miß- 
traut oder  aus  Unkenntnis  bei  seinen  Zahlungen  keinen  Gebrauch  von 
ihrem  Wirken  macht,  so  denkt  es  unter  Gesellschaft  »die  anderen«  und 
strebt  nach  dem  Gelde,  das  nicht  als  uneinlöslich  erklärt  zu  werden 
braucht,  weil  es  niemand  gegen  anderes  Geld  vertauschen  will,  nach 
dem  vollwertigen  Metallgelde,  dem  individualistischen  Gelde,  das  aus- 
einandersetzt, während  beim  gesellschaftlichen  Geld  die  Parteien  sich 
als  Gemeinschaft  fühlen  müssen. 

Ebenso  wie  mit  der  Einlöslichkeit  steht  es  auch  mit  dem  Zwangs- 
kurs. Das  volkswirtschaftlich  befriedigende  Geld  soll  überhaupt  kei- 
nes Zwangskurses  bedürfen,  sich  vielmehr  von  selbst  im  Kurs  halten 
können  durch  Volhvertigkeit  und  freie  Prägbarkeit  oder  beim  Papier- 
geld durch  Uebereinstimmung  der  Menge  des  emittierten  Papiers  mit 
dem,  was  die  Volkswirtschaft  zu  tragen  vermag. 

Man  sieht,  daß  also  Geld  im  eigentlichen  Sinne  durchaus  nicht 
das  ist,  was  der  Staat  »für  seine  apozentrischen  Zahlungen  bereit  hält 
und  als  aufdrängbar  behandelt«,  sondern  das,  was  die  ungezwungene 
Volkswirtschaft  als  solches  anerkennt,  und  daß  der  Staat  nichts  besseres 
tun  kann,  als  mit  seiner  gesetzlichen  Festsetzung  den  historischen  Ver- 
hältnissen, die  sich  in  der  vox  populi  des  Kurses  ziemlich  gut  aus- 
spricht, möglichst  gerecht  zu  werden. 

Daß  es  sich  nicht  in  erster  Linie  um  die  staatliche  Festsetzung, 
sondern  um  das  Vertrauen  der  Gesellschaft  handelt,  beweist  die  Mög- 
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lichkeit,  daß  fremdes  Geld  zirkulieren  kann,  wie  die  österreichischen 
Vereinstaler  in  Deutschland,  eine  Tatsache,  die  in  ihrer  Eigenart  nur 
aus  allgemein  historischen  Kausalien,  nicht  aus  bestimmten  gesetzgebe- 
rischen Akten  erklärt  werden  kann. 

Wie  überhaupt  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  Staat  und  Gesell- 
schaft inkongruent  sind,  zeigt  die  Tatsache  der  internationalen  Be- 
ziehungen, sowie  der  Umstand,  daß  volkswirtschaftliche  Gewohnheiten 
und  Einrichtungen  in  großem  Umfange  sich  nicht  nur  ohne  gesetzliche 
Regelung,  sondern  sogar  gegen  diese  durchsetzen  und  behaupten  kön- 
nen, wie  z.  B.  die  Nichtachtung  der  früheren  Bestimmungen  über  den 
Differenzeinwand  bei  Börsengeschäften,  die  freie  Vereinstätigkeit  u.  a. 
Wenn  sich  so  ergibt,  daß  eine  staatliche  Theorie  keine  volkswirtschaft- 
liche Erklärung  des  Geldes  gibt,  so  ist  doch  andererseits  abzulehnen, 
daß  Geld  rein  aus  dem  Metall  zu  erklären  wäre,  wie  etwa  die  Merkan- 
tilisten oder  Ricardo  es  taten.  Bei  diesen  Schriftstellern  enthält  es 
oft  einen  Irrtum,  wenn  von  Funktionen  des  Geldes  gesprochen 
wird.  Das  tote  Metall  funktioniert  nicht,  es  enthält  nur  Möglich- 
keiten für  Zwecke  der  Gesellschaft.  Darum  kann  unter  Funktion 
des  Geldes  nur  verstanden  werden  ein  gesellschaftlicher  Zweck,  und 
derjenige  Stoff,  der  ihm  am  besten  entspricht,  wird  zum  Gelde. 

Dem  Geld  im  volkswirtschaftlichen  Sinn  kann  aus  diesen  Gründen 
auch  eine  stoffliche  Grundlage  nicht  fehlen.  Jede  Geldart, 
gleichgültig  ob  individualistisch  oder  gesellschaftlich,  besteht  aus  einer 
Urkunde  und  einer  stofflichen  Grundlage.  Die  Urkunde  ist  entweder 
Aufdruck  auf  Papier  u.  dgl.  oder  die  Prägung  eines  Metalls.  Der  Aus- 
druck Urkundenpapier  ist  daher  weniger  geeignet,  da  doch  auch  die 
Prägung  eine  Urkunde  darstellt.  Der  Stoff,  aus  dem  das  Geld  besteht, 
kann  die  Urkunde  begleiten,  wie  beim  Metallgelde  oder  auch  von  der 
Urkunde  örtlich  getrennt  sein.  Prinzipiell  muß  aber  das  Geld  stets 
etwas  Gegenwärtiges  sein  ;  denken  wir  uns  das  girale  Geld  der  Bürger 
der  alten  Hamburger  Bank,  so  ist  dieses  Geld  doch  nur  dadurch  mög- 
lich, daß  das  Guthaben  an  die  Stelle  und  in  die  Funktion  eintritt,  die 
beim  Metallgeld  das  Edelmetall  hat.  Der  Buchhalter,  der  einen  Posten 
in  Geld  ausdrückt,  handelt  ähnlich,  wie  die  Präganstalt,  die  Metall 
ausprägt.  Diese  Guthaben  werden  dadurch,  daß  sie  in  Geld  aus- 
gedrückt sind,  zum  stofflichen  Teil  des  giralen  Geldes.  Ebenso  kann 
das  Papiergeld  des  Staates  die  stoffliche  Grundlage 
nicht  entbehren.  Es  muß  nur  gegen  die  übertrieben  metallistische 
Auffassung,  daß  das  Papiergeld  nur  ein  Stellvertreter  des  Metall- 
geldes sei,  behauptet  werden,  daß  papierene  Zahlungsmittel  zwar  durch 
Metallgeld  gedeckt  sein  können,  daß  aber  das  eigentliche  Papier- 
geld auch  eine  ganz  andere  Deckung  haben  kann.  In  keiner  Volks- 
wirtschaft befinden  sich  in  geordneten  ruhigen  Zeiten  alle  Güter  wirk- 
lich   im  Verkehr;    die    im  Verkehr    befindlichen    funktionieren   ja    alle 
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mehr  oder  weniger  als  Geld  und  sind  schon  als  rirundlage  für  wirt- 
schaftliche Transaktionen  irgend  welcher  Art  beansprucht.  Ueber  sie 
hinaus  gibt  es  aber  noch  einen  großen  Spielraum  von  Gütern,  der  noch 
zu  Geld  werden  kann;  nicht  nur  die  dem  Verkehr  entrückten  Güter 
können  nötigenfalls  herangezogen  werden,  es  kann  auch  durch  Ver- 
änderung der  Intensität  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  oder  durch  Ver- 
änderung des  Konsums  dieser  Spielraum  bedeutend  erweitert  werden. 
Dies  zeigt  die  Unrichtigkeit  der  Ansicht  englischer  Klassiker,  das  Volks- 
vermögen als  feste  zahlenmäßige  Summe  zu  denken.  In  Zeiten  des 
Bedarfs  kann  nun  der  Staat  diesen  Spielraum  heranziehen  durch  die 
Notenausgabe  und  den  Zwang,  diese  Noten  anzunehmen  als  uneinlös- 
lich  und  in  einem  bestimmten  Kurse  bleibend.  Wird  aber  der  Spiel- 
raum überschritten  oder  verschlechtert  sich  die  Zahlungsbilanz,  so  ver- 
mindert sich  die  stoffliche  Grundlage  für  das  Papiergeld,  es  hört  auf, 
Geld  zu  sein,  es  wird  ein  verstecktes  Kreditmittel.  Dies  wird  von 
der  Gesellschaft  sehr  bald  erkannt,  sie  antwortet  mit  Mißtrauen 
gegen  das  gesellschaftliche  Geld  und  strebt  dem  individualistischen, 
dem  Metallgelde  zu.  Beim  giralen  (ielde  sind  allerdings  die  einzelnen 
Posten  benannt,  während  beim  Papiergeld  die  stoftliche  Unterlage 
nm-  kumulativ  haftet;  allein  diese  kumulative  Art  der  Haftung 
und  der  Aequivalente  ist  doch  beim  staatlichen  Gemeinwesen  die 
Regel.  Eine  substantielle  Grundlage  braucht  nicht  spezifiziert  zu  sein, 
die  900  Teile  Gold  und  100  Teile  Kupfer  beim  deutschen  Goldstück 
sind  doch  auch  nicht  als  looc  einzelne  Teile  spezifiziert.  Daß  aber 
eine  solche  Grundlage  nicht  entbehrt  werden  kann,  ist  ein  Haupt- 
grund der  Unmöglichkeit  eines  Arbeitsgeldes,  da  es  von  einer 
Gesellschaft  gewährleistet  sein  müßte,  die  sich  die  Pflicht  auferlegte, 
durch  Arbeit  dieses  Geld  eventuell  zu  realisieren. 

Die  oben  angeführte  Stufenfolge  So{^c7s  darf  darum  auch  nur 
im  rein  theoretischen  Sinn  verstanden  werden,  wie  sie  übrigens  der 
Verfasser  auch  gemeint  hat.  Man  kann  sie  auch  die  Vergesell- 
schaftung des  Geldgedankens  nennen.  Bildet  die  unterste  Stufe, 
der  Affektionswert,  wie  Soc^a  ihn  nennt,  das  am  meisten  individuali- 
stische Geld,  so  ist  seine  letzte  Stufe  die  des  gesellschaftlichsten  Geldes. 
Nun  muß  aber  bedacht  werden,  daß  für  diese,  wie  für  alle  anderen 
in  der  Volkswirtschaftslehre  aufgestellten  Stufen  der  Entwicklung  irgend 
einer  wirtschaftlichen  Erscheinung  der  Grundsatz  gilt :  Diese  Stufen 
müssen  weder  in  der  Wirklichkeit  sich  zeitlich  ausschließen,  noch  auf- 
einander folgen  ;  die  höher  entwickelte  kann  sich  stets  mit  den  anderen 
Stufen  in  Gemengelage  vorfinden  und  es  muß  die  spätere  nicht  die 
höhere  sein.  Nach  Soäa  geht  das  Geld  immer  mehr  aus  einem  Objekt 
in  ein  Mittel  über,  so  daß  auf  der  letzten  Stufe  das  Geld  als  reines 
Mittel  »ohne  irgend  eine  denkbare  substanzielle  Grundlage«  funktio- 
niert.    Indessen    ist    bereits    gesagt,    daß    eine    derartige    substantielle 
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Grundlage  nicht  vollständig  fehlen  kann,  ist  doch  auch  das  Geld,  das 
am  gesellschaftlichsten  geworden  ist,  das  girale,  von  dem  Guthaben 
getragen,  das  den  giralen  Eintrag  hat  entstehen  lassen;  aber  dieses 
girale  Geld  ist  auch  nur  möglich  bei  einer  derartigen  Vergesellschaf- 
tung, wie  etwa  bei  den  Bürgern  der  alten  Hamburger  Girobank.  In 
einem  großen  Staate  werden  stets  Mißtrauen  in  die  Gesellschaft,  oder 
Unkenntnis  von  ihrem  Wirken  das  Streben  nach  individualistischem 
Gelde  entstehen  lassen ;  dem  Gedanken  des  Staates  als  eines  Subjektes 
von  prinzipiell  ewiger  Dauer  steht  gegenüber  die  geschichtliche  Tat- 
sache des  Wechseins  seiner  Erscheinungsform  und  daher  werden  z.  B. 
in  politisch  unruhigen  Zeiten  die  Bestrebungen  sich  auf  das  individua- 
listische, das  Metallgeld,  richten.  Aber  auch  in  geordneten  Zuständen 
ist  dieses  Geld  nicht  überflüssig,  denn  das  die  Urkunde  tragende  Edel- 
metall gibt  die  Möglichkeit,  sofort  wieder  aus  dem  Nexus  auszuschei- 
den; für  kleinste  Zahlungen  ist  dieses  Geld  vorzuziehen,  weil  die  im- 
merhin mit  der  Verwendung  des  giralen  Geldes  verbundene  Mühe  viel 
größer  ist,  als  die  Unbequemlichkeit,  Kasse  zu  halten  und  eine  kleine 
Summe  in  barem  zu  übergeben.  Wo  aus  rechnerischen  Gründen  die 
stoffliche  Grundlage  fehlt,  wie  bei  den  Saldi  der  internationalen  Zah- 
lungsbilanz, muß  das  Metallgeld  eintreten  oder  Ausfuhr  als  Geld  wirken. 

Natürlich  macht  auch  das  vollwertige  Metallgeld,  wie  bekannt,  das 
Mitwirken  des  Staates  nicht  überflüssig.  Er  trägt  ja  allein  die  Gewähr 
für  die  Güte  der  Währung,  dafür,  daß  das  Goldstück  der  »proklama- 
torischen«  Münzeinheit  entspricht.  Aber  es  ist  hier  kein  weiteres  Funk- 
tionieren der  Gesellschaft  nötig,  um  ein  Geschäft  definitiv  zu  beenden ; 
der  Inhaber  könnte  auf  diese  Gewähr  für  sich  verzichten.  Wenn  nur 
das  ^Metall  echt  ist,  so  besitzt  er  mit  Sicherheit  ein  gewisses  Minimum 
wirtschaftlichen  Gutes,  das  auch  eventuell  später  wieder  in  gesellschaft- 
liche Verwendung  übergeführt  werden  kann.  Die  prinzipielle  Bedeu- 
tung der  staatlichen  Ausprägung  besteht  ja  auch  nur  darin,  die  unbe- 
denkliche Uebertragbarkeit  zu  garantieren,  damit  das  Geld  zum  Um- 
laufsmittel werden  könne. 

Das  Fehlen  der  stofflichen  Grundlage  beim  Gelde  erweist  sich  aber 
aus  einer  ganzen  Reihe  von  Gründen  als  unmöglich.  Ein  äußerer  Be- 
weis dafür,  daß  alles,  was  Geld  sein  will,  ein  gegenwärtiges  Gut  oder 
Guthaben  als  Unterlage  haben  mufi,  ist  dadurch  gegeben,  daß  eine 
Geldsumme  stets  als  Kapital  behandelt  werden  kann ;  man  kann  es 
hingeben  und  erhält  sofort  dafür  Zins.  Nur  bei  einem  gegenwärtigen 
Gut  kann  aber  sofort  Zins  berechnet  werden,  ein  Zahlungsversprechen 
oder  eine  Aufforderung  kann  nicht  verzinst  werden.  Darum  erhalte 
ich  bei  einem  Wechsel  nicht  nur  keinen  Zins,  sondern  der  Zins  wird 
mir  in  Gestalt  eines  Disko  ntes  abgezogen.  International  ist  der 
Wechsel  Geld,  er  ist  da  innerhalb  der  Goldpunkte  so  ^gegenwärtig« 
wie  das  Metallgeld,  das  erst  versendet  und  umgeprägt  werden  muß. 
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Knapp  und  Soda  lassen  eine  sehr  scharfe  Sclieidung  eintreten  zwi- 
schen Tauschgut  und  T  a  u  s  c  h  m  i  1 1  e  1 ,  und  nur  eine  solche  klare 
Unterscheidung  gibt  das  volle  Verständnis  der  Tauschmittelfunktion. 
Aber  es  ist  wohl  nicht  nachzuweisen,  warum  nun  das  Geld  kein  Tausch- 
gut sein  solle ;  Soda,  der  hiefür  einen  Grund  angibt,  meint,  nur  dieje- 
nigen Funktionen  könnten  das  Geld  zum  Gelde  machen,  die  ihm  allein 
zukommen,  diese  seien  aber  die  Funktionen  des  »objektiven  Wert- 
ausdrucks und  des  Tauschmittels«.  Das  Geld,  im  juristischen  Sinne 
ein  Objekt,  sei  im  wirtschaftlichen  Sinn  ein  Mittel.  Es  ist  indessen 
schon  hervorgehoben  worden,  dafi  man  bei  diesen  »Funktionen«  des 
Geldes  in  erster  Linie  an  die  Gesellschaft  zu  denken  hat  und  an  die 
Zwecke,  die  dieselbe  mit  dem  Gelde  verfolgen  kann.  Es  scheint 
mir  nun,  als  ob  Soda  immer  nur  an  den  Tausch  dächte,  bei  dem  zwei 
Güter  sich  gegenüberstehen,  und  dadurch  zu  der  Annahme  komme, 
das  Geld  sei  in  seiner  höchsten  Vollendung  nur  ein  Vergleichsmittel. 
Eine  ebenso  berechtigte  wirtschaftliche  Zwecksetzung  ist  aber  doch 
das  Kaufen,  bei  dem  ich  ein  Geldstück  für  eine  Ware  hingebe,  um 
dann  sofort  wieder  befreit  zu  sein ;  hier  wird  es  ganz  klar,  daß  ich  mit 
dem  Gelde  doch  ganz  andere  Zwecke,  sozusagen  viel  »substanziellere« 
verfolgen  kann,  als  die  reine  Vergleichung.  Was  indessen  hier  ganz 
klar  ist,  ist  auch  bei  demjenigen  Geld  der  Fall,  das  nur  »zur  Verglei- 
chung beim  Tausch«  verwendet  wird.  Es  rückt  nur  an  die  Stelle  der 
Metallmenge  beim  Metallgeld  hier  ein  anderes  Tauschgut  ein  als  stoff- 
liche Unterlage;  wäre  das  nicht  der  Fall,  so  würde  ich  ja  nur  ein  Ver- 
sprechen abgegeben  haben,  das  unmöglich  angenommen  würde  als  Ge- 
gengabe für  ein  gegenwärtiges  Gut,  ohne  daß  Zins  verlangt  würde. 
Dadurch  verwirren  sich  die  Begriffe  Ware  und  Geld  nicht ;  was  ich 
eintausche,  um  seiner  selbst  willen  haben  will,  ist  die  Ware;  was  ich 
hingebe,  um  etwas  anderes  dafür  zu  bekommen,  wird  von  mir  als  Geld 
behandelt,  als  Tauschgut. 

Man  kann  nicht  sagen,  daß  die  Funktionen  das  Geld  zum  Gelde 
machen,  die  nur  ihm  allein  zukommen  und  zwar  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  es  keine  solchen  gibt.  Nicht  das  Gut  wird  Geld,  das 
allein  gewisse  »Funktionen  verrichtet«,  sondern  jenes,  das  am  besten 
allen  den  Zwecken  entspricht,  die  die  Gesellschaft  anstrebt,  wenn  sie 
Geld  benötigt;  prinzipiell  kann  das  aber  von  jedem  Gute  ermöglicht 
werden,  nur  eben  in  einer  vielleicht  sehr  unvollkommenen  Weise.  Da- 
her sind  zu  unterscheiden  die  Güte,  die  Grade  und  die  Grenze  des 
Geldbegriffes.  Je  mehr  ein  Gut  den  gesellschaftlichen  Zwecken  entspricht, 
desto  mehr  ist  es  Geld,  die  unverrückbare  letzte  Grenze  ist  nur  da  ge- 
geben, wo  kein  gegenwärtiges  Gut  oder  Guthaben  mehr  vorhanden  ist, 
und  das  Versprechen,  der  Kredit  beginnt.  Darum  ist  es  auch  eine  bedenk- 
liche Sache,  mit  vSöö'«  zu  sagen,  auch  ein  Kreditpapier  könne  Geld 
sein.     Es  ist    allerdings    richtig,    daß    ein    gewisses  Vertrauensmoment 
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sogar  beim  vollwertigen  Metallgelde  nicht  völlig  entbehrt  werden  kann, 
nämlich  das  Vertrauen  in  die  Güte  der  Währung.  Allein  dieses  Ver- 
trauen ist  wesentlich  verschieden  von  dem  Kredit,  den  irgend  ein  be- 
liebiges Kreditpapier  voraussetzt.  Beim  Metallgeld  bleibt,  vorausge- 
setzt, daß  nur  das  Metall  echt  ist,  immer  ein  Minimum  wirtschaftlichen 
Gutes  zurück,  das  zum  einfachen  Gütertausch  tauglich  ist,  selbst  wenn 
die  Währung  zu  wünschen  übrig  läßt.  Beim  Kreditpapier  hat  der  Em- 
pfänger nichts  in  der  Hand,  wenn  die  Unterlagen  der  gesellschaftlichen 
Beziehungen  versagen  und  dadurch  die  Guthaben  erlöschen,  die  dem 
Papier  seine  stoffliche  Grundlage  geben;  das  Papiergeld  des  Staates 
ist  wirkliches  Geld,  so  lange  die  Masse  der  Emission  mit  dem  in  Einklang 
steht,  was  die  Volkswirtschaft  wirklich  zu  tragen  vermag.  Geht  die 
Menge  des  emittierten  Papiers  darüber  hinaus,  so  wird  aus  dem  Gelde 
ein  Kreditmittel  und  hat  damit  aber  auch  aufgehört,  wirkliches  Geld 
zu  sein.  Mit  vollem  Recht  betont  daher  Knapp,  daß  das  Bedenkliche 
der  Papiergeldwirtschaft  dem  Papiergelde  seine  Bedeutung  in  der  Theorie 
nicht  nehmen  könne.  Allein  es  gibt  auch  eine  Grenze,  bei  deren Ueber- 
schreitung  dieses  Umlaufsmittel  seinen  Geldcharakter  verliert. 

Ein  wichtiges  Kriterium  dieses  Charakters  ist  die  unbedenkliche 
Annahmemöglichkeit,  sie  allein  garantiert  leichteste  Uebertragbarkeit 
und  ungehinderte  Umlaufsfähigkeit.  Darum  muß  alles,  was  Geld  sein 
soll,  vom  Staate  oder  unter  dessen  Aufsicht  und  Garantie  emittiert  sein, 
und  es  muß  für  Staatskassen  ein  unbedingter,  für  Private  ein  entsprechen- 
der Annahmezwang  festgesetzt  sein.  Ein  oberster  Grundsatz  ist  der  Aus- 
schluß der  Möglichkeit,  daß  das  volkswirtschaftlich  nicht  definitive  Geld 
einmal  an  einem  Wirtschaftssubjekte  hängen  bleiben  könnte,  erster 
und  letzter  muß  der  Staat  sein  ;  darum  ist  privatim  emittiertes  Papier 
kein  Geld  im  eigentlichen  Sinne,  höchstens  Geldsurrogat.  Es  ist  auch 
selbstverständlich,  daß  das  Geld  kein  wie  immer  geartetes  Endossement 
nötig  haben,  nicht  auf  einen  bestimmten  Namen  lauten  darf,  und  stets 
unbedenklich  zum  Nennwert  angenommen  werden  kann;  ausländischem 
Gelde  haftet  in  Gestalt  seines  Kurses  bereits  ein  erheblicher  Umlaufs- 
hemmschuh an.  Je  mehr  ein  Tauschgut  diesen  Bedingungen  entspricht, 
je  leichter  es  infolgedessen  zirkuliert,  desto  mehr  ist  es  Geld;  allen  die- 
sen Bedingungen  vermag  aber  nur  staatlich  oder  unter  staatlicher  Auf- 
sicht und  Garantie  emittiertes  Papier  zu  entsprechen. 

Was  nun  ferner  das  staatlich  oder  privatim,  aber  befristete 
Papier  anlangt,  woran  man  eigentlich  zuerst  denkt,  wenn  man,  wie 
Soda  von  Kreditpapier  schlechthin  spricht,  so  ist  es  wohl  nicht  richtig, 
dies  Geld  zu  nennen.  Das  Geld  kann  nie  Kredit  im  eigentlichen  Sinne, 
die  kurz-  oder  langfristige  Anlage,  darstellen.  Das  befristete  Kredit- 
papier ist  Anlagemöglichkeit,  aber  kein  Umlaufsmittel;  es  kann  vor- 
kommen, dafS  ein  Kreditpapier,  bevor  es  in  die  Hände  des  letzten  Em- 
pfängers kommt,  einen  Umlauf  durchmacht,  dies  ist  aber  nicht  der  we- 


Miszellen. 


123 


sentliche  Zweck,  sondern  nur  zufallig.  Dient  der  Wechsel  nuch  inter- 
national den  Zwecken  der  Zahlung  (vgl.  S.  120),  so  ist  er  deswegen  in) 
Innenverkehr  noch  nicht  Geld,  weil  er  eben  kein  gegenwärtiges  Gut  oder 
Guthaben  darstellt,  sondern  die  Tatsache  des  Diskontal)zugs  schon  ein 
äußeres  Zeichen  dafür  ist,  daß  er  in  erster  Linie  Kreditmittel  ist. 
Geld  und  Kredit  sind  daher  zwei  Dinge,  die  sich  ausschließen  und 
der  Ausdruck  Kreditgeld  ist  eigentlich  ein  Widerspruch  in  sich. 

Wird  so  die  stoffliche  Unterlage  zu  einem  Wesensbestandteil  des 
Geldes,  ohne  welche  es  zum  Kredilinstrumente  wird,  so  ist  auch  noch 
ein  anderer  Grund  da,  der  diese  Unterlage  unentbehrlich  macht.  Wie 
sollte  denn  jenes  höclist  entwickelte  »jeder  denkbaren  stofflichen  Grund- 
lage« entbehrende  Geld  zu  seiner  Reciiencinheit  kommen:  Soia  ging 
bei  seiner  Problemstellung  vom  Werte  aus,  und  es  ist  anzuerkennen, 
daß  er  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen  hat,  nicht  von  der  Quanti- 
tät, sondern  von  der  Qualität  des  Wertes  auszugehen ;  freilich  irrt  Soda, 
wenn  er  die  Ansicht  ausspricht,  daß  diese  Unterscheidung  eine  ganz 
neue  Tendenz  darstelle  (S.  88).  Schon  Adam  Müller  hat  1816  in  seiner 
Geldtheorie  den  Wert  als  Qualität  dargestellt  und  seine  qualitative 
Erfassung  von  der  quantitativen  Messung  getrennt.  Allein  der  Aus- 
gang vom  »Wert«  hat  insofern  seine  Gefahren,  als  man  nur  zu  leicht 
in  die  Versuchung  kommt,  dabei  an  den  generellen  Begriff  des 
Wertens  zu  denken,  der  aber  für  volkswirtschaftliche  Ueberlegungen 
keinen  brauchbaren  Ausgangspunkt  bietet.  Die  Volkswirtschaftslehre 
geht  von  historischen  Werturteilen^)  aus  und  sucht  im  Gelde 
nicht  das  Werten  als  allgemeinen  Begriff,  sondern  tatsächliche  Werte 
auszudrücken.  Daher  ist  dieser  Wertausdruck  nur  möglich  durch  Be- 
zugnahme auf  eine  charakteristische  W  e  r  t  q  u  a  1  i  t  ä  t ,  ein 
Gut,  das  am  wenigsten  individuell  eigenartig  und  gesellschaftlich  am 
gleichmäßigsten  gewertet  wird.  Diese  Wertqualität  als  begriffliche 
Grundlage  ist  absolut  notwendig,  auch  für  das  staatliche  Papiergeld  ; 
nur  so  ist  es  nämlich  möglich,  daß  Geld  irgend  welcher  Art  zu  einer 
Recheneinheit  kommt.  Selbst  das  rein  girale  Geld  braucht  eine  solche 
Recheneinheit,  um  die  Posten  ausdrücken  zu  können. 

Die  Eigenart  dieser  Recheneinheit  bringt  es  aber  mit  sich,  daß 
das  Geld  niemals  das  sein  kann,  was  Soda  als  Ideal  desselben  bezeichnet, 
nämlich  rein  objektiv  zu  werden  wie  die  Zahl.  Denn  die  Güter  sollen 
nicht  nur  gezählt  werden,  sondern  der  Preis  soll  seinen  Ausdruck  in 
der  charakteristischen  AVertqualität  des  Geldes  finden;  benannte  Zahlen 
können  aber  nur  dann  in  rechnerische  Verbindung  treten,  wenn  die  Be- 
nennung gleich  ist,  sonst  müssen  sie  in  einem  höheren  Genus  zusammenge- 
bracht werden.  Dieses  oberste  Genus  beim  Preisausdruck  ist  die  Geld- 
qualität, und  da  es  sich  um  die  Vergleichung  von  Wirklichkeiten  handelt, 

i)  Vgl.  die  Schrift  des  Verfassers:  Der  Grundgedanke  der  Volkswirlschafislehre 
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SO  kann  auch  die  Geldeinheit  selbst  nur  als  historische  Größe  ge- 
dacht werden.  Diese  Geldeinheit  hängt  von  allen  den  Faktoren  ab,  die 
sich  durch  die  fortwährend  zeitlich  und  örtlich  wechselnden  Marktverhält- 
nisse des  Tauschgutes  und  seine  sich  fortwährend  ändernden  Beziehungen 
zu  den  anderen  Gütern  ergeben.  Das  Gelten  des  Edelmetalls,  das  selbst 
wieder  durch  seine  Verwendung  als  Geld  mächtig  beeinflußt  wird,  der 
Grad  seiner  Kaufkraft,  ist  Voraussetzung  und  substantielle  Grundlage 
für  die  Bestimmung  der  Geldeinheit.  Der  emittierende  Staat  muß  ein 
bestimmtes  Verhältnis  zwischen  Münz-  und  Metallgewichtseinheit  fest- 
setzen ;  dabei  ist  er  selbstverständlich  nicht  frei,  der  Münzfuß  muß 
vielmehr  den  Stand  der  Edelmetallkurse  in  Einklang  bringen  mit  der 
historisch  eingebürgerten  Einheit  Mark,  Frank,  Rubel  u.  dgl.  Zu  nie- 
driger Münzfuß  läßt  das  Geld  von  der  Münze  fernbleiben,  zu  hoher 
bewirkt  eine  Ueberschwemmung  der  Prägestätten,  wobei  aus  dem  Prä- 
genlassen und  dem  Erwerb  des  Prägemetalls  vermittels  eines  anderen 
Geldes  ein  sehr  lukratives  Geschäft  entstehen  könnte;  die  Finanzen 
des  Staates  würden  daran  zugrunde  gehen. 

Ist  aber  diese  Recheneinheit  und  Benennung  eine  historische  Größe, 
so  kann  das  Geld  nie  objektiv  werden  wie  die  Zahl.  Soda  ver- 
langt die  Eigenschaft,  in  dieser  Weise  objektiv  zu  sein,  für  das  Geld, 
weil  er  der  Ansicht  ist,  nur  dadurch  würde  die  ewig  unveränderliche 
Anhäufung  der  Einheit  möglich  sein;  nach  ihm  wird  das  Geld  »un- 
historisch, unpersönlich,  allgemein  und  absolut  objektiv«.  Allein  dies 
ist  nicht  richtig;  für  eine  Anhäufung  der  Einheit  ist  nur  nötig,  daß  die 
proklamatorische  Einheit  als  absolut  fungibel  gilt  durch  geordnete  Wäh- 
rungsverhältnisse und  dadurch,  daß  der  Staat  von  einer  Währung  zur 
anderen  den  rekurrenten  (Staatliche  Theorie  d.  G.  S.  12)  Anschluß 
festsetzt.  Dadurch  aber  ist  das  Geld  nur  von  der  individuellen 
Wertung  unabhängig  geworden,  aber  nicht  objektiv,  sondern  nur  g  e- 
s  e  1 1  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  in  seiner  Geltung.  Der  Ausdruck  objektiv  ist  hier 
um  so  weniger  am  Platze,  als  die  ihm  als  Gegensatz  entsprechende 
Bezeichnung  »subjektiv«  für  den  Gel^rauchsvvert,  wie  Soda  ihn  fort- 
während nennt,  nicht  ganz  zutreffend  ist.  Die  Verwendung  und  Beur- 
teilung des  Geldes  auch  als  eines  ganz  von  allem  substantiellen  Be- 
gleitgut losgelösten,  nur  zum  Zwecke  der  Benennung  auf  ein  Tausch- 
gut bezogenen  Tauschmittels  ist  rein  subjektiv;  die  Größe  der  werten- 
den Gruppe,  die  Zahl  der  vergesellschafteten  Individuen  objektiviert 
doch  diesen  Vorgang  nicht.  Man  denkt  nur  beim  Tauschmittel  mehr 
an  die  Bewertung  der  anderen,  als  an  die  eigene,  eben  weil  man  das 
Mittel  nur  als  solches  bewertet  und  das  Vorhandensein  von  Abnehmern 
für  das  Tauschmittel  wünscht.  Die  Bewertung  wird  allerdings  so 
gleich,  daß  der  Staat  z.  B.  festsetzen  kann,  ein  Schuldner,  der  das  ge- 
schuldete Objekt  nicht  liefern  kann  oder  einen  Schaden  zu  ersetzen 
hat,  könne  sich  stets  subsidiarisch  mit    Geld    befreien.     Aber    deshalb 
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bleibt  doch  diese  Bewertung,  so  weit  verbreitet  sie  auch  zeitlich  und 
örtlich  sein  mag,  nichts  destoweniger  subjektiv.  Anderseits  ist  damit 
sehr  wenig  gesagt,  wenn  man  die  Art,  wie  das  einzelne  Wirtschafts- 
subjekt die  Gebrauchsmöglichkeit  eines  Gutes  für  sich  selbst  bewertet, 
subjektiv  nennt.  Natürlich  ist  sie  subjektiv,  allein  darauf  kommt 
es  doch  hier  gar  nicht  an.  Individuell  muß  sie  sein,  d.  h.  verschie- 
den von  der  Art,  wie  ein  anderes  Individuum  das  gleiche  Gut  be- 
wertet, denn  diese  individuelle  Verschiedenheit  der  Bewertung  ist  es, 
die  allein  den  Anlaß  zum  Tauschakte  gibt.  Man  bedient  sich  auch 
im  gewöhnlichen  Leben  öfters  dieser  ungenauen  Ausdrucksweise.  Wenn 
man  eine  Bemerkung  einleitet  mit  den  Worten:  »Nach  meiner  sui)jek- 
tiven  Ansicht«,  so  meint  man  in  Wirklichkeit  meist  die  individuelle 
Ansicht  im  Gegensatz  zu  der  eines  anderen,  oder  der  andern  oder 
einer  allgemein  geltenden.     An  sich  aber  ist  jede  Ansicht  subjektiv. 

Soda  ist  nun  weiter  der  Ansicht,  daß  das  Geld,  wenn  auch  nicht 
der  Maßstab,  so  doch  Ausdruck  für  den  individuellen,  oder  wie 
er  ihn  nennt,  subjektiven  Wert  sein  solle.  P^s  muß  aber  hier  vor 
allem  unterschieden  werden  zwischen  demjenigen  Ausdruck,  den  die 
Parteien  mit  Wissen  und  Willen  beabsichtigen  und  einem  an- 
deren Ausdruck,  der  sich  in  der  Wirklichkeit  durchsetzt,  ohne 
daß  er  unmittelbar  beabsichtigt  wäre.  Die  beiden  Kontrahenten  kom- 
men zum  Tausch,  indem  sich  jeder  seiner  individuellen  Bewertung  des 
Gutes,  das  er  besitzt  und  dessen,  welches  er  erstrebt,  bewußt  ist.  Diese 
Bewertung  wünscht  indessen  niemand  zum  Ausdruck  zu  bringen,  da 
dies  die  Lage  der  betreffenden  Partei  entschieden  verschlechtern  würde; 
der  Käufer  verrät  sich  ja  schon  dadurch,  daß  er  überhaupt  als  solcher 
auftritt,  ebenso  wie  auch  der  Verkäufer  seine  Neigung,  sich  von  sei- 
nem Gute  zu  trennen,  von  vornherein  verrät ;  und  die  individuelle  Be- 
Avertung  des  Käufers  ist  doch  eines  der  wirksamsten  Mittel,  wodurch 
der  Verkäufer  den  Preis  für  sich  günstig  zu  beeinflussen  vermag.  In- 
tensität der  gegenseitigen  Bew^ertung  und  Angebot  und  Nachfrage  ma- 
chen den  Preis,  allein  es  muß  festgehalten  werden,  daß  es  sich  hiebei 
nur  um  Meinungen  handelt,  welche  die  Parteien  gegenseitig  haben, 
bez.  um  die  Meinung  von  der  Meinung  der  Gegenpartei.  Der  Ver- 
käufer wird  eine  niedrige  Bewertung  für  das  Gut,  das  er  verkaufen 
will,  niemals  durchblicken  lassen,  sondern  eher  vielleicht  den  Anschein 
er\vecken  wollen,  daß  er  sich  nur  ungern  davon    trenne. 

Will  also  die  individuelle  Bewertung  niemand  zum  Ausdruck 
bringen,  so  kommt  sie  doch  tatsächlich  zur  Geltung,  indem  in  der 
Höhe  der  wirklich  erzielten  Preise  das  Kräfteverhältnis  d.  h.  die  Not- 
wendigkeit zu  kaufen  oder  zu  verkaufen,  die  Kauf-  oder  Verkaufslust, 
sich  ausdrückt,  wie  dies  besonders  in  Marktberichten  und  Preisstatis- 
tiken der  Fall  ist. 

AVas  die  Parteien  selbst  wirklich  in  Geld  ausdrücken  wollen,  ist  nur 
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ein  Angebot  und  (ier  Preis.  Das  Angebot  ist  nötig,  weil  einmal 
von  einer  der  Parteien  eine  Summe  ausgesprochen  werden  muß,  sonst 
fehlt  jede  Basis  einer  Vereinbarung;  und  der  Preis  muß  in  Geld  aus- 
gedrückt werden,  weil  sonst  der  Kauf  nicht  zum  Abschluß  gelangen 
kann.  Außerhalb  und  innerhalb  des  Kaufhandels  wird  am  häufigsten 
ausgedrückt  der  gesellschaftliche  Wert,  den  man  am  besten 
den  Verkehrs  wert  nennt.  Der  Verkehrswert  ist  die  in  der  Ge- 
sellschaft, so  weit  sie  an  einem  Gut  Interesse  hat,  herrschende  Mei- 
nung, welchen  Preis  ein  Gut  im  Güterverkehr  zu  erzielen  vermag  oder 
genauer  die  Meinung,  die  innerhalb  einer  Bewertungsgesellschaft  (wie 
Soda  es  nennt),  die  ein  Gut  als  Objekt,  nicht  als  Mittel  bewertet,  über 
die  Fähigkeit  dieses  Gutes  herrscht,  einen  Preis  zu  erzielen.  Diese 
Meinung,  die  durch  tatsächliche  Käufe  und  Verkäufe  notorisch  und 
durch  Markt-  und  Kursberichte  weiter  verbreitet  wird,  ist  es,  die  direkt 
zum  Ausdruck  gebracht  wird,  wenn  von  dem  Wert  eines  Gutes  in  Geld 
schlechthin  gesprochen  wird.  Dieser  Verkehrswert  ist  ein  gesell- 
schaftlicher Wert,  weil  man  dabei  weniger  an  die  eigene  Bewer- 
tung als  vielmehr  an  die  der  anderen  denkt.  Seine  Bedeutung  besteht 
darin,  daß  man  erwarten  kann,  die  Gesellschaft  werde  möglichst  all- 
gemein der  Ansicht  sein,  daß  dies  der  Preis  ist,  den  das  Objekt  unter 
den  herrschenden  Marktverhältnissen  zu  erzielen  vermag.  Daraus  folgt 
die  Geneigtheit,  zu  diesem  Preise  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  weil 
man  annimmt,  man  werde  nirgends  günstigere  Bedingungen  finden. 
Zum  Preise  verhält  sich  dieser  Verkehrswert  in  der  Weise,  daß  der 
Kenner  der  Marktlage  aus  einer  großen  Zahl  von  Preisen  denjenigen 
als  Bezeichnung  des  Verkehrswertes  auswählt,  der  nach  seiner  Beur- 
teilung der  Marktstimmung  das  Kräfteverhältnis  der  Parteien  am  besten 
zum  Ausdruck  bringt.  Daß  dies  nicht  der  durchschnittliche  Preis  sein 
muß,  ist  selbstverständlich. 

Diesen  Verkehrswert  ;>Tauschwert«  zu  nennen,  kann  zu  Mißver- 
ständnissen Anlaß  geben.  Es  wird  dabei  häufig  eine  qualitative  mit 
einer  quantitativen  Ueberlegung  vermengt.  Man  versteht  nämlich  unter 
Tauschwert  des  Geldes  oft  auch  seine  Brauchbarkeit,  Tauschniittel  zu 
sein ;  und  es  eignet  sich  hiezu  dadurch,  daß  es  der  Zahl  relativ  am 
nächsten  kommt,  wenn  auch  kein  Tauschgut  der  Zahl  gleich  sein 
kann,  dies  ist  unmöglich.  Diese  Aehnlichkeit  besteht  aus  Teilbarkeit, 
Gleichförmigkeit  und  Dauerhaftigkeit.  Dies  ist  also  eine  rein  quali- 
tative Ueberlegung,  der  Ausdruck  des  Preises,  Angebotes  und  Ver- 
kehrswertes dagegen  ist  eine  rein  quantitative  Erwägung. 

Dieser  ganzen  Sodaschen  Beantwortung  der  Frage  nach  den  Funk- 
tionen, daß  Geld  nur  Mittel,  nicht  Objekt,  nur  Wertausdruck  und 
Tauschmittel,  nichts  anderes  sein  könne,  seien  folgende  Funktionen 
des  Geldes  gegenübergestellt,  die  eigentlich  Zwecke  sind,  die  die 
Gesellschaft  mit  dem  Gelde  verfolgt. 
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Daß  der  erste  Zweck  nicht  der  eines  Wertmessers  sein  kann,  hat 
Soda,  wie  eingangs  schon  dargelegt,  sehr  gut  bei^ründet  mit  dem  Hin- 
weis, daß  wir  keinen  Maßstab  im  Gelde  wollen  können.  Die  erste 
und  oberste  Funktion  des  Geldes  ist  aber  nun  nicht,  wie  Soda  meint, 
die  eines  Wertausdrucks,  sondern  wie  oben  begründet,  die  eines  A  u  s- 
drucks  für  Preis,  Angebot  und  V  e  r  k  e  h  r  s  w  e  r  t.  Der  indi- 
viduelle Wert  ist  eine  der  Voraussetzungen  des  Preises,  an  sich  aber 
eine  ganz  private,  nicht  gesellschaftliche  Angelegenheit.  Diesen  ersten 
Zweck  verdeutlicht  am  besten  die  alte  Hamburger  Bankwährung:  wir 
wollen  einen  Preisausdruck  und  zu  diesem  Zweck  eine  Rechenein- 
heit, Diese  Recheneinheit  gibt  nur  der  Staat  durch  Schaffung  der 
proklamatorischen  Einheit  (Staatliche  Theorie  d.  G.  S.  251  aber,  wie 
gezeigt  durchaus  nicht  willkürlich  ! 

Dann  wollen  wir  aber  nicht  nur  ein  solches  Mittel,  das  Vergleichs- 
objekt ist,  und  die  Güter  zur  Verrechnung  in  Buchposten  verwandelt, 
sondern  wir  wollen  ein  Tauschgut,  das  wirtschaftliche  Güterüber- 
tragungen ermöglicht,  wir  wollen  dabei  wirtschaftliche  Befriedigung 
nehmen  und  geben,  wie  sie  nur  durch  ein  gegenwärtiges  Gut  oder 
Guthaben  gewährleistet  werden  kann.  Wir  wollen  nicht  nur  tauschen, 
sondern  kaufen. 

Ferner  bezwecken  wir  mit  dem  Geld  ein  Umlaufsm  ittel,  das 
so  gesellschaftlich  als  möglich  sein  kann,  d.  h.  unbedenklich  anzuneh- 
men und  weiterzugeben  und  vom  Staate  so  hergestellt  ist,  daß  jeder- 
mann ohne  besondere  Kenntnisse  oder  Vorbereitungen  es  verwenden 
kann.  Dann  soll  das  Geld  auch  Wertträger  durch  Zeit  und  Raum  sein, 
was  nur  von  einem  Gut  geleistet  werden  kann,  und  endlich  ist  ein  wich- 
tiges Ergebnis  der  Einrichtung  des  Geldes  die  Möglichkeit  des  Kapitals. 

Es  gibt  mehrere  Autoren,  die  nach  dem  Vorgange  Ricardos  jedes 
zur  weiteren  Produktion  verwendete  Gut  Kapital  nennen.  Meines  Er- 
achtens  gehören  zur  Entstehung  des  Kapitals  Sondereigentum, 
die  Geneigtheit  oder  Gewohnheit,  nach  dem  Prinzip  der  Wirtschaftlich- 
keit zu  verfahren,  und  das  Vorhandensein  des  Geldes,  damit  alle  Güter 
in  diesem  einen  Preisausdrucksmittel  zu  Geldposten  werden  können. 
Erst  dann  kann  man  von  jenem  Hauptmerkmal  des  Kapitals,  seinem 
unpersönlichen  Wirken  sprechen,  daß  nämlich  der  Eigentümer  von 
Geld  oder  Gut  Zinsen  von  einem  anderen  erhält,  der  dieses  sein  Eigen- 
tum verwendet;  und  nur  dadurch  wird  es  selbstverständlich,  daß  die  im 
Gelde  auf  fungible  Einheiten  zurückgeführten  Güter  vollkommen  auf- 
gezehrt werden  können  und  nur  in  fungiblem  Gut,  nicht  in  natura  rück- 
erstattet zu  werden  brauchen.  Im  rein  empirisch-würtschaftlichen  (nicht 
ethischen)  Sinne  entsteht  also  Kapitalismus  aus  dem  Verfahren  nach 
dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  innerhalb  einer  Geld-  oder  Ver- 
kehrswirtschaft mit  Privateigentum. 

Sind  so  die  Hauptzwecke  genannt,  die  wir  mit  dem  Gelde  in  der 
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Gesellschaft  bei  individualistischem  und  bei  gesellschaftlichem  Verhal- 
ten verfolgen,  so  ist  damit  auch  gesagt,  daß  nie  ein  Gut  allein  das 
Geld  ist,  von  dem  wir  diesen  Begriff  gewinnen  könnten.  Sondern  die 
Gesellschaft  verfolgt  gewisse  monetäre  Zwecke,  und  das  Gut,  das  ihnen 
am  besten  dient,  wird  Geld.  Es  gibt  daher  verschiedene  Arten 
der  Güte  des  Geldes,  weil  es  Geld  gibt,  das  gewisse  Gefahren  mit 
sich  bringt,  oder  bei  dem  der  Emittent  der  Versuchung  ausgesetzt  ist, 
sich  unter  der  äußeren  Erscheinung  des  Geldes  zinslosen  Kredit  zu 
verschaffen;  und  es  gibt  Grade  der  Geldqualität,  so  daß  wir  von 
eigentlichem  Gelde  und  von  Geldsurrogaten  sprechen  können,  und  end- 
lich gibt  es  eine  Grenze  des  Geldbegriffs,  die  da  gegeben  ist,  wo 
kein  gegenwärtiges  Gut  oder  Guthaben  mehr  vorhanden  ist,  und  der 
Kredit  beginnt. 

Die  Anwendung  dieser  allgemeinen,  aus  der  Zugrundelegung  der  ge- 
sellschaftlichen Zwecke  folgenden  Ueberlegungen  ist  ohne  weiteres  klar  : 
üas  Geld  im  vollsten  Sinne  ist  das  vollwertige  Metallgeld,  bei  dem 
durch  Freiprägbarkeit  Nennwert  und  Metallwert  in  Uebereinstimmung 
bleiben,  was  durch  die  lytrische  (Staatl.  Theorie  d.  G.  69)  Verwaltung 
garantiert  wird ;  nur  dieses  Geld  kommt  allen  Zwecken  nach,  denn 
die  Recheneinheit  muß  auch  das  best  verwaltete  und  geordnete  Papier- 
geld von  einem  solchen  Gelde  hernehmen.  Das  Papiergeld  ist  ein 
schlechtes  Geld,  weil  es  die  oben  genannte  Gefahr  bringt,  verschleier- 
tes Kreditmittel  zu  werden,  aber  es  ist  so  lange  Geld,  als  es  dem  ent- 
spricht, was  die  Volkswirtschaft  zu  tragen  vermag.  Die  Grade  der 
Geldqualität  sind  dadurch  gegeben,  daß  es  Geld  gibt,  das  nicht  allen, 
sondern  nur  einigen  Bedingungen  entspricht,  und  namentlich  dadurch, 
daß  es  Geld  gibt,  das  nicht  ganz  allgemein  gesellschaftlich  verwendet 
werden  und  zirkulieren  kann.  Ist  eine  besondere  Kenntnis  der  Güte 
oder  des  Kurses  beim  einzelnen  Wirtschaftssubjekt  nötig,  oder  sind 
gewisse  Voraussetzungen  verlangt,  wie  z.  B.  beim  Scheck,  daß  man  ein 
Konto  haben  muß,  so  spricht  man  besser  von  Geldsurrogaten. 
Die  unerläßliche  Bedingung  aber  ist,  daß  ein  gegenwärtiges  Gut  oder 
Guthaben  vorhanden  ist,  welches  sich  zum  Tauschen  und  Kaufen  da- 
durch eignet,  daß  es  durch  schriftliche  Urkunde  oder  durch  Prägung 
in  eine  Zahl  von  Geldeinheiten  ausgedrückt  ist;  denn  nur  daraus  folgt 
die  gegenseitige  Vertretbarkeit,  die  Gleichgültigkeit,  was  für  individuelle 
Einheiten  gegeben  sind,  wenn  es  nur  »solche«  Einheiten  sind. 

Aus  dieser  Vertretbarkeit  entsteht,  daß  ein  solches  Gut  gar  nicht 
individuell,  sondern  gesellschaftlich  gleichmäßig,  nicht  um  seiner  selbst 
willen,  sondern  wegen  seiner  Kaufkraft,  seines  Verkehrswertes  ange- 
strebt wird.  Dies  ist  der  weiteste  Begriff  des  Geldes,  was  dem  ent- 
spricht, ist  noch  Geld,  auch  das  »girale  Geld«,  das  nicht  umläuft, 
sondern  nur  in  einer  Umschreibung  besteht,  der  aber  ein  wirkliches 
gegenwärtiges  Guthaben  entspricht.     Der  engste  Begriff  des  Geldes 
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aber,  des  Geldes,  das  allen  Zwecken  nachkommt,  ist  der  des  vollme- 
tallischen Währungsgeldes. 

Ganz  verschieden  von  dem  Grade  der  Geldqualität  ist  die  Frage 
der  wirtschaftlichen  Verwendung.  Hier  zeigt  sich,  daß  ge- 
rade Geld  im  eigentlichsten  Sinne  am  allerunwirtschaftlichsten  in  der 
Verwendung  ist.  Die  Abnutzung,  die  Transport-,  Umpräge-,  Versiche- 
rungskosten und  Zinsverluste  bei  Edelmetallzahlungen  machen  seine  Ver- 
wendung unpraktisch.  Hier  tritt  nun  ganz  sinngemäß  eine  Trennung 
der  Zwecke,  eine  Art  Arbeitsteilung  ein.  Man  verfolgt  die  ein- 
zelnen Zwecke  mit  Geldarten,  die  speziell  dafür  geeignet  sind.  vSo  eig- 
net sich  die  Scheidemünze  nur  für  kleine  Zahlungen,  die  vollmetalhsche 
Währungsmünze  ist  Recheneinheit,  internationaler  und  intertemporaler 
Wertlräger,  unentbehrlich  namentlich  für  die  Saldi  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  aber  starr  gefesselt  an  die  Edelmetallproduktion  und 
unpraktisch  für  den  Umlauf.  Die  Banknote  gibt  ihm  die  nötige 
Elastizität  in  der  Anpassung  an  den  Bedarf  an  Umlaufsmitteln,  eignet 
sich  aber  nicht  zu  internationalen  Zahlungen.  Scheck  und  Giro  eignen 
sich  zur  Erledigung  aller  Tauschgeschäfte,  sind  aber  nur  brauchbar  bei 
bankmäßiger  Verbindung.  So  ist  für  jeden  Zweck  mit  der  Zeit  eine 
Geldart  entstanden,  die  dann  naturgemäß  den  anderen  Zwecken  we- 
niger entspricht. 

Endlich  seien  noch  einige  Worte  angefügt  über  die  Sodasche 
Trennung  von  Substanzwert  und  Funktionswert.  Es  erweckt  diese 
Trennung  den  Gedanken,  daß  es  ein  Geld  ohne  jede  stoffliche  Unter- 
lage geben  könne,  das  dann  »nur  in  der  Funktion«  einen  Wert  reprä- 
sentiere. Das  girale  Geld  besitzt  in  der  Tat  keine  eigene  geprägte 
Geldsubstanz,  aber  die  der  Giro-Eintragung  zu  Grunde  liegenden  Gut- 
haben sind  dadurch  sozusagen  als  Geld  ausgeprägt,  daß  sie  eben  als 
Buchposten  in  Geld  ausgedrückt  sind.  Daß  aber  auch  das  eigentliche 
Papiergeld  nicht  ohne  stoffliche  Unterlage  als  Geld  funktionieren  kann, 
ist  oben  gezeigt  worden.  Die  unterwertige  Scheidemünze  kommt  als 
Eigenwert  überhaupt  nicht  in  Betracht,  denn  sie  repräsentiert  nur  das 
Währungsgeld. 

Durch  diese  Auffassung  des  Geldes  verlieren  einige  Sätze  der 
Geldlehre  von  ihrer  Bedeutung.  Der  bekannte  Satz,  die  benötigte 
Geldmenge  sei  gleich  dem  Quotienten  aus  Gesamtumsatz  dividiert 
durch  die  Zahl  der  Handwechsel  ist  von  vornherein  durch  die  Geld- 
arten aufgehoben,  die  ohne  Handwechsel,  funktionieren,  wie  Scheck, 
Giro-  und  Abrechnungsverfahren.  Dieser  Satz  hätte  aber  auch,  abge- 
sehen von  der  Unmöglichkeit,  die  Zahl  der  Handwechsel  zu  finden,  auch 
wenn  man  nur  die  gleichzeitigen  berücksichtigen  wollte,  ebenso  wie  die 
Quantitätstheorie  in  der  Fassung  Locken  und  Ricardos  zur  Vorausset- 
zung, daß  einerseits  das  Volksvermögen  eine  feste  Größe  darstellte 
und  anderseits  Geld  und  Ware  zwei  Begriffe  wären,  die  sich  ausschlie- 
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ßen.  Das  Volksvermögen  ist  aber  keine  feste  Größe,  weil  seine  nume- 
rische Quantität,  selbst  wenn  sie  für  einen  Zeitpunkt  angegeben  wer- 
den könnte,  von  der  Bedeutung  abhängt,  die  die  vorhandenen  Güter 
in  einer  Volkswirtschaft  liaben.  Eine  Million  Mark  bedeutet  aber  wohl 
etwas  sehr  verschiedenes,  je  nachdem  sie  in  den  Händen  einer  pro- 
duktiven oder  unproduktiven,  verschwenderischen  oder  genügsamen, 
kulturell  hoch  oder  tief  stehenden  Nation,  je  nachdem  sie  in  Land- 
wirtschaft, Industrie  oder  Handel  Anwendung  findet,  sowie  nach  der 
wirtschaftlichen,  politischen  u.  dgl.  Lage,  in  der  sich  ein  Volk  befindet. 
Der  Theoretiker  schaut  rückwärts  und  sieht  so  das  Volksver- 
mögen als  feste  Größe ;  die  Wirtschaftenden  schauen  vorwärts 
und  gestalten  es  nach  Bedarf  Geld  und  Ware  sind  ferner  zwei 
Begriffe ,  die  sich  schwer  gegen  einander  abgrenzen  lassen.  Das 
Geld  ist  nicht  alles  als  Geld  im  LTmlauf  und  liegt  als  Ware  in  Kassen, 
Horten  u.  dgl.  (oder  im  Juliusturm).  Und  die  Waren  rücken  in 
die  Geldqualität  ein  und  verrichten  dessen  Zwecke,  wenn  sie  beispiels- 
weise im  Giroverfahren  zur  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  verwen- 
det werden. 

Die  strikte  Abgrenzung  eines  festen  Begriffes  Metallgeld  gegenüber 
dem  der  Waren  und  des  Papiergeldes  wäre  aber  die  Voraussetzung  der 
Currencytheorie  und  es  bleibt  von  ihr  eigentlich  nichts  bestehen,  als 
ein  gewisser  Einfluß  der  Edelmetallproduktion  auf  die  Kaufkraft  des 
Geldes  und  auf  den  Geldmarkt.  Das  Gresharns.c\\Q  Gesetz  reduziert 
sich  auf  die  einfache  Tatsache,  daß  der  nach  dem  Prinzip  der  Wirt- 
schaftlichkeit Verfahrende  jedes  Ding  dort  verwendet,  wo  er  am  meisten 
damit  erreicht,  oder  das  leichtest  zu  beschaffende  von  allen  den  Mit- 
teln wählt,  die  den  gleichen  Zweck  sicher  stellen.  Darum  bleibt  das 
unterwertige  Geld  und  das  Papier  in  dem  Verkehr,  das  vollgewichtige 
wandert  auf  den  Metallmarkt.  Es  ist  aber  nicht  überflüssig,  zu  sagen, 
daß  es  sich  hier  nicht  um  ein  automatisches  Funktionieren  des  Geldes 
handelt,  sondern  daß  die  volkswirtschaftlichen  Zwecksetzungen  ent- 
scheiden ;  daher  ist  in  allen  diesen  Fragen  der  Stand  der  Zahlungs- 
bilanz und  die  daraus  folgende  Meinung  des  Auslandes  vom  Zustand 
der  Volkswirtschaft  und  ihrer  Geldverhältnisse  das  Ausschlaggebende 
(vgl.  W.  Lotz  im  W.  d.  V.   ii27f.). 

Im  letzten  Kapitel  seines  Buches  hat  Soda  Ausführungen  gegeben, 
bei  denen  er  m.  E.  zu  einer  Uebertreibung  der  Bedeutung 
kommt,  die  der  Geldgedanke  haben  kann ;  es  hat  fast  den  Anschein, 
als  verfalle  der  Verfasser ,  der  vorher  mit  Recht  die  Vergegenständ- 
lichung des  Wertgedankens  bekämpft,  nun  in  eine  Vergegenständlichung 
der  Idee  des  Geldes.  Die  Ausführungen  dieses  letzten  Kapitels  gipfeln 
darin,  daß  unsere  ökonomischen  Begriffe  für  die  »Naturalwirtschaft« 
keinen  Sinn  haben,  daß  Natural-  und  Geldwirtschaft  nicht  mit  einem 
Begriffe  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  umspannt  werden   können  ,    die 


Miszellen. 


131 


Begriffe  Wert  u.  a.  erst  durch  die  Dazwischenkunft  des  Geldes  Sinn 
bekommen.  Ja,  es  endet  dieser  Gedankengang  damit:  »Unabhän- 
gig von  dem  Geld  begriffhat  nach  uns  kein  ökonomi- 
scher Begriff   einen    ernsten  Sinn^. 

Einen  Beweis  dafür,  daß  es  in  der  Naturalwirtschaft  keine  wirt- 
scliaftliche  Tätigkeit  gebe,  hat  indessen  der  Verfasser  nicht  erbracht. 
In  dieser  ist  es  eben  schon  am  wirtschaftlichsten,  das  Gut  innerlialb 
der  Wirtschaftseinheit  zu  verwenden,  weil  es  keinen  Markt  gibt,  wäh- 
rend in  der  Verkehrswirtschaft  der  wirtschaftende  Mensch  die  über- 
schüssigen Güter,  oder  die  absichtlich  für  den  Tausch  erzeugten  Güter 
auf  den  Markt  bringt,  oder  zur  weiteren  Produktion  verwendet. 

Im  übrigen  muß  hier  wiederholt  auf  die  beschränkte  Bedeutung 
theoretischer  Konstruktionen  hingewiesen  werden  ,  die  für  die  histori- 
sche Tatsächlichkeit  nichts  besagt.  Auch  bei  Soda  hat  es  den  An- 
schein, als  ob  hier  die  Naturalwirtschaft  gedacht  sei  als  eine  in  der 
Wirklichkeit  arrondierte,  gegen  verkehrswirtschaftliche  Zustände  abge- 
grenzte Wirtschaftsart.  Doch  ist  natürlich  auch  die  Wirtschaft,  die  für 
die  Naturalwirtschaft  als  Einheit  angesehen  wird  ,  die  sogenannte  ge- 
schlossene Hauskommunion ,  ein  Gemeinwesen.  Und  auch  in  dieser 
kleinsten  Gesellschaft  sind  schon  die  Ansätze  zu  gesellschaftlichem 
Wert,  Verkehr  und  Geld  gegeben,  denn  unerläßlich  für  das  Zu- 
standekommen von  Güterverkehr  und  Geld  erscheint  mir  eigentlich 
nur  das  Sondereigentum  und  die  Verschiedenheit  indi- 
vidueller  Wertungen. 

Nun  zitiert  K.  Bücher  in  seiner  »Entstehung  der  Volkswirtschaft« 
aus  Heckewelder  (Nachricht  von  der  Geschichte,  den  Sitten  und  Ge- 
bräuchen der  Indianischen  Völkerschaften ,  übersetzt  von  F.  Hesse, 
Göttingen  1821)  folgende  Stelle:  Während  die  Indianer  Nordamerikas 
ein  Sondereigentum  an  Grund  und  Boden  gar  nicht  kennen,  »findet 
sich  nichts  in  dem  Hause  oder  der  Familie  eines  Indianers,  das  nicht 
einen  speziellen  Eigentümer  hätte.  Jedes  Mitglied  der  Familie  weiß, 
was  ihm  zugehört,  von  dem  Pferde  oder  der  Kuh  an  bis  auf  den  Hund, 
die  Katze,  die  Kätzchen  und  Küchlein  herab.  Eltern  machen  ihren 
Kindern  Geschenke,  und  diese  wieder  ihren  Eltern.  Ein  Vater  wird 
zuweilen  seine  Frau  oder  eines  seiner  Kinder  ersuchen,  ihm  ihr  Pferd 
zu  leihen,  um  auf  die  Jagd  zu  reiten.  Ein  Nest  junger  Katzen  oder 
ausgebrüteter  junger  Hühner  hat  oft  ebensoviele  besondere  Eigentümer, 
als  einzelne  Tierchen  dazu  gehören.  Um  eine  Henne  mit  ihrer  Brut 
zu  kaufen,  muß  man  oftmals  mit  mehreren  Kindern  verhandeln.«  Es 
ist  nun  nicht  einzusehen,  warum  man  nicht  auch  in  einer  solchen  Ge- 
meinschaft auf  ein  lediglich  innerhalb  ihres  Bereichs  gewohnheitsmäßig 
verwendetes  und  darum  gesellschaftlich  angewendetes  Tauschmittel  und 
Preisausdrucksmittel  kommen  soll,  umsomehr,  als  in  einem  so  engen 
Kreis  eine  gemeinsame  Wertschätzung   viel    sicherer  und  leichter 
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gegeben  sein  kann,  als  etwa  in  den  Anfängen  einer  größeren  Ver- 
kehrswirtschaft, wo  gegenseitig  noch  Unkenntnis  der  Wertungen  und 
Mißtrauen  herrscht. 

K.  Bücher  nennt  auch  diese  Stufe  die  der  individuellen  Nah- 
rungssuche, was  eine  viel  klarere  Bezeichnung  darstellt,  als  beispiels- 
weise »Naturalwirtschaft«.  Die  Bezeichnung  »individuell«  schließt  es 
gar  nicht  aus,  daß  gleichzeitig  mit  dieser  individuellen  Tätigkeit  schon 
im  engsten  Kreis  verkehrswirtschaftliche  Züge  beginnen,  sich  geltend 
zu  machen.  Es  wäre  auch  viel  weniger  mißverständlich,  stets  Gesell- 
schafts- und  Individuahvirtschaft  zu  unterscheiden ;  so  wird  es  dann 
auch  ganz  klar,  wie  die  rein  individualistisch  gedachte  Grenznutzentheo- 
rie nur  Sinn  hat  für  die  individuelle  wirtschaftliche  Tätigkeit,  die  aber 
natürlich  zeitlich  immer  mit  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  in  Ge- 
mengelage ist.  Die  Stufenfolge  nach  dem  Grade  der  Vergesellschaf- 
tung ist  darum  für  die  meisten  wirtschaftlichen  Erscheinungen  eine  nur 
graduelle  Einteilung ;  dagegen  ist  sie  von  prinzipieller  Geltung  für  Er- 
scheinungen, die  nur  der  Intensität  oder  der  Art  des  wirtschaftlichen 
Zusammenwirkens  ihre  Entstehung  verdanken.  Das  Geld  erhält  da- 
durch nur  seine  Vervollkommnung,  wie  Soda  dies  auch  hervorhebt. 
Denn  das  Geld  ist  denkbar,  wenn  nur  überhaupt  ein  gesellschaftliches 
Zusammenwirken  vorhanden  ist,  mit  dem  Fortschreiten  der  Vergesell- 
schaftung entwickelt  sich  nur  die  Form  des  Geldes,  und  der  Gedanke 
des  Geldes  wird  von  dem  des  örtlich  mit  der  Urkunde  verbundenen 
Gutes  frei  und  selbständig.  Prinzipielle,  nicht  mehr  graduelle  Unter- 
scheidungen bringen  aber  die  Grade  der  Vergesellschaftung  da ,  wo 
eine  Erscheinung  diesem  Grade  Entstehung  und  Existenzmöglichkeit 
verdankt,  wie  z.  B.  die  kapitalistische  Produktionsweise. 

Aus  allem  Gesagten  geht  aber  hervor,  dafS  eine  volkswirtschaftliche 
Theorie  des  Geldes  am  richtigsten  von  den  wirtschaftlichen  Zweck- 
setzungen in  der  Gesellschaft  ausgeht  und  daß  das  Geld  stets  besteht 
aus  einer  Urkunde  oder  Prägung,  getragen  von  einem  Gute  oder  Gut- 
haben, wenn  letzteres  auch  eventuell  eine  kumulative,  unentwirrbare 
Masse,  wie  beim  staatlichen  Papiergeld  darstellt.  O  ertlich  können 
Urkunde  und  Gut  getrennt  sein,  zeitlich  aber  nicht,  denn  bei  zeit- 
licher Trennung  entsteht  der  Kredit. 


Bilanzrevisionen  in  Aktiengesellschaften. 

Der  »Deutsche  Reichsanzeiger«  vom  4.  Oktober  (Nr.  233)  enthält 
im  nichtamtlichen  Teile  unter  obiger  Ueberschrift  eine  Auslassung,  die 
ihres  prinzipiellen  Charakters  wegen  auch  hier  festgehalten  zu  werden 
verdient.     Sie  lautet : 

»Der  Zusammenbruch  der  Niederdeutschen  Bank  in  Dortmund  und 
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einer  Anzahl  hierdurch  betroffener  Unternehmungen  hat  von  neuem 
die  Aufmerksamkeit  auf  gewisse  Gefahren  im  Aktienwesen  hingelenkt 
und  eine  ausgiebige  Erörterung  hervorgerufen ,  wie  derartigen  Vor- 
kommnissen am  zweckmäßigsten  vorzubeugen  sei.  Die  Frage  erscheint 
ebensowohl  für  die  Besitzer,  die  Aktionäre,  als  auch  für  die  Gläubiger 
der  Aktiengesellschaften ,  im  besonderen  für  die  Einleger  von  Bedeu- 
tung ,  namentlich  wenn  das  Verhältnis  des  Eigenkapitals  der  Gesell- 
schaft zu  den  fremden  Geldern  in  Betracht  gezogen  wird.  Hat  das 
Gesetz  der  ersteren  Kategorie  von  Beteiligten ,  den  Aktionären  ,  ge- 
wisse Rechte  eingeräumt,  die  es  ihnen  ermöglichen,  sich  über  den 
Stand  der  Dinge  innerhalb  bestimmter  Grenzen  zu  unterrichten,  so  be- 
ruht das  Verhältnis  der  Einleger  zu  den  Gesellschaften  im  wesentlichen 
auf  dem  Vertrauen  und  damit  im  Zusammenhang  auf  den  Vorrechten, 
die  den  Ansprüchen  der  Einleger  gegenüber  den  Aktionären  zustehen. 

Nun  hat  sich  auch  bei  dem  Zusammenbruch  der  Niederdeutschen 
Bank  die  für  solche  Vorkommnisse  geradezu  typische  Erscheinung 
wiederholt,  daß  die  Bücher  der  Gesellschaft  nicht  in 
Ordnung  waren.  Das  hat  wieder  zu  der  Annahme  geführt,  daß 
in  dieser  Hinsicht  Mängel  beständen  und  daß  im  besonderen  die  Bi- 
lanzrevision  in  Aktiengesellschaften  unzureichend 
sei  und  neue  Kautelen  geschaffen  werden  müßten.  Die  Hauptbeden- 
ken richten  sich  gegen  die  Institution  des  Aufsichtsrats,  dessen 
Funktionen  hinsichtlich  einer  zuverlässigen  Revision  insofern  als  unzu- 
reichend erachtet  wurden  ,  als  nach  den  bestehenden  Gesetzen  dieser 
Instanz  in  bezug  auf  die  Kontrolle  zu  große  Freiheiten  gewährt  seien, 
so  daß  bei  dieser  Sachlage  eine  Gewähr  für  eine  in  alle  Einzelheiten 
eindringende  Revision  nicht  geboten  sei. 

Die  hauptsächlichste  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuchs,  die  die 
Funktionen  des  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Aufsichts- 
rats regelt,  ist  im  §  246  des  Handelsgesetzbuchs  enthalten,  der  folgen- 
den Wortlaut  hat: 

»Der  Aufsichtsrat  hat  die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  in 
allen  Zweigen  der  Verwaltung  zu  überwachen  und  sich  zu  dem  Zwecke 
von  dem  Gange  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  zu  unterrichten. 
Er  kann  jederzeit  über  diese  Angelegenheiten  Berichterstattung  von 
dem  Vorstande  verlangen  und  selbst  oder  durch  einzelne  von  ihm  zu 
bestimmende  Mitglieder  die  Bücher  und  Schriften  einsehen,  sowie  den 
Bestand  der  Gesellschaftskasse  und  die  Bestände  an  Waren  und  Wert- 
papieren untersuchen.  Er  h  a  t  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanzen  und 
die  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen  und  darüber  der  Gene- 
ralversammlung Bericht  zu  erstatten.« 

In  dieser  Bestimmung  enthält  der  erste  und  dritte  Satz  eine  Ver- 
pflichtung, der  mittlere  Satz  dagegen  ein  Recht  des  Aufsichts- 
rats.    Er    hat   nach    dieser  Bestimmung    die  Verpflichtung,    die 
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Geschäfte  der  Gesellschaft  in  allen  Zweigen  zu  überwachen  und  sich 
von  dem  Gange  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  zu  unterrichten, 
und  ebenso  die  Verpflichtung,  die  Jahresrechnungen  und  Bilanzen  zu 
prüfen;  und  er  hat  das  Recht,  jederzeit  selbst  oder  durch  ihn  zu 
bestimmende  Mitglieder  die  Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft 
einzusehen  usw.  In  dieser  letzten  Bestimmung  nun  hat  man  ein  Haupt- 
bedenken gefunden:  eben  weil  sie  nur  ein  Recht  des  Aufsichtsrates 
enthalte,  keine  Verpflichtung,  sei  die  ganze  Bilanzrevision  ihrer  Art 
wie  ihrem  Umfange  nach  mehr  oder  weniger  in  das  diskretionäre  Er- 
messen des  Aufsichtsrats  gestellt  und  daher  nur  von  problematischem 
Werte.  Ob  diese  Ansicht  zutreffend  ist,  hängt  allein  davon  ab,  ob  der 
Aufsichtsrat  die  ihm  im  ersten  und  dritten  Satze  der  vorstehenden  Bestim- 
mung des  Handelsgesetzbuchs  auferlegten  Pflichten  überhaupt  erfüllen 
kann,  ohne  von  den  Rechten,  die  ihm  der  zweite  Satz 
dieser  Bestimmung  zuweist,  den  unbesciiränktesten 
Gebrauch  zu  machen.  Die  Frage  ist;  Kann  der  Aufsichtsrat  die 
ihm  auferlegte  Verpflichtung,  die  Geschäftsführung  in  allen  Zweigen  der 
Verwaltung  zu  überwachen  und  sich  von  dem  Gange  der  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft  zu  unterrichten,  kann  er  die  Verpflichtung,  die 
Jahresrechnungen  und  die  Bilanzen  zu  prüfen,  überhaupt  erfüllen,  ohne 
von  dem  Recht,  die  Bücher  und  die  Schriften  der  Gesellschaft  einzu- 
sehen, den  unbeschränktesten  Gebrauch  zu  machen  ?  Es  bedarf  keiner 
Beweisführung,  um  diese  Frage  unbedingt  verneinend  zu  beantworten. 
Eine  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Jahresrechnung  ist,  um  es  mit  eins 
auszudrücken,  nur  durch  Prüfung  sämtlicher  Einzelheiten  des 
abgelaufenen  Geschäftsjahres  möglich,  die  zu  den  Ziffern  der  Haupt- 
bilanz und  der  Jahresrechnung  geführt  haben.  Nur  durch  eine  genaue 
Prüfung  aller  Details,  ohne  jede  Ausnahme,  und  zwar  von  ihren 
untersten  Grundlagen  an  bis  zu  den  Endziffern  der  Bilanz 
hinauf  kann  die  Richtigkeit  der  Bilanz  festgestellt  werden.  Eine  Prü- 
fung der  Bilanzziffern  setzt  eine  Prüfung  sämtlicher  Schriftstücke  und 
sämtlicher  Buchungen  voraus ,  aus  denen  die  Ziffern  der  Endbilanz 
hervorgegangen  sind.  Eine  Prüfung ,  die  sich  auf  sogenannte  Stich- 
proben stützt,  die  nicht  überhaupt  in  sämtliche  geschäftliche  Details 
des  abgelaufenen  Jahres  eindringt ,  kann  nicht  den  Anspruch  auf  den 
Namen  einer  Prüfung  erheben.  Hieraus  folgt  also  ,  daß  der  Gesetz- 
geber dem  Aufsichtsrat  die  Rechte  in  dem  Mittelsatze  des  §  246 
nur  verliehen  hat,  um  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  in  dieser  Bestim- 
mung in  vollstem  Umfange  zu  gewährleisten.  Diese  Rechte  ergaben 
sich  zwar  schon  schlechthin  aus  den  Pflichten  des  ersten  und  dritten 
Satzes  des  §  246 ;  allein ,  indem  der  Gesetzgeber  sie  im  Mittelsatze 
dieser  Bestimmung  noch  ausdrücklich  hervorhebt ,  schränken  sie  die 
Pflichten  des  ersten  und  letzten  Satzes  nicht  ein ,  sondern  sie  ver- 
schärfen sie,    indem  sie  hiermit  ausdrücklich  alle    Schranken    be- 
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seit  igen,  die  den  Aufsichtsrat  in  der  Erfüllung  seiner  Obliegen- 
heiten hindern  könnten. 

Hieraus  ergibt  sich  also,  daß  die  gesetzlichen  Bestimmungen  kei- 
nen Raum  für  eine  diskretionäre  Befugnis  des  Aufsichtsrats  in  be- 
treff der  Bilanzprüfung  lassen,  daß  sie  vielmehr  dem  Aufsichtsrate  eine 
bei  den  ursprünglichen  Grundlagen ,  den  Belägen ,  einsetzende ,  auf 
sämtliche  Einzelvorgänge  des  abgelaufenen  Geschäftsjahres 
sich  erstreckende  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Jahresrechnung  zur 
Pflicht  machen.  Dies  um  so  mehr,  als  der  §  24g  die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrats  ferner  verpflichtet,  bei  der  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten 
die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  anzuwenden,  eine  For- 
derung, die  allein  ausreichen  würde,  Bilanzrevisionen  mit  Hilfe  soge- 
nannter Stichproben  oder  überhaupt  eine  nicht  in  alle  Einzelheiten 
eindringende  Revision  als  ungesetzlicli,  d.  h.  als  eine  Nichterfüllung 
der  Vorschriften  der  §§  246  und  249  erscheinen  zu  lassen.  Ebenso- 
wenig dem  Geist  des  Gesetzes  entsprechen  würde  daher  die  Wahl  von 
Aufsichtsratsmitgliedern,  die  aus  irgendwelchen  Gründen,  z.  B.  infolge 
mangelnder  Sachkenntnis,  überhaupt  nicht  imstande  sind,  die  Forde- 
rung des  §  249,  überhaupt  die  ihnen  durch  das  Gesetz  auferlegten 
Pflichten  zu  erfüllen.  Zur  Sicherung  dieser  Vorschriften  hat  der  Ge- 
setzgeber zivil-  und  strafrechtliche  Bestimmungen  erlassen  ,  die  in  er- 
sterer  Hinsicht  den  Aufsichtsrat  für  den  durch  Verletzung  seiner  Ob- 
liegenheiten entstehenden  Schaden  haftbar  machen.  Der  im  Zusam- 
menhang hiermit  gemachte  Vorschlag ,  es  solle  dem  Aufsichtsrat  im 
einzelnen  vorgeschrieben  werden,  wie  die  Prüfung  zu  bewirken  sei 
würde  eher  auf  eine  Begrenzung,  als  auf  eine  Erweiterung  seiner  Pflich- 
ten hinauslaufen,  da  eben  schon  nach  den  bestehenden  Gesetzesbe- 
stimmungen die  Prüfung  nur  in  einer  ganz  genauen  Kontrolle  sämt- 
licher Einzelheiten  des  betreffenden  Geschäftsjahres,  auf  denen 
die  Bilanz  und  die  Jahresrechnung  beruht,  bestehen  kann.  Der  Gene- 
ralversammlung wie  jedem  einzelnen  Aktionär  steht  natürlich  das  Recht 
zu,  genauen  Aufschluß  über  die  Art  und  den  Umfang  der  Prüfung  zu 
verlangen. 

Es  erscheint  notwendig,  auf  den  Sachverhalt  hinzuweisen,  schon 
um  der  vielfach  verbreiteten  Auffassung  entgegenzutreten,  als  ob  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  die  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Jahresrech- 
nung gewissermaßen  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Aufsichtsrats 
gestellt  sei.  Demgegenüber  den  wirklichen  Sachverhalt  festzustellen, 
muß  als  eine  um  so  dringendere  Aufgabe  erscheinen,  als  es  eine  An- 
gelegenheit von  größter  Bedeutung  ist ,  daß  die  in  Deutschland  be- 
stehenden 6000  Aktiengesellschaften  nicht  nach  unrichtigen  Vorstellun- 
gen, sondern  im  Sinne  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von  den  hier- 
für bestimmten  Aufsichtsorganen  überwacht  werden.« 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß,  wenn  die  Gerichte  sich  die  in  diesen 
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Ausführungen  vertretene  Auslegung  zu  eigen  machen  würden  ,  damit 
eine  völlige  Umgestaltung  des  ganzen  Instituts  des  Aufsichtsrats  gege- 
ben sein  würde.  Die  Stellen  würden  sich  aus  Sinekuren  in  verant- 
wortungsvolle Posten  verwandeln ,  und  die  bloßen  Strohmänner  und 
Puppen  des  einflußreichen  Direktors  würden  aus  ihren  Reihen  ebenso 
verschwinden  wie  die  ausgedienten  Würdenträger  und  die  sonstigen 
dekorativen  Elemente.  Auch  würde  wohl  die  Häufung  von  vierzig 
und  mehr  Aufsichtsratsstellen  in  einer  Hand  zu  einem  recht  gefähr- 
lichen Vergnügen  werden. 

Man  begreift  darnach  die  Erregung,  welche  die  Ausführungen  des 
»Reichsanzeigers«  in  den  Kreisen  hervorgerufen  haben,  die  sie  zunächst 
angehen.  Die  Börsenpresse  beruft  sich  auf  den  Stauhöhen  Kommen- 
tar zum  HGB.,  wo  ausgeführt  wird: 

»Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  haben  bei  Erfüllung  ihrer  Pflicht 
die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  anzuwenden.  Es  läßt  sich 
in  keiner  Weise  hiernach  eine  allgemeine  Regel  für  das  Maß  der  Ob- 
liegenheiten des  Aufsichtsrats  geben.  Sie  wird  je  nach  der  Art 
der  Gesellschaft,  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte,  nach  der 
Eigenart  der  Beamten  der  Gesellschaft ,  insbesondere  des  Vorstandes 
verschieden  sein.  Keinesfalls  liegt  es  im  Sinne  des  Gesetzes,  daß 
der  Aufsichtsrat  über  jede  Einzelheit  sich  informiert,  daß  er 
jede  Handlung  des  Vorstandes  überwacht,  alle  Zweige  im  einzelnen 
kontrolliert.  .  .  .  Man  stelle  sich  nur  vor,  was  ein  Aufsichtsratsmitglied 
bei  einem  Betriebe  wie  z.  B.  der  Deutschen  Bank  oder  der  A 1 1- 
gemeinen  Elektr  izitäts-Gesellschaft  leisten  müßte,  wenn 
es  eine  derartige  weitgehende  Ueberwachung  vornehmen  wollte ,  um 
sofort  einzusehen,  daß  hier  Unmögliches  verlangt  wird.  Vernunftge- 
mäß kann  dies  das  Gesetz  nicht  fordern;  seiner  Pflicht  genügt  daher 
der  Aufsichtsrat,  der  die  nötigen  Revisionen  vornimmt,  über  die  we- 
sentlichen Geschäftsvorgänge  in  Beratung  tritt ,  dafür  sorgt ,  daß  ihm 
genügend  Bericht  erstattet  wird,  um  den  Geschäftsgang  zu  kontrollie- 
ren und  wenn  nötig  einzuschreiten,  und  bei  der  Bilanzprüfung  die  ver- 
kehrsübliche Sorgfalt  entfaltet.« 

Und  die  »Frankfurter  Zeitung«  meint,  in  der  Bestimmung  des 
§  249  HGB.  liege  nicht  nur  eine  Verschärfung  der  speziellen  Vor- 
schriften des  §  246,  sondern  zugleich  auch  eine  Beschränkung.  »Der 
Aufsichtsrat  in  seiner  Gesamtheit  ist  verantwortlich  für  die  Richtigkeit 
der  Bilanz,  für  das  wirkliche  Vorhandensein  und  für  die  angemessene 
Bewertung  der  Waren,  der  Außenstände,  der  Aktiva  überhaupt.  Er 
kann  diese  Verantwortung  nicht  abwälzen,  kann  sie  nicht  auf  einen 
bloß  aus  einem  Teil  seiner  Mitglieder  gebildeten  Ausschuß  oder  gar 
an  Dritte  fTreuhandgesellschaften,  Revisoren  etc.)  übertragen ,  schon 
deshalb  nicht,  weil  ihm  kraft  seiner  sonstigen  Einblicke  in  den  Ge- 
schäftsbetrieb Beurteilungsmomente  möglich  sind  ,    die    einem  revidie- 
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renden  Outsider  fehlen.  Aber  wie  er  sich  mit  dieser  Verantwortung 
abfindet,  ist  seine  Sache.  Der  Richter  wird  in  jedem  Einzelfalle  seine 
Entscheidung  danach  zu  bemessen  haben,  ob  der  Aufsiciitsrat  die  klar 
im  Gesetz  ausgesprochenen  Pflichten  nach  .Maßgabe  aller  Umstände 
so  erfüllt  hat ,  wie  es  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  ent- 
sprochen hätte.« 

Es  ist  klar,  daß  damit  wieder  alles  in  das  Ermessen  des  Richters 
gestellt  wäre ,  das  bei  der  Richtlinie  der  verkehrsüblichen  »Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmanns«  kaum  je  den  Boden  der  mißbräuchlich 
gewordenen  Zustände  zu  verlassen  Anlaß  finden  würde.  Wenn  man 
sich  der  zwingenden  Logik  der  Ausführungen  des  Reichsanzeigers  ge- 
genüber darauf  beruft ,  es  hätten  »als  beratende,  unterstützende,  Ge- 
schäftsverbindungen vermittelnde  und  Beziehungen  eröffnende  Organe 
viele  Aufsichtsräte  ihren  Gesellschaften  oft  sehr  gute  Dienste  erwiesen, 
von  deren  Tätigkeit  der  Außenstehende  nie  etwas  erfuhr'^ :  so  heißt 
das  die  Erörterung  auf  ein  Nebengeleise  führen.  Denn  dergleichen 
sind  —  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  angenommen  —  Parerga, 
die  mit  dem  Wesen  der  Aufsicht  nichts  zu  tun  haben.  Nach  dem 
Ertrage  der  Steuer  lassen  sich  die  Aufsichtsrats-Tanti^men  im  letzten 
Triennium  für  das  Deutsche  Reich  auf  durchschnittlich  50  Millionen 
Mark  oder  5  Prozent  der  ausbezahlten  Dividenden  berechnen.  Ist  es 
wirklich  zu  viel  verlangt,  daß  eine  Institution,  die  unserer  Volkswirt- 
schaft solche  Opfer  auferlegt,  die  Funktionen  auch  wirklich  erfülle,  für 
die  sie  der  Gesetzgeber  geschaffen  hat  ? 


Zur  Frage  der  Verbrauchsbelastung. 

Von 

Dr.  phil.    Hermann   Edwin   Krueger,    Berlin. 

Im  vierten  Heft  des  Jahrgangs  1910  dieser  Zeitschrift  wendet  sich 
Dr.  Gerloff  gegen  meine  im  vorangehenden  (dritten)  Hefte  veröffent- 
lichten kritischen  Betrachtungen  zu  den  Untersuchungen  über  Ver- 
brauch und  Verbrauchsbelastung  kleiner  und  mittlerer  Einkommen.  Er 
glaubt  durch  seine  Ausführungen  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  die 
von  mir  ausgesprochenen  Zweifel  an  der  erforderlichen  besonderen 
Akribie  bei  der  Aufbereitung  und  Verarbeitung  seines  Materials 
grundlos   seien.     Es  darf  dies  nicht  unwidersprochen  bleiben. 

Es  ist  nicht  richtig,  daß  ich  —  wie  G.  behauptet  —  nur  drei 
Punkte  gegen  die  rechnerische  Durchführung  seiner  Untersuchung  gel- 
tend gemacht  habe ,  die  er  ohne  weiteres  auf  Druck-,  bez.  Schreib- 
fehler zurückführen  und  als  harmlos  erklären  könnte.  Wogegen  ich 
mich  wandte,  das  ist  das  trotz  aller  Verklausulierungen  zahlenmäßig  doch 
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recht  bestimmte  Resultat  seiner  Untersuchungen,  das  G.  folgender- 
maßen formuliert:  »Für  Nahrungs-  und  Genußmittelsteuern  insgesamt 
sind  also  zu  entrichten  von  den  Wohlhabenden  1,04 — 1,48,  dem  Mittel- 
stande 1,80 — 2,53,  den  Wenigbemittelten  2,89 — 3,98,  den  Unbemittelten 
3,62—5,02  und  den  Armen  3,64^5,22  (sc.  Einkommenprozente)«'). 

Dieses  Resultat  ist  nicht  einwandfrei  und  zwar  aus  zwei  Gründen: 
Erstens  aus  den  in  meiner  kritischen  Betrachtung  dargelegten  prin- 
zipiellen Gesichtspunkten,  die  bis  auf  weiteres  nicht  nur  für  G., 
sondern  für  die  bisher  überhaupt  veröffentlichten  Arbeiten  über  Ver- 
brauch und  Verbrauchsbelastung  zutreffen.  Zweitens  wegen  der  gan- 
zen rechnerischen  Durchführung  bei  G.,  die  zum  mindesten  die  eben 
für  diese  schwierigen  Untersuchungen  erforderliche  besondere 
Akribie  nachweislich  vermissen  lässt. 

Unter  diesen  Gesichtspunkten,  im  Hinblick  auf  weitere  Arbeiten, 
die  etwa  an  das  oben  zitierte  Resultat  6^.s  anknüpfen,  habe  ich  seine 
Untersuchung  nachgeprüft. 

Bei  genauer  Nachrechnung  aller  seiner  Zahlen  dürfte  G.  selbst 
zugeben  müssen,  daß  sein  zahlenmäßiges  »Resultat«  einer  Revidierung 
bedarf.  Ich  hatte  zunächst  nur  einige  augenfälHge  Beispiele  gegeben, 
die  aus  den  Tabellen  direkt  hervorleuchten.  Ein  »Schreibfehler«,  der 
sich  »einschleicht«,  durch  die  ganze  Rechnung  sich  hindurchzieht  und 
auch  beim  zahlenmäßigen  Schlußresultat  mit  zum  Ausdruck  kommt, 
muß  eo  ipso  eine  falsche  Schlußzahl  ergeben.  Wenn  man  im  übrigen 
aber  bei  kleinen  Einkommen  bis  auf  ein  Zehntausendstel  des  Einkom- 
mens genau  rechnet ,  dann  darf  man  mit  den  letzten  Dezimalstellen 
nicht  so  nonchalant  umspringen,  wie   G.  dies  tut. 

Bei  einer  Abrundung  auf  volle  Prozente  z.  B.  würde  nur  noch  die 
Tabelle  »Getreide«  und  allenfalls  (für  die  Klassen  II  bis  V)  noch 
>'Kaffee«  und  »Zucker«  übrig  bleiben ;  bei  den  sieben  anderen  Kon- 
sumartikeln ist  für  alle  Klassen  die  Belastung  so  gering  (nämlich  klei- 
ner als  0,5),  daß  sie  bei  Abrundung  auf  volle  Prozente  gleich  o  gesetzt 
werden  müßte.  Bei  Abrundung  auf  ^/lo  Prozent  würden  Branntwein, 
Fleisch,  Fett  und  Schmalz  auch  noch  immer  ganz  in  Fortfall  kommen, 
weil  durch  alle  fünf  Klassen  hindurch  die  Belastung  gleich  o  zu  setzen 
wäre. 

Als  Beispiel  dafür,  wie  G.  aber  gleichwohl  die  letzten  Dezimal- 
stellen behandelt  hat,  diene  die  für  die  III.  Einkommensklasse  von 
ihm  berechnete  Belastung  in  Prozenten  des  Einkommens.  Das  durch- 
schnittliche Einkommen  für  die  III.  Klasse  gibt  G.  mit  M.  1450  an. 
Rechnet  man  in  Bezug  hierauf  für  die  III.  P^inkommensklasse  die  An- 
gaben in  der  Rubrik  »die  Steuer  absolut  in  Mark«  in  Prozente  dieses 
Durchschnittseinkommens  um,  so  ergibt  sich  folgendes  : 


i)  Jahrbücher  für  Nationalök.  und  Statistik   1908  Heft  2,  S.    146. 


Miszellen. 


139 


III.   M. 

1200 — 2000  (Durchschnitt  M.    1450) 

Tabelle 

die  Steuer 

nH^nliif   in    IVTflrk 

in  Proz.  des  Einkommens 

nach  Gerloff 

nach  Gerloff 

bei  genauer 
Berechnung 

I. 

Salz 

2,40 

0,15 

0,17 

2. 

Zucker 

5,6-8,0 

0,40 — 0,51 

0,39-0.55 

3- 

Kaffee 

7,20 

0,46 

0,50 

4- 

Petroleum 

5-20 

0,32 

0,36 

5- 

Feit  und   Schmalz 

0,8 — 1,5 

0,05 — 0,10 

0,05 — 0,10 

b. 

Fleisch 

2,20 — 4,00 

0,13 — 0,26 

0,14 — 0,28 

7- 

Getreide 

12,50 — 25,00 

0,80—1,60 

0,86  —  1,72 

8. 

Tabak 

2,70 

0,17 

0,19 

9- 

Branntwein 

1,30 

0,09 

0,09 

10. 

Bier 

5,00 

0,32 

0,34 

44,90-62,30 

2,89—3,98 

3)09—4-30 

Der  Unterschied  von  0,20 — 0,32  Proz.  ist  allein  betrachtet  aller- 
dings eine  kleine  Zahl.  Nicht  größer  bez.  zum  Teil  erheblich  klei- 
ner als  diese  Zahl  (bis  herab  zu  0,07  Proz.)  ist  aber  z.  B.  die  Bela- 
stung der  Aermsten  (V.  Klasse)  durch  Salz  —  Bier  —  Tabak —  Fleisch 
—  Fett  und  Schmalz  —  Branntwein.  Die  kleinste  Zahl  überhaupt  (für 
steuerliche  Belastung  in  Prozenten  des  Einkommens)  in  G.s  Tabellen 
ist  0,03  (Tabelle  i,  Salz,  Klasse  I).  Der  kleine  Unterschied  von  0,20 
bis  0,32  Proz.  ist  im  Vergleich  dazu  also  doch  ganz  erheblich. 

Die  Ungenauigkeiten  in  der  Rechnung  sind  aber  durchaus  nicht 
auf  die  III.  Klasse  beschränkt,  sondern  sind  in  größerem  oder  klei- 
nerem Umfange  in  allen  fünf  Einkommensklassen  nachzuweisen.  In  der 
Tabelle  3  (Kaffee)  z.  B.  gibt  G.  die  steuerliche  Belastung  für  die  IV. 
Klasse  mit  0,70  Proz.  an.  Das  Durchschnittseinkommen  der  IV.  Klasse 
beträgt  1100  M.,  die  Steuer  absolut  in  Mark  ist  an  dieser  Stelle  mit 
7,20  M.  angegeben.  Das  ergibt  nach  meiner  Rechnung  aber  nur 
0,65  Proz.  von   iioo  M. 

Nun  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  daß  G.  nicht  in  allen  Ta- 
bellen die  gleiche  Anzahl  von  Haushaltungsrechnungen  zu  Grunde  ge- 
legt hat.  Diese  Verschiedenheit  könnte  als  Fehlerquelle  leicht  in  Be- 
tracht kommen.  Aus  den  Angaben  unter  »die  Steuer  absolut  in  Mark« 
und  »die  Steuer  in  Proz.  des  Einkommens«  lässt  sich  aber  —  unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  betreffenden  Zahlen  richtig  sind  —  durch 
einfache  Rechnung  das  jeweils  etwa  zugrunde  liegende  Durchschnitts- 
einkommen feststellen.  Nach  den  soeben  hier  wiedergegebenen  Zahlen 
erhält  man  dann  ,  ebenfalls  für  die  III.  Einkommensklasse,  folgendes 
Bild:    (Tabelle  s.  S.  140) 

Das  stimmt  doch  wieder  nicht !  Abgesehen  von  dem  erheblichen 
Schwanken  des  Durchschnitts  zwischen  1400  M.  und  1692  M.  bleibt  es 
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6. 

Fleisch 

1692- 

-1538  M 

7. 

Getreide 

1563   * 

8. 

Tabak 

1588    V 

9- 

Branntwein 

1444  » 

lO. 

Bier 

1563   ' 

Durchschnittseinkommen    der   III.  Klasse,  berechnet    aus    der    absoluten  und 
prozentualen  Belastung. 

1.  Salz  1600  M. 

2.  Zucker  1400 — 1569  >^ 

3.  Kaftee  1565    » 

4.  Petroleum  1625   » 

5.  Fett  und  Schmalz  1500   » 

doch  unerklärlich,  daß  bei  demselben  Konsumartikel  in  derselben  Ein- 
konimensklasse  für  die  prozentualen  Zahlen  verschiedene  Durch- 
schnittseinkommen sich  ergeben.  Es  müssen  also  Fehler  vorliegen, 
wenn  es  in  der  III.  Klasse  heißt : 

die  Steuer 

absolut  in  Mark  in  Proz.  des  Einkommens 

Zucker  5,6 — 8,0  0,40—0,51 

Fleisch        2,20 — 4,00  0,13 — 0,26 

Hierbei  habe  ich  den  von  G.  bereits  zugegebenen  Fehler  in  der 
Tabelle  »Fleisch«  (0,13  —  0,16  statt  0,13 — 0,26)  bei  meiner  Berechnung 
des  Durchschnittseinkommens  berücksichtigt.  Und  trotzdem  ergeben 
sich  die  oben  nachgewiesenen  unstimmigen  Zahlen. 

Die  Tabelle  8  (Tabak)  bleibt  nach  wie  vor  dunkel.  Die  Gegen- 
rechnung, die  G.  vorbringt,  um  zu  beweisen ,  daß  seine  Tabelle  mit 
den  von  ihm  aufgestellten  Prinzipien  übereinstimmt,  tut  diesem  Zweck 
nicht  Genüge.  Um  festzustellen,  daß  die  in  der  Tabelle  für  Gesamt- 
verbrauch (Tabak  und  Zigarren)  und  für  »Ausgabe  in  Mark«  von  G. 
angegebenen  Zahlen  nicht  zusammenstimmen,  hatte  ich  zunächst  den 
nach  seinen  Angaben  auf  den  Tabakverbrauch  entfallenden  An- 
teil berechnet  und  konnte  im  Anschluß  daran  zeigen,  daß  unter  dieser 
Voraussetzung  die  sich  dann  ergebenden  Zahlen  für  den  Zigarrenver- 
brauch nicht  stimmen  können.  In  seiner  Gegenrechnung  —  nur  für 
die  III.  Einkommensklasse  —  schlägt  G.  den  umgekehrten  Weg  ein. 
Wenn  in  dieser  Klasse  auf  4,0  kg  Gesamtverbrauch  (Tabak  und  Zi- 
garren zu  gleichen  Teilen)  18,00  M.  entfallen,  so  berechnet  G.  in  sei- 
ner Erwiderung  die  einzelnen  Anteile  für  Zigarren  einerseits  und  für 
Tabak  andererseits  mit  zunächst  9  M.  für  180  Zigarren  ä  5  Pfg. ,  jede 
mit  einem  Gewicht  von  5  g,  gleich  0,9  kg.  Er  geht  also  vom  Zigar- 
renverbrauch aus.  Es  verbleiben  dann  noch  3,1  kg  zu  9  M.  für 
Tabakverbrauch,  d.  h.  im  Durchschnitt  M.  2,90  pro  Kilo.  G.  wer- 
gißt aber,  daß  nach  seinen  eigenen  Worten  angenommen  werden  sollte, 
daß  Tabak  im  Preise  von  nur  2  M. — 2,50  M.  verbraucht  wurde  und 
daß  nach  derselben  Rechnung  in  der  (höheren)  II.  Einkommensstufe 
ein  Betrag  von  nur  1,55  M.  bis  höchstens  1,68  M,  pro  Kilo  auf  den 
Rauchtabak  entfallen  würde.     Das  kann  doch  auch  nicht  stimmen. 

Aber  G.  legt  ja  selbst  auf  seine  Gegenrechnung  kein  großes  Ge- 
wicht ,    sondern  erklärt   vor    allem ,    daß    die    Zahlen    dieser    Tabelle 
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Schätzungsziflfein ,  geschätzte  dichteste  Werte  seien.  Dann  ist  eben 
offenbar  falsch  geschätzt  worden.  G.  hat,  wie  er  in  der  von  ihm  selbst 
nochmals  zitierten  Stelle  ausdrücklich  wiederholt,  in  den  Haushaltungs- 
rechnungen für  den  Tabakkonsum  überwiegend  nur  die  Ausgabe,  keine 
Angaben  über  die  Quantitäten  gefunden.  Deshalb  hat  er  »imgros- 
sen Durchschnitt  angenommen  ,  daß  die  Wohlhabenden  nur  Zigarren 
konsumieren  und  der  Mittelstand  von  der  Gesamtausgabe  für  Tabak 
etwa  drei  Viertel,  die  Wenigbemittelten  etwa  die  Hälfte  und  die  Un- 
bemittelten ungefähr  ein  Viertel  für  Zigarren  im  Preise  von  4 — 6  Pfg. 
per  Stück  verwenden,  während  die  Armen  den  ganzen  Betrag  bez.  die 
andern  Klassen  den  Restbetrag  für  Tabak  im  Preise  von  2  M.  bis 
2,50  M.  per  Kilo  verausgaben.«  Das  ist  doch  ein  klares  Prinzip 
der  Schätzung,  mit  Hilfe  dessen  G.  aus  der  Ausgabe  die  verbrauch- 
ten Quantitäten  schätzungsweise  ermittelt  zu  haben  angibt.  Ebenso 
klar  dürfte  es  aber  nunmehr  sein,  daß  die  von  G.  in  den  betreffenden 
Kolumnen  gegebenen  Zahlen  im  Sinne  dieses  Zusammenhanges  nicht 
übereinstimmen.  Mit  der  Behauptung,  daß  es  sich  um  »dichteste  Werte« 
handele ,  widerspricht  G.  offenbar  dem  von  ihm  selbst  aufgestellten 
und  oben  zitierten  Prinzip  seiner  Schätzung. 

Hinsichtlich  des  Vergleichs  zwischen  Gcrloff%  Material  und  den 
Berliner  Budgets  hatte  ich  da ,  wo  G.  schönste  Uebereinstimmung  in 
den  Resultaten  erblickte,  einige  Abweichungen  hervorgehoben.  G.  er- 
widert darauf,  daß  diese  relativen  Abweichungen  keine  Bedeutung 
hätten,  da  es  sich  um  sehr  kleine  absolute  Größen  handele.  In  einem 
dieser  Fälle  (Kaffee,  II.  Einkommensklasse)  stehen  sich  0,18  Proz. 
einerseits  und  0,45  Proz.  andererseits  gegenüber.  Das  soll  nun  nach 
G.  wenig  besagen  wollen.  Wenn  man  diese  Anschauung  Gerloff?,  auf 
seine  ganze  Arbeit  anwenden  würde,  so  wäre  die  Konsequenz  daraus, 
daß  die  kleinen  Unterschiede  bei  der  verschiedenen  Gesamtbelastung 
der  einzelnen  Einkommensklassen  ebenfalls  keine  Bedeutung  haben, 
daß  vielmehr  alle  Einkommensklassen  durch  indirekte  Abgaben  auf 
Nahrungs-  und  Genußmittel  so  ziemlich  gleich  belastet  sind.  Denn 
wenn  bei  einem  Konsumartikel  ein  Unterschied  von  0,27  Proz.  »nichts 
besagt«,  so  muß  folglich  bei  der  durch  Addition  gewonnenen  Gesamt- 
belastung durch  zehn  Konsumartikel  ein  Unterschied  von  2,70  Proz. 
genau  so  wenig  besagen.  Der  gröfke  Unterschied  in  der  Gesamtbe- 
lastung nach  G.%  zahlenmäßigem  Resultat  (zwischen  Einkommensklasse 
I  und  V)  beträgt  aber  nur  2,60 — 3,74  Proz.! 
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Schumpeter,  Joseph,  Dr.,  Das  Wesen  und  der  Hauptinhalt  der 
theoretischen  Nationalökonomie.  Leipzig ,  Duncker  u.  Humblot  1908. 
626  und  XXXII  S.    8". 

Spannt  schon  der  Titel  des  hier  zu  besprechenden  Buches  die  Er- 
wartungen nicht  wenig,  so  ist  die  Sprache,  die  der  Verfasser  in  seinem 
18  Seiten  umfassenden  Vorwort  spricht,  erst  recht  geeignet,  von  dem 
Inhalte  des  Buches  das  Höchste  erwarten  zu  lassen.  So  wenn  er  dort 
(S.  VII)  schreibt,  daß  sein  Buch  keine  Parteistellung  habe:  »Der  Leser 
wird  eine  vollkommene  Ruhe  konstatieren.  Weder  für  wissenschaftliche 
noch  für  politische  Dogmen  irgend  einer  Art  wird  hier  gestritten.  Es 
hätte  mich  nicht  die  geringste  LTeberwindung  gekostet,  das  Gegenteil 
von  dem  zu  schreiben,  was  man  hier  lesen  wird,  wenn  ich  es  für  richtig 
gehalten  liätte.«  Was  die  strenge  Wissenschaftlichkeit,  die  hier  in  selt- 
samer Form  versprochen  wird ,  anlangt ,  wird  der  Leser  in  der  Tat 
nicht  enttäuscht.  Aber  man  wird  durch  den  Inhalt  des  Buches  doch 
nach  verschiedenen  Richtungen  überrascht ,  vor  allem  freilich  davon, 
welch  ein  kleines  Gebiet  von  Erkenntnis  der  Verfasser  als  Hauptinhalt 
der  theoretischen  Nationalökonomie  gelten  läßt. 

Wir  möchten  uns  versucht  fühlen,  die  Besprechung  des  Buches 
vollständig  auf  einige  Bemerkungen  formeller  Natur  zu  beschränken ; 
denn  es  ist  ausgeschlossen ,  den  Gedankengang  Schtmipeters  im  engen 
Rahmen  des  Referates  annähernd  verständlich  zu  skizzieren.  Was  er 
bieten  will ,  ist  reine  Theorie.  In  dem ,  was  er  darunter  verstanden 
wissen  will,  ist  er  ganz  wesentlich  von  Vorstellungen  beherrscht ,  die 
in  der  Mechanik  eine  Rolle  spielen.  Daraus  ergibt  sich  vor  allem  die 
fundamentale  Scheidung  zwischen  Statik  und  Dynamik  in  seiner  Dar- 
stellung. »Die  Methoden  der  reinen  Oekonomik  reichen  vorläufig  nur 
für  die  erstere  aus  und  nur  für  die  erstere  gelten  ihre  wichtigsten  Re- 
sultate.« Die  Grenzen  gegenüber  der  Dynamik  steckt  er  nicht  ab,  er 
deutet  sie  nur  an ,  indem  er  das  rein  ökonomische  System  essentiell 
entwicklungslos  nennt.  Das  soll  heißen:  die  Entwicklung  und  alles, 
was  zu  ihr  gehört,  entzieht  sich  der  statischen  theoretischen  Betrach- 
tung. Es  ist  wenig  befriedigend,  was  Seh.  darüber  ausführt.  Zweck 
der  reinen  Theorie  ist,  die  rein  wirtschaftlichen  Vorgänge  zu  be- 
schreiben und  daher  vor  allem  jenen  Zustand  der  Wirtschaft  zu  unter- 
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suchen,  den  jene  von  selbst  herbeizuführen  tendieren,  den  Gleich- 
gewichtszustand. Dieser  ist  definiert  und  charakterisiert  dadurch,  daß, 
wenn  er  besteht,  keine  Tendenz  zu  einer  weiteren  Aenderung  in  der 
GüterverteiUing  vorhanden  ist.  Den  .Ausgangspunkt  nimmt  seine  Theo- 
rie nämlich  von  der  Tatsache ,  daß  in  einem  gegebenen  Augenblick 
jedes  Wirtschaftssubjekt  im  Besitze  bestimmter  Quantitäten  bestimmter 
Güter  ist  und  daß  diese  Quantitäten  in  solcher  gegenseitiger  Abhängig- 
keit von  einander  stehen  ,  daß  die  Veränderung  einer  derselben  eine 
solche  aller  nach  sich  zieht.  Die  Quantitäten  sind  also  Elemente  eines 
eindeutig  bestimmten  Systemes.  Die  Aufgabe  der  Theorie  sei  es,  wenn 
irgend  ein  Zustand  einer  Volkswirtschaft  gegeben  ist ,  jene  Aenderun- 
gen  abzuleiten,  die  im  nächsten  Augenblick  vor  sich  gehen  werden, 
wenn  nichts  Unvorhergesehenes  eintritt.  Diese  Ableitung  nennt  Seh. 
Erklärung,  sie  wird  bewerkstelligt  durch  Beschreibung  jener  Abhängig- 
heitsverhältnisse  der  Quantitäten.  Seine  theoretische  Aufgabe  definiert 
Seh.  als  ein  Beschreiben  (Kirchhoff!)  seines  Systems  und  seiner  Bewe- 
gungstendenzen. Ist  sie  eindeutig  möglich,  ohne  auf  materielle  Sätze 
anderer  Disziplinen  Bezug  nehmen  zu  müssen,  so  gibt  es  eine  in  sich  ab- 
geschlossene Disziplin  der  Oekonomie.  Die  Gesamtheit  der  beschreiben- 
den Sätze  macht  die  Disziplin  der  theoretischen  Oekonomie  aus. 

Den  Kern  der  reinen  Oekonomie  bildet  die  Preistheorie  ,  sie  lie- 
fert den  strikten  Beweis  der  eindeutigen  Bestimmtheit  des  Gleichge- 
w^ichtszustandes  und  klärt  über  die  Natur  der  Wechselbeziehungen  zwi- 
schen den  Elementen  auf.  Dem  ersten,  grundlegenden  Teil,  der  u.  a. 
auch  eine  erkenntnistheoretische  Auseinandersetzung  mit  allen  wichti- 
geren »Richtungen«  der  Nationalökonomie  bringt,  folgt  daher  als  zwei- 
ter Teil  die  Auseinandersetzung  des  Problems  des  statischen  Gleich- 
gewichts und  als  wichtigster  Bestandteil  die  Elemente  der  Preistheorie, 
denen  als  besonderer  Abschnitt  eine  Theorie  des  Geldes  und  die 
Theorie  des  Sparens  angeschlossen  sind.  Der  dritte  Teil  bringt  eine 
weitere  Anwendung  der  reinen  Preistheorie:  die  Theorie  der  Vertei- 
lung, mit  einer  noch  positiv  zu  nennenden  Erklärung  des  Lohnes  und 
der  Grundrente,  und  mit  der  Darlegung,  daß  der  Kapitalzins  im  sta- 
tischen System  keine  Erklärung  finde.  Der  vierte  Teil  erläutert  die 
sog.  Variationsmethode  ,  die  zur  Erklärung  der  Preis-  und  Einkom- 
mensänderungen beitragen  soll,  aber  nicht  etwa  zur  Beantwortung  der 
Frage  nach  der  tatsächlichen  Entwicklung,  die  ja  stets  durch  nicht 
ökonomische  Tatsachen  ausgelöst  werde  ,  sondern  zur  Beschreibung 
von  Preis-,  Lohn-,  Renten-  usf.  Aenderungen,  sobald  bestimmte 
Störungen  auf  den  Gleichgewichtszustand  der  Volkswirtschaft  einwir- 
ken. Der  fünfte  und  letzte  Teil  bringt  mit  einer  zusammenfassenden 
Beurteilung  des  Wertes  dieser  statischen  Oekonomie  auch  Vorschläge 
über  nötige  Reformen  in  der  Nationalökonomie. 

Auf  eine  weitergehende  Darlegung    des  Inhaltes    können    wir   uns 
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nicht  einlassen.  Was  können  wir  dem  Leser  damit  bieten ,  wenn  wir 
z.  B.  feststellen,  daß  Seh.  die  Lösung  des  Zurechnungsproblems  damit 
erreichen  will,  daß  nicht  die  Grenznutzen,  sondern  die  Wertfunktio- 
n  e  n  der  Produktivgüter  zur  Erklärung  herangezogen  werden  müssen  ? 
Wir  bieten  damit  zu  wenig,  selbst  wenn  wir  hinzufügen  ,  daß  unter 
Wertfunktion  sozusagen  die  Kurve  der  mit  den  Mengen  eines  Gutes 
sich  ändernden  Wertintensitäten  zu  verstehen  ist,  und  daß  Sch.%  Be- 
strebungen —  zum  Unterschiede  von  Wieser  —  auf  die  Erfassung  und 
Vervvertimg  der  Wertfunktionen  bei  Erklärung  der  Verkehrsvorgänge 
gerichtet  sind.  Ihm  ist  gar  nicht  um  die  Feststellung  von  Kausalitäten 
zu  tun.  Die  Beschreibung  seines  Systemes  gipfelt  nur  in  der  Erfas- 
sung von  Funktionalbeziehungen.  Seine  Methode  besteht  in  der  aus- 
schließlichen Anwendung  des  Tauschschemas.  Darin  liegt  eine  Eigen- 
tümlichkeit der  statischen  Oekonomie.  Wie  beschränkt  infolge  dessen 
das  Problemgebiet  dieser  Theorie  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Welche  Er- 
kenntnis gewinnt  die  Theorie  z.  B.  über  das  wichtige  Phänomen  des 
Sparens  ?  Seh.  antwortet  selbst :  Das  wesentliche  Resultat  ist  die  ein- 
deutige Bestimmtheit  des  Sparfondes  jedes  Wirtschaftssubjektes  und 
die  Tatsache,  daß  die  Sparfonds  mit  den  Mengen  aller  übrigen  Güter 
in  fester  Wechselwirkung  stehen.     Das  ist  alles  ! 

Es  liegt  zu  nahe,  daß  der  Verf.  in  einem  letzten  Teil  dem  Be- 
dürfnis folgt,  eine  Nachweisung  des  Wertes  der  statischen  Oekonomie 
zu  liefern.  Denn  die  Frage  drängt  sich  vor  allem  auf,  ob  uns  diese 
Resultate  eines  solchen  Systemes  genügen  können.  Nicht  ob  das  Re- 
sultat wissenschaftlichen  Wert  hat,  fragen  wir.  Wir  teilen  den  Stand- 
punkt Sch.s,  sine  ira  et  studio  das  Seiende  zu  erfassen,  aber  wir  kön- 
nen in  der  Aufwerfung  und  Behandlung  des  Problems  eines  statischen 
Gleichgewichts  nur  einen  kleinen,  wenn  auch  wertvollen  Bruchteil  der 
Theorie  überhaupt  anerkennen.  Und  gerade  die  starke  Neigung  6"r>^.s, 
zwischen  der  Mechanik  der  Körperwelt  und  der  Tauschvorgänge  und 
Wertungen  Analogien  zu  suchen ,  hätte  ihn  auf  die  Unzulänglichkeit 
einer  bloß  statischen  Betrachtung  hinweisen  müssen.  Und  wenn  wir  auch 
noch  an  die  Verifizierung  der  Gesetze  denken,  an  die  Prüfung  der  Wirk- 
lichkeitsfremdheit einer  Theorie!  Es  ist  eine  ganz  wertvolle  Leistung, 
die  wir  vor  uns  haben  ,  die  von  allen  jenen  freudig  zu  begrüßen  ist, 
welche  theoretische  Forschungen  in  der  Wirtschaftswissenschaft  pflegen 
wollen.  Aber  wir  halten  den  Titel  des  Buches  für  unberechtigt.  Das 
Gebotene  ist  nicht  das  a  und  w  der  theoretischen  Nationalökonomie. 
Es  ist  eine  Grundlegung  zum  Verständnis  der  Tauschvorgänge,  eine 
Schematisierung  oder  Stilisierung,  ohne  die  theoretisch  nicht  gearbeitet 
werden  kann  ;  aber  es  ist  nicht  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  Na- 
tionalökonomie. 

Wir  haben  uns  damit  vertraut  zu  machen,  daß  diese  Art  theoreti- 
scher Untersuchung   immer  mehr  ein  selbständiger  Bestandteil  unserer 
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Disziplin  geworden  ist  und  daß  dann  die  Statik  eine  das  Verstehen  und 
Weiterforschen  außerordentlich  fördernde  Teillehre  bildet.  Wenn  man 
sich  aber  die  Unmenge  von  Einschränkungen  für  die  Anwendbarkeit 
der  Theorien  vergegenwärtigt  —  z.  ß.  in  Hinsicht  der  Uebereinstim- 
mung  der  Lohntheorie  mit  der  Wirklichkeit  S.  342  f.  —  so  kann  über 
vollständige  Unzulänglichkeit  dieser  Methode  für  das  Erkennen  des 
Wirtschaftslebens  —  NB  nur  im  Wege  der  bloßen  Beschreibung  — 
wohl  kein  Zweifel  bestehen. 

Wir  können  aber  nicht  umhin,  zum  Schlüsse  noch  hervorzuheben, 
daß  der  Verf.  manches  in  seinen  Ausführungen  für  einen  »Fortschritt« 
hält,  was  in  der  Literatur,  wenn  auch  nur  sehr  vereinzelt,  schon  ange- 
deutet ist.  Trotz  seiner  großen  IJelesenheit  wird  er  namentlich  den 
deutschen  Nationalökonomen  nicht  ganz  gerecht.  Wir  schweigen  da- 
von, daß  er  Dietzel  und  Ad.  Wagner  vorwirft,  sie  stünden  der  Entwick- 
lung der  letzten  40  Jahre  unserer  Wissenschaft  fremd  gegenüber.  Wie 
weit  er  z.  B.  J.  F.  Ne^anann?,  Arbeiten  kennt ,  ist  nicht  zu  ersehen. 
Er  vermeidet  ja  grundsätzlich  Zitate  und  Namensnennungen  nach  eng- 
lischem Gebrauche ,  der  ihm  Vorteile  zu  haben  scheint.  Meines  Er- 
achtens  aber  nicht  mit  Recht.  Wenn  ein  Jünger  einer  Wissenschaft 
dieser  einen  Dienst  leisten  will  ,  dann  hat  er  auch  darauf  bedacht  zu 
sein,  daß  seine  Arbeit  leicht  gelesen  und  verstanden  wird.  Seh.  spricht 
aber  von  »Richtungen«  und  Literaturerscheinungen  ohne  Zitate.  Das 
geht  bei  der  unendlichen  Masse  von  Publikationen  in  unserer  Disziplin 
nicht  an,  zumal  man  nicht  voraussetzen  kann  ,  daß  andere  Forscher 
gerade  dieselbe  Literatur  schon  kennen,  die  der  Verfasser  gelesen  hat. 
Der  junge  Verf.  hat  übrigens  auch  die  Pflicht,  seine  Behauptungen  über 
andere  Autoren  kontrollierbar  hinzustellen. 

Und  noch  Eines !  Der  Verfasser  wird  ein  nächstes  Mal  gut  tun, 
seine  Ableitungen  geschlossener  zu  bringen,  d.  h.  frei  von  anderen  den 
eigentlichen  Gedankengang  oft  sehr  wenig  berührenden  Ausführungen. 
Das  fortwährende  Durcheinander  von  Betrachtungen  über  die  Metho- 
dik der  Klassiker,  erkenntnistheoretischer  Motivierung  der  eigenen  Ab- 
straktionen, Kritik  der  psychologisierenden  Richtung  u.  dgl.,  ohne  daß 
auch  nur  im  geringsten  durch  den  Druck  das  Wesentliche  vom  Un- 
wesentlichen geschieden  würde,  wirkt  unsagbar  ermüdend,  zumal  dann, 
wenn  sich  Wiederholungen  bis  zum  Ueberdruß  häufen.  Die  sollte  sich 
ein  so  scharfer  Kopf  wie  Seh.  nicht  zu  schulden  kommen  lassen. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Plech  anow,  G.,  Die  Grundproblerne  des  Marxismus .  Autorisierte  Ueber- 
setzung  von  Dr.  M.  Nachimson.  (Kleine  Bibliothek  Nr.  i.)  Stutt- 
gart   J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  1910.    117  S.    8«. 

Dieser  unbefriedigende  Versuch  eines  orthodoxen  Marxisten,  sich 

die  Gedanken  seines  großen  Lehrers  klarzumachen  ,    würde  keine  Er- 
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wähnung  verdienen,  wenn  er  nicht  ein  in  seiner  Art  bedeutungsvoller 
Beweis  dafür  wäre,  welche  Unsicherheit  unter  den  Anhängern  der  Schule 
über  die  eigene  Gedankenwelt  besteht:  bald  werden  sieben  Weltan- 
schauungen darum  streiten,  der  richtige  Marxismus  zu  sein. 

Als  die  herrschende  positive  Richtung  darf  wohl  die  Gruppe 
{Kautsky,  Gorfer,  Pannekoek)  gelten,  die  auf  die  Trinität  Darwin,  Dietz- 
gen,  Marx  schwört  und  aus  drei  stark  vereinfachten  Spezialtheorien 
ein  Ganzes  zusammensetzt ,  das  für  eine  abgeschlossene  und  einheit- 
liche Weltanschauung  ausgegeben  wird.  Diese  Gruppe  verhält  sich  zu 
Marx,  wie  ein  Nikolai  zur  großen  philosophischen  Gedankenwelt  des 
XVIII.  Jahrhunderts.  Aber  wer  auf  die  Masse  wirken  will ,  muß  po- 
pularisieren. So  erscheint  dieser  Vulgärmarxismus  als  massives  Dogma 
eines  pseudonaturwissenschaftlichen  Aufklärungssystems,  dessen  Inhalt 
seinem  angeblich  naturwissenschaftlichen  Charakter  rettungslos  wider- 
spricht. Denn  von  »Endziel«  ist  in  der  Naturwissenschaft  keine  Rede 
und  wenn  davon  die  Rede  wäre ,  so  könnte  »naturwissenschaftlich« 
nur  seine  Unbeweisbarkeit  bewiesen  werden.  Wenn  man  mit  der  wirk- 
lichen »materialistischen«  Gesciiichtsauffassung  einmal  Ernst  machen 
würde,  müßte  man  feststellen,  daß  diese  »naturwissenschaftliche«  Welt- 
anschauung als  Massenmeinung,  eine  »bürgerliche«,  mit  dem  Kapitalis- 
mus erwachsende  Weise  der  Weltbetrachtung  ist :  nur  in  einer  Zeit 
der  atomisierten  Einzelindividuen  ist  das  befriedigte  Verweilen  in  einem 
solchen  Weltbilde  möglich. 

Das  Ergebnis  ist  nicht  ohne  Reiz:  gerade  die  Entartung  zum  Vul- 
gärmarxismus bestätigt  die  »materialistische«  Geschichtsauffassung  als 
Methode.  Oder  im  dialektischen  Jargon :  der  innere  Widerspruch 
einer  »proletarischen  Wissenschaft«  bringt  den  Marxismus  zur  Selbst- 
verneinung: praktische  .Anpassung  der  »materialistischen«  Wissenschaft 
an  die  Auffassung  des  Proletariats  ,  theoretische  Erfassung  dieser  An- 
passung an  das  Proletariat  durch  die  »materialistische«  Wissenschaft, 
die  damit  aufhört,  proletarische  Wissenschaft  zu  sein. 

In  der  Tat  wird  es  für  denjenigen  ,  der  sich  mit  aller  Entschie- 
denheit den  Wahrheitsgehalt  der  marxistischen  Geschichtsmethode  an- 
geeignet hat,  ein  Studium  von  allergrößtem  Interesse,  die  besonderen 
gesellschaftlichen  Grundlagen  der  marxistischen  Ideologie  zu  analysie- 
ren. Die  Ausbildung  des  Vulgärmarxismus  ist  doch  offensichtlich  ein 
geistiger  Massenprozeß  auf  dem  Boden  der  wirtschaftlich  bestimmten 
Bildungsverhältnisse  innerhalb  der  kapitalistischen  Gesellschaft  und 
unter  dem  Einfluß  der  naturwissenschaftlichen  Gedankenwelt  dieser 
Periode. 

Aber  gerade  das  Studium  dieser  marxistischen  »Ideologie«  zeigt 
mit  verblüffender  Deutlichkeit,  daß  es  nicht  damit  getan  ist,  im  Sinne 
des  reinen  Marxismus  eine  Ideologie  in  bestimmten  Gesellschaftszu- 
ständen  zu  radizieren  und  sie  als    organisch    erwachsene  Gedankenge- 
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stalt  dieser  Periode  zu  bestimmen.  Denn  nicht  nur,  daß  ein  solches 
Ideengebilde  da  ist,  daß  es  die  Welle  einer  Massenbewegung  hervor- 
ruft, interessiert  uns,  sondern  es  wird  sofort  wichtig,  festzustellen,  wie 
eine  solche  Bewegung  in  sich  lebt,  wie  man  daran  arbeitet,  flen  Ideen- 
gehalt, der  der  Masse  Ziel  und  einheitliches  Bewußtsein  gibt,  so  aus- 
zubauen, daß  die  neugewonnene  »Wahrheit«   auch  wahr  bleiben   kann. 

Diese  innere  Kritik  einer  Ideologie  durch  ihre  Anhänger  und  durch 
die  aufeinanderfolgenden,  alles  wieder  frisch  erlebenden  Generationen 
der  Anhcänger,  so  daß  nicht  nur  eine  Tradition  da  ist,  sondern  Weiter- 
leben, Ausgestaltung  oder  auch  Degeneration  eines  Ideensystems,  dieser 
eigengesetzliche  Geistesprozeß  ist  der  notwendig  innere  Verlauf  jeder  ge- 
sellschaftlichen Bewegung.  Diese  innere  Kritik  der  sozialen  Leitideen 
setzt  aber  dann  um  so  notwendiger  ein ,  wenn  das  Ideensystem  als 
allumfassende  Sozialtheorie  versichert,  wissenschaftliche  Erkenntnis  des 
eigenen  Wesens  der  Bewegung  selbst  und  ihrer  historischen  Notwendigkeit 
zu  sein.  Eine  Religion  kann  die  Ideen  ihres  Stifters  fixieren,  ein  So- 
zialismus kann  nur  als  fortschreitendes  Gedankensystem  gedacht  wer- 
den. Es  geht  wohl  eine  Zeit  lang  gut ,  daß  blindlings  immer  wieder 
wiederholt  wird  :  das  ist  unser  Sein  und  das  ist  die  Notwendigkeit 
unserer  Taten.  Der  Kampf  der  Bewegung  nach  außen  mag  die  Be- 
geisterung einer  solchen  fatalistischen  Gewißheit  höchst  nützlich  ma- 
chen. Gleichwohl  treibt  eine  solche  Ideologie,  gerade  weil  sie  gesell- 
schaftliches Selbstbewußtsein  sein  will,  ganz  abgesehen  von  der  Notwen- 
digkeit, die  äußere  Kritik  der  Gegner  zu  widerlegen,  unabweislich  die 
kritische  Frage  heraus;  sind  wir  das  wirklich,  für  das  wir  uns  halten, 
haben  wir  eigentlich  das,  was  wir  zu  haben  glauben  ,  eine  vollgültige 
Wissenschaft.  Auch  gesellschaftliche  Selbsterkenntnis  ist  nicht  ohne 
diese  stets  erneute  notwendige  Frage  der  Selbstkritik. 

Der  Marxismus  gehört  zu  den  Ideologien,  die  in  sich  notwendig 
kritisch  und  entwicklungsfähig  sind,  deren  Leben  also  notwendig  unvoll- 
ständig verstanden  ist,  wenn  man  ihren  gesellschaftlichen  Nährboden 
nachgewiesen  hat,  und  deren  Wandlungen  keineswegs  allein  daraus  zu 
erklären  sind ,  daß  mit  der  äußeren  Fortentwicklung  der  Gesellschaft 
auch  ihre  Gedankenwelt  Aenderungen  erfahren  wird. 

Diese  konstitutionelle  Entwicklungsnotwendigkeit  der  marxistischen 
Idee  wird  durch  die  Verkümmerung  zum  Vulgärmarxismus  für  den 
denkenden  Marxisten  zu  der  dringlichen  aktuellen  Aufgabe,  in  das  Ge- 
dankensystem den  inhaltsvollen  Wahrheitsgehalt  neu  wieder  einzubil- 
den, der  dem  Keime  nach  darin  liegt:  denn  es  ist  zu  offensichtlich, 
daß  die  Synkretionen  des  Vulgärmarxismus  jene  »Wissenschaft-  nicht 
sind,  die  der  Marxismus  sein  will. 

Und  nun  vollzieht  sich  im  Marxismus  die  echte  eigengesetzliche 
Gedankenbewegung  einer  Ideologie  ,  die  den  Charakter  einer  »Buch- 
religion«   hat  :    man   sucht  den  Vulgärmarxismus  zu  überwinden  durch 
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Zurückgehen  zu  den  echten  Quellen  des  marxistischen  Gedankens : 
nicht  Fortbildung,  sondern  »Reformation«.  Das  ist  für  die  Geschichte 
des  Marxismus  als  Ideologie  noch  weit  interessanter,  als  jene  gleich- 
falls zu  dem  einen  Grund-Typ  des  ideologischen  Restaurationsversuchs 
gehörenden  bekannten  Bemühungen,  den  Marxismus  mit  der  innerhalb 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  neubelebten  Philosophie  von  Kant  und 
Fichte  zu  verblenden.  Diese  kritische  Aufnahme  eines  wesentlich  fremd- 
artigen, noch  dazu  für  ein  soziologisches  Denken  überwundenen  Ideen- 
gehalts zeigt  zwar  auch  den  Kampf  um  die  Wahrheit  in  einer  großen 
gesellschaftlichen  Bewegung ,  und  eine  vollständige  Naturgeschichte 
aller  Ideen-Varianten  des  Marxismus  müßte  auch  diese  Mischtypen 
gebührend  berücksichtigen,  aber  es  würde  zu  weit  führen,  diese  Ueber- 
gangsgebilde  zwischen  einem  vergangenen  Individualismus  und  einem 
unfertigen  Sozialismus  hier  näher  zu  analysieren. 

Infolge  der  Bildungsgeschichte  von  Karl  Marx  kann  eine  Restau- 
ration der  eigentlichen  Grundgedanken  der  Weltanschauung  des  Marxis- 
mus grob  äußerlich  gesehen  in  zwei  Extreme  auseinandergehen  :  Hegel 
und  Feuerbach.  Die  beiden  Seiten  dieses  Gegensatzes  sind  von  sehr 
verschiedenem  Gewicht ;  man  tut  Feuerbach  kaum  Unrecht,  wenn  man 
mit  Friedrich  Engels  von  seiner  »erstaunlichen  Armut  verglichen  mit 
Hegel«  redet.  Aber  historisch  spielen  beide  Philosophen  in  dem  Le- 
ben vor  Marx  ihre  Rolle.  Demnach  sind  zwei  Restaurationen  gegen- 
über dem  Vulgärmarxismus  möglich. 

Die  Wiedereinbildung  des  Hegekc\\Q\\  Denkens  in  den  Marxismus 
oder  auch  nur  die  Herausarbeitung  der  Hegelscheu  Grundlage  des 
Marxismus,  wie  sie  A^ax  Adler  {-»Marx  als  Denker«)  versucht  hat, 
scheint  uns  der  einzige  Weg,  wie  der  Marxismus  sich  über  sich  selber 
klar  werden  kann,  ein  Weg,  der  freilich  in  seinem  weiteren  Verlauf 
unvermeidlich  über  den  ganzen  Marx  hinausführen  wird. 

Demgegenüber  besteht  das  Verdienst  von  Plechanow  in  dem  er- 
neuten Rückgriff  auf  Feuei'bach,  wenn  man  in  der  unzulänglichen  Aus- 
führung eines  zwar  äußerlich  möglichen  aber  verkehrten  Gedankens 
ein  Verdienst  sehen  will. 

Plechanow  hat  in  seiner  Weise  Recht,  wenn  er  dem  Vulgärmarxis- 
mus sagt,  daß  er  vulgär  ist,  daß  er  Dietzgen%  anregenden  Skizzen  eine 
philosophische  Bedeutung  gibt,  die  sie  nicht  besitzen,  und  daß  er  von 
Hegel  und  Feuerbach  nichts  mehr  weiß.  Er  zeigt  mit  deutlicher  Zu- 
spitzung auf  Kautsky  und  Konsorten,  daß  von  den  deutschen  Sozial- 
demokraten nur  Mehring  über  philosophische  Dinge  mitsprechen  könne. 
Aber  Plechanow  selbst  denkt  und  schreibt  so  unklar  und  unübersicht- 
lich, daß  er  kein  guter  Werber  für  die  philosophische  Vertiefung  des 
Marxismus  ist.  Gegenüber  seinem  Marxismus  ä  la  Feuerbach  scheint 
sogar  der  banale  aber  verständliche  Vulgärmarxismus  immer  noch  besser. 

Was  bedeutet  Feuerbach  für  Marx}    Stellen  wir  zunächst  kurz  die 
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bekanntesten  Tatsachen  fest. 

Engels  läßt  in  seinem  ^Ludwig  FeuerbacJi  nicht  den  j^eringsten 
Zweifel  darüber,  daß  der  i-Materialismus«  von  Marx  von  aller  Speku- 
lation befreiter  Hegelianismus  ist,  d.  h.  ein  in  sich  einheitlicher,  völlig 
immanenter  Weltprozeß  der  dialektischen  Entwicklung  mit  dem  Men- 
schen, seinem  Denken  und  seiner  gesellschaftlichen  Selbsterkenntnis 
als  vorläufigem  Schlußakt.  Trotz  einiger  seiner  etwas  schnoddrigen  Re- 
densarten steht  Engels  vor  Hegel  in  ehrlicher  Bewunderung  und  gibt 
ohne  weiteres  zu,  daß  »der  große  Grundgedanke«  der  neuen  Weltan- 
schauung namentlich  durch  Hegel  verbreitet  sei.  Bei  Feuerbach  durch- 
schaut er  zwar  niclit,  daß  es  sich  im  Grunde  nur  um  eine  gefühlvolle 
aber  gedankenrohe  Vergröberung  des  unbegriffenen  Hegel  handelt,  aber 
er  hebt  Fenerbachs  unklare  Zwitterstellung  zwischen  Materialismus  und 
Idealismus  ebenso  genügend  hervor,  wie  die  »Dünnheit  und  Plattheit« 
seiner  Ethik.  Nur  sei  Feue?-bach  bei  ihrem  Uebergange  von  Hegel  zum 
eigenen  materialistischen  Denken  eine  lebhaft  empfundene  Episode 
ebensowohl  für  ihn  selbst  wie  für  Marx  gewesen. 

Die  biographischen  Angaben  Engels  müssen  wie  stets  auch  an  die- 
ser Stelle  mit  einiger  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Im  vorliegenden 
Falle  behauptet  er  einen  Parallelismus  der  Entwicklung  für  Marx  und 
für  sich  selber,  der  keineswegs  zutrifft.  Engels  war  allerdings  zur  Zeit 
der  deutsch-französischen  Jahrbücher  Feuerbachianer,  wie  er  zeitlebens 
mit  einem  gewissen  Vergnügen  in  seichten  naturwissenschaftlich-philo- 
sophischen Gewässern  geplätschert  hat.  Für  Marx  aber  bedeutet  der 
»reale  Humanismus«  der  »Gattung«  und  »der  Menschlichkeit«  nur  eine 
Orientierung  für  die  neue  Gesellschaftsaufifassung ,  die  er  sich  gegen 
Hegel  erkämpft,  weil  ihn  seine  rheinischen  Erfahrungen  und  die  wohl 
durch  Steins  Buch  vermittelte  Bekanntschaft  mit  dem  Sozialismus  und 
Kommunismus  Frankreichs  ins  Herz  getroffen  hatten.  Er  verwandte 
die  Worte  Fezierbachs,  um  ihnen  einen  Inhalt  zu  geben  ,  den  sie  für 
Feuerbach  niemals  hatten.  Feuerbachs  Kampf  gegen  die  Religion  war 
für  Marx  alles  andere  wie  eine  Offenbarung,  die  Hegeische  Linke  war 
sich  über  diese  Aufgabe  einigermaßen  klar.  Und  was  an  Feuerbach 
mit  Marx  eigenen  Probleme  der  menschlichen  gegenüber  der  politi- 
schen Emanzipation  nicht  zusammenhing ,  war  für  das  Denken  von 
Marx  eine  Frage  zweiten  Ranges :  er  hatte  an  diesem  einen  großen 
Grundprobleme  genug  und  dieses  Problem  war  das  eigenste  Problem 
seines  persönlichen  Schicksals. 

Zwei  äußere  Umstände  führen  dazu,  daß  man  die  Bedeutung  von 
Feuerbach  für  Mai'x  überschätzen  kann. 

Als  Marx  sich  in  der  »heiligen  Familie«  von  den  Kampfgenossen 
seiner  Jugend  trennte,  die  den  neuen  W^eg  der  gesellschaftlichen  Er- 
fahrung und  des  Kampfes  für  die  gesellschaftliche  Neugestaltung  nicht 
mitmachten,    wurde    gegen    den  spekulativen  Idealismus  Bruno  Bauers 
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Feuerbach  als  Bundesgenosse  aufgeboten ,  nicht  weil  Marx  Feuer- 
bachianer  ist,  sondern  weil  Feuerbach  auf  dem  eigenen  Arbeitsgebiet 
von  Bauer  jene  gemeinsame  unspekulative  Richtung  vertritt,  deren  be- 
sondere Namen  Marx  auch   für  seine  eigenen  Gedanken  borgt. 

Und  als  Marx  in  Brüssel  mit  dem  Feuerbachianer  Engels,  dessen 
Stellung  zum  Sozialismus  auf  Grund  seiner  englischen  Erfahrungen  so 
überraschend  mit  seiner  eigenen  harmonierte  und  der  volkswirt- 
schaftlich so  viel  weiter  war,  jene  Geistesgemeinschaft  begründete,  die 
für  ihr  Leben  andauern  sollte,  mußte  naturgemäß  die  nachhegelsche 
Philosophie  und  insbesondere  Feuerbach  um  so  mehr  einen  wichtigen 
Gegenstand  ihrer  Auseinandersetzungen  bilden,  als  der  sozialistische 
Dilettantismus  der  Feuerbachianer  für  Marx  ein  störendes  Hindernis 
geworden  war.  Aus  dieser  Zeit,  wenn  man  so  will,  der  »Bekehrung« 
Engels  zur  richtigen  Schätzung  Fenerbach%  stammen  die  bekannten 
von  Engels  publizierten  Thesen  von  Marx  über  Feuerbach,  die  nur  das 
expressis  verbis  enthalten,  was  schon  zwischen  den  Zeilen  der  deutsch- 
französischen Jahrbücher  steht.  Diese  Thesen  sagen :  ich  kann  mit 
dem  Materialismus  von  Feuerbach  nichts  anfangen  ,  denn  für  mich 
handelt  es  sich  um  »gesellschaftliche  Praxis«,  von  der  Feuerbach  kein 
Wort  sagt.  Und  es  heißt  in  der  zweiten  These  unverhüllt:  »Der 
Streit  über  die  Wirklichkeit  oder  Nichtwirklichkeit  eines  Denkens,  das 
sich  von  der  Praxis  isoliert,  ist  eine  rein  scholastische 
Frage«.  Marx  fand  Feiierbach  als  positiven  Denker  stets  unter 
seinem  Niveau  und  nahm  nur  einige  programmatische  Schlagwörter 
von  ihm  auf.  Wir  wollen  auch  nicht  vergessen,  mit  welchem  Respekt 
Hegel  selbst  vom  Materialismus  und  seiner  konsequenten  Weltan- 
schauung redet.  Es  war  wirklich  ein  Unterschied  darin,  ob  man  durch 
Feuerbach  angeregt ,  selbständig  den  Uebergang  zum  Materialismus 
vollzog,  oder  ob  man  Anhänger  Feuerbachs  war. 

Gegenüber  diesen  Tatsachen  behauptet  Plechanow ,  die  Weltan- 
schauung des  Marxismus  ist  der  Materialismus  Fenerbachs. 

Dazu  sucht  er  zuerst  mit  einigen  nicht  ganz  gefahrlosen  Inter- 
pretationskunststücken zu  beweisen,  daß  Feuerbach  strikter  Materialist 
gewesen  sei,  und  das  sogar  für  Marx  und  Engels  (vgl.  oben).  Dann 
wird  dieser  FeuerbachsQ\\&  »reine«  Materialismus  auf  den  banalen  Satz 
eines  ganz  allgemeinen,  yJi'^z^jc  würde  sagen  »unzivilisierten«  Materialismus 
reduziert,  daß  das  Sein  dem  Denken  vorangeht,  und  die  Beweisführung 
damit  geschlossen,  daß  nach  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
die  ökonomische  Grundlage  dem  ideologischen  Oberbau  voranginge: 
das  Sein  dem  Denken.  Also,  so  muß  man  doch  wohl  fortfahren,  ist 
wegen  dieses  materialistischen  Grundcharakters  der  Doktrin  jedes 
sozialistische  Zielbewußtsein,  jedes  Denken  einer  »umwälzenden  Praxis«, 
vor  dem  tatsächlichen  Sein  einer  sozialistischen  Gesellschaft  unmög- 
lich:   der  politische  Marxismus  ist  wegen  seines  materialistischen  Auf- 
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baus  auf  Feuerbach  unmöglich,  und  Plcchanow  behält  darum  auf  die 
Dauer  nichts  in  den  Händen,  als  den  sein  eigenes  Dasein  ironisieren- 
den Satz,  daß  das  Sein  dem  Denken  vorangeht,  in  dessen  Allgemein- 
heit alles  Besondere  von  Feuerbach  verschwunden  ist  und  über  dessen 
Allgemeingültigkeit  der  Marxismus  in  sich  zusammenfallen  müßte. 

Damit  genug.  Plechajiozv  bringt  aus  seiner  Feuerbachlektüre  aller- 
hand über  »Ich  und  Du«  und  »Subjekt  =  Objekt«  vor,  das  mit  dem 
Marxismus  nicht  im  Zusammenhang  steht,  phantasiert  von  einer  auf 
Feuerbach  aufgebauten  »Erkenntnistheorie«  Marxens,  wo  Marx  gegen 
Feuerbach  die  gegenständliche  Tätigkeit  gegenüber  dem  bloß  theoreti- 
schen Verhalten  als  das  echt  menschliche  Verhalten  betont.  Das  ist 
indessen  für  ihn  selber  Beiwerk,  während  er  durch  sein  ganzes  Buch  als 
Haupt-  und  Kernstück  eben  jenen  eintönigen  Satz  wiederholt,  daß  wie 
bei  Feuerbach  so  bei  Marx  das  Sein  dem  Denken  vorangeht. 

Es  sei  noch  kurz  bemerkt,  daß  Fl.  m  seiner  unübersichtlichen 
und  vielfach  unklaren  Weise  auch  noch  die  Dialektik  und  die  Geschichts- 
theorie des  Marxismus  behandelt.  Beide  Abschnitte  haben  eigentlich 
nur  für  den  Interesse,  der  etwa  wissen  möchte,  was  gerade  Plechanow 
darüber  zu  sagten   hat.  PI  enge. 


Bier  mann,  Dr.  IV.  E.  Karl  Georg  Winkelblech  (Karl  Mario).  Sein 
Leben  und  sein  Werk.  2  Bde.  Leipzig,  H.  Deichertsche  Verlagsb. 
1909.     Bd.  I:  XIV  u.  387  S.,  B<1.  II:  VI  u.  511  S. 

Das  Werk  liegt  noch  nicht  abgeschlossen  vor.  Es  soll  drei  Bände 
umfassen.  Nur  die  ersten  beiden  sind  erschienen,  bilden  aber  nach 
dem  Plan  Biermanns  gleichwohl  ein  ziemlich  abgeschlossenes  Ganzes, 
was  aus  den  Sondertiteln  der  Bände  schon  hervorgeht.  Der  erste 
Band  behandelt  das  Leben  und  Wirken  IVinkelblechs  bis  zum  Jahre 
1849,  der  zweite  bringt  eine  »Darstellung  der  deutschen  Handwerker- 
und Arbeiterbewegung  des  Jahres  1848«,  mit  der  Winkelblechs  Entwick- 
lung so  eng  verknüpft  ist,  und  dann  der  Rest  der  eigentlichen  Bio- 
graphie,   IVinkelblechs  Leben  und  Wirken  bis  zu  seinem  Tode  1865. 

Bedenkt  man,  daß  der  Verfasser  die  zusammenhängende  Darstel- 
lung der  Nationalökonomie  und  Sozialphilosophie  Marios  dem  dritten 
Bande  vorbehalten  hat,  so  erscheinen  die  898  Seiten  der  ersten  zwei 
Bände  als  überraschend  reich  bemessener  Raum  für  die  Biographie. 
Von  diesem  Umfang  entfallen  aber  allerdings  schon  95  Seiten  auf  in 
Anhänge  verwiesene  Materialien  und  überdies  bringt  B.  in  diesen 
Bänden  eine  Reihe  von  Proklamationen,  Reden,  Entwürfen  Marios  in 
extenso  oder  in  Auszügen.  Immerhin  spricht  schon  der  Umfang  der 
Darstellung  von  der  Liebe,  mit  der  der  Verfasser  die  Scliicksale  seines 
Helden  verfolgt  hat.  Wie  schon  der  Sondertitel  des  zweiten  Bandes 
anzeigt,  geht  die  Darstellung  aber  eben  auch  über  den  Rahmen  einer 
rein  biographischen  Erzählung  weit   hinaus.     In    der    Schilderung    der 
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»Handweikerbewegung  des  tollen  Jahres«  sieht  sich  der  Verfasser  ver- 
anlaßt, bis  zur  Charakterisierung  der  Broschüren-Literatur  der  Jahre 
1848  und  1849  auszugreifen,  um  die  Motive  der  Winkelblechschtn  Stel- 
lungnahme zur  Handwerkerfrage  gründlich  genug  zu  erläutern.  Gewiß 
ist  es  auch  verdienstlich,  daß  der  Verfasser  zur  Auffindung  von  teil- 
weise druckfertigen  Manuskripten  aus  dem  Nachlasse  Winkelblech?,  den 
Anlaß  gegeben  und  daß  er  nunmehr  diese  Stücke,  die  er  für  die  spä- 
teren Kapitel  des  III.  Bandes  der  IFmkelbkc/nschen  Weltökonoraie  hält, 
der  Oeffentlichkeit  zugänglich  macht.  (Die  druckreifen  Kapitel,  die  das 
Hauptwerk  Marios  fortsetzen  sollten,  behält  B.  einer  besonderen  Publi- 
kation vor.)  So  wertvoll  und  anregend  viele  der  Details,  die  B.  ein- 
bezogen hat,  auch  immerhin  sind,  so  meinen  wir  doch,  daß  es  dem 
Werke  und  Winkelblech  selbst  vorteilhaft  gewesen  wäre,  wenn  die  Dar- 
stellung in  engeren  Schranken  geblieben  wäre.  Und  das  umsomehr,  als 
der  Untertitel  des  zweiten  Bandes  doch  wesentlich  mehr  verspricht, 
als  das  Buch  hält:  die  Handwerkerbewegung  ist  nur  in  einem  kleinen 
Ausschnitt  erfaßt. 

Anzuerkennen  ist,  daß  B.  unter  Ablehnung  des  allzu  subjektivisti- 
schen  sog.  artistischen  Standpunktes  bei  der  Beurteilung  und  Würdi- 
gung des  Denkers  Mario  seine  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  daran 
prüft,  inwieweit  seine  Ideengänge  Gemeingut  der  Theorie,  eventuell 
auch  der  praktischen  Wirtschaftspolitik  geworden  sind.  So  ist  B.  be- 
sonders bestrebt  nachzuweisen,  einerseits  daß  viele  der  Marloschen 
Ideen  heute  noch  vorherrschend  sind,  und  zwar  sowohl  diejenigen 
rückschrittlicher,  kleinbürgerlicher  Art,  wie  auch  die  einer  großzügigen 
modernen  sozialen  Staatsauffassung,  anderseits  daß  Mario  gerade  mit 
den  Gedanken,  mit  denen  er  heute  in  gewissen  Geistesströmungen 
fortlebt,  originell  gewesen  ist.  Wir  haben  die  Ueberzeugung  gewonnen, 
daß  B.  darin  in  der  Hauptsache  Recht  zu  geben  ist,  namentlich  der 
Zusammenhang  Marioscher  Ideen  mit  denen  der  christlich-sozialen  Re- 
formpartei katholischer  Richtung  (hier  wie  dort  das  Kämpfen  gegen 
zwei  Fronten  :  das  Proletariat  einerseits,  die  Geldbourgeoisie  und  Börse 
anderseits)  ist  überzeugend  nachgewiesen, 

Aber  dazu  brauchte  es  doch  wohl  eine  Menge  von  Details  nicht, 
wie  z.  B.  die  Statistik  des  Besuches  der  Kasseler  Gewerbeschule,  mit 
der  die  Entwicklung  der  eigenartigen  Geistesrichtung  dieser  merkwür- 
digen Mischung  von  revolutionärem  Demokraten  und  reaktionärem 
Reformator,  als  die  uns  Winkelblech  erscheint,  ohnehin  nur  ganz  lose 
zusammenhängt. 

Man  kann  anerkennen,  daß  der  Eindruck  ausdrücklich  gewollter 
Objektivität  der  Würdigung  beim  Verfasser  nirgends  verloren  geht ; 
aber  B.  hat  sich  doch  etwas  zu  sehr  von  der  Sympathie  für  die  Per- 
sönlichkeit tragen  lassen.  Das  geht  besonders  hervor  aus  der  Beur- 
teilung des  für   Winkelblech    freilich    wichtigen    Ereignisses   seiner  Ver- 
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Setzung  von  Marburg  nach  Kassel.  B.  erblickt  darin  ein  schweres 
Unrecht,  das  Winkelblech  zugefügt  worden  sei,  daß  er,  von  der  Fakul- 
tät der  Marburger  Universität  zum  Ordinarius  vorgeschlagen,  hinter 
Bunsen  zurücktreten  mußte  und  sich  mit  dessen  Stelle  in  Kassel  zu 
begnügen  hatte.  Aber  dieser  -Willkürakt«  der  kurhessischen  Verwal- 
tung war  doch  jedenfalls  eine  ihrer  besseren  Leistungen.  Die  Bedeu- 
tung Winkelblechs  als  Chemiker  ist  trotz  des  warmen  Eintretens  Lie- 
bigs  für  ihn  ganz  verschwindend.  In  den  zeitgenössischen  chemischen 
Literatar-Lexicis  wird  er  kaum  oder  gar  nicht  genannt,  und  es  ist  fast 
eine  Irreführung,  wenn  B.  die  Nennung  Winkelblechs  in  Wagners  Ge- 
schichte der  Chemie  als  Anweisung  eines  Platzes  unter  den  hervor- 
ragenden Fachgenossen  seiner  Zeit  bezeichnet.  Diese  kleine  Schwäche 
der  fleißigen  und  liebevollen  Arbeit  Biermanns  glaubten  wir  feststellen 
zu  müssen,  zweifeln  aber  nicht,  daß  der  Verfasser  im  übrigen  der  Per- 
sönlichkeit W.s  und  seinem  herben  Schicksal  voll  gerecht  geworden 
sein  wird. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 

Mtickle,  Friedrich,  Die  Geschichte  der  sozialistischen  Ideen  im 
XIX.  Jahrhmdert.  (»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  269  u.  270.)  Leipzig, 
B.  G.  Teubner,  1909.     157  bez.  152  S.  8°;  je  M.  1.25. 

Vor  dem  düsteren  Hintergrunde  des  Kapitalismus  die  Lichtge- 
stalten der  Sozialisten:  eine  Art  goldener  Legende,  die  die  Heiligen 
einer  neuen  Gefühlsreligion  zu  schildern  unternimmt.  Wäre  Mtickle 
doch  nur  nicht  gar  so  begeistert  von  seinen  Helden!  Häuft  er  doch 
die  Epitheta  »genial«,  »tiefsinnig«,  »leuchtende  Höhe«,  »überragende 
Größe«,  »unbegreifliche  Naturtatsache  menschlicher  Größe«,  »fein  organi- 
sierter Geist«  usw.  in  einer  so  abwechslungslosen  Fülle,  daß  der  gutgläu- 
bige Leser  den  Eindruck  bekommen  muß,  daß  ein  Sozialist  immer  ein 
noch  größeres  Genie  war  wie  die  andern. 

Denn  die  Daten  und  Fakten  des  Lebensverlaufes  und  der  Inhalt 
der  Doktrinen  der  Denker  des  neueren  Sozialismus  sind  im  großen 
und  ganzen  klar  und  übersichtlich  in  leichter  und  populärer  Form 
dargestellt  und  Muckle  bestrebt  sich  wenigstens,  objektiv  zu  sein,  so- 
daß  die  beiden  für  ihren  Umfang  inhaltsreichen  Bändchen  alle  mir 
bekannten  ähnlichen  Darstellungen  unserer  Literatur  erheblich  über- 
treffen und  zur  ersten  leichten  Einführung  in  die  Geschichte  des  neue- 
ren sozialistischen  Denkens  vor  anderen  ähnlichen  Versuchen  zu 
empfehlen  sind.  Aber  jene  sympathische  Naivität,  mit  der  sich  Muckle 
seinerzeit  für  St.  Simon  begeisterte,  ist  inzwischen  zu  einer  nicht  immer 
vorsichtigen  Selbstsicherheit  geworden,  die  z.  B.  Mnckles  LTrteil  über 
den  Kapitalismus  gar  zu  sehr  nach  der  nur  buchmäßig  erarbeiteten 
Phrase  klingen  läßt.  Die  Sozialisten  sprechen  aus  ihm  und  nicht  die 
gründliche  eigne  Kenntnis  der  Sache.     Es  heißt  auch  den  Sozialismus 
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von  Owen,  Fourier,  St.  Simon  mit  den  Augen  der  späteren  Sozialisten 
sehen,  wenn  Muckle  dem  proletarischen  Element  auch  bei  ihnen  eine 
gar  so  große  Bedeutung  gibt. 

Wer  mit  den  eigenartigen  Charakteren  der  großen  Sozialisten  ver- 
traut geworden  ist,  kann  aber  über  der  schematischen  Verhimmelungs- 
psychologie  ernstlich  verdrießlich  werden,  die  keine  Persönlichkeit 
wirklich  lebendig  zu  malen  weiß.  Wer  Owen  schildert,  muß  uns  ein 
Bild  von  den  überschwenglichen  aber  richtungslosen  Beglückungsideen 
geben,  die  seinen  erratischen  Lauf,  das  launenhafte  Zickzack  seiner 
Bahn  nach  der  Zeit  in  New-I.anark  bestimmen,  muß  uns  den  Konflikt 
zwischen  Wissen  und  Wollen  zeichnen,  über  den  ein  glückliches  Selbst- 
gefühl den  liebenswürdigen  Optimisten  während  seiner  ganzen  Pro- 
phetenperiode täuschte.  Von  Fourier  erhält  der  Leser  ein  objektiv 
falsches  Bild,  wenn  die  nur  für  den  Psychiater  verständlichen  Züge 
nicht  mit  allem  Nachdruck  hervorgehoben  werden.  Bei  St.  Simon  muß 
ich  vorsichtig  urteilen.  Ich  weiß  aus  eigener  Erfahrung,  daß  die  Begeiste- 
rung dazu  verführt,  gerade  diesen  Helden  zu  idealisieren,  aber  mein  Por- 
trait im  »Credit  mobilier«  erscheint  neben  der  Cherubsgestalt  Mnckle% 
immer  noch  grausam  naturalistisch. 

Der  Gefahr,  wegen  seiner  »Entdeckung«  St.  Simons  (nach  Lorenz 
Stein,  nach  Dietzels  Rodbertus,  nach  meinem  Credit  mobilier)  die  So- 
zialisten in  falscher  Perspektive  zu  sehen,  ist  Muckle  nicht  entgangen. 
Immer  wieder  weist  er  seinem  Liebling  einen  übermäßig  hohen  Platz 
an,  so  namentlich  wenn  er  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  Marx 
behauptet.  Andeutungen  über  das  »Rätsel«  dieser  Abhängigkeit  er- 
scheinen mir  mehr  als  überflüssig.  »Anders  lesen  Knaben  den  Terenz 
anders  Grotius.«  Als  Marx  St.  Simon  las,  mußte  der  auf  ihn  freilich 
einen  andern  Eindruck  machen,  als  ^wi  Mtickle.  Marx  kam  von  Hegel 
und  ging  über  Lorenz  Stein,  von  dessen  Buch  Muckle  die  erste  Auf- 
lage nicht  zu  kennen  scheint.  Marx  hatte  sich  schon  in  der  Zeit  der 
»Rheinischen  Zeitung«  und  der  deutsch-französischen  Jahrbücher  eine 
Höhe  <\€t  Geschichtsbetrachtung  erkämpft,  von  der  aus  der  Blick  auf 
St.  Simon  nicht  mehr  nach  oben  ging.  Solange  er  in  St.  Simon  sozu- 
sagen das  Haupt  einer  konkurrierenden  sozialistischen  Auffassung  er- 
blicken konnte,  durfte  er  ihn  mit  Fug  und  Recht  als  unfertigen  und  ober- 
flächlichen Theorienschmied  verspotten,  der  genügend  abstruse  Ver- 
fassungsprojekte vorgeschlagen  hat,  um  ihn  zu  den  Utopisten  zu  rech- 
nen. Wenn  er  später  auf  die  Geschichte  des  Sozialismus  zurücksah, 
konnte  er  die  vielfachen  genialen  Ahnungen  eines  Mannes  hervorheben, 
der,  obwohl  sein  Vorläufer,  für  ihn  selbst  als  Werdenden  zufällig  keine 
Rolle  gespielt  hatte. 

Die  bedenklichen  Gefahren  einer  gedrängten  und  gefälligen  Darstel- 
lung und  eines  gar  zu  fröhlichen  und  begeisterten  Vertrauens  auf  die 
großen  Ergebnisse  der  modernen  Geschichtsbetrachtung  treten  übrigens 
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gerade  da  besonders  drastisch  hervor,  wo  Muckle  im  Kai)itcl  über 
Marx  auch  auf  Hegel  kommt.  Wir  verlangen  da  gewiß  keine  philo- 
sophischen Enthüllungen,  aber  ganz  offenbaren  Unsinn  darf  man  auch 
in  einem  populären  Werkchen  nicht  schreiben.  Die  berühmte  Hegel- 
sche  Idee  wird  uns  (II  loo)  vorgestellt:  »starr  (!)  wie  sie  gemäß  den 
metaphysischen  Voraussetzungen  ist«.  Der  uneingeweihte  Leser  sei 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  man  grade  so  gut  von  der  vStarrheit 
einer  Uhrfeder  reden  kann,  wie  sie  ihr  »nach  ihren  technischen  Vor- 
aussetzungen« zukommt.  Wenn  irgend  etwas  flüssig,  beweglich,  rastlose 
Tätigkeit  und  schlechthin  Prozeß  ist,  so  ist  es  diese  vstarre«  Idee. 
Auf  S.  107  hören  wir,  daß  die  absolute  Zentralstellung,  die  Hegel  dem 
Staat  im  Geschichtsprozeß  gibt  {Muckle  macht  daraus  sinnig  »den  vor- 
nehmsten Gegenstand  der  historischen  Forschung«)  eine  »durch  Hegels 
allgemeine  geschichtsphilosophische  Grundsätze  durch  nichts  gerecht- 
fertigte Anschauung«,  »eine  wichtige,  der  zeitgenössischen  Geschichts- 
schreibung gemachte  Konzession«  ist.  Da  könnte  selbst  die  Hegel- 
sche  Idee  »starr«  werden.  Das  von  Hegel,  der  in  dunkler  theologi- 
sierender  Wendung  gesagt  hat:  »der  Staat  ist  die  göttliche  Idee,  wie 
sie  auf  Erden  vorhanden  ist«,  in  laienmäßiger  Verdeutschung:  im  be- 
wußten und  als  solchem  nur  im  Staat  (d.  h.  in  einer  durch  allgemeine 
Regelungen  bestimmten,  in  allgemeinen  Institutionen  organisierten  Ge- 
sellschaft) möglichen  Gattungsleben  des  Menschen  können  wir  den 
Kerngehalt  des  Wirklichkeitsganzen  erkennen.  Der  einzelne  ist  für 
Hegel  ein  flüchtiger  Augenblick  im  lebendigen,  unendlich  fließenden 
Entwicklungsprozeß  der  organisierten  Gattung,  wenn  auch  solch  ein 
kleiner  Augenblick  ein  ganzes  selbstbewußtes  Menschenleben  ausmacht. 
Der  Staat  ist  also  für  Hegel  die  notwendige  Organisationsform  jener 
höchsten  uns  bekannten  biologischen  Einheit,  genannt :  geistig  zusam- 
mengehaltene menschliche  Gesellschaft.  Der  Geschichtsprozeß  ist  Ent- 
wicklung der  Gesellschaft  zum  Selbstbewußtsein,  demnach  des  Staates 
zur  Freiheit :  die  Weltgeschichte  ist  der  Fortschritt  im 
Bewußtsein  der  Freiheit.  Sollte  das  wirklich  eine  Konzession 
an  die  zeitgenössische  Geschichtsschreibung  sein,  die  mit  Hegels  Grund- 
anschauungen weiter  nichts  zu  tun  hat?  Das  Mißverständnis  Mnckles 
wirkt  um  so  ärgerlicher,  als  er  auf  der  nächsten  Seite  schreibt:  »das 
höchste  sittliche  Ideal  sah  Hegel  im  Staate  als  dem  Bringer  der  Frei- 
heit verwirklicht«.  Was  so  aut  dem  Druckpapier  hart  aneinanderstößt, 
scheint  im  Kopfe  Muckles  oder  auf  seinen  Notizblättern  mehr  als  leicht 
beieinander  gewohnt  zu  haben.  —  Fügen  wir  hinzu,  daß  Muckle  flüchtig 
genug  ist  (S.  107  f.),  den  bekannten  Brief  des  jungen  Marx  an  seinen 
Vater  für  ein  Programm  der  Abwendung  von  Hegel  zu  halten,  wäh- 
rend es  ein  fast  wörtlich  aus  Hegel  selbst  stammendes  Programm  der 
Hinwendung  auf  Hegel  ist,  so  erscheint  es  wohl  zweckmäßig,  daß  Muckle 
sich  noch  Zeit  zu    einigen  Vorstudien    nimmt,    ehe    er    auch    nur  rein 
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referierend  sein  zweibändiges  Werk  über  Marx  veröffentlicht. 

Wie  es  bei  einem  solchen  populären  Werkchen  nicht  anders  die  Regel 
ist,  bekommen  wir  so  gut  wie  kein  Bild  von  Muckle  als  selbständigem 
Denker.  Die  kleine  Polemik  gegen  Dietzeh  bekannte  Auffassung  vom 
»Sozialismus«  bei  Rodbertus  erscheint  mir  bei  rühmlichem  Selbstver- 
trauen recht  waghalsig  und  mit  dem  gar  zu  groben  Einteilungsschema 
Muckle^  kann  ich  mich  nicht  befreunden.  Man  denke:  einerseits  ra- 
tionaler Sozialismus  zerfallend  in  i.  föderalistische 
S  5'  s  t  e  m  e  ( Charles  Hall,  Robert  Ozven,  John  Gray,  Thomas  Hodgskin, 
William  Thompson,  Charles  Fotirier)  und  2.  z  e  n  t  r  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  Sy- 
steme {Babeuf  und  Cabet,  Weitling) ;  andrerseits  entwicklungs- 
geschichtliche Systeme  zur  Abwechslung  zerfallend  in  i.  zen- 
tralistische  Systeme  {Saint  Simon,  Lehre  des  Saint  Simonismus, 
Pecqtieiir,  Rodbertus,  Karl  Marx,  Ferdinand  Las s alle)  und  2.  k  o  rp  o  r  a- 
tive  Systeme  {Bnchez,  Blaue):  in  der  Mitte  aber  zwischen  einer- 
seits und  andrerseits  Prondhon  als  die  bekannte  »Klasse  für  sich«  ohne 
weitere  Qualifizierung. 

So  marschiert  Fonrier  mit  einer  Reihe  von  Engländern,  mit  denen 
er  nichts  zu  tun  hat  und  die  so  charakteristische  Antithese  Fourier- 
St.  Simon  geht  verloren.  Die  Mehrwertgruppe  oder  besser  die  nachri- 
cardianischen  Kritiken  des  Kapitalismus  sind  auseinandergerissen.  Von 
der  Seltsamkeit  zu  schweigen  ,  daß  eine  Uebersicht  über  den  moder- 
nen Sozialismus  ausgerechnet  mit  Blanc  abschließt. 

Demnach  besteht  der  Wert  der  beiden  Bücher  darin ,  daß  sie 
einem  großen  Publikum  die  erste  Bekanntschaft  mit  den  einzelnen 
sozialistischen  Systemen  erleichtern.  Plenge. 


1.  Mitscherlich,  Prof.  Waldemar,  Der  Einfluß  der  wirtschaft- 
lichen Entivicklung  auf  den  ostmärkischen  Nationalitätenkampf.  Leipzig, 
C.  L.  Hirschfeld   1910.     48  S. 

2.  Mollwo,  Prof  Dr.  Karl,  Die  wirtschaftliche  Entivicklung  der 
Industrie  im  Osten  und  ihre  Einwirkung  aiif  das  Bevölkerungsproblem. 
Vortrag.     Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1910.     31   S.  8*^. 

Zwei  Vorträge  über  nah  verwandte  Themen,  beide  gehalten  in 
einem  staatswissenschaftlichen  Fortbildungskursus  der  Posener  Aka- 
demie. Der  erstgenannte  erfaßt  seine  Aufgabe  unter  großen  histori- 
schen Gesichtspunkten,  und  es  gelingt  ihm,  ein  Bild  der  ökonomischen 
Entwicklung  des  Ostens  zu  entwerfen,  das  den  Leser  in  seltener  Ge- 
schlossenheit von  den  allgemeinen  Menschheitsideen  des  18.  Jahrhunderts 
zum  Nationalismus  des  19.  und  zu  seiner  Entartung  in  der  Gegenwart 
führt.  Der  Kampf  zwischen  Deutschen  und  Polen  wird  in  seiner  Ab- 
hängigkeit von  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  dargestellt  und  in  zwei 
Perioden  geteilt:  die  Periode  des  deutschen  Vorstoßes,  welche  bis 
zum  Ende  der  60er  Jahre  reicht,  und  die  Periode  des  polnischen  Vor- 
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Stoßes,  die  wieder  in  zwei  Etappen  zerlegt  wird  :  die  Zeit  ungehemmter 
polnischer  Expansion  und  die  Zeit  der  deutschen  Gegenwehr  unter 
staatlicher  Leitung.  Bei  der  Beurteilung  der  heutigen  Lage  legt  der 
Verfasser  das  Hauptgewicht  auf  die  Tätigkeit  der  Ansiedelungskom- 
mission,  wobei  er  seine  Hoffnung  mehr  auf  die  Ansiedelung  deutscher 
Landarbeiter  als  auf  die  Begründung  deutscher  Bauerngüter  setzt.  Von 
jenen  erwartet  er  auch  in  der  Zukunft  eine  Abwehr  gegen  das  weitere 
Vordringen  des  Polentums,  wenn  die  jetzt  mit  slavischen  Arbeitern 
wirtschaftenden  deutschen  Großgrundbesitzer  es  in  ihrem  Interesse 
finden  würden,  deutsche  Landarbeiter  und  Handwerker  zu  beschäftigen. 
Im  Ganzen  beurteilt  er  die  Aussichten  des  Deutschtums  günstiger,  als 
dies  gewöhnlich  geschieht.  Freilich  sagt  er  zum  Schluß:  »Herr  können 
wir  ihrer  (der  polnischen  Bewegung)  unter  der  obwaltenden  wirtschaft- 
lichen Konstellation  nur  werden,  wenn  wir  möglichst  planvoll  Jahr  für 
Jahr  deutsche  Männer  in  der  Ostmark  ansiedeln  und  wenn  wir  der 
polnischen  eine  deutsche  Volksbewegung  entgegenstellen«.  Damit 
dürfte  es  aber  noch  gute  Wege  haben. 

Weit  kühler  faßt  Mollwo  seine,  allerdings  auch  weit  begrenztere 
Aufgabe  an.  Er  betont  im  Eingang,  daß  der  Osten  nie  völlig  deutsch 
gewesen  und  daß  die  Periode  der  Herrschaft  einer  kleinen  reindeut- 
schen Oberschicht  durch  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Um- 
wälzungen der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  beseitigt  wor- 
den ist.  Bei  dem  Vordringen  und  dem  Aufschwung  des  polnischen 
Mittelstandes  könne  es  sich  jetzt  nur  um  Germanisierung  der  gesamten 
Bevölkerung  handeln.  Ob  diese  durch  staatliche  Industrialisierung  des 
Ostens  gefördert  werden  könne,  läfit  der  Verfasser  zunächst  unerörtert, 
um  nach  einem  Hinweis  auf  die  mißglückten  früheren  Versuche  die 
natürlichen  und  kulturellen  Bedingungen  (Rohmaterial,  Kapital,  Arbeits- 
kräfte) industrieller  Produktion  im  Osten  zu  erörtern.  Er  kommt 
dabei  zu  einem  entschieden  negativen  Ergebnis  und  meint  nur  das 
eine  Zugeständnis  machen  zu  können,  daß  eine  Industrialisierung  auf 
natürlicher  Basis  in  langsamer  Arbeit  bescheidene  Resultate  verspreche. 

Beide  Schriften  sind  insofern  lehrreich,  als  sie  die  enormen 
Schwierigkeiten  beweisen,  denen  jeder  Versuch  des  Staates,  dem 
Polentum  auf  wirtschaftlichem  Boden  beizukommen,  begegnet. 

— r. 

Die  Seifenfabrik  der  Großeinkaufs- Geselischaft  deutscher  Konsumvereine 
in  Gröba-Riesa.  Eine  Darstellung  ihres  Werdens  und  ihrer  genossen- 
schaftlichen und  wirtschaftlichen  Bedeutung;  anläßlich  der  Betriebs- 
eröffnung im  Auftrage  der  Großeinkaufs-Gesellschaft  d.  K.-V.  be- 
arbeitet von  Dr.  August  Müller.  Hamburg  1910.  Verlag: 
Großeinkaufs-Gesellschaft  d.  K.-V.  m.  b.  H.  255  S.  8°  und  zahl- 
reiche Abbildunofen. 
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Dieses  hübsch  ausgestattete  Buch  verdient  in  mehr  als  einer  Rich- 
tung die  Aufmerksamkeit  des  Nationalökonomen  und  Sozialpolitikers. 
Zunächst  weil  es  neben  dem  inhaltreichen  Jahrbuch  des  Zentralver- 
bandes deutscher  Konsumvereine  und  den  Jahresberichten  seines  Vor- 
stands und  Generalsekretärs  an  sich  schon  einen  erfreulichen  Beweis 
bildet  für  den  frischen  fortschrittlichen  Zug,  der  in  diesem  Verbände 
und  den  mit  ihm  zusammenhängenden  Wirtschaftsorganisationen 
herrscht.  Sodann  wegen  seines  Inhaltes,  der  in  der  Hauptsache  aus 
einer  urkundlichen  Geschichte  des  im  Titel  genannten  Fabrikations- 
Unternehmens  der  Großeinkaufs-Gesellschaft  deutscher  Konsumvereine 
besteht.  Diese  Geschichte  ist  aber  außerordentlich  interessant  für  die 
Beurteilung  der  Geistesverwirrung,  welche  die  Agitation  gegen  die 
Konsumvereine  in  weiten  Kreisen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ange- 
richtet hat.  An  zwei  Orten,  in  Aken  und  in  Zerbst,  hatte  die  Gesell- 
schaft versucht,  die  Konzession  zur  Anlage  einer  Seifenfabrik  zu  er- 
langen;  jedesmal  war  die  Sache  in  zahlreichen  Eingaben,  Gutachten, 
Beschwerden  bis  zur  höchsten  Entscheidungsbehörde  verfolgt  worden: 
in  Preußen  schließlich  mit  günstigem  Ergebnis,  das  aber  durch  den 
erbitterten  Widerstand  der  örtlichen  Behörden  seinen  praktischen  Wert 
verlor,  in  Anhalt  mit  endgültiger  Abweisung.  Zuguterletzt  gelangte 
man  in  Sachsen  zum  Ziele.  Man  wird  das  reichlich  im  Wortlaut  mit- 
geteilte Urkundenmaterial  nicht  ohne  das  Unbehagen  lesen  können, 
das  sich  eines  amtlich  zur  Sache  vernommenen  Kreisphysikus  bemächtigt 
zu  haben  scheint,  der  offen  der  Meinung  Ausdruck  gab,  >>daß  die  neu 
zu  gründende  Fabrik  mit  einem  andern  Maßstabe  des  Rechts  gemessen 
werden  soll«   als  andere  gleichartige  Fabriken. 

Eingeleitet  wird  das  Buch  durch  eine  flott  geschriebene  prinzipielle 
Betrachtung  über  »die  Eigenproduktion  der  organisierten  Konsumenten«, 
in  welcher  unter  Anknüpfung  an  das  Beispiel  der  Pioniere  von  Roch- 
dale  der  Gedanke  entwickelt  und  historisch  wie  rationell  begründet 
wird,  daß  die  genossenschaftliche  Organisation  der  Produktion  ihren 
Ausgang  von  der  Organisation  des  Konsums  zu  nehmen  hat.  »Der 
(reinen)  Produktivgenossenschaft  fehlt  gerade  das,  was  der  Produktiv- 
abteilung eines  Konsumvereins  die  Ueberlegenheit  über  den  kapitalisti- 
schen Betrieb  verleiht ;  das  sichere  Absatzgebiet.  Bei  der  Warenher- 
stellung ist  die  Produktivgenossenschaft  in  der  Regel  sowohl  dem 
privatkapitalistischen  Betriebe  als  auch  der  Produktivabteilung  der 
Konsumentenorganisationen  gegenüber  im  Nachteil.  Es  fehlt  ihr  meistens 
an  genügendem  Kapital,  an  sachverständigen  Kräften  für  die  technische 
und  kaufmännische  Leitung,  an  Disziplin  und  Unterordnung  des  ein- 
zelnen Arbeiters  unter  die  Anforderungen  des  Produktionsprozesses, 
Den  Kampf  um  die  Kundschaft  muß  aber  die  Produktivgenossenschaft 
genau  so  führen  wie  der  private  Unternehmer.  Sie  hat  kein  unum- 
strittenes Absatzgebiet  und  ist  daher  gezwungen,    den  Wettbewerb  mit 
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der  Konkurrenz  gerade  da  aufzunehmen,  wo  dieser  am  skrupellosesten 
geführt  wird.  Sind  die  Produktivgenossenschaften  diesen  kai)italisti- 
schen  Konkurrenten  gegenüber  schon  bei  der  Warenherstellung  im 
Nachteil,  so  aus  einer  Reihe  von  Gründen  erst  recht  beim  Kampf  um 
die  Kundschaft.  Das  Ende  ist  der  Untergang,  der  beinahe  regelmäßig 
auftritt,  wenn  eine  Produktivgenossenschaft  ihren  Charakter  beibehalten 
will  und  gezwungen  ist,  ihre  Waren  auf  dem  freien  Warenmarkte  ab- 
zusetzen. Produkiivgenossenschaften,  die  P^rfolg  hatten,  verdanken  das 
in  der  Regel  dem  Umstände,  daß  sie  ihre  Waren  ganz  oder  zum  großen 
Teil  an  Konsumvereine  oder  an  sonstige  sichere  Abnehmerkreise  ab- 
geben können.  Ihr  Erfolg  beruht  nicht  auf  ihrer  Eigenschaft  als  Pro- 
duktivgenossenschaft, sondern  auf  dem  organisierten  Konsum,  dem  sie 
ihr  unbestrittenes   Absatzgebiet  verdanken.« 

Der  Verfasser  hat  den  Beweis  für  diese  Auffassung  in  überzeugen- 
der Weise  geführt.  Nicht  minder  beachtenswert  ist,  was  er  über  den 
Zusammenhang  der  Erstarkung  der  Konsumvereine  mit  der  Ausbrei- 
tung der  Kartelle  bemerkt.  »Unter  der  Herrschaft  der  Kartelle 
werden  die  Konsumgenossenschaften  nicht  entbehrlicher,  sondern  not- 
wendiger für  die  Konsumenten.«  Die  durch  die  Kartelle  herbeige- 
führten Preissteigerungen  bilden  einen  Anreiz  für  die  Käufer,  den  Kreis 
der  Konsumentenorganisationen  zu  erweitern.  Damit  ist  die  Bedarfs- 
konzentration gegeben,  deren  die  rationelle  Massenproduktion  bedarf. 
Diese  letztere  kann  aber  für  die  meisten  Waren  nur  durch  den  »Kon- 
sumverein der  Konsumvereine«,  die  Großeinkaufs-Genossenschaft  für 
größere  Gebiete  ins  Leben  gerufen  werden,  welche  so  der  lokalen 
konsumgenossenschaftlichen  Produktion  von  Back-  und  Fleischwaren, 
Mineralwasser  u.  dgl.  ergänzend  zur  Seite  tritt.  Die  deutsche  Konsum- 
vereinsbewegung lenkt  damit  in  die  Bahn  ein,  welche  die  englische 
schon  längst  mit  bestem  Erfolge  beschritten  hat. 

Mit  welcher  Umsicht  dies  geschehen  ist,  davon  gibt  die  vorliegende 
Publikation  auf  mancher  Seite  Kunde,  nicht  am  wenigsten  durch  die 
ihren  letzten  Teil  bildende  Beschreibung  der  neuen,  auf  der  Höhe 
moderner  Technik  stehenden  Fabrikanlage  in  Gröba-Riesa  und  die  zu- 
gehörigen Abbildungen.  Auch  die  typographische  Herstellung  des 
Buches  ist  genossenschaftliche  Eigenproduktion ;  sie  ist  in  der  Ver- 
lagsanstalt des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  in  Hamburg 
erfolgt,  von  deren  Leistungsfähigkeit  bereits  eine  andere  Publikation 
(»Die  Verlagsanstalt  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine 
von  Heinrich  Kaufmann  &  Co.  in  Wort  und  Bild«,  Hamburg  1909) 
den  Freunden  der  Genossenschaftssache  erfreuliches  Zeugnis  abge- 
legt hat.  .  — r. 

Kumpmann ,    Karl ,   Die  Entstehung  der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft 1830 — 1844.     Ein    erster  Beitrag    zur  Geschichte    der  Rheini- 
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sehen  Eisenbahn.  (Veröffentlichungen  des  Archivs  für  rheinisch- 
westfälische  Wirtschaftsgeschichte  [Rheinisch-westfälisches  Wirtschafts- 
archiv in  Köln]  Band  I),  Essen-Ruhr.  G.  L.  Baedeker,  Verlags- 
handlung 1910.    8".    510  S.  geb.  Mk.  8. — . 

Das  vorliegende  Buch  bedarf  schon  deshalb  einer  besonderen 
Würdigung,  weil  es  den  ersten  Band  einer  Reihe  von  Veröffentlichungen 
bildet,  die  ihr  Material  nicht  aus  den  Urkundensammkingen  längst 
vergangener  Zeilen  oder  den  Akten  staatlicher  oder  kommunaler 
Archive  schöpfen,  sondern  sich  auf  Quellen  aufbauen,  die  in  einer 
ganz  neuzeitlichen  Art  von  Archiven,  den  Wirtschaftsarchiven,  zu- 
sammengetragen worden  sind.  Der  Gedanke,  der  in  dem  Rheinisch- 
westfälischen Wirtschaftsarchiv  in  Köln  verwirklicht  ist,  muß  als  ein 
äußerst  glücklicher  bezeichnet  werden,  der  für  andere  Gebiete  von 
einigermaßen  einheitlichem  wirtschaftlichen  Charakter,  etwa  für  Sachsen, 
für  Oberschlesien,  für  die  Seestädte  nachgeahmt  zu  werden  verdiente. 
Ein  wie  reichhaltiges,  jetzt  vielfach  unzugängliches,  in  den  Akten- 
schränken  von  Kammern,  Interessenvertretungen,  gesellschaftlichen  oder 
privaten  Unternehmungen  nutzlos  vergilbendes  und  vermoderndes  Nach- 
richtenmaterial über  die  Anfänge  und  die  Entwickelung  der  modernen 
kapitalistischen  Betriebsformen  unserer  wissenschaftlichen  Forschung 
und  damit  dem  besseren  Verständnis  der  Zeitgenossen  zur  Verfügung 
stehen  würde,  dafür  ist  die  Arbeit  von  Kicmpmann  ein  vorzüglicher  Be- 
weis. 

Die  Schrift  behandelt  die  Gründungsgeschichte  und  die  ersten  14 
Jahre  des  Bestehens  einer  einzigen  Gesellschaft.  Nach  einem  kurzen, 
fast  dürftigen  üeberblick  über  das  Aufkommen  der  Eisenbahnen  im 
Auslande  und  in  Deutschland,  die  ersten  gesellschaftlichen  zum  Teil 
wieder  eingegangenen  Gründungen  und  die  dem  Eisenbahnbau  ungün- 
stigen politischen  Verhältnisse  werden  die  Ursachen  besprochen  ,  die 
den  Plan  einer  Eisenbahnverbindung  von  Köln  nach  Belgien  bis  Ant- 
werpen aufkommen  ließen.  Neben  dem  Verlangen  nach  einem  direk- 
ten Anschluß  an  das  industrielle  Gebiet  nördlich  der  Eifel  (Düren, 
Eupen  usw.)  und  Belgiens  war  es  vor  allem  der  Wunsch  nach  einer 
von  der  Willkür  der  Holländer  unabhängigen  Verkehrsstraße  bis  an 
das  Meer.  Der  Plan  beschäftigte  in  Köln  eine  Anzahl  hervorragender 
Männer,  an  ihrer  Spitze  Ludolf  Camphausen.  Noch  früher  aber  hatte 
er  in  Belgien  Anklang  gefunden,  und  dieses  suchte  ihn  in  die  Tat  um- 
zusetzen, als  es  sich  1830  von  Holland  losgerissen  hatte  und  darauf 
bedacht  sein  mußte,  für  seine  Industrieprodukte  andere  Absatzgelegen- 
heiten zu  schaffen.  Es  übernahm  den  Bau  der  Hauptlinien  auf  Staats- 
kosten. Nach  einem  von  Aachen  aus  gemachten,  aber  mißglückten 
Versuch,  einen  Anschluß  an  das  geplante  belgische  Bahnnetz  zu  schaf- 
fen, trat  1833  if^  Köln  ein  Komitee  zusammen,  das  unter  Camphausens 
tätiger  Mitwirkung  die  erforderlichen  Vorarbeiten  machte  und  die  Ver- 
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handlungen  mit  den  heimischen  unil  fremden  Behörden  führte.  Am 
5.  Dez.  1833  wurde  die  Genehmigung  zum  Bau  einer  Eisenbahn  und 
zur  Bildung  einer  Aktiengesellschaft  hierfür  vom  Könige  erteilt. 

Damit  trat  die  Rheinische  Eiscnbahngesellschaft  ins  Leben.  Der 
Verfasser  schildert  nun  an  der  Hand  von  Akten,  Denkschriften,  Korre- 
spondenzen der  Beteiligten,  manchmal  zu  ausführlich,  alle  die  Wech- 
selfälle, trüben  Erfahrungen  und  finanziellen  Kalamitäten,  denen  die 
Gesellschaft  ausgesetzt  war.  Die  ersten  Schwierigkeiten  entstanden  schon 
bei  der  Frage  nach  der  Linienführung  der  Bahn ;  gegen  den  ursprüng- 
lichen Plan,  möglichst  geradlinig  auf  dem  günstigsten  Gelände  die  bel- 
gische Grenze  zu  erreichen,  erhoben  andere  Städte,  besonders  Aachen, 
Einsprache ;  letzteres  hatte  zum  Wortführer  einen  Mann ,  der  in  der 
Folge  das  geistige  Haupt  der  Gesellschaft  werden  sollte,  David  Han- 
semann. Dieser  wußte  mit  Schlauheit  und  Zähigkeit  durchzusetzen, 
daß  nicht  bloß  die  Bahn  über  Aachen  führen  sollte  ,  sondern  daß  an 
die  Spitze  einer  neuen,  aus  der  Verschmelzung  der  Rheinischen  und 
der  von  Aachen  ausgegangenen  Preußisch-Rheinischen  Gesellschaft  ein 
Direktorium  trat,  das,  aus  Kölnern  und  Aachenern  zusammengesetzt, 
ihm  als  Vizepräsidenten  einen  weitgehenden  Einfluß  sicherte.  Camp- 
hausen trat  vor  ihm  zurück. 

Erst  1837  war  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  in  der  end- 
gültigen Gestalt  gebildet,  und  es  wurde  mit  den  Bauarbeiten  begonnen. 
Das  Material  und  die  Fahrzeuge  bezog  man  zum  größten  Teile  aus 
England,  dann  aus  Belgien  und  erst  seit  1842  auch  von  deutschen  Be- 
trieben, ging  auch  mitunter,  so  für  Coakserzeugung  und  Ziegelbrenne- 
rei, zur  Selbstherstellung  über.  Das  Jahr  1841  brachte  die  Verbindung 
Kölns  mit  Aachen.  Bis  zu  dieser  Zeit  betrugen  die  Baukosten  be- 
reits rund  6  Millionen  Taler.  Das  bei  der  Gründung  angesetzte  Ka- 
pital von  3  Millionen  Taler  war  also  längst  überschritten.  Schon  1837 
war  die  Erhöhung  des  Aktienkapitales  um  1^/2  Millionen  Taler  in  Aus- 
sicht gestellt  worden;  sie  erfolgte  1838.  Die  anderthalb  Millionen 
wurden  damals  von  einigen  Bankhäusern  übernommen.  Diese  sahen 
sich  aber  im  Interesse  ihrer  Zahlungsfähigkeit  gezwungen ,  sie  abzu- 
stoßen. Um  einem  schon  früher  begonnenen  Kurssturz  der  Papiere 
nicht  Vorschub  zu  leisten,  bot  die  Gesellschaft  i  Million  dem  Staate 
Belgien  an,  der  sie  nach  längeren  Verhandlungen  übernahm.  Kurze 
Zeit  darauf  wurde  die  Aufnahme  einer  Anleihe  von  2V2  INIillionen  Taler 
nötig,  die  zu  einem  Teil  der  preußische  Staat  vorschoß. 

Fast  gleichzeitig  kam  Hansemann  der  Gedanke,  die  Aachen-Kölner 
Bahn  nach  Osten  bis  Minden  weiterzuführen  und  damit  die  Ausführung 
eines  alten,  auch  von  der  Regierung  gewünschten  Projekts  seiner  Ge- 
sellschaft zu  sichern.  Nach  langen  Versuchen  ,  den  Plan  zu  verwirk- 
lichen, mußte  er  doch  abstehen  ,  vor  allem  infolge  des  Widerstandes 
der  Regierung,    die  den  Bau  unter  bestimmten  Bedingungen  einer  be- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     1.  J  J 
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sonderen  Gesellschaft  übertragen  wissen  wollte  und  ihn  schließlich 
auch  der  neuen  »Ostrheinischen  Eisenbahngesellschaft«  übertrug,  deren 
Aktionäre  allerdings  mit  denen  der  Rheinischen  vielfach  identisch  wa- 
ren. Die  volle  Aufmerksamkeit  wandte  sich  daher  dem  endgültigen 
Ausbau  der  alten  Linie  zu.  Es  fehlte  noch  die  Strecke  von  Aachen 
bis  Hcrbesthal  und  vom  Kölner  Bahnhof  bis  zum  Freihafen.  Endlich 
ergab  sich  auch  die  Notwendigkeit  der  Legung  eines  zweiten  Gleises 
auf  einzelnen  größeren  Strecken,  da  der  Verkehr  eine  über  Erwarten 
große  Ausdehnung  gewann.  Durch  das  Eintreten  der  Regierung  kam 
eine  nochmalige  Anleihe  zustande ,  mit  deren  und  neu  ausgegebener 
Aktien  Hilfe  endlich  die  Vollendung  des  Werkes  gelang.  Die  Bahn, 
die  man  anfangs  mit  2  Millionen  Taler  hatte  bauen  wollen ,  kostete 
zuletzt  rund  10500000  Taler.  Am  15.  Oktober  1843  erfolgte  die  Ein- 
weihung und  Befahrung  der  ganzen  Strecke  von  Köln  bis  Antwerpen. 
Kurz  darauf  trat  die  gesamte  Direktion  bis  auf  einen  (auch  Hansemann) 
infolge  von  Differenzen,  die  unter  den  Mitgliedern  ausgebrochen  waren, 
von  ihren  Aemtern  zurück. 

Bis  Anfang  1844  reicht  die  Darstellung  K7ivipinann%.  Sie  enthält 
in  gewandter  Schreibweise  eine  sehr  große  Fülle  von  Einzelheiten,  und 
gibt  ein  interessantes  Bild  von  dem  Wirken,  Handeln  und  der  zähen 
Energie  der  rheinischen  Kaufleute.  Freilich  ist  die  Schilderung  manch- 
mal zu  ausführlich  geraten,  und  man  wird  ein  gewisses  Unbehagen  nicht 
los  ,  wenn  man  berechnet ,  wie  viele  Bände  noch  nötig  sein  werden, 
um  die  Geschichte  dieser  einzelnen  Gesellschaft  bis  1879/80,  wo  sie 
verstaatlicht  wurde,  zu  schreiben.  Dann  fehlt  auch,  namentlich  in  den 
späteren  Partien ,  trotz  häufiger  Ausblicke  nach  anderen  Gegenden 
Deutschlands  der  Zusammenhang  mit  der  gesamten  wirtschaftlichen 
Entwickelung  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Die  Dinge 
werden  oft  zu  sehr  nach  den  Eindrücken  einzelner  Personen,  nament- 
lich Hansemanns,  wie  sie  sich  aus  den  Briefen  ergeben,  beurteilt. 

Benno    Schmidt. 

Sfojentin,  Dr.  M.  v.  (Generalsekretär  der  Landwirtschaftskammer 
für  die  Provinz  Pommern),  Untersuchung  über  den  Verbleib  des  Nach- 
wuchses der  kleinbäuerlichen  Bevölkerung  in  Kolonien  und  andern  Ort- 
schaften der  Kreise  Kolberg-KörUn,  Naugard  und  Regenwalde  (19.  Heft 
der  Arbeiten  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Pommern). 
Stettin  1910,  Verlag  der  Pommerschen  Reichspost.  39  S.  gr.  8"^  und 
Tabellen.    M.  1.75. 

Diese  Schrift  reiht  sich  den  älteren  Arbeiten  von  Bindewald,  Hei- 
ser-Harttung  usw.  an,  die  für  begrenzte  kleine  Gebiete  die  Berufswahl 
der  ländlichen  Jugend  untersuchen.  Diese  Untersuchungen  sind  erste 
Entdeckungszüge  in  ein  merkwürdig  lange  unerforscht  gebliebenes  Ge- 
biet, in  den  Problemenkomplex,    der  sich  um  den  Berufsgang  unserer 
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erwerbstätigen  Bevölkerung  gruppiert.  Der  Verein  für  Sozialpolitik 
greift  jetzt  diese  Probleme  von  der  einen  Seite  an,  indem  er  nach  der 
Herkunft  der  großindustriellen  Bevölkerung  fragt.  Die  Frage  nach  dem 
beruflichen  Verbleib  des  Nachwuchses  der  Bevölkerung  einzelner 
Bezirke,  namentlich  der  geburtenreichen  ländlichen  Bevölkerung,  liefert 
zu  diesen  Untersuchungen  eine  willkommene  Ergänzung,  und  es  ist 
dringend  zu  wünschen,  daß  Enqueten  dieser  Art  häufiger  werden.  Ge- 
rade die  vorliegende  Schrift  zeigt  drastisch  durch  die  Unstimmigkeit 
ihrer  Ergebnisse,  wie  notwendig  es  ist,  diese  Statistik  breiter  zu  fun- 
dieren. Sie  geht  natürlich  nicht  von  einem  abstrakten  Interesse  für 
die  typische  Gestaltung  der  Berufswahl  aus  ,  sondern  von  der  ebenso 
wichtigen  praktischen  Frage,  welche  Motive  die  Abwanderung  vom  Lande 
bestimmen  ,  und  wie  die  Ansiedelung  von  Kolonisten  in  der  zweiten 
Generation  auf  den  ländlichen  Arbeitsmarkt  wirkt.  Unter  diesem  Ge- 
sichtspunkte beschloß  der  Ausschuß  der  Pommerschen  Landwirtschafts- 
kamnier  für  Arbeiterwesen  im  März  1908,  den  Verbleib  des  l)äuerlichen 
Nachwuchses  in  einem  ausgewählten  Bezirke  festzustellen.  Man  wählte 
den  aus  der  Geschichte  der  inneren  Kolonisation  wohlbekannten  hin- 
terpommerschen  Kreis  Kolberg-Körlin,  dessen  Landrat  Freiherr  v.  d. 
Goltz  im  Herbst  igo8  an  zwei  ausgewählte  Gruppen  A  und  B  von 
Gemeinden  und  Gutsbezirken  mit  kleinbäuerlicher  Bevölkerung  einen 
Fragebogen  versandte.  Gruppe  A  umfaßt  Ortschaften,  die  nach  1878 
parzelliert  worden  sind,  Gruppe  B  andere  Ortschaften.  Ein  markanter 
Unterschied  hat  sich  nicht  zwischen  diesen  beiden  Gruppen,  sondern 
gegenüber  einer  dritten  Ortschaftsgruppe  C  ergeben,  die,  einige  ältere 
Kolonien  des  Naugarder  und  Regenwalder  Kreises  umfassend ,  von 
dem  benachbart  wohnenden  Grafen  Bismarck-Osten  untersucht  worden 
sind.  Entgegen  einer  verbreiteten  Ansicht,  der  zufolge  die  Haupt- 
masse der  Kolonistenkinder  der  Landwirtschaft  den  Rücken  kehren 
sollen,  haben  Gruppe  A  und  B  nur  21  und  24  Proz.  des  Nachwuchses 
an  nicht  landwirtschaftliche  Berufe  abgegeben,  und  zwar  vorzugsweise 
ans  Handwerk,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  laut  dieser  selben  Enquete 
wenigstens  die  ländlichen  Handwerker  die  Mehrzahl  ihrer  Kinder  der 
Landwirtschaft  zurückgeben.  Dem  gegenüber  hat  Gruppe  C  nicht  we- 
niger als  46  Proz.  ihres  Nachwuchses  der  Landwirtschaft  entfremdet, 
teilweise  sogar  durch  überseeische  Auswanderung;  die  Mädchen  sind 
auffallend  zahlreich  in  städtischen  Gesindedienst  gegangen ;  die  der 
Landwirtschaft  treu  gebliebenen  Sprößlinge  haben  sich  größtenteils 
vom  Heimatorte  entfernt;  kurz,  die  zentrifugalen  Kräfte  sind  hier  viel 
wirksamer  gewesen.  Ein  Aufstieg  zu  höheren  Berufsarten  hat  in  allen 
drei  Gruppen  nur  in  bescheidenem  Umfange  stattgefunden ,  fehlt  aber 
doch  nicht  ganz.  —  So  erfreulich  diese  Ergebnisse  vom  Standpunkt 
der  inneren  Kolonisation  und  ländlichen  Arbeiterfrage  klingen,  darf 
man  doch  freilich  nicht  übersehen,    daß    sie    nur   ein  Augenblicksbild 
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geben  ;  es  bleibt  dahingestellt,  ob  die  jungen  Leute,  die  zur  Zeit  der 
Enquete  dem  überkommenen  landwirtschaftlichen  Berufe  noch  treu 
waren,  nicht  später  den  Beruf  wechseln. 

V.  Stojentin,  der  schon  in  manchen  älteren  Abhandlungen,  insbeson- 
dere in  seiner  Schrift  über  die  ausländischen  Wanderarbeiter  der  Provinz 
Pommern  (Heft  12  der  Arbeiten  der  Landwirtschaftskammer,  1909)  eine 
geschickte  Hand  bewiesen  hat,  gibt  mit  sicherem  Takte  kurze  und  doch 
ausreichende  Rechenschaft  über  die  statistischen  Grundlagen  und  Fehler- 
möglichkeiten der  Enquete.  Eine  zu  weit  gehende  kombinatorische 
Ausbeute  des  immerhin  spärlichen  statistischen  Materials  hat  er  mit 
Vorbedacht  unterlassen.  Es  handelt  sich  insgesamt  um  nicht  mehr  als 
1667  Söhne  und  Töchter,  deren  Berufswahl  festgestellt  wird.  Mit 
Rücksicht  auf  gewisse  Mängel  der  Erhebung  wünscht  der  Verfasser 
überdies,  daß  künftige  Erhebungen  dieser  Art  »nicht  durch  die  Guts- 
und Gemeindevorsteher,  sondern  überall  durch  ein  und  dieselbe,  mit 
der  Materie  völlig  vertraute  Person  vorgenommen  werden ,  wie  dies 
seinerzeit  von  Dr.  Franz  Mendelson  bei  den  Vorarbeiten  für  Gerlachs 
großes  Werk  über  die  Ansiedelung  von  Landarbeitern  in  Norddeutsch- 
land grundsätzlich  gehandhabt  worden  ist«.  K.  Oldenberg. 


Statistisches  Handbuch  für  das  Königreich  Württemberg.  Jahrgang  1908 
und  1909.  Hrsg.  von  dem  Statistischen  Landesamt.  Stuttgart, 
W.  Kohlhammer,   1910.     389  S.  Lex.  8". 

Es  ist  eine  sehr  erfreuliche  Erscheinung,  daß  die  Sitte  der  Heraus- 
gabe statistischer  Jahr-  oder  Handbücher  immer  weiter  um  sich  greift 
und  daß  in  ihnen  das  Bestreben  immer  mehr  zur  Geltung  kommt,  alle 
Seiten  des  Staats-  und  Volkslebens,  welche  der  ziffermäßigen  Massen- 
beobachtung zugänglich  sind,  zu  berücksichtigen.  Auch  das  vorliegende 
Handbuch  für  Württemberg,  das  seit  1902  in  je  zweijährigen  Zwischen- 
räumen erscheint,  ist  in  gedeihlicher  Fortentwicklung  begriffen.  Der 
vorliegende  Jahrgang  bietet  wieder  eine  Reihe  neu  aufgenommener 
Tabellen,  von  denen  folgende  genannt  sein  mögen :  die  Hauptergebnisse 
der  Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907,  die  Entwicklung  der  Stadt- 
und  Landbevölkerung  seit  1834,  Sterbetafel,  Geldwert  der  Ernte,  Frauen- 
organisationen, Aktiengesellschaften,  Staatsaufwand  seit  1877  auf  die 
Landwirtschaft  einer-  und  auf  Gewerbe  und  Handel  andererseits,  Vieh- 
marktverkehr, Jahresdurchschnittspreise  für  Rindvieh  und  Schweine,  des- 
gleichen für  einige  wichtigere  Lebensmittel-  und  Bedarfsartikel,  die 
Kursschwankungen  württembergischer  Staatsanlehen,  die  Inhaberschuld- 
verschreibungen in  den  Stadtgemeinden,  die  Herkunft  der  deutschen 
Unteroffiziere  und  Soldaten  am  i.  Dezember  1906,  das  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbekataster  am  i.  Januar  1909  nach  Oberamtsbezirken. 
Ein  alphabetisches  Sachregister,  erläuternde  Anmerkungen  und  genauer 
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Quellennachweis  erleichtern  den  Gebrauch.  Die  Ausstattung  ist  gut 
zu  nennen,  und  das  große  Format  erlaubt  die  Tabellen  in  einer  Aus- 
dehnung mitzuteilen,  die  sie  auch  für  die  meisten  wissenschaftlichen 
Zwecke  wird  ausreichen  lassen.  — r. 


The  Liberal  Year  Book    for    1910.     Sixth    year.    London,    The    Liberal 
Publication  Departement,  1910.     394  S.  kl.  8°.     Preis  i  sh. 

Das  Parlaments-Handbuch  der  englischen  liberalen  Partei,  das  hier 
in  seinem  6.  Jahrgang  erscheint,  beschränkt  sich  streng  auf  die  für  den 
Politiker  wertvollen  Nachweisungen,  bietet  diese  aber  in  einer  so  be- 
quemen und  übersichtlichen  Form,  daß  sie  auch  für  wissenschaftliche 
und  journalistische  Zwecke  leicht  verwendbar  sind.  Es  beginnt  mit 
einem  Ueberblick  über  die  verschiedenen  in  England  bestehenden  libe- 
ralen Parteiorganisationen,  schließt  daran  Uebersichten  über  die  Mit- 
glieder beider  Häuser  des  Parlaments,  nach  Parteien  gesondert,  eine 
Liste  der  Ministerien  seit  1895,  Auszüge  aus  der  Gesetzgebung  über 
das  Wahlrecht  und  aus  der  Geschäftsordnung  des  Unterhauses,  eine 
Bibliographie  der  für  den  Politiker  wichtigen  Schriften,  einen  Ueber- 
blick der  bestehenden  Royal  Commissions,  der  1909  gefaßten  Parla- 
mentsbeschlüsse und  der  ausgegebenen  Blaubücher,  allerlei  Wahl- 
statistisches und  schließlich  ein  Verzeichnis  der  Wahlbezirke  mit  An- 
gabe ihrer  Abgeordneten  nach  dem  Ergebnis  der  fünf  letzten  Wahlen 
seit  1892.  Der  Parteistandpunkt  ist  für  die  Auswahl  des  Stoffes  überall 
maßgebend  gewesen,  so  daß  z.  B.  Biographien  nur  von  liberalen  Parla- 
mentsmitgliedern mitgeteilt  sind.  Dagegen  entbehrt  das  Jahrbuch  jeg- 
licher sonstigen  Erörterung  politischer  Zeitfragen  und  unterscheidet  sich 
darin  wesentlich  von  den  z.  T.  recht  umfangreichen  Parteihandbüchern 
des  deutschen  Reichstags,  die  in  Hinsicht  auf  Kürze  und  Anschaulich- 
keit von  ihm  manches  lernen  könnten.  — r. 


B ens hei?n  er,  Dr.  Er 71  st  f.,  Die  politische  Tagespresse  Badens  am 
Beginn  des  XX.  Jahrhunderts.  Eine  statistische  Studie.  Mannheim, 
J.  Bensheimer,   1910.     64  S.  M.   1.50. 

Der  von  dem  Verfasser  gemachte  Versuch,  das  schwierige  Problem 
einer  Zeitungsstatistik  auf  dem  Wege  einer  Privaterhebung  für  ein 
kleineres  Gebiet  zu  lösen,  verdient  an  sich  alle  Anerkennung;  die  Art 
seiner  Durchführung  aber  läßt  noch  zu  wünschen.  Von  den  160  badi- 
schen Zeitungen,  deren  Adressen  der  Verfasser  ermitteln  konnte,  haben 
nur  42  seinen  Fragebogen  beantwortet.  Da  dieser  32,  zum  Teil  recht 
ungeschickt  gefaßte  Fragen  enthielt,  so  darf  man  sich  über  den  Miß- 
erfolg nicht  wundern.  Ergänzungen  lieferte  dann  eine  zweite,  wie  es 
scheint,    stark    reduzierte  Umfrage    und    der  Zeitungskatalog  einer  An- 
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noncenexpedition.  So  kam  das  Material  für  149  Blätter  zusammen, 
das  vom  Verfasser  zu  einer  Reihe  von  Tabellen  nach  den  Merkmalen  : 
Erscheinungsort,  Abonnentenzahl,  Häufigkeit  des  Erscheinens,  Alter, 
politische  Parteistellung,  Preis  verarbeitet  und  ziemlich  ausgiebig  kom- 
mentiert wurde.  Die  Kombination  der  verschiedenen  Merkmale  liefert 
allerlei  kleine  Ergebnisse ;  sie  würde  aber  viel  fruchtbarer  geworden 
sein,  wenn  der  Verfasser  mit  etwas  mehr  Nachdenken  gearbeitet  hätte. 
Man  sollte  es  kaum  für  möglich  halten,  dafi  dem  Leser  Tabellen  ge- 
boten werden,  in  denen  die  Zeitungen  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
Häufigkeit  des  Erscheinens  nach  den  vierteljährlichen  Abonnements- 
preisen klassifiziert  sind.  Natürlich  hätte,  um  vergleichbare  Zahlen  zu 
gewinnen,  für  jede  Zeitung  der  Preis  einer  Wochennummer  berechnet 
werden  müssen.  Ein  Glück,  daß  es  dem  Verfasser  nicht  eingefallen 
ist,  auf  die  schwierige  Frage  der  Annoncenpreise,  für  welche  sein  Ur- 
material  die  sichersten  Auskünfte  bot,  seine  statistischen  Bemühungen 
auszudehnen.  Freilich  ist  die  zweite  Hälfte  seiner  Schrift,  obwohl  sie 
von  der  statistischen  Behandlung  notgedrungen  absieht,  kaum  besser 
gelungen.  Es  werden  hier  gewisse  Größentypen  der  badischen  Presse 
aufgestellt  und  nach  der  Technik  ihrer  Herstellung  und  Materialbe- 
schafifung  wie  auch  nach  Inhalt,  Unternehmungsform  u.  s.  w.  zu  charak- 
terisieren versucht.  Da  diese  Arbeit  auf  Grund  der  42  beantworteten 
Fragebogen  geliefert  wird  (vgl.  S.  9),  und  da  der  Verfasser  ohne  Nen- 
nung von  Beispielen  auskommen  zu  können  glaubt,  so  darf  man  sich 
nicht  wundern,  wenn  die  von  ihm  entworfenen  Typenbilder  wenig 
scharf  und  anschaulich  ausgefallen  sind.  Immerhin  wird  man  diesen 
Versuch,  in  das  innere  Leben  von  Zeitungsunternehmungen  verschiedener 
Größe  Einblicke  zu  eröffnen,  begrüßen  und  den  sehr  dürftigen  Schluß- 
abschnitt über  die  Lohn-  und  Gehaltsverhältnisse  der  im  Zeitungswesen 
beschäftigten  Personen  mit  Nachsicht  beurteilen  dürfen.  — r. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  tlieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.   Allgemeine   Staats-  und   Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

üEcole  des  hantes  äudes  sociales  igoo — igio.  Paris,  Felix  Alcan, 
1911.     190  S.    8^.    Fr.  6. — . 

B  aldzv  in ,  James  Mark,  Psychologie  et  Sociologie  (L'individu  et 
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DAS  VÖLKERRECHT 
UND  DIE  WELTFRIEDENSBEWEGUNG. 

Von 

Dr.   pliil.,   jur.   et  .scient.   polit.   G.   GROSCH. 

I.   Der  Streit  zwischen  J.   Ficker  und  H.  von  Sybel. 

In  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  fand  eine 
interessante  wissenschafthche  Fehde  statt  zwischen  zwei  deutschen 
Historikern :  jf.  Ficker  und  H.  von  Sybel.  Eben  damals  wogte 
der  Streit  zwischen  Groß-  und  Kleindeutschen  und  hatte  zur  Grün- 
dung des  großdeutschen  Reformvercins  auf  der  einen  Seite  und 
des  deutschen  Xationalvereins  auf  der  andern  geführt.  Das  deut- 
sche Kaiserreich  in  alter  Macht  und  neuem  Glänze  muß  wie- 
der errichtet  werden,  hie  Alldeutschland,  das  ganze  Deutschland 
soll  es  sein !  —  das  war  der  Schlachtruf  der  einen ;  ein  deutsches 
Kaiserreich  ohne  Oesterreich  unter  Preußens  Führung",  so  lautete 
die  Forderung  ihrer  politischen  Gegner. 

Nur  naturgemäß  war  es,  daß  man  in  solcher  Zeit  des  Auf- 
strebens seinen  Blick  auf  die  große  Vergangenheit  richtete,  auf 
jene  Epoche  der  Universalgeschichte,  da  das  deutsche  Kaiserreich 
in  seinem  vollen  Glänze  dastand,  da  >wir  mächtig  waltende  Kaiser 
an  der  Spitze  einer  geeinigten  Nation  sehen,  erfüllt  von  dem 
stolzen  Gefühle  ihrer  Uebermacht,  weithin  die  Nachbarvölker  be- 
herrschend, die  Geschicke  des  Weltteils  bestimmend;  ^j.  In  den 
leuchtendsten  Farben  malte  man  das  frühere  Mittelalter,  und  be- 
geisterte Sehnsucht  nach  dieser  großen  Zeit  deutscher  Historie 
durchwallte    die  Herzen.     Mit    Entrüstung  wiesen    die    Großdeut- 

l)  J.  Ficker,  Das  deutsche  Kaiserreich,    1861,  S.  2. 
Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.     1911.    2.  I3 
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sehen  die  nörgelnden  Einwürfe  zurück,  die  von  seiten  der  Gegner 
gemacht  wurden. 

Diese  gössen  freilich  ein  tüchtiges  Quantum  Wasser  in  den 
Wein  der  Begeisterung :  eitler  Schimmer  und  falscher  Glanz  sei 
es  gewesen,  eine  sträfliche  Vergewaltigung  der  Rechte  der  an- 
deren Nationen;  die  Deutschen  hätten  es  mit  dem  Verfall  ihres 
Reiches  bezahlt,  Deutschland  habe  sich  in  der  elendesten  Weise 
an  der  Aufgabe  verblutet;  auf  das  eigene  Haus  hätten  wir  uns 
beschränken,  alle  Kräfte  auf  die  Ausbildung  eines  rein  deutschen 
Staatswesens  verwenden  müssen ;  es  wäre  gerade  der  schwere 
Fehler,  den  wir  gemacht,  der  gewesen,  daß  wir  uns  nicht  in  un- 
seren vier  Pfählen  hielten,  daß  wir  nicht  möt;lichste  ( )rdnung  im 
Innern  unseres  Staatswesens  schafften,  sondern  uns  in  die  allge- 
meinen Verhältnisse  mischten.  »Mögen  wir  immerhin  uns  in  die 
Geschichte  der  Vorzeit  vertiefen ;  aber  nicht,  um  zu  bewundern, 
um  nachzuahmen ;  Reue  und  Leid  soll  sie  erwecken  und  den 
festen  Vorsatz,  nie  wieder  uns  ähnliche  Uebergriffe  zu  erlauben, 
uns  lieber  alles  dessen  zu  entäußern,  was  sich  etwa  von  den 
Früchten  der  Sünden  der  Väter  noch  auf  uns  vererbt  hat«  ^). 

y.  Ficker  wie  H.  von  Sybel^  jeder  wirft  sich  zum  Wortführer 
der  Partei  auf,  deren  politische  Bestrebungen  er  für  die  richtigen 
hält ;  jener,  als  Üesterreicher,  ist  Großdeutscher;  dieser,  der  Preuße, 
will  ein  einiges  Reich  mit  Preußen  als  Vormacht.  So  haben  beide 
mit  ihren  Darlegungen  teilweise  Recht,  zum  größeren  Teil  aber 
Unrecht.  Wie  es  bei  solchen  Kämpfen  zu  geschehen  pflegt,  so 
auch  hier :  die  Parteinahme  trübte  den  Blick.  Der  politische 
Standpunkt,  der  verteidigt  werden  mußte,  war  eine  zu  niedrige 
Warte,  als  dafi  man  von  da  aus  das  Problem  der  Menschheitsge- 
schichte in  seiner  eigentlichen  Bedeutung  hätte  erfassen,  das  früh- 
mittelalterliche deutsche  Kaisertum  in  seiner  wirklichen  universal- 
historischen Stellung  hätte  beurteilen  können.  Nicht  objektiv,  wie 
so  beredt  seinerzeit  Mommsen  es  auch  für  die  Geschichtswissen- 
schaft gefordert  hat,  gehen  die  beiden  Historiker  vor,  sondern 
von  ihrer  vorgefaßten  Meinung  aus,  als  Politiker,  die  ihre  Partei- 
doktrinen in  ein  wissenschaftliches  Gewand  kleiden.  Was  ihrem 
engeren  Vaterlande  nach  ihrer  Meinung  zum  Heile  gereichen  muß, 
das  vertreten  sie,  und  danach  beurteilen  sie  die  Vergangenheit. 
Das  eigentliche  Problem,  das  sich  hinter  der  aufgeworfenen  Streit- 

i)  Ficker  a.  a.  O.  S  3.  Vgl.  H.  von  Sybel,  Die  deutsche  Nation  und  das  Kaiser- 
reich,   1862,   S.  47;   K.  Sohm,  Fränkische  Reichsverfassung,    1871,   S.   543. 
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frage  verbirt^t,  haben  beide  nicht  erkannt    oder  doch    mißdeutet. 

Am  ehesten  t^erecht  wird  noch  J.  Ficker  jener  Zeit  und 
ihren  Großen,  die  er  eben  von  seinem  tjjroßdeutschen  Standpunkt 
aus,  freiHch  immer  durch  die  trübe  ISrille  des  Parteimannes  be- 
trachtet. Karl  der  (jroße,  Otto  der  Große,  die  SaHer  und  die 
Staufer,  ganze  Geschlechter  von  großen  Männern :  sie  alle  sollten, 
in  dem  törichten  Traum  der  römischen  Weltherrschaft  befangen, 
einem  nichtigen  Streben  nach  der  Kaiserkrone  sich  ergeben  und 
ihre  eigentlichen  Herrscherpflichten  aufs  gröblichste  vernachlässigt 
haben } 

Lied  und  Sage  haben  sich  dieser  Heldengestalten  schon  bei 
Lebzeiten  bemächtigt,  und  mit  ehrfiuxhtsvoller  Bewunderung  haben 
ihre  Zeitgenossen  zu  ihnen  emporgesehen;  selbst  den  Besten  ihrer 
Zeit  haben  sie  als  anerkannte  b'ührer  und  Vorkämpfer  ihres 
Jahrhunderts  genug  getan ;  ein  Rainald  von  Dassel  und  all  die 
anderen  Paladine,  sie  haben  keine  Worte  des  Tadels  für  das  Be- 
ginnen der  Kaiser ;  im  Gegenteil,  sie  stellen  sich  ganz  in  den 
Dienst  von  deren  Plänen,  selbst  bis  zu  ihrer  eigenen  Vernich- 
tung. 

Wie  urteilt  doch  Dante  ^),  der  schon  am  Ausgang  dieser 
Epoche  steht,  so  anerkennend  über  die  Bestrebungen  der  Kaiser ! 
Ihm  sind  Kaisertum  und  Weltmonarchie  identisch,  und  die  letz- 
tere ist  nach  ihm  einfach  ein  Postulat  der  Vernunft,  weil  sie  zum 
besten  Zustand  der  Welt  notwendig  ist ;  indem  der  Kaiser  nach 
derselben  trachtet,  zeigt  er,  daß  er  das  Wohl  der  Menschheit  am 
meisten  liebt.  Es  ist  weitaus  besser,  daß  einer  über  die  Mensch- 
heit herrscht,  als  daß  mehrere  es  tun,  und  da  Gott  stets  das 
Bessere  will,  so  ist  es  auch  ihm  wohlgefälliger.  Da  also  die 
Menschheit  sich  im  besten  Zustand  befindet,  wenn  sie  von  Einem 
regiert  wird,  so  ist  zum  Heile  der  Welt  das  Kaisertum,  d.  h.  die 
Welt-,  die  Samtmonarchie  nötig. 

Könnten  auch  einzelne  jener  gewaltigen  Herrschernaturen  in 
genialem  Ueberschwang  geirrt  haben,  für  die  ganze  Reihe  der- 
selben^ ja  für  eine  ganze  Epoche  der  Menschheitsgeschichte  allen 
damals  Lebenden  solches  zuzutrauen,   das  ist  absurd. 

Die  Nachwelt  hat  ein  feines  Empfinden,  das  geschichtliche 
Urteil  ist  gerecht ;  und  es  ist  äußerst  charakteristisch,  daß  die  spä- 
tere Sage  jene  Heldenkaiser  verklärte,  wie  das  ganze    Mittelalter 


l)  Dantis  de  monarchia  lib.   I,   cap.   4,   5,    il,    14  und    15. 
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liinduich  jene  große  Zeit  mit  ehrlicher  Anerkennung  betrachtet 
und  mit  glühender  Sehnsucht  zurückgewünscht  wurde. 

Eine  Epoche  muß  aus  sich  heraus,  jeder  Mensch  in  seiner 
Zeit  gewertet  werden.  Nur  so  wird  man  den  Männern  gerecht, 
die  ihre  Zeitgenossen  führen,  die  die  Menschheit  vorwärts  bringen. 
Nicht  unseren  Maßstab  dürfen  wir  anlegen,  wenigstens  nicht 
den,  den  wir  an  unsere  Mitlebenden  und  an  unsere  Zeit  anlegen, 
sondern  wir  müssen  die  Männer  im  Lichte  ihrer  Zeit  betrachten 
und  von  da  aus  ihre  Bedeutung  bis  auf  die  Gegenwart  projizieren  : 
das  heißt  historisch  urteilen. 

Gehen  wir  so  an  die  aufgeworfene  Streitfrage  heran,  dann 
sehen  wir  gleich  klar  das  Problem  vor  uns,  an  dessen  Lösung 
die  großen  Kaiser  des  früheren  Mittelalters  sich  versuchten :  die 
W  e  1 1  e  r  o  b  e  r  u  n  g  ist  ihr  Ziel.  Ihr  Ringen  galt  der  Herrschaft 
über  die  ganze  Menschheit^). 

II.    Das  Problem  der  Welteroberung. 

Es  war  das  eine  Hinterlassenschaft  aus  dem  Altertum  und 
»es  ist  außerordentlich  merkwürdig,  wenn  auch  nicht  unerklärlich, 
daß  die  Völker,  welche  zuerst  in  die  Geschichte  der,  Kulturwelt 
eintraten,  eigentlich  schlechterdings  kein  Verständnis  für  das  Prin- 
zip der  Nationalität  oder  der  natürlichen  Grenzen  zeigen,  sondern, 
jedes  zu  seinem  Teile  sich  berufen  glauben,  über  die  Welt 
zu  herrschen.  Während  des  ganzen  Altertums  und  des 
früheren  Mittelalters  hielt  jedes  Kulturvolk  sich  für  berufen,  ein 
Universalreich  zu  gründen  und  solange  von  seiner  Macht  gegen 
alles  Fremde  Gebrauch  zu  machen,  bis  die  jeweilig  bekannte 
Erde  zu  einem  Staatswesen  würde,  welches  alsdann  den 
naturgemäßen  Geltungsbereich  für  die  nationale  Kultur  des  P^r- 
oberers  bilden  müßte <  -). 

Diesem  Gedanken  huldigten  die  asiatischen  Despoten;  er 
war  es,  der  Alexander  bei  seinem  Zuge  gegen  Persien  leitete ; 
die  römische  Republik,  die  Imperatoren  standen  unter  seinem 
Banne  bei  der  Ausbreitung  ihrer  Herrschaft.  Selbst  die  Juden 
bemühten  sich,  ihn  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen.  Gewiß  war 
mit  der  babylonischen  Gefangenschaft  ihre  Rolle  in  der  politischen 
Geschichte  zu  Ende  ;  was  sie  nach  dem  Exile  wieder  aufrichteten, 

1)  Dantis  de  mon.  lib.  II,  cap.  9:  omnibus  praeesse  mortalibus,  lioc  enim  Im- 
perium dicimus. 

2)  E.  Schlief,   Der  Friede  in  Europa,    1892,  S.  40  f.;  vgl.  ebenda  S.  3  f. 
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war  nur  ein  sehr  schwaches  Staatswesen  ;  zur  i)ohtischen  Erobe- 
rung, die  sie  vordem  betrieben,  waren  sie  nicht  mehr  imstande. 
Aber  der  Gedanke  wirkte  fort,  und  so  folgten  sie  ihm  auf  eigen- 
artige Weise. 

Nicht  zugrunde  gegangen  war  jene  große  Weltanschauung, 
der  Monotheismus,  zu  dem  nur  sie  in  der  antiken  Welt  sich  durch- 
gerungen hatten  und  der  so  grell  und  so  erhaben  zugleich  abstach 
von  den  oft  recht  unsittlichen  und  widerlichen  polytheistischen 
Religionen.  An  ihm  hielten  sie  fest,  weil  sie  gar  bald  die  Ueber- 
legenheit  merkten,  die  ^das  auserwählte  Volks-  in  jener  Religion 
über  die  anderen  Völker  besaß.  Auf  ihn  wurde  alles  abgestimmt, 
die  Tradition  auf  diesen  Gottesgedanken  hin  umgearbeitet.  Das 
ganze  Dasein  der  Juden  wurde  in  den  Dienst  ihrer  Gottesidee 
gestellt,   an   deren  Ausbreitung  mit  aller  Macht  gearbeitet. 

Den  Gedanken  der  Weltherrschaft  erweckten  sie  zu  neuem 
Leben,  als  Geistesherrschaft  nämlich,  die  sie  über  die  andern  Na- 
tionen zu  erringen  suchten.  In  der  Tat  -wurde  die  jüdische  Dia- 
spora zum  Samenkorn  und  Sauerteig  inmitten  aller  Erdenvölker 
und  zugunsten  der  israelitischen  Sitten.  Das  Heidentum  lernte 
die  Ueberlegenheit  des  jüdischen  Monotheismus,  der  .strengen 
Reinigungs-  und  Bußübungen,  der  altehrwürdigen  und  durchgei- 
steten  Kultushandlungen  kennen  und  achten <:  \). 

Dagegen  wurde  von  den  anderen  Nationen  politische  Welt- 
eroberung getrieben. 

Die  Verfolgung  dieses  Gedankens  bedeutet  einen  Fortschritt 
gegen  eine  vorhergehende  Kulturstufe,  in  der  der  Grundsatz  : 
öte-toi  de  lä  que  je  m'y  mette  in  seiner  ganzen  rohen  Bedeutung 
befolgt  wurde.  Was  nicht  zur  eigenen  Gruppe,  zum  eigenen  Volk 
gehört,  das  sind  Feinde,  denen  man  zu  Leibe  rücken  muß  ;  man 
sucht  sie  zu  vernichten,  nicht  nur,  um  ihre  Habseligkeiten  sich 
anzueignen,  ihr  Gebiet  selber  einzunehmen,  sondern  vor  allem, 
um  sich  selber  Sicherheit  zu  schaffen ;  denn  der  ausgerottete  ?'eind 
vermag  einem  nichts  mehr  anzuhaben. 

Davon  kommt  man  allmählich  ab ;  zunächst  unterjocht  man 
den  Gegner,  dem  man  als  Barbaren  keine  Gleichberechtigung  zu- 
erkennt, macht  die  Feinde,  die  man  besiegt,  zu  Sklaven^);  dann 
gliedert  man  die  unterworfenen  Völkerschaften  im  ganzen  dem 
eigenen  Staat  an,   aber  zu  minderem  Recht,  bis  endlich  die  Ein- 

1)  Kirchliches  Handlexikon,    1897,   V.   Bd.   S.   447. 

2)  Aristotelis  Politika  1,    i   §  5. 
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Verleihung  der  eroberten  Landstriche  samt  ihren  Bewohnern  ohne 
jedwede  Minderung  erfolgt,  ja  ihnen  eine  gewisse  Selbständigkeit 
innerhalb  des  Gesamtreiches  belassen  wird  ^). 

Stufenweise  geht  diese  Entwicklung  vor  sich,  und  sie  voll- 
zieht sich  sehr  langsam.  So  wurde  bekanntlich  im  römischen 
Reich  vom  Praetor  für  die  Angegliederten  ein  abgeblaßtes  un- 
vollkommenes Bürgerrecht,  das  jus  gentium  ausgebildet;  erst  Ju- 
stinian  beseitigte  alle  Unterschiede,  so  daß  nunmehr  erst,  nach 
dem  von  da  ab  geltenden  Rechte  alle  Freien  im  römischen  Reich 
auch  römische  Bürger  gleichen  Rechts  sind.  Das  jus  gentium  er- 
hält damit  eine  neue  Basis,  es  wird  definiert  als  das  Recht  -),  das 
allen  Menschen  gemeinsam  ist.  VVohlgemerkt,  es  ist  nicht  Völ- 
kerrecht in  unserem  Sinne,  nicht  Recht  zwischen  Staaten,  die  sich 
als  gleichberechtigt  anerkennen,  sondern  gemeinsames  internes 
Recht  der  Völker  ^)  und  hat  darum  seine  Parallele  in  dem  heu- 
tigen internationalen  Privatrecht.  Denn  während  seines  Bestan- 
des hat  das  römische  Reich  niemals  einen  andern  Staat  als  gleich- 
berechtigt anerkannt,  sondern  ging  immer  auf  Vernichtung  der 
anderen  Staaten,  auf  Welteroberung  aus.  Der  Gedanke  geht  auch 
mit  ihm  nicht  zugrunde,  sondern  taucht  nach  dem  Zerfall  des 
Imperium  Romanum  —  mit  historischer  Notwendigkeit,  kann  man 
sagen  —  immer  und  immer  wieder  auf. 

Für  die  östliche  Hälfte,  das  byzantinische  Reich,  ist  das  nicht 
weiter  verwunderlich;  hier  kann  man  es  einfach  auf  die  Tradition 
zurückführen ;  aber  die  gleiche  Tendenz  verfolgen  die  Mongolen 
und  die  dem  Islam  anhängenden  Völker,  sowie  die  Germanen. 
Bei  diesen  zumal  wiederholen  sich  die  erwähnten  Stufen,  und  so 
propagieren  die  deutschen  Kaiser,  für  die  eben  die  römische  Kai- 
serkrone nicht  bloß  etwas  Aeußerliches  war,  die  Welteroberung, 
indem  sie  die  unterworfenen  Länder  verhältnismäßig  lose  dem 
Gesamtreiche  angliedern. 

Damit  erstrebt,  urteilt  Dante  '^),  der  Kaiser  für  die  Mensch- 
heit das  von  derselben  ersehnte  Glück.  Er  sichert  jedoch  mit 
der  nach  allen  Seiten  erfolgenden  Eroberung  auch  das  eigene 
Reich.     Es  ist  bezeichnend,  daß  nach   dem  Zusammenbruch    des 

l)  Dantis  de  mon.   üb.   I,   cap.   14,   cap.    10. 

2)  Inst.   I,   2   §    I. 

3)  H.  Grotius,  De  jure  belli  ac  pacis,  1712,  II,  cap.  8  §  2:  neque  enini  per- 
tinet  ad  mutuam  gentium  inter  se  societateiu,  sed  ad  cuiiisque  populi  tranqiiilli- 
latem. 

4)  Vgl.   Dantis  de  mon.  lib.  III,   cap.    16. 
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Kaisertums  Karls  des  Großen  das  ganze  Reich  nicht  nur  bis  ins 
Innerste  erschüttert,  sondern  an  allen  Grenzen  gleichzeitifj  bedroht 
ist;  bis  ins  Herz  desselben  dringen  nunmehr  die  Feinde').  Dies 
nicht  etwa  deshalb,  weil  durch  die  l'>roberungssucht  des  Kaisers 
die  fremden  V^ölker  gereizt  gewesen  wären;  nein,  wer  nicht  an- 
griff, der  wurde  angegriffen,  das  war  die  allgemeine  Tendenz 
jener  Zeiten:  entweder  Hammer  oder  Amboß. 

lust  nachdem  die  alte  Bestrebung  wieder  aufgenommen  wor- 
den ist,  da  schüttelt  der  Leu  mit  einem  einzigen  Ruck  gleichsam 
die  r""einde  von  sich  ab  ;  das  Kaisertum  der  Ottonen,  der  Salier 
und  der  Staufer  bedeutet  Sicherheit  gegen  die  äußeren  Feinde  ; 
die  spezifisch  deutsche  Kultur  wird  nun  erst  geschaffen,  die  Ko- 
lonisation des  Ostens  nur  dadurch  ermöglicht.  Und  selbst  die 
angegliederten  Nationen  beklagen  sich  nicht  sonderlich  über  die 
r^remdherrschaft,  da  sie  den  Schutz,  den  ihnen  das  Kaiserreich 
gewährt,   wohltuend  empfinden. 

So  konnten  sich  die  deutschen  Kaiser  diesem  Gedanken  gar 
nicht  verschließen;  er  war  das  Höchste  für  jene  Kpoche,  und  dar- 
um waren  die  ersten  Männer  gezwungen,  ihm  nachzugehen,  wie 
das  Volk  das  erste  war,  sich  als  der  Träger  der  Universalge- 
schichte und  des  Fortschrittes  darstellte,  welches  seine  ganze 
Kraft  an  die  Durchführung  jener  Idee  setzte. 

Wie  mächtig  dieser  Gedanke  in  der  Menschheitsgeschichte 
waltete,  dafür  ist  ein  Beweis,  nicht  allein  daß  noch  im  späteren 
Mittelalter  ein  Heinrich  VII.,  ein  Ludwig  IV.  Römerzüge  veran- 
stalteten, —  das  kann  mehr  als  ein  Ausklang  der  vorhergehen- 
den Periode  gelten  — ,  sondern  daß  derselbe  Gedanke  noch  in 
der  neuesten  Zeit  von  einem  gewaltigen  Manne  aufgegriffen  und 
mit  zäher  Energie  verfolgt  wurde,  nämlich  von  Napoleon  I. 

III.  Napoleon  I.,  der  Romantiker  der  \A/'elteroberung. 

Man  will  neuerdings  in  Napoleon  nur  den  Getriebenen  sehen, 
im  Gegensatz  zur  Meinung  Sjhe/s,  Trettsc/ikes  und  ihrer  Zeitge- 
nossen. Das  größte  Weltverhältnis,  behauptet  man,  in  dem  Na- 
poleon sich  überhaupt  bewegt  habe,  sei  der  Kampf  gegen  Eng- 
land und  der  Zusammenhang  desselben  mit  den  kontinentalen  An- 
gelegenheiten gewesen  ;  der  erste  Konsul   wäre  an   dem  F'rieden, 


i)  Siehe    beispielsweise    die  Schilderung    bei  y.  Ficker  S,  21  ff.,    //.  von  Sybel 
a.  a.  O.  S.  21  ff. 
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den  er  seiner  durch  ein  Jahrzehnt  innerer  Zerrüttung  und  schwer- 
ster Kriegsgefahr  ganz  ermatteten  Nation  bei  Marengo  erobert 
hatte,  persönlich  interessiert  gewesen  und  in  den  neuen  Kampf 
durch  die  Engländer  hineingezwungen  worden;  »England  war  es, 
das  das  Steuer  seiner  Politik  gerade  hinaus  in  die  neuen  Stürme 
lenkte«  ^). 

Gewiß  ist  richtig,  daß  England  immer  imd  immer  wieder 
gegen  ihn  ankämpfte,  eigentlich  ohne  Unterbrechung;  aber  es 
griff  damit  den  Fehdehandschuh  nur  auf;  der  ihn  hinwarf,  das 
war  der  Korse.  England  war  überall  beteiligt,  sei  es  durch  Sub- 
sidien  an  Geld  oder  durch  solche  an  Truppen,  wo  der  Krieg 
gegen  Bonaparte  aufloderte ;  doch  es  tat  solches  nur  aus  dem 
Selbsterhaltungstrieb  heraus. 

Es  war  dazu  gezwungen  durch  die  Eroberungspolitik  Napo- 
leons I.  Er  war  der  angreifende  Teil ;  er  bedrohte  das  seemäch- 
tige Albion  in  seinem  Bestand,  suchte  es  mit  allen  Mitteln  nieder- 
zuzwingen. Als  die  Ueberfahrt,  die  Eroberung  von  Boulogne  aus 
gescheitert  war,  da  ordnete  er  die  Kontinentalsperre  an,  um  dieser 
Handelsmacht  ihren  Eebensnerv  abzuschneiden.  Nur  deshalb 
richtete  sich  sein  steter  Angriff  gegen  England,  weil  es  die  Macht 
war,  die  sich  ihm  bei  seinem  Vordringen  aufs  Ziel  entgegen- 
stemmte, die  er  darum  zu  zerschmettern  suchen  mußte. 

Napoleon  I.  gibt  uns,  wie  Goethe  —  der  ihn  einst  so  sehr 
bewunderte,  ihn  geradezu  für  unbesiegbar  erklärte  —  gelegentlich 
äußerte,  ein  Beispiel,  wie  gefährlich  es  ist,  sich  ins  Absolute  zu 
erheben,  und  alles  der  Ausführung"  einer  Idee  zu  opfern.  Diese 
Idee  ist  nichts  Geringeres  als  die  Eroberung  der  Welt^): 
das  geht  aus  seinen  eigenen  Aeußerungen  mit  voller  Deutlich- 
keit hervor^). 

.>Um  bloß  Frankreich  zu  regieren«:,  sagte  er  1815  zu  Benjamin 
Constant,  >mag  eine  Konstitution  vielleicht  besser  sein.  Ich 
strebte  nach  der  W' eltherrschaft.  <  Dazu  stimmt,  daf.^  er  nach 
seiner  eigenen  Meinung  nicht  ein  Washington  werden  konnte,,  was 
man  von  ihm  erwartet  hatte,  als  er  die  oberste  Leitung  der  An- 
gelegenheiten in  Frankreich  erhielt;  denn,  erklärt  er,  »was  mich 
betrifft,    konnte    ich    nur  ein  gekrönter  Washington  werden.     Nur 


1)  J/.   Lenz,  Napoleon,    1908,   S.   115;   vgl.  ebenda  S.    I  f. 

2)  Im  allgemeinen   richtij;   beurteilt  ihn    Fr.  Nietzsche,    Iröliliche    Wissenschaft, 
Werke  I.  Abt.  Bd.  V,  S.   313  f. 

3)  Für  das  Folgende  vgl.  Worte  Napoleons,    1906. 
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in  einem  Kongreß  von  KiMii^^cn,  inmittt-n  nachjj^ebencier  oder 
bezwunc^ener  Könige  konnte  ich  dies  sein.  Dann,  und  zwar  dann 
allein,  hätte  ich  Washingtons  Mäßigung,  Uneigennützigkeit  und 
Weisheit  nachahmen  können.  Dies  war  ich  vernünftigerweise  nur 
durch  eine  Universaldiktatur  zu  erreichen  imstande  .  Und  über 
die  Vorgänge,  die  zu  seiner  Niederlage  bei  Leipzig  führten,  be- 
merkt er  gelegentlich:  »In  Dresden  konnte  ich  nicht  l'^rieden 
schließen.  Die  Verbündeten  verfuhren  nicht  aufrichtig.  Hätte 
übrigens  jeder  bei  Erneuerung  der  Feindseligkeiten  seine  Schuldig- 
keit getan,  so  wäre  ich  heute  noch  der  Herr  der  Welt«. 

Die  Welt  will  er  unterwerfen :  das  ist  sein  Leitgedanke.  Dem 
sollten  die  Erneuerung  der  karolingischen  Kaiserwürde  und  die 
Krönung  in  Italien  dienen;  die  geplante  Niederzwingung  Englands 
wie  die  Rußlands  sollten  Etappen  auf  seinem  Wege  sein,  ganz 
wie  die  L'nterwerfung  der  deutschen  Staaten  auch  eine  gewesen 
war;  unter  demselben  (lesichtspunkt  ist  die  scheinbar  so  seltsame 
ägyptische  Expedition  zu  beurteilen  —  ein  Plan,  den  übrigens 
schon  Leibniz  dem  vierzehnten  Ludwig  zur  Durchführung  an- 
empfohlen hatte,  um  Indien  zu  unterwerfen.  Hell  lodert  noch 
einmal  der  Weltstaatsgedanke,  der  Plan  der  Welteroberung  in 
seiner  ganzen  romantischen  Pracht  in  Napoleon  auf.  Nudis  verbis 
hat  er  es  selber  ausgesprochen,  da  er  am  Niemen  stand,  bei 
seinem  Zuge  gegen  Rußland:  »Wie  dem  auch  sei,  dieser  weite 
Weg  ist  der  Weg  nach  Indien ;  Alexander  hatte  einen  ebenso 
langen  jNIarsch,  um  den  Ganges  zu  erreichen,  als  ich  von  Moskau 
nach  Indien  hätte.  Stets  seit  der  Belagerung  von  Acre  habe  ich 
daran  denken  müssen.  Wären  nicht  die  englischen  Seeräuber 
und  die  französischen  Emigranten,  die  der  türkischen  Artillerie 
Schießunterricht  gaben,  wäre  nicht  im  Bunde  mit  ihnen  die  Pest 
gewesen,  ich  hätte  nie  die  Belagerung  von  Acre  aufgehoben  — 
ich  hätte  Asien  zur  Hälfte  erobert  und  mich  alsdann  über  Europa 
hergemacht,  um  mir  die  Throne  von  P^rankreich  und  Italien  zu 
sichern.  Jetzt  habe  ich  das  Umgekehrte  zu  tun  :  vom  westlichen 
Ende  Europas  muß  ich  anfangen,  um  in  Asien  einzufallen  und 
England  zu  fassen.  Ich  habe  alle  Karten  und  statistischen  Einzel- 
heiten, deren  ich  für  einen  Marsch  von  Eriwan  und  Tiflis  nach 
Indien  bedarf  —  es  hätte  einen  vielleiclit  weniger  gewaltigen 
Kriegszug  gegeben,  als  der  ist,  den  wir  innerhalb  der  nächsten 
drei  Monate  unternehmen.  Angenommen,  wir  nehmen  Moskau. 
Rußland   ist    zerschmettert,    der   Zar    versöhnt    oder    irgend    einer 


l88  Dr.   G.  Grosch: 

Palast-Revolution  zum  Opfer  gefallen,  gefolgt  von  einer  neuen, 
vielleicht  abhängigen  Dynastie  —  da  würde  es  für  eine  große 
französische  Armee  mit  Hilfstruppen  nicht  unmöglich  sein,  von 
Tiflis  aus  den  Ganges  zu  erreichen.  Einmal  getroffen  vom  Schwerte 
Frankreichs  würde  das  luftige  Gebäude  der  indischen  Handels- 
macht zusammenbrechen.  Eine  großartige  Expedition,  im  neun- 
zehnten Jahrhundert  wohl  ausführbar«.  Ebenso  charakteristisch 
ist  eine  andere  Aeußerung  von  ihm,  die  denselben  Gegenstand 
betrifft:  »Hätte  ich  damals  St.  Jean  d'Acre  genommen,  die  Be- 
wegung hätte  alle  Völker  des  Orients  ergriffen.  Ich  hätte  Kon- 
stantinopel erreicht,  wäre  nach  Indien  gezogen  —  ich  hätte  der 
Welt  ein  anderes  Aeußere  gegeben«.  Diesem  Titanen  ist  nur  die 
Unterwerfung  der  Welt  eine  seiner  würdige  Aufgabe,  ein  ihm 
wertes  Ziel.  Und  immer  ist  es  Alexander,  der  ihm  vorschwebt 
dem  er  nachstrebt ;  ja  er  will  nicht  nur  das  politische  Haupt  der 
Welt,  selbst  das  religiöse  will  er  derselben  werden,  den  Caesaro- 
papismus  der  Welt  aufnötigen ;  denn  er  hat  selber  von  seinem 
Zuge  nach  Aegypten  erklärt:  »Ich  wollte  eine  Religion  stiften. 
Ich  sah  mich  auf  einem  Elefanten  unterwegs,  den  Turban  auf 
dem  Haupte,  in  der  Hand  einen  neuen,  von  mir  allein  verfaßten 
Koran«  ;  also  ein  neuer  Mohammed  und  Alexander  der  Große 
in  einem!  Hier  haben  wir  die  Romantik  der  Welteroberung  und 
Weltherrschaft  in  Reinkultur. 

W^ir  haben  nunmehr  genügend  Abstand  von  der  Zeit  Napo- 
leons gewonnen,  daß  wir  weder  in  die  Verwünschungen  der 
damals  Lebenden  und  in  ihre  abfällige  Beurteilung  des  Empor- 
kömmlings einzustimmen  brauchen,  noch  in  eine  Vergötterung 
desselben,  wie  sie  in  den  dreißiger  und  vierziger  Jahren  des 
XIX.  Jahrhunderts  bei  uns  statthatte  —  es  sei  nur  an  Heinrich 
Heine  erinnert  — ,  oder  wie  sie  das  ganze  Jahrhundert  hindurch 
in  Frankreich  geübt  ward. 

W'ir  wollen  ihm  einfach  gerecht  werden,  sine  ira  et  studio 
ihn  und  seine  Taten  beurteilen.  Ein  Mann  gegen  den  ganzen 
Okzident,  um  nach  dessen  Unterwerfung  auch  den  Orient  Unter- 
tan zu  machen:   das  zeigt  uns  so  völlig  seine  Bedeutung. 

Mit  ganzer  Absicht,  bewußt  verfolgt  er  den  Gedanken  der 
Welteroberung,  wie  wir  gesehen  haben.  Und  das  alles  —  gerade 
das  charakterisiert  ihn  als  echten  Welteroberer  —  einzig  und 
allein  für  das  Wohl  der  Menschheit  selber.  Er  war  nicht  der 
blutige    Schlächter,    der    lediglich    für    seine    eigene    ,gloire'    die 
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Menschen  in  Krieg  und  Verderben  L;ehetzt  hat,  er  war  mehr. 
»Ich  habe  gewaltige  und  zaliheiche  Pläne  im  Kopf«  —  das  sind 
seine  eigenen  Worte,  und  daran  soll  man  weder  drehen  noch 
deuteln  —  »bei  allem  aber  das  Wohlergehen  der  Menschheit  im 
Auge  gehabt.  Man  fürchtete  mich  wie  den  Blitz ;  man  behaup- 
tete, ich  führe  eine  eiserne  Faust  —  nun  denn,  sowie  sie  ge- 
schlagen hätte,  wäre  Milde  für  alle  eingetreten.  Wie  viele  Millio- 
nen menschlicher  Wesen  hätten  mich  für  alle  Zeiten  gesegnet  — 
allein  Unglück  über  Unglück  kam  über  den  Schluß  meiner 
Laufbahn.« 

Und  ihre  Taten  folgen  ihnen  nach  !  So  bewundernswert  seine 
X'erwaltungsreorganisation ,  die  der  Stein-Hardenbergschen  als 
Grundlage  diente,  von  den  Rheinbundstaaten  einfach  übernommen 
wurde,  so  trefflich  die  großen  Kodifikationen  des  materiellen  Rechts 
und  des  Prozesses  sind,  die  unter  der  Aegide  und  der  tiefgreifenden 
Mitwirkung  des  erst  Einunddreißigjährigen  vorgenommen  wurden,  er 
hat  in  der  Hauptsache  nur  die  Erinnerung  an  seine  Heerzüge, 
an  seine  Siege  hinterlassen,  die  jedoch  durch  die  späteren  Nieder- 
lagen und  den  Zusammenbruch  seiner  Herrschaft  ihre  Bedeutung 
vollständig  eingebüßt  haben.  Die  Idee,  die  er  verfolgte,  hatte 
für  einen  Alexander  und  für  das  frühere  Mittelalter  ihre  volle 
Berechtigung;  für  diese  frühen  Zeiten  menschlicher  Kultur  war 
sie  das  Höchste,  involvierte  ihre  Durchführung,  ja  ihre  bloße  In- 
angriffnahme den  kulturgeschichtlichen  Aufstieg  der  Menschheit ; 
für  den  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  dagegen  war  sie  ein  schwerer 
Fehler ;  die  Durchführung  eines  solchen  Planes  mußte  sehr  rasch 
scheitern,  denn  die  Entwicklung  war  seit  Jahrhunderten  schon 
darüber  hinausgeschritten.  Daß  Napoleon  das  nicht  erkannte,  das 
hat  ihm  trotz  höchsten  Wollens  den  We«;  zu  dauerndem  Erfolg 
versperrt.  So  verpuffte  die  zähe  Kraft  des  gewaltigen  Korsen 
nutzlos;  ein  Großer,  der  die  Menschheit  in  eine  bessere  Zukunft 
geleitet,  ist  er  nicht  geworden. 

Er  war  der  Romantiker  der  W^elteroberung^);  er  war  ein 
Spätling  für  diesen  Gedanken,  daran  mußte  er  zerschellen.  Meteor- 
gleich  blitzt  der  Plan  noch  einmal   auf,  in    blutrotem  Lichte,    um 


l)  Was  der  Graf  Segur  mithezug  auf  die  Eroberung  von  Moskau  ausfübrt,  näm- 
lich :  Cette  conquete  pour  laquelle  il  a  lout  sacrifie,  c'est  comme  un  fantöme  qu'il 
a  poursuivi,  qu'il  a  cru  saisir,  et  qu'il  voit  s'evanouir  dans  les  airs  en  lourbillons  de 
fumee  et  de  flammes  —  es  gilt,  mutatis  nnitandis,  von  seinem  Gesamtplan,  der  Welt- 
eroberung. 
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dann  wirkungslos  mit  ihm,  seinem  letzten  Träger  zu  erlöschen. 
Als  Jüngling  hatte  er  geschrieben  :  les  hommes  de  genie  sont  des 
meteores  destines  ä  brüler  pour  eclairer  leur  siecle;  das  gilt  für 
ihn,  während  die  wahrhaft  Großen  als  leuchtende  Sterne  oder 
gar  als  Sonnen  stetig  am  Himmel  der  Menschheitsgeschichte  prangen. 

Da  sein  Ziel  ein  falsches  war,  so  sind  die  Ströme  Bluts  um- 
sonst geflossen ;  die  Geschichte  verzeichnet  ihn  darum  in  ihren 
Annalen  als  den  Schlachtengewaltigen,  dessen  Spuren  Elend, 
Jammer  und  Verzweiflung  folgten. 

Er  war  der  letzte  Welteroberer  und  wird  es  wohl  bleiben. 
Der  Gang  der  Geschichte  hat  inzwischen,  seit  Jahrhunderten  schon 
und  im  XIX.  Jahrhundert  immer  mehr  —  wir  werden  gleich 
darauf  zu  sprechen  kommen  —  eine  andere  Richtung  einge- 
schlagen. 

IV.   Der  Krieg  und  sein  Motiv. 

Die  Behauptung,  die  Napoleon  aufgestellt  hat,  er  habe  bei 
allen  seinen  Plänen  das  Wohlergehen  der  Menschheit  im  Auge 
gehabt,  sie  mag  sich  —  prima  facie  —  etwas  unwahrscheinlich 
ausnehmen.  Indes,  ein  Zweifel  ist  bei  der  Deutlichkeit,  mit  der 
sie  ausgesprochen  worden  ist,  doch  nicht  am  Platze. 

Dieser  große  Schlachtenlenker  hat  eben  den  Krieg  auch  nur 
um  deswillen  geführt  wie  alle,  die  berechtigtermaßen  in  den  Krieg 
gezogen  sind :  nämlich  des  P'riedens  wegen  ^). 

Eine  scheinbar  paradoxe  Behauptung,  die  mit  der  herkömm- 
lichen Meinung  gar  nicht  übereinstimmen  will.  Der  Krieg  ist  der 
Vater  aller  Dinge,  behauptet  Heraklit ;  das  ist  die  Ansicht,  die 
in  unserer  Gegenwart  noch  gang  und  gäbe  ist.  Ohne  Krieg 
würde  die  Menschheit  versumpfen;  selbst  ein  unglücklicher  Krieg 
ist  für  den  Staat  ein  Segen  ;  er  veranlaßt  die  sinkende  und  ver- 
kommende Gesellschaft,  sich  aufzuraffen.  Schon  die  bloße  Mög- 
lichkeit, daß  der  Krieg  dem  Land  droht,  ist  ein  Stimulus  für  den 
betreffenden  Staat. 

Indessen  findet  sich  doch  schon  im  alten  Hellas  der  treffliche 
Ausspruch,  der  Krieg  sei  darin  schlimm,  daß  er  mehr  böse  Leute 
mache,  als  er  deren  hinwegnehme.     Selbst  bei  den  Römern,    die 

l)  Montesquieu,  De  l'esprit  des  lois  I,  cap.  3:  L'objet  de  la  guerre,  c'est  la  vic- 
loire;  celui  de  la  vicloire,  la  conquete ;  celiii  de  la  conquele,  la  conservatlon.  A. 
Lasson,  Prinzip  des  Völkerrechts,  1871,  S.  70:  »Der  Staat  führt  niemals  Krieg  um 
des  Krieges,   sondern   um  seines  Interesses,   d.   h.   des  Friedens   willen.« 
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wir  doch  als  das  Kriegsvolk  schlechthin  anzusehen  gewohnt  sind, 
taucht  die  Ansicht  auf :  nulla  salus  hello;  auch  in  jener  Mahnung; 
si  vis  pacem,  para  bellum  liegt  nur,  daß  man  zum  Kriege  des 
Friedens  wegen  gerüstet  sein  soll,  aber  keinesfalls  ein  Lob  des 
Krieges  selbst. 

h'reilich  werden  auch  heute  noch  die  meisten  nur  zu  geneigt 
sein,  //.  f.co'^  Ausspruch  :>vom  frischen  frcihlichen  Krieg,  der  das 
skrofulöse  Gesindel  wegfegen  soll  ,  beizustimmen;  tut  dies  doch 
ein  so  hervorragender  Historiker,  geradezu  der  Altmeister  der 
Kulturgeschichte,  jf.  Burckhardt.  Auch  er  ist  der  Ansicht i),  der 
lange  Friede  bringe  nicht  nur  Entnervung  hervor,  sondern  er 
lasse  die  Entstehung  einer  Menge  von  Notexistenzen  zu,  welche 
ohne  ihn  nicht  entständen  und  sich  dann  doch  mit  lautem  Geschrei 
um  > Rechte  irgendwie  an  das  Dasein  klammern,  den  wahren 
Kräften  den  Platz  vorwegnehmen  und  die  Luft  verdicken,  im 
ganzen  auch  das  Geblüt  der  Nation  verunedeln.  Der  Krieg  bringe 
wieder  die  wahren  Kräfte  zu  Ehren,  jene  Notexistenzen  wenigstens 
vielleicht  zum  Schweigen ;  auch  entwickele  der  Krieg,  indem  er 
eine  enorme  sittliche  Superiorität  über  den  bloßen  gewaltsamen 
Egoismus  des  einzelnen  sei,  die  Kräfte  im  Dienste  des  Allgemeinen; 
ja,  er  gewähre  den  Menschen  den  großartigen  Anblick  der  all- 
gemeinen Unterordnung  unter  ein  Allgemeines. 

Das  Loblied,  das  J.  Biirckliardt  damit  dem  Kriege  singt,  stört 
er  aber  selber  durch  eine  andere  Tonart,  die  er  gleich  darauf 
anstimmt.  Er  gibt  zu,  daß  gerade  die  jämmerlichen  Notexistenzen 
am  Leben  bleiben,  weil  das  bürgerliche  Leben  nicht  aus  seinen 
Geleisen  kommt,  wie  denn  in  der  Tat  gerade  die  Kräftigsten  in 
den  Krieg  ziehen  müssen  und  die  Tapfersten  am  meisten  der 
Todesgefahr  ausgesetzt  sind ;  weiter,  daß  selbst  die  gerechteste 
Verteidigung  oft  nutzlos  ist.  Jede  erfolgreiche  Gewalttat  sei  aller- 
mindestens ein  Skandal,  der  Trost  mit  einem  höheren  Weltplan 
u.   dgl.  verfange  nicht,  sei  schlecht. 

Denn  damit  operiert  man  nur  allzugern.  Es  offenbare  die 
Weltgeschichte,  behauptet  man  apodiktisch"-),  daß  jedes  Volk 
auch  im  Kriege  wahrhaft  imstande    gewesen    sei,    das    in    seinem 


i)  Weltgeschichtliche  Betrachtungen,  1905,  S.  164  ff.  Vgl.  dazu  5.  R.  Stein- 
nutz,  Philosophie  des  Krieges,  1907,  S.  200  ff.;  A'.  von  Stengel,  Weltstaat,  S.  107  ff. 
Dagegen  y.   A'ovicotv,  Föderation  Europas,    1901. 

2)  C.  Kaltenborn  von  Stachati.  Kritik  des  Völkerrechts,  1S47,  S.  316;  vgl.  S. 
R.   Steinmetz  a.  a.   O.   S.   222. 
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innersten  Wesen  beruhende  Recht  durchzusetzen,  und  zwar  selbst 
das  schwächste,  kleinste  gegen  das  mächtigste,  größte;  »so  ver- 
mochten die  Griechen  gegen  die  Perser,  die  Germanen  gegen  die 
Römer,  die  Christen  gegen  die  Heiden  ihr  gutes  Recht  durch 
die  Zufälligkeiten  des  Krieges  hindurch  und  gerade  durch  das 
Rechtsmittel  des  Krieges  zur  siegreichen  Geltung  zu  bringen«. 
Das  sind  Scheinwahrheiten,  denn  gar  viele  Kriege,  in  denen  eben 
Gewalt  vor  Recht  i^eht,  endeten  mit  der  Niederlage  der  gerechten 
Sache ;  das  Christentum,  diese  Religion  der  Nächstenliebe,  hat 
sich  keinesfalls  durch  Krieg  und  Mord  durchgesetzt ;  und  die 
Griechen,  die  den  Persern  widerstanden,  wurden  eine  Beute  der 
Römer,  nicht  weil  diese  das  Recht  auf  ihrer  Seite  gehabt  hätten, 
sondern  weil  sie  die  Macht  hatten. 

-  Von  einer  Gerechtigkeit,  die  sich  im  Krieg  dokumentiere  ^), 
kann  nicht  entfernt  die  Rede  sein.  Es  wirkt  darum  wie  eine 
Blasphemie,  wenn  jemand  zu  behaupten  wagt :  »Wer  den  Krieg 
als  ein  internationales  Rechtsmittel  nicht  anerkennt,  der  muß  über- 
haupt an  einem  Plane,  an  einer  göttlichen  F'ügung  in  der  histori- 
schen Entwicklung  des  internationalen  Lebens  verzweifeln.  Die 
Weltgeschichte  entwickelt  sich  vornehmlich  als  Kriegsgeschichte. 
Wer  aber  imstande  ist,  den  Krieg  als  das  letzte  und  äußerste 
Rechtsmittel  für  Völkerstreitigkeiten  zu  betrachten,  dem  erscheint 
die  Weltgeschichte  als  das  Weltgericht,  als  die  wahre  Entscheidung 
von  Völkerstreitigkeiten«. 

Dagegen  opponiert  J.  Bjirckhardt  mit  Fug ;  denn  es  ist  ge- 
radezu mit  Händen  zu  greifen,  daß  im  Kriege  es  sich  nicht  um 
das  Recht  handelt.  Darüber  sollten  uns  schöne  Redensarten 
nicht  täuschen.  Noch  jeder  Raub  und  krasse  Rechtsbruch  ist  als 
Verteidigung  eines  guten  Rechts,  ja  als  notwendig  zur  Verteidigung 
der  Rechte  der  Menschheit  dargestellt  worden.  Der  Krieg  ist 
Anwendung  von  roher  Gewalt,  im  Kriege  geht  Gewalt  vor  Recht, 
und  nicht  wer  das  Recht  zur  Seite  hat,  geht  als  Sieger  hervor^ 
sondern  wer  die  größten  Machtmittel  zur  Verfügung  hat.  Das 
Seltsame  dabei  ist,  daß  in  der  Regel  jeder  der  Streitenden  sein 
gutes  Recht  zu  schützen  vorgibt,  oder  es  sich  zu  erringen  unter- 
nimmt-). 

Dabei  ist  der  Krieg,  wenn  wir  bis  zum  letzten  Grunde  vor- 
dringen,   nicht    als  Selbstzweck  gedacht,    sondern    als  Mittel  zum 

1)  Siehe  E.  von   Ullmann,  Völkerrecht,    1908,   S.  466. 

2)  Ich  verweise  nur  auf  K.  Larsen,  Ein  modernes  Volk  im  Kriege,    1907. 
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Zweck,  nämlich  um  den  Frieden  zu  sichern;  und  das  von  jeher. 
Bei  einzehien  Abenteurern  ist  es  anders ;  die  führen  den  Krie^ 
um  der  Beute,  um  des  Ruhmes  willen;  die  Mehrzahl  aber,  das 
Gros  der  Menschheit  will  h'riedc,  und  man  entschließt  sich  erst 
zum  Krieye,  wenn  man  sich  damit  einen  gesicherten  Frieden  zu 
erringen  hofft.  Diese  Tatsache  ist  psychologisch  schon  richtig 
gewertet  worden  von  Kant*). 

Nur  im  Frieden  gedeiht  die  Kultur  der  Menschheit  und 
damit  diese  selber.  Das  ist  eine  solche  Binsenwahrheit,  daß 
man  bei  näherem  Zusehen  selber  erstaunt  ist,  sie  unterstreichen, 
sie  wie  eine  fundamentale  Neuigkeit  darstellen  zu  müssen.  Aber 
wie  eine  solche  muß  sie  heute  noch  entgegengestellt  werden  der 
nachgeschwätzten  Ansicht  vom  Kriege,  der  alles  schaffe.  Es  ist 
doch  so  selbstverständlich,  alles,  was  der  Mensch  für  sich  und 
seine  Art  Gutes  geschaffen,  ist  Erzeugnis  des  Friedens ;  nur  da- 
durch, daß  die  einzelnen  in  Sicherheit  leben  können,  ist  es  ihnen 
mögHch,  ein  Mehr  zu  leisten  über  die  bloße  Beschaffung  der 
Lebensbedürfnisse  hinaus ;  und  je  gesicherter  ihre  Lage  ist,  je 
mehr  der  Friede  ihnen  gewährleistet  ist,  umso  mehr  sind  die 
einzelnen  zu  einer  Mehrleistung  fähig,  ist  die  Gesamtheit  imstande, 
kulturelle  Großtaten  zu  vollbringen. 

Der  Umstand  allein,  daß  heute  ein  unglücklicher  Krieg  das 
bürgerliche  Leben  nicht  zerstört,  ist  es,  der  den  Krieg  weniger 
als  das  empfinden  läßt,  was  er  in  Wirklichkeit  ist :  ein  Vernichter 
aller  kulturellen  Werte,  die  der  Mensch  geschaffen. 

So  ist  also  die  Menschheitsgeschichte  nicht  Kriegsgeschichte ; 
im  Gegenteil,  der  entwicklungsgeschichtliche  Fortschritt  der  Men- 
schen besteht  darin,  daß  immer  weitere  Komplexe  friedlich  zu- 
sammenlebender Menschen  gebildet  werden,  daß  der  Krieg  mehr 
und  mehr  eingeschränkt,   oder  ausgeschaltet  wird. 

V.  Die  Vergesellschaftung  der  Menschen. 

Es  ist  ein  Verdienst  von  Tlunjias  Hobbes,  daß  er  sich  gegen 
die  Theorie  des  Aristoteles  gewendet  hat,  die  besagt,  der  Mensch 
sei  von  Natur  ein  Gesellschaftswesen -).  Der  Mensch,  legt  jener 
dar,  ist  von  Natur  dem  andern  feind ;  es  besteht  ursprünglich  nur 
das  Recht  des  Stärksten ;  der  Naturzustand  auch  der  Menschen 
ist  das  bellum  omnium  contra  omnes. 


1)  Zum  ewigen  Frieden.     Reclam.   S.   14. 

2)  Politilca,  A;  I,   9. 
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Diesen  Naturzustand  hat  der  Mensch  überwunden ;  denn  ein 
solcher  ewiger  Kriegszustand  trägt  recht  wenig  zur  Erhaltung  des 
einzehien  wie  des  ganzen  Menschengeschlechts  bei.  Man  strebte 
darum  nach  h^rieden  ;  und  wenn  künftig  noch  Krieg  geführt  wurde, 
so  kämpfte  man  doch  nicht  mehr  gegen  alle  und  nicht  ohne 
Beihilfe  von  anderen,  eben  denen,  mit  welchen  man  in  einer 
befriedeten  Gemeinschaft  lebte'). 

Die  Gemeinschaft  nun  hält  in  ihrem  Innern  den  Frieden 
aufrecht :  das  ist  ihr  Charakteristikum.  Etwaige  Streitig-keiten 
ihrer  Zugehörigen  werden  nicht  mit  Gewalt,  sondern  schiedlich 
und  friedlich  und  definitiv  geschlichtet.  Ursprünglich  entschied 
die  rohe  Gewalt ;  zwischen  Menschen,  die  nicht  Glieder  einer 
genügend  mächtigen  und  dauernden  Gesellschaft  sind,  können  die 
Zwistigkeiten  nur  beendet  werden  durch  die  Vernichtung  eines 
der  Prätendenten-;. 

Das  gerade  wird  in  der  Menschengemeinschaft  vermieden. 
In  dieser  leben  und  wirken  die  Menschen  neben  einander  und 
vermögen  in  Sicherheit  ihre  Lebensgeschäfte  zu  betreiben.  Indem 
sie  so  selber  die  Befriedigung  dessen,  was  sie  bedürfen,  am  besten 
erlangen,  und  indem  sie  selber  nach  aller  Möglichkeit  wirken  und 
schaffen,  fördern  sie  auch  die  Gemeinschaft,  deren  Lage  von  der 
ihrer  Glieder  bedingt  ist.  Somit  stehen  der  einzelne  und  die 
Gesellschaft  im  innigsten  Konnex.  Diese  ist  die  Vorbedingung 
dafür,  daß  jener  als  Mensch  leben  kann  ;  dem  einzelnen  vice  versa 
ist  jene  Möglichkeit  nur  gegeben,  wenn  er  in  einer  solchen  Ge- 
meinschaft lebt.  Das  Dasein  des  einzelnen  beruht  nunmehr  ganz 
auf  dem  Gemeinschaftsleben :  doch  ist  der  Mensch  mit  Fug  ein 
Gesellschaftswesen  geworden  ^).  Aulierhalb  der  Gesellschaft  gleicht 
er  einem  losen  Blatte  im  Winde  *j ;  es  ist  für  ihn  ein  Axiom,  daß 
er  innerhalb  einer  solchen  befriedeten  Gemeinschaft  sei. 

Der  Krieg  aller  gegen  alle  wurde  damit  zu  einem  Krieg  der 
Gemeinschaften  gegen  einander  eingeschränkt;  aber  die  Gemein- 
schaften sind  nicht  Produkte   des  Krieges,  nicht  der  Krieg  hat  die 


i)  De  cive,  op.  lat.,   vol.  H,  S.    i66  f. 

2)  Sl.  Pierre,   Projet  pour  rendre  la  pai.x  perpttuelle,    17 13,   I,   S.    10. 

3)  H.  Grotius  a.  a.  O.  S.  V;  Inter  haec  autem,  quae  homini  sunt  propria,  est 
appetitus  socielatis,  id  est  communitatis  non  qualiscumque,  sed  tranquillae  et  pro 
sui  intellectus  modo  ordinatae.  Doch  besitzt  der  Mensch  diesen  appetitus  societatis 
nicht  von  Natur,  nein  er  ist  anerworben. 

4)  Vg^-   "?■   Köhler,  Rechtsphilosophie,   1907,  S.   34. 
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Gesellschaft  —  den  Staat ')  —  geschaffen,  sondern  gerade  der 
Wunsch,  den  ewigen  Kampf  einzuschränken.  Die  Schaffung  von 
solchen  Gemeinschaften  —  eine  bewußte  Tat  des  Menschen  — 
bedeutet  einen  gewaltigen  Fortschritt  gegen  den  früheren  rohen 
Naturzustand,  zumal  die  INIenschengruppen  sich  immer  mehr  ver- 
größerten. Die  Entwicklung  ging  über  die  Sippe  zum  Stamm 
und  endlich  zum  Staate,  dem  bislang  höchsten  organisierten  ge- 
sellschaftlichen Gebilde  der  Menschen. 

VI.   Der  Staat. 

Was  den  Staat  als  gesellschaftliche  Bildung  von  seinen  Vor- 
stufen unterscheidet,  das  ist  die  enge  Verknüpfung  mit  dem  Ge- 
biet. Die  streifenden  Horden  und  Sippen,  die  wandernden  Stämme 
bekämpften  sich  bis  zur  Vernichtung  oder  gingen  sich  aus  dem 
Wege.  Ein  anderes  Gebahren  forderte  das  Sässigwerden  auf  ab- 
gegrenztem Gebiet :  man  gliederte  die  Besiegten  samt  dem  Be- 
zirk, den  sie  inne  hatten,  dem  eigenen  Staate  an.  Und  dies  führte 
schließlich  zu  dem  Bestreben,  sich  die  Welt  zu  erobern,  weil  man 
erst  damit  die  Gewähr  hatte,  daß  man  in  Frieden  leben  konnte'-). 

Freilich  ist  diese  Ansicht  ad  absurdum  geführt  worden  durch 
die  fortschreitende  Entwicklung  der  Menschheit. 

Zunächst  muß  zugestanden  werden,  daß  auch  die  Befrie- 
dung im  Innern  des  Staates  ein  Ideal  ist,  dessen  Verwirklichung 
man  nachstrebt,  das  man  aber  nie  völlig  erreichen  wird.  Denn 
immer  wieder  taucht  das  bellum  omnium  contra  omnes  auf;  nicht 
sowohl  in  den  Bestrebungen  der  Anarchisten,  obwohl  auch  da 
eine  Reminiszenz  an  den  Naturzustand  mitspricht;  doch  das  ist 
mehr  eine  Täuschung,  der  die  Antike  gehuldigt  hat  mit  ihrer 
Fabel  vom  goldenen  Zeitalter,  der  das  XVIII.  Jahrhundert,  vor 
allem  der  Naturschwärmer  y.   J.  Rousseau  unterlegen  ist^). 

Die  Nachwirkungen  des  Naturzustandes  finden  sich  vielmehr 
noch  heute,  und  zwar  zunächst  in  den  Verbrechen.  Gewiß  nicht 
mehr  als  bellum  omnium  contra    omnes,  sondern    als  Krieg    ein- 

i)  So  K.  von  Stengel  a.  a.  O.  S.    119  f.     Vgl.  J.  Novicow  S.  212  ff. 

2)  J.  Kant  a.  a.  O.  S.  33  :  »Es  ist  dieses  das  Verlangen  jedes  Staates  oder 
seines  Oberhaupts,  auf  diese  Art  sich  in  den  dauernden  Friedenszustand  zu  ver- 
setzen, daß  er,  womöglich,  die  ganze  Welt  beherrscht«  ;  Dantis  de  nion.  passim, 
insbes.  I,  cap.  11:  si  Monarcha  est,  hostes  habere  non  possit.  Monarcha :  d.  i. 
Wellmonarch. 

3)  y.  Benthain,  Fragment  on  government,  1891,  Introduction  S.  19:  The  glo- 
rification  of  the  natural  man  was  a  prevailing  fallacy  of  the   eighteenth   Century. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     2.  \A 
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zelner  gegen  einzelne,  damit  aber  auch  gegen  die  Gemeinschaft; 
und  mit  allen  Mitteln  sucht  diese  sich  gegen  die  Verbrecher  zu 
schützen,  indem  sie  bis  zur  Vernichtung  derselben  schreitet.  Das 
war  in  früherer  Zeit  viel  häufiger  der  Fall  als  jetzt,  mußte  da- 
mals viel  öfter  geschehen  im  Interesse  der  Gemeinschaft.  Denn 
durch  Anpassung,  durch  Ueberleben  der  sozial  Gesinnten  sind 
die  Verbrechernaturen  seltener  geworden.  Ganz  werden  sie  freilich 
nie  verschwinden,  denn  eine  UnvoUkommenheit  haftet  jedweder  Schö- 
pfung des  Menschen  an,  darum  auch  seiner  Großtat,  der  Verge- 
sellschaftung, und  dem  Recht  ^),  mit  welchem  er  sie  aufrecht  er- 
hält. 

Ein  weiteres  Ueberbleibsel  des  ursprünglichen  allgemeinen 
Kampfes  von  Mensch  gegen  Mensch  ist  der  Zweikampf^).  In 
früheren  Epochen  wurde  er,  z.  B.  ausgeprägt  im  deutschen  Recht, 
als  Rechtsmittel  anerkannt;  aber  mit  der  Erstarkung  der  Staats- 
gewalt, mit  der  Vervollkommnung  des  Rechts  ist  er  mehr  und 
mehr  beseitigt  worden;  und  es  steht  zu  erwarten,  daß  er  ganz 
verschwindet,  wie  es  ja  mit  einer  ihm  verwandten  Erscheinung, 
der  Blutrache,  schon  so  ziemlich  geschehen  ist. 

Der  Naturzustand  findet  sich  aber  noch  rein  in  dem  gegen- 
seitigen Verhalten  der  Menschengesellschaften  zu  einander.  Wie 
vordem  bei  den  Sippen  und  Stämmen,  so  herrscht  zwischen  den 
Staaten  bis  auf  unsere  Gegenwart  das  Recht  —  cum  grano  sa- 
lis  —  des  Krieges  ^). 

Das  Bestreben,  den  Krieg  aller  gegen  alle  auch  für  die  Ge- 
meinschaften zu  eliminieren,  hat  zu  dem  Postulat  einer  Weltmon- 
archie geführt.  Der  Gedanke  ist  der,  daß  mit  der  Durchführung 
dieses  Plans  nur  eine  Gesellschaft  vorhanden  ist,  die  sich  dann 
nicht  mehr  selber  bekriegen  kann. 

Es  soll  nicht  sowohl  der  Krieg  aller  gegen  alle  für  die  Ge- 
meinschaften ausgemerzt,  sondern  der  Krieg  soll  bis  zum  äußer- 
sten Ende  gebracht  werden.  Welteroberung  will  also  nicht  Ueber- 
windung  des  Naturzustandes,  sondern  Anpassung  an  diesen;   »die 


1)  K.  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  1906,  S.  43  :  »Das  Recht  ist  nichts  an- 
deres als  ein  menschlich  gefeitigtes  Instrument«. 

2)  Siehe  K.  von  Amira,  Grundriß   des   germanischen  Rechts,   1901,   S.    167  f. 

3)  y.  Novicow,  S.  146:  »Was  bedeutet  der  Krieg?  Eine  Explosion  der  wilden 
Instinkte,  die  uns  von  unseren  tierischen  Vorfahren  überkommen  sind«.  A.  Carne- 
gie, A  league  of  peace,  1906,  S.  12  f.:  After  all  our  progress,  human  slaughter  is 
still  with  US. 
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Weltmonaichie  bedeutet  die  Gewalt,  die  Ff)deration  dagejTen  das 
Recht«  ^).  Welteroberung  treiben  heißt  den  Krie^  in  Permanenz 
erklären;  die  Weltmonarchien  vermögen  uns  eine  gute  Illustra- 
tion hierfür  zu  geben.  Selbst  in  Rom,  das  doch  am  erfolgreich- 
sten in  seinem  Welteroberungsbestreben  war,  konnte  der  Tempel 
des  Kriegsgottes  nur  selten  geschlossen  werden :  der  Krieg  riß 
eigentlich  nie  ab  -). 

So  ist  die  Welteroberung  nicht  der  Schlußstein  in  der  Ver- 
gesellschaftung der  Menschheit ;  sie  bedeutet  nicht  die  Bekrönung 
dieser  Großtat  des  Menschen,  wennschon  auch  sie  des  Friedens 
wegen  erstrebt  worden  ist. 

Hier  scheiden  sich  die  Wege :  auf  der  einen  Seite  haben  wir 
den  Naturzustand,  das  bellum  omnium  contra  omnes;  dieser  wirkt 
in  dem  ganzen  historischen  Leben  der  Menschheit  nach;  erfindet 
sich  heute  noch  in  dem  Verhalten  der  Staaten  gegen  einander  J 
die  Idee  der  Welteroberung  basierte  gleichfalls  letzten  Grundes 
auf  ihm ;  auf  der  anderen  Seite  die  Großtat  der  Menschheit :  das 
friedliche  Nebeneinanderleben  in  einer  organisierten  Gemeinschaft 
mit  Seinesgleichen ;  an  den  Fortschritten  der  Vergesellschaftung 
ist  das  Fortschreiten  der  Menschheit  zu  messen.  Die  Ueberwin- 
dung  des  Naturzustandes  hat  die  Schaffung  einer  Kultur  erst  er- 
möglicht. Sie  ist  ein  spezifisch  Menschliches,  das  Produkt  der 
menschlichen  Vergemeinschaftung.  Im  Kriege  ist  nie  Kultur  ge- 
zeitigt worden.  Auch  der  gerechteste  Krieg  war  ein  bloßes  Hilfs- 
mittel, die  Kulturgemeinschaften  zu  schützen. 

Dem  sollte  auch  die  Welteroberung  dienen.  Aber  ihr  haf- 
tete eben  das  Rohe  an,  daß  sie  den  Naturzustand  nicht  über- 
wand, daß  sie  sich  vielmehr  von  ihm  herleitete  ;  so  war  sie  ein 
untaugliches  Mittel,  die  Vergesellschaftung  der  Menschheit  zu 
krönen,  diese  bis  zum  letzten  Ende  durchzuführen.  So  erhaben 
diese  Idee  für  gewisse  Epochen  gewesen  ist,  für  die  Universal- 
entwicklung der  Menschheit  ist  sie  nicht  das  Höchste.  Das  Schick- 
sal der  Weltmonarchic  teilt  ihr  Rivale,  das  Papsttum,  denn  es  ent- 
springt derselben  Quelle. 

VII.   Das  Papsttum. 
Die    ecciesia    militans,    die    nach    der    Weltmacht    strebende 


1)  7.  Novicow  S.  621. 

2)  Nicht  richtig  darum  Dantis  de  mon.  I,  cap.  16  :  non  inveniemus,  nisi  sub 
divo  Auguslo  Moiiarcha ,  existente  Monarchia  perfecta,  mundum  undique  fuisse 
quietum. 
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Kirche  leitet  sich  einmal  her  von  jenem  oben  des  genaueren 
geschilderten  Welteroberungsbestreben  der  Juden ;  weiter  fühlt  sie 
sich  als  Trägerin  der  römischen  Tradition,  hat  also  —  mutatis 
mutandis  — denselben  Ursprung  wie  das  universale  Kaisertum^); 
beide  verfolgten  das  gleiche  Ziel,  und  daher  mußten  sie  beide  in 
Kampf  miteinander  geraten. 

Zwar  hatte  Christus  gelehrt,  sein  Reich  sei  nicht  von  dieser 
Welt ;  und  er  wollte  dem  Kaiser  geben,  was  des  Kaisers  ist.  In- 
des als  Vollender  der  jüdischen  Lehre,  die  er  nicht  auflösen,  son- 
dern erfüllen  will,  konnte  auch  er  nicht  mit  jenen  Bestrebungen 
brechen  ;  darum  fordert  er  seine  Jünger  auf,  in  alle  Welt  hinaus- 
zugehen und  die  Völker  zu  gewinnen.  Deshalb  ist  auch  dem 
Christentum  immanent  die  Tendenz  zur  Welteroberung,  zur  Aus- 
breitung, bis  e  i  n  Hirt  und  eine  Herde  sein  wird. 

Die  Lehren  des  Augustin  bewirken  dann,  daß  der  Staat  für 
die  Kirche  als  Teufelswerk  erscheint,  der  nur  unter  der  Obervor- 
mundschaft der  (katholischen)  Kirche  eine  relative  Berechtigung 
hat.  Denn  die  Kirche  ist  es,  der  die  Herrschaft  zukommt 2);  »der 
christliche  Staat  hatte  von  Haus  aus  beschränkte  Zuständigkeit, 
an  den  religiösen  Forderungen  der  Kirche  fand  er  eine  unüber- 
steigliche  Schranke«  ^).  Der  Kampf  dieser  beiden  Gewalten  ist 
bekannt ;  in  den  Kennworten :  Cäsaropapismus  und  Gregorianis- 
mus  findet  er  seinen  Ausdruck. 

Das  Ziel  ist  für  die  beiden  Gewalten  das  gleiche :  die  Welt- 
herrschaft. 

Um  die  kirchlichen  Ansprüche  auszuschalten,  übernahm  das 
Kaisertum  die  Aufgabe  des  Rivalen  mit.  Das  geschah  unter  den 
spätrömischen  Imperatoren  und  ebenso  von  selten  der  deutschen 
Kaiser.  »Die  Kaiserkrönung  brachte  der  fränkischen  und  weiter- 
hin der  deutschen  Monarchie  eine  doppelte  Mitgift  zu  :  das  Trachten 
nach  unbeschränkter  Weltherrschaft  und  die  Vorstellung  einer 
religiösen,  der  päpstlichen  analogen  Weihe«  ;  freilich  »mochte  für 
den  Augenblick  der  Papst  sich  durch  den  halbpriesterlichen  Kaiser 
eingeengt  fühlen,  auf  die  Dauer  hatte  offenbar  der  halbe  Priester 

1)  Dantis  de  mon.  III,  cap.  I  :  duo  luminaria,  Romanus  seil,  pontifex  et  Ro- 
manus princeps. 

2)  //.  Brunner,  Deutsche  Rechlsgeschichte,  1892,  II,  S.  312:  »Die  Kirche  ver- 
folgt —  im  früheren  Mittelalter  —  nunmehr  ihre  Interessen  im  Gegensatz  zum  Kö- 
nigtum und  entpuppt  sich  als  eine  der  zersetzenden  Kräfte,  welche  Staatsgewalt  und 
Reich  der  Auflösung  entgegentreiben.«     Vgl.  //.  von  Sybel  a.  a.  O.   S,  48. 

3)  G.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,    1905,  S.  397. 
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keine  Aussicht,  seine  Stellung  gegen  den  ganzen  zu  behaupten«:  ^). 

Die  Zweischwertertheorie  kam  auf-),  und  sie  bildete  so  recht 
den  Mittelpunkt  des  Kampfes.  Es  handelte  sich  darum,  welche 
der  beiden  Gewalten  die  Führung  bei  der  Welteroberung  haben 
sollte;  denn  von  der  Notwendigkeit  der  letzteren  ist  die  ganze 
damalige  Kulturwelt  überzeugt. 

Das  Kaisertum  unterlag ;  mit  dem  Zusammenbruch  der  stau- 
fischen Macht,  namentlich  infolge  des  so  frühen  'i'odes  des  willens- 
gewaltigen sechsten  Heinrich  erlangte  das  Papsttum  die  unumstrit- 
tene Führung,  und  mit  der  Bulle  ,Unam  sanctam'^)  vom  Jahre 
1302  machte  Bonifaz  VIII.  der  katholischen  Christenheit,  ja  der 
Menschheit  kund :  sowohl  das  geistliche  wie  das  weltliche  Schwert 
sind  in  der  Macht  der  Kirche ;  jenes  wird  von  der  Kirche,  von 
der  Hand  des  Priesters  geführt;  dieses  zwar  von  der  Hand  des 
Königs  und  der  Krieger,  aber  nur  im  Auftrag  und  nach  den  Vor- 
schriften des  Papstes;  die  weltliche  Gewalt  ist  der  geistlichen 
unterworfen  ■*) ;  diese  hat  die  Plihrung  im  Kampfe  um  die  Welt- 
herrschaft. 

So  hatte  der  Papst  den  Kaiser  verdrängt;  endgültig,  wenn 
wir  von  dem  fruchtlosen  Versuch  Napoleons  I.  absehen.  Die  ka- 
tholische Kirche  bleibt  von  da  ab  Träger  dieses  Gedankens,  der 
insbesondere  von  den  Jesuiten,  die  ja  den  alten  Glanz  des  Papst- 
tums herzustellen  unternahmen,  aufrecht  erhalten  wird^).  Mehr 
eine  Reflexwirkung  des  Christentums  ist,  daß  der  Quäker  William 
Penn  ^)  dahinzielende  Bestrebungen  aufnimmt ;  und  auch  in  den 
Normierungen  der  Heiligen  Allianz ')  spielt  äußerlich  der  christ- 
liche Gedanke  die  Hauptrolle.  Denn  was  die  Herrscher  von 
Oesterreich,  von  Preußen  und  von  Rußland  unterm  26.  September 
181 5  vereinbarten,  das  war  sehr  ähnlich  dem,  was  das  Papsttum 
erstrebte,  seitdem  das  Kaisertum  zusammengebrochen  war. 

Doch  war  dieser  Zusammenbruch  für  die  Kirche  gleichfalls 
von    verhängnisvollen    Folgen.      Durch    die    Niederzwingung    des 

i)   H.  von  Sybel  S.    12,    13. 

2)  Ueber  diese  und  die  weiteren   Theorien  vgl.  Dantis  de  mon.   III,   cap.   4  ff. 

3)  c.    I    in   Extravag.   comni,   de  mai.   (i,   8). 

4)  Nam  veritate   testante  spiritualis    potestas   terraneam   polestatem  instituere  ha- 
bet et  judicare,   si  bona  non  fuerit. 

5)  Vgl.  A.  Lassen  a.   a.   O.   S.  4,   -S.   40;   S.    18,   bes.   S.    140  ff. 

6)  Essay  on  ihe  present  and   future   peace   of  Europe. 

7)  Art.    I    beginnt :   Conformement  aux  paroles   des  Saintes-Ecritures,   qui  ordon- 
nent  ä  tous  les  hommes  de  se  regarder  comme  freres  etc. 
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Kaisers  hatte  sie  sich  des  Armes  beraubt,  der  ihre  Befehle  aus- 
zuführen vermochte.  Ursprünglich  als  Vogt,  dann,  trotz  der  Ri- 
valität, in  Nachwirkung  jenes  Verhältnisses  hatte  das  Kaisertum 
die  römische  Kirche  geschirmt,  war  jenes  die  Grundlage,  die  Vor- 
bedingung der  Macht  für  diese  gewesen. 

Dieser  Grundlage  hatte  sich  das  Papsttum  selber  beraubt  i); 
und  wenn  auch  die  Fürsten  zunächst  noch  im  Papst  den  Besieger 
des  Kaisers  verehrten,  ihm  die  Nachfolge  desselben  zuerkannten, 
so  war  die  päpstliche  Suprematie  doch  nur  nominell  vorhanden. 
Es  fehlte  dem  Papst  die  reale  Macht,  seine  Würde  zur  Geltung 
zu  bringen,  sowie  er  auf  Widerstand  seitens  der  weltlichen  Ge- 
walten stieß.  So  erfolgte  ein  rapides  Sinken  dieser  Autorität,  ein 
geradezu  plötzlicher  Sturz  von  höchster  Höhe  herab  zur  Macht- 
losigkeit ^). 

Dies  wurde  namentlich  evident,  als  Luther  die  kirchliche 
Emanzipation  durchführte,  das  Papsttum  in  seiner  Domäne  an- 
griff. Die  95  Thesen  des  Wittenbergers  haben  nicht  nur  den  ka- 
tholischen Glauben  erschüttert,  sondern  auch  den  weltmonarchi- 
schen Bestrebungen  der  Päpste  ein  Ende  bereitet,  deren  bean- 
spruchte Suprematie  über  die  weltlichen  Reiche  vernichtet.  Das 
letztere  mehr  indirekt  allerdings,  denn  es  wurde  nur  die  Hilflosig- 
keit des  Papsttums  offenbar.  Mit  Enzykliken,  mit  dem  Bann- 
fluch, kurzum  mit  kirchlichen  Mitteln  konnte  der  Papst  auf  die 
Protestanten  und  die  anderen  Ketzer  nun  nicht  mehr  einwirken. 
Und  mit  weltlicher  Gewalt  gegen  sie  vorzugehen,  vermochte  er 
gleichfalls  nicht;  jedenfalls  fügten  sich  die  katholischen  Staaten 
seinem  Gebote  nicht  ohne  weiteres. 

Denn  diese  Staaten  waren  nach  dem  Zusammenbruch  des 
Kaisertums  souverän  geworden,  hatten  ihre  Vasallenstellung  für 
immer  abgestreift.  Auf  diese  ihre  Souveränität  beriefen  sie  sich, 
wenn  es  sich  um  weltliche  Machtfragen  handelte,  gaben  einem 
Befehl  des  Papstes  nur  insofern  statt,  als  sie  selber  bei  der  Durch- 
führung desselben  auf  ihre  Rechnung  zu  kommen  hofften.  Die 
protestantischen  P'ürsten  und  Staaten  kümmerten  sich  überhaupt 
nicht  um  die  Suprematie  des  Papstes,  sowie  ihre  eigene  Souve- 
ränität in  Frasre  kam. 


i)  Vgl.   H.  ßo7tftls,  Droit  international,    1905,  S.   37. 
2)  Siehe  H.  S.  Alaine,  Ancicnt   law,    1905,   S.  96  f. 
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VIII.   Das   europäische  Staatensystem. 

Der  Sturz  des  Kaisertums  —  wir  l:)etrachtcn  nur  die  realen 
Verhältnisse  und  sehen  ab  von  den  späteren  Prätensionen  und 
belanglosen  Nachwirkungen  —  hatte  die  bisherigen  Vasallenstaaten 
frei  gemacht.  »Nachdem  mit  dem  Ende  des  Mittelalters  die  Idee 
des  heiligen  römischen  Reiches  verschwunden  war,  fand  der 
Staatsbegriff  auf  die  einzelnen,  bisher  als  Bestandteile  desselben 
betrachteten  Königreiche  und  Länder  Anwendung«^). 

Diese  Tatsache  fand  ihre  Ausprägung  in  der  Behauptung  der 
vollen  Souveränität  für  die  einzelnen  Staaten-). 

Aus  den  obigen  Ausführungen  dürfte  nunmehr  klar  sein,  dalS 
das  Altertum  den  Begriff  der  Souveränität  nicht  gekannt  hat. 
Es  fehlte  nicht  der  Gegensatz  des  einen  Staates  zu  anderen 
Mächten ;  aber  er  fand  nur  darin  seinen  Ausdruck,  daß  der  eine 
Staat  sich  bestrebte,  die  anderen  zu  unterwerfen;  von  irgendwel- 
cher Anerkennung  eines  fremden  Staates  war  nicht  die  Rede. 
Bis  zu  einer  gewissen  Höhe  gedieh  indes  in  dieser  Hinsicht  auch 
die  Politik  der  Antike,   vor  allem  aber  die  Staatsanschauung. 

Die  aüxapxs'.a  des  Aristoteles  ist  gewissermaßen  die  Vor- 
stufe für  die  Souveränitätslehre  im  späteren  Mittelalter.  Die  sich 
selbst  genügende  noXiz  war  ein  P'ortschritt  über  den  welterobern- 
den Staat  hinaus.  Ihr  war  schon  das  Prinzip  der  Souveränität 
immanent.  Doch  darf  mit  dieser  Selbstgenügsamkeit  die  Frage 
nicht  konfundiert  werden,  wer  im  Staate  die  Herrschaft  habe ; 
»denn  Herrschaft  und  Souveränität  sind  keineswegs  dasselbe <^  ^). 
Aber  die  Anschauung,  daß  der  Staat  ein  selbständiges,  von  den 
anderen  unabhängiges  Dasein  habe,  ist  eine  P'ortbildung  von  jener, 
daß  der  Staat  Welteroberung  treiben  müsse ;  es  fehlte  bloß  die 
Anerkennung  der  übrigen  Staaten,  insbesondere  der  Barbaren- 
staaten, und  man  hätte  die  Souveränität  in  ihrer  späteren  Be- 
deutung gehabt. 

Dem  früheren  Mittelalter  war  die  Erhebung  zur  Idee  der  Sou- 
veränität gleichfalls  unmöglich^);  zu  der  Anerkennung  von  ein- 
ander unabhängiger  Staaten  kam  es  erst  im  späteren  Mittelalter, 


i)  G.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht,    1905,   S.   5. 

2)  Vgl.  G.  Jellinek,    Staatslehre  S.  421  ff.;    H.  Kehm,    Allgemeine    Staatslehre 
5,   S.   40ff. ;   0.   Gierke,  Joh.   Althusius,    1902,   S.    149  ff. 

3)  G.  Jellhiek  a.  a.  O.  S.  425. 

4)  0.   Gierke,  Joh.   Althusius,   S.    136. 
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mußte  CS  kommen.  In  dem  Bestreben,  sich  vom  Papsttum  zu 
emanzipieren,  lernten  die  Staaten,  daß  sie  in  gleicher  Abhängig- 
keit gestanden,  daß  sie  darum  die  gleichen  Interessen  hatten;  und 
als  dann  die  Suprematie  des  Papstes  gebrochen  war,  bestanden 
gleich  konstituierte  Gesellschaften,  eben  Staaten,  neben  einander, 
von  denen  keiner  eine  Prae  mehr  besaß. 

Frankreich  ist  es,  das  die  Führung  übernimmt  und  eigent- 
lich während  des  ganzen  Zeitraums  behält.  Philipp  der  Schöne 
nimmt  bewußt  den  Kampf  auf  mit  Bonifaz  VIII.,  den  er  ja  in 
Avignon  in  seiner  Gewalt  hat^).  Ihn  unterstützen  die  französi- 
schen Legisten-),  auch  Marsilius  von  Padua  und  seine  Gesinnungs- 
genossen hauen  in  dieselbe  Kerbe ;  sie  tragen  den  Streit  nach 
Deutschland  und  stärken  Ludwig  IV.  gegen  den  Papst  den  Rücken. 

Zwar  versucht  der  erstere,  die  Streitfrage  wieder  auf  das 
alte  Gebiet,  nämlich  die  Vorherrschaft  des  deutschen  Kaisers, 
hinüberzuspielen,  wie  ja  die  Velleitäten  des  Kaisertums  nicht  ab- 
reißen; das  hat  indes  nur  zur  Folge,  daß  sich  die  Abwehr  der 
Staaten,  vornehmlich  Frankreichs  auch  gegen  jenes  kehrt. 

Die  Staaten  behaupten  ihre  Unabhängigkeit,  bilden  den  Be- 
griff der  Souveränität  durch ;  in  Frankreich  erhält  er  seine  volle 
Bestimmtheit  durch  Jean  Bodin.  Nach  ihm  ist  die  Souveränität 
die  höchste  Gewalt,   die  keine  andere  Gewalt  über  sich    kennt  ^). 

Der  Streit  wegen  der  Fürsten-  und  Volkssouveränität ,  der 
in  diesen  Jahrhunderten  tobf*),  hat  schon  den  durchgebildeten 
Begriff  der  Souveränität  zur  Voraussetzung.  Dieser  Kampf  der 
Geister  hat  nichts  mehr  mit  den  weltmonarchischen  Ideen  zu  tun, 
sondern  er  wird  geführt  innerhalb  der  von  einander  unabhängigen 
Staaten.  Es  handelt  sich  nunmehr  nur  darum,  wer  die  höchste 
Gewalt  im  Innern  des  Staates  habe ;  daß  der  Staat  selber  höchste 
Gewalt  sei,  ist  längst  entschieden.  Es  wird  »im  XV.  Jahrhundert 
nur  das  keinen  Superior  anerkennende  Gemeinwesen  für  eine  res 
publica  im  vollen  Sinne  erklärt«  ^). 


1)  Vgl.  G.  Jellmck  S.  427  f. 

2)  Louis  Le  Für,,  L'Etat  (Zeitschrift  für  Völkerrecht  I)  S.  14:  Vers  la  fin  de 
la  feodalite,  les  legistes  de  chaque  pays  reprennent  pour  le  conipte  de  leur  sou- 
verain  particulier  l'idee  d'une  souverainete  temporelle  toujours  absolue  en  soi,  mais 
limitee  cette  fois  a  un  territoire  determine,   et  non  plus  universeile. 

3)  Siehe  E.  Hanke,  Bodin,   1894,  S.  8. 

4)  Vgl.  O.   Gierke  a.  a.  O.  S.    123  ff.,  bes.  S.    159  f. 

5)  G.  Jellinek  S.  431. 
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Mit  der  Durchbildung  dieser  von  einander  unabhängigen 
Staaten  hebt  eine  neue  Epoche  der  Universalgeschichte  an.  Sie 
wehrten  sich  in  gleicher  Weise  gegen  die  Ansprüche  des  Papst- 
tums^) und  gegen  die  aus  der  frühmittelalterlichen  Vormachtstellung 
hergeleiteten  Ans[)rüche  des  deutschen  Kaisers.  So  ist,  gezwungen 
durch  die  gleiche  Lage,  jeder  Staat  genötigt,  den  anderen  die 
gleiche  Existenzberechtigung  zuzuerkennen.  Die  gemeinsame  Xot 
führt  sie  dahin,  die  gleich  gearteten  Gesellschaften  auch  als 
gleich  berechtigte  gelten  zu  lassen. 

Damit  haben  wir  die  zweite  Phase  staatlichen  Lebens.  Nicht 
mehr  auf  Welteroberung  gehen  die  Staaten  aus,  sondern  sie  ver- 
folgen nur  die  Tendenz,  sich  möglichst  so  stark  zu  machen,  daß 
sie  sich  gegenüber  dem  Angriff  eines  andern  behaupten  können. 
Jeder  ist  bestrebt,  sich  nicht  alle  Staaten  zu  unterwerfen,  um  in 
Sicherheit  zu  existieren,  sondern  nur  soviel  hinzuzuerobern,  daß 
er  sich  dem  Angriff  eines    »Erbfeindes«   gewachsen  fühlt. 

PLigenartige  Prinzipien  werden,  um  solches  zu  erleichtern,  in 
den  Vordergrund  gerückt.  So  das  der  natürlichen  Grenzen,  die 
abgerundet  werden  müßten  ;  in  Wahrheit  liegt  darin,  daß  man 
sich  am  sichersten  hinter  diesen  natürlichen  Grenzen  fühlt.  Oder 
das  Nationalitätsprinzip  -),  die  Behauptung,  die  Individuen  und 
Völkerschaften  gleicher  Abstammung,  gleicher  Sprache  gehörten 
zusammen,  weil  man  eben  mit  den  Volksgenossen  sich  am  besten 
gegen  Angriffe  zu  schützen  meint. 

Obwohl  der  Staat  so  im  einzelnen  auf  Eroberungen  ausgeht, 
ist  er  im  großen  und  ganzen  doch  in  der  Defensive.  Das  Neu- 
erworbene soll  nur  dazu  dienen,  ihn  selber  in  seinem  Bestand  zu 
erhalten;  die  ganze  Politik  der  letzten  Jahrhunderte  dreht  sich 
nur  darum. 

Und  in  der  Tat,  immer  kräftiger  wurden  die  Staatswesen,  die 
sich  auf  diese  Weise  herausgebildet  hatten.  Das  mußte  gerade 
der  Mann  schließlich  einsehen,  der  zum  letzten  Male  versuchte, 
wirkliche  Welteroberung  zu  treiben  :  Napoleon  I.  Denn  die  Staaten, 
die  er  bekriegte,  hatten  schon  jahrhundertelang  in  selbständigen 
Bahnen  sich  bewegt,  sie  waren  schon  viel  zu  lange  völlig  souverän 
gewesen,  als  daß  sie  sich  wieder  in  das  frühmittelalterliche  Joch 
einer  Weltmonarchie  hätten  zwingen  lassen.     Nicht   nur  England 


i)  Vgl.  S.  K.  Steinmetz  a.  a.  O.  S.   195. 

2)  Vgl.   E.  von    Ullniann,    Völkerrecht    S.   316  f.,    bes.    A.  Btilmerincq,    Praxis, 
Theorie  und  Codification  des  Völkerrechts,   1874,  S.   53  ff. 
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und  Rußland,  sondern  vor  allem  auch  Oesterreich,  das  immer 
wieder  gegen  den  Korsen  ankämpfte,  so  oft  es  auch  nieder- 
gezwungen war.  Nicht  weil  der  Donaustaat  etwa  selbst  Welt- 
eroberung hätte  treiben  wollen ;  höchstens  sprach  die  alte  Rivali- 
tät zwischen  Oesterreich  und  Frankreich  mit,  die  als  Vorkämpfer 
der  anderen  Staaten  gegolten,  um  die  sich  die  anderen  gruppiert 
hatten  bei  dem  Bestreben,  sich  selber  zu  erhalten.  Es  war  schon 
längst  evident  geworden,  daß  sie  sich  nicht  mehr  gegenseitig  be- 
kämpfen wollten,  bis  die  Weltmonarchie  fertig  wäre,  sondern  daß 
sie  nur  auf  Eroberung  ausgingen,  um  dem  Gegner  ein  Paroli 
bieten  zu  können.  Nicht  Welteroberung  also,  sondern  Selbster- 
haltung war  die  Maxime. 

Zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Papst  war  solches  ausge- 
schlossen; »völlig  verkehrt  ist  es,  wenn  man  von  einem  positiven 
und  gesunden  Gleichgewicht  dieser  Gewalten  reden  will.  Ein 
solches  setzt  die  Möglichkeit  des  Zusammenwirkens,  die  Verträg- 
lichkeit der  Grundinteressen  und  die  Bereitschaft  zu  allseitiger 
Mäßigung  und  Selbstbeschränkung  voraus.  Diese  Bedingungen 
aber  fehlten  dem  Verhältnis  des  Kaisers  zum  Papste.  Mochten 
die  Theoretiker  noch  so  salbungsvoll  von  der  Zusammengehörig- 
keit der  beiden  Schwerter  reden :  in  der  Praxis  stand  völlig  un- 
versöhnlich dem  schrankenlosen  Anspruch  des  Kaisers  der  nicht 
minder  schrankenlose  des  Papstes  gegenüber«  ^). 

Mit  den  souveränen  Staaten  lag  die  Sache  wesentlich  ver- 
schieden. Gewiß,  unversöhnlich  standen  sie  sich  von  Anfang  auch 
gegenüber,  aber  nicht  schrankenlos;  sie  konnten  es  nicht  mehr 
unternehmen,  den  Gegner  oder  die  Gegner  alle  absolut  zu  ver- 
drängen, wie  der  Kaiser  oder  der  Papst ;  sie  bestrebten  sich 
lediglich,  dem  Gegner,  der  stets  eine  Schranke  für  sie  blieb,  die 
Balance  halten  zu  können  :  das  Gleich  gewichtssystem  2) 
ist  das,  wonach  in  der  ganzen  Periode  nach  der  Durchbildung 
der  souveränen  Staaten  getrachtet  wird. 

Es  ist  dies  der  ausgesprochene  Zweck,  der  in  den  jahrhun- 
dertelangen   Kämpfen   zwischen  Oesterreich    und    Frankreich    er- 

1)  //.  von  Sybel  S.   63  f. 

2)  F.  G.  Bigliati,  Diritto  internazionale  e  diritto  costituzionale,  1904,  S.  300  f.  : 
La  teoria  che  prese  il  nome  dell'equilibrio  era  stata  giä  concepila  nel  secolo  XVI, 
ma  si  precisö  nel  corso  del  XVII  e  del  XVIII;  principio,  sia  pur  politicamente,  ra- 
zionale  nella  sua  origine,  ma  clie  doveva  poi  deviare  dalla  sua  prima  applicazione 
trasformandosi  nella  pratica  in  un  sistema  di  divisioni  e  di  compensi.  Vgl.  auch 
A.   Buliiierincq^   Praxis  S.   40  ff. 
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reicht  wefden  soll.  Und  die  Regelung  der  staatlichen  Verhält- 
nisse nach  der  Xapoleonischcn  Episode  geschah  wiederum  unter 
dem  Gesichtspunkt  des  europäischen  Gleichgewichts*).  Ebenso 
die  Aufrichtung  der  Heiligen  Allianz,  die  geradezu  den  Höhe- 
punkt des  Systems  bildete :  die  europäischen  Großmächte  er- 
kannten damit  das  Gleichgewicht  als  zwischen  ihnen  bestehend 
offiziell  an. 

IX.   Das   Völkerrecht. 

Auf  diesem  Boden  ist  das  Völkerrecht  erwachsen;  denn -die 
Idee  des  Völkerrechts  setzt  die  Absonderung  vieler,  von  einander 
unabhängiger  Staaten  voraus«  ^).  Diese  Staaten  müssen  sich  als 
gleichberechtigt  anerkennen,  keiner  darf  sich  für  berechtigt  oder 
fähig  halten,  über  die  andern,  sei  es  auch  nur  geistig,  zu  herr- 
schen ^). 

Das  Gleichgewichtssystem  mochte  seine  großen  Schwächen 
haben ^),  ein  Gutes  hatte  es  doch:  es  brachte  die  Gleichberech- 
tigung der  Staaten  zum  sichtbaren  Ausdruck.  Diese  Staaten, 
die  ihre  Unabhängigkeit  von  einander  behaupteten,  die  sich 
bestrebten,  sich  gegenseitig  die  Wage  zu  halten,  traten  not- 
wendigerweise in  gewisse  Beziehungen  zu  einander.  Das  war  gar 
nicht  zu  umgehen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  sie  an  einander 
grenzten. 

Zunächst  herrschte  zwischen  ihnen  der  Naturzustand  ^),  ganz 
wie  zwischen  den  primitiven  Menschen.  Aber  ein  solcher  war 
nicht  lange  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Tatsache,  daß  der  Krieg 
nicht  ständig  währte,  daß  der  jedesmalige  Kampf  zweier  Staaten 
durch  einen  Friedensschluß  beendet  wurde,  legte  Bresche  in  den 
reinen  Naturzustand.  Die  Staaten  selber  waren  ja  gerade  dadurch 
entstanden,  daß  die  Menschen  den  Naturzustand  überwanden ; 
den  Staaten    war    es  gewissermaßen    immanent,    auch    außerhalb 


1)  H.  von  Sybel  a.  a.   O.  S.    119. 

2)  Kaut  a.  a.  O.  S.  33.  Aehnlich  J.  Kohhr ,  Rechtsphilosophie  S.  207  : 
>Nachdem  die  Vereinzelung  der  Völker  eingetreten  ist,  mußte  das  Völkerrecht  als 
überstaatliche  Norna  die  Völker  verbinden  und  Rechtsverhältnisse  unter  ihnen 
schaffen.« 

3)  Vgl.  E.  Schlief,  Friede  S.  96. 

4)  St.  Pierre,  Projet  I,  S.  35:  L'Equilibre  de  puissance  entre  la  Maison  de 
France  et  la  Maison  d'Autriche  ne  sgauroit  procurer  de  sürete  süffisante,  soit  pour 
la   conservation   des  Etats,   soit  pour  la  conlinuaiion   de   Commerce. 

5)  Vgl.   Spitioza,   Tract.   pol.   III,    II. 


2o6  ^^-  ^-  Grosch  : 

ihrer  Grenzen  das  Recht  walten  zu  lassen,  da  es  innerhalb  der- 
selben geschah. 

Hieran  knüpfte  sich  die  Ausbildung  des  sogenannten  Völker- 
rechts. Gewisse  Regeln  bildeten  sich  gewohnheitsmäßig  heraus 
für  den  Verkehr  von  Staat  zu  Staat,  zumal  für  die  Behandlung 
der  Personen,  die  diesen  Verkehr  vermittelten,  der  Gesandten. 
Nicht  als  eigentliches  Recht,  sondern  mehr  als  comitas  gentium  ; 
es  stand  in  dem  Belieben  des  betr.  Staates,  weshalb  man  es  auch 
als  äußeres  Staatsrecht  bezeichnete. 

Für  dasselbe  hatte  man  kein  Vorbild,  man  konnte  es  nicht 
an  schon  bekanntes  Recht  anknüpfen.  Zwar  waren  bereits  im 
Altertum  gewisse  Ansätze  vorhanden  ;  aber  mit  der  anerkannten 
Gleichberechtigung  der  Staaten  gewann  die  Sache  ein  neues 
Gesicht. 

So  war  es  vor  allem  das  Gesandtschaftsrecht,  das  seine  Durch- 
bildung erfuhr^);  auch  das  Kriegsrecht,  sowie  das  Recht  der 
Friedensschlüsse  w'ar  bald  anerkanntes  Völkerrecht. 

Dieses  begründete  man  auf  das  ominöse  Naturrecht  ^)  —  eine 
contradictio  in  adiecto,  denn  die  Natur  kennt  kein  Recht.  Es 
wurde  dargestellt  als  ein  Recht,  das  die  Staaten  von  Natur 
hätten  ^) ;  weil  man  damit  nicht  durchkam,  so  erklärte  man  Natur- 
recht als  ein  Recht,  das  in  der  Natur  der  Dinge  läge,  oder  als 
ein  Recht,  das  deshalb  zwischen  den  Staaten  gelte,  weil  diese 
sich  im  Naturzustand  befänden^). 

Besser  durchschaute  erst  ////^ö  Grothis,  der  »Vater  des 
Völkerrechts«,  dessen  Wesen.  Er  läßt  das  Völkerrecht  nicht  nur 
aus  der  Natur  der  Dinge  hervorgehen,  sondern  basiert  es  auch 
auf  göttliche  Gesetze ;  weiter  aber  —  und  damit  ging  er  über 
die  herkömmliche  Anschauung  hinaus  —  behauptet  er  ein  Völker- 


i)  Vgl.    z.  B.  H.  von  Perefixe,  Lebensbeschreibung  Heinrichs  des  Großen,  1799, 

s.  303  f.,  S.  372  ff. 

2)  Siehe  A.  Esineitt,  Elemente  de  droit  constitutione!  frangais  et  compare,  1909, 
S.   217  fF.     All).  Gentilis,  De  jure  belli  (ed.  Holland)  lib.   I,   cap.   3. 

3)  Verwirrend  wirkten  die  römischen  l^efinilionen,  die  nur  das  interne  Recht 
berücksichtigen  ,  da  man  ein  zwischenstaatliches  nicht  kennt ;  so  1.  I  §  3  D.  de 
just.  (l,    l). 

4)  A.  Estnein  a.  a.  O.  S.  222  :  Les  nations  independantes,  n'ayant  aucun  su- 
perieur  commun,  sont  restees  dans  l'etat  de  nature,  les  unes  par  rapport  aux  autres ; 
c'etait  meme  dans  ces  rapports  que  les  ecrivains  voyaient  se  realiser  clairement  l'etat 
de  nature,  tel  qu'ils  definissaient.  C'etait  donc  le  droit  naturel  qui,  en  dehors  des 
traites,   devait  fournir  les  regles  de  ces  rapports,   ou  le  droit  des  gens. 
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recht,  das  durch  Gewohnheit  und  stillschweii^endeUebereinstinimunc,^ 
errichtet  worden  sei^). 

Er  erkannte  also  »janz  richtijjj  die  Oucllen  des  Völkerrechts 
seiner  Zeit  ;  denn  es  ist  nur  hinzuL;ekommen  das  Völkerrecht,  das 
durch  ausdrückliche  Vereinbarung  der  Staaten  konstituiert  worden 
ist,  bez.  normiert  werden  kann. 

Freilich  den  prekären  Charakter  dieses  Rechtszweiges  hat 
man  frühzeitig  erkannt.  Aber  alt  ist  gleichfalls  das  Bestreben, 
es  zu  einem  wirklichen  Recht  auszugestalten,  zu  einem  Recht, 
an  das  die  Staaten  gebunden  sein  sollten. 

Uem  strebte  die  Weltfriedensbewegung  nach. 

X.  Die  Weltfriedensbewegung. 

Die  Darwinsche  Theorie  vom  ,struggle  for  life'  hat  man  auch 
auf  die  Staaten  angewendet.  Man  hat  den  Staat  -j  anthropomor- 
phisiert,  ihn  als  ein  lebendiges  Wesen  betrachtet  und  ihm  —  als 
einem  Organismus  —  das  supponiert,  was  alle  anderen  Animalia 
betreiben ;  er  habe  gleichfalls  den  unmittelbaren  Lebensdrang, 
und  der  andere  Staat  sei  für  ihn  keine  Schranke,  die  er  achten 
müsse,  sondern  vielmehr  eine,  die  er  zu  entfernen  hätte,  um  sich 
selbst  zu  erhalten;  :  das  Leben  ist  ein  fortwährender  Kampf,  wo 
es  heißt:  ich  oder  du;  sich  selbst  so  stark  als  möglich  machen, 
alles  andere,  was  uns  gefährlich  ist,  unterdrücken,  das  ist  die 
Bedingung  und  das  Recht  der  Selbsterhaltung <  ;  das  gelte  auch 
für  den  Staat  ^). 

Nun  ist  aber  der  Staat,  wie  wir  oben  sahen,  ein  Produkt  der 
bewußten  menschlichen  Vergesellschaftung,  konstituiert  gerade, 
um  den  Kampf  aller  gegen  alle  auszuschalten.  Jene  Theorie,  hat 
man  darum  mit  Fug  eingewendet,  habe  nur  eins  vergessen:  daß 
die  Menschen  keine  unvernünftigen  Tiere  seien,  und  daß,  was 
für  die  Tierheit  wahr  sei,  ;>  darum  nicht  auch  für  die  Menschheit 
recht  ist.  Der  Lebensdrang  eines  der  Menschheit  angehörigen 
Wesens  —  d.  h.  der  jeweiligen  Menschengruppe,  jeder  Menschen- 
gesellschaft —  soll   nicht  bloß    als  Xaturmacht    auftreten;    umge- 


i)  H.   Grotius  a.  a.   O.  S.  II:  jus  illud,    quod  etc.  sive  moribus  et  pacto  tacito 
introductum. 

2)  Vgl.  dazu  G.   Grosch,  Der  Staat  und  seine    Aufgabe.     Archiv    für    off.  Recht 
XXV,  S.  409  ff. 

3)  K.   V.  Flicker,  Das  Problem  des  Völkerrechts.     Zeitschr.  f.  d.    ges.  Staatsw. 
XXVIII,   S.    120.     Diesen  Standpunkt    vertritt    noch  Ä'.  voti  Stengel  a.    a.  O.  S.  27. 


2o8  ^^-  ^'   ^jrosch: 

kehrt,  gerade  diese  Form  soll  mehr  und  mehr  einer  bewußten 
Regelung  Platz  machen.  So  entsteht  der  Staat,  der  den  Kampf 
ums  Dasein  zwischen  den  Menschen  in  die  Bahn  der  Sittlichkeit 
lenkt.     Soll  das  nicht  auch  zwischen  den  Staaten  geboten  sein«  i)  .^ 

Es  ist  das  ein  Gedankengang,  dem  man  die  Berechtigung 
nicht  gut  abstreiten  kann.  Solche  Anschauung  wird  noch  unter- 
stützt durch  die  Friedenssehnsucht,  die  den  Menschen  bewegt; 
sie  ist  mit  fortschreitender  Vergesellschaftung  immer  stärker  ge- 
worden und  manifestiert  sich  auch  in  jenem  Altruismus,  der  dem 
Nächsten  deshalb  Gutes  zuwenden  heißt,  weil  man  mit  ihm  in 
Frieden  zu  leben  wünscht.  So  erhofft  schon  der  Stoiker  Zeno 
ein  Weltalter,  das  die  Menschheit  unter  gemeinsamen  Gesetzen 
eint  ^).  Jene  Sehnsucht  ist,  wie  wir  dargelegt  haben,  dem  Plane 
einer  Welteroberung  immanent,  und  sie  ist  die  Veranlassung  ge- 
wesen für  die  W^eltfriedensfreunde,  mit  theoretischen  Vorschlägen 
zur  Vergesellschaftung  der  Staaten,  zu  einer  organisierten 
Staatengemeinschaft  hervorzutreten. 

W^enn  man  von  Weltfriedensbewegung  redet,  dann 
sind  wir  sofort  geneigt,  an  den  Pazifismus  zu  denken  und  an  die 
Pazifisten,  die  das  XIX.  Jahrhundert  hindurch  ihre  Propaganda 
betrieben.  Ein  Verdienst  haben  diese  unstreitig^):  sie  haben  für 
die  Popularisierung  der  Idee  gesorgt,  sie  haben  gewissermaßen 
den  Boden  aufgebrochen,  ihn  für  das  P^instreuen  der  Saat  bereit 
gemacht.  Allerdings  können  wir  ihnen  einen  Vorwurf  nicht  er- 
sparen, daß  sie  nämlich  teilweise  in  Uebertreibungen  sich  ergangen 
haben,  daß  sie  mit  einem  Schlage  den  ewigen  Frieden  herbei- 
führen, daß  sie  ihn  einfach  dekretieren  wollten  und  wollen;  in- 
sofern jagen  sie  tatsächlich  Utopien  nach. 

Von  dieser  übereiligen  Propaganda  der  Tat  ist  die  theoretische 
Bewegung  zu  scheiden.  Sie  kann  im  Rahmen  der  vorliegenden 
Abhandlung  nicht  in  aller  Ausführlichkeit  dargestellt  werden ;  wir 
begnügen  uns,  den  Grundgedanken  aufzuzeigen,  der  die  Theo- 
retiker der  Weltfriedensbewegung,  einen  SL  Piei're,  einen  Kant, 
einen  Bluntschli  und  die  anderen,  bewegte. 

\)  K.    V.  F ricker  a.  a.  O. 

2)  Vgl.  A.  Trendelenburg,  Nattirrecht  auf  dem  Grunde  der  Ethik,  l868,  S.  6i2^ 
Daselbst  zitiert  der  Ausspruch  eines  stoischen  Dichters:  tunc  genus  humanuni  posi- 
tis  sibi   consulat  arniis  inque  vicem  gens  omnis  amet. 

3)  Dem  Urteil  K.  von  Stengels,  Weltstaat  .S.  22,  kann  ich  mich  nicht  an- 
schließen. Richtiger  dagegen  O.  Nippold,  Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völ- 
kerrechtlichen Streitigkeiten,    I907,   S.    3.      Vgl.   auch   S.  R.  Steinmetz  S.   4  ff. 
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Allen  ihren  Vorschlät^en  und  Darlc^juntjen  liegt  nämlich  diese 
Idee  zugrunde :  Auch  zwischen  den  Staaten  soll,  wie  zwischen 
den  einzelnen,  ein  wirkliches  Recht  konstituiert  werden  ').  Das 
bisherige  sogen.  Völkerrecht  muß  in  wahres  Recht  überführt 
werden;  es  müssen  die  Staaten  zu  einer  großen  Gemeinde,  die 
Völkerrechtsgemeinschaft-)  muß  zum  Staatenstaat  zusammenge- 
schlossen werden.  Der  Naturzustand,  der  zwischen  den  Staaten 
herrscht,  soll  beseitigt  werden,  das  Recht  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen auch  der  Staaten  regeln. 

Die  Streitigkeiten,  insbesondere  zwischen  den  Rechtssubjekten 
des  Völkerrechts,  den  Staaten  also,  sollen  —  wie  die  zwischen 
den  Rechtssubjekten  innerhalb  des  Staates  auf  gesetzlichem 
Wege  ■ —  auf  völkerrechtliche  Weise,  auf  dem  Wege  Rech- 
tens, wie  er  vom  Völkerrecht  festgesetzt  wird,  geschlichtet  wer- 
den^). Der  Krieg  im  herkömmlichen  Sinne  w'ird  nicht  als  Rechts- 
mittel anerkannt ;  er  soll  auf  jeden  Fall  auf  das  mindestmögliche 
Maß  beschränkt  werden.  Dies  ist  nur  möglich,  wenn,  wie  vor- 
dem die  einzelnen  ihre  absolute  Freiheit  aufgaben  und  dafür 
die  gesetzliche  eintauschten,  so  auch  die  Staaten  auf  ihre  ab- 
solute Souveränität  verzichten  und  dafür  die  völkerrechtlich  garan- 
tierte erlangen. 

Es  ist  sicher,  daß  bei  einer  Realisierung  dieser  Idee  sehr 
sorgfältig  und  planmäßig  vorgegangen  werden  muß.  Mit  den  von 
den  Pazifisten  vorgeschlagenen  Radikalmitteln  würde  genau  das 
Gegenteil  von  dem  erreicht  werden,  was  diese  propagieren,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  sich  kein  Staat  zur  Durchführung  ihrer 
Pläne  hergeben  wird.  Denn  einen  solchen  Staatenstaat  einfach 
erzwingen  wollen,  das  heißt  den  Weltbrand  an  allen  Enden  ent- 
fachen :  Den  Staat  ex  abrupto  gegen  seinen  Willen  den  völker- 
rechtlichen Entscheidungen  unterwerfen,  das  heißt  den  Krieg,  den 
man  vermeiden  will,  allenthalben  entzünden. 

Es  wäre  das  bedauerlich  mit  Hinsicht  darauf,  daß  in  der  Welt- 
friedensbewegung ein    richtiger  Kern    steckt ;    die  Befriedung  der 

i)  Es  genügt  nicht,  was  Montesquieu  I,  chap.  3  ausführt:  Le  droit  des  gens 
est  naturellement  fonde  sur  ce  principe,  que  les  diverses  nations  doivent  se  faire, 
daiis  la  paix,  le  plus  de  bien,  et,  dans  la  guerie,  le  moins  de  mal,  qu'il  est  pos- 
sible. 

2)  Vgl.  G.  yellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,    1905,  S.  312. 

3)  A.  Carnegie  a.  a.  O.  S.  23:  Thus  the  world  court  goes  marching  on,  to  the 
dethronement  of  savage  war  and  the  enthronement  of  peaceful  arbitration  ;  S.  43 : 
The   civilised  world  at  last  moves  steadily   to  the  reign   of  peace  through  arbitration. 


2  lo  ^^-  G.  Grosch  : 

Gemeinschaft  der  Staaten,  die  rechtliche  Regelung  ihrer  Bezie- 
hungen und  die  Entscheidung  etwaiger  Differenzen  auf  dem  Rechts- 
wege :  das  ist  das  Problem  schon  der  nächsten  Zukunft.  Der 
Staat  als  solcher  ist  nicht  die  Vollendung  menschlicher  Vergesell- 
schaftung, sondern  deren  Bekrönung;  das  Ziel  menschheitlicher 
Entwicklung  überhaupt,  wird  in  der  Tat  die  organisierte  Staaten- 
gesellschaft, die  Staatengemeinde  sein  ^). 

Und  in  unserer  Gegenwart  ist  die  Einleitung  zur  Realisierung 
der  Organisation  gemacht  worden  —  auch  das  ein  wichtiger 
Grund,  weshalb  eine  Störung  jener  Bewegung  so  sehr  zu  beklagen 
wäre.  Was  St.  Pierre  sich  erträumte,  das  hat  in  unseren  Tagen 
begonnen,  greifbare  Gestalt  anzunehmen  in  den  Haager  Friedens- 
konferenzen. 

XI.   Die  Haager  Friedenskonferenzen. 

Die  Haager  Friedenskonferenzen  haben  das  eine  so  eminent 
wichtige  Ergebnis,  daß  hier  Weltfriedensbewegung  und  Völker- 
recht nunmehr  zusammenmünden. 

Einmal  nämlich  wird  hier  Ernst  gemacht,  die  Vorschläge  der 
Friedenstheoretiker  in  die  Praxis  umzusetzen.  Schon  die  Tat- 
sache, daß  die  Konferenzen  im  Haag  zusammentraten,  ist  charak- 
teristisch. So  hatte  bereits  St.  Pierre  —  im  Jahre  171 2!  — 
Utrecht  dafür  in  Aussicht  genommen  mit  derselben,  wenn  auch 
ausführlicheren  Begründung-),  mit  der  Graf  Murawjew  in  der 
zweiten  Zirkularnote  die  Hauptstadt  einer  der  Großmächte  als 
Konferenzort  ablehnte. 

Der  Zusammentritt  der  Konferenzen  kann  beinahe  wie  eine 
Ausführung  der  seiner  Zeit  so  verspotteten  Vorschläge  St.  Pierres 
angesehen  werden.  Während  die  Pacifisten  sich  auf  einige  Pro- 
grammpunkte versteifen,  hatte  jener  bedeutende  Denker  ein  ganzes 
System  schon  entworfen,  weshalb  und  vor  allem  wie  die  Reali- 
sation der  organisierten  Staatengemeinschaft  durchzuführen  sei. 
Er  hatte  Richtlinien  aufgezeichnet,  denen  zu  folgen  man  gerade 
mit  der  Einberufung  der  Friedenskonferenzen  Ernst  macht. 

Weiter  aber  haben  die  Staatenvertreter  im  Haag  vortrefflich 
ihre  eigentliche  Aufgabe  erkannt :  Durchbildung  des  Völkerrechts, 
Ausgestaltung  dieses  noch  unvollkommenen  Rechts. 


1)  Vgl.   0.    Gierke,  Rechtsgescliichte  der    deutschen  Genossenschaft,   i86S,  S.    I. 

2)  Vgl.   St.  Pierre,   Projet  I,   S.   359  ff. 
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Es  findet  sich  die  gelegentliche  Behauptung'),  der  Welt- 
verkehr bedeute  im  Grunde  den  Weltfrieden  und  die  Herrschaft 
des  Rechts ;  dann  hätten  wir  heute  schon  den  Weltfrieden  und 
ein  vollendetes  Völkerrecht.  Denn  daß  wir  den  Weltverkehr 
haben,  daß  die  Volkswirtschaft  allenthalben  in  die  Weltwirtschaft 
übergeht,  wer  wagte,  trotz  aller  Zollschranken,  daran  heute  noch 
zu  zweifeln.^  Aber  damit  ist  die  eben  angeführte  Behauptung 
noch  nicht  richtig.  Gerade  der  Weltverkehr,  die  ständigen  Be- 
ziehungen der  Staaten  zu  einander,  zwingen  zu  einer  juristischen 
Ausgestaltung  ;  ein  Recht  auch  hierfür  zu  schaffen,  ein  wirkliches 
Völker-,  ein  zwischenstaatliches  und  damit  überstaatliches-) 
Recht  zu  konstituieren,  das  ist  das  Postulat,  das  sich  je  länger, 
je  mehr  uns  aufdrängt. 

Und  das  ist  das  Große,  was  mit  dem  Zusammentritt  der 
Friedenskonferenzen  angebahnt  ist :  aus  der  Vereinzelung  wird 
das  satzungsmäßige  Völkerrecht  in  die  Gemeinsamkeit  übergeführt. 
Während  es  bislang  nur  zu  partikulären  Festsetzungen  kam,  nur 
das  Gewohnheitsvölkerrecht  eigentlich  allgemeines  war^),  haben 
wir  in  den  Haager  Friedenskonferenzen  den  Keim  zu  einem 
Staatenareopag,  dem  künftig  auch  die  Normierung  gemeingültigen 
Völkerrechts  anheimfallen  wird. 

Mit  gutem  Grund  hat  man  deshalb  schon  beim  Zusammen- 
tritt der  ersten  Friedenskonferenz  gefordert,  daß  sämtliche  Staaten 
zugelassen  werden  sollten^);  denn  alle  Staaten  sind  an  der  Aus- 
gestaltung des  Völkerrechts,  an  der  rechtlichen  Regelung  der 
zwischenstaatlichen  Beziehungen  interessiert. 

In  der  Tat,  während  die  erste  Friedenskonferenz  nur  von 
26  Staaten  beschickt  war,  kamen  im  Jahre  1907  die  Vertreter 
von  44  Staaten  im  Haag  zusammen  ;  es  war  »auf  der  zweiten 
Konferenz  die  gesamte  Staatenwelt  des  Erdkreises  versammelt, 
ausgenommen  etwa  Marokko,  Abessynien,  Afghanistan,  Liberia«^). 
Es  steht  zu  hoffen,    daß  es  bei  diesem  Modus    verbleiben    wird ; 


i)  0.  Kippold,  Fortbildung  S.  40. 

^)  ^g'-  J-  f^ohler,   Völkerrecht  als    Privatrechlstitel.     Zeitschr.   für  Völkerrecht, 
II,  S.  210. 

3)  Dies  übersieht  ganz  H.    Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht,   1899,  S.  83  f. 
Vgl.   F.  von  Liszt,   Völkerrecht,   1902,   S.   11. 

4)  Siehe    Männer    der    Wissenschaft    über    die  Friedenskonferenz,    1899,  S.  42, 
S.  38,  S.  39  f- 

5)  Pk.  Zorn,  Das  völkerrechtliche  Werk  der  beiden  Haager  Friedenskonferenzen 
Zeitschr.  f.  Politik,  II,  S.   323. 
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nur  wenn  sämtliche  Staaten  diesen  Staatenkongreß  beschicken, 
wird  es  mit  der  Zeit  immer  mehr  zu  einem  gemeinen  Völkerrecht 
kommen,  wird  sich  eine  organisierte  Staatengemeinschaft  in  die 
Wege  leiten  lassen. 

Dagegen  ist  der  Ausschluß  des  Heiligen  Stuhles  nur  zu  billigen. 
Der  Anspruch  des  Papstes,  der  nicht  mehr  weltlicher  Herrscher 
ist,  datiert  von  dem  wohl  zur  Genüge  gekennzeichneten  Welt- 
heiTSchaftsbestreben.  Es  ist  geradezu  absurd,  von  einem  Staate 
mit  nichtchristlicher  Bewohnerschaft,  z.  B.  von  der  Großmacht 
Japan,  zu  verlangen,  daß  sie  den  Papst  als  gleichberechtigten 
Staat  anerkenne,  weil  er  die  frühmittelalterlichen  Velleitäten 
noch  aufrecht  erhält.  Wenn  man  ausgeführt  hat^),  der  Papst 
habe  noch  große  moralische  Autorität,  und  er  würde  zweifelsohne 
einen  bedeutenden  Einfluß  zum  mindesten  auf  die  katholischen 
Völker  inbezug  auf  die  I'riedensfrage  ausüben,  so  bietet  sich  dem 
Papst  die  Möglichkeit,  diesen  Einfluß  geltend  zu  machen  außerhalb 
der  Friedenskonferenzen,  nämlich  vermittelst  der  Organisation 
der  katholischen  Kirche. 

Ganz  objektiv  beurteilt  hat  der  Heilige  Stuhl  auf  einem  Staaten- 
kongreß keinen  Platz,  wie  ja  mehr  und  mehr  —  man  denke  nur 
an  die  Montagnini-Affäre  in  Frankreich  —  die  Ansicht  durch- 
dringen wird,  daß  die  katholische  Kirche  den  Staaten  nicht  gleich- 
geordnet ist,  daß  sie  keine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  darstellt. 

Die  Ergebnisse,  welche  die  P'riedenskonferenzen  gezeitigt 
haben,  sind  sehr  von  oben  herab  beurteilt  worden;  von  den 
Pacifisten  vornehmlich  darum,  weil  sie  für  die  Abrüstungsfrage 
nichts  gebracht  haben. 

Es  war  aber  verfrüht,  unter  der  gegenwärtigen  Weltlage  die 
Abrüstung  zu  verlangen.  Die  nächste  Aufgabe  ist,  die  Bezie- 
hungen der  Staaten  streng  rechtlich  zu  regeln,  insbesondere  für 
die  Staatenstreitigkeiten  den  Rechtsweg  vorzuschreiben,  das  völker- 
rechtliche Prozeßrecht  also  in  der  begonnenen  Art  fortzubilden. 
Auf  diese  Weise  kommt  mehr  und  mehr  die  Anschauung  ab,  nur 
die  Bajonette  und  Kanonen,  die  Kriegsschiffe  und  die  stehenden 
Heere  gewährleisteten  den  Frieden.  Dann,  erst  dann  wird  als 
Folge  eintreten,  daß  man  sich  nicht  mehr  bis  an  die  Zähne  be- 
waffnet, daß  man  nicht  mehr  Rüstung  auf  Rüstung  häuft,  sondern 
daß  man  sie  auf  das  Notwendig-e  beschränkt.     Ist    es  einmal   so- 


i)  Männer  der  Wissenschaft,   S.  38  f.,   S.  42. 
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weit,  dann  können  die  X'orschläge  gemacht  werden,  daß  jede 
]\Iacht  mit  ihren  weiteren  Kriegsrüstungen  inne  hält,  daß  jeder 
Staat  nur  eine  bestimnilc  MiHtärmacht  zu  Wasser  und  zu  Lande 
autstellt,  schließlich,  daß  man  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Staaten  abrüstet.  Aber  das  wird  erst  die  T'olge  des  Vertrauens 
zum  Völkerrecht  sein  ;  solches  läßt  sich  zur  Zeit  noch  nicht  er- 
zwingen, darf  gar  nicht  zu  erzwingen  versucht  werden.  Hätte 
man  im  früheren  Mittelalter  auf  einem  Reichstag  den  Antrag 
gestellt,  die  deutschen  Freien  sollten  ihre  W^affen  vernichten,  da- 
durch würden  sie  am  besten  den  inneren  h^ieden  befestigen,  es 
wäre  genau  so  voreilig  und  ergebnislos  gewesen,  während  heute 
nur  die  Sicherheitsorgane  bewaffnet  sind.  Analog  wird  sich  die 
Völkerrechtsgemeinschal't  entwickeln. 

Es  ist  von  gewisser  Seite  dem  Deutschen  Reiche  verargt 
worden  1),  daß  es  auf  der  ersten  Friedenskonferenz  nicht  auf  den 
Abrüstungsvorschlag  einging.  Zur  Entschuldigung  solchen  Ver- 
iialtens  läßt  sich  zunächst  anführen,  daß  es  das  umdrohteste  Land 
des  ganzen  Erdballs  ist.  Es  wirkt  mehr  für  den  Weltfrieden, 
wenn  es  sich  aufs  Beste  gerüstet  hält  2),  als  wenn  es  abrüstet, 
vorzeitig  abrüstet.  Das  ist  gegen  jedweden  Vorwurf  einzuwenden  : 
der  Antrag  auf  Abrüstung  ist  verfrüht.  Jetzt  ist  es  erst  an  der 
Zeit,  das  Völkerrecht  als  wahres  zwischenstaatliches  Recht  zu 
konstituieren,  vor  allem  dafür  zu  sorgen,  daß  das  Vertrauen  der 
Menschen  und  Völker  zu  diesem  Recht  nicht  getäuscht  wird,  in- 
dem man  heute  etwas  vereinbart  und  morgen  sich  darüber  hin- 
wegsetzt. 

Wird  allseitig  in  dieser  Hinsicht  ehrlich  vorgegangen,  dann 
ist  das  Ergebnis  der  Haager  Friedenskonferenzen  durchaus  nicht 
unwichtig.  Hierzu  hat  das  Deutsche  Reich  sein  redlich  Teil 
beigetragen  ;  und  auf  diesem  Wege  ist  es  mit  den  anderen  Staaten 
weitergegangen  durch  Beschickung  der  Londoner  Seekriegsrechts- 
Konferenz,  ein  Versuch,  »der  einen  überraschenden  Erfolg  hatte 
und  zu  einem  glänzenden  Ergebnis  führte,  denn  man  muß  ohne 
weiteres  zugeben,  daß  die  Arbeit  dieser  Londoner  Konferenz 
einen  der  größten  Fortschritte  darstellt,  den  überhaupt  das  Völker- 
recht, solange  es  besteht,   gemacht  hat«  ^). 


i)  Vgl.  bes.  y.  Novicow  S.  693  f. 

2)  Das  hat  schon  für  das  alle  Deutsche  Reich  J.  y.  Rousseau  anerkannt ;  in 
E.xtrait  du  projet  de  l'abbe  de  St.  Pierre.  Oeuvres  II,  S.  82  f.  Aehnlich  S.  Whit- 
inaii,  Imperial  Germany.   Tauchnitz  ed.   S.  8.       3)  Fh.   Zorn  a.  a.  O.  S.  342,   S.   343. 

15* 


214  ^'^'   ^'  ^""osch  : 

Diese  Konferenz  ist  zusammengetreten,  um  auf  den  Friedens- 
konferenzen bereits  angeschnittene  Fragen  zu  lösen.  Hätten  sich 
die  Friedenskonferenzen  schon  vollgültig  eingebürgert,  dann  war 
jene  Sonderkonferenz  unnötig.  Es  steht  zu  erwarten,  daß  man 
künftig  die  die  ganze  Völkerrechtsgemeinschaft  angehenden  Fragen 
auch  auf  den  Samtkonferenzen  behandelt,  die  sich  zu  einer  stän- 
digen Institution  auswachsen  werden,  als  sichtbarer  Ausdruck  für 
die  Friedensorganisation  der  Staaten. 

XII.   Die  Lösung  des  Friedensproblems. 

Ein  Problem  rein  herausarbeiten  heißt  seine  Lösung  er- 
zwingen. 

Einen  weiten  Weg  haben  wir  zurücklegen  müssen,  um  das 
Problem  zu  verstehen,  das  sich  unserer  Gegenwart  darbietet.  Wir 
haben  tatsächlich  ab  ovo  angefangen,  indem  wir  von  den  An- 
fängen menschlicher  Vergesellschaftung  ausgingen,  haben 
diese  nach  ihren  Entwicklungsstufen  verfolgt  und  sind  endlich  bei 
dem  Bestreben  angelangt,  das  den  Abschluß  der  Vergemein- 
schaftung herbeiführen  will :  die  Organisation  der  Staatengemein- 
schaft und  die  Regelung  der  zwischenstaatlichen  Beziehungen  auf 
rechtlichem  Wege. 

Nicht  ohne  guten  Grund  sind  wir  so  weit  in  die  menschheit- 
liche Entwicklung  zurückgegangen;  »die  erste  Horde,  die  sich 
auf  unserer  F^rde  bildete,  trug  die  Föderation  der  Menschheit  im 
Keime  in  sich«^).  Diese  Horde  oder  Sippe,  die  nach  dem  Vor- 
bilde der  Familie  konstituiert  war  -),  stellt  die  Wurzel  dar  für 
die  Vergesellschaftung  der  Menschheit;  von  der  Sippe  schreitet 
diese  fort  über  den  Stamm  zum  Staat  und  den  Staaten ;  nunmehr 
besteht  als  das  zu  lösende  entwicklungshistorische  Problem:  die 
Befriedung  der  Staatengesellschaft,  oder  mit  anderen  Worten,  die 
Organisation  der  Staaten  als  Völkerrechtsgemeinde. 

Damit  soll  nicht  der  Staat  abgeschafft  werden,  wie  die  Geg- 
ner^) dieser  Vergemeinschaftung,  die  Ewiggestrigen,  behaupten. 
Im  Gegenteil,  der  Staat  ist  ja  Voraussetzung  für  eine  Staaten- 
gemeinschaft,  »die  höhere  Assoziation  zerstört   nicht  die  niedere, 

1)  y.   Novico-w  S.  648. 

2)  Insofern  hat  P.  Fiore,  Diritto  intern,  codificato,  1909,  S.  78  recht:  L'iinitä 
primitiva  del  genere  umano  fu  la  fainiglia ;  l'unitä  finale  sarä  la  Confederazione  giii- 
ridica  delle  nazioni  civili. 

3)  Typisch  hierfür  A.  Lassen,  Das  Kulturideal  und  der  Krieg.  2.  Aufl.  i?.  25  ff. ; 
K.  von  Stengel,  Weltslaat  S.  89  ff. ;  S.  R.  Steinmetz  S.  214,  S.  217. 
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sie  umfaßt  sie  bloß«^).  Ohne  Staaten  läßt  sich  jene  ebensowenig 
aufrichten,  wie  ein  Staat  ohne  Menschen. 

Aber  wie  im  Staat  der  Mensch  seine  rohe  l-'reiheit  aufgegeben 
hat,  ohne  damit  aufzuhören,  Mensch  zu  sein,  so  soll  auch  der 
Staat  seine  rohe  Souveränität  aufgeben  —  denn  diese  > Souveränität 
ist  das  Recht  auf  Raub«  — '-),  ohne  daß  er  dadurch  irgendwie 
in  seinem  Staatscharakter  irritiert  wird.  Wie  dem  einzelnen  das 
Recht  der  Notwehr  und  innerhalb  bestimmter  Grenzen  das  der 
Selbsthilfe  vonseiten  der  internen  Rechtsordnung  zugebilligt  wird, 
so  wird  ein  solches  Rechte  dem  Staate  stets  vonseiten  des  Völker- 
rechts zugestanden  werden.  Doch  braucht  es  nur  selten  aus- 
geübt zu  werden ;  denn  der  Zusammenschluß  der  Staaten  zur 
organisierten  Gemeinschaft  soll  ja  gerade  erfolgen,  um  den  ein- 
zelnen Staaten  ihren  Bestand  zu  sichern,  ihnen  ihr  Recht  zukommen 
zu  lassen,  jedem  das  Seine  zu  gewährleisten. 

Dem  soll  also  das  Recht,  im  Speziellen  das  Völkerrecht  als 
ein  überstaatliches  •^)  Recht  dienen.  Wie  die  Beziehungen  des 
einzelnen  Menschen  rechtlich  geregelt,  jedem  Individuum  im  Staate 
seine  Rechte  wie  seine  Pflichten  auf  Grund  Rechtens  zugewiesen 
werden,  so  soll  es  auch  für  die  Staaten  geschehen.  Die  Normen 
nun,  die  die  Staaten  aufstellen,  um  ihr  gegenseitiges  Verhalten 
zu  regeln,  verpflichten  sich  die  Staaten  auch  einzuhalten  und 
gemeinsam  gegen  Verletzungen  zu  schirmen.  Nicht  zuletzt  zum 
Vorteil  ihrer  Zugehörigen. 

Der  Staat  hat  seine  vornehmste  Aufgabe  darin  zu  suchen, 
seinen  Bestand  zu  erhalten  im  Interesse  seiner  Glieder.  So  kann 
von  Staats  wegen  dem  einzelnen  das  Schwerste  zugemutet  werden, 
wenn  es  sich  um  das  Wohl  und  Wehe  der  Allgemeinheit,  wenn 
es  sich  um  den  , Commonwealth'  handelt.  Doch  darf  der  Staat 
nicht  unnötigerweise  Hab  und  Gut,  Leib  und  Leben  seiner  An- 
gehörigen opfern.  Jedes  Mittel,  das  sich  bietet,  solch  Aeußerstes 
zu  vermeiden,  muß  er  ergreifen.  Denn  sein  Zweck  ist  ja,  den 
Menschen  ein  Leben  in  Frieden  zu  gewährleisten,  ihnen  zu  er- 
möglichen, »daß  der  Kampf  ums  Dasein  durch  ein  geregeltes 
Zusammenwirken  geführt  wird«'*);    durch    ihren  Zusammenschluß 

1)  y.  Novicow  S.  308. 

2)  y.  Novicow  S.   3o ;   vgl.   ebenda   S.    560. 

3)  Siehe  J.  Kohler,  Völkerrecht  als  Privatrechtslitel,  S.  214;  A.  Trendelenburg 
a.  a.  O.  S.  582;  y.  Novicow  S.  182,  Dann  wird  Mirabeaus  Wort  zur  Wahrheit: 
Le  droit  sera  un  jour  le  souverain   du   monde. 

4)  R.  Sianinder  a.   a    O.   S.   132. 


haben  die  Menschen  das  bellum  omnium  contra  omnes  auszu- 
schalten unternommen. 

Jede  Möglichkeit,  dieses  bellum  in  seinen  noch  vorhandenen 
Auswirkungen  auszumerzen,  ohne  daß  sein  Bestand  dabei  tangiert 
wird,  muß  dem  Staate  darum  recht  sein.  ]a,  es  ist  direkte  Pflicht 
der  Staaten,  bez.  der  diese  repräsentierenden  Regierungen,  den 
Weg,  der  solchem  Ziele  entgegenführt,  einzuschlagen ;  es  ist  seines 
eigenen  Zweckes  halber  unabweisbar  für  einen  jeden  Staat,  für 
seinen  Teil  mit  beizutragen,  daß  der  Krieg,  soweit  menschen- 
möglich, vermieden  wird,  daß  die  zwischenstaatlichen  Beziehungen 
nicht  auf  gewaltsame  Art,  sondern  im  Wege  Rechtens  geregelt 
werden. 

Ks  ist  sicher,  daß  »heute  die  Staaten  normalerweise  nicht 
mehr  auf  Ländereroberungen,  sondern  auf  die  friedliche  Er- 
oberung neuer  Verkehrswege,  Märkte  und  Absatzgebiete  aus- 
gehen«^). Zwar  hat  man  gerade  mit  Hinsicht  auf  diese  moderne 
Gepflogenheit  behauptet,  daß  Kriege  im  XX.  Jahrhundert  haupt- 
sächlich durch  Gegensätze  wirtschaftlicher  Interessen  zu  befürchten 
sein  dürften  '^).  Aber  doch  wohl  mit  Unrecht ;  denn  derartige 
Gegensätze  führen  eher  >zu  Handelsverträgen  und  zu  dem  geräusch- 
losen Wettkampfe  der  Konkurrenz«  ^)  denn  zum  Kriege. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  hat  der  Kon- 
kurrenzkampf zwischen  allen  Staaten  und  Nationen  begonnen,  in 
seiner  Neuheit  gleich  auf  die  schärfste  Weise.  Und  doch  haben 
wir  noch  kein  Beispiel,  daß  er  zu  einem  Kriege  geführt  hätte. 
Im  Gegenteil,  allenthalben  besteht  der  Wunsch,  den  wirtschaft- 
lichen Kampf  in  Frieden  weiter  auszufechten,  allüberall  die  Sehn- 
sucht, den  Frieden  zu  genießen  ;  ein  Krieg  würde  die  einzelnen 
Volkswirtschaften,  selbst  die  der  unbeteiligten  Staaten,  also  die 
ganze  Weltwirtschaft,  bis  ins  Mark  treffen,  sofern  nur  eine  der 
Großmächte  daran  beteiligt  ist,  —  wenn  er  sich  eine  Zeit  lang 
hinzieht. 

Das  Interesse  der  Staaten  geht  also  dahin,  dem  Kriege  nach 
aller  Möglichkeit  auszuweichen,  ihn  zu  vermeiden,  solange  nicht 
ihr  Bestand  in  Frage  gestellt  ist;  nur  aus  dem  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung, zur  Verteidigung  Krieg  zu  führen.  Jeder  moderne 
Staat  muß  daher  nach  Möglichkeit,    wenn    anders    er   seinen  Zu- 

1)  O.  Nippold,   Fortbildung  S.   36. 

2)  J.    Conrad,  Volkswirlschaftspolitik,    1907,   S.  407. 

3)  So  sogar  A.  Lasson,  Kulturideal  S.   51. 
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gehörit^en  gerecht  werden  will,  mit  beitragen,  daß  der  Natur- 
zustand zwischen  den  Staaten  durch  einen  Rechtszustand  ersetzt 
wird.  Und  der  Staat  wird  an  der  Spitze  der  ZiviHsation  mar- 
schieren, der  bei  solchem  l^estreben  die  Führung  übernimmt. 

Neue  Zeiten  erfordern  neue  Taten.  Es  wird  jeder  Staats- 
mann seinen  Namen  in  die  Annalen  der  Menschheitsgeschichte 
unvergänglich  eingraben,  der  bei  der  Lösung  des  Problems  als 
Pionier  vorangeht.  Und  weiter :  wie  im  Altertum  und  im  früheren 
Mittelalter  die  Nation  die  erste  war,  die  im  Kampfe  um  die  Welt- 
monarchie voranging,  wie  im  späteren  Mittelalter  der  Staat  an 
der  Spitze  der  anderen  stand,  der  am  energischsten  seine  Souveräni- 
tät behauptete,  so  kann  nunmehr  der  Staat,  bez.  das  Volk  sich 
einen  Ruhmestitel  aere  perennius  erwerben,  das  die  Organisation 
der  Staaten-,  der  Völkerrechtsgemeinschaft  bahnbrechend  in  die 
Weee  leitet. 
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POLIZEI  UND  PROSTITUTION. 

Eine  Studie 

Von 

KURT  WOLZENDORFF. 


III. 
Es  ist  nur  eine  knappe  Schilderung,  die  ich  in  dem  Bis- 
herigen von  der  Stelkmg  der  Polizei  zur  Prostitution  zu  geben 
versucht  habe.  Eines  aber,  denke  ich,  wird  daraus  klar  hervor- 
gegangen sein  :  daß  die  Prostitution  seit  Anfang  des  Mittelalters 
eine  große  Rolle  im  staatlichen  und  bürgerlichen  Leben  gespielt  hat. 
Ist  es  da  nicht  höchst  erstaunlich,  daß  die  Polizei  achtlos  an  der- 
jenigen Begleiterscheinung  der  Prostitution  vorübergegangen  ist,  die 
vielleicht  ihre  größte  Gefahr  für  das  Volksleben  enthält,  den  Ge- 
schlechtskrankheiten ?  Die  Mangelhaftigkeit  der  älteren  medizinischen 
Wissenschaft  mag  als  Ursache  dieser  Erscheinung  mitgewirkt  haben. 
Sie  allein  aber  kann  unmöglich  die  Sache  erklären,  haben  doch 
schon  die  Juden  viele  Jahrhunderte  vor  Christi  Geburt  gerade 
aui  dem  Gebiete  der  Sexualhygiene  eine  inhaltsreiche  Gesetz- 
gebung gehabt  i).  Wahrscheinlicher  erscheint  diejenige  Auffassung, 
die  die  Untätigkeit  der  Prostitutionspolizei  in  hygienischer  Be- 
ziehung begründet  par  une  fausse  idee  de  religion^).  Wie  man 
überhaupt  die  Seuche  als  eine  Strafe  des  Himmels  auffaßte : 
;>fleeau',  > plage«,  so  sah  man  in  den  Geschlechtskrankheiten, 
besonders  in  der  Syphilis,  der  »Lustseuche«  auch  nur  eine  Strafe 
für  lasterhaftes  Leben,  der  die  irdische  Gewalt  nicht  vorgreifen 
sollte^).    Diese  Auffassung  hat  sich   noch  so  lange  und  in  solcher 

1)  Vgl.  hierzu  den  Aufsatz  von  G.  Wolzendorff  über  »Sexualhygiene  des  alten 
Testaments«  in  der  Zeitschrift  für  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten,  1905, 
S.    195  ff.,  248  ff. 

2)  Sab.   192. 

3)  So  z.   B.   das  berühmteste   aller  Werke  über   Polizei    von    Delaniare  III,   435. 
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Bedeutung  erhalten,  daß  der  berühmte  Johann  Peter  Frank  noch 
im  Jahre  1780  es  für  nötig  hielt,  sie  in  längeren  Ausführungen 
zu  bekämpfen^). 

Bis  Kndc  des  18.  Jahrhunderts  finden  wir  keine  systema- 
tische Sanitätspolizei.  Vereinzelte  gesundheitspolizeiliche  Maß- 
regeln, denen  wir  hier  und  da  begegnen,  sind  Ausnahmen  und 
praktisch  offenbar  von  sehr  geringer  Bedeutung.  Im  12.,  15. 
und  16.  Jahrundert  sind  in  England  Vorschriften  nachweisbar, 
daß  Personen,  die  mit  infirmitas  nefanda,  mit  der  gefährlichen 
Krankheit  des  Brennens  (Burning)  behaftet  sind,  nicht  in  den 
liordellen  geduldet  werden  sollen.  Aehnliche  Bestimmungen  finden 
wir  im  15.  Jahrhundert  in  Valenzia ,  Straßburg,  Luzern  und 
Ulm^).  Dies  alles  ist  aber  ebensowenig  eine  eigentliche  Sanitäts- 
polizei, wie  die  sonstigen  Maßnahmen  der  Prostitutionspolizei,  die 
wir  bereits  kennen  gelernt  haben,  eine  Sicherheitspolizei  darstellen. 
Wenn  wir  bedenken,  daß  es  Zweck  der  Polizei  ist,  drohende 
Gefahren  abzuwenden,  so  ist  es  klar,  daß  die  Abschiebung  einer 
kranken  Dirne  ebensowenig  den  Zweck  der  Polizei  erfüllt,  wie 
die  Abschiebung  einer  die  Ordnungspolizei  übertretenden  Dirne. 
Bei  beiden  Maßnahmen  wird  die  Gefahr  nur  vergrößert,  indem 
sich  die  Polizei  selbst  der  Möglichkeit  der  Ueberwachung  und 
damit  jeglicher  IMittel  der  Beschränkung  der  Dirnen  im  Interesse 
der  öffentlichen  Ordnung  und  Gesundheit  begibt.  In  diesem  Sinne 
kann  man  also  wohl  sagen,  daß  es  im  Mittelalter  eine  gesund- 
heitspolizeiliche Behandlung  der  Prostitution  nicht  gegeben  hat. 
Darin  brachte  auch  das  Auftreten  der  schrecklichen  Syphilisseuche 
am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  keine  Aenderung  hervor^).  Zwar 
fehlte  es  nicht  an  verständigen  Vorschlägen  zur  Begründung  einer 
systematischen  Gesundheitspolizei*),  die  Stellung  der  Polizei  blieb 
jedoch  die  alte.  Sie  begnügte  sich  mit  derselben  primitiven  Maß- 
regel, wie  sie  schon  von  den  Juden  des  alten  Testaments  gegen- 
über  ähnlichen    ansteckenden  Krankheiten,    der  Lepra    und    dem 


1)  y.  P.  Fra7ik:  »System  einer  voUsländigen  medizinischen  Polizey«,  Bd.  II, 
S.   39  ff. 

2)  R.  79;  S.  172;  R.  98.  .S".  Bettmatm:  »Die  ärztliche  Ueberwachung  der  Pro- 
stitution«. (Handbuch  der  Sozialen  Medizin,  her.  von  Fürst  u.  Windscheid  Bd.  7), 
1905,   S.    34,   39. 

3)  Eine  Anschauung  von  dem  schrecklichen  Wüten  der  Syphilis  gibt  uns  das  Lehen 
Huttens,  wie  es  uns  D.  Fr.  Strauss  geschildert  hat.  (U.  v.  Hutlen,  1S30,  Bd.  I  und 
II;  bes.  Bd.  I,  .S.  331  ff). 

4)  Vgl.  Bettmann  a.   a.  O.   S.    36. 
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Eiterfluß,  angewandt  wurde  ^j,  mit  der  Ausweisung:  1497  ver- 
ordnete das  Pariser  Parlament,  daß  alle  mit  der  grosse  veröle 
(Syphilis)  behafteten  Personen  die  Stadt  verlassen  sollten.  Wie 
hätte  auch  die  Polizei  zu  sanitären  Maßregeln  greifen  sollen,  da 
die  Medizin  selbst  versagte.  War  es  die  Wirkung  der  alten 
religiösen  Auffassung  der  Seuche  als  einer  Strafe  Gottes  oder 
war  es  technische  Hilfslosigkeit,  kurz,  die  medizinische  Wissen- 
schaft blieb  anfangs  gegenüber  der  Syphilis  vollständig  untätig  2). 
Nicht  einmal  in  die  Krankenhäuser  wurden  die  Syphiliskranken 
aufgenommen,  nur  im  Hotel  Dieu  gewährte  man  ihnen  Asyl. 
Alle  Bemühungen  des  Parlaments  um  Schaffung  einer  öffentlichen 
Hygiene  waren  vergebens  bis  16 14,  wo  wenigstens  ein  besonderes 
Krankenhaus  errichtet  wurde  ^).  Die  Syphilis  der  Prostituierten 
wurde  jedoch  erst  Ende  des  17.  Jahrhunderts  Gegenstand  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege.  Ueberhaupt  ist  es  für  unsere 
heutigen  Begriffe  geradezu  unverständlich  und  auch  nur  aus  den 
erwähnten  religiösen  Vorurteilen  einigermaßen  zu  erklären,  wie 
wenig  sich  die  öffentliche  Meinung  um  die  große  Gefahr  der 
Geschlechtskrankheiten  und  besonders  deren  Zusammenhang  mit 
der  Prostitution  kümmerte.  Und  doch  hatte  schon  Martin  Luther 
darauf  hingewiesen,  als  er  mit  gar  kräftigen  Worten  voll  gütiger 
Sorge  der  Wittenberger  Jugend  vorhielt,  daß  »eine  solclie  vene- 
rische Hure  zehn,  zwanzig,  dreißig,  hundert  guter  Leute  Kinder 
vergiften  kann«.  »Helfe  doch  in  solchem  giftigen  Geheimnis  einer 
mit  treuem  Rat  warnen«,  so  hatte  er  in  die  Welt  hinaus  gerufen*). 
Aber  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  scheint  die  öffentliche  Mei- 
mmg  der  Frage  keinerlei  Interesse  zugewandt  zu  haben.  Finden 
wir  doch  noch  in  den  besten  Lehrbüchern  des  Polizeirechts  aus 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  die  Sexualhygiene  mit 
keinem  Wort  erwähnt^),  ja  selbst  Werke  über  medizinische  Po- 
lizei lassen  sie  ganz  unberührt  ^). 

i)  Näheres  hierüber  bei  G.  Wolzendorff:  »Gesundheitspflege  und  Medizin  der 
Bibel«,    1903,   S.  22  ff.  u.  Ztschrft.  f.  d.  Belcämpf.  d.  GeschleclitskranVcheiten  1905,  S.  254. 

2)  Es  ist  hier  selbstversländlich  nur  von  der  öftentlichen  Gesundheitspflege  die 
Rede.  Die  Erkrankung  selbst  ist  von  ihrem  ersten  Aufbau  an  Gegenstand  eifrigen 
medizinischen   Studiums  gewesen.  3)  S.    132  ff. 

4)  Martin  Luther,  Sämtliche  Schriften,  herausgegeben  von  y.  G.  Walch  XXII, 
S.   1783,   1800;   vgl.  auch  Ave-Lallemant  Phys.  246  f. 

5)  So  spricht  z.  B.  y.  y.  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773, 
S.  87  in  dem  Kapitel  der  Gesundheitspolizei  von  allem  Erdenklichen,  von  dem  Toll- 
wurm und   dergl.,   über  die  Geschlechtskrankheiten  findet  sich   dort  keine   Silbe, 

6)  Besonders  typisch    für    die    alles  andere    zurückdrängende  Idee    der  »Sitten- 
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In  Paris  hat  sich  zuerst  eine  sanitätspoHzciHchc  Hehandhinj^j 
der  Prostitution  herangebildet.  Nachdem  man  noch  i65<S  eine 
Untersuchung  eingerichtet  hatte,  die  die  Aufnahme  venerischer 
Dirnen  in  das  Prostituiertengefängnis  verhindern  sollte,  konnte 
man  sich  etwa  ein  Vierteljahrhundert  später  der  Notwendigkeit 
nicht  verschließen,  eine  Behandlung  der  Dirnen  auf  Syphilis  ein- 
treten zu  lassen.  Aus  einer  Ordonnance  Ludwigs  XIV.  vom 
April  1684  glaubt  man  schließen  zu  können,  daß  zu  dieser  Zeit 
eine  medizinische  Behandlung  der  Dirnen  in  der  Salpetriere  statt- 
gefunden habe^).  ]m  Jahre  1691  aber  sah  man  sich  genötigt, 
infolge  der  geradezu  entsetzlichen  sanitären  Zustände  in  der 
Salpetriere  ein  besonderes  Hospital  für  die  Dirnen  zu  errichten, 
das  den  Namen  Bicetre  erhielt.  .\uch  hier  traten  jedoch  bald 
wegen  Raummangels  fürchterliche  Mißstände  ein. 

So  war  wenigstens  eine  Gelegenheit  gegeben,  die  kranken 
Dirnen  zu  behandeln.  Es  ist  dies  immerhin  eine  sanitätspolizei- 
liche Maßregel,  jedoch  nur  eine  gelegentliche,  da  ausschließlich  die 
gefangen  genommenen  oder  freiwillig  sich  meldenden  Dirnen  be- 
handelt wurden.  Eine  systematische  Sanitätspolizei,  die  nur  mit 
einer  allgemeinen  Kontrolle  verbunden  denkbar  ist,  wurde  im  17.  Jahr- 
hundert nicht  eingerichtet,  und  auch  im  18.  Jahrhundert  geschah 
erst  in  den  letzten  Jahren  etw^as  auf  diesem  Gebiet.  Zwar  scheint 
es,  als  ob  die  Lieutenants  generaux  Yoyer  d'Argenson  (17 14) 
sowohl  wie  Berryer  (1747)  sich  mit  dem  Gedanken  getragen  haben, 
eine  sanitätspolizeiliche  Kontrolle  einzuführen,  einem  Gedanke, 
der  jedoch  bis  zu  einem  Anfang  der  Ausführung  nicht  gediehen  ist. 

In  der  Folge  wurden  von  privater  Seite  verschiedene,  z.  T. 
sehr  bedeutende  Projekte  ausgearbeitet.  Die  Lieutenance  Generale 
verhielt  sich,  da  sie  auf  dem  Standpunkte  der  »Sittenpolizei^ 
stand,  ihnen  gegenüber  ablehnend ;  wie  sie  selbst  erklärte,  aus 
dem  Grunde,  um  nicht  den  Anschein  zu  erwecken,  als  ob  sie  die 
Prostitution  begünstige  und  dann :  comme  surtout  ce  serait  fournir 
matiere  ä  des  risees  pour  le  public.      In    der    berühmten    Ordon- 

polizeii  ist  z.  B.,  daß  E.  B.  G.  Hebenstreit,  Lehrsätze  der  medizinischen  Poli- 
zeiwissenschaft,  1791,  S.  94  die  Frage,  damit  erledigt,  daß  die  Prostitution  nicht 
geduldet  werden  dürfe,  »wo  man  Religion  und  gute  Sitten  wahrhaft  hochschätzt«, 
l)  Die  Ueberschrift  dieser  Verordnung  spricht  von  einem  »traitementc  der  Dirnen. 
Es  erscheint  mir  jedoch  zweifelhaft,  ob,  wie  zuweilen  angenommen  wird,  damit  eine 
sanitäre  Behandlung  und  nicht  nur  die  allgemeine  Behandlung  gemeint  ist,  denn  letz- 
tere ist  in  der  Verordnung  tatsächlich  geregelt,  über  erstere  aber  enthält  der  Text 
der  Verordnung    überhaupt   nichts;   vgl.   diesen  bei  Del.  III   447  f. 
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nance  von  1778^)  traf  der  Lieutenant  General  de  police  Lenoir 
nur  ganz  allgemeine  Maßregeln  zur  Unterdrückung  von  Ordnungs- 
störungen und  Skandalen  und  besonders  ein  Verbot  der  racolage. 
Offenbar  hatte  dieser  verdiente  Beamte  auch  die  Absicht,  Kranken- 
häuser für  Prostituierte  zu  errichten.  Näheres  über  seinen  Plan 
und  dessen  Ausführung  ist  jedoch  nicht  mehr  zu  ermitteln.  Daß 
man  offiziell  die  sanitäre  Seite  der  Prostitutionspolizei  nicht  kennen 
wollte,  zeigt  am  besten  die  im  Jahre  1770  im  Auftrage  des  Lieute- 
nant General  ausgearbeitete  Denkschrift,  die  bei  der  sehr  aus- 
führlichen Aufzählung  der  gesundheitspolizeilichen  Aufgaben  die 
Geschlechtskrankheiten  unerwähnt  läßt^). 

Erst  im  Jahre  1791  schenkte  die  Regierung  der  Syphilis 
Beachtung.  Art.  8  und  9  im  2.  Teil  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1791 
bedrohten  mit  schweren  Strafen  die  Prostituierten,  die  keine 
Garantien  für  ihre  Gesundheit  boten.  An  dieses  Gesetz  schlössen  sich 
neue  Projekte  einer  gesundheitlichen  Ueberwachung  der  Prostituier- 
ten an,  die  unter  dem  Eindruck  der  während  der  Revolution  wieder 
eingetretenen  Uebermacht  und  Ausartung  der  Prostitution,  endlich 
im  Jahre  1798  Aussicht  auf  Verwirklichung  gewannen.  (Inzwischen 
war  im  Jahre  1796  ein  neues  recensement  gegen  die  Prostitution 
unter  Ausschaltung  der  sanitätspolizeilichen  Momente  ergangen). 
Die  unter  dem  Namen  des  Bureau  des  moeurs  errichtete  Behörde 
wurde  von  Klagen  über  den  schlechten  Gesundheitszustand  der 
Prostituierten  überschüttet.  Als  dann  die  Prefecture  de  police 
geschaffen  wurde,  ging  der  zum  Präfekten  ernannte  Dubois,  bisher 
Mitglied  des  Bureau  des  moeurs,  energisch  an  die  Arbeit.  Er  for- 
derte Gutachten  ein,  von  denen  besonders  das  eines  Pariser  Chirurgen 
von  Bedeutung  wurde,  das  vorschlug,  ein  besonderes  Lokal  zu 
errichten,  in  dem  sich  die  Dirnen  zweimal  in  der  Woche  zur  Unter- 
suchung einzufinden  hatten.  Dubois  versuchte  es  jedoch  zunächst, 
eine  Untersuchung  der  Prostituierten  in  ihrer  Wohnung  vornehmen 
zu  lassen.  ]\Ian  ging  dabei  verhängnisvoller  Weise  von  dem  Ge- 
danken aus,  daß  die  Kosten  von  den  Prostituierten  getragen 
werden  müßten.  Als  Taxe  setzte  man  3  Francs  für  die  isoliert 
lebende  Prostituierte,  12  Francs  für  die  Dame  de  maison  für  den 
Monat  fest.     Dabei  überließ  man  es  den  y\erzten,  nicht  nur  diese 


1)  Diese  Verordnung,   die  keinerlei  Repressivniaßregeln   enthält,    ist    abgedruckt 
bei  Essarts  III,  621  ff. 

2)  Diese  Denkschrift  ist  veröfTenllicht  in   den   Memoires  de  la  societe  de  l'histoire 
de   Paris  et  de  l'Ile-de-France.     Te.   V    1879,  vgl.   daselbst  S.  48. 
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Taxe  einzutreiben,  sondern  auch  die  Prostituierten  aufzusuchen,  in- 
dem man  ihnen  keine  vollständige  Liste  in  die  Hand  gab.  Da  die 
gewählten  Aerzte  aber  zum  Teil  gewissenlose  Kreaturen  waren,  so  tra- 
ten die  schlimmsten  Mißstände  ein,  indem  nur  die  reicheren  Prosti- 
tuierten untersucht  wurden  und  gerade  die  ärmeren,  deren  sanitäre 
Ueberwachung  am  nötigsten  war,  unbeaufsichtigt  blieben.  iJics 
System  dauerte  unter  verschiedenen  Verschleierungen  fort  und  kam 
erst  zu  Tage,  als  Dubois  abging.  Sein  Nachfolger  Pasquier  entdeckte 
bald  durch  Klagen  aus  dem  Publikum  die  traurigen  Zustände. 
Durch  Arrete  vom  20.  Dezember  i<Sio  wurden  die  bisherigen 
Aerzte  entlassen,  eine  zweimalige  Visitation  der  Prostituierten  im 
Monat  angeordnet  und  die  Einkassierung  einem  Verwaltungs- 
beamten anvertraut  (i(S28  fielen  letztere  ganz  weg).  Inzwischen 
war  im  Dezember  1S02  das  dispensaire  errichtet  worden  zu  dem 
Zwecke,  den  erkrankten  Dirnen,  deren  Unterbringung  in  einem 
Hospital  nicht  erforderlich  war,  gratis  Heilmittel  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Die  Untersuchungen  wurden  z.  T.  dort,  z.  T.  in  den 
Wohnungen  v'orgenommen.  Wann  letztere  aufhörten,  habe  ich 
nicht  feststellen  können.  Jedenfalls  gab  es  spätestens  Ende  der 
dreißiger  Jahre  nur  noch  Untersuchungen  im  Dispensaire,  im 
Depot  de  la  Prefecture  und  den  Bordellen. 

Mit  der  Einrichtung  des  Dispensaire  war  die  Möglichkeit 
einer  ärztlichen  Untersuchung  von  Prostituierten  gegeben.  Um 
nun  aber  wirklich  eine  Gesundheitspolizei  der  Prostitution  zu 
schaffen,  war  es  nötig,  jene  Möglichkeit  polizeilich  zu  verwerten. 
Es  mußten  Einrichtungen  getroffen  werden,  daß  alle  Prostituierten 
der  ärztlichen  Kontrolle  unterworfen  werden  konnten.  Zu  diesem 
Zwecke  war  es  erforderlich,  daß  die  Polizei  überhaupt  durch 
stete  Ueberwachung  eine  Kenntnis  von  dem  Bestände  an  Prosti- 
tuierten hatte.  Ich  habe  oben  dargelegt,  wie  diesem  Zwecke  jene 
in  die  Neuzeit  übernommenen  Maßregeln  der  mittelalterlichen 
Prostitutionspolizei  dienten,  womit  die  Prostitution  durch  besonderen 
Aufenthalt  und  besondere  Kleidung  von  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft ausgeschieden  und  stets  erkennbar  gehalten  werden  sollte. 
Diese  Mittel  waren  natürlich  gerade  für  die  polizeilichen  Zwecke, 
besonders  in  größeren  Städten,  höchst  unvollkommen,  und  man 
sah  sich  daher  veranlaßt,  nach  anderen  Mitteln  zu  suchen.  Man 
kam  dabei  auf  eine  Einrichtung  zurück,  die  schon  vor  zwei  Jahr- 
tausenden im  alten  Rom  bestanden  hatte;  die  Eintragung  sämt- 
licher Dirnen    in    eine    von    der  Polizei   zu    führenden  Liste.     Im 
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Jahre  1765  beantrat^te  ein  Polizeikommissär  die  Einführung  dieser 
Einrichtung"  mit  dem  Hinweis  auf  das  Beispiel  einiger  itaHenischer 
Städte,  wo  eine  ähnliche  Einrichtung  noch  bestand.  Um  1771 
wurde  dann  dem  Lieutenant  General  ein  Memoire  vorgelegt  über 
die  Notwendigkeit  der  Reglementierung-,  Einschreibung  und  sani- 
tären Ueberwachung  der  Prostituierten.  Die  zur  Prüfung  dieses 
Vorschlags  eingesetzte  Kommission  erklärte  ihn  jedoch  trotz  aller 
Anerkennung  seines  Wertes  für  undurchführbar.  Sie  kam  zu  dem 
Resultate  von  dem  alten  Standf)unkt  der  Sittenpolizei  aus :  der 
Staat  darf  nicht  anerkennen,  daß  ein  lasterhaftes  Gewerbe,  wie 
das  der  Prostitution,  Duldung  erhält  i).  Was  in  der  P"olgezeit 
geschehen  ist,  ist  nicht  bekannt.  Jedenfalls  war  tatsächlich  vor 
Ausbruch  der  Revolution  die  Einschreibung  der  Prostituierten  in 
Uebung.  In  der  Revolution  aber  verschwand  auch  diese  staat- 
liche P2inrichtung  in  der  allgemeinen  Anarchie. 

Noch  während  der  Revolution  traten  aber  dann  die  Gefahren 
einer  unbewachten  Prostitution  nicht  nur  für  die  öffentliche 
Gesundheit,  sondern  auch  für  die  öffentliche  Sicherheit  in  er- 
schrecklicher Weise  zu  Tage.  Das  Direktorium  erkannte  die  Not- 
wendigkeit, hier  einzuschreiten,  es  erkannte  aber  andererseits  auch, 
daß  die  alten  Repressivbestimmungen  gegen  die  Prostitution  absolet 
geworden  waren.  Die  dem  Rat  der  500  gegebene  Anregung  zu 
einer  neuen  allgemeinen  Gesetzgebung  wurde  von  diesem  nicht 
aufgenommen,  und  so  sah  sich  das  Direktorium  gezwungen,  im 
Verwaltungswege  vorzugehen.  Im  März  1796  wurde  eine  neue 
Reglementierung  beschlossen,  aber  ganz  planlos  ins  Werk  gesetzt. 
Es  folgten  mancherlei  Reformmaßregeln,  bis  endlich  am  15.  Juli 
18 16  eine  systematische  Reglementierung  eintraft),  die  mit  einigen 
Modifikationen  noch  heute  in  Geltung  ist^).  Darnach  müssen  sich  die 
eingeschriebenen  Prostituierten  in  bestimmten  Intervallen  der  poli- 
zeiärztlichen Kontrolle  und,  im  Falle  sie  krank  befunden  werden, 
der  Zwangsheilung  in  St.  Lazare  unterziehen;  eingeschrieben  aber 
werden  die  Dirnen  entweder  auf  ihren  eigenen  Antrag,  oder  wenn 
durch  mehrfache  Ertappung  und  Zeugnis  mehrerer  Polizeibeamter 
ihr  Beruf  unzweifelhaft  nachgewiesen  ist. 

Die  Entwicklung,  die  wir  hier  verfolgt  haben,  zeigt  uns  einen 


1)  Die  Lieutenance  Generale  selbst  stand  auf  einem  ganz  anderen  Standpunkt.  Sie 
erkannte  in  der  Denkschrift  von  1770  unumwunden  die  Notwendigkeit  der  Duldung 
an  (a.  a    O.  S.  88  f.). 

2)  P.-D.   I,   346  ff.;   Sab.   200  (t.  3)  Arch.   f.  offentl.   Recht  XXIV,   355  f. 
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Kampf  zwischen  der  absolutistisch-eudämonistischen  Idee  der  »Sit- 
tenpolizei« und  der  rein  sozialen  Tendenz  der  modernen  Ordnungs- 
und Gesundheitspolizei,  in  dem  diese  schließlich  zum  Siege  ge- 
langt. Doch  war  dieser  Sieg  nicht  so  vollständig,  daß  man  eine 
gesetzliche  Proklamicrung  des  neuen  Systems  gewagt  hätte.  Zwar 
waren  die  Erfolge  dieses  Systems  so  erfreulich,  daß  im  Jahre 
1816  der  Minister  des  Innern  denjenigen  der  Polizei  veranlaßte, 
mit  ihm  in  Verbindung  zu  treten,  zwar  wurde  diese  Anregung  be- 
geistert aufgenommen,  zwar  wurden  von  der  Pariser  Polizei  mit 
größtem  P2ifcr  die  Vorarbeiten  für  eine  allgemeine  königliche  Ver- 
ordnung angefertigt,  zwar  drängte  noch  18 19  der  Polizeipräfekt 
darauf,  daß  seine  Einrichtung  des  Prostitutionswesens  soit  enfin 
revetue  du  caractere  d'un  veritable  etablissement  municipal  pour 
que  son  but  d'utilite  ainsi  que  les  Services  eminents  qu'elle  a 
dejä  rendu  ä  la  societe  soient  enfin  mis  au  jour  et  pour  que 
l'autorite  par  une  approbation  authentiquc  la  mette 
enfin,  ainsi  que  l'administration  qui  la  dirige,  ä  l'abri  des  pre- 
ventions  outrageuses  dont  eile  est  encore  l'object^).  Aber  trotz 
alledem  geschah  nichts  dergleichen.  So  stark  wirkte  noch  der 
alte  hypokritische  Geist  der  > Sittenpolizei  ,  daß  man  es  nicht 
wagte,  diese  so  wichtige  Einrichtung  der  Ordnungs-  und  Gesund- 
heitspolizei durch  Gesetz  oder  Acte  de  Gouvernement  offen  an- 
zuerkennen. Und  so  ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben. 
Noch  heute  beruht  die  Pariser  Prostitutionspolizei  lediglich  auf 
Polizeiverordnungen  (1843  und  1878)^),  über  deren  Rechtsgültig- 
keit die  Meinungen  sehr  geteilt  sind.  Wir  sehen,  wie  hart  der 
Kampf  des  neuen  Polizeisystems  gegen  das  alte  ist,  und  doch 
muß  er  schließlich  zum  Siege  führen,  denn  das  neue  System 
stützt  sich  ganz  auf  die  Grundlage  des  modernen  Staates.  Be- 
vor ich  das  theoretisch  näher  erläutere,  will  ich  noch  ein  prak- 
tisches Beispiel  für  meine  Behauptung  geben,  das  uns  die  Ge- 
schichte der  preußischen  Prostitutionspolizei  liefert. 

Bis  zum  18.  Jahrhundert  zeigt  auch  in  Berlin  die  Prosti- 
tutionspolizei dasselbe  Bild,  wie  wir  es  oben  allgemein  für  jene 
Zeit  entworfen  haben.  Die  Prostitution  war  auf  der  einen  Seite 
verpönt,  auf  der  anderen  privilegiert.  Dieselben  Dirnen,  die  durch 
besondere   Tracht    gebrandmarkt    und    der  Aufsicht    des    Scharf- 


1)  P.-D.  I,  632  if. 

2)  Sie  sind  abgedruckt  bei    Yves  Guyot,  La  prostitulion,   S.    54  ff. 
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richters,  in  Colin  des  Jungfernknechtes,  unterworfen  waren,  ge- 
nossen sowohl  als  -fahrende  Frauen«,  oder  »Einspännerinnen<', 
wie  in  den  uns  seit  dem  15.  Jahrhundert  bekannten  Frauen- 
häusern besonderen  Schutz  und  Privilegien.  Im  16.  Jahrhundert 
trat  dann  im  Gefolge  der  Reformation  jene  Verschärfung  der 
»Sittenpolizei«  ein,  die  wir  schon  oben  kennen  gelernt  haben: 
man  hob  die  Frauenhäuser  auf  und  versuchte  eine  vollständige 
Unterdrückung  der  Prostitution,  und  von  nun  an  spielt  sich  immer 
wieder  das  bekannte  Spiel  der  »Sittenpolizei«  vor  uns  ab  :  heute 
Duldung,  morgen  Unterdrückung.  Schon  kurze  Zeit  nach  dem 
ersten  Versuch  der  Unterdrückung  trat  eine  Duldung  vermehrter 
Frauenhäuser  ein.  Der  dreißigjährige  Krieg  ließ  dann  jede  Pro- 
stitutionspolizei verfallen,  und  auch  unter  der  unruhevollen  und 
kriegerischen  Regierung  des  großen  Kurfürsten  dauerte  dieser 
Zustand  weiter.  Ende  des  17.  Jahrhunderts  rief  dann  die  hier- 
durch herbeigeführte  Zerrüttung  der  öffentlichen  Ordnung  eine 
neue  Tätigkeit  der  Polizei  hervor,  die  bald  wieder  in  das  alte 
Geleise  der  »Sittenpolizei«  geriet.  Erst  unternahm  man  1690  nur 
eine  Razzia  gegen  die  Winkeldirnen,  dann  aber  ging  man  wieder 
an  eine  gänzliche  Unterdrückung  der  Prostitution  :  im  Jahre  1698 
hob  man  die  Bordelle  auf.  Darauf  trat  natürlich  ein  Anwachsen 
der  heimlichen  Prostitution  sofort  ein,  und  so  sah  man  sich  binnen 
kurzem  genötigt,  die  Bordelle  wieder  zu  gestatten.  Im  Jahre  1700 
wurde  das  erste  Bordellreglement  erlassen,  das  in  seiner  Art  ge- 
radezu mustergültig  ist.  Es  beruht  auf  denselben  Prinzipien,  die 
von  der  Pariser  Polizei  ein  volles  Jahrhundert  später  aufgenom- 
men und  dann  allerdings  in  den  Einzelheiten  sorgfältiger  durch- 
gearbeitet und  ausgebildet  wurden :  Duldung  der  Prostitution  und 
Ueberwachung  nicht  nur  in  sicherheitspolizeilicher,  sondern  auch 
in  gesundheitlicher  Hinsicht^).  Dabei  ist  es  von  Wichtigkeit,  daß 
nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  in  §  i  des  Reglements  die 
Prostitution  »geduldet«,  nicht  »erlaubt«,  geschweige  denn  privile- 
giert, wie  früher  ist.  Das  ist  natürlich  rechtlich  sehr  bedeutungs- 
voll für  die  polizeilichen  Ueberwachungsbefugnisse.  Das  Bordell- 
reglement von  1700  und  das  in  ihm  anerkannte  Regime  blieb 
in  Geltung  bis  Ende  des   18.  Jahrhunderts. 


')  §  5  ^^s  Reglements  bestimmt:  »Die  Gesundheit  der  Schwärmer  sowohl  als 
auch  der  Mädchen  selbst  zu  erhalten  muß  in  jedem  Viertel  alle  vierzehn  Tage  ein 
dazu  bestellter  Chirurgus  forensis  alle  Mädchen  dieser  Art  in  seinem  Viertel 
visitieren.« 
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»Die  Erfahrungen  vergangener  Jahrluinderte  waren  nicht  ver- 
loren gegangen;  die  wiederholten  Versuche,  die  Bordelle  in  Ber- 
lin gänzlich  aufzuheben,  hatten  sich  immer  durch  größere  Zu- 
nahme der  W'inkelhurcrei,  durch  ihre  iKJchst  verderblichen  Folgen 
auf  die  Sittlichkeit,  Sicherheit  und  öflentliche  Gesundheit  be- 
straft ;  keine  Bestrafung,  keine  noch  so  harte  Züchtigung  hatte 
vermocht,  der  Winkelhurerei  ein  Ziel  zu  setzen,  die  stets  der  an- 
gestrengtesten Aufmerksamkeit  der  Polizeidiener  sich  zu  entziehen 
wußte.  Man  hatte  die  feste  Ueberzeugung  gewonnen,  daß,  um 
von  zwei  Uebeln  das  kleinste  zu  wählen,  die  Prostitution  unter 
polizeilicher  Beaufsichtigung  eine  gewisse  Duldung  erfahren  müsse, 
und  daß  diese  Duldung  ein  besseres  INIittel  sei,  den  traurigen 
Folgen  dieses  untilgbaren  Gebrechens  der  Gesellschaft  zu  begegnen, 
als  der  vergebliche  Versuch,  es  gewaltsam  ganz  auszurotten.« 
j\Ian  hatte  also  in  Preußen  schon  im  18.  Jahrhundert  die  Pro- 
stitutionspolizei nicht  mehr  einfach  als  »Sittenpolizei«  gehandhabt. 
Ihre  rein  praktische  Behandlung  führte  sogar  dahin,  daß  man  je 
nach  Bedürfnis,  z.  B.  nach  dem  siebenjährigen  Kriege,  die  Zahl 
der  Bordelle  vermehrte,  um  nur  auf  jede  Weise  der  so  gefähr- 
lichen geheimen  Prostitution  das  Wasser  abzugraben.  Trotzdem 
hat  in  Preußen  die  rein  polizeiliche  Behandlung  des  Prostitutions- 
wesens, nachdem  sie  ein  ganzes  Jahrhundert  lang  die  alte  Sitten- 
polizei verdrängt  hatte,  denselben  Kampf  gegen  eudämonistisch- 
moralisierende  Tendenzen  führen  müssen,  wie  in  PVankreich.  Nur 
war  dieser  Kampf  noch  härter.  Er  spielte  sich  in  der  ersten 
Hälfte  des   19.  Jahrhunderts  ab. 

Ende  des  18.  Jahrhunderts  bestand  die  geduldete  Prosti- 
tution in  Berlin  aus  zahlreichen,  eventuell  zwangsweise  einge- 
schriebenen und  polizeilich  beaufsichtigten  Dirnen,  die  größten- 
teils in  Bordellen  wohnten.  Die  Dirnen  wurden  periodisch  untersucht 
und  gegebenenfalls  der  Zwangsheilung  in  der  Charite  unterworfen. 
Das  Prostitutionswesen  hatte  jedoch  noch  mancherlei  Mängel,  von 
denen  ein  sehr  wichtiger  der  war,  daß  die  Dirnen  die  Kosten  der 
Zwangsheilung  später  im  Arbeitshause  abverdienen  mußten  und 
daher  sehr  geneigt  waren,  sich  der  Aufsicht  und  Untersuchung  zu 
entziehen.  Auf  den  Bericht  des  Polizeidirektors  erging  nun  ein 
Reskript  des  Generaldirektoriums  vom  5.  Februar  1791.  Dies 
gibt  zunächst  eine  längere  Abhandlung  darüber,  daß  die  Prosti- 
tution nur  »geduldet«  werde,  aber  dann  ein  sehr  verständiges  ge- 
sundheitspolizeiliches Programm.      In    dessen  Ausführung    wurde 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.  2.  lO 
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am  2.  Februar  1792  eine  Bordellordnung  erlassen  unter  dem 
seltsamen  Titel:  »Verordnung  wider  die  Verführung  junger  Mäd- 
chen zu  Bordells  und  zur  Verhütung  der  Ausbreitung  venerischer 
Uebel.«  Diese  Bordellordnung,  in  der  die  angegebenen  Mängel 
gehoben  wurden,  beruhte  auf  den  damals  schon  feststehenden 
Gnmdsätzen  des  Entwurfs  des  allgemeinen  Gesetzbuchs  und  findet 
in  den  Bestimmungen  des  Allg.  Landrechts  seine  gesetzliche 
Grundlage  und  stellenweise  seine  Ergänzung.  Die  Prostitutions- 
polizei ist  nunmehr  in  folgender  Weise  geregelt:  i.  Das  Halten  von 
Bordellen  ist  nur  mit  polizeilicher  Erlaubnis  zulässig  (§  i  der  B.-O. 
§2001.  II.  20  ALR.).  —  2.  Jede  Prostituierte  muß  sich  der  Po- 
lizei anmelden  und  den  vorgeschriebenen  ärztlichen  Visitationen 
unterziehen  (§  18  B.-O. ;  1023  ALR.).  Nach  §  999  haben  sich 
alle  Prostituierten  in  Bordelle  zu  begeben.  Dies  ist  jedoch  nie 
streng  durchgeführt  worden.  —  3.  Zuchthausstrafe  gegen  die 
Prostituierte,  die  wissentlich  infiziert.  (B.-O.  §  1 1  ff . ;  §  1015 
ALR.)  Anzeigepflicht  des  Bordellhalters  (B.-O.  §  ii,  ALR.  1013  f.). 
Kranke  Dirnen  werden  der  Zwangsheilung  unterw'orfen.  Die  Ko- 
sten für  die  Zwangsheilung  werden  durch  monatliche,  von  den 
Prostituierten  zu  erhebenden  Beiträge  aufgebracht.  (§  14  B.-O.). 
(1795  Reorganisation  der  Heilungskasse;  Abstufung  der  Abgaben 
nach  3  Klassen).  —  4.  Eine  hervorragende  sicherheitspolizeiliche 
Maßregel  ist  die,  daß  die  Wirte  haftbar  für  Verbrechen  sind 
und  eine  Präsumtion  für  ihre  Teilnahme  aufgestellt  ist  (ALR. 
1017  ff.). 

Die  Hauptgrundsätze  dieser  Polizei  sind  demnach  in  schärf- 
stem Gegensatze  zur  eudämonistischen  Sittenpolizei:  Duldung  und 
Beaufsichtigung  in  sicherheits-  und  gesundheitspolizeilicher  Hin- 
sicht. Ganz  nebenbei  und  im  Gesetz  überhaupt  nicht  erwähnt, 
möglichste  Wahrung  des  öffentlichen  Anstandes.  Dabei  hat  das 
Gesetz  als  Prinzip  das  Kasernierungssystem  aufgestellt.  Bis  hier- 
her ist  also,  abgesehen  von  der  in  der  Sprache  der  Verordnung 
auftretenden  Tendenz  zu  vertuschender  Prüderie,  das  klare,  ver- 
ständige System  des  18.  Jahrhunderts  in  Geltung  geblieben, 
1796 aber  beginnt  die  ^Sittlichkeit«  in  höheren  Stellen  sich  zu  regen. 
Die  Polizei  wird  wiederholt  angewiesen,  die  Zahl  der  Prosti- 
tuierten zu  beschränken.  Die  Polizei  sowohl  wie  der  Stadtphysi- 
kus  wehren  sich  gegen  dieses  Hineinpfuschen  unverantwortlicher 
Ratgeber  in  ihre  Amtstätigkeit.  Da  aber  infolge  der  Wirren  seit  1806 
eine  Zunahme  nicht  nur  der  inskribierten  sondern  auch  der  geheimen 
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Prostitution  und  damit  der  Geschlechtskrankheiten  eingetreten  ist.  so 
schärft  am  8.  Mai  1809  ein  Ministerial-Keskript  der  PoHzei  ein, 
der  Prostitution  den  >  verdienten  Stempel  der  tiefsten  Verworfen- 
heit und  Schandbarkeit  aufzudrücken.  Der  darauf  von  der  Po- 
lizeiverwaltung eingeforderte  Bericht  des  betreffenden  Polizeiin- 
spektors weist  darauf  hin,  dafS  es  zu  dem  größten  Unheile  führen 
würde,  die  Bordelle  aufzuheben  oder  gar  zu  beschränken,  und 
daß  jede  über  das  Maß  des  durch  die  Grüße  der  Garnison  be- 
dingten Bedürfnisses  herabgedrückte  Duldung  zu  einem  höchst 
gefährlichen  Ueberwuchcrn  der  geheimen  Prostitution  führen  müsse 
und  daß  er  nicht  wisse,  wie  der  verlangte  Stempel«  aufgedrückt 
werden  sollte,  wenn  nicht  etwa  durch  Kleidervorschrift.  In  ähn- 
lichem Sinne  spricht  sich  darauf  der  Bericht  des  Polizeidirektors 
vom  16.  Januar  1810  aus,  der  noch  besonders  die  Gefährlichkeit 
der  »Einspännerinnen«  betont  und  für  eine  vollständige  Durch- 
führung des  Kasernierungssystems  eintritt,  dagegen  eine  Beschrän- 
kung der  Bordelle  auf  eine  einzige  Straße  für  verderblich  erklärt. 
Trotzdem  ergeht  ein  Reskript  des  Ministeriums  vom  17.  Oktober 
18 10,  daß  keine  Einspännerinnen  mehr  zu  dulden  seien,  daß  we- 
der die  Zahl  der  Bordelle,  noch  die  ihrer  Insassinnen  vermehrt 
werden  dürfe  und  die  Aufnahme  Minderjähriger  nicht  zu  dulden 
sei.  —  Neue  Vorstellungen  der  Polizei,  besonders,  letzteres  Ver- 
bot nicht  auf  Ausländerinnen  auszudehnen.  Darauf  Resolution 
des  Ministeriums  vom  21.  November  1810,  das  nur  insofern  nach- 
gibt, als  es  die  Aufnahme  bereits  inskribierter  Dirnen  in  die  Bor- 
delle gestattet.  Uebrigens  liege  es  höchsten  Ortes  wirklich  in  der 
Absicht,  die  öffentliche  Duldung  des  Hurengewerbes  künftig  über- 
haupt und  gänzlich  abzustellen,  die  Polizei  habe  sich  diese  Ab- 
sicht stets  vor  Augen  zu  halten.  Die  sofortige  P'olge  war  starke 
Verbreitung  der  Syphilis:  181 1  in  der  Garnison  305  venerische 
Erkrankungen.  Die  darauf  angestellten  Untersuchungen  ergaben, 
daß  die  Ansteckung  lediglich  von  Winkelhuren  stammte.  Die 
Berichte  der  Polizei-  und  Medizinal-Dezernenten  treten  für  die 
Unterdrückung  der  Einspännerinnen  ein.  Darauf  am  16.  Aug.  181 1 
Antrag  der  Polizei  beim  Ministerium  hierauf,  sowie  auf  Nachlas- 
sung der  auf  allmähliche  Aufhebung  der  Bordelle  gerichteten  Maß- 
regeln. Letzterer  Antrag  wurde  zurückgewiesen  (21.  Okt. 181 1).  Im 
November  wurden  sämtliche  Bordelle  in  zwei  bis  drei  Straßen  zu- 
sammengelegt. i8i4wurde  vonneuem  auf  die  Verminderung  der  Bor- 
delle gedrungen.     Der  Polizeipräsident  Lecoq  wendet  sich  an  die 
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Breslauer  Polizei  wegen  des  Erfolges  der  dort  geschehenen  Auf- 
hebung der  Bordelle.  Es  wird  ihm  berichtet,  die  Sittlichkeit  habe 
keineswegs  dadurch  gewonnen,  die  Krankheiten  aber  zugenom- 
men. Darauf  abermals  Eingabe  der  Polizei  mit  Bericht,  die  Miß- 
stände rühren  alle  von  den  Winkelhuren  her,  es  sei  zu  wünschen, 
daß  die  Duldung  der  beaufsichtigten  Bordelle  mehr  ausgedehnt  werde. 

Nach  den  Befreiungskriegen  zeigt  sich  nun  in  den  höheren 
Stellen  Neigung  zu  größerer  Toleranz.  Die  Polizei  kann  daher 
eine  stärkere  Beaufsichtigung  der  Einspännerinnen  vornehmen, 
deren  Vermieterinnen  ähnlich  behandelt  werden,  wie  die  Bordell- 
wirte. In  der  folgenden  Zeit  scheint  dann  überhaupt  vorüber- 
gehend wieder  eine  größere  Nüchternheit  und  Klarheit  über  die 
prinzipiellen  Fragen  der  Prostitutionspolizei  geherrscht  zu  haben. 
So  erklärt  z.  B.  das  Reskript  des  Ministeriums  des  Innern  und 
der  Polizei  vom  12.  Dezember  1823  als  maßgebend  für  die  Dul- 
dung eines  Bordells:  »Ob  die  Gestattung  oder  Nichtduldung  einer 
solchen  Anlage  größeres  Uebel  herbeiführt«  und  1818  hatte  der 
Polizeiminister  sogar  als  entscheidend  die  »Rücksicht  auf  die  Lage 
und  den  Handel  dieser  Stadt«  angesehen^). 

Von  »Sittenpolizei«  ist  da  wenig  zu  spüren,  und  wenn  der 
Polizeiminister  durch  Zirk.-Verf.  vom  10.  Oktober  1814  untersagt, 
den  Bordellwirtschaften  Gewerbescheine  zu  erteilen,  »weil  es  unter 
der  Würde  des  Staats  ist,  von  diesem  Gewerbe  pekuniären  Vor- 
teil zu  ziehen«,  so  ist  das  bloß  eine  verständige  Maßregel,  die 
keineswegs  von  falscher  Prüderie  diktiert  ist,  sondern  ganz  dem 
Geist  einer  verständigen  Prostitutionspolizei  entspricht,  wie  er  im 
18.  Jahrhundert  in  Preußen  begründet  worden  ist.  Die  Hal- 
tung von  Bordellen  durfte  nicht  anderen  Gewerben  gleichgestellt 
werden,  denn  nach  preußischem  Verwaltungsrecht  war  sie  nie, 
wie  andere  Gewerbe  (gesetzlich)  erlaubt,  sondern  nur  (polizeilich) 
geduldet.  Das  war  schon  im  Jahre  1700  festgestellt  worden  und 
das  hat  noch  ein  Zirkularreskript  des  Ministeriums  des  Innern  und 
der  Polizei  vom  22.  März  1833  ausdrücklich  betont.  Die  Bedeu- 
tung dieses  Unterschiedes  liegt,  wie  dies  Reskript  ausführt,  ge- 
rade darin,  daß  der  Inhaber  nicht,  wie  bei  anderen  Konzessio- 
nierungen, ein  wohlerworbenes  Recht  erlangt-). 


1)  Es  handelt  sich  um  Tilsit;    das    Reskript    ist  vom  8.   Oktober   1818    datiert. 
Vgl.  Rönne-Simon  :  »Polizeiwesen  der  preußischen  Monarchie«,  Bd.  II,  S.  324. 

2)  Vgl.  Köniie-Sitnon  a.   a.  O.   329. 
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Diese  Rückkelir  zum  alten  System  der  preußischen  Prosti- 
tutionspolizei war  aber  nicht  von  Bestand.  Zunächst  begann  in 
den  zwanziger  Jahren  auch  die  Bürgerschaft,  sich  der  *  Sittlich- 
keit« anzunehmen.  Anfangs  blieben  ihre  gegen  das  polizeiliche 
Prostitutionswesen  gerichteten  Petitionen  unbeachtet.  Anders 
wurde  es,  als  Ende  der  dreißiger  Jahre  eine  »gewisse  religi()S-as- 
ketische  Dogmatik  Einfluß  auf  die  Regierungsmaximen  auszuüben 
begann«  yliehrtiid).  Ehe  man  zu  einer  ausgesprochenen  Aendc- 
rung  des  Systems  überging,  griff  man  zu  rein  »praktischen«  Be- 
helfen, d.  h.  polizeilicher  Schikane  gegenüber  den  Prostituierten. 
Kein  geringerer  als  der  Minister  v.  Rochow,  der  Vater  des  Ije- 
rühmten  Wortes  vom  beschränkten  Untcrtanenverstande  hat  diese 
Praxis  inauguriert.  Am  i.  Oktober  1836  erliefe  er  folgendes  Re- 
skript an  die  Regierung  zu  Königsberg:  »Da  der  Polizeibehörde 
auch  gegen  Frauenzimmer,  welche  der  unerlaubten  Hurerei  ver- 
dächtig sind,  das  Recht  des  ersten  Angriffs  zusteht,  so  ist  es  un- 
bedenklich, solche  zum  Polizeiarrest  zu  bringen  und  von  hier  aus 
dem  betreffenden  Kriminalgericht  zur  Bestrafung  zu  überweisen. 
Wenn  dann  gleich  vom  Kriminalrichter  viele  solche  liederlichen 
Weibspersonen  w' e  g  e  n  nicht  vollständig  geführten  Be- 
weises unbestraft  entlassen  werden,  so  würde  doch  der  Po- 
lizei a  r  r  e  st  in  Verbindung  mit  den  wenigstens  in  einigen  Phallen 
vom  Kriminalrichter  auszusprechenden  und  zu  vollstreckenden 
Strafen  hinreichende  Mittel  gewähren,  um  der  Winkelhurerei  Ein- 
halt zu  tun.«  Dieselben  »praktischen«  Anweisungen  sind  dann 
durch  ein  Reskript  vom  13.  Dezember  1836  an  sämtliche  Regie- 
rungen, ausschließlich  der  rheinischen,  gerichtet  worden').  Das 
waren  aber  nur  vorläufige  Maßregeln.  Ihnen  folgt  bald  die  voll- 
ständige Aenderung  des  Systems.  Zwei  Ministerialreskripte  aus  den 
Jahren  1837  ^^^^  1839^)  geben  einer  großen  Entrüstung  gegen 
die  •> Schandanstalten«  Ausdruck  und  gipfeln  in  dem  Satze  :  »Die 
Polizei  darf  die  Verfolgung  des  Lasters  niemals  aufgeben «:.  In 
Ausführung  dieses  Leitsatzes  wurde  dann  tatsächlich  1841  eine 
Verminderung  der  Bordelle  vorgenommen,  in  der  Absicht,  auf 
diese  Weise  langsam  die  Bordelle  überhaupt  zu  beseitigen.  Wie 
der  Minister  am  24.  April   1843   ausführt,  hatte  man  die  Absicht, 


i)  Vgl.  Foerstemann,  Prinzipien  des  preußischen  Polizeirechts   1869  S.  127  f. 

2)  Reskr.  des  .Ministerium  des  Innern  a.  d.  Regierung  der  Rheinprovinz  vom 
25.  Juni  1839  und  Reskr.  vom  30.  Nov.  1837.  Vgl.  Behrend  105  ff.  ;  Rönne-Slmon 
a.  a.  O.   327. 
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eine  allmähliche  Aufhebung  der  Bordelle  dadurch  herbeizuführen, 
daß  man  ein  Haus  nach  dreimaliger  Ucbertretung  schloß  und 
keine  neue  Erlaubnis  wieder  ausgab.  Dies  Verfahren  von  sehr 
zweifelhaftem  rechtlichen  und  moralischen  Wert  befriedigte  zwar 
die  obcrtlächliche  Prüderie,  von  der  es  ausgegangen  war,  aber 
sonst  war  es  ohne  jeden  Erfolg,  denn  die  Gesamtzahl  der  in  den 
Bordellen  untergebrachten  Dirnen  war  fast  garnicht  verändert 
w'orden.  In  diesen  Jahren  war  der  Kampf  der  »Sittlichkeit«  gegen 
das  polizeiliche  Prostitutionswesen  sehr  erbittert  und  besonders 
wurde  aus  den  Reihen  der  Bürgerschaft  mit  sehr  viel  sittlicher 
Entrüstung  eine  Agitation  gegen  die  Bordelle  in  Szene  gesetzt, 
deren  Seele  außer  einem  Geistlichen  ein  Schuster  war,  dessen 
moralische  Bedenken  dadurch  entstanden  waren,  daß  er  mit  sei- 
nem Gesuch  um  eine  Bordellkonzessionienmg  abgewiesen  und 
dann  infolge  seines  Ouärulierens  mit  acht  Tagen  Arrest  bestraft 
worden  war.  Die  Agitation  gegen  das  polizeiliche  Prostitutions- 
wesen fiel  leider  bei  den  höheren  Stellen  auf  einen  günstigen 
Boden.  VergeblicJi  verteidigte  die  Polizei  mit  aller  Energie  ihre 
Interessen  und  damit  diejenigen  der  staatlichen  und  bürgerlichen 
Ordnung,  vergeblich  berief  sie  sich  auf  das  Beispiel  anderer  Städte, 
die  mit  der  Aufhebung  der  Bordelle  sehr  schlechte  Erfolge  er- 
zielt hatten,  vergeblich  warnte  sie  besonders  vor  einer  übereilten 
Aufhebung  der  Bordelle,  -ehe  andere,  die  bisherige  Beaufsichti- 
gung der  Prostitution  ersetzende  Maßregeln  durchgeprüft  und  vor- 
bereitet worden«  seien.  Allen  am  Beispiel  und  Gegenbeispiel  er- 
probten Erfahrungen  der  preußischen  Prostitutionspolizei  zum  Trotz 
wurde  im  August  durch  Königliche  Ordre  die  Aufhebung  der 
Duldung  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  1846  dekretiert.  Am  31.  De- 
zember 1845  wurden  die  Bordelle  geschlossen,  den  Einspänne- 
rinnen die  Licentia  entzogen.  Die  mittelbare  Folge  dieser  Maß- 
regel war  die  rechtliche  und  tatsächliche  Unmöglichkeit  einer  Be- 
aufsichtigung der  Prostitution. 

Erstere  scheint  wenig  Bedenken  erregt  zu  haben,  letztere  aber 
verursachte  der  Polizei  große  Sorge.  Verschiedene  Vorschläge 
zu  einer  Neuregelung  des  Prostitutionswesens  wurden  gemacht, 
sie  alle  waren  Modifikationen  des  Pariser  Systems.  Sie  alle  hatten 
aber  auch  das  gleiche  Schicksal ,  wie  die  ersten  Reformvor- 
schläge in  der  Pariser  Prostitutionspolizei.  Hier  zeigt  sich  deut- 
lich wieder  die  Gleichartigkeit  der  Entwicklung :  hier  wie  dort 
der  Kampf  der  eudämonistischen   Sittenpolizei  gegen    die    soziale 
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Ordnungs-  und  Gesiindhcitspolizei.  In  l'^iankreich  veranlaßtc  1771 
die  Tendenz  der  Sittenpolizei  die  Kommission  zur  Ablehnung  der 
Reformvorschläge,  da  man  nicht  anerkennen  dürfe,  daß  ein  laster- 
haftes Gewerbe,  wie  das  der  Prostitution,  Duldung  erfahre;  in 
Preußen  veranlaßten  1845  den  Minister  des  hinern  dieselben  Gründe 
zu  derselben  Haltung.  Da  jedoch  auch  das  Ministerium  nicht  ver- 
kennen konnte,  daß  gegenüber  der  Prostitution  mit  der  einfachen 
Negation  nichts  gewonnen  sei,  so  schrieb  es  am  21.  September 
1845  folgende  Maßnahmen  der  Polizei  vor.  Ohne  daß  eine  aus- 
drückliche und  formelle  Regelung  des  Prostitutionswesens  statt- 
findet, sollen  die  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  Verdächtigen  ein- 
fach in  das  Polizeilokal  beschieden  werden  und  dort  nach  einem 
besonderen  P'ormular  verwarnt  werden  ;  bei  Uebertretungen  sollen 
sie  mit  der  angedrohten  Strafe  belegt  werden ;  in  gesundheitspo- 
lizeilicher Hinsicht  soll  bei  den  der  Prostitution  überführten  oder 
dringend  verdächtigen  PVauenzimmern  eine  regelmäßige  ärztliche 
Untersuchung  (im  Polizeigebäude)  stattfinden,  aber  darüber  nur 
ein  Register  geführt  werden.  Diese  etwas  formlose  und  gerade 
dadurch,  dafi  sie  nicht  offiziell  bestand,  recht  unvollkommene 
Reglementierung  förderte  die  polizeilichen  Zwecke  wenig.  So 
mußte  denn  1849  ^^^  von  dem  Minister  des  Innern  eingeforderte 
Gutachten  des  Arztes  J.  Behrend  —  dem  wir  in  der  bisherigen 
Darstellung  durchweg  gefolgt  sind^)  —  P'olgendes  als  die  Wirkung 
der  Aufhebung  des  Kasernierungssystems  angeben:  i.  eine  sehr 
bedeutende  Zunahme  der  Winkelhurerei  und  damit  zugleich  2.  eine 
ungewöhnlich  große  Verbreitung  und  Steigerung  der  venerischen 
Krankheiten^),  3.  eine  Verschlechterung  der  Sitten,  sich  kund- 
tuend durch  häufigere  Verführung  und  Verkuppelung  junger  un- 
reifer Mädchen,  ferner  durch  eine  zunehmende  Entheiligung  der 
Ehe  und  durch  Vermehrung  der  Zahl  der  unehelichen  Schwänge- 
rungen und  4.  eine  zunehmende  Gefährdung  der  öffentlichen 
Sicherheit. 

Eerner  ist  uns  aus  zeitgenössischen  Berichten  bekannt,  daß 
die  Formlosigkeit  der  Reglementierung  die  Rechtssicherheit  ge- 
fährdete,  da    den  Exekutivbeamten    sehr    leicht    irrtümliche  Maß- 


i)  Behrend  5  —  175. 

2)  Am  17.  Dezember  1848  hatte  sich  Wrangel  genötigt  gesehen,  dem  Minister 
des  Innern  vorzustellen,  daß  wegen  der  überhandnehmenden  Syphilis  unter  den  Sol- 
daten es  notwendig  sein  dürfte,  die  Errichtung  von  Bordellen  unter  strenger  Obser- 
vation der   Polizei   wieder   zu   gestatten. 
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nahmen  unterliefen^).  Das  Unbefriedigende  dieses  Zustandes 
führte  dahin,  daß  man  1851  die  Bordelle  wieder  einführte.  Doch 
dauerte  auch  diese  erneute  Duldung  der  Bordelle  nicht  lange  und 
im  Jahre   1856  wurden  sie  in  Berlin  definitiv  aufgehoben. 

Später  ist  dann  in  Preußen  im  Verwaltungswege  das  Pa- 
riser Reglementierungssystem  eingeführt  worden:  Personen,  die 
gerichtlich  wegen  gewerbsmäßiger  Unzucht  bestraft  oder  infolge 
gewerbsmäßiger  Unzucht  an  Syphilis  erkrankt  sind,  werden  der 
Zwangseinschreibüng  und  damit  der  sanitäts-  und  sicherheitspoli- 
zeilichen Kontrolle,  sowie  gegebenen  Falles  der  Zwangsheilung 
unterworfen  -).  Staatswissenschaftlich  bedeutet  das  die  definitive 
Aufgabe  der  alten  »Sittenpolizei«.  Nicht  mehr  die  sittliche  »Ver- 
vollkommnung« der  einzelnen  Staatsuntertanen  setzt  sich  die  Po- 
lizei im  Sinne  des  Eudämonismus  zum  Ziel,  sondern  Schutz  der 
Gesamtheit  vor  Verbrechen  und  Krankheit.  Am  klarsten  ist 
dieser  allein  dem  modernen  Staatsgedanken  entsprechende  Stand- 
punkt herausgearbeitet  in  der  neuesten  Entwicklungsphase  der 
preußischen  Prostitutionspolizei.  Der  Ministerialerlaß  vom  11.  De- 
zember 1907  läßt  deutlich  als  die  beiden  einzigen  Zweige  der 
Prostitutionspolizei  den  Schutz  i.  der  öffentlichen  Gesundheit,  2.  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  erkennen.  Beide  Zweige  haben 
an  sich  nichts  miteinander  zu  tun  und  erfordern  ganz  verschie- 
denartige Maßnahmen.  Daher  hat  der  Ministerialerlaß  für  beide 
eine  getrennte  Handhabe  vorgesehen.  Im  einzelnen  ist  die  Rege- 
lung folgende : 

I.  In  gesundheitlicher  Hinsicht  sind  alle  Prostituierten  poli- 
zeilich zu  beobachten.  Die  sanitäre  Kontrolle  soll  aber  prinzipiell 
nicht  eine  polizeiliche  sein,  sondern  den  Charakter  der  Verwaltungs- 
pfiege  behalten.  Durch  Vereinbarung  mit  den  Aerzten  soll  die 
Polizei  dafür  sorgen,  daß  Gelegenheit  zu  unentgeltlicher  Unter- 
suchung von  geeigneten  Aerzten  in  öffentlichen  Sprechstunden 
gegeben  ist.  Den  wegen  Verdacht  der  gewerbsmäßigen  Unzucht 
angehaltenen  Personen  soll  aufgegeben  werden,  sich  dort  unter- 
suchen zu  lassen  und  ein  Zeugnis  ihrer  Gesundheit  oder  ärztlicher 
Behandlung  beizubringen.    Im  Wiederholungsfalle  soll  periodische 


i)  Das  berichtet  an  der  Hand  von  Zeitungsnachrichten  H.  Lippert:  »Die  Pro- 
stitution in  Hamburg«,    1848,  S.  47. 

2)  Näheres  über  die  prozessuale  Polizeipraxis  bei  Bettmann  a.  a.  O.  187  ; 
Schmoelder^  Die  Bestrafung  und  polizeiliche  Behandlung  der  gewerbsmäßigen  Un- 
zucht,   1892,   S.   43  ff. ;  Arnstedt,   Preuß.   Polizeirecht,  Bd.   2,    1907,   S.    388  ff. 
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Vorstellung  verlangt  werden.  Polizeiärztliche  Untersuchung 
soll  vorgenommen  werden,  wenn  treiwillige  Vorstellung  zur  Unter- 
suchung nicht  zu  erwarten  ist.  Ueberhaupt  steht  hinter  der 
Prostitutionsgesundheitspflege  immer  die  Prostitutionsgesund- 
heits  p  o  1  i  z  ei.  So  tritt  Zwangsbehandlung  ein,  wenn  erkrankte 
Personen  sich  der  regelmäßigen  Vorstellung  entziehen,  oder  wenn 
Verdacht  besteht,  daß  sie  noch  vor  bewirkter  Heilung  der  Un- 
zucht wieder  nachgehen.  Das  ganze  hat  den  Zweck,  die  sanitäre 
Ueberwachung  der  Prostituierten  von  der  eigentlichen  Prostitutions- 
polizei zu  trennen,  »sie  dadurch  von  manchen  »lästigen«  Neben- 
wirkungen zu  befreien  und  doch  gleichzeitig  zum  besten  der 
Volksgesundheit  in  weiterem  Umfange  zur  Durchführung  zu 
bringen«.  Ohne  hier  auf  eine  kritische  Würdigung  dieses  Pro- 
grammes  der  durch  Zwang  unterstützten  PYeiwilligkeit  einzugehen, 
sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß  das  ganze  Verfahren  einen  Vor- 
gänger hat  in  dem  sog.  petit  dispensaire,  das  in  Paris  von  18 17 
bis   1S30  bestand  '). 

2.  In  allgemeinpolizeilicher  Hinsicht,  d.  h.  zur  Wahrung  der 
öffentlichen  Ordnung,  sollen,  obwohl  hier  immer  noch  von  >  Sitten- 
polizei« geredet  wird,  alle  kleinlichen,  eudämonistischen,  moral- 
polizeilichen Maßregeln  unterlassen  werden.  Der  Ministerialerlaß 
zeigt  deutlich  das  sehr  wertvolle  Bestreben,  die  Extensität  der 
Prostitutionspolizei  zugunsten  ihrer  Intensität  zu  beschränken. 

a)  Im  allgemeinen  wird  es  genügen,  wenn  —  abgesehen  von 
den  sanitätspolizeilichen  Anforderungen  —  folgende  Verhaltungs- 
maßregeln auferlegt  werden  :  i.  Verbot,  bestimmte  Straßen,  Plätze 
und  Räumlichkeiten  zu  betreten  (gegebenenfalls  in  der  Be- 
schränkung auf  gewisse  Tages-  oder  Nachtstunden);  2.  Verbot 
bestimmter  Straßen  oder  Häuser  als  Wohnungen;  3.  Verbot,  in 
Familien  mit  schulpflichtigen  Kindern  Wohnung  zu  nehmen,  mit 
minderjährigen  Personen  Verbindung  anzuknüpfen,  Zuhälter 
zu  beherbergen;  4.  Verbot  auffallenden,  anstoßerregenden 
oder  zur  Unzucht  anreizenden  Benehmens  in  der  Oeffentlichkeit. 
—  Das  ist  eine  einfache  und  klare  Polizei  zur  Wahrung  der 
öffentlichen  Ordnung  (und  des  darin  inbegriffenen  öffentlichen 
Anstandes)  ganz  in  dem  Sinne,  wie  sie  allein  den  Grundzügen 
des  modernen,  insbesondere  des  preußischen  Staatsrechts  ent- 
spricht -). 

i)  P.-D.  I,  640  ff. 

2)  Vgl.  unten  S.  248  ff. 
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Kurt   Wolzendorft": 


b)  Da  das  Gesetz  vom  28.  August  1905  der  Polizei  bereits 
genügend  Befugnisse  in  sanitärer  Hinsicht  gibt,  so  soll  die  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht  gemäß  §  361,  6  St.G.B.  nur  aus  Gründen 
der  Ordnungspolizei  erfolgen.  Sie  »soll  daher  in  Zukunft  nur 
verfügt  werden,  wenn  die  Voraussetzungen  durch  gerichtliche 
Verurteilung  wegen  strafbarer  Gewerbsunzucht  zweifelsfrei  dar- 
getan«. Diese  Vorschrift  ist  aus  dem  unter  Ziff.  i  angegebenen 
Prinzip  geboren,  sie  hat  jedoch  das  Reichsstrafgesetzbuch  gegen 
sich.  Denn,  wenn  die  Polizei  sich,  gemäß  der  in  Ziff.  i  wieder- 
gegebenen Bestimmung,  prinzipiell  mit  dem  Nachweis  einer  ärzt- 
lichen Kontrolle  begnügt,  so  handelt  sie  nicht  nur  pflichtwidrig, 
sondern  auch  strafbar,  da  es  gemäß  §  361,6  ihre  Pflicht  ist,  jede 
nicht  unter  Aufsicht  stehende  Prostituierte  zur  Bestrafung  zu 
bringen  ^). 

c)  Damit  diese  so  zu  gunsten  der  Pflege  eingeschränkte 
Polizei  nun  wirklich  das  an  Intensität  gewinne,  was  sie  an  Ex- 
tensität verliert,  sollen  ihre  Anordnungen  durch  möglichst  ener- 
gische und  zweckmäßige  Strafen  geschützt  werden.  »Für  unent- 
schuldigte Versäumnis  der  ärztlichen  Untersuchung,  wie  für  alle 
anderen  üebertretungen  der  zur  Sicherung  der  Gesundheit  dienen- 
den Kontrollvorschriften  ist  durch  Vermittlung  der  Amtsanwalt- 
schaft strenge  Ahndung,  möglichst  die  Ueberweisungsstrafe  auf 
Grund  des  i?  362  St.  G.  B.  zu  erwirken«. 

Diese  neueste  preußische  Regelung  ist  der  (vorläufige)  Schlufi- 
stein  in  einer  Entwicklung,  die  mit  dem  Ende  des  eudämonistischen 
Polizeistaats  und  seiner  Staatslehren  einsetzte  und  deren  Gang 
durch  die  Staatslehren  der  Aufklärung  vorgezeichnet  war.  Wie 
auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Polizei  diese  seit  dem  Aufhören 
ihrer  unbeschränkten  Kompetenz  an  Intensität  zusetzen  konnte, 
was  sie  an  Extensität  verloren  hatte,  so  zeigte  sich  dies  auch  auf 


l)  Der  Ministerialerlaß  leidet  überhaupt  an  einer    Außerachtlassung    des   Straf- 
gesetzbuches.    So  ist  auch  die   Bestimmung: 

»Es  ist  dafür   Sorge  zu  tragen,    daß    die    Prostituierten  zu  den    Wirten    nur    in 
mieterrechtliche  Beziehungen  treten,   daß  dagegen  jeder  weitere  Einfluß    der  Ver- 
mieter auf  die  Prostituierten,  jede  Beteiligung  an  deren  Einnahmen,  jede  Erschwe- 
rung des  Auszugs,  sowie  Verabfolgung  von   Genußmitteln   an  die  Mieterinnen  oder 
deren  Besucher  unbedingt  verhindert  wird«, 
so  zweckmäßig  sie  sein  mag,  mit  den  Kuppeleibestimmungen  des  Strafgesetzbuches  nie- 
mals   zu  vereinigen.     Da  die  gewohnheitsmäßige  Gewährung  von  Gelegenheit  zur  Un- 
zucht ein   Delikt  ist,   so  hat  die  Polizei  derartigen  Verhältnissen  gegenüber  nur  die  Be- 
fugnis   und  Pflicht  zur  Verhütung,   ev.    Anzeige,   nie  aber  zu  abweichender  Regelung. 
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dem  Gebiete  der  Prostitutionspolizei  sofort,  als  zum  erstenmal 
die  neuen  Staatslehren  der  Aufklärung  in  die  Praxis  übersetzt 
wurden:  in  {''rankreich  in  der  Revolution,  in  Preußen  im  All- 
gemeinen Landreeht,  es  zeigt  sich  weiter  in  dem  ganzen,  soeben 
geschilderten  Entwicklungskampfe. 

Auf  der  einen  Seite  verlor  die  Prostitutionspolizei  an  Kx- 
tensität :  man  ließ  die  Sorge  für  die  Sittlichkeit  ganz  bei  Seite 
und  gab  den  vollständig  aussichtslosen  Vernichtungskampf  gegen 
die  Prostitution  auf.  Andererseits  hatte  die  im  Gefolge  der  Auf- 
klärung eintretende  Demokratisierung  der  Auffassung  vom  öffent- 
lichen Leben  dahin  geführt,  daß  die  Polizei  ernstlich  ihre  Pflicht 
gegenüber  dem  Volke  ins  Auge  faßt:  ihre  Pflicht  gegenüber 
der  Gesundheit  des  Volkskörpers  und  der  Sicherheit  des 
bürgerlichen  Lebens.  Daß  dann  diese  Pflicht  energisch  er- 
füllt werden  konnte,  wurde  ermöglicht  dadurch,  dafi  allein  noch 
die  polizeilichen,  d.  h.  hier  sozialen,  Interessen  berücksichtigt 
wurden,  nicht  mehr  diejenigen  einer  kirchlichen  Sittenlehre.  Man 
suchte  die  öftentliche  Sicherheit  vor  den  von  der  Prostitution 
ausgehenden  Gefahren  zu  bewahren ,  indem  man  sich  durch 
Duldung  dieses  zwar  unsittlichen,  aber  als  unausrottbar  erkannten 
Gewerbes  die  Möglichkeit  seiner  Ueberwachung  schaffte.  Man 
suchte  die  Volksgesundheit  durch  sanitäre  Ueberwachung  der 
Prostitution  zu  schützen,  indem  man  in  den  Geschlechtskrankheiten 
nicht  mehr  die  Strafe  für  die  Sünden,  sondern  die  Gefahr  für 
die  Volksgesundheit  sah.  Damit  hat  die  in  der  Verwaltung  zur 
Anwendung  gebrachte  moderne,  soziale  Auffassung  der  Polizei- 
gewalt zu  einer  Ueberwindung  der  Sittenpolizei  geführt  ^).  Alle 
in  der  Erfahrung  gesammelte  Erkenntnis  hat  für  die  Staatslehre 
die    Notwendigkeit   bewiesen,    unter    Hintansetzung    überirdischer 


1)  Wie  stark  der  Gegensatz  zwischen  unserer  modernen  sozialen  Auffassung  und 
der  patriarchalisch-eudämonistischen  des  Polizeistaats  ist,  zeiijt  besonders  deutlich 
das  Beispiel  der  amtlichen  Denkschrift  über  die  Pariser  Polizei  von  1770.  Diese 
legt,  obwohl  sie,  wie  bereits  erwähnt,  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ursachen 
der  Prostitution  nicht  vei kannte,  großen  Wert  auf  den  moralisch  erzieherischen  Ein- 
druck, den  das  Elend  der  der  polizeilichen  Willkür  preisgegebenen  Dirnen  auf  die 
Frauenwelt  machen  sollte.  Es  heißt  dort  (a.  a.  O.  S.  89):  La  severite  des  punis- 
sions  qu'elles  subissent  pour  les  causes  les  plus  legeres,  l'infamie  de  leur  etat,  le 
traitement  auquel  elles  sont  exposees,  l'affreuse  misere  ä  laquelle  elles  sont  reduiles 
pour  le  ties-grand  nombre,  les  rendant  les  plus  malheuieuses,  commes  les  dernieres 
des  creaiures,  il  n'y  a  point  ä  craindre  cpie  l'e.xemple  de  leur  debauche  puisse  en- 
Irainer  la   corruption   de  Celles,  qui  n'y  sont  point  tombees. 


2^3  Kurt  Wolzendorff : 

Interessen  zunächst  den  irdischen  Bestand  des  Volkslebens  und 
damit  des  Staates  selbst  zu  schützen.  Das  Resultat  entspricht 
aber  auch  vollständig  den  Grundsätzen  des  Verwaltungsrechts  des 
modernen  Staates.  Hierüber  wird  nun  einiges  Nähere  zu  sagen 
sein. 

IV. 

Die  Polizeigewalt  im  Staate  der  Gegenwart  unterscheidet  sich 
von  derjenigen  im  Polizeistaat  dadurch,  daß  ihre  Kompetenz  eine 
beschränkte  ist.  Die  erste  Konsequenz  davon  für  unsere  Präge 
ist  die,  daß  auch  in  bezug  auf  die  Prostitution  die  Polizei  keine 
absoluten  Befugnisse  hat  und  die  Prostituierten  ihr  nicht  völlig 
rechtlos  gegenüberstehen.  Daher  ist  nichts  mehr  zu  verwerfen, 
als  der  von  der  französischen  Jurisprudenz  aufgestellte  Satz,  daß 
die  Prostituierten  als  solche  schon  außerhalb  des  gemeinen  Rechts 
stehen  und  es  eine  persönUche  F'reiheit  für  sie  nicht  gibt  ^).  Schon 
im  alten  Rom  hatte  man  ja  erkannt,  daß  auch  der  Prostitution 
gegenüber  die  Machtbefugnisse  der  Polizeibehörden  an  das  Recht 
gebunden  sein  müssen  ^).  Im  Staate  der  Gegenwart  ist  es  ganz 
unzweifelhaft,  daß  auch  der  Prostitution  gegenüber  die  Polizei 
keine  anderen  Befugnisse  hat,  als  die  ihr  vom  Gesetz  durch  all- 
gemeine oder  besondere  Ermächtigung  gegebenen.  Was  nun  die 
allgemeine  Kompetenz  der  Polizei  betrifft,  so  ist  folgendes  zu  er- 
innern. 

I.  Im  Polizeistaat  diente  die  Polizei  schlechthin  zur  Erreichung 
des  Staatszwecks  im  Innern.  Alle  Zwecke,  die  der  Staat  über- 
haupt verfolgte,  konnte  er  mittels  der  Polizeigewalt  verfolgen.  So 
war  der  einzige  Leitpunkt  für  die  Polizeigewaltübung  die  Salus 
publica,  alle  Maßregeln  der  Polizei  waren  gerechtfertigt,  die  sich 
mit  der  £Ooai|xovLa  der  Untertanen  begründen  ließen.  An  Stelle 
dieses  Prinzips  des  patriarchalischen  Eudämonismus,  nach  dem 
der  Staat  die  Glückseligkeit  seiner  Untertanen  zwangsweise,  mit 
Hilfe  der  Polizeigewalt,  herzustellen  hat,  trat  Ende  des  i8.  Jahr- 
hunderts das  der  »Aufklärung«,  das  ist  nach  Kant:  die  P^orde- 
rung  nach  dem  »Ausgang  des  Menschen  aus  seiner  selbstver- 
schuldeten Unmündigkeit«.  Dieser  P^orderung  entsprang  das  dem 
eudämonistischen   Prinzip    des   Polizeistaats    vollständig   entgegen- 


1)  Vgl.  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.   XXIV,    1909,   S.   335  f. 

2)  Vgl.   oben   S.   7   Anm.  2. 
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gesetzte  Prinzip  des  strengen  Rechtsstaats,  wonach  der  Staatszweck 
sich  erschöpft  in  der  VerwirkHchung  des  Rechts,  in  der  Her- 
stellung derjenigen  gesetzlichen  Verfassung,  die  jedem  seine  Frei- 
heit durch  Gesetze  sichert ,  wobei  es  ihm  unbenommen  bleibt, 
seine  Glückseligkeit  auf  jedem  Wege,  welcher  ihm  der  beste 
dünkt,  zu  suchen,  wenn  er  nur  nicht  jener  allgemeinen  gesetz- 
mäßigen Freiheit,  mithin  dem  Rechte  anderer  Mituntertanen,  Ab- 
bruch tut«  ^).  Daher  soll  der  Staat  nach  der  strengen  Rechts- 
staatstheorie »seine  Untertanen  übrigens  nur  selbst  machen 
lassen,  was  sie  um  ihres  Seelenheils  willen  zu  tun  nötig  finden«  "). 
Daher  soll  er  insbesondere  sich  nicht  um  ihre  Sittlichkeit  kümmern. 
Die  führenden  Geister  der  »Aufklärung«  empfanden  zu  edel,  als 
daß  sie  hätten  glauben  können,  wahre  Sittlichkeit  und  echtes 
sittliches  Handeln  durch  Zwangsmaßregeln  herbeiführen  zu  können. 
Sie  dachten  zu  stolz,  als  daß  sie  eine  äußere  Autorität  über  die 
eigene  sittliche  Verantwortlichkeit  hätten  stellen  wollen.  »Kein 
Mensch  —  so  lehrte  Fichte  —  kann  oder  soll  über  die  wahre 
Moralität  des  andern  der  Richter  sein«  ^).  Insbesondere  mußte 
dies  auch  auf  dem  Gebiete  der  geschlechtlichen  Zucht  und  Sitte 
gelten,  und  so  kann  der  Staat  »der  Strenge  nach  gegen  Hurerei 
und  Ehebruch  keine  Gesetze  machen,  und  keine  Strafen  darauf 
setzen«  ^).  Noch  lange  Jahre  später  sprach  ein  Staatsmann  von 
so  echtem  sittlichen  Geist  wie  Boyen,  dessen  Staatsideen  in  der 
Aufklärung  wurzelten,  die  für  jene  Geistesströmung  charakteri- 
stischen Worte:  »Solange  nicht  die  Wahrhaftigkeit  des  Wortes 
und  das  Ehrgefühl,  demgemäß  zu  handeln,  durch  alle  Volksklassen 
mehr  verbreitet  ist,  solange  noch  einzelne  Klassen  in  wirklicher 
Not  schmachten,  können  einzelne  Sittengesetze  keinen  bedeutenden 
Nutzen  stiften,  sie  werden  umgangen  und  bleiben  spurlos«  °).    Die 

1)  /.  Kant,  Ueber  den  Gemeinspruch  1793  {Kants  Werke  her.  v.  Rosenkranzw. 
Schubert  1838,  Bd.  7,  S.  209). 

2)  /.   Kant,   »Was  ist  Aufklärung«?      1784   (a.   a.  O.   Bd.   7,   S.    151). 

3)  y.  G.  Fichte,  Das  System  der  Rechtslehre,  vorgetragen  1812  (Fichtes  Werke 
her.  V.  7.  H.  Fic/ite  1S34,  B^-   10,  S.  615), 

4)  y.  G.  Fichte,  Grundlage  des  Naturrechts  nach  den  Prinzipien  der  Wissen- 
schaftslehre. 1796  (a.  a.  O.  Bd.  3  S,  331).  —  Daß  Fichte  aus  praktischen  Grün- 
den doch  gesetzliche  Maßnahmen  in  diesen  Materien  für  nötig  hielt  (insbes.  a.  a.  O. 
Bd.  3  S.  334  f.)  hat  mit  der  Prinzipienfrage,  die  uns  hier  allein  interessiert,  nichts 
zu  tun. 

5)  Vgl.  Meinecke,  Das  Leben  des  Generalfeldmarschalls  Herrman  v.  Boyen,  Bd.  2 
S.  574  f. 
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Kurt   Wolzendorff: 


Staatslehre  der  Auflclärung,  die  strenge  Rechtsstaatstheorie  ist  mit 
einer  zwangsweisen  staatUchen  Sorge  für  Sitthchkeit  der  Staats- 
bürger nicht  vereinbar.  Am  schärfsten  ist  dieser  Grundsatz  von 
Williclm  V.  HiDiiboldt  dahin  formuliert  worden:  »daß  der  Staat 
sich  schlechterdings  alles  Bestrebens,  direkt  oder  indirekt  auf  die 
Sitten  und  den  Charakter  der  Nation  anders  zu  wirken,  als  in- 
sofern dies  als  eine  natürliche ,  von  selbst  entstehende  Folge 
seiner  übrigen,  schlechterdings  notwendigen  Maßregeln  unver- 
meidlich ist,  gänzlich  enthalten  müsse,  und  daß  alles,  was  diese 
Absicht  befördern  kann,  schlechterdings  außerhalb  der  Schranken 
seiner  Wirksamkeit  liege«  i). 

Die  spätere  Staatslehre,  die  den  Standpunkt  des  strengen 
Rechtsstaats  verlassen  hat,  kann  auch  diesen  Satz  nicht  mehr 
gelten  lassen.  Der  Staat  der  Gegenwart  ist  der  Kulturstaat,  der 
über  die  Verwirklichung  der  Rechtsordnung  hinaus  alle  Zweige 
menschlicher  Kultur  zu  fördern  sucht,  dabei  sich  aber  selbst  unter 
das  Recht  stellt  und  Zwang  gegen  seine  Bürger  nur  auf  gesetz- 
licher Grundlage  übt.  Der  Kulturstaat  wird  es  daher  auch  als 
seine  Aufgabe  ansehen,  die  Unsittlichkeit  zu  bekämpfen.  Er  wird 
aber  dabei,  wo  er  nicht  durch  ausdrückliche  gesetzliche  Rege- 
lung eine  rechtliche  Grundlage  für  zwangsweises  Eingreifen  ge- 
schaffen hat,  sich  auf  die  pflegliche  Tätigkeit  beschränken.  Die 
Polizei  an  sich  wird  aus  ihrer  eigenen  Kompetenz  hier  nicht  mehr 
zuständig  sein.  Denn  ihre  Kompetenz  ist  im  Kulturstaat  teils 
durch  geschriebenes,  teils  durch  ungeschriebenes  Recht  von  jeder 
eudämonistischen  Tätigkeit  ausgeschlossen  und  auf  die  Verfolgung 
derjenigen  Ziele  beschränkt,  die  nach  der  strengen  Rechtsstaats- 
theorie die  alleinigen  Staatszwecke  bilden^)  :  Schutz  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Ordnung.  Für  die  Grenzen  der  polizeilichen 
Wirksamkeit  muß  also  heute  uneingeschränkt  jener  Satzgelten,  den 
Wilhelm  v.  Humboldt  für  die  Grenzen  der  staatlichen  Wirksam- 
keit schlechthin  aufstellte :  Die  Sittlichkeit  gehört  an  sich  nicht 
zu  den  Zwecken  der  Polizei.  Deshalb  hat  auch  das  Preußische 
Allgemeine  Landrecht  die  Sorge  für  Sittlichkeit  nicht  als  das  Amt 
der  Polizei  bezeichnet,  und  so  sind  in  Preußen  sittenpolizeiliche 
Maßregeln  nur  dann  zulässig,  wenn  sie  sich  auf  besondere  Dele- 


1)  W.  V.  Humboldt:    »Ideen  zu  einem    Versuche,    die  Grenzen    der  Wirksamkeit 
des  Staats  zu  bestimmen«.     Herausgegeben    185 1    von  E.    Cauer,  S.   100. 

2)  Vgl.   G.  Ansc/iutz,  Die  Polizei  (Vorträge  der  Gehestiftung  II),    1910,  S.  7. 
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gationcn  stützen  kcnincn  M  ;  in  der  alli^enicincn  Kompetenz  der 
Polizeigewalt  sind  sie  nie  l)eL,n'ündet.  Das  hat  das  preußische 
Kammergcricht  ausdrücklich  ausgesprochen :  in  der  allgemeinen 
Delegation  der  Polizeigewalt  im  preußischen  Recht  ist  nicht  die 
Befugnis  enthalten  »Polizeiverordnungen  im  Interesse  der  öffent- 
lichen oder  privaten  Sittlichkeit  zu  erlassen  ^j.  Denselben  Grund- 
satz hat  auch  das  preußische  Oberverwaltungsgcricht  anerkannt, 
indem  es  ausgesprochen  hat,  daß  polizeiliche  Maßregeln  gegen- 
über Konkubinaten  nicht  berechtigt  seien  zum  Zwecke  der  Ver- 
hinderung eines  unsittlichen  Verkehrs  zwischen  den  Personen,  die 
im  Konkubinat  leben  ^).  Es  hat  jedoch  dann  die  Sachlage  voll- 
ständig verdunkelt,  indem  es  im  Gegensatz  zur  preußischen  Ver- 
waltungsrechtstradition ^)  eine  Berechtigung  zu   polizeilichem  Ein- 

i)  Eine  solche  hat  man  zuweilen  in  dem  Gesetze  zum  Schutze  der  persönliclicn 
Freiheit  gesucht.  Doch  erstens  enthält  dies  keine  Delegation  zu  polizeilichem  Han- 
deln überhaupt,  sondern  nur  zu  polizeilicher  Sistierung;  zweitens  hatten  mit  den 
dort  gegebenen  Befugnissen  im  Interesse  der  öffentlichen  Sittlichkeit,  wie  sich  aus 
dem  Ministerial-Reskript  vom  7.  Juli  1850  ergibt,  nur  der  Prostitutionspolizei  (also  nur 
einem  speziellen  Zweige  der  Polizei)  Zwangsmaßregeln  ermöglicht  werden  sollen.  Die 
Prostitutionspolizei  ist  aber,  wie  sich  schon  aus  der  oben  angeführten  geschichtlichen 
Darstellung  ergibt,  und  wie  ich  unten  näher  begründe,  keine  »Sittenpolizei«.  Die 
unklare  Ausdruckweise  des  Gesetzes  vom  12.  Febr.  1850  beruht  auf  derselben  Scham- 
haftigkeit,  die  die  staatsrechtliche  Seite  unserer  Frage  damals  in  Preußen  so  sehr 
verwirrt  hat.  —  Sc//mö/(ür  a.  a.  O.  S.  33  ff.   hat  dies  ausführlich   dargetan, 

2)  OVG.  4.  Oktober  1904  (XLVI,    408). 

3)  KG.  12.  Dezember  1900  (l/ie.  Jahrbch.  XXI,  c.  50).  —  Die  vorhergehenden 
Ausführungen  des  Kammergerichls,  daß  schon  das  Reichsrecht  durch  ausschließ- 
liche Regelung  der  Materie  der  geschleclitlichen  Zucht  und  Sitte  die  landesrechtlichen 
Polizeibefugnisse  auf  diesem  Gebiete  ausschließt,  interessieren  hier,  wo  es  sich  ledig- 
lich um  Feststellung  der  allgemeinen  Richtung  der  Pohzeigewalt  handelt,  nicht.  Sie 
kommen  aber  auch  positivrechtlich  für  die  Spezialfrage  der  Prostitutionspolizei  nicht 
in  Betracht,  da  §  361,6  .StGB,  an  sich  Polizeivorschriften  im  Interesse  der  öffentlichen 
Sittlichkeit  gegenüber  der  Prostitution  zulassen  würde,  wenn  nach  Landesrecht  die 
Kompetenz   hierzu  gegeben   wäre. 

4)  Nach  dem  älteren  preußischen  Vervvaltungsrecht  konnte  ein  Einschreiten  der 
Polizei  nur  in  dem  Falle  statthaben,  wo  für  die  im  Konkubinat  Lebenden  ein  Ehe- 
hindernis bestand,  sonst  hatte  die  Polizei  »keine  Notiz  zu  nehmen  und  vielmehr  nur 
den  Geistlichen  und  Volkslehrern  die  Verhütung  und  Abstellung  derselben  auf  dem 
Wege  der  Lehre  und  Ermahnung  zu  überlassen.«  (Reskr.  d.  M.  d.  I.  u.  d.  P.  vom 
22.  April  1S26)  denn  »es  würde  offenbar  zu  weit  führen,  wenn,  wie  es  doch  ge- 
schehen müßte,  insofern  man  das  uneheliche  Zusammenleben  überhaupt  verhüten 
wollte,  die  Polizei  in  die  häuslichen  Angelegenheiten  und  Verhältnisse  sich  derge- 
stalt einmischen  dürfte,  um  jede  unsittliche  Handlung  dieser  Art  zu  verhüten«  (Reskr, 
des  M,  d,  I.  u.  d.  P,  vom   28.  Juni   1833.     Vgl.  ferner  K.-O.  vom  4.  Oktober  1810, 
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schreiten  angenommen  hat,  »soweit  als  durch  einen  solchen  Ver- 
kehr ein  öffentliches  Aergernis  erregt  wird«.  Dieser  Begriff  des 
»öffentlichen  Aergernisses«  ist  durchaus  polizeistaatlich  und  läßt 
sich  unmöglich  vereinen  mit  dem  jeden  luidämonismus  ausschlie- 
ßenden Polizeibegriff  des  modernen  Staates,  wie  er  im  Allge- 
meinen Landrecht  zum  Ausdruck  gekommen  ist^).  Denn  was 
kann  eudämonistischer  sein,  als  die  Bewahrung  der  Untertanen 
vor  Aergernis  ?  Tatsächlich  erkennt  man  auch  sonst  stets  an, 
daß  die  Polizei  nicht  zur  Wahrung  der  Sittlichkeit  und  zur  Be- 
kämpfung des  Aergernisses  befugt  ist.  Was  würde  man  sagen, 
wenn  es  der  Polizei  einfallen  wollte,  wie  das  im  Polizeistaat  all- 
gemein der  Fall  war,  das  Lästern  und  Schwören  im  Interesse  der 
Sittlichkeit  zu  verbieten,  oder  dem  Trinken  eine  Grenze  zu  setzen, 
wiewohl  es  mir  scheint,  daß  die  Sittlichkeit  eines  Menschen  mehr 
wie  durch  ein  Konkubinat  leidet,  wenn  er  durch  chronische  Al- 
koholexzesse jedes  Verstandes-  und  Gemütsleben  ertötet  hat.  Und 
ist  die  Tierquälerei  nicht  unsittlich }  Trotzdem  hält  sich  die  Po- 
lizei nicht  für  berechtigt,  dagegen  einzuschreiten.  Ebenso  ist  es 
mit  der  Bekämpfung  des  Aergernisses :  es  war  unsittlich  und  er- 
regte Aergernis,  daß  reklamewütige  Unternehmer  die  herrlichen 
Felsen  des  Rhein-  und  Lahntales  zur  Anpreisung  ihrer  Geschäfte 
profanierten ;  trotzdem  hielt  das  Oberverwaltungsgericht  mit  Recht 
ein  polizeiliches  Verbot  dieses  Treibens  für  ungesetzlich.  Ebenso 
erachtete  man  für  die  Bekämpfung  des  durch  Tierquälerei  er- 
regten Aergernisses  ein  Gesetz  für  notwendig  (§  360,  13  StGB.). 
Also  im  allgemeinen  ist  praktisch  die  Nichtzuständigkeit  der  Poli- 
zei zur  Wahrung  der  Sittlichkeit  und  Bekämpfung  des  Aerger- 
nisses ganz  ohne  Zweifel.  Doch  sind  die  Beispiele,  die  ich  hier 
angeführt  habe,  mehr  Symptome  als  Beweise  für  den  von  mir 
konstruierten  theoretischen  Rechtssatz,  daß  die  Sittlichkeit  als 
solche  nicht  zu  den  Polizeizwecken  des  modernen  Staates  ge- 
hört. Der  eigentliche  Beweis  liegt  lediglich  in  dem  Gegensatz 
des  Kulturstaats  zum  eudämonistischen  Polizeistaat,  von  dem  wir 
ja  ausgingen.  Für  die  Anerkennung  dieses  Gegensatzes  aber  mit 
seiner  ganzen  unendlichen  Folgenreihe  für  alle  Gebiete  des  öffent- 
lichen Lebens  trifft  —  das  kann  ich  mir  nicht  verhehlen  — 
das    zu,    was    Jellinek    überall    für    die    letzten    Grundlagen   un- 

sowie  die  Ministerial-Reskripte  vom  21.  November  1821,  6.  Juni  1822,  10.  April 
1823,    18.   April    1825,    13.   Dezember    1826). 

I)  Ebenso  Schultzenstein  im  Verw.-Arch.  V,   470. 


Polizei  und    Prostitution. 


243 


seres  Forschens  anerkannte'):  es  ist  »kein  zweifelfreies  Wissen, 
sondern  nur  ein  Bekennen«  möglich.  Aber — auch  hierin  müssen 
wir  Jellitiek  folgen  —  -in  der  Wissenschaft  herrscht  keineswegs 
regellose  Willkür  in  der  Wahl  des  Bekenntnisses.  Vielmehr  zeigt 
sich  dem  Tieferblickenden,  daß,  wie  die  Kinzelwissenschaft  not- 
wendig ihre  Stelle  in  der  Gesamtheit  der  Wissenschaft  ein- 
nehmen muß,  so  auch  jede  wissenschaftliche  Richtung,  die  kriti- 
scher Prüfung  standhalten  will,  schließlich  nur  wachsen  kann  auf 
dem  Boden  einer  festen,  in  sich  geschlossenen  Weltanschauung. 
Wer  die  Geister  des  Mittelalters  auf  staatlichem  Gebiete  wieder 
erw-ecken  will,  der  muß  nachweisen  können,  daß  sie  allül)erall 
auferstehen«.  Dasselbe  gilt  auf  unserem  Sondergebiete  von  den 
Geistern  des  i<S.  Jahrhunderts.  Nur  wenn  sich  nachweisen  läßt, 
daß  alle  kulturellen  Errungenschaften  des  19.  Jahrhunderts 
nichts  sind,  und  unsere  Kultur  noch  diejenige  des  Rokoko 
ist,  können  wir  den  Geist  des  eudämonistischen  Polizeistaats  wie- 
der auferstehen  lassen. 

Eine  >  Sittenpolizei«  im  Sinne  einer  besonderen,  in  der  Poli- 
zeigewalt ihrem  W^esen  nach  enthaltenen  Befugnis  zur  Wahrung 
der  Sittlichkeit  als  solcher,  gibt  es  im  Staate  der  Gegenwart  nicht 
mehr.  Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  daß  es  eine  polizeiliche 
Tätigkeit  im  Interesse  der  Sittlichkeit  überhaupt  nicht  geben  kann 
und  soll.  Denn  es  liegt  ganz  in  der  Hand  der  Gesetzgebung, 
die  Wahrung  der  Sittlichkeit,  die  unzweifelhaft  eine  Aufgabe  des 
Kulturstaates  ist,  auf  gewissen  Gebieten  der  Polizei  zu  übertragen. 
So  besteht  tatsächlich  bei  uns  auf  vielen  Gebieten  eine  Sitten- 
polizei. Aber  das,  was  wir  heute  als  Sittenpolizei  bezeichnen, 
ist,  formaljuristisch,  eine  Tätigkeit  der  Polizei  nicht  zur  Wahrung 
der  Sittlichkeit,  sondern  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung.  Wenn  die  Polizei  einschreitet  gegen  gewerbsmäßiges 
Glückspiel,  wenn  sie  gewisse  Maßregeln  zur  Bekämpfung  der 
Trunksucht  trifft,  wenn  sie  für  Erziehung  verwahrloster  Kinder  sorgt, 
so  nimmt  sie  die  Befugnis  hierzu  nicht  aus  einer  eigenen  Kom- 
petenz für  die  Erhaltung  der  Sittlichkeit  —  eine  solche  hat  sie 
ja  nicht  —  sondern  es  handelt  sich  immer  nur  um  die  An- 
wendung besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen,  die  die  ange- 
gebenen Verhältnisse  regeln.  Diese  gesetzlichen  Bestimmungen 
bilden    einen  Bestandteil    der  öffentlichen  Ordnung,   und  weil  die 

l)   G.  yellinek:    »Der  Kampf  des    alten    mit    dem    neuen   Reclit«,     Akademische 
Rede,  Heidelberg,   1907,  S.   24  f. 
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Polizei  diese  aufrecht  zu  erhalten  hat,  übt  sie  die  in  Frage 
stehende  Tätigkeit  aus :  materiell  wird  sie  zwar  im  Interesse  der 
Sittlichkeit  tätig,  formaljuristisch  erhält  sie  nur  die  öffentliche 
Ordnung  aufrecht. 

Wenn  nun  also  im  allgemeinen  im  modernen  Staate  die 
Polizei  an  sich  keine  Befugnis  zur  Wahrung  der  Sittlichkeit  hat, 
so  ist  kein  rechtlicher  Grund  zu  finden,  warum  auf  einem  be- 
sonderen Gebiete,  nämlich  dem  der  Sexualmoral,  ein  anderes 
gelten  soll.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  geschlechtlichen  Lebens 
hat  die  Polizei  nur  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  zu 
schützen,  das  Aergernis  also  nur  dann  zu  bekämpfen,  wenn  es 
derart  ist,  daß  es  eine  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  ent- 
hält^). Tatsächlich  will  ja  auch  die  Rechtsprechung  des  Ober- 
landesgerichts, die  nur  das  öffentliche  Aergernis  als  Grund 
für  das  Einschreiten  der  Polizei  anerkennt,  auf  nichts  anderes 
hinaus,  und  ich  habe  gegen  diese  Rechtsprechung  nur  deshalb 
Bedenken,  weil  ich  glaube,  daß  der  Begriff  des  »öffentlichen 
Aergernisses«  der  Praxis  Veranlassung  zu  einer  allzu  eudämoni- 
stischen  Auslegung  geben  kann.  Ich  würde  es  daher  für  rich- 
tiger halten,  diesen  Begriff  durch  den  andern  »Verletzung  des 
öffentlichen  Anstandes«  zu  ersetzen.  Der  öffentliche  Anstand 
gehört  unbedingt  zur  öffentlichen  Ordnung  nicht  nur  dem  Begriff 
nach,  sondern  auch  gemäß  dem  Inhalte  unseres  Strafrechts  (St 
GB.  §  361,6).  Dabei  ist  aber  nie  zu  vergessen,  daß  auf  dem 
Gebiete  des  geschlechtlichen  Lebens,  ebenso  wie  auf  jedem  anderen, 
die  Sittlichkeit  als  solche  nie  Gegenstand  der  Polizei  ist.  Das 
muß  auch  maßgebend  sein  für  die  Stellung  der  Polizei  zur 
Prostitution.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  zeigt  sich  ja  ganz  be- 
sonders der  erwähnte  Gegensatz  zwischen  dem  Geiste  des  modernen 
Kulturstaates  und  des  eudämonistischen  Polizeistaats.  In  'dem 
geschichtlichen  Teile  meiner  Arbeit  habe  ich  schon  auf  die  prak- 
tische Wirkung  dieses  Gegensatzes  hingewiesen.  Das  Rokoko, 
das  kein  Bürgertum  kannte,  sah  es  als  eine  Aufgabe  der  patri- 
archalischen Obrigkeit    an,    unter    möglichster  Schonung    feudaler 


I)  Damit  ist  jedoch  nicht  gesagt,  daß  eine  als  Maßregel  zur  Aufrechterhaltung 
der  öffentlichen  Ordnung  rechtlich  begründete  Anordnung  der  Polizei  nicht  neben- 
her noch  Zwecke  der  Sittlichkeit  verfolgen  dürfe.  Denn  es  ist  eine  allgemeine 
Regel  des  Polizeirechts,  daß  eine  an  sich  rechtmäßige  Maßregel  der  Polizei  nicht 
dadurch  ungültig  wird,   daß  sie  nebenher  nichtpolizeiliche  Zwecke    verfolgt. 
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Vergnügungen,  über  das  Seelenheil  und  die  Sittlichkeit  der  Unter- 
tanen, mit  ihrem  sprichwörtlich  gewordenen  »beschränkten  Ver- 
stände zu  wachen  ^),  gleichgültig,  ob  damit  menschlich  der 
großen  Masse  geholfen  wurde  oder  nicht.  Der  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  hat  an  die  Stelle  der  »Untertanen  die  Bürger« 
gesetzt  und  das  19.  Jahrhundert  hat  das  hohe  Kulturideal  hin- 
zugefügt, daß  der  Staat  für  das  Wohlergehen  der  Glieder  seines 
Volkes  nicht  nur  im  Interesse  seiner  (des  Staates)  eigenen  Er- 
haltung sorgt;  er  hat  insofern  an  die  Stelle  des  Staatsbürgers 
den  Menschen  gesetzt.  Der  Staat  sorgt  heute  mit  der  Prostitutions- 
polizei nur  mehr  für  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  seines 
Volkes.  Sozial  ist  die  moderne  Prostitutionspolizei  im  Gegen- 
satze zur  cudämonistisch-patriarchalischen  des  Polizeistaats. 
Die  alte  »Sittenpolizei«  läßt  sich  ebensowenig,  wie  für  alle 
anderen  Lebensgebiete ,  für  die  Prostitution  auf  dem  allge- 
meinen Grundbau  des  modernen  Staates  konstruieren.  Da 
auch  tatsächlich,  wie  oben  dargelegt,  auf  dem  Gebiet  des  Pro- 
stitutionswesens eine  » Sittenpolizei  <  nicht  mehr  besteht,  so  er- 
scheint es  mir  an  der  Zeit,  daß  auch  die  Staatslehre  das  kon- 
statiert und  den  wertlosen  und  in  sich  unwahren  ^)  Begriff  der 
*SittenpoHzei«  der  Rechtsgeschichte  überliefert. 

2.  Ist  nun  die  Prostitutionspolizei  im  Verwaltungsrecht  des 
modernen  Staates  als  »Sittenpolizei«  nicht  mehr  anzuerkennen, 
so  fragt  es  sich  weiter  :  wie  ist  es  dann  überhaupt  mit  der  Berech- 
tigung des  jetzt  üblichen  Systems  der  »Reglementierung«  der 
Prostitution.-  Ich  muß  hier  etwas  ausholen  und  an  die  oben 
geschilderte  tatsächliche  Entwicklung  der  Prostitutionspolizei  seit 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  erinnern.  Daß  die  in  dieser  vorge- 
nommene Ausschaltung  des  patriarchalisch  -  eudämonistischen 
[Momentes  einer  Moralpolizei  den  Grundsätzen  des  Rechtes  des 
modernen  Staates  entspricht,  habe  ich  soeben  darzulegen  ver- 
sucht.     Die    tatsächliche    Entwicklung    aber    entspricht   nicht    nur 


1)  Reste  dieses  Systems  finden  sich  noch  im  19.  Jahrhundert.  So  stellte  ein 
Reskript  des  preußischen  Ministers  des  Innern  vom  27.  Januar  1826  nur  für  die 
Tanzlu^tbarkeiten  der  »Personen  geringen  Standes«  das  Erfordernis  der  polizeilichen 
Genehmigung  auf  (vgl.  v.  Kampiz,   Annalen  Bd.   11,  S.  .162  ff.). 

2)  Wie  unwürdig  diese  innerlich  unwahre  Charakterisierung  der  Prostitutions- 
polizei ist,  zeigt  in  schärfster  Weise  der  Umstand,  daß  der  Kriminalbeamte,  der  die 
Beobachtung  der  auf  Duldung  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  beruhenden  Kontrollvor- 
schriften zu  übernehmen  hat,  in  der  Gaunersprache   »die  Sitte«  heißt. 
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nach  dieser  negativen  Seite  hin  den  heutigc^n  verwaltungsrecht- 
lichen  Grundsätzen,  sondern  ebenso  nach  ihrer  positiven  Seite 
hin.  Das  mag  kaum  als  eine  unmittelbare  Folge  jener  Lehren 
anzusehen  sein,  wohl  aber  ist  es  zurückzuführen  auf  dieselben 
Geistesströmungen,  der  diese  entsprungen  sind.  Die  praktische 
Gestaltung  der  Prostitiitionspolizei  ist  ein  Ausfluß  derselben  Auf- 
fassung über  die  Dinge  des  öffentlichen  Lebens,  die  in  den  theo- 
retischen Lehren  des  Staatsrechts  ihren  Niederschlag  gefunden 
hat :  der  Aufklärung.  So  ist  in  der  Praxis,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  moderne  Prostitutionspolizei  dadurch  entstanden,  daß  man 
als  ihre  Aufgabe  nicht  mehr  die  Wahrung  der  sittlichen  Voll- 
kommenheit der  Untertanen  im  Sinne  der  Kirchenlehre  ansah» 
sondern  die  Polizei  auf  ihre  soziale  Aufgabe  des  Schutzes  des 
Volkslebens  beschränkte.  Das  ist  eben  eine  Auffassung ,  die 
typisch  ist  für  die  > Aufklärung«-.  Wir  finden  sie  daher  in  den 
letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  auch  ausgearbeitet  in 
wissenschaftlichen  Untersuchungen  ^),  die  das  Verhalten  der 
Praxis  begleiten,  es  wohl  z.  T.  vorbereitet,  z.  T.  nur  wiederge- 
spiegelt haben.  Sie  kommt  zum  Ausdruck  in  einer  offiziellen 
Denkschrift  über  die  Pariser  Polizei  aus  dem  Jahre  1770 -).  Sie 
gelangt  endlich  zur  klarsten  staatswissenschaftlichen  Anerkennung 
in  dem  Gesetzbuche  P^riedrichs  des  Großen.  Das  Allgemeine 
Landrecht,  das  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der  geschlechtlichen 
Ethik  mit  einer  so  edlen  reinen  Vernunft  entscheidet,  wie  wir 
sie   seitdem  vergebens    im  staatlichen  Leben  suchen  •^),  behandelt 


i)  Ich  erwähne  hier  nur  das  bereits  zitierte  Werk  von  yo/i.  Petei-  Frank,  Bd.  II 
S.  36  ff  ;  y.  J.  Cellas  Freimütige  Aufsätze,  1784,  Nr.  11,  »Von  Errichtung  öffent- 
licher Bordelle'-,  bes.  .S.  67;  Z.  G.  Hiessty:  Diskurs  über  die  medizinische  Polizei, 
1786,  I,  290  ff.;  II,  56  ff.",  y.  A'.  IV.  Smets  von  Erenstein,  Die  Straf-  und  Polizei- 
gesetzgebung des  18.  Jahrhunderts,  1795,  '^-  '34  1'  ^^eikard,  Vermischte  medizinische 
Schriften,  II,  198.  —  Daß  es  dabei  auch  damals,  wie  ja  heute  noch,  nicht  an  Ver- 
teidigern der  »Sittenpolizei«  fehlte,  versteht  sich  von  selbst.  Ich  nenne  hier  nur 
als  Beispiele;  y.  A,  Freiidenberg:  »Ueber  Staats-  und  Privat-Bordelle«,  sowie  die 
anonyme  Schrift:  »Von  Siaatsbordellen«,  1787.  Vgl.  übrigens  auch  oben  S.  22, 
Anm.  I,  S.  26,  Anm.  i,  S.   220  Anm.  6. 

2)  A.  a.  O.  88  f.  —  Sehr  interessant  ist  es,  daß  gerade  in  diesem  amtlichen 
Bericht  auf  die  soziale  Seite  der  Frage  hingewiesen  wird,  durch  die  FeststelUing, 
daß  die  wirtschaftliche  Not  meist  der  Grund  für  die  Hingebung  an  die  Gewerbsun- 
zucht ist. 

3)  Ich  denke  hier  besonders  an  die  Bestimmungen  betr.  die  unehelichen  Ge- 
burten. Die  außerehelich  geschwängerte  unbescholtene  ledige  Frauensperson  oder 
Witwe  ist  von  dem   Schwängerer  nach   dessen   Stand   und  Vermögen  abzufniden ;   das 
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das  Prostitution.swesen  ganz  im  Sinne  der  Aut'klärun;^-.  Zunächst 
trägt  es,  was  sehr  wichtig  ist,  im  Gegensatz  zur  französischen  ^) 
und  der  späteren  preußischen  Gesetzgebung  -)  kein  Bedenken 
das  Prostitutionswesen  ganz  klar  und  offen  zu  besprechen.  Dann 
aber  geschieht  dessen  Regelung  nicht  mehr  im  Sinne  der  eudä- 
monistischen  Sittenpolizei,  sondern  lediglich  im  Interesse  eines 
sicheren  und  gesunden  Volkslebens.  Das  Allgemeine  Landrecht 
duldet,  wie  oben  ausführlicher  dargelegt,  die  Prostitution  —  prin- 
zipiell in  Bordellen  —  und  unterwirft  sie  der  Beaufsichtigung  in 
sicherheits-  und  sanitätspolizeilicher  Hinsicht  (§  1023,  II,  20  und 
ij  999  ff-  II,  17,  ALR.).  Dies  Prinzip  des  landrechtlichen 
Prostitutionswesens  (Duldung  und  polizeiliche  Beaufsichtigung  zum 
Schutze  der  öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit,  Gesundheit)  ent- 
spricht ganz  den  in  diesem  Gesetzbuch  (i^  10,  II,  17)  aufgestellten 
Grundsätzen  über  die  Polizeigewalt ,  wonach  die  Aufgabe  der 
Polizei  nichts  mehr  und  nichts  weniger  ist  als  die  A  u  f  r  e  c  h  t  - 
erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ord- 
nung. Da  diese  Grundsätze  nun  ganz  allgemein  in  dem  Rechte 
des  modernen  Staates,  des  Kulturstaates  wurzeln,  so  ergibt  sich 
hieraus  im  Zusammenhange  mit  dem,  was  wir  aus  unserem  ge- 
schichtlichen Ueberblick  über  die  Gefahren  der  Prostitution  für 
die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  erfahren  haben ,  schon 
ohne  weiteres,  daß  das  nach  dem  Prinzip  des  Allgemeinen  Land- 
Kind  hat  Anspruch  auf  Unterhalt  und  Erziehung,  ohne  Rücksicht  auf  die  Unbe- 
schollenheit  der  Mutter  in  dem  Betrage,  welchen  die  eheliche  Erziehung  im  Bürger- 
stande kosten  würde;  bei  Eheversprechen  hat  das  Kind  alle  Rechte  eines  ehelichen, 
der  Mutter  hat  der  Richter  regelmäßig  alle  Rechte  einer  geschiedenen  Ehefrau  zu- 
zusprechen, also  besonders  Stand,  Rang  und  Name  des  Vaters  (§  1047  ff.  II,  i  und 
888  ff.  II.  20).  Noch  interessanter  sind  die  aus  dem  Geiste  des  AUg.  Landrechts 
entsprungenen  Bestimmungen  des  Publikandums  vom  14.  April  1794  :  »Der  unehelich 
Geschwängerten  darf  über  ihre  Schwachheit,  bei  nachdrücklicher  Ahndung,  kein 
Vorwurf  gemacht  und  ihr  nirgends  ein  Unterscheidungszeichen  beigelegt  werden 
welches  auf  ihren  Fall  die  geringste  Beziehung  haben  oder  ihrem  guten  Namen  und 
weiterem  Fortkonnnen  in  der  Welt  nachteilig  sein  könnte.  <i  Vgl.  des  näheren  Mann- 
kopf, Allgem.  Landrecht,    183S,  Bd.  VII,  S.   547  ff. 

i)  Daher  empfiehlt  auch  Sabatier  1828  (S.  253  ff.)  die  Bestimmungen  des  AUg. 
Landrechts  als  nachahmenswert  für  das  französische  Proslitutionsvvesen. 

2)  1829  z.  B.  erklärte  der  Revisor  des  ersten  Entwurfs  eines  neuen  Strafgesetz- 
buchs, es  sei  keineswegs  »erforderlich  und  zweckmäßig,  die  durch  die  traurige  Not- 
wendigkeit gebotene  Duldung  mit  einer  solchen  breiten  Offenkundigkeit  und  so  un- 
umwunden in  dem  allgemeinen  Gesetzbuche  anzuerkennen.«  Wie  verwirrend  später 
diese  Tendenz  zur  Versclileierung  wirkte,  hat  Schinölder  a.  a.  O.  S.  33  ff.  ausführ- 
lich dargelegt. 
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rechts,  dem  1^-inzip  der  Duldung  und  Beaufsichtigung,  in  den 
meisten  europäischen  Staaten,  besonders  in  L^ankreich  und  nach 
dessen  Muster  in  Preußen  eingerichtete  Prostitutionswesen  staats- 
rechtHch  berechtigt  ist.  Trotzdem  erscheint  es  mir  angebracht, 
noch  etwas  näher  die  positiv-rechtlichen  Grundlagen  der  gewöhn- 
lich als  Reglementierung  bezeichneten  modernen  Prostitutions- 
polizei zu  beleuchten,  und  zwar  speziell  im  Hinblick  auf  das 
französische  Recht  und  das  des  größten  deutschen  Einzelstaates. 
Der  moderne  Staat  wird  beherrscht  von  dem  Grundsatze  der 
gesetzmäßigen  Verwaltung,  d.  h.  rechtsbegründende  Verwaltungs- 
akte sind  nur  auf  gesetzlicher  Grundlage  möglich.  Da  nun  der 
Polizeigewaltübung  das  Eingreifen  in  die  Ineiheitssphäre  des 
Untertanen,  also  die  Begründung  neuen  Rechts,  eigentümlich  ist, 
so  bedarf  jede  Polizeigewaltübung  der  gesetzlichen  Ermächtigung. 
Es  kann  daher  eine  Polizeiverordnung  nur  auf  Grund  einer  ge- 
setzlichen Delegation  des  Verordnungsrechtes  ergehen.  Diese  kann 
speziell  oder  generell  sein.  Bis  hierher  stimmt  das  französische 
Staatsrecht  mit  dem  preußischen  überein.  Durch  Polizei- 
verordnung können  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Delegation 
neue  Normen  aufgestellt  werden.  Da  es  aber  der  Polizeige- 
walt eigentümlich  ist,  daß  sie  mit  Zwangsgewalt  ausgestattet 
ist,  so  ist  eine  vollständige  polizeiliche  Verordnung  erst 
dann  vorhanden ,  wenn  die  Norm  durch  Strafandrohung  sank- 
tioniert ist.  Hinsichtlich  der  Kompetenz  zur  Strafsanktion  nun 
gehen  das  französische  und  das  preußische  Staatsrecht  ausein- 
ander :  Das  preußische  Staatsrecht  sieht  die  Forderung  der  ge- 
setzmäßigen Verwaltung  erfüllt ,  wenn  eine  durch  das  Gesetz 
hiezu  ermächtigte  Behörde  Normfeststellung  mit  Strafsanktion 
selbständig  erläßt.  Das  französische  Staatsrecht  jedoch  verlangt 
in  einer  gemäß  der  älteren  konstitutionellen  Theorie  mit  dem 
formellen  Gesetzesbegriff  arbeitenden  Auslegung  des  Satzes  nulla 
poena  sine  lege  ■),  daß  die  Strafsanktion  stets  in  einem  Gesetze 
im  formellen  Sinne  enthalten  sein  muß.  Demgemäß  hat  man 
die  Strafsanktion  in  das  Strafgesetzbuch  aufgenommen  (Code 
penal  art.  471  no.  15).  Hierin  besteht  im  allgemeinen  ein  Unter- 
schied gegenüber  dem  preußischen  Polizeirecht,  wo  es  genügt, 
wenn  die  Strafandrohung  in  einer  an  und  für  sich  gesetzmäßigen 


i)  Vgl.  darüher  ye//iiiek :   >Geselz  und  Verordnung«,  S.  333,  sowie  I^/i.  Thoma: 
»Der  Polizeibefehl  im  badisclien  Recht«,   i.  Teil,  1906,  S.  218. 
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Polizeiverordniing  enthalten  ist.  (Gesetz  vom  ii.  ^März  1850, 
§  10,  II,  17,  ALR.)  Auf  dem  Gebiete  der  Prostitutionspolizei 
besteht  jedoch  dieser  Unterschied  nicht,  denn  hier  ist  auch  für 
das  preußische  Recht  die  Strafandrohung  in  einem  formellen  Ge- 
setz enthalten  (R.  St.  G.  B,  i;  361,6).  Für  die  Prostitutionspolizei 
sind  also  —  darauf  kam  es  mir  hier  nur  an  —  nach  preußischem 
und  franz(")sischem  Recht  die  Grundlagen  dieselben:  Strafsanktion 
in  formellem  Gesetz,  Normfeststellung  begründet  in  einer  Dele- 
gation der  Verordnungsbefugnis.  Ist  diese  Delegation  für  das 
Prostitutionswesen  nun  vorhanden.^  Die  Aufnahme  der  Straf- 
androhung in  das  Gesetz  präjudiziert  dieser  l-'rage  keines- 
wegs. Wenn  das  für  das  preußische  Recht  noch  zweifelhaft  sein 
könnte  ^ ),  so  ergibt  es  sich  ohne  weiteres  aus  der  Vergleichung 
mit  dem  französischen  Recht.  Nach  französischem  Recht  aber 
schützt  die  Strafsanktion  des  Strafgesetzbuches  nur  solche  polizei- 
liche Anordnungen,  die  gesetzmäßig  sind,  d.  h.  die  von  einer 
örtlich  und  sachlich  zuständigen  Behörde  erlassen  sind.  Sachlich 
ist  die  Polizei  zuständig,  wenn  sich  dies  aus  ihrer  allgemeinen 
Aufgabe  ergibt.  Diese  ist  nach  französischem  und  preußischem 
Recht  die  gleiche :  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Sicherheit  -).  Die  Polizei  ist  kompetent  zu  allen  ]\Iaß- 
regeln,  die  sich  aus  diesem,  ihrem  Zwecke  ergeben.  Sie  ist  also 
auch  zu  allen  Maßregeln  gegenüber  der  Prostitution  kompetent, 
die  in  Verfolgung  dieser  polizeilichen  Zwecke  geschehen.  Die 
die  sogenannte  Reglementierung  bildenden  polizeilichen  Maßregeln 
aber  verfolgen  —  das  ist  der  Kernpunkt  unserer  ganzen  geschicht- 
lichen Darlegungen  —  keine  anderen  Zwecke  als  den  Schutz  der 
öffentlichen  Ordnung  und  der  öffentlichen  Sicherheit  im  allge- 
meinen Sinne  und  in  sanitärem  Sinne.  Denn,  so  hat  schon  am 
3.  Dezember  1847  der  französische  Kassationshof  mit  Recht  fest- 
gestellt :  La  police  sur  les  maisons  de  debauche,  ainsi  que  sur 
les  personnes  qui  s'abandonnent  ä  la  prostitution  .  .  .  exige  non 
seulement  des  dispositions  toutes  speciales  dans  l'interet  de  la 
securite,    de    l'otdre  et    de    la  morale,    mais  encore  des  mesures 


i)  M.  E.  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  denn  es  handelt  sich  hier  »um  ein  sog. 
Blankettstrafgesetz  mit  partikularrechtlicher  Norm«,  (y.  Olshausen,  Kommentar  zum 
StGB.,  6.  Aufl.  1901,  S.  1333)-  Ueber  die  rechtliche  Lage  dieser  Norm,  kann  daher 
nur  das  Landesrecht  entscheiden.  Vgl.  auch  B.  Korn,  Strafrechtsreform  oder  Sitten- 
polizei in  Sckinollers  Jahrbuch,  XXI,  S.  856. 

2)  Arch.  f.  öffentl.  Recht  XXIV,   359  ff. 
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paiticulieres  au  point  de  vue  d'hygicne  {jublique  ^).  Die  Regle- 
mentation  ist  also  eine  Tätigkeit,  die  sich  aus  der  allgemeinen 
Kompetenz  der  Polizeigewalt  ergibt.  Das  gilt  in  Preußen  ebenso 
aus  s^  10,  II,  17,  ALR)  ■'),  wie  in  I'^rankreich  aus  den  Gesetzen 
von  1790  und  1791  ^).  Die  Vorschriften  der  die  Reglementierung 
enthaltenden  polizeilichen  Verordnungen  und  Veri'ügungen  sind 
also  gesetzmäßig  und  daher  durch  die  Strafandrohungen  des 
Strafgesetzbuches  geschützt  ^). 

Noch  eines  muß  hier  gegenüber  der  prinzipiellen  Bekämpfung 
der  Prostitutionspolizei  erinnert  werden.  Für  die  juristische  Be- 
trachtung  ist    das    sentimentale    Operieren    mit    verschwommenen 

1)  Das  Urleil  ist  abgedruckt  bei    Yves  Guyot,   La  Piobliiulion,   1S83,   S.   232  f. 

2)  Vgl.  Entsch.  des  Obeiverwaltungsgericbis  vom  13.  Dezember  1898  (^.Selbst- 
verwaltung XXVI,  244  ff.).  —  Ein  Reskript  des  Ministers  des  Innern  vom  7.  Juli 
1850  ist  zwar  der  Ansicht,  »daß  die  §§  6  und  12  des  Gesetzes  vom  12.  Februar 
1850  den  Polizeibehörden  im  allgemeinen  diejenigen  Befugnisse  gewähren,  welche 
zu  einem  erfolgreichen  Einschreiten  gegen  das  Treiben  der  der  Prostitution  ergebenen 
Frauenzimmer  erforderlich  sind.«  Doch  entbehrt  diese  Ansicht  jeder  Begründung, 
denn  die  §§  6  tmd  12  geben  überhaupt  keine  Befugnisse  »im  Allgemeinen«,  son- 
dern sprechen  nur  von  der  Sistierung  und  Haussuchung.  Nichts  ist  daher  willkür- 
licher, als  die  Deduktion  des  Ministers,  daß  auf  Grund  dieser  Paragraphen  »diese 
Frauenzimmer  auch  noch  ferner  angehallen  werden  können  .  .  .  Gesundheits- 
atteste beizubringen.«  (Ebenso  willkürlich  ist  die  dann  folgende  Beschränkung  dieses 
Rechts;  vgl.  übrigens  den  Wortlaut  des  Reskripts  MinBI.  v.  J.  1850,  S.  247). 
Uebereinstimmend  ohne  nähere  Begründung  0.  Arvstedt:  Das  preußische  Polizei- 
recht,  Bd.   II,    1907,   S.   387. 

3)  Vgl.  hierüber  den  Wortlaut  der  angeführten  Entscheidung  des  Kassations- 
hofes,  sowie  Arch.   f.   öffenti.  Recht  XXIX,   354  f. 

4)  Es  sei  hier  des  rechtlichen  Zusammenliangs  wegen  bemerkt,  daß  eben  des- 
halb, weil  die  Reglementierungsvorschriften  durch  die  Strafandrohungen  des  Straf- 
gesetzbuches geschützt  sind,  es  nicht  zulässig  ist,  sie  weiterhin  mit  polizeilichen  Exe- 
kutivstrafen zu  schützen,  denn  die  Bedrohung  einer  Handlung  mit  einer  Kriminalstrafe 
schließt  die  Anwendbarkeit  einer  Exekutivstrafe  gegenüber  derselben  Handlung  aus. 
Für  das  preußische  Recht  ist  die  prinzipielle  Richtigkeit  dieses  Satzes  zwar  be- 
stritten, die  Rechtsprechung  erkennt  ihn  jedoch  an,  für  den  besonderen  Fall  der 
Prostituiionspolizei  ist  er  außerdem  noch  durch  Anordnung  der  obersten  Verwal- 
tungsbehörde zur  Geltung  gebracht  worden :  Reskript  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  12.  Mai  1876  {Arnstedt  a.  a.  O.  II,  388).  —  Die  französische  Prostitutions- 
polizei arbeitet  ausschließlich  mit  polizeilichen,  jeder  rechtlichen  Grundlage  ent- 
behrenden Strafen.  An  diesem  Punkte  setzen  daher  mit  Recht  alle  Angriffe  ihrer 
Gegner  an.  Es  ist  aber  gegenüber  der  prinzipiellen  Bekämpfung  der  Prostitutions- 
polizei zu  betonen,  daß  die  Rechlswidrigkeit  der  Strafen  nicht  die  Rechtmäßigkeit 
der  durch  diese  Strafen  geschützten  Normen  berührt.  Diese  Normen  sind,  wie  dar- 
gelegt, rechtmäßig,  das  wird  auch  von  der  neuen  französischen  Verwaliungsreclits- 
lehre  ausdrücklich   anerkannt   (Arch.   f.   öffenti.   Recht  XXIV,   355). 
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naturiechtlichen  Bci^riffen,  wie  es  namcntlicli  von  abolitionistischer 
Seite  vielfach  geschieht  \),  absolut  zu  verwerten.  Schlat^worte,  wie  : 
Freiheit,  Achtung  vor  dem  Nebenmenschen,  Polizeiwillkür  gegen 
Unglückliche  bringen  uns  keinen  Schritt  weiter  in  einer  einfachen 
staatsrechtlichen  Frage,  deren  Beantwortung  aus  den  Grundsätzen 
des  trockenen  Staatsrechts  sich  ohne  weiteres  ergibt,  l^ie  Pro- 
stitution gefährdet  die  öffentliche  Sicherheit  und  Gesundheit,  die 
Polizei  hat  derartige  Gefährdungen  zu  bekämpfen ;  sie  handelt, 
indem  sie  dies  tut,  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Kompetenz,  und 
somit  sind  alle  ihre  Maßregeln  gegen  die  Prostitution  zum  Schutze 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Gesundheit  niemals  Verletzungen 
der  persönlichen  Freiheit ,  denn  P'reiheit  ist  im  Rechte  des 
modernen  Staates  nichts  anderes  als  PVeiheit  von  gesetzwidrigem 
Zwang.  Handelt  aber  die  Polizei  nur  im  Rahmen  ihrer  Zuständig- 
keit, so  steht  ihr  allein  das  Urteil  darüber  zu,  welche  Mittel  sie 
aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  wählen  will ;  das  ist  ein  all- 
gemeiner Grundsatz  des  Polizeirechts. 

V. 
Üb  die  Polizei  ein  Recht  hat,  das  Prostitutionswesen  zu 
regeln,  ist  allein  eine  P^rage  des  Staatsrechts.  Sie  ist  zu  bejahen. 
Die  Prostitution  gefährdet  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung. 
Amt  der  Polizei  ist  es,  Anstalten  zum  Schutze  dieser  Interessen 
zu  treffen,  sie  hat  daher  das  Recht  (und  die  Pflicht),  zu  diesem 
Zwecke,  aber  auch  nur  zu  diesem,  die  Prostitution  gewissen  Be- 
schränkungen zu  unterwerfen.  Welcher  Art  diese  Beschränkungen 
sein  sollen,  das  bleibt  dem  pflichtmäfMgen  Ermessen  der  Polizei 
überlassen  und  ist  —  vorausgesetzt  natürlich,  daß  die  Beschrän- 
kungen wirklich  die  angegebenen  Zwecke  verfolgen  —  juristisch 
nicht  mehr  zu  bestimmen.  Die  Frage  nach  einer  zweckmäßigen 
Einrichtung  der  Prostitutionspolizei  ist  daher  keine  juristische 
mehr,  sondern  eine  staatswissenschaftliche.  —  Die  P'rage  ist  eine 
staatswissenschaftliche,  d.  h.  ausschlaggebend  ist  in  ihr  lediglich 
die  Zweckmäßigkeit  in  Hinblick  auf  die  salus  publica.  Aber  — 
es  ist  nötig,  dies  vorauszuschicken  —  auch  hier  muß  noch  die 
Kompetenzgrenze  streng  aufrecht  erhalten  werden,  zumal  gegen- 
über einseitiger  Betrachtungsweise,  wie  sie  besonders  vom  ethischen 


l)  Es  geschieht    übrigens    auch    von    juristischer  Seite.      Vgl.    z.   B.     neuerdings 
Schniölder,  Die   Prosiiiuierten  und  das  Stiafrecht   1911,  S.  25. 
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und  medizinischen  Standpunkt  häufig  gewählt  wird.  Nicht  aus- 
schlaggebend können  zunächst  sein  die  rein  ethischen  und  ästhe- 
tischen Momente,  die  oft  —  meist  von  Vorkämpfern  des  Aboli- 
tionismus  und  der  Frauenemanzipation  —  in  diese  Frage  hinein- 
getragen werden.  Gewiß,  diese  Momente  sind  von  großer  Be- 
deutung, und  gerade  im  Hinblick  auf  die  sanitäre  Seite  der 
Frage  liegt  die  größte  Macht  in  dem  sittlichen  Willen  des  Ein- 
zelnen. Wenn  sich  jeder  Einzelne  der  sittlichen  Verantwortung 
gegen  sein  Volk  und  die  Menschheit  bewußt  bliebe,  wären  die 
gesundheitlichen  Gefahren  der  Prostitution  bald  überwunden. 
Das  sind  aber  Utopien,  die  eine  staatswissenschaftliche  Forschung 
nicht  fördern  können  und  nur  wieder  Beispiele  geben  für  die  ur- 
alte triviale  Wahrheit,  daß,  wenn  Sittlichkeit  herrschte,  das  Recht 
überflüssig  wäre  und  noch  mehr  die  Polizei.  Die  staatswissen- 
schaftliche Untersuchung  muß  ausgehen  von  den  tatsächlichen 
Verhältnissen.  Diese  zeigen  zweierlei ;  einmal,  daß  die  Prostitution 
ungeheure  Gefahren  für  das  Volksleben  bietet :  für  Sicherheit, 
Gesundheit  und  Ordnung,  dann  aber,  daß  der  gute  Wille  und 
die  Kraft  der  Einzelnen  nicht  ausreichen,  um  diese  Gefahren  zu 
bekämpfen.  Daher  muß  der  Staat  diesen  Kampf  übernehmen, 
und  die  Polizei  hält  es  —  wie  wir  sahen,  von  rechtswegen  — 
für  ihre  Aufgabe,  ihn  durchzuführen.  Das  Bestehen,  oder  wenig- 
stens die  Notwendigkeit  einer  Prostitutionspolizei  ist  daher  der 
Boden,  von  dem  allein  unsere  Untersuchung  ausgehen  kann.  Wir 
müssen  es  demgemäß  ablehnen,  die  Prostitutionspolizei  gegen 
ethische  Bedenken  zu  verteidigen,  Bedenken,  die  noch  immer  die 
Entwicklung  einer  staatlich  wertvollen  Prostitutionspolizei  ver- 
hindert haben.  Während^  eines  Jahrtausends  ungefähr  scheiterten 
fast  alle  Versuche  einer  zweckmäßigen  Einrichtung  des  Prostitutions- 
wesens daran,  daß  ein  falsches  P^orum  über  die  Frage  entschied, 
nämlich  das  des  Sittenrichters.  Besteht  auch  diese  Gefahr  heute 
nicht  mehr  in  demselben  Maße,  so  scheint  mir  doch  auch  heute 
eine  ähnliche  Gefahr  der  Verschiebung  des  P^orums  zu  drohen. 
Man  ist  zu  sehr  geneigt,  allein  den  Arzt  zu  hören  ^).  Bei  dem 
neuen  Erlaß  der  preußischen  Ministerien  vom  ii.  Dezember  1907 
ist   das    wohl    auch    der   P^all    gewesen.     Man    vergißt   aber  ganz, 


1)  Das  rülirt  wohl  hauptsächlich  daher,  weil  die  an  sich  so  außerordentlich 
wertvolle  Bestrebung  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  die  eifrigste  Be- 
handlung der  Prostitutionsfrage  unternommen  hat,  und  diese  Bestrebung  nur  die  sa- 
nitäre Seite  ins  Auge  faßt.     Ich   darf  jedoch  hier  die  Erwähnung    nicht    unterlassen, 
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daß  die  h'iage  der  Prostitutionspolizei  in  drei  verschiedene  Einzel- 
fragen zerfällt:  i.  die  des  Rechts;  2.  die  der  Zweckmäßigkeit; 
a)  in  rein  polizeilicher  und  kriminalistischer;  bj  in  hygienischer  Hin- 
sicht. Die  neue  preußische  Regelung  durch  Verwaltungsverordnung 
hat  zu  sehr  den  dritten  Punkt  auf  Kosten  der  beiden  anderen 
berücksichtigt.  Zum  ersten  Punkt  haben  wir  gesehen,  daß 
der  Polizei  an  sich  eine  Regelung  des  Prostitutionswesens  in  Hin- 
blick auf  die  öffentliche  Sicherheit,  Gesundheit  und  ( )rdnung  zu- 
steht. Diese  Regelung  darf  jedoch,  wie  jede  polizeiliche  An- 
ordnung, nicht  contra  legem  geschehen.  Dies  ist  bei  dem  er- 
wähnten preußischen  Ministerialerlaß  an  mehreren  Stellen  der 
Fall  ^).  Zu  2  ist  aber  daran  zu  erinnern,  daß  es  sich  hier  um 
eine  Frage  der  Verwaltungspolitik  handelt.  Ueber  diese  hat 
weder  die  Medizin,  noch  die  Kriminalogie  zu  entscheiden,  sondern 
die  Staatsw^issenschaft,  speziell  die  Verwaltungslehre.  Diese  wird 
sich  dabei  in  der  Entscheidung  der  Vorfragen  allerdings  auf  das 
Urteil  der  Fachwissenschaften  stützen.  Diese  Vorfragen  aber 
sind,  das  kann  nicht  zu  viel  betont  werden,  nicht  nur  medizinische, 
sondern  auch  solche  der  Polizeiwissenschaft  und  der  Kriminalogie. 
Welches  diese  Vorfragen  im  einzelnen  sind,  wird  sich  im  Laufe 
der  Darstellung  ergeben. 

Der  Boden,  von  dem  wir  ausgehen  müssen,  ist,  wie  oben 
gesagt,  das  Bestehen  oder  die  Notwendigkeit  einer  Prostitutions- 
polizei, denn  das  ist  allein  der  Boden,  auf  dem  unsere  Regierungen 
—  und  darauf  kommt  es  doch  schließlich  an  —  Vorschläge  in 
Erwägung  ziehen  werden.  Unsere  Regierungen  stehen,  m.  E.  mit 
Recht,  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  von  der  Prostitution  aus- 
strömenden Schäden  polizeilich  zu  beseitigen  sind ').  Es 
fragt  sich  also  nur:  wie  ist  diese  Tätigkeit  der  Polizei  einzurichten.^ 
Das  Nächstliegende  und  Einfachste  zur  Beseitigung  jener  Schäden 
wäre  natürlich  die  Unterdrückung  und  Beseitigung  ihrer  unmittel- 
baren Ursache,  der  Prostitution  selbst.  Das  wird  jedoch  immer 
für  die  Polizei  ein  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln  sein,  da  es 
nie    in    der  Macht  der  Polizei  liegt,  mit  den  ihr  allein  zu  Gebote 


daß  gerade  einer  der  bedeulendbten  medizinischen  Bearbeiter  unserer  Frage,  Blaschko, 
ausdrücklich  darauf  hinweist,  daß  die  medizinischen  Gesichtspunkte  nicht  die  allein 
entscheidenden   sind.      \'gl.  A.  Blaschko:   Hygiene  der  Prostitution,    1900,   S.   83. 

i)  Vgl.  oben  S.   236. 

2)  So  auch  die  Begründung  des  Vorentwurfs  zu  einem  neuen  deutschen  Straf- 
gesetzbuch,   1909,   S.   S51. 
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Stehenden  [Mitteln  äußeren  Zwanges  die  Ouellen  zu  verstopfen, 
aus  denen  die  Prostitution  entsj)ringt.  Alle  die  großen  Werke 
über  die  Geschichte  der  Prostitution  von  Rabutaux,  Sanger, 
Parent-Duchatelet  usw.  sind  nichts  anderes,  als  Variationen  über 
das  Thema  der  Unmöglichkeit,  die  Prostitution  mit  polizeilichen 
Maßregeln  auszurotten.  Das  absolute  Verbot  der  Prostitution 
hat,  so  oft  es  bis  jetzt  in  der  Geschichte  vorgekommen  ist,  stets 
zu  einem  furchtbaren  Anwachsen  der  heimlichen  Prostitution  und 
damit  der  Gefährdvnig  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Gesund- 
heit geführt.  Wo  immer  ein  Versuch  zu  polizeilicher  Unter- 
drückung der  Prostitution  gemacht  worden  ist,  hat  dies  immer 
als  nächste  Wirkung  die  gehabt,  daß  sich  die  Prostitution  mehr 
in  die  Heimlichkeit  zurückzieht,  daß  damit  die  für  ihre  Ein- 
dämmung so  wichtige  Abgrenzung  von  der  übrigen  bürgerlichen 
Welt  fortfällt,  daß  die  Prostitution  das  ganze  bürgerliche  Leben 
überschwemmt  und  durchseucht').  Ist  es  aber  einmal  so  weit 
gekommen,  so  ist  es  klar,  daß  die  Polizei  zu  jeder  Bekämpfung 
der  verheerenden  Wirkungen  der  Prostitution  wehrlos  ist,  da  ihr 
jeder  Ueberblick  unmöglich  gemacht  ist^).  So  ist  von  allen 
Systemen  der  Prostitutionspolizei  das  des  einfachen  Verbots  nicht 
nur  wegen  seiner  inneren  Unwahrheit  das  unsittlichste,  sondern 
auch  das  in  jeder  Hinsicht  unzweckmäßigste :  es  schützt  nicht  die 
staatliche  Ordnung,  da  es  nicht  durchgeführt  werden  kann,  es 
untergräbt  vielmehr  eben  dadurch  die  staatliche  Autorität  ^).    Doch 


1)  Vgl.  jedoch  darüber  außer  meijien  Ausführungen  weiter  oben  Ave- Lall enient, 
Phys.,  bes.  259  ff.;  Hügel  \'i^  76  fF. ;  Behrend.  206  und  denselben  im  4.  Vierteljahrs- 
heft von  Heiikes  Zeitschr.  1849,  3^5  ff.  ;  ^^ .  Acton,  Prostitution  considcred  in  its 
moral  and  sanilary  aspects    1857,   S.   189,   sowie  neuerdings   Hanauer  a.  a.   O.   S.   32- 

2)  Damit  ist  auch  schon  der  zuweilen  gegen  diesen  Grund  für  die  Duldung  der 
Prostitution  erhobene  Einwand  widerlegt,  daß  ja  auch  andere  verbotene  Handlungen, 
wie  Diebstahl  und  dergl.  mehr,  nicht  auszurotten  seien.  Es  handelt  sich  hier  eben 
nicht  um  Strafrechlspflege,  sondern  um  Polizei.  Die  Theiiiis  darf  und  soll  mit  ver- 
bundenen Augen  arbeiten,  für  das  Handeln  der  Polizei  aber  gilt  gerade  das  Umge- 
kehrte. Die  Polizei  darf  sich  nicht  damit  begnügen,  blinden  Auges  das  (moralisch) 
Unrechte  zu  verfolgen,  sondern  sie  soll  mit  offenen  Augen  die  von  ihm  dem  Volks- 
leben drohenden  Gefahren  abwenden.  Da  aber  hierzu  das  einfache  absolute  Ver- 
bot untauglich  ist,  muß  sie  eben  darauf  verzichten.  Das  ist  auch  der  Standpunkt 
des   Vorentwurfs  zu  einem  neuen  Strafgesetzbuch  S.   851. 

3)  Schon  1795  ^^^  7-  ^-  ^^-  Sineis  von  Eretisteiii  (a.  a.  O.  S.  134)  darauf. 
hingewiesen,  daß  man  mit  einem  solchen  Verbot  »den  öffentlichen  Wert  und  die 
Würde  der  Gesetze  und  damit  den  Staats  selbst«  untergrabe.  —  Vgl.  übrigens  auch 
oben   S.  245. 
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sind  Erörterungen  hierüber  ziemlich  müßig,  denn  tatsächlich  denkt 
die  Polizei  —  bei  uns  wenigstens  —  nicht  mehr  daran,  ein  der- 
artig sinnloses  Verfahren  anzunehmen,  wie  es  das  einfache  Ver- 
bot der  Prostitution  darstellt. 

Mit  absoluter  Sicherheit  ergibt  sich  aus  der  Geschichte  der 
Prostitutionspolizei  die  Lehre,  daß  der  Versuch  einer  Unter- 
drückung der  Prostitution  immer  ganz  den  Zwecken  der  Polizei 
zuwiderläuft.  Worin  soll  aber  dann  die  Prostitutionspolizei  be- 
stehen }  Ich  muß  hier  an  meine  geschichtlichen  Ausführungen 
anknüpfen.  Der  schon  im  Altertum  empirisch  erkannte,  in  unserer 
Zeit  erkenntnistheoretisch  erfaßte  Zusammenhang  zwischen  Pro- 
stitution und  Kriminalität  begründet  die  große  Gefahr  der  Pro- 
stitution für  die  öffentliche  Sicherheit.  Von  jeher  hat  es  daher 
die  Polizei  für  ihre  Aufgabe  angesehen,  die  Prostitution  in  be- 
sonderer Weise  zu  überwachen.  Da  man  aber  immer  nur  das 
überwachen  kann,  was  man  sieht,  so  hat  es  die  Polizei  von  jeher 
für  nötig  erachtet,  sich  stets  die  Möglichkeit  zu  erhalten,  alle 
Prostituierten  zu  kennen.  Zu  diesem  Zweck  hat  man  im  alten 
Rom  alle  Dirnen  in  eine  Liste  eingetragen  und  im  Mittelalter  hat 
man  meist,  um  die  Dirnen  leichter  unter  Aufsicht  halten  zu 
können,  nicht  nur  ihnen  einen  besonderen  Aufenthalt  angewiesen, 
sondern  sie  auch  durch  besondere  Kleidung  nach  außen  hin 
kenntlich  zu  machen  gesucht.  Dies  mittelalterliche  System  ent- 
spricht heute  weder  den  allgemeinen  Anschauungen,  noch  bei 
der  Vielgestaltigkeit  des  Verkehrs  den  polizeilichen  Erfordernissen. 
Man  ist  daher  heute  fast  überall  nach  dem  Vorbilde  der  Pariser 
PoHzei  zu  dem  alten  römischen  System  zurückgekehrt,  indem 
man  dies  durch  die  Einrichtung  der  Zwangseinschreibung  zweck- 
entsprechend ausgebaut  hat :  wie  in  Rom,  hält  sich  die  Polizei  in 
steter  Kenntnis  von  dem  lokalen  Bestände  der  Prostituierten  durch 
Führung  einer  Liste  über  diese ;  insofern  ist  jedoch  das  römische 
System  verbessert,  als  diejenigen  Dirnen,  die  sich  nicht  freiwillig 
zur  Einschreibung  melden,  nicht  mehr  wie  in  Rom,  durch  Aus- 
weisung der  weiteren  Beaufsichtigung  entzogen,  sondern  durch 
zwangsweise  Einschreibung  ihr  unterworfen  werden.  Dadurch  ist 
die  Polizei  in  die  Lage  gesetzt,  alle  nachweisbaren  Prostituier- 
ten stets  unter  Aufsicht  halten  zu  können,  und  es  fragt  sich  wei- 
ter, wie  ist  diese  Aufsicht  nun  zu  gestalten  .' 

I.  Die  Aufsicht  soll  geführt  werden :  i .  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  im  allgemeinen  Sinne  ;  2.  im  Interesse  der 


2^5  Kurt  Wolzendorff : 

öffentlichen  Gesundheit.  Wenn  wir  diese  beiden  Zweige  der 
Prostitutionspolizei  prinzipiell  auseinanderhalten,  so  finden  wir, 
daß  der  erste  von  ihnen  sich  nicht  auf  die  Gesamtheit  der  Pro- 
stituierten wird  erstrecken  müssen.  Schon  im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts ist  die  Pariser  Prostitutionspolizei  von  dem  Gedanken 
ausgegangen,  daß  es  zahlreiche,  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  er- 
gebene Frauen  gibt,  von  denen  in  sicherheitspolizeilicher  Hinsicht 
keinerlei  Gefährdung  ausgeht,  und  von  denen  gleichzeitig  zu  er- 
warten ist,  daß  sie  selbst  geneigt  sind,  sich  den  in  ihrem  eigenen 
sowohl  als  dem  öffentlichen  Interesse  gebotenen  und  ihnen  von 
der  Polizei  angeordneten  sanitären  Maßnahmen  zu  unterziehen  :  für 
diese  Art  von  Prostituierten  hatte  sie  das  petit  dispensaire  ein- 
gerichtet, das  ihnen  ermöglichte,  sich  einer  ärztlichen  Kontrolle  und 
Behandlung  zu  unterziehen,  die  für  sie  nicht  so  in  der  erniedrigenden 
Form  der  Polizeigewaltübung  erschien.  Derselbe  Gedanke  ist 
nun  neuerdings  im  preußischen  Prostitutionswesen  wieder  lebendig 
geworden.  Das  Ministerialreskript  vom  ii.  Dezember  1907  hat 
für  Prostituierte  der  genannten  Art  eine  gesonderte,  mildere  und 
nicht  sofort  als  Polizei  sich  gebärdende  Behandlung  vorgesehen, 
die  aber,  sobald  dies  nötig  wird,  doch  in  Polizei  verwandelt  wer- 
den kann.  Das  scheint  mir  ein  fruchtbarer  Gedanke  zu  sein,  der 
sowohl  von  staatsrechtlichem  und  humanitärem  Standpunkte  als 
auch  von  dem  sanitätspolizeilichen  aus  wohlbegründet  ist.  Von 
staatsrechtlichem  und  humanitärem  Standpunkte ,  indem  man 
Frauen,  die  einen  zwar  unsittlichen,  aber  die  ölTentliche  Ordnung 
in  keiner  Weise  gefährdenden  Lebenswandel  führen,  also  Polizei- 
widriges nicht  begangen  haben  ^),  von  demütigendem  polizeilichen 
Zwange  befreit ;  vom  sanitätspolizeilichen  Standpunkte  insofern, 
als  gerade  diejenigen  Personen,  denen  man  soviel  Verantwortlichkeits- 
gefühl zutrauen  kann,  daß  sie  den  ihnen  gemachten  Auflagen 
weniger  beschämender  Art  sich  freiwillig  unterziehen,  umgekehrt 
auch  soviel  Scheu  und  Stolz  zutrauen  muß,  daß  sie  der  gewöhn- 
lichen polizeilichen  Kontrolle  mit  allen  Mitteln  sich  zu  entziehen 
trachten  würden.  Für  diese  Personen  also  scheint  ein  den  neuen 
preußischen  Bestimmungen  entsprechendes  Regime  durchaus  an- 
gebracht, wonach  sie  zunächst  nur  im  Wege  der  Verwaltungs- 
pflege  zu  den  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheit  erfor- 
derlichen Maßregeln  veranlaßt  werden,  nach  dessen  Versagen  erst 
die  Polizeigewaltübung  einsetzt ;  denn  dann  hat  es  sich  eben  ge- 

1)  Vgl.  das  oben  S.  234  ff.  über  die  staatsrechtliche    Seite    der  Frage    Gesagte. 
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zeigt,  daß  die  betrelTende  Person  nicht  zu  der  Klasse  gehörte, 
der  man  sie  eingereiht  hatte.  Diese  Klasse  an  sich  aber  ist 
staatsrechtlich  nach  diesem  System  prinzipiell  nur  Gegenstand 
der  Verwaltungs  pflege  und  scheidet  daher  aus  der  Prostitu- 
tions  p  o  1  i  z  e  i  aus  '). 

II.  Die  Prostitutionspolizei  selbst  hat  zwei  Zwecke  zu  erfüllen  : 
den  Schutz  der  ölTentlichen  Sicherheit  im  allgemeinen  Sinne  und 
den  Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit.  Ks  wird  nun  zu  unter- 
suchen sein,  wie  sie  nach  beiden  Richtungen  hin  am  zweck- 
mäßigsten einzurichten  ist. 

I.  Im  Hinblick  auf  die  öffentliche  Sicherheit  müssen  wir  uns 
erinnern,  in  welcher  Art  deren  Gefährdung  durch  die  Prostitution 
zustande  kommt.  Sie  entsteht  erstens  aus  der  kriminalogischen 
P^igenart  der  Prostituierten.  Diese  entsprechen  zu  einem  Teil 
dem  männlichen  Vagabundentum,  das  jede  Art  von  Arbeit,  auch 
w'enn  es  nur  ein  unbequemes  Verbrechen  wäre,  verschmäht.  Der 
andere  und  größere  Teil  der  Prostituierten  sucht  noch  außer- 
hall) des  Unzuchtgewerbes  Erwerb,  aber  nur  höchst  selten  in  ehr- 
licher Arbeit,  meist  allein  in  Diebstahl.  Zweitens  aber  bildet  die 
Prostitution  eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  durch  ihren 
Zusammenhang  mit  dem  Verbrechertum.  Abgesehen  davon,  dafS 
die  weiblichen  Verbrecher  meist  auch  gewerbsmäßige  Unzucht 
treiben^),  besteht  dieser  ganz  allgemein  darin,  daß  der  seiner  Na- 
tur nach  zur  Ausschweifung  neigende  Verbrecher  immer  im  Ver- 
kehr mit  den  Dirnen  i.st  und  besonders  gern  alle  Stätten  der  Prostitu- 
tion zu  Schauplätzen  seiner  Orgien  ausersieht  ^).  Es  ist  natürlich, 
daß  sich  daraus  oft  ein  Zusammenarbeiten  der  Dirnen  und  Gauner 
bei  Ausübung  von  Verbrechen  ergibt.  Sehr  häufig  nimmt  dieses 
Verhältnis  dann  gleichzeitig  den  Charakter  des  Zuhältertum  an, 
das  nicht  nur  die  widerlichste  P^orm  des  Verbrechertums  dar- 
stellt, sondern  zugleich  auch  eine  der  gefährlichsten  und  am 
schwersten  faßbaren  wegen  der  Angst  der  Dirnen,  für  dieses  De- 
likt meist  die  einzigen  Zeugen,  von  ihren  Beschützern*).  Wenn 
man  nun  zur  Bekämpfung  dieser  von  der  Prostitution  ausgehen- 
den Gefahren  eine  zweckmäßige  Aufsicht  über  die  Prostituierten 


1)  Der  Vorentwurf  zu  einem  neuen   Strafgesetzbuch   §  305   Ziff.   4  läßt  der  poli 
zeilichen  Regelung  völlig  freie  Hand. 

2)  A.-L.  Gaunertum.     Teil  2,  S.   29,   333. 

3)  A.-L.  Gaunertum.     Teil  II,  S.  28  ff.,  333  ff. 

4)  G.  Aschaffenburg,  Das  Verbrechen  und  seine  Bekämpfung,    1903,  S.  79. 
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herstellen  will,  so  ist  es  nötig",  diese  nicht  aus  -sittenpolizeilichen« 
Bedenken  so  einzurichten,  daß  die  Prostituierte  gezwungen  ist, 
sich  ganz  jedem  beobachtenden  Auge  der  Polizei  zu  entziehen. 
Alle  diese  Gefahren  für  die  öffentliche  Sicherheit  »gedeihen  um 
so  üppiger,  je  eifriger  die  Polizei  gegen  jede  bordellähnliche  Ein- 
richtung vorgeht  und  dadurch  die  Dirnen  in  die  verborgenen 
Winkel,  in  schmutzige  Kneipen,  in  die  städtischen  Anlagen  treibt 
und  je  mehr  die  Befürchtung  vor  der  Sistierung  sie  zwingt,  über 
ihr  lichtscheues  Treiben  den  Schleier  der  Nacht  zu  decken«'), 
das  ist  ein  Satz,  der  nicht  nur  logisch  durchaus  begründet  ist, 
sondern  dessen  empirische  Bestätigung  wir  oben,  besonders  in 
der  preußischen  Geschichte,  hinlänglich  gefunden  haben.  In 
Preußen  hat  damals  wie  heute  noch  in  zahlreichen  anderen 
Bundesstaaten ,  die  Polizei  stets  ihrer  Erfahrung  zu  der  auch 
auf  Grund  logischer  Erwägung  so  klar  sich  ergebenden  Er- 
kenntnis gelangen  müssen,  daß  die  Isolierung  der  Prostitution  das 
Hauptziel  ihrer  sicherheitspolizeilichen  Bekämpfung  sein  muß:  je 
vollkommener  die  Isolierung,  desto  vollkommener  der  Schutz  der 
öffentlichen  Sicherheit.  Daher  hat  in  Preußen  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  die  Polizei  stets  auf  Erhaltung  der  Bordelle 
gedrungen,  daher  haben  zahlreiche  andere  deutsche  Einzelstaaten 
diese  oder  ähnliche  Einrichtungen  bis  heute  beibehalten.  Folgende 
Erwägungen  erklären  uns  die  empirisch  festehenden  Vorteile  der 
Isolierung: 

a)  Die  Isolierung  ist  von  großem  Werte  als  Prophylaxe 
gegen  die  Prostitution.  »Jetzt  wohnt  die  Dirne  meist  in  Arbeiter- 
familien. Von  früh  auf  sieht  die  Umgebung,  sehen  Kinder  und 
Minderjährige  den  eigenartigen  Geschäftsbetrieb  vor  sich ;  die 
Kinder  erblicken  nur  die  oft  von  ihrem  Standpunkt  aus  glänzende 
Außenseite,  nicht  den  Kern  von  Elend;  sie  sehen  Arbeit,  Hunger, 
dürftige  Kleidung  in  der  eigenen  P"amilie,  bei  den  Dirnen  aber 
Nichtstun,  Theater,  Konzerte,  Bälle,  Kleiderluxus  (ein  psychologisch 
ungemein  schwerwiegendes  Motiv)  tagtäglich  vor  sich.  Diese 
Eindrücke  haften  und  erleichtern  den  ersten  Schritt  auf  der  Bahn 
des  Lasters.  W^enn  dann  Not  oder  Versuchung,  Lust  zu  Aben- 
teuern und  Neid  auf  die  bessere  Kleidung  einer  Freundin  an  das 
junge  Mädchen  herantreten,  hat  die  Macht  der  Gewohnheit  und 
das  Vertrautsein    mit    der  Erscheinung   die  Abneigung  gegen  die 


l)  Aschaffenburg  a.   a.   O.   .S.    So. 
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Laufbahn  der  Prostitution  so  abgestumpft,  daß  ein  innerlicher 
Widerstand  nur  gelestigten  Charakteren  i"n()gHch  ist<^  ^j. 

Daß  die  IsoUerung  der  Prostitution  auch  der  öffentlichen  Sitt- 
Hchkeit  große  Vorteile  bietet  -),  sei  nur  beiläufig  erwähnt,  denn 
die  Erwägung  dieses  Umstandes  kann  nach  unserer  oben  ge- 
gebenen Auffassung  des  modernen  Polizeirechts  nicht  als  ent- 
scheidend hier  angeführt  werden,  wenn  es  auch  als  unterstützendes 
Argument  nicht  ohne  Bedeutung  ist^).  Kntscheidend  aber  würde 
es  für  die  Frage  der  P2inführung  der  Kasernierung  nach  positivem 
Recht  insofern  werden,  als  diese  Frage  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  unseres  Strafrechts  (Kuppeleibestimmung)  nicht  der  Polizei- 
gewalt, sondern  der  Gesetzgebung  unterliegt;  daß  diese  im 
Kulturstaat,  ganz  abgesehen  von  ihrer  rechtlichen  und  tatsäch- 
lichen Omnipotenz,  zur  Wahrung  der  sittlichen  Güter  berufen  ist, 
muß  außer  jedem  Zweifel  sein. 

b)  Die  Isolierung  ist  aber  ferner  das  wichtigste  Mittel  zur 
Ueberwachung  der  Prostitution.  Das  ergibt  sich  ohne  weiteres 
aus  der  Sache  selbst.  Nur  auf  einige  Besonderheiten  sei  hier 
noch  hingewiesen.  Die  Stellung  der  Prostitution  zur  Sicherheits- 
polizei ist,  das  finden  wir  überall  bestätigt,  dadurch  bestimmt, 
daß  zwischen  der  Prostitution  und  dem  Verbrechertum  ein 
wesentlicher  Zusammenhang  besteht.  Wie  der  Hochstapler  und 
Falschspieler  mit  den  vornehmen  Cocotten,  so  ist  der  gemeine 
Verbrecher  stets  in  Verbindung  mit  den  Dirnen  niederer  Gat- 
tung. So  hat  bereits  der  bedeutendste  praktische  Kenner  des 
Verbrechertums,  Ave-Lalleviant,  dargelegt,  wie  der  an  sich  schon 
zu  Ausschweifungen  aller  Art  neigende  Verbrecher  in  schwindel- 
köpfigen  Orgien  ein  Aequivalent  sucht  für  die  stete  Gefährdung 
seiner  Freiheit,  wo  nicht  gar  seines  Lebens,  im  Kampfe  mit  der 
bürgerlichen  Ordnung  und  deren  Hüterin,  der  Polizei.  Natur- 
gemäß ist  für  die  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  das  Bordell 
der  gegebene  Ort.  Daher  zieht  es  die  Verbrecher  stets  wieder 
in  die  Bordelle,  und  sie  kehren  immer  von  neuem  dorthin  zurück, 
obwohl  sie  wissen,  daß  sie  dort  am  leichtesten  der  Polizei  in  die 
Hände   fallen,   ja,    selbst  wenn    sie   dies  schon  am  eigenen  Leibe 


i)  Aschaffenburg  a.  a.  O.  S.  77  f. 

2)  Vgl.  darüber  Hügel,  S.  167  ff. ;  Beitmann  a.  a.  O.  S.  209  ff. 

3)  Vgl.  oben  S.  244  Anm.  i;  der  Vorentwurf  zu  einem  neuen  Strafgeselzbuche 
nimmt  als  dritten  und  letzten  Zweck  der  polizeilichen  Regelung  an  :  die  Sicherung 
»des  öffentlichen  Anstandes«. 

Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.     1911.     2.  I8 
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erfahren  haben.  Das  ist  eine  alte  Erfahrung  der  Polizei  in  allen 
größeren  Städten,  Paris,  Lyon,  London,  Hamburg,  Berlin  usw. 
Darin  liegt  auch  der  sicherheitspolizeiliche  V^orteil  der  Bordelle. 
Es  ist  leicht,  dort  die  Verbrecher  abzufassen,  da  die  von  der 
Polizei  abhängigen  Bordellbesitzer  in  ihrem  eigenen  Interesse  die 
Polizei  unterstützen  und  daher  bereit  sind,  wie  das  auch  früher 
in  Berlin  üblich  war,  die  Anwesenheit  heimlicher  Polizeiagenten 
in  ihrer  Gaststube  zu  dulden  ^).  In  den  Bordellen  ist  ferner  für 
die  Dirnen  selbst  die  Gelegenheit  und  Versuchung  zum  Ausrauben 
der  Gäste  geringer,  ganz  ausgeschlossen  sind  alle  von  der  freien 
Prostituierten  ausgiebig  geübten  Arten  der  Erpressung  unter  dem 
Vorwande  der  Alimentationsforderung,  des  Ehebruchs,  der  Ab- 
treibung usw.  Eine  in  sicherheitspolizeilicher  Hinsicht  höchst 
gefährliche  Begleiterscheinung  der  gewöhnlichen  und  mangelhaft 
beaufsichtigten  Bordelle  ist  nun  allerdings  der  Mädchenhandel. 
Doch  ist  gerade  gegen  diesen  »eine  zweckmäßige  Kaser- 
nierung das  beste  Gegenmittel.  Wenn  den  Besitzern  der  Bordelle 
und  Wohnungen  für  Dirnen,  etwa  nach  dem  Vorgange  Bremens, 
die  Möglichkeit  geraubt  wird,  die  Prostituierten  auszubeuten,  so 
wird  der  Mädchenhandel  unlohnend  und  damit  das  Hauptmotiv 
beseitigt«  '^).  Sonach  erscheint  in  jeder  Hinsicht  das  Kasernierungs- 
oder  besser  Isolierungssystem  am  meisten  den  Zwecken  der 
Sicherheitspolizei  zu  entsprechen.  Sehen  wir  nun,  ob  wir  vom 
Standpunkte  der  Gesundheitspolizei  zu  demselben  Resultat  ge- 
langen } 

2.  Wie  ist  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Prostitution  für 
die  Zwecke  der  Gesund  heitspolizei  zu  gestalten  ?  Das 
ist  der  Teil  der  Frage,  der  ihre  größte  Schwierigkeit  enthält.  Von 
medizinischer  Seite  sind  auf  diesem  Gebiete  viele  und  gründliche 
Untersuchungen  geführt  worden  ^).  Sie  alle  haben  aber  noch 
keineswegs  eine  solche  Klärung  herbeigeführt,  daß  es  dem  Laien 
möglich  wäre,  eine  Sichtung  des  medizinisch-wissenschaftlichen 
Materials  vorzunehmen.  Es  bleibt  daher  der  Polizeiwissenschaft 
vorläufig  nichts  anderes  übrig,  als  an  die  Frage  den  Maßstab  des 
unzünftigen  gesunden  Menschenverstandes  anzulegen.  Und  der 
sagt  zunächst :  Die  polizeilich  durchgeführte  ärztliche  Kontrolle, 
mag  sie  auch  noch  viele  Mängel  aufweisen,  bietet  in  Verbindung 

i)  Vgl.   A.-L.  Gaunertum,   II,   337;   ferner:  Behrend.  203. 

2)  Aschaffenburg  a.   a.   O.   So  flf. 

3)  Einen  Ueberblick  darüber  gibt  Bettiiiann  a.  a.  O.  S.  271  ff. 
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mit  der  Zwangsheilung  zum  allermindesten  die  Sicherheit,  daß 
während  der  Internierung  einer  kranken  Prostituierten  im  Kranken- 
haus eine  Unzahl  von  Ansteckungen  unterbleibt,  die  mit  ab- 
soluter Sicherheit  eingetreten  wären,  wenn  die  Kranke  in  l'^reiheit 
geblieben  wäre.  Nun  ist  zwar  mit  den  alles  beweisenden  Stati- 
stiken dargetan  worden,  daß  zuweilen  bei  Aufhebung  der  Regle- 
mentierung die  Geschlechtskrankheiten  sich  nicht  vermehrt,  sondern 
stellenweise  sogar  vermindert,  bei  Einführung  oder  Verschärfung 
der  Reglementierung  vermehrt  haben.  I^s  ist  aber  auch  das 
Umgekehrte  bewiesen  worden  'j.  Für  die  praktische  Polizeilehre 
aber  ergibt  sich  aus  alledem  folgendes :  Bei  der  vollständigen 
Ungewißheit  der  Empirie  einerseits  und  andererseits  der  zwingen- 
den Beweiskraft  der  logischen  Beurteilung  der  Kontrolle  und 
Zwangsheilung  als  zum  mindesten  einer  wirksamen  Quarantäne- 
maßregel wird  keine  ihrer  Verantwortung  bewußte  Polizei  die 
Reglementierung  aufgeben  dürfen.  Wenn  der  Erfolg  auch  noch 
so  gering  zu  bewerten  ist,  so  wäre  es  doch  frevelhaft,  die  Volks- 
gesundheit auch  dieses  geringen  Schutzes  zu  berauben. 

Wenn  also  die  gesundheitliche  Reglementierung  beizubehalten 
ist,  so  fragt  es  sich :  wie  ist  sie  einzurichten }  Hier  ist  es  noch 
weniger  als  bei  dem  bisherigen,  möglich,  in  die  Masse  der  von 
der  ärztlichen  Wissenschaft  angestellten  und  zu  ebenso  zahl- 
reichen Meinungsverschiedenheiten  gelangenden  Untersuchungen 
hineinzusteigen.  Der  springende  Punkt  scheint  mir  jedoch  in 
folgender  neuerdings  sowohl  von  polizeilicher,  wie  von  medi- 
zinischer Seite  angestellten  Erw'ägung  enthalten  zu  sein.  Die 
ganze  gesundheitspolizeiliche  Kontrolle  ist  Stückwerk,  solange 
sie  sich  nur  auf  die  Prostituierten  erstreckt,  die  mit  diesen  ver- 
kehrenden Männer  aber  ohne  Aufsicht  läßt.  Das  ist  ohne  w'eiteres 
klar,  und  wir  finden  daher  die  Forderung  der  Untersuchung  der 
Männer  bereits  im  i<S.  Jahrhundert  in  mehreren  wissenschaftlichen 
Werken  -).  Es  ist  eine  reine  Danaidenarbeit,  die  die  Polizei  sonst 
hier  leistet :  immer  wieder  muß  sie  den  in  der  Prostitution  an- 
gesammelten Infektionsstoff  ausschöpfen,  nie  aber  kann  sie  das 
Zurückströmen  verhindern.  In  ewiger  Wiederholung  werden  die 
infizierten  Vertreterinnen  der  Prostitution  ausgeschieden  und  der 
Zwangsheilung  unterworfen,  aber  nie  wird  der  Versuch  gemacht, 

i)  Vgl.  Bettniann  a.  a.  O.  S.  231. 

2)  So  in    Weikards  Vermischten  Schriften,  Bd.  2,  S.  198  u.  in  J.  J.   Cellas  Frei- 
mütigen Aufsätzen,  1784,   II  (Von  Errichtung   öffentlicher  Bordelle),  S.  67. 
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die  Prostitution  vor  Ansteckung  zu  schützen.  Dies  ganze  Ver- 
fahren ist  doch  noch  gar  nicht  sehr  viel  vollkommener  als  das 
der  Juden  im  Alten  Testament  und  der  hilflosen  Polizei  im 
15.  Jahrhundert,  die  die  Lepra  zu  bekämpfen  glaubte,  indem  sie 
einfach  die  bereits  Erkrankten  aus  der  städtischen  Gemeinschaft 
auswies !  Eine  gesundheitspolizeiliche  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten darf  sich  nicht  auf  eine  Ueberwachung  allein  der 
Prostituierten  beschränken.  Das  ist  nicht  nur  von  ärztlichem  und 
und  polizeilichem  Standpunkt  aus,  sondern  auch  aus  staatsrecht- 
lichen Gründen  zu  fordern.  Es  ist  ein  Grundsatz  des  Polizeirechts, 
daß  die  Polizei  ihre  Maßregeln  zur  Abwendung  von  Störungen 
und  Gefährdungen  der  öffentlichen  Sicherheit,  Gesundheit  und 
Ordnung  gegen  denjenigen  zu  richten  hat,  von  dem  die  Störung 
oder  Gefährdung  ausgeht.  Daher  ist  es  durchaus  gerechtfertigt, 
daß  die  Polizei  ihre  Maßnahmen  zum  Schutze  der  öfifentlichen 
Gesundheit  vor  den  Geschlechtskrankheiten  zunächst  gegen  die 
Prostituierten  richtet.  Es  ist  aber  nicht  gerechtfertigt,  daß  sie  sie 
allein  gegen  die  Prostituierten  richtet,  denn  jene  Gefährdungen 
gehen  ebenso  von  den  Männern  aus,  die  mit  den  Prostituierten 
verkehren  und  von  denen  diese  doch  erst  ihrerseits  angesteckt 
werden.  Eine  sanitäre,  polizeiliche  und  staatsrechtliche  Forderung 
ist  also  :  gesundheitspolizeiliche  Kontrolle  der  mit  den  Prostituierten 
verkehrenden  Männer  ^j. 

Aus  der  Notwendigkeit  der  sanitären  Ueberwachung  der 
Männer  ergibt  sich  ohne  weiteres  eine  zweite  P'orderung:  Kaser- 
nierung der  Prostitution.  Wie  sollte  sonst  die  ärztliche  Kontrolle 
der  die  Prostitution  frequentierenden  Männer  ermöglicht  werden.^ 
Bedeutungslos  ist  es  hierbei,  daß  mit  dieser  gegen  die  Männer 
gerichteten  Maßregel  zugleich  die  Prostituierten  getroffen  werden 
durch  größere  Beschränkung  ihrer  Freiheit.  Denn  die  Prosti- 
tuierten sind  ja  doch  immer  in  erster  Linie  für  die  in  den  Ge- 
schlechtskrankheiten liegenden  Gefährdungen  polizeilich  verant- 
wortlich, da  sie  durch  ihren  berufsmäßigen  und  daher  häufigeren 
Verkehr  eine  ständige  und  größere  Gefahr  bieten.  Es  ist  daher 
nur  gerechtfertigt,  daß  sie  auch  mehr  von  der  Polizei  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  spricht  in  sanitärer  Hinsicht  aber  noch 
weiter  für  eine  Einführung  der  Kasernierung,  daß  sie  große  Vor- 


l)   Im    Ergebnis   übereinstimmend  y.   Kohler,  in   der  Zeilschrift    zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten,  II  (1903)  S.  21. 
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teile  für  die  gesundheitspolizeiliche  L eberwachunL;  der  ]  )iinen 
selbst  bietet. 

Die  Isolierung  erscheint  demnach,  wie  in  sicherhcitsj)olizei- 
lichem,  so  auch  in  gesundheitspolizeilichem  Interesse  wünschens- 
wert. Wie  ist  es  aber  mit  der  Durchführbarkeit  der  Kasernierung.? 
Der  Haupteinwand  gegen  die  Kasernierung  war  immer  die 
Schwierigkeit  ihrer  Durchführung.  Dagegen  ist  zu  replizieren : 
Diese  Schwierigkeit  ist  nicht  größer,  wie  die  jeder  anderen  Art 
der  Reglementierung  auch.  In 'Riesenstädten,  wie  London,  Berlin, 
Paris  wird  die  Durchführung  jeder  Art  der  Reglementierung  immer 
eine  unvollkommene  bleiben,  doch  muß  man  hier  wenigstens  das 
bestmögliche  zu  erreichen  suchen  ;  auch  ist  gerade  hier  die  oben 
besprochene  pflegliche  Gesundheitskontrolle  der  besseren  Klassen 
von  Prostituierten  eine  wertvolle  Ergänzung.  Die  Welt  besteht 
ja  aber  auch  nicht  nur  aus  Millionenstädten  und  in  Mittelstädten 
hat  sich  die  Durchführbarkeit  sehr  wohl  bewiesen.  Ich  brauche 
hier  nur  an  die  größeren  Städte  Badens  zu  erinnern,  aber  selbst 
Großstädte,  wie  Hamburg  und  Bremen,  sind  mit  den  Erfolgen 
ihres  Kasernierungssystems  so  zufrieden,  daß  sie  den  Reichs- 
gesetzen und  dem  Auffordern  des  Bundesrats  zum  Trotze  nicht 
daran  denken,  es  aufzuheben.  Es  wäre  also  nur  zu  wünschen, 
daß  dies  System  allgemein  eingeführt  würde.  Rechtlich  ist  aller- 
dings die  Polizei  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Reichsstraf- 
rechts hierzu  nicht  imstande ^).  Die  Gesetzgebung  hat  hier, 
wie  Kohler  gesagt  hat"),  eine  rettende  Tat  zu  tun.  Diese  Tat 
aber  ist  unbedingt  nötig,  selbst  wenn  man  sich  allgemein  nicht 
zum  Kasernierungssystem  bekennen  wollte.  Denn  es  liegt  eine 
große  Gefährdung  der  Rechtssicherheit  darin,  wenn  die  Ver- 
waltungen zahlreicher,  bedeutender  Bundesstaaten  sich  durch  ihre 
Pflicht  gegenüber  der  salus  publica  gezwungen  sehen  zu  einem 
-Regime,  das  direkt  dem  Reichsstrafrecht  zuwiderläuft. 

Noch  aus  einem  anderen  Grunde  ist  eine  Aenderung  der 
Kuppeleibestimmungen  des  Reichsstrafrechts  im  Interesse  einer 
gesunden  Prostitutionspolizei  unbedingt   erforderlich.     Gerade  da. 


il  Vgl.  hierzu  die  im  Jahre  1877  unter  dem  Titel :  »Das  deutsche  Strafgesetz- 
bacli  und  die  polizeilich  konzessionierten   Bordeile«   veröfi'entlichten  Aktenstücke. 

2)  Kohler  a.  a.  O.  S.  19  ff.  Ich  stimme  der  von  Kohler  für  diesen  Punkt  vor- 
geschlagenen Gesetzesänderung  vollständig  bei.  Ebenso  aber  auch  allen  anderen 
von  ihm  gebrachten  Vorschlägen,  deren  Besprechung  jedoch  über  den  Rahmen  meiner 
Arbeit,   die  sich   nur  mit  der  Prosu'tutions  p  o  1  i  z  e  i  beschäftigt,   hinausgehen  würde. 
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WO  man  nicht  i;e\villt  ist,  das  Kasernierungssystem  einzuführen, 
also  besonders  in  Preußen  nach  dem  neuen  Ministerial-Erlaß,  ist 
es  absohlt  für  die  SicherheitspoHzei  noch  mehr  wie  für  die  Ge- 
sundheitspflege notwendig,  daß  man  einen  Ersatz  für  die  im 
Kasernierungssystem  enthaltenen  polizeilichen  Garantien  schafft 
in  der  Möglichkeit  einer  polizeilichen  Ueberwachung  der  Ver- 
mieter, die  Dirnen  bei  sich  aufnehmen.  Das  absolute  Verbot 
der  Kuppelei  ist  polizeilich  und  rechtspolitisch  ebenso  widersinnig, 
wie  das  absolute  Verbot  der  Prostitution.  Inwiefern  die  mit  Be- 
aufsichtigung verbundene  Duldung  des  Vermietens  an  Dirnen 
polizeiliche  Vorteile  bietet,  ergibt  sich  ohne  weiteres  aus  den 
früher  für  die  Notwendigkeit  der  Duldung  und  Ueberwachung 
der  Prostitution  und  die  Vorteile  der  Bordelle  angeführten  Grün- 
den. Diese  Duldung  ist  aber  noch  dringender  zu  verlangen  im 
Interesse  der  Rechtssicherheit.  13ie  Polizei  kennt  die  Vermiete- 
rinnen sämtlicher  eingeschriebenen  Dirnen,  sie  kennt  also  eben- 
soviel Kupplerinnen  im  Sinne  des  Strafgesetzbuches.  Trotzdem 
bringt  sie  diese  in  der  Regel  nie  zur  Anzeige,  sondern  nur,  wenn 
besondere  Gründe  vorliegen.  Hierin  ist  nicht  nur  an  sich  eine 
Rechtsunsicherheit  begründet,  sondern  diese  wird  noch  weiter 
dadurch  herbeigeführt,  daß  das  Ansehen  der  Gerichte  unter 
diesem  Zustande  leiden  muß.  Denn  die  Gerichte  werden  zu 
Werkzeugen  der  Polizei  herabgedrückt ,  wenn  sie  Strafen  zu 
erkennen  haben  nur  deshalb,  weil  einer  Kupplerin,  deren  straf- 
bares Treiben  der  Polizei  längst  bekannt  war,  aus  irgend  welchem, 
der  Strafjustiz  fern  liegenden,  polizeilich  vielleicht  sehr  zu  recht- 
fertigenden Grunde  das  Handwerk  gelegt  werden  soll.  Es  ist 
also  aus  Gründen  polizeilicher  Zweckmäßigkeit  und  der  zu 
wahrenden  Rechtssicherheit  eine  Modifikation  der  Strafbestim- 
mungen über  Kuppelei  zu  fordern  dahin,  daß  das  Vermieten  von 
Wohnungen  an  Prostituierte  der  polizeilichen  PLrlaubnis  bedarf^). 


Nur  Andeutungen  sind  es,  die  ich  hier  über  die  so  ungeheuer 
wichtige    und    ebenso  schwierige  Frage  einer  zweckmäßigen  Ein- 

l)  Ebenso  Renk  in  Conrads  Handwörterbuch,  Bd.  VI,  264.  —  Die  Aenderung 
der  Kuppeleibestimmungen  in  §  251  Abs.  2  des  Vorentvvurfs  zu  einem  neuen  Straf- 
gesetzbuclie  wird  diesem  polizeilichen  Erfordernis  wohl  nicht  genügend  gerecht,  da 
der  »unverhältnismäßige  Gewinn«  stets  die  Strafbarkeit  begründet.  Im  praktischen 
Leben  dürfte  es  ausgeschlossen  sein,   daß  Wohnungen    an    Dirnen    bei  Duldung    der 
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richtung  der  Prostitutionspolizei  geben  konnte.  Was  diese  Zeilen 
veranlaßte,  war  der  Wunsch,  die  Aufmerksamkeit  der  Staatslehre, 
insbesondere  der  Staatsrechtswissenschaft,  auf  dies  für  die  Ge- 
deihlichkeit des  Volkslebens  so  unendlich  bedeutungsvolle  Prob- 
lem hinzulenken.  Denn  jene  Wissenschaften  müssen  mitarbeiten, 
wenn  mit  einiger  Aussicht  die  Lösung  dieses  Problems  versucht 
werden  soll.  Bis  jetzt  sind  fast  alle  Reformpläne  wertlos,  da  sie 
von  einseitigem  Standpunkte  aus  konzipiert  sind.  Der  Arzt  will 
möglichst  wenig  oder  gar  keinen  polizeilichen  Zwang,  damit  ihm 
das  Vertrauen  der  kranken  femmes  de  mauvaise  vie  ein  freieres 
Feld  der  Tätigkeit  gewähre.  Der  Kriminalist  will  viel  polizei- 
lichen Zwang,  um  die  in  der  Prostitution  enthaltenen  oder  mit 
ihr  verbundenen  gefährlichen  Elemente  in  Schach  halten  zu 
können.  Der  Moralist  am  Ende  verlangt  absolute  Unterdrückung 
der  Prostitution.  Ich  habe  in  meiner  kurzen  Skizze  versucht, 
diese  verschiedenen  Tendenzen  von  polizeilichem  Standpunkte 
aus  in  rechtlicher  und  politischer  Hinsicht  zu  bewerten  und  gegen- 
einander abzuwägen.  Es  darf  nun  aber  nicht  vergessen  werden, 
daß  dieser  polizeiliche  Standpunkt  selbst  nur  ein  einseitiger  ist. 
Vom  allgemeinen  Standpunkte  der  Staatswissenschaft  aus  sieht 
sich  das  Problem  ganz  anders  an.  Da  erscheint  die  Prostitution 
lediglich  als  ein  Schädling  im  Volksleben.  Es  gilt  daher,  sie 
möglichst  zu  beseitigen.  Ist  nun  auch  die  Polizei,  wie  ich  glaube 
dargelegt  zu  haben,  hierzu  nicht  imstande,  so  bleiben  doch  der 
staatlichen  Tätigkeit  noch,  ganz  abgesehen  von  der  Gesetzgebung 
auf  zivil-  und  staatsrechtlichem  ')  Gebiete,  tausenderlei  Wege  der 
Pflege.  Die  Pflege  aber  darf  sich  nicht  nur  gegen  die  Erschei- 
nung selbst,  sondern  sie  muß  sich  vor  allem  gegen  ihre  Ursachen 
wenden.  Zwar  ist  die  Prostitution  wohl  kaum,  wie  die  Sozial- 
demokratie behauptet,  lediglich  eine  Folge  der  » bürgerlichen <- 
Gesellschaftsordnung,  doch  ist  es  unzweifelhaft,  daß  soziale  Ele- 
mente von  großer  Bedeutung  sind  für  die  Rekrutierung  der  Pro- 
stitution: Hier  kann  sicher  durch  ökonomisch-politische  Maßregeln, 
vor  allem  eine  geschickte  Wohnungspolitik,  großer  Einfluß  aus- 
Unzucht in  der  Wohnung  oline  Aussicht  auf  Erzielung  eines  den  normalen  Mietver- 
trag übersteigenden  Gewinns  vermietet  werden. 

l)  Vgl.  hierzu  den  oben  zitierten  Aufsatz  Köhlers.  Die  Sozialdemokraten  weisen 
nicht  mit  Unrecht  darauf  hin,  wieviel  stärker  die  Begünstigung  des  Mannes  gegen- 
über der  Frau  ist  bei  der  Regelung  des  unehelichen  Eltern-  und  Kindesrechts  gegen- 
über denjenigen  des  Allg.  Landrechts.  Vgl.  A,  Beöel,  »Die  Frau  und  der  Sozialis- 
mus«,   IG.  Aufl.   1891,  S.   107. 
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geübt  werden.  Hier  sind  ferner  zu  nennen:  Belehrung  in  jeder 
Hinsicht,  Fürsorge-Erziehung,  Fürsorge  für  entlassene  Gefangene, 
Anstellung  von  Polizei-Assistentinnen,  vor  allem  aber  die  Be- 
kämpfung des  Alkoholismus  und  zwar  nicht  nur  bei  dem  Arbeiter, 
sondern  in  erster  Linie  bei  der  akademischen  und  militärischen 
Jugend.  Ich  glaube,  daß  eine  beharrliche  Arbeit  in  diesem  Sinne 
auf  die  Dauer  nicht  erfolglos  bleiben  wird.  Inzwischen  aber 
nimmt  die  Prostitution  mit  allen  ihren  Gefahren  einen  ungeheuren 
Raum  in  unserem  Volksleben  ein,  und  es  bleibt  die  Aufgabe  der 
Polizei,  an  ihrem  Teile  diese  Gefahren  zu  bekämpfen.  Wenn 
ich  mich  eines  Bildes  bedienen  darf,  so  möchte  ich  sagen :  Die 
Hauptmacht  des  Staates  im  Kampfe  gegen  die  Prostitution  bildet 
die  Verwaltungspflege  und  zwar  fast  alle  auf  soziale  und  kulturelle 
Hebung  gerichtete  Pflege;  die  Polizei  ist  nur  ein  vorgeschobener 
Posten,  der  die  unheimliche  Macht  jenes  Feindes  des  Volkslebens 
weder  vernichten  kann  noch  soll,  dessen  Aufgabe  vielmehr  dar- 
auf beschränkt  ist,  die  von  jenem  Feind  dem  Volksleben  un- 
mittelbar drohenden  Verwüstungen  zu  verhindern.  Aesthetisch 
und  moralisch  schön  freilich  erscheint  diese  Aufgabe  der  dulden- 
den Regelung  einer  zweifellos  vernichtungswürdigen  Erscheinung 
zunächst  nicht.  Aber  sie  ist  notwendig.  Und  in  dieser  Not- 
wendigkeit liegt  nicht  nur  die  staatsrechtliche,  sondern  auch  die 
ethische  Berechtigung  der  Prostitutionspolizei.  FriedricJi  Theodor 
Vischer  hat  es  einmal  gesagt:  > Sintemalen  ihr  Stoff  ist,  ist  die 
Polizei  eben  auch«.  Und  er  hat  hinzugesetzt:  >Das  Böse  ist 
Stoff  für  das  Gute<'. 
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für  den  inneren  Verkehr  im   Reichstelegraphengebiet. 
(Eine  finanzpolitische  Studie.) 

Von 

HUGO  HEIDECKER. 


Einleitung. 

Im  Deutschen  Reiche  gilt  heute  der  Ausspruch  Friedrichs 
des  Großen:  >Ni  la  politique  ni  le  militaire  peuvent  prosperer  si 
les  finances  ne  sont  pas  entretenues  dans  le  plus  grand  ordre«  ^), 
mehr  denn  je.  Die  Aufgabe,  die  Finanzwirtschaft  des  Reichs  auf 
eine  sichere  Grundlage  zu  stellen,  ist  mit  der  Verabschiedung  der 
Finanzgesetze  vom  15.  Juli  1909,  die  dem  Reichssäckel  ein  Mehr 
von  jährlich  500  Millionen  verhießen,  nicht  gelöst:  es  wird  noch 
manche  Quelle  gesucht,  manches  Stück  Boden  für  die  Gewinnung 
von  Reichseinnahmen  urbar  gemacht  w^erden  müssen.  Denn  die 
Ausgaben  haben,  wie  die  Zusammenstellungen  im  ersten  Teile  der 
vom  Reichsschatzamt  im  Jahre  I90(S  herausgegebenen  Denkschrift 
über  das  Finanzwesen  der  öffentlichen  Körperschaften  Deutsch- 
lands beweisen-),  von  jeher  die  Tendenz,  innerhalb  gewisser  Zeit- 
abschnitte schneller  zu  steigen  als  die  Einnahmen,  und  die  Rich- 
tigkeit der  aus  den  neuen  Steuern  theoretisch  berechneten  Ein- 
nahmebeträge muß  erst  noch  durch  den  Erfolg  der  Praxis  bestä- 
tiet  werden. 


1)  i'riedrich  der  Große,  Essai  sur  les  formes  du  gouvernement,  Oeuvres  9, 
S.   204. 

2)  Denkschrifienband  zur  Begründung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  betr.  Aende- 
rungen  im  Finanzwesen.  Nr.  135  Teil  I  der  Anlagen,  S.  25  ff.  (Bd.  249  der  Verh. 
des  Reichstags,  XII.  Legisl.-Per.  I.  .Sess.    1908). 
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In  solchen  Zeiten  darf  sich  der  BUck  nicht  nur  auf  die  Ge- 
winnung neuer  Einnahmequellen  richten,  es  muß  auch  nach  Mög- 
lichkeit versucht  werden,  die  vorhandenen  Quellen  ergiebiger  zu 
gestalten.  Dabei  ist  zu  prüfen,  ob  alle  Erscheinungen  der  staat- 
lichen Finanzwirtschaft  in  Bahnen  verlaufen,  die  ihren  Zwecken 
und  den  geltenden  Anschauungen  über  ihre  Stellung  zur  Volks- 
wirtschaft entsprechen.  »Die  Schwierigkeiten«,  sagt  CoJin  mit 
Bezug  auf  die  Eisenbahnen,  »neue  Finanzquellen  für  Staat  und 
Reich  zu  öffnen,  gebietet  de-sto  größere  Vorsicht  gegen  Ver- 
kümmerung der  vorhandenen  Quellen«^).  In  dieser  Hinsicht  wer- 
den vor  allem  die  einzelnen  Teile  der  privatwirtschaftlichen  Tä- 
tigkeit des  Reichs  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen  sein. 

Wenn  mit  der  Fahrkartensteuer,  dem  Frachturkundenstempel 
auf  den  Verkehr  im  engeren  Sinne  als  Steuerobjekt  übergegriffen 
wird,  erscheint  die  Frage  nicht  müßig,  ob  die  einzelnen  Verkehrs- 
zweige selbst  ihren  Platz  in  der  Finanzwirtschaft  des  Reichs  noch 
voll  ausfüllen.  Die  Neuregelung  der  Fernsprechgebühren,  über 
die  ein  Gesetzentwurf  dem  Reichstage  vorliegt,  beweist  die  Ar- 
beit in  dieser  Richtung  und  lenkt  zugleich  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  etwas  in  den  Hintergrund  gedrängte  ältere  Schwester 
der  Telephonie,  die  Telegraphie,  hin. 

Die  Telegraphie  in  finanzpolitischer  Hinsicht  ist  unter  den 
oben  angedeuteten  Gesichtspunkten  deshalb  als  Gegenstand  der 
gegenwärtigen  Abhandlung  gewählt  worden,  weil  dieses  Gebiet, 
abgesehen  von  der  Behandlung  im  Rahmen  größerer  Werke  der 
Finanzwissenschaft  und  Verkehrspolitik,  nur  spärlich  bearbeitet 
worden  ist.  Dies  mag  seinen  Grund  darin  haben,  daß  das  P'ern- 
sprechwesen  in  den  reichlich  dreißig'  Jahren  seines  Bestehens  durch 
sein  überaus  rasches  Wachstum,  die  Entwicklung  seiner  Technik 
und  sein  intensives  Uebergreifen  auf  alle  Zweige  wirtschaftlichen 
Lebens  dauernd  im  Vordergrunde  des  Interesses  stand,  während 
das  Telegraphenwesen  um  diese  Zeit  schon  in  einer  Periode 
ruhigen  P'lusses  einem  gewissen  Sättigungspunkte  zustrebte,  der 
heute  erreicht  sein  dürfte.  Und  gerade  dieser  Zustand  einer  ab- 
geschlossenen Entwicklung  bietet  die  beste  Gewähr  für  eine  ob- 
jektive Betrachtung.  Für  die  Berechtigung  der  Aufgabe  spricht 
die  finanzielle  Bedeutung  des  Telegraphenwesens,  die  nicht  in 
Abrede  gestellt    werden  kann,    wenn    man    sich    vergegenwärtigt, 

i)   Cohu,  G.,  Zur  Geschichte    und  Politik    des   Verkehrswesens.     Stuttgart  1900, 
Vi,  .S.  440. 
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daß  dieser  Verkehrszweig  seit  Jahren  einen  Zuschuß  erfordert, 
der  nach  den  offiziellen  Mitteikingen  der  Reichsverwaltung  im 
Reichstage  1896  über  dreizehn,  1901  fünfzehn  Millionen  betrug 
und  für  1905  von  Ulrich  allerdings  nicht  ganz  ein  wandsfrei  auf 
zwanzig  Millionen  Mark  berechnet  wird. 

Der  Zweck  der  Arbeit  soll  sein,  alle  für  die  Beurteilung  der 
finanziellen  Behandlung  des  Telegraphenwesens  im  inneren  Ver- 
kehr des  Reichstelegraphengebiets,  also  insbesondere  des  internen 
Telegraphentarifs,  wichtigen  Momente  zusammenzustellen  ziu-  Bil- 
dung eines  Urteils  über  die  Zweckmäßigkeit  des  heutigen  Tarifs. 
Es  wird  sich  also  nicht  vermeiden  lassen,  allgemein  für  das  Ver- 
kehrswesen als  gültig  anerkannte  Grundsätze  mit  Bezug  auf  das 
Telegraphenwesen  zu  prüfen  bez.  zu  spezialisieren.  Die  Tech- 
nik, geschichtliche  Entwicklung  und  rechtliche  Stellung  des  Tele- 
graphenwesens können  bei  einer  derartigen  Auffassung  der  Auf- 
gabe nur  insoweit  Erwähnung  finden,  als  sich  Beziehungen  zur 
Gestaltung  des  Tarifs  nachweisen  lassen.  Die  Beschränkung  auf 
den  Telegraphentarif  innerhalb  Deutschlands  ist  nicht  willkürlich, 
sondern  erschien  mit  Rücksicht  auf  die  große,  z.  T.  grundsätz- 
liche Verschiedenheit  der  Momente,  die  den  inländischen  und  den 
ausländischen  Tarif  beeinflussen,  zweckmäßig. 

I.  Die  tatsächlichen  Verhältnisse  des  Telegra- 
ph e  n  w  e  s  e  n  s. 

Wenn  es  sich  darum  handelt,  den  Tarif  einer  Verkehrsan- 
stalt zu  besprechen,  so  wird  ein  kurzer  Ueberblick  über  deren 
tatsächliche  Verhältnisse  in  rechtlicher  und  verwaltungstechnischer 
Beziehung  und  deren  wissenschaftlich  feststehendes  Verhältnis  zur 
Volkswirtschaft  nicht  entbehrt  werden  können. 

Der  Telegraph  ist  nach  Grunzel'^)  eine  Verkehrsanstalt,  welche 
den  Nachrichtenverkehr  durch  Zeichen  vermittelt.  Nach  einer  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts  fällt  dem  Wesen  der  Telegraphen- 
anstalten »jede  Nachrichtenbeförderung  anheim,  welche  nicht  durch 
den  Transport  des  körperlichen  Trägers  der  Nachricht  von  Ort 
zu  Ort,  sondern  dadurch  bewirkt  wird,  dafS  der  an  einem  Orte 
zum  sinnlichen  Ausdruck  gebrachte  Gedanke  an  einem  anderen 
Orte  sinnlich  wahrnehmbar  wieder  erzeugt  wird< -j. 


i)   Grunzel,  System  der  Verkehrspolilik,  Leipzig   1908,  S.  299. 

2)  Erkenntnis  vom  28.  Febr.    1889  (Entsch.  in  Strafsachen  Bd.    19,  S.   55). 
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Das  Telegraphenwesen  wird  in  Deutschland  (mit  Ausnahme 
von  Bayern  und  Württemberg)  nach  Art.  48  der  Reichsverfas- 
sung vom  Reiche  einheitUch  verwaltet  und  ist  seit  dem  Jahre 
1876  mit  der  Postverwaltung  zu  einer  gemeinsamen  Verkehrsver- 
waltung —  dem  Reichs-Postamte  —  vereinigt.  Das  Monopol,  von 
Anfang  an  faktisch ')  vorhanden,  ist  durch  das  Gesetz  über  das 
Telegraphenwesen  des  Deutschen  Reichs  vom  6.  April  1892  ^) 
auch  rechtlich  festgelegt.  Die  in  §  3  dieses  Gesetzes  ausgespro- 
chenen Befreiungen  vom  Monopol,  die  teils  besonderen  Eigen- 
tums- und  Besitzverhältnissen  Rechnung  tragen,  teils  dem  öffent- 
lichen Interesse  dienen,  sin(J  für  die  gegenwärtige  Betrachtung  be- 
langlos. Dem  Wesen  des  Telegraphen  als  öffentliche  Verkehrs- 
anstalt, nach  7'.  Bar^)  dem  Telegraphenregal  des  Reichs,  ent- 
spricht das  durch  ^  5  des  Gesetzes  normierte  Recht  des  Publi- 
kums auf  Beförderung  von  ordnungsmäßigen  Telegrammen  durch 
die  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Anlagen  gegen  Zah- 
lung der  Gebühren  (Kontrahierungszwang). 

Die  Orientierung  über  die  gegenwärtige  Funktion  des  Tele- 
graphen im  modernen  Kultur-  und  Wirtschaftsleben  möge  eine 
Zusammenstellung  der  einschlagenden,  wissenschaftlich  anerkann- 
ten Tatsachen  vermitteln.  Zunächst  sei  auf  die  allgemeine  Be- 
deutung des  Telegraphen  als  eines  Gliedes  der  Gesamtheit  mo- 
derner Verkehrsmittel  kurz  hingewiesen. 

Daß  die  Entwicklung  der  modernen  Verkehrsmittel,  nament- 
lich der  Dampfschiffe,  der  Eisenbahnen  und  des  Telegraphen, 
eine  neue  Kultur-  und  Wirtschaftsperiode  herbeigeführt  hat,  wird 
heute  von  niemandem  mehr  bestritten.  '>Die  Beziehungen,  welche 
der  Verkehr  erleichtert,  sind  nicht  ausschließlich  wirtschaftlicher, 
sondern  auch  allgemein  kultureller  Natur«'*).  Es  darf  bei  der 
Abschätzung  der  Bedeutung  der  Verkehrsmittel  allerdings  nicht 
übersehen  werden,  daß  die  enge  Wechselwirkung  zwischen  der 
Umgestaltung  der  Technik  und  Organisation  des  Verkehrs- 
wesens und  der  gleichzeitigen  Umbildung  in  der  Technik  und 
Organisation    der    Gewerbe    die    Feststellung,    was    hier    Ursache 


i)  Quellenausgaben  bei  Meili,  Das  Recht  der  modernen  Verkehrs-    und  Trans- 
portanstalten, Leipzig  1888,  S.  104/5. 

2)  Reichsgesetzblatt   1892,  S.  467. 

3)  V.  Bar,  Das  Gesetz  über  das  Telegraplienwesen  des  Deutschen  Reichs,  Ber- 
lin, S.  13. 

4j   Grunzel  a.  a.   O.  S.  4. 
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und  was  Wirkung  ist,  ungemein  erschwert,  ja  unmöglich 
macht ').  7'.  d.  InTglit  hat  dies  treffend  mit  den  Worten  ausge- 
drückt: »Die  gewerbHche  Umwälzung  hätte  in  den  ersten  An- 
fängen stecken  bleiben  müssen,  wenn  nicht  das  Verkehrswesen 
in  seine  moderne  Gestalt  hätte  überführt  werden  können,  und 
andererseits  wiederum :  die  beispiellosen  Fortschritte  des  19.  Jahr- 
hunderts im  Verkehrswesen  wären  nicht  möglich ,  aber  auch 
nicht  nötig  gewesen,  wenn  die  Anwendung  der  Dampfkraft  in 
der  gewerblichen  Produktion  mit  allen  ihren  Folgen  nicht  statt- 
gefunden hätte  <.  Wenn  es  auch  in  den  meisten  Thalien  schwie- 
rig ist,  den  Anteil  eines  einzelnen  Verkehrsmittels  an  der  Schaf- 
fung des  heutigen  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Niveaus  von 
der  Gesamtwirkung  des  »organisierten  Großbetriebs  des  Ver- 
kehrs« zu  trennen,  so  lassen  sich  doch  für  die  konkreten  Ver- 
hältnisse der  Gegenwart  Aufgabe  und  Zweck  der  einzelnen  Ver- 
kehrsmittel feststellen. 

Die  Funktionen,  die  dem  Telegraphen  —  teils  innerhalb  dieser 
Gesamtwirkungen,  teils  als  Eigenwirkung  —  zufallen,  lassen  sich 
kurz  folgendermaßen  zusammenfassen. 

a)  Auf  dem  Gebiete  des  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  V  e  r  k  e  h  r  s  : 
Im  Großhandel  vermittelt  der  Telegraph  ausschließlich  alle  wich- 
tigeren Aufträge,  vermindert  das  Risiko  durch  die  Möglichkeit, 
schwimmende  Waren  anders  zu  dirigieren,  unerwartete  Konjunk- 
turen auszunützen  und  Fehler  zu  berichtigen.  Der  Börsenhandel 
im  allgemeinen,  der  Spekulationshandel,  die  Arbitrage  —  Ge- 
schäfte, die  früher  mit  großem  Risiko  verbunden  waren  —  haben 
ihn  in  ihrer  heutigen  Gestaltung  zur  notwendigen  Voraussetzung 
und  durch  ihn  ganz  außerordentlich  an  Sicherheit  gewonnen.  Er 
ist  ferner  der  Hauptförderer  der  immer  mehr  zunehmenden,  für 
die  ganze  moderne  Gestalt  des  Handels  überaus  wichtigen 
internationalen  Solidarität  der  Handelsinteressen.  Dieser  Zusam- 
menhang zeigt  sich  am  deutlichsten  im  Handel  mit  den  Gütern 
des  großen  Konsums  wie  Getreide,  Baumwolle,  Eisen,  Petroleum, 
Kaffee.  Jeden  Tag  meldet  der  Telegraph  an  bestimmten  Han- 
delszentren zu  bestimmter  Stunde  die  Mengen  von  Produkten,  die 
an  demselben  Tage  auf  den  großen  Märkten  Europas  und  Ameri- 
kas umgesetzt,  und  die  Preise,  welche  dafür  gezahlt  worden  sind. 
Danach  und  nach  den  angebotenen  Vorräten  regelt  sich  an  diesen 


l)  Pökle,   Die  Entwicklung  des   deutschen   Wirtschaftslebens  im   19.  Jahrhundert, 
Leipzig  1908,  S.   112. 
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Handelsmittelpimkten  der  Preis,  der  dann  die  Preishöhe  überall 
beeinflußt,  wo  mit  dem  betreffenden  Produkt  gehandelt  wird.  An 
Stelle  der  alten  Lokalmarktpreise  tritt  so  mehr  und  mehr  ein 
Weltmarktpreis  i). 

I, ediglich  durch  den  Telegraphen  —  ohne  Barverkehr  —  wer- 
den zwischen  den  Hauptbörsen  der  Erde  täglich  Geldtransaktionen 
von  vielen  Millionen  vermittelt.  In  derselben  Weise  wie  auf  den 
Handel,  dem  er  vornehmlich  dient,  wirkt  der  Telegraph  natürlich 
auch  auf  die  Gütererzeugung,  soweit  sie  vom  Handel  abhängt : 
beim  Einkauf  der  Rohprodukte,  Feststellung  des  Bedarfs  und  der 
Marktlage  sowie  Ausnützung  der  Konjunktur. 

Alle  Gebiete  wirtschaftlichen  Lebens  verdanken  dem  Tele- 
graphen vermehrte  Sicherheit  im  Verkehr  sowie  die  ^Möglichkeit, 
Katastrophen  —  seien  es  Hungersnöte,  Naturereignisse  (z.  B.  Hoch- 
wassergefahren) oder  Wirtschaftskrisen  —  vorherzusehen  und 
durch  g-eeignete  Vorkehrungen,  wenn  nicht  zu  vermeiden,  so  doch 
in  ihren  Wirkungen  abzuschwächen. 

b)  Im  persönlichen  Verkehr  ist  der  Telegraph  der 
schnellste  Bote  für  dringende  Nachrichten  familiären  Charakters, 
wie  sie  etwa  bei  Todesfällen,  bei  Aufforderungen  zu  eiligen 
Reisen,  für  das  Herbeirufen  von  Hilfe  bei  drohenden  oder  ge- 
schehenen Unglücksfällen ,  erforderlich  werden.  Im  persön- 
lichen Verkehr  wird  er  auch  oft  benutzt  zur  Vermittelung  von 
Nachrichten,  die  entweder  einer  gewissen  Bequemlichkeit  oder 
einem  gewissen  Luxusbedürfnis  entspringen  und  auf  anderem 
Wege  gleich  zweckentsprechend  übermittelt  werden  könnten. 
Die  ^löglichkeit  für  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber,  die  Konjunk- 
turen des  interlokalen  Arbeitsmarktes  jederzeit  erfahren  und  aus- 
nützen zu  können,  ist  sowohl  für  den  persönlichen  Verkehr  als 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  von  Bedeutung.  Auf  die  sozialen 
Verhältnisse  der  Individuen  zu  einander  hat  der  Telegraph  un- 
mittelbar keinen  wesentlichen  Einfluß,  W'ie  ihn  etwa  die  Eisen- 
bahnen durch  die  ^Möglichkeit  plötzlicher  Massenwanderungen 
einerseits  und  ihre  gesellschaftlich  nivellierende  Tendenz-)  an- 
dererseits haben.  Das  gleiche  Recht  für  jeden  zur  Benutzung 
der  Telegraphenanstalten  kann  kaum  in  diesem  Sinne  angeführt 
werden,  da  hier  das  wesentliche  Moment  des  persönlichen  Zu- 
sammenseins unter  gleichen  Umständen  fehlt. 

i)  V.  d.  Borght,  Das  Verkehrswesen,  Leipzig  1894,  .'^.  40. 
2)  V.  d.   Borght,  a.  a.  O.  S.  48. 
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c)  D  e  r  ö  f  f  c  n  t  1  i  c  h  c  n  W  <>  h  1  t"  a  h  v  t  dient  der  Telegrai)h 
durch  Unfallmcldcstellcn,  VVas.scrstand.smcldun_L,^cn,  Eisberichte, 
Wetterbeojjachtuni^stelcgiamme,  Zcitüberniittekingen  u.  ä.  In  den 
Händen  der  Polizei  ist  er  ein  bewährter  I  lelfer  bei  der  Auf- 
deckung und  Verfolgung  von  Verbrechen.  Der  R  e  g  i  e  r  u  n  g  s- 
g  e  w  a  1 1  bietet  er  das  unentbehrlichste  Mittel  für  die  einheit- 
liche Verwaltung  auf  unbegrenzte  Kntfernungcn,  für  die  Wahrneh- 
mung der  diplomatischen  Beziehungen  zum  Auslande,  für  die 
Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden,  für  Mobilmachungen,  liier 
wie  für  den  persönlichen  Verkehr  ist  der  Telegraph  auch  außer- 
halb der  Gemeinschaft  mit  den  anderen  Verkehrsmitteln  von  emi- 
nenter selbständiger  Bedeutung. 

d)  A  u  f  k  u  1 1  u  r  e  1 1  e  m  Gebiete  ist  nur  die  wichtige 
Funktion  des  Telegraphen  als  schnellsten  Berichterstatters  der  Presse, 
wodurch  er  einen  großen  Kreis  von  Menschen  täglich  über  alle 
wichtigen  Vorkommnisse  der  Politik,  des  Wirtschaftslebens,  der 
Technik  und  Wissenschaft  unterrichtet,  hervorzuheben. 

Die  Wirkungen  sekundärer  Natur  auf  das  wirtschaftliche,  so- 
ziale, politische  und  sittliche  Leben  sowie  auf  die  Rechtsentwick- 
lung und  die  internationalen  Beziehungen,  die  sowohl  in  förderndem 
wie  in  schädigendem  Sinne  den  modernen  Verkehrsmitteln  und 
somit  auch  dem  Telegraphen  zugeschrieben  werden  '),  müssen  in 
diesem  Zusammenhange  füglich  unerörtert  bleiben. 

2.  Der  Telegraph,  seinem  Wesen  nach  eine  selb- 
ständige Verkehrsanstalt. 
Die  Frage,  ob  die  Telegraphie  nur  ein  dem  Wesen  der  Post 
entspringender,  mit  ihr  innerlich  zusammenhängender  Betriebs- 
zweig dieser  Verkehrsanstalt  ist,  oder  als  eine  selbständige  Ver- 
kehrsanstalt angesehen  werden  muß,  ist  für  die  finanzielle  Be- 
handlung des  Telegraphenwesens  nicht  ohne  Belang.  Von  ihrer 
Beantwortung  hängt  es  ab,  ob  die  Deckung  des  jährlichen  Defi- 
zits des  Telegraphenbetriebs  aus  den  Einnahmen  der  Post  als 
Betriebsausgabe  so  gerechtfertigt  werden  kann  wie  etwa  die  Füh- 
rung unlohnender  Artikel  auf  Kosten  gutgehender,  gewinnbringen- 
der Waren  in  einem  kaufmännischen  Unternehmen.  Das  große 
Publikum    jedenfalls    kennt    zum    größten  Teil    das  Telegraphen- 


i)  V.  d.  Borgkt,  a.  a.  O.  S.  49  ff.;  Frhr.von   IVeichs-Glon,  Das  finanzielle  und 
soziale  Wesen  der  modernen  Verkehrsmittel,  Tübingen  1894,  S.  148  ff. 
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wesen  nicht  als  eine  besondere  Verkehrsanstalt,  sondern  nur  als 
eine  Verkehrsleistung  der  Post,  wie  etwa  die  Vermittelung  des 
Paket-  oder  Geld-(Postanweisungs-)verkehrs  u.  s.  w.  Soviel  be- 
kannt, hat  diese  Frage  eine  eingehendere  Behandlung  in  der  ein- 
schlägigen Literatur  außer  in  den  offiziösen  Auslassungen  zurzeit 
der  Vereinigung  beider  Verwaltungen  bisher  nicht  erfahren.  Es 
kann  zweifelhaft  sein,  ob  die  Untersuchung  über  diese  F'rage  lo- 
gischerweise an  diese  Stelle  oder  erst  hinter  die  Behandlung  der 
Bedeutung  des  Regals  und  des  Verwaltungsprinzips  für  die  Tarif- 
bildung gehört.  Ausschlaggebend  für  die  gewählte  Anordnung 
war  die  Erwägung,  daß  das  Ergebnis  der  Erörterungen  den  Gegen- 
stand von  vornherein  als  einen  vollständig  unabhängigen  cha- 
rakterisiert. 

Bei  der  Vergleichung  des  Wesens  der  beiden  Betriebe  kann 
es  sich  nur  um  die  Feststellung  von  Aehnlichkeiten  oder  Unter- 
schieden handeln  a)  in  Zweck  und  Leistung,  b)  in  den  Betriebs- 
mitteln,  c)  in  der  geschichtlichen  Entwicklung. 

a)  Die  Post  dient  dem  Nachrichtenverkehr,  dem  Sachgüter- 
verkehr und  dem  Personenverkehr ,  der  Telegraph  befördert 
ausschließlich  Nachrichten.  Diese  Gleichheit  des  Zwecks  (Nach- 
richtenbeförderung) ist  aus  verschiedenen  Gründen  nur  äußerlich : 
Erstens  benutzt  die  Post  bei  ihren  Leistungen  sämtliche  Ver- 
kehrsmittel —  PLisenbahn,  Dampfschiff,  Land-  und  Wasserwege  — . 
Sie  ist  also  selbst  weniger  Verkehrsmittel  als  lediglich  Verkehrs- 
anstalt (Speditionsgeschäft),  während  der  Telegraph  Verkehrsan- 
stal t  und  Verkehrs  mittel  zugleich  ist.  Zweitens  sind  die 
Nachrichten,  die  der  Post  zufallen,  in  mehrfacher  Beziehung  ganz 
anderer  Natur,  als  die  spezifisch  dem  Telegraphen  zukommen- 
den. Dieser  vermittelt  Nachrichten,  die  ihrer  Natur  nach  so- 
fort, d.  h.  ohne  nennenswerte  Verzögerung,  den  Empfänger  treffen 
sollen,  die  einen  durch  Raum  und  Zeit  unmöglich  gemachten 
augenblicklichen  Austausch  von  Person  zu  Person  zu  ersetzen 
haben  und  die,  wie  Knies'^)  sagt,  überhaupt  erst  und  nur  durch  den 
Telegraphen  Verkehrsfähigkeit  erlangen.  Diese  Leistung  erhält 
dadurch  einen  ganz  anderen,  höheren  Wert  für  den  Absender  als 
die  Beförderung  eines  Briefes.  Die  Uebermittelung  von  Nach- 
richten, deren  W^ert  von  der  Einhaltung  einer  bestimmten  für  die 
Postbeförderung  zu  kurz  bemessenen  Frist  abhängt,   ist  demnach 


I)  A'tties,   Der  Telegraph  als  Verkehrsmittel,  Tübingen  1857,   S.   214. 
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die  Aufgabe  des  Telegraphen,  also  eine  Leistung,  die  die  Post 
als  solche  überhaupt  nicht  vollbringen  kann.  Denn  die  Schnel- 
ligkeit der  mit  der  Post  beförderten  Nachrichten  ist  durch  die 
von  ihr  benutzten  Transportmittel  begrenzt;  schneller  als  die 
Eisenbahn,  das  Dampfschiff  untl  künftig  vielleicht  das  Luftschiff 
kann  keine  mit  der  Post  beförderte  Nachricht  ihr  Ziel  erreichen, 
lüne  Benutzung  des  Telegraphen  als  Verkehrsmittel  durch  die 
Post  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Benutzung  der  Eisenbahn  durch 
die  Post  anzunehmen,  verbietet  sich  bei  einer  näheren  Betrach- 
tung des  Betriebs  und  der  Betriebsmittel  beider  Verkehrszweige. 

b)  Betrieb  und  Betriebsmittel.  Die  Post  sammelt 
Gegenstände  und  verteilt  sie  an  anderer  Stelle.  Soweit  der  Nach- 
richtendienst in  Erage  kommt,  bewirkt  sie  eine  Ortsveränderung 
des  körperlichen  Trägers  der  Nachricht.  Ihre  Beförderungsmittel 
sind  dementsprechend  P'ußboten,  Euhrwerk,  Eisenbahn,  Dampf- 
schiff. Ihre  Tätigkeit  ist  sowohl  die  des  Transportunternehmers 
(Speditionsgeschäft)  als  des  Bankiers  (Postanweisung,  Scheck). 
Die  Tätigkeit  ihrer  Betriebsorgane  besteht  in  der  Annahme,  P'est- 
stellung  des  Gewichts  und  Buchung  der  Sendungen,  im  Sortieren 
und  Verpacken  der  Beförderungsobjekte,  in  der  Uebergabe  der 
Transporte  and  ist  infolge  der  umfangreichen  Buchungen  und 
rechnerischen   Arbeiten    zum    großen   Teil  kaufmännischer    Natur. 

Der  Telegraph  befördert  die  ihm  offen  übergebenen  Mittei- 
lungen, indem  mit  Hilfe  des  elektrischen  Stromes  die  an  einem 
Orte  sichtbar  gemachten  Zeichen  an  einem  andern  Orte  sichtbar  wie- 
der erzeugt  werden.  Ein  Transport  des  körperlichen  Trägers 
der  Nachricht  findet  also  hierbei  nicht  statt.  Die  Betriebs- 
mittel sind  Apparate,  elektrische  Batterien,  Linien  und  Leitungen. 
Die  Tätigkeit  der  Betriebsorgane  ist,  abgesehen  von  der  Annahme 
und  Gebührenerhebung  sowie  der  Bestellung  der  Telegramme  am 
Bestimmungsorte,  eine  durchweg  technische  —  entweder  manipu- 
latorisch bei  der  Apparatbedienung  oder  ausführend  bei  der  Er- 
weiterung und  Unterhaltung  der  Anlagen  (Bau  von  Linien  und 
Leitungen,  technische  Einrichtung  der  Betriebsstellen)  oder  mehr 
wissenschaftlich  bei  der  Eingrenzung  von  Leitungsstörungen,  Auf- 
suchung von  P'ehlern,  Berechnung  von  Stromstärken,  bei  den 
elektrischen  Messungen  und  weiterhin  bei  der  allerdings  vom  Be- 
trieb aus  schon  auf  das  Gebiet  der  Verwaltung  übergreifenden 
Konstruktion  von  Apparaten  (Apparatwerkstatt  des  Reichs-Post- 
amts).    Also  Unterschiede  in  der  Art  des  Betriebes,  wie  sie  weiter- 

Ztitschrift   für   die   ges.  Staatswissensch.      1911.     2.  IQ 
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gehend  kaum  gedacht  werden  können.  Ebenso  verschieden  ist 
demgemäß  die  Auswalil  und  Ausbildung  der  Beamten.  Daß- 
auf  den  kleineren  Stationen  Postbeamte  den  Telegraphendienst 
unter  einfachsten  Verhältnissen  mit  wahrzunehmen  haben,  kommt 
hierbei  nicht  in  Betracht,  da  sie  in  besonderer  Ausbildung  erst 
für  diesen  Dienst  vorbereitet  werden  müssen.  Die  Notwendigkeit 
der  Heranbildung  rein  technischer  Betriebsbeamten  hat  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  bereits  zu  einer  Scheidung  der  Anwärter  der 
mittleren  Laufbahn    in  Post-    und    Telegraphengehilfen   geführt^). 

c)  Geschichtliche  Entwicklung.  Alle  Betriebs- 
zweige, die  im  Laufe  der  Zeit  aus  der  Post  hervorgewachsen  sind, 
wie  der  Zeitungsvertrieb,  der  Paketverkehr,  der  Postanweisungs- 
und Nachnahmedienst,  lassen  sich  in  Beziehung  bringen  zu  der 
ursprünglichen  Aufgabe  der  Post,  der  Brief-  und  der  Personen- 
beförderung. Von  einem  zum  anderen  ist  immer  nur  ein  Schritt 
gewesen,  eine  Betriebserweiterung,  die  sich  mit  der  bisherigen 
Betriebsorganisation  ohne  weiteres  vereinigen  ließ.  Zeitlich  ist 
die  Reihenfolge  :  Briefbeförderung,  Personenbeförderung,  Zeitungs- 
vertrieb, Beförderung  von  Wertsendungen,  Paketbeförderung,  Post- 
amveisungs-,  Nachnahme-,  Postauftrags-,  Scheckverkehr.  Keine 
dieser  Verkehrsvermittelungen  wurde  vorher  von  organisierten 
Unternehmungen  anderer  Art  wahrgenommen. 

Ganz  anders  beim  Telegraphenwesen.  Die  telegraphische 
Nachrichtenübermittelung  ist,  wenn  man  die  Mitteilungen  durch 
optische  und  akustische  Zeichen,  die  sich  bis  in  die  graue  Vor- 
zeit (Flammenzeichen  beim  F'all  Trojas)  verfolgen  lassen,  und  sich 
heute  noch  bei  den  Naturvölkern  finden ,  als  ihren  Ursprung 
ansehen  will,  so  alt,  ja  vielleicht  noch  älter  als  der  Brief.  Denn 
für  diesen  ist  immer  die  Erfindung  der  Schrift  Voraussetzung,  wäh- 
rend für  jene  die  Vereinbarung  bestimmter  Zeichen  für  vorher 
verabredete  Pralle  ausreichte.  Diese  F'ernmeldungen  waren,  wie 
noch  heute,  für  Pralle  der  Not  (Anrücken  des  P^eindes,  Warnungen 
bei  Naturereignissen)  bestimmt,  für  welche  die  Schnelligkeit  der 
sonst  zur  Ueberwindung  räumlicher  Entfernungen  verfügbaren 
Mittel  —  im  günstigsten  Pralle  ein  berittener  Bote  —  nicht  mehr 
ausreichte.  Die  Telegraphie  entwickelte  sich  meist  in  den  Hän- 
den und  für  die  Zwecke  der  Staatsgewalt  —  mit  längerer  Unter- 
brechung im  Mittelalter  —  vollständig  unabhängig  von    der  Post 


Ij   Amtsblatt  des  Reichs-Postamts  Nr.    i    für    1900. 
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in  den  optischen  Telegraphen  nach  dem  Claudc-Chappe'schen 
System  zu  einer  erhebUchcn  LeistunL;stahi^kcit.  Anfang  der  40er 
Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  traten  dann  die  elektrischen  Tele- 
graphen die  Erbschaft  der  optischen  an ').  iJas  Telcgraphenwesen 
war  in  Preußen  dem  Kriegsministeriuni  unterstellt.  Mit  der  Er- 
schließung des  elektrischen  Staatstelegraphen  für  den  öffentlichen 
Verkehr  ging  die  Staatstelegraphie  gleichzeitig  auf  das  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  über  und  wurde 
kurz  darauf  (1849)  als  selbständige  Verkehrsanstalt  unter  dem 
Namen  »Königliche  Telegraphendirektion «  dem  General-Postamte 
unterstellt,  das  eine  Abteilung  dieses  Ministeriums  bildete.  ISe- 
trieb  und  Rechnungswesen  sowie  Verwaltung  waren  von  der  Post- 
verwaltung unabhängig  und  getrennt.  Bei  Ausbruch  des  deutsch- 
österreichischen Krieges  hatten  die  meisten  deutschen  Staaten 
selbständige  Telegraphenverwaltungen.  Durch  die  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  wurde  das  Telegraphenwesen  des  ge- 
samten Bundesgebiets  vom  i.  Januar  i(S68  ab  als  eine  Verkehrs- 
anstalt mit  einheitlicher  Verwaltung  eingerichtet.  Der  Bund  führte 
die  Einrichtungen  der  Telegraphie  auf  eigene  Rechnung,  behan- 
delte die  Einnahmen  gemeinschaftlich  und  bestritt  aus  ihnen  die 
Ausgaben.  (Art.  49.)  Zum  gleichen  Zeitpunkte  wurde  die  Tele- 
graphie ebenso  wie  die  Post  aus  dem  Verbände  des  Ministeriums 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  losgelöst  und  dem 
neuerrichteten  Bundeskanzleramt  als  Abteilung  II  unter  der  Be- 
zeichnung Generaldirektion  der  Telegraphen«,  unabhängig  vom 
General-Postamt,  unterstellt.  Für  die  Verschmelzung  der  Tele- 
graphie mit  der  Post,  die,  wie  schon  erwähnt,  am  i.  Januar  1876 
auf  Grund  des  Reichs-Haushaltsetats  vor  sich  ging,  waren  bei  der 
damals  schon  vorhandenen  Zuschuß  Wirtschaft  der  Telegraphen- 
verwaltung in  erster  Linie  finanzpolitische  Gründe  ausschlaggebend. 
Man  ging  von  dem  richtigen  Gedanken  aus,  daß  die  Kosten,  die 
für  doppelte  Lokale,  Ausstattungsgegenstände,  Bureaubedürfnisse 
und  vor  allem  für  die  Beamten  beider  Verwaltungen  aufzuwen- 
den waren,  sich  durch  die  Vereinigung  wesentlich  vermindern 
würden.  Der  Volkswirtschaft  wurde  durch  die  Vereinigung  da- 
durch gedient,  daß  bei  der  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Telegra- 
phenstationen hohen  Zahl  von  Postanstalten  die  Möglichkeit  einer 

l)  Denkschrift:     »50  Jahre    elektrischer    Telegraphie  1848 — 1899),   Berlin    1899, 
(abgek.  Jubiläumsdenkschrifi),  8.  27  ff. 
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rascheren  Ausbreitung  des  Telegraphen  auch  auf  verkehrsärmere 
Orte  gegeben  war.  Diese  äußerliche  Zusammenlegung,  deren  Wert 
bei  kleineren  Anstalten  am  meisten  zur  Geltung  kam,  war  finanztech- 
nisch ohne  Zweifel  richtig,  eine  Begründung  für  eine  organische 
Verschmelzung  des  Telegraphenwesens  namentlich  in  seiner  heu- 
tigen durch  die  Ausbildung  des  Fernsprechwesens  ganz  außer- 
ordentlich gewachsenen  Bedeutung  mit  der  Post  bietet  sie  indes 
nach  den  bisherigen  Ausführungen  nicht.  Würden  die  Eisen- 
bahnen mit  so  feinen  Adern  wie  die  Post  die  Zirkulation  des 
Verkehrs  bis  in  die  entlegensten  Gebiete  führen,  so  hätte  nach 
seinem  Wesen  als  rein  technische  Verkehrsanstalt  eine  Vereini- 
gung des  Telegraphen  mit  der  Eisenbahn,  für  deren  Betrieb  er 
so  wie  so  einen  wesentlichen  Bestandteil  ausmacht,  vielleicht  näher 
gelegen.  »Es  darf  nicht  vergessen  werden«,  sagt  Fardely,  »daß 
die  Eisenbahn  es  war ,  welche  den  elektrischen  Telegraphen 
zuerst  ins  Leben  rief,  daß  sie  die  Wiege  und  die  Schule  des- 
selben war«-  ^). 

Daß  dem  Telegraphen  seinem  Wesen  nach  der  Charakter 
einer  selbständigen  Verkehrsanstalt  zukommt,  dürfte  nach  vor- 
stehenden Ausführungen  als  erwiesen  gelten.  Die  Folgerungen 
und  Forderungen,  die  sich  hieraus  ergeben,  sollen  später  zusam- 
mengestellt werden. 

3.  Das  Telegraphenregal. 
Auf  die  Preisbildung  und  die  Tarifgestaltung  hat  es  einen 
wesentlichen  Einfluß,  ob  eine  Verkehrsanstalt  als  Regal  oder  in 
freier  Konkurrenz  oder  in  gemischtem  Betriebe  (teils  Staats-, 
teils  Privatunternehmung)  verwaltet  wird.  P"ür  das  Telegraphen- 
wesen ist  diese  Frage,  wie  wir  gesehen  haben,  zur  Zeit  praktisch 
ohne  Bedeutung.  Die  theoretische  Erörterung,  die  dem  Zwecke 
der  Feststellung  der  wirtschaftlich  und  technisch  vorteilhaftesten 
Verhältnisse  dient,  kann  indes  auf  eine  Untersuchung  über  die 
für  die  Allgemeinheit  zweckmäßigste  Betriebsform  nicht  verzichten. 
Diese  Untersuchung  beschränkt  sich  auf  eine  Würdigung  der  er- 
wähnten Betriebsformen  bezüglich  ihrer  Wirkung  auf  das  Wirt- 
schaftsleben und  ihrer  finanziellen  Behandlung  und  kann  die  ge- 
schichtliche und  rechtliche  Entwicklung  des  staatlichen  Telegra- 
phenmonopols und   die   Wandlungen,  welche  der  Regalitätsbegriff 

i)  Knies  a.  a.  O.  S.    19. 
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der  X'eikehrsanstalten  in  der   Wissenschaft  durchgemacht  hat,    in 
diesem  Zusammenhang  unberücksichtigt  lassen  '). 

Die  Frage  der  freien  Konkurrenz  scheidet  beim  Telegraphen 
unter  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen,  wo  es  sich  nicht  mehr 
nur  um  den  Betrieb  einiger  llau])tlinien,  sondern  um  das  exakte 
Ineinandergreifen  eines  weit  ausgebreiteten,  feinmaschigen  Netzes 
handelt,  von  vornherein  aus.  Schon  Sch'öttle  sagt-),  daß  man 
auf  dem  Gebiete  des  Telegraphenwesens  gar  nicht  die  Wahl 
zwischen  gewerblicher  Freiheit  und  Staatsmonopol,  sondern  nur 
zwischen  diesem  letzteren  und  dem  Privatmonopol  habe.  Der 
von  z'.  WeicJis-Glon  (a.  a.  O.  S.  38)  hervorgehobene  Monopol- 
charakter aller  Verkchrsanstaiten  kommt  beim  Telegraphen  am 
klarsten  zum  Ausdruck.  Wenn  der  Telegraph  der  Allgemeinheit 
die  ^Möglichkeit  bieten  soll,  von  jedem  Orte  aus  mit  einem  be- 
liebigen anderen  in  telegraphische  Verbindung  zu  treten,  so  kann 
der  Betrieb  nicht  auf  kleinere  Gebietsteile  beschränkt  werden. 
Würden  nun  z.  B.  größere  Gebietsteile  zentrisch  von  verschiedenen 
Privatunternehmungen  bedient,  so  müfken  die  einzelnen  Unter- 
nehmungsgebiete wegen  der  Verbindungsleitungen,  der  Betriebs-, 
Abrechnungs-  und  Tariffragen  dauernd  in  Beziehung  treten.  Die 
Konkurrenz  auf  diesem  letzeren  Gebiete  führt  zu  einem  Ineinander- 
schieben der  einzelnen  Leitungsnetze,  sowie  zu  Preisunterbietungen 
und  im  weiteren  Verlauf,  teils  durch  Aufsaugung  der  schwächeren 
Unternehmungen,  teils  durch  gemeinsame  Tarifabkommen,  Trust- 
bildungen und  P\isionen  zum  Monopol.  Daß  hierbei  die  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  der  Allgemeinheit  durch  eine  gleichmäßige 
Behandlung  sowohl  in  betriebstechnischer  (namentlich  gleichmäßige 
Verteilung  der  Stationen  usw.)  als  auch  in  finanzieller  Beziehung 
(gleiche  Preise)  nur  Berücksichtigung  finden,  soweit  es  dem  Unter- 
nehmungscharakter der  Privatgesellschaften  entspricht,  bedarf  keines 
Beweises.  Die  Entwicklung  des  Telegraphenwesens  in  England 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind  typische 
Beispiele  für  den  geschilderten  Verlauf '^j.  Das  Telegraphenwesen 
drängt  also  zum  Monopol. 

l)  Vgl.  hierzu  Colin,  Erörterungen  über  die  finanzielle  Behandlung  der  Ver- 
kehrsanstalten, in  Schmollers  Jahib.  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft, 10.  Jhrg.  1886,  S.  645  flF. 

2)  Schöttle,  Der  Telegraph  in  finanzieller  und  administrativer  Hinsicht,  Stutt- 
gart   1883,   S.   23. 

3)  Vgl.  hierzu  für  die  Entwicklung  in  England  :  Archiv  f.  Post  u.  Telegraphie, 
188S,  S.  323  ff.;   1896,   S.    517  ff.,  für   die   Entwicklung  in   Amerika:   Archiv  f.   Post  u. 


28o  Husjo  Ileidecker: 

Die  nächste  Frage  wird  sein,  welche  Vorteile,  bez.  Nach- 
teile die  staatliche  Monopolverwaltiing  gegenüber  der  privaten 
hat.  Es  ist  klar,  daß  der  Staat  dem  öffentlichen  Charakter  des 
Telegraphen  besser  Rechnung  trägt  als  der  Privatunternehmer, 
dessen  Ziel  in  jedem  Falle  die  Erreichung  größtmöglichen  Ge- 
winnes ist.  Letzterer  wird  unrentable  Linien  nur  im  äußersten 
Notfalle  bauen  und  daher  manchen  verkehrsschwachen  Gegenden 
überhaupt  die  telegraphische  Verbindung  vorenthalten,  während 
der  Staat  in  Erfüllung  seiner  Aufgabe,  durch  die  Gesamtheit 
seiner  verkehrspolitischen  Maßnahmen  den  Verkehr  in  einer  für 
die  Volkswirtschaft  günstigen  Weise  zu  beeinflussen  ^),  nach 
Möglichkeit,  besonders  durch  Vornahme  einer  zweckmäßigen  Ver- 
einigung von  sogenannten  »Aktiv-  und  Passivlinien«,  gerade  ver- 
kehrsschwächeren Gebieten  den  Verkehr  erleichtern,  d.  h.  sie  an 
das  allgemeine  Netz  anschließen  wird  -).  Der  staatliche  Betrieb 
ist  ferner  unabhängiger  von  Konjunkturschwankungen,  wie  sie  sich 
bei  jedem  privaten  Unternehmen  bemerkbar  machen  und  dessen 
Leistungsfähigkeit  beeinflussen  können.  Etwa  erzielter  Gewinn 
kommt  bei  staatlicher  Verwaltung  nicht  einzelnen,  sondern  der 
Gesamtheit  zugute.  Zuverlässigkeit  und  Sicherheit  des  Betriebes 
sind  —  wenigstens  in  Deutschland  —  die  für  das  Wirtschafts- 
leben günstigen  Attribute  des  Staatsbetriebes,  wenn  sie  auch  keine 
spezifische  Eigenschaft  desselben  sind  und  ebenso  dem  Privat- 
betriebe eigen  sein  können.  Das  für  den  Geschäftsverkehr  vieler 
wichtige  Telegraphengeheimnis  ist  in  Deutschland  gesetzlich  ge- 
schützt ^),  und  die  allgemeine  Behauptung  des  französischen  Natio- 
nalökonomen Leroy-Bemtlieii:  »pour  les  telegraphes  du  moins  ce 
monopole  de  l'Etat  a-t-il  des  inconvenients  considerables  :  le  secret 


Telegraphie,  1874,  S.  118  f.;  1876,  S.  138  f. ;  1890,  S.  421  f.  In  England  erfolgte 
die  Uebernahme  des  Telegraplienwesens  durch  den  Staat  1870  durch  Ankauf  für  die 
hohe  Summe  von  10  880  571  Pfd.  Sterl.  {Arch.  f.  P.  u.  T.  1887,  S.  500).  In  den 
Ver.  Staaten  befindet  sich  das  Telegraphenvvesen  z.  Zt.  noch  in  Privathänden,  haupt- 
sächlich der  Western  Uniori   Telegraph   Company. 

1)  Vgl.  Definition   des   Begriffs  Verkehrspolilik  bei   Grunzel  a.  a.   O.   S.   9. 

2)  So  betrug  in  England  zurzeit  der  Uebernahme  des  Telegraphenwesens  durch 
den  .Staat  1870  die  Zahl  der  TejegraphenansfÄlten  2932,  nach  einjährigem  Staatsbe- 
triebe 1871  4074,  1875  5585,  die  Zahl  der  beförderten  Telegramme  1869  (Privatbe- 
trieb) 6000000,  1870  bereits  9850177,  (Arch.  f.  P.  u.  T.  1888,  S.  324/3251. 
Die  Gebühr  für  die  einfache  Inlandsdepesche  ist  von  2  sh  2  pce  auf  I  sh  2  pce 
herabgesetzt  worden   (Arch.  f.   P.  u.  T.   1875,   S.   378). 

3)  Gesetz  über  das  Telegraphenwesen   tj  8. 
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des  telegrammes  est  beaucoup  moins  gardc  par  l'Etat  que  par 
les  societcs  piivces«,  ist  durch  nichts  bewiesen').  Zugunsten 
des  Staatstelegraphen  ist  ferner  hervorzuheben  die  leichtere  — 
weil  bei  eigenem  lietriebe  mit  geringeren  Kosten  verbundene  — 
Entwicklungsfähigkeit  aller  gemeinnützigen,  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrtspflege dienenden  Einrichtungen  (Unfallmeldedienst,  Wasser- 
telegramme), die  sich  des  Telegraphen  bedienen  müssen.  Die 
Wichtigkeit  des  Staatsbetriebs  für  militärische  Zwecke,  insbeson- 
dere für  die  Landesverteidigung  schließlich  bedarf  kaum  beson- 
derer Hervorhebung. 

In  ökonomischer  Beziehung  hat  die  staatliche  Verwaltung 
trotz  der  größeren  aus  ihrer  \orbildlichen  Stellung  in  sozialen 
Dingen  entspringenden  Lasten  auch  verschiedene  Vorteile  gegenüber 
dem  privaten  Betriebe,  wie  die  bessere  Ausnutzung  der  Beamten- 
kräfte durch  deren  Nebenbeschäftigung  in  anderen  Betriebszweigen 
(z.  B.  Post),  die  intensivere  Ausnutzung  der  Leitungen  durch  die 
Möglichkeit  der  Umleitung,  die  größere  Unabhängigkeit  von  der 
Lage  des  Geldmarktes  -)  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen.  Die  gegen 
die  Zweckmäßigkeit  des  Staatsmonopols  ins  Feld  geführten  Gründe, 
als  da  sind  übermäßiger  Ausbau  des  Netzes  zur  Vermeidung 
von  Bevorzugungen  oder  Vernachlässigungen,  ungenügende  Ent- 
wicklung des  Netzes  aus  übertriebenem  Fiskalismus  und  parla- 
mentarische Vertretung  von  parteipolitischen  Sonderinteressen 
treffen  nur  Auswüchse,  die  nicht  notwendig  zum  Wesen  der 
öffentlichen  Verwaltung  gehören  und  in  Deutschland  kaum  beob- 
achtet werden.  Die  aufgeführten  Punkte  mögen  genügen  zum 
Beweise  der  Vorteile  einer  staatlichen  Verwaltung  ^)  des  Telegraphen- 
wesens in  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  ^). 

1)  Arch.  f.  P.  u.  T.  1909,  S.  352.  Aehnlich  die  —  allerdings  nur  in  republi- 
kanischen Staaten  mögliche  —  Begründung,  mit  der  die  Anhänger  des  Privatbe- 
triebs in  Amerika  diesen  u.  a.  verteidigten:  »Bei  der  Regierungsform  der  Union 
würde  der  Telegraph  ein  gefährliches  Werkzeug  in  den  Händen  der  regierenden  Par- 
tei werden.  Dieselbe  hätte  dann  das  Mittel,  von  den  Depeschen  der  Gegenpartei 
nach  Belieben  Kenntnis  zu  nehmen  und  die  Beförderung  derselben  aufzuhalten  oder 
ganz  zu  verhindern«.  (Arch.  f.  P.  u.  T.  1874,  S,  121).  Dabei  wurde  aber,  wie 
richtig  hervorgehoben,  vergessen,  daß  die  Post,  für  die  doch  genau  dasselbe  gelten 
müsse,  ohne  Widerspruch  sich  in  staatlicher  Verwaltung  befindet.  Bei  der 
technischen  Natur  des  Telegraphen  kommt  zudem  noch  in  Betracht,  daß  bei  der 
Wahl  der  Beamten   doch  zunächst   die  technische  Qualifikation   entscheidend  sein  muß. 

2)  v.  d.  Borght  a.   a.   O.   S.   92.  3)  v.  d.  Borght  a.  a.  O.   S.  76/77. 

4)  Vgl.  hierzu  Meili,  Das  Telegraphen-Recht,  Zürich  1871,  S.  18  ff.  [Knies 
a.  a.  O.  S.  261  u.   263). 


2S2  Hugo   Heidecker: 

4.     Das  Y  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  -  (Finanz-)  P  r  i  n  z  i  p. 
Die  Grundsätze,    die    für  die    staatliche   Verwaltung  von 
Verkehrsanstalten    maßgebend    sein   können,    werden    von    Adolf 
Wagner  ^)  folgendermaßen  gefaßt : 

1.  das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe, 

2.  das  Gebührenprinzip, 

3.  das  rein  privatwirtschaftliche  (gewerbliche)  Prinzip, 

4.  das  reine  Regalitäts-  und  Besteuerungsprinzip  -). 
Bestimmt    wird    das  Verwaltungsprinzip    vor  allem  durch  die 

wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung ,  die  das  betr.  Verkehrs- 
mittel für  die  Allgemeinheit  besitzt  und  deren  Beurteilung  durch 
ein  genaues  Abwägen  der  Wechselwirkung  zwischen  privatwirt- 
schaftlichen und  gemeinwirtschaftlichen  Momenten  ermöglicht 
wird,  ferner  von  der  jeweiligen  Richtung  der  Wirtschaftspolitik 
und  schließlich  in  der  Praxis  auch  von  der  finanziellen  Lage  des 
Staates.  Aus  allem  ergibt  sich,  daß  die  Plnanzgrundsätze  nicht 
für  alle  Zeiten  feststehende  und  für  alle  Verkehrsmittel  gleiche 
Normen  sein  können ,  sondern  mit  der  Kulturentwicklung  (im 
weitesten  Sinne)  wechseln.  Die  Verkehrsanstalt  kann  sogar  eine 
selbständige,  dem  beabsichtigten  Verwaltungsprinzip  zuwider- 
laufende Entwicklung  nehmen,  die  dann  von  außen  her  der  Ver- 
waltung die  entgegengesetzten  P^inanzgrundsätze  aufzwingt.  Ein 
typisches  Beispiel,  wie  sehr  die  herrschende  staatswirtschaft- 
liche Anschauung  oft  von  der  Gestaltung  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse abhängt,  bietet  die  Entwicklung  der  preußischen  Eisen- 
bahnen und  der  preußischen  Eisenbahnpolitik  ^). 


1)  Finanzwissenschaft,  I,  1883,  S.  479. 

2)  Weilergehend  unterscheidet  Gottfr.  Zöpß  (Die  Finanzpolitil^  der  Veikelirsan- 
stahen,  Berhn  1898,  S.  10)  das  Prinzip  i.  der  Frohndenleistung,  2.  der  Finanzquelle,  3. 
des  sozialen  Ausgleichs,  4.  des  Entgelts  und  5.  der  Unentgeltlichkeit,  während  Sax 
(Verkehrsmittel,  S.  80)  nur  drei  Verwaltungsprinzipien,  nämlich  i.  des  allgemeinen 
Genußgutes,  2)  der  öffentlichen  Anstalt  (Gebührenprinzip),  3.  der  öffentl.  Unterneh- 
mung annimmt,  wobei  allerdings  eine  Unterteilung  des  Gebührenprinzips,  je  nachdem 
die  Gebühren  die  Kosten  decken  oder  nicht  (Zuschußverwaltung)  oder  über  die 
Kosten  hinausgehen  (indirekte  Besteuerung),   vorgenommen  wiid.     (S.   248/249.) 

3)  Gustav  Cohii  (Zur  Geschichte  und  Politik  des  Verkehrswesens  VI,  S.  373  ff.) 
sagt  hierzu:  »Die  Grundsätze  für  das  Verhältnis  der  Staatsbahnen  zum  Staatshaus- 
halt, welche  in  den  amtlichen  Kreisen  zurzeit  der  Ueberleitung  der  preußischer» 
Bahnen  in  den  Staatsbesitz  als  maßgebend  bezeichnet  wurden,  haben  sich  merkwür- 
dig schnell  geändert.«     Die  Untersuchungskommission  von  1873  sieht  nicht  die  Frage 


Der  Telegraphentarif.  283 

Ebenso  werden  für  die  Verkehrsmittel  in  ihrer  Gesamtheit 
keine  übereinstimmenden  Grundsätze  aufgestellt  werden  können, 
wenn  auch  gewisse  gemeinsame  Grundlagen  vorhanden  sind. 
Andere  Prinzipien  l)eherrschen  naturgemäß  die  Verwaltung  der 
Straßen,  andere  die  der  Kanäle  oder  der  ICisenbahnen  und  andere 
die  der  Post,  der  Telegraphie  oder  der  Telephonie.  Die  Mei- 
nungen der  Wissenschaft  gehen  auch  gegenwärtig  auf  diesem 
Gebiete  —  namentlich  in  bezug  auf  das  PLisenbahn-  und  Kanal- 
wesen  —  weit  auseinander  und  zwischen  Gustav  Colui  und  W'eichs- 
Glon  einerseits  und  van  der  Borglit,  Gottfr.  Zopfl  und  auch 
Grunzet  andererseits  ist  ein  großer  Spielraum.  Gegenüber  den 
viel  umstrittenen  Plagen  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahn-,  Kanal- 
und  Wasserstraßenpolitik  bietet  die  Einreihung  des  Telegraphen- 
wesens unter  einen  der  oben  genannten  Verwaltungsgrundsätze 
geringere  Schwierigkeiten,  weil  —  in  Deutschland  wenigstens  — 
für  dieses  Verkehrsmittel  in  geologischer  Beziehung  bei  dem 
heutigen  Stande  der  Bautechnik,  die  auf  jedem  von  Menschen 
begangenen  Wege  Telegraphcnlinien  herzustellen  vermag,  theo- 
retisch die  Möglichkeit  einer  gleichmäßigen  Verteilung  vorhanden 
ist,  die  Anlagekosten  verhältnismäßig  gering  sind  und  der  in 
Frage  kommende  Posten  im  jährlichen  Gesamthaushaltsetat  nicht 
so  entscheidend  ins  Gewicht  fällt,  wie  z.  B.  bei  den  Eisenbahnen^). 
Schließlich  ist,  wie  schon  erwähnt,  im  Telegraphenwesen  eine 
gewisse    Sättigung    eingetreten,    die     den    üeberblick    erleichtert. 


Zinsgewinn  bringender  Rentabilität,  sondern  unabhängig  davon  das  Bedürfnis  des 
öffentlichen  Verkehrs  als  entscheidend  für  Wesen  und  Zweck  der  Eisenbahnen  an. 
1S79  schließt  sich  der  Minister  Maybach  dieser  Anschauung  in  einer  großen  Rede 
im  Abgeordnetenhause  an  und  die  Lehrmeinungen  der  deutschen  Wissenschaft  (Ä". 
H.  Rat/,  Sax)  kommen  z.  T.  dieser  Richtung  der  praktischen  Eisenbahnpoliiik  ent- 
gegen. Die  Eisenbahnen  brachten  aber  in  den  10  Jahren  von  1882/83  bis  1S91/92 
einen  Ueberschuß  von  846  Millionen  Mark,  von  denen  402  Millionen  für  ander- 
weitige Staatsausgaben  verwendet  worden  sind.  {Co/m  a.  a.  ü.,  S.  379.)  Man 
hatte  sich  auf  finanzielle  Opfer  gefaßt  gemacht  und  »erst  die  Tatsachen  selber,  welche 
jene  Erwartung  widerlegten,  schufen  eine  ganz  andere  Gestaltung  der  Eisenbahn- 
finanzpolitik und  aus  dieser  heraus  ganz  andere  finanzpolitische  Grundsätze  für  deren 
Verwaltung«.     {Cohii  a.  a.   O.   S.    378/79.) 

i)  Investiertes  Kapital  beim  Telegraphen  (Reichs-Telegrapliengebiet)  1904 
145000000  M.  (Mitteilg.  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  im  Reichstag 
19.  I.  1905,  Stenogr.  Berichte  XI.  Legisl.Per.  i.  Sess.  1903/05,  5.  Bd  ,  S.  3898)  bei 
den  Eisenbahnen  15  201  000  000  M.  (1904),  (Grtinzel  n.  a.  O.  S,  loi)  Ueber- 
schuß der  Eisenbahnen  in  Preußen  (1904)  632  742  377  M.  (Eheberg,  Finanzwissen- 
schaft  190S,   S.   103),   Zuschuß   der  Telegraphenverwaltung   ca.   20  000  coo   M. 
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Welches  Verwaltungsprinzip  paßt  nun  nach  den  angedeuteten 
Gesichtspunkten  für  das  Telegraphenwesen?  Das  reine  RegaUtäts- 
und  Besteuerungsprinzip,  dessen  Zweck  darin  besteht,  durch  den 
Ausschkiß  jeder  Konkurrenz  noch  höhere  Einnahmen  zu  erzielen, 
als  durch  rein  privatwirtschaftlichen  Betrieb  möglich  wäre,  wider- 
spricht von  vornherein  dem  historischen  Charakter  des  Tele- 
graphenwesens als  reinen  Verwaltung  sregals.  Durch  die 
Anwendung  dieses  Prinzips  auf  das  Verkehrswesen  würde  der 
Staat  die  gedeihliche  Entwicklung  des  Verkehrs  hemmen  und 
sich  so  der  Vernachlässigung  einer  seiner  wichtigsten  wirtschafts- 
politischen  Aufgaben  schuldig  machen  ^). 

Die  Anwendung  des  Prinzips  der  reinen  Ausgabe  »wonach 
die  Verkehrsmittel  jedermann  zur  unentgeltlichen  Benutzung  be- 
reit gestellt  werden,  während  die  Kosten  von  der  Gesamtheit  zu 
bestreiten  sind«  (e-.  d.  Borglit  a.  a.  O.  S.  105),  setzt  voraus,  daß 
die  Wirkung  des  Verkehrsmittels  auf  die  einzelnen  Privatwirt- 
schaften vollständig  gleichmäßig,  das  Netz  über  das  ganze  Land 
verbreitet  und  die  allgemeine  Benutzung  aus  allen  Volksschichten 
möglich  und  tatsächlich  vorhanden  ist,  bez.  im  Bedürfnis  liegt. 
Von  Wichtigkeit  ist  es  nach  Z'öpfl  auch,  ob  das  Anlagekapital 
der  Verkehrsanstalt  bereits  amortisiert  ist  oder  nicht  und  ob  die 
Anlage  aus  den  laufenden  Einnahmen  des  Staates  oder  aus  An- 
leihen hergestellt  w'orden  ist  -).  Für  das  Telegraphenwesen  treffen 
die  wenigsten  dieser  Voraussetzungen  zu.  Das  Anlagekapital  ist 
noch  nicht  amortisiert  und  zum  größeren  Teil  aus  Anleihen^)  ge- 
nommen. Im  deutschen  Reichspostgebiet,  das  nach  der  Zählung 
von  1905  445.395,58  qkm  mit  51.814.727  Einwohnern  umfaßt, 
gibt  es  32  764  Orte  mit  Postanstalten,  dagegen  nur  25  573  Orte 
mit  Telegraphenanstalten  (einschließlich  der  dem  Privatverkehr 
geöffneten  Eisenbahntelegraphenanstalten),  also  fast  7200  oder  22% 
weniger  als  Postanstalten ^).  Selbst  wenn  durch  den  Landbrief- 
träger auch  die  Bewohner  der  nicht  an  das  Reichstelegraphen- 
netz   angeschlossenen    Orte    die    Möglichkeit   haben,    Telegramme 


1)  Vgl.   hierzu  v.  d.  Borght  a.   a.   O.   S.  io6  u.  Entgegnung  dazu   von    Cohn,   Zur 
Geschichte  u.   Politik   des  Veikehrswesens,   VII,   S.  469   u.  VI  S.   3S5  ff. 

2)  Zöpß  a.   a.   O.  S.   27. 

3)  Bis    1904    143000000  M,    Anlagekapital,     davon     75000000  M.      Anleihe- 
mittel (stenogr.   Ber.   d.  Reichstags  XI.   Legisl.Per.   I.  Sess.   1903/05,   5.  Bd.,  S.  389S). 

4)  -Statistik    der    deutschen  Reichs-,   Post-    und    Telegraphenverwaltung    für  das 
Kalenderjahr  1907,  S.  7  u.   41. 
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abzusenden,  werden  sie  in  den  meisten  Fällen  gezwungen  sein, 
auf  eigene  Kosten  ihre  Telegramme  nach  der  nächsten  Station  zu 
befördern.  In  beiden  Fällen  sind  Unbequemlichkeiten  sowie  Auf- 
wand an  Zeit  und  Geld  unvermeidlich,  und  es  ist  ohne  weiteres 
ersichtlich,  daß  von  einer  Gleichmäßigkeit  der  Benutzungsmög- 
lichkeit noch  nicht  gesprochen  werden  kann.  Anders  liegen  z.  B. 
die  Verhältnisse  beim  Briefverkehr,  der  nur  Auflieferung  durch 
den  Brieflcasten  erfordert  und  bei  dem  Schnelligkeit  und  Zeit- 
ersparnis nicht  dieselbe  Rolle  spielen  wie  beim  Telegrammverkehr. 
Die  jeweilige  Frequenz  hängt  natürlich  außer  von  der  Benutzungs- 
möglichkeit auch  von  der  Güte  und  Vollständigkeit  der  Iktriebs- 
einrichtungen  usw.   ab. 

Mir  die  Erwägungen  über  die  Wahl  des  F^inanzgrundsatzes 
dürfen  naturgemäß  nur  die  wichtigen,  wirklich  notwendigen  Tele- 
gramme, nicht  auch  die  Bequemlichkeits-  oder  Luxusbedürfnissen 
entspringenden  in  Betracht  gezogen  werden.  Während  letztere 
bei  der  Behandlung  des  Telegraphen  als  freies  Genußgut  in  be- 
denklichem Maße  zunehmen  würden,  darf  ohne  großen  Fehler 
die  Behauptung  aufgestellt  werden,  daß  die  wichtigen  Telegramme 
auch  bei  völliger  Gebührenfreiheit  nicht  wesentlich  zunehmen 
würden.  Denn  die  Gründe,  die  die  Absendung  eines  Telegramms 
als  unumgänglich  notwendig  erscheinen  lassen,  hängen  von  einer 
Reihe  von  Umständen  ab,  die  durch  die  Gebührenhöhe  nicht  be- 
einflußt werden^).  Die  Intensität  der  gegenwärtigen  Benutzung 
kann  daher  unbedenklich  der  Erörterung  dieser  Furagen  zugrunde 
gelegt  werden.  Nach  einer  Zusammenstellung  bei  Grnnsel  (a.  a. 
O.  S.  301)  entfielen  im  Jahre  1904  auf  100  Einwohner  in  Deutsch- 
land 84  Telegramme  jährlich.  Deutschland  steht  an  8.  Stelle, 
England  mit  216  Stück  an  erster,  Rußland  mit  19  Stück  an 
letzter  ^).    Hierbei  ist  indes  zu  beachten,  daß  eine  derartige  Gegen- 


1)  General-Postmeister  im  Reichstag  8.  Nov.  1876  (stenogr.  Ber.  II.  Legisl.Per. 
IV.  Sess.  1876,  I.  Bd.,  .S.  91);  »im  allgemeinen  werden  die  Tarife  die  Depeschen 
nicht  vermehren,  auch  wenn  sie  billig  sind«. 

2)  Die  Zahlen  sind  der  1906  veröffentlichten  Statistique  comparative  für  1904 
entnommen.  Der  Berechnung  dieser  Durchschnittszahlen  ist  bei  Grunzel  die  Gesamt- 
zahl sämtlicher  über  die  Leitungen  des  betr.  Landes  gegangenen  Telegramme  zu- 
grunde gelegt,  also  auch  der  vom  Ausland  eingegangenen  und  vor  allem  der  Durch- 
gangstelegramme, die  in  günstig  gelegenen  Ländern,  wie  z.  B.  der  Schweiz  einen 
erheblichen  Bruchteil  der  Gesamtzahl  ausmachen.  (In  der  Schweiz  1904  rd.  18  0/q.) 
Für  die  Intensität  der  Benutzung  des  Telegraphen  durch  die  Einwohner  geben  da- 
her diese  Zahlen  kein  genaues  Bild.      \'on   den   wirklich  in  der  Schweiz  aufgegebenen 
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Überstellung  nur  eine  oberflächliche  Vergleichsmöglichkeit  bietet. 
Als  Absender  und  Empfänger  eines  Telegramms  können  nur 
Personen  von  einem  gewissen,  vom  Alter  abhängigen  Bildungs- 
grade in  Frage  kommen.  Kinder  können  den  Telegraphen  über- 
haupt nicht  benutzen,  jugendliche,  namentlich  unselbständige  Per- 
sonen werden  nur  selten  in  die  Lage  kommen,  zu  telegraphieren. 
Würde  also  die  Zahl  der  Telegramme  etwa  auf  die  Zahl  der  über 
1 5  Jahre  alten  Einwohner  bezogen,  so  würde  sich  wahrscheinlich 
eine  Verschiebung  des  Verhältnisses  z.  B.  zwischen  Deutschland 
und  PVankreich  zugunsten  Deutschlands  ergeben^).  Ferner 
kommt  hier  wesentlich  die  geographische  Lage  und  der  P'remden- 
verkehr,  z.  B.  für  die  Schweiz,  in  Betracht.  Es  kann  also  der 
Zusammenstellung  nicht  ohne  weiteres  entnommen  werden,  daß 
die  Benutzung  des  Telegraphen  in  Deutschland  ceteris  paribus 
bis  etwa  zur  Intensität  in  England  gesteigert  werden  könne,  um 
so  mehr  als  die  Gelegenheit  zur  Benutzung  des  Telegraphen  unter 
den  europäischen  Staaten  in  Deutschland  am  günstigsten  ist. 
Letzteres  beweist  die  Zahl  der  Stationen  im  Verhältnis  zum 
Flächenraum  des  Landes  und  zur  Zahl  der  Einwohner,  also  nicht 
die  Dichtigkeit  der  Telegraphenleitungen,  wie  Grimzel  anzunehmen 
scheint  ^),  sondern  die  Dichtigkeit  der  Telegraphenanstalten.  Wenn 
auch  das  Verhältnis  zwischen  Stationen  und  F"lächenraum  allein 
oder  zwischen  Stationen  und  Einwohnerzahl  allein  im  allgemeinen 
schon  einen  oberflächlichen  Ueberblick  über  die  Benutzungs- 
möglichkeiten bietet,  so  erhält  man  doch  noch  genauere  Ver- 
gleichszahlen, wenn  man  für  jedes  Land  das  Produkt  aus  den  für 
Flächenraum  und  Einwohnerzahl  pro  Station  berechneten  Ver- 
hältniszahlen bildet  und  auf  diese  Weise  versteckt  die  Bevölkerujigs- 

Telegrammen  enlfallen  für  das  Jahr  1904  nur  74,8  auf  je  100  Einwohner,  in  Deutsch- 
land dagegen  69,6.  In  die  Tabelle  auf  S.  287  sind  daher  zum  Vergleich  die  nur 
auf  die  aufgegebenen  Telegramme  bezogenen  Zahlen  aus  der  Statistik  der 
deutschen  Reichs-,  Post-  und  Telegraphenverwaltung  für  1907  (S.  75)  aufgenommen 
worden. 

1)  So  kamen  z.  15.  nach  Kaitckberg,  Art.  »Altersgliederung«  im  Handw.  d. 
Staatswissenschaften  auf  1000  Einw.  in  Deutschland  351  Personen  im  Aller  bis  zu 
15  Jahren,  in  Frankreich  dagegen  nur  262  [v.  Philippovich,  Grundriß  I,  Tübingen 
1906  S.   56). 

2)  Grunzel  sagt  301 :  »Die  dichtesten  Telegrnphenleitungen  hat  Norwegen 
(591 1  km  Leitungen  pro  I  Mill.  Einw.)  und  Frankreich  (4042  km  pro  Million  Ein- 
wohner«). Nach  Maßgabe  der  Zahlen  meint  Griitizel  Telegraphcnl  i  n  i  e  n  anstatt 
Telegraphen  1  ei  t  un  g  e  n  ,  aber  auch  die  Linien  können  auf  die  Einwohner  be- 
zogen keine  Vorstellung  von   der  Dichtigkeit  des   Netzes  vermitteln. 
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dichtigkeit  mit  in  Betracht  zieht.  Je  kleiner  der  Wert  dieses 
Produktes  ist,  desto  häufis^er  ist  für  die  Bewohner  des  betr.  Landes 
die  Benutzungsgelegenheit.  Nach  diesen  Gesichtspunkten  ist  auf 
Grund  der  im  Journal  telegraphique ,  dem  Organ  des  Inter- 
nationalen Telegraphenbureaus  in  Bern,  für  1908  (S.  332  ft".)  ver- 
öffentlichten Statistique  telegraphique  comparative  de  1907  die 
nachfolgende  Uebersicht  aufgestellt.  Die  Verhältniszahlcn  der 
dritten  Reihe  —  der  Wert  der  Produkte  aus  den  Zahlen  der 
ersten  und  zweiten  Reihe  ist  der  besseren  Vergleichsmoglichkeit 
halber  auf  den  auf  i  reduzierten  Wert  für  Deutschland  bezogen  — 
lassen  erkennen,  daß  Deutschland  außer  von  Luxemburg  bezüglich 
der  Dichtigkeit  der  Telegraphenanstalten  von  keinem  Lande  über- 
troffen wird.     Es  entfallen  : 


Es  kommen 

Veigleichs- 

Es  entfallen 

in  den  Staaten 

I   Telegra- 
phenanstalt 

I  Telegraphen- 
anstalt auf 

zahlen  f.d.  Be- 
nutzungsmög- 

auf je  100  Ein- 
wohner an 

auf  qkm 

Einw. 

lichkeit 

aufgeg.  Telegr. 

Stück 

Belgien 

19,1 

2752 

3.9 

71.6 

Deutschland 

14,5 

1625 

1,0 

72,3 

Frankreich 

29.7 

2176 

2,8 

107,4 

Groß-Brilannien  u.  Irland 

25,6 

3311 

3.3 

198,4 

Italien 

40,6 

4666 

8,0 

40,6 

Luxemburg 

9.9 

937 

0,4 

49,6 

Niederlande 

25.9 

4490 

4.9 

76.2 

Norwegen 

247.3 

1709 

17.9 

85,8 

Oesterreich 

45.9 

4001 

7,8 

:     45,3 

Rußland 

3030,4 

18911 

2433.1 

17,2 

Schweden 

170,2 

2043 

14,8 

40,7 

Schweiz 

18,5 

1485 

1,2 

82,3 

Ungarn 

80,4 

4766 

16,3 

40,1 

Aus  diesen  Vergleichszahlen  in  Verbindung  mit  den  Zahlen 
für  die  Intensität  der  Benutzung  (4.  Reihe)  läßt  sich  also  nur  fest- 
stellen, daß  trotz  der  günstigsten  Benutzungsgelegenheit  und  nied- 
riger Gebühren  in  Deutschland  weniger  Telegramme  aufgeliefert 
werden  als  z.  B.  in  Frankreich  oder  England,  d.  h.  in  Ländern 
mit  ungünstigeren  Verhältnissen.  Hieraus  darf  geschlossen  wer- 
den, daß  die  verschiedene  Intensität  in  diesen  Ländern  ihren 
Grund  in  Momenten  hat,  die  vom  Telegraphenwesen  unabhängig 
sind  und  daß  diese  Momente  in  Deutschland  zu  einer  stärkeren 
Inanspruchnahme  des  Telegraphen  nicht  zwingen. 

Die  nächste  Frage  ist  nun :  wie  verteilt  sich  der  Nutzen  des 
Telegraphen  in  wirtschaftlicher  Beziehung.^     Ein  Ueberblick  über 
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die  oben  zusammengestellten  tatsächlichen  Funktionen  des  Tele- 
graphen läßt  ohne  weiteres  erkennen,  daß  bestimmte  Erwerbs- 
klassen, namentlich  Handels-,  sowie  Börsen-  und  Bankgeschäfte, 
den  unmittelbare  n  Vorteil  des  Telegraphen  in  erster  Linie 
genießen.  Hierzu  kommen  in  zweiter  Linie  die  gewerblichen 
Großbetriebe.  Wird  bei  den  Börsengeschäften  stets,  bei  den 
großen  Handelsgeschäften  meist  der  Telegraph  zur  Vorbedingung 
des  Geschäfts,  bei  dessen  Größe  und  Wichtigkeit  es  oft  auf  Tage 
oder  Stunden  ankommt,  so  hat  der  Kleinhändler  und  der  Klein- 
gewerbtreibende  oder  Handwerker  in  Ansehung  seiner  meist  lo- 
kalen Funktionen  nur  selten  Veranlassung,  aus  beruflichen  — 
also  erwerbswirtschaftlichen  Gründen  zu  telegraphieren.  Und  vol- 
lends für  die  große  Masse  der  Angestellten,  Beamten  und  Arbeiter 
kommen  Telegramme,  die  wirtschaftlichen  Zwecken  dienen,  in 
irgendwie  beachtenswertem  Maße  überhaupt  nicht  in  Betracht. 
Nach  der  Berufs-  und  Betriebszählung  v.  12.  Juni  1907  gab  es 
aber  in  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  nur  5  490  288  Selb- 
ständige ,  bez.  leitende  Beamte,  dagegen  24617  137  Erwerbs- 
tätige überhaupt,  eine  Zahl,  die  bei  Hinzurechnung  der  Hausbe- 
diensteten und  Angehörigen  ohne  Hauptberuf  auf  52  345  952  steigt. 
Den  geringsten  Prozentsatz-  machen  die  Selbständigen  in  der  In- 
dustrie (einschl.  Bergbau  und  Baugewerbe)  —  i  729  467  gegen- 
über  II  256254  Erwerbstätigen  —  aus'). 

Für  die  Verteilung  der  Telegramme  auf  die  einzelnen  Er- 
werbsklassen sind  für  Deutschand  leider  nur  spärliche  und  wenig 
spezialisierte  Angaben  bisher  veröffentlicht  worden.  Nach  der 
vom  Reichs-Postamte  herausgegebenen  Jubiläums-Denkschrift  »50 
Jahre  elektrischer  Telegraphie«  (S.  44)  waren  Mitte  der  60er  Jahre 
von  den  aufgelieferten  Telegrammen 

90/0   Staats-  und  Diensttelegramme, 

66%    Börsen-  und  Handelstelegramme, 
4%   Zeitungstelegramme, 

21%    F'amilientelegramme. 

Im  Jahre  1888  war  nach  einer  von  Sckwatghofer'^)  zitierten 
Uebersicht  die  Verteilung  : 

6%   gebührenfreie  Telegramme, 

1)  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1909,  Bd.  202,  I.  Berufsstatistik,  Abt.  I, 
H.  I,  Tab.   I,  4  II.   5. 

2)  Schwaigho/er,  Die  Grundlagen  der  Preisbildung  im  elektrischen  Nachrichten- 
verkehr, Miinchea   1902,   S.  78. 
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60%   Handclsdepesclien, 

16%    Börsentelegramme, 
5  %   Zeitungstclegramme, 

1 3  ° 0  r'amilientelegramme, 
—  also  in  etwa  25  Jahren  außer  einer  Abnahme  der  Familien- 
telegramme zugunsten  der  Handels-  und  Börsentelegramme  keine 
wesentliche  Aendcrung  in  der  Verteilung.  Es  darf  daher  ange- 
nommen werden,  daß  in  der  Verteilung  der  Telegramme  nach  Ab- 
schluß einer  gewissen  Kntwicklungsperiode  nur  geringe,  nicht  in 
Betracht  kommende  Verschiebungen  im  Laufe  der  Zeit  eintreten, 
solange  nicht  gewaltige  Umwälzungen  sozialer  oder  wirtschaft- 
licher Natur  eine  wesentliche  Aenderung  in  der  gesellschaftlichen 
und  beruflichen  Gliederung  überhaupt  hervorrufen.  Diese  Be- 
ständigkeit der  Verteilung  spiegelt  sich  außer  in  den  oben  ge- 
brachten Uebersichten  z.  B.  auch  in  den  entsi)rechenden  statisti- 
schen Angaben  für  die  Schweiz ')  deutlich  wieder.  In  den  Jahren 
1879,  1884,  1896  ergeben  sich  nach  internem  und  internationalem 
Verkehr  getrennt  folgende  Zahlen : 


Staats- 
lelegramme 


Börsen- 
tel  einramme 


Handels- 
telegramme 


Privat- 
telegramme 


Zeitungs- 
telegramme 


'J 

. 

D 

OJ 

2 

rt 

K 

rt 

c 

CS 

Ui 

c 

i-i 

c 

V 

V 

t-                       (L> 

0 

c 

c 

■" 

'" 

"^ 

a 
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1879 

0.99 

o,3S 

5>49 

9,54 

32,35 

53,16    60,19 

36,61 

0,98 

0,34 

1884 

1,0 

0,4 

5.85 

12,12 

30,76 

46,40  1  60,55 

40,14 

1,84 

0,94 

1896 

1,17 

0,19 

3,55 

10,21 

30,83 

48,82  i  63,55 

40,24 

0,9 

0,54 

In  Italien  entfielen  im  Jahre  1876  auf  Börsenangelegenheiten 
45,42^0,  auf  Familienangelegenheiten  27,79%  und  auf  sonstige 
Angelegenheiten  26,18%,  1895/96  auf  Handels-,  Börsen-  und  polit. 
Angelegenheiten  42,8 ''/o,  auf  Familienangelegenheiten  26,8*^/0  und 
auf  sonstige  Angelegenheiten  29,6%  der  für  den  inneren  Verkehr 
aufgelieferten  Telegramme  -). 

Hiernach  dürfte  die  Anwendung  der  oben  angeführten,  für 
das  Jahr  1888  geltenden  Zusammenstellung  auch  auf  die  heutigen 
Verhältnisse  gerechtfertigt  erscheinen.  Aus  ihr  ist  zu  entnehmen, 
daß  etwa  75%  aller  Telegramme  Handels-  und  Börsengeschäften, 
also  geschäftlichen  Zwecken  dienen.    Daß  die  Zahl  der  den  Tele- 

1)  Arch.  f    P.  u.  T.  1880,  S.  312  ;   1885,  S.   550,  1897,  S.   528. 

2)  Arch.  f.   P.  u.  T.  1877,  .S.  758  ;  1898,  -S.  634. 
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graphen  benutzenden  Personen  in  Wirklichkeit  noch  geringer 
ist,  als  es  die  statistischen  Angaben  auf  den  ersten  Blick  er- 
scheinen lassen,  ergibt  die  Erwägung,  daß  manche  Personen  oder 
Firmen  allein  hunderte  von  Telegrammen  jährlich  absenden  und 
daß  ein  großer  Teil  der  Familientelegramme  von  denselben  Ab- 
sendern ausgeht  wie  die  Börsen-  und  Handelstelegramme.  Denn 
gerade  in  den  —  meist  wohlhabenden  —  Kreisen,  in  denen  der 
Beruf  eine  rege  Benutzung  des  Telegraphen  mit  sich  bringt,  über- 
trägt sich  diese  Gepflogenheit  leicht  auch  auf  den  privaten 
Verkehr. 

Im  lokalen  Verkehr,  für  den  der  Telegraph  ja  ursprüng- 
lich auch  nicht  bestimmt  war,  tritt  er  immer  mehr  hinter  dem 
P^rnsprecher  zurück  M-  Wo  er  hier  benutzt  wird,  geschieht  es 
hauptsächlich  zu  Zwecken  des  familiären  und  sozialen,  weniger  des 
geschäftlichen  und  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Der  inter- 
nationale Verkehr  schließlich  weist  eine  noch  höhere  »Klassen- 
tendenz« als  der  interne  Verkehr  auf  und  steigert  sich  für  die 
transozeanische  Telegraphie  zur  »ausschließlich  kommerziellen  und 
Luxusqualität«  ").  Die  »Anlässe«  zur  Benutzung  des  Telegraphen 
sind  eben,  soweit  er  nicht  zunächst  gewissen  Klassen,  einer  Minder- 
heit der  Volksgemeinschaft  dient,  »immer  spezieller,  exzeptioneller 
Natur  und  verleihen  somit  auch  seinen  Diensten  einen  Ausnahme- 
wert« ^).  Die  Rangstellung  des  Telegraphen  zu  den  beiden  anderen 
wichtigsten  Kommunikationsmitteln  —  Eisenbahn  und  Post  — 
wird  ein  Vergleich  der  Zahlen  der  von  der  Eisenbahn  im  Per- 
sonenverkehr und  der  Post  im  Briefsendungsverkehr  geleisteten 
Verkehrsakte  einerseits  und  der  telegraphischen  Verkehrsakte 
andererseits,  sowie  der  gegenwärtigen  Ausnutzung  der  konkreten 
Betriebsmittel  bei  Eisenbahn  und  Telegraph  veranschaulichen.  Im 
Jahre    1907    wurden   im  Deutschen  Reiche  befördert 

I  228  532  903   Personen  (nur  auf  Staats  bahnen), 
5  814  791  130  Briefe,  Postkarten  und  Drucksachen, 
54678383  Telegramme. 
Auf    I    km    der   durchschnittlichen    Betriebslänge    der    FLisen- 
bahnen  kamen  564  946  Personen,  auf  i   km  Leitung  dagegen  nur 
93  Telegramme^). 

1)  Schwaighofer  a.  a.   O.   S.  75. 

2)  Sax,  Die  Verkehrsmiitel  in  Volks- und  Staatsvvirtschaft,  I,  Wien   1878,  S.  252 
u.   253. 

3)  Sax,   ebenda  S.   220. 

4)  Statistik  der  im  Beiriebe  befindl.  Eisenbahnen  Deutschlands,  bearbeitet  im  Reichs- 
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Aus  diesen  Feststellungen  ergibt  sich  ohne  weiteres,  daß  für 
das  Telegraphenwesen  das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe  oder  des 
freien  Genußgutes  nicht  entfernt  in  I-rage  kommen  kann.  Hier 
würde  dieser  Grundsatz  die  Belastung  der  steuerzahlcndcn  Ge- 
samtheit, namentlich  der  unteren  Klassen,  also  gerade  derjenigen, 
die  den  geringsten  unmittelbaren  Nutzen  haben,  zugunsten  einer 
Minderheit  größtenteils  Vermögender  bedeuten^- 

Mithin  bliebe  noch  zu  untersuchen,  ob  dem  Wesen  des  Tele- 
graphen das  Gebührenprinzip  oder  das  rein  privatwirtschaftliche 
Prinzip  mehr  entspricht.  Bei  jenem  sollen  nach  IVagnej'  (Finanz- 
wissenschaft S.  480  f.)  die  Gebühren  für  die  Benutzung  der  An- 
stalt nur  die  Kosten  vollständig  decken,  bei  diesem  soll  nach 
privatwirtschaftlichen  Konkurrenzgrundsätzen  eine  möglichst  große 
Reineinnahme  (Rente)  erzielt  werden.  Dieses  Bestreben  ließe 
sich  aber  für  eine  staatliche  Unternehmung  nur  rechtfertigen, 
wenn  diese  in  keiner  Weise  mit  den  spezifischen  Aufgaben 
des  Staates  in  Zusammenhang  gebracht  werden  könnte.  Das 
privatwirtschaftliche  Prinzip  könnte  daher  vielleicht  in  gemäßigter 
Weise  für  die  Verwaltung  des  Fernsprechwesens  in  Frage  ge- 
zogen werden.  Denn  der  Fernsprecher  hat  —  mit  Ausnahme 
der  öffentlichen  Fernsprechstellen  —  einen  mehr  privaten  Cha- 
rakter und  dient  vorwiegend  den  Interessen  des  Anschlußinhabers 

—  wie  etwa  ein  Licht-  oder  Kraftanschluß  an  eine  Starkstrom- 
zentrale. Der  Telegraph  dagegen  hat  ebenso  wie  die  Eisenbahn 
und  Post  nach  seiner  Natur  und  der  Art  seiner  Benutzung  einen 
öffentlichen  Charakter.  Kann  sich  der  Telegraph  auch  nicht  in 
Bezug  auf  die  Massenhaftigkeit  der  Benutzungsakte,  wie  oben 
gezeigt,  mit  Eisenbahn  und  Post  messen,  so  kommt  hier  noch  in 
entscheidendem  Maße  seine  besondere  Stellung  auf  dem  Gebiete 
der  staatlichen  Wohlfahrtspflege  —  im  weitesten  Sinne  genommen 

—  in  Betracht.  Wollte  man  die  an  sich  vielleicht  müßige  Frage 
aufstellen,  ob  im  wirtschaftlichen  und  persönlichen  Verkehr  die 
Eisenbahn  oder  der  Telegraph  mit  geringerem  Nachteil  entbehrt 
werden    könnte,    so   müßte    diese  P'rage    —    schon  mit  Rücksicht 


Eisenbahnamt,  Bd.  XXVIII  (1907).  Berlin  1909,  Tabelle  18  S.  10  f.  Statisük  der 
P.  u.  T.-Verw.  f.  1907,  S.  62,  64  u.  65.  (Es  sind  mit  Rücksicht  auf  die  Eisenbahn- 
statistik auch  die  auf  deutschen  Linien  bez.  L'ostkursen  beförderten  Auslands-  und 
Durchgangs-Briefsend.  u.  Telegramme  berücksichtigt). 

l)  Ganz  besonders    für    den    Telegraphen  zutreffend   sind    die  allgemeinen  Aus- 
führungen V.    VVeicfis-Glons  a.  a.  O.  S.   148. 
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auf  die  Zahl  der  Verkehrsakte  —  wohl  zugunsten  der  Eisen- 
bahnen beantwortet  werden.  Auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen 
Wohlfahrtspflege  und  Sicherheit  hat  der  Telegraph  dagegen  Auf- 
gaben zu  erfüllen,  die  ihn  unentbehrlich  machen.  Gerade  hier 
werden  die  Wirkungen  des  telegraphischen  Nachrichtenverkehrs 
vielleicht  unterschätzt,  weil  die  Fälle,  in  den  durch  Erfüllung 
dieser  Aufgaben  Gut  und  Leben  erhalten  bez.  gerettet  wurden, 
meist  nicht  bekannt  werden  ').  Zu  beachten  ist  ferner,  daß  der 
Staat  bei  Erfüllung  all  seiner  Aufgaben  in  der  inneren  und  äußeren 
Verwaltung  (Verkehr  mit  den  nachgeordneten  Behörden,  Kolo- 
nien usw.),  in  der  inneren  und  äußeren  Politik  auf  den  Telegraphen 
in  vielen  Fällen,  wo  schriftliche  Unterlagen  erforderlich  sind  und 
der  Fernsprecher  daher  nicht  verwendet  werden  kann,  angewiesen 
ist,  ein  Verwendungszweck  des  Telegraphen,  der  sich  auch  aus 
seiner  historischen  Entwicklung  ergibt.  Der  Versuch,  aus  dieser 
'Notwendigkeit  des  Telegraphen  für  die  Erfüllung  von  Staats- 
zwecken eine  Verpflichtung  für  den  Staat  zur  unentgeltlichen 
Bereitstellung  dieses  Verkehrsmittels  herzuleiten,  wird  mit  dem 
Hinweis  darauf  zurückzuweisen  sein,  daß  für  die  reinen  Staats- 
zwecke ein  Netz  von  ungleich  geringerer  Ausdehnung  als  das 
gegenwärtig  vorhandene  genügen  würde.  Andererseits  ist  der  Um- 
stand, daß  auch  der  Staat  auf  den  Telegraphen  angewiesen  ist, 
doch  schwerwiegend  genug,  um  das  privatwirtschaftliche  Prinzip 
für  das  Telegraphenwesen  als  ungerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen. 
Als  der  der  Natur  des  Telegraphen  am  meisten  entsprechende 
Grundsatz  ist  demnach  das  Gebührenprinzip  anzusehen.  Ein 
kurzer  Ueberblick  über  die  in  Frage  kommenden  Verhältnisse 
ergibt  also  folgendes  Bild:  Der  Staat  —  die  Gemeinwirtschaft  — 
ist  zwar  zur  Einrichtung  und  zum  Betriebe  des  Telegraphen  am 
meisten  geeignet  und  berufen,  weil  die  staatliche  Verwaltung  die 
für  die  Allgemeinheit  brauchbarste  und  nützlichste  Form  dieser 
Verkehrsanstalt  gewährleistet  und  der  Staat  diese  Anstalt  zum 
Teil  auch  als  Mittel  zur  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  braucht. 
Eine  Verpflichtung  des  Staates ,  den  Telegraphen  als  freies  Ge- 
nußgut der  Allgemeinheit  zu  überlassen,  ist  dagegen  nicht  be- 
gründet. Für  den  unmittelbaren  besonderen  Nutzen,  der  aus 
der  Inanspruchnahme    des   Telegraphen    dem    einzelnen  Benutzer 

l)  Nach  einer  Angabe  der  Jubilaumsdenkschrift  S.  94  vermiltelten  die  Unfall- 
meldestellen  (insgesamt)  1899  durchschnittlich  täghch  80  Unfallmeldungen  (Erkran- 
kungen von  Menschen  und  Vieh,  Todesfälle,  Feuers-  und  Wassersgefahr,  Diebstähle). 
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erwächst,  ist  daher  der  Betrat^  zu  zahlen,  den  die  luni(")^hcliung 
dieser  Leistung  der  Gemeinwirtschaft  kostet  —  also  die  Selbst- 
kosten in  Gestalt  von  Gebühren.  Werden  die  Verkehrsleistungen 
absichtlich  und  dauernd  unter  dem  SelbstkostenjMeise  abgegeben, 
tritt  also  eine  Annäherung  an  das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe 
ein,  so  bedarf  das  Telegraphenwesen  zugunsten  einer  Minder- 
heit größtenteils  Vermögender  eines  Zuschusses,  der  durch  die 
Abgaben  der  Allgemeinheit  —  also  bei  den  vorwiegend  indirekten 
Steuern  des  Reichs  auch  namentlich  der  unteren  Klassen  —  auf- 
gebracht werden  muß.  Dies  hat  solange  als  ungerechtfertigt  zu 
gelten,  als  Staatsaufgaben,  die  der  Gesamtheit  dienen  und  die 
Hebung  der  wirtschaftlich  schwächeren  Klassen  bezwecken,  noch 
der  Lösung  harren.  Und  das  wird  bei  der  jetzigen  Mnanzlage 
des  Reichs  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  der  Fall  bleiben.  Anderer- 
seits dürfen  die  Verkehrsleistungen  auch  nicht  dauernd  über 
dem  Selbstkostenpreise  abgegeben,  also  eine  Annäherung  an  das 
privatwirtschaftliche  Prinzip  erstrebt  werden.  Dies  würde  der  Be- 
steuerung einer  Minderheit  gleich  kommen,  die,  wie  gesagt,  dem 
Wesen  des  Telegraphen  als  öffentlicher  Verkehrsanstalt  wider- 
sprechen würde. 

Von  Bedeutung  ist  beim  Gebührenprinzip  auch  die  Auffassung 
bezügl.  des  Anlagekapitals,  von  der  zum  Teil  die  Bemessung  der 
Gebühren  abhängt.     Es  gibt  zwei  Möglichkeiten,  entweder : 

i)  das  Anlagekapital  ist  aus  den  Einkünften  der  betr.  Ver- 
kehrsanstalt zu  gewinnen,  oder: 

2)  das  Anlagekapital  ist  aus  den  allgemeinen  Staatseinkünften 
zu  nehmen. 

In  beiden  Fällen  ist  es  theoretisch  gleichgültig,  ob  hierzu 
eine  Anleihe  aufgenommen  wird,  die  nach  und  nach  aus  den  betr. 
Einnahmen  (entweder  der  Erwerbsanstalt  oder  der  allgemeinen 
Staatseinkünfte)  amortisiert  wird,  oder  ob  das  Anlagekapital  — 
dann  allerdings  in  kleineren  Posten  —  unmittelbar  aus  den  betr. 
Einnahmen  genommen  wird.  (Für  die  Praxis  bietet  allerdings  die 
Bereitstellung  eines  größeren  Kapitals,  wie  es  die  Anleihen  er- 
möglichen, namentlich  für  die  erste  Einrichtung  einer  möglichst 
umfassenden  und  vollkommenen  Anlage  leicht  ersichtliche  Vor- 
teile.) Eine  Verzinsung  des  Anlagekapitals  ist  nach  den  bestehen- 
den wirtschaftlichen  Grundsätzen  in  beiden  F"ällen    erforderlich  ^). 


l)  Sax,   Art.   Transport-  und  Kommunikationswesen   in  v.  Sc/iöndergs  Handb.  der 
Polit.   Oekonomie,  Tübingen,   4.  Aufl.   I,   1896,   S.   594. 
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Ebenso  hat  die  Amortisation  der  Betriebsmittel  (nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  die  Abschreibungen),  d.  h.  die  fortlaufende  Ersetzung 
des  durch  den  Betrieb  allmählich  aufgezehrten  Anlagekapitals  in 
beiden  Fällen  zu  erfolgen.  »Das  stehende  Kapital  erheischt  in 
der  Gesamtsumme  der  mit  seiner  Hilfe  erzielten  Leistungen  die 
Reproduktion  der  Abnützungsquote  und  seines  Zinserfordernisses: 
letzteres  ist  eine  konstante  Grösse  «^)  Diese  Abnützungsquote 
besteht  aber  beim  Telegraphen  in  den  jährlich  aus  ordentlichen 
Mitteln  für  die  Unterhaltung  der  Apparate,  Batterien,  Linien  und 
Leitungen  bereitgestellten  Summen  (enthalten  in  den  »Betriebs- 
kosten im  Bereiche  der  Telegraphie«,  Kap.  85,  Tit.  50 — 52  des 
Reichs-Haushaltsetats),  mit  denen  die  Betriebsmittel  in  dauernd 
gleich  gutem  Zustande  gehalten  werden.  Es  sind  also  —  soweit 
das  Anlagekapital  in  Frage  kommt  —  aufzubringen  : 
im  ersten  Falle 

1)  Das  Kapital  für  die  Einrichtung  und  Erweiterung  (Neuan- 
lagen) der  Verkehrsanstalt  (Anlagekapital)  bez.  die  Tilgungs- 
quoten  für  die  zu  diesen  Zwecken  aufgenommenen  Anleihen, 

2)  Die  Zinsen  für  das  Anlagekapital, 

3)  Die  Quote  für  die  Amortisation  der  Betriebsmittel  (Unter- 
haltungsquote Abschreibung), 

im  zweiten  Falle  nur  die  beiden  letzten  Kostenbeträge,  also 

i)  Die  Zinsen  für  das  Anlagekapital 

2)  Die  Quote  für  die  Amortisation  der  Betriebsmittel  (Unter- 
haltungsquote, Abschreibung.) 
Das  Anlagekapital  ist  in  diesem  Falle  aus  den  allgemeinen 
Staatseinkünften  zu  nehmen  (entweder  also  aus  laufenden  Mitteln 
oder  aus  Anleihen,  die  aus  allgemeinen  Einkünften  zu  tilgen  sind.) 
Der  Unterschied  besteht  also  darin,  daß  zur  Beschaffung  des 
Anlagekapitals  im  ersten  Falle  nur  die  Benutzer  der  Verkehrs- 
anstalt, im  zweiten  Falle  die  Allgemeinheit  herangezogen  werden 
—  im  ersten  Falle  also  ein  mehr  privatwirtschaftliches  Unter- 
nehmen, durch  das  auf  Kosten  einer  Minderheit  ein  von  Jahr  zu 
Jahr  zunehmendes  öffentliches  (Staats-) Vermögen  in  den  Betriebs- 
anlagen (stehendes  Kapital)  erworben  und  verzinst  wird,  im 
zweiten  Falle  lediglich  die  verzinsliche  Anlegung  eines  durch  die 
Allgemeinheit  aufgebrachten  Kapitals  seitens  des  Staates  in  einer 
Verkehrsanstalt ,  zu  deren  Betriebe  er  wegen  ihrer  volkswirt- 
schaftlichen Wichtigkeit   und    infolge     seiner    besonderen    Qualifi- 

l)  Sax,  Die  Verkehrsmittel  S.   57. 
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kation  verpflichtet  ist.  Dem  Gebülircngruntlsatze  und  dem  Wesen 
des  Telegraphen  überhaupt  dürfte  daher  das  letztere  Verfahren 
theoretisch  am  meisten  entsprechen.  In  Wirklichkeit  werden  sich 
Verschiebungen  der  Grenzen  kaum  vermeiden  lassen,  indem  ge- 
ringe Erweiterungen  der  Anstalt  —  namentlich  die  durch  die 
reguläre  Verkehrszunahme  bedingte  Vermehrung  der  Betriebsmittel 
für  schon  bestehende  Verbindungen  —  aus  deren  Einkünften  vor- 
genommen werden,  üie  Anwendung  des  Gebührenprinzips  in 
dieser  reineren  Eorm  auf  den  Telegraphen  erscheint  namentlich 
bei  Berücksichtigung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  (der  gegen- 
wärtigen Zuschußwirtschaft),  die  doch  ein  bestimmendes  Moment 
in  der  praktischen  Finanzpolitik  ausmachen,  nach  Möglichkeit 
geboten. 

5.  Die  Preisbestim  mungsmomente  beim  Tele- 
graphen. 
Die  Preise,  für  welche  die  deutsche  Telegraphenverwaltung 
ihre  Leistungen  an  die  Benutzer  abgibt,  sind  Monopolpreise. 
Diese  werden  nach  Neiimami  ^)  vorzugsweise  einseitig  — 
durch  den  Monopolinhaber  —  bestimmt,  und  es  greifen  hiernach 
bei  ihnen  in  besonders  großem  Umfange  Preisvorausbestimmvmgen 
Platz.  In  welcher  Weise  die  Verwaltung  einer  Verkehrsanstalt 
diese  günstige  Stellung  bei  der  Preisbildung  auszunützen  sucht, 
hängt  von  dem  für  den  betreffenden  Verkehrszweig  beabsichtigten 
Verwaltungsprinzip  ab  -).  Dieses  wird  aber  nicht  nur  die  Höhe 
der  Preise,  sondern  vor  allem  auch  deren  tarifarische  Gliederung 
nach  bestimmten  Gesichtspunkten  beeinflussen,  die  sich  richten 
nach  dem  Maße,  in  dem  die  bei  der  Preisbildung  allgemein  wirk- 
samen Momente  sich  in  dem  besonderen  Falle  Geltung  ver- 
schaffen ^).  Denn  während  sich  die  allgemeinen  Preisbildungs- 
gesetze in  der  freien  Konkurrenz  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
automatisch  durchsetzen,  bedarf  es  bei  der  F^eststellung  der  staat- 
lichen Monopolpreise  seitens  der  Staatsverwaltung  der  be- 
wußten Würdigung  der  preisbildenden  F'aktoren  im  Rahmen 
des  herrschenden  Finanzgrundsatzes  unter  Berücksichtigung  der 
Bedürfnisse  der  Volkswirtschaft. 

i)  JVeuniann,    Art.    die    Gestaltung    des  Preises  in  Schönbergs  Handb.,  I,    1896, 
S.  276. 

2)  V.  d.  Borght  a.   a.   O.   S.   17. 

3)  Vgl.  auch  die   Gliederung  der  Preismomente  bei  Netimann  a.   a.   O.  in  Schön- 
bergs Hb.,  I,  1896,  S.   273,  o. 
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Das  für  den  Telegraphen  angemessene  Prinzip  ist,  wie  ge- 
zeigt, das  Gebührenprinzip  oder  der  Grundsatz  der  vollen  Ent- 
geltlichkcit.  Nach  diesem  ist  die  Höhe  der  durch  den  Tarif  zu 
erzielenden  Einnahme  bestimmt  durch  die  Summe  der  Ausgaben, 
d.  h.  der  Kosten.  Die  Einnahmen  sind  aber  das  Produkt  aus  der 
Zahl  der  Verkehrsakte  und  dem  Betrage  der  Einzelgebühren. 
Dasselbe  Ergebnis  wird  demnach  erzielt  durch  eine  hohe  Zahl 
von  Verkehrsakten  und  geringe  Gebührenbeträge,  wie  umgekehrt 
durch  eine  geringe  Zahl  von  Verkehrsakten  und  hohe  Gebühren- 
beträge. Also  auch  hier  kann  die  Tarifpolitik  Forderungen  der 
Volkswirtschaftspflege  gerecht  werden,  ohne  die  durch  das  Ge- 
bührenprinzip gezogene  Grenze  überschreiten  zu  müssen.  Eine 
Erniedrigung  der  Gebühren  hat  im  allgemeinen  eine  Erhöhung 
der  Frequenzziffer  zur  P"olge  und  umgekehrt.  Aufgabe  der  Volks- 
wirtschaftspolitik ist  es,  die  Verkehrsmittel  möglichst  vielen  zugäng- 
lich zu  machen,  die  Zahl  der  Verkehrsakte  also  möglichst  zu  steigern. 
Hierbei  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  »die  verkehrsschaffende 
Wirkung  der  Verkehrsverbilligung  ihrem  Umfange  nach  abhängig 
ist  von  dem  Maße  des  vorhandenen  und  hervorzurufenden  Ver- 
kehrsbedürfnisses, und  daß  dieses  Verkehrsbedürfnis  mit  den  ge- 
samten wirtschaftlichen  und  sonstigen  Verhältnissen  des  Volkes 
zusammenhängt«  ^).  Ein  gewisses  notwendiges  Maß  von  Verkehrs- 
leistungen wird  auch  verlangt  werden,  wenn  die  Gebühren  hoch 
sind,  und  über  eine  gewisse,  durch  die  Kulturfaktoren  gezogene 
obere  Grenze  wird  die  Nachfrage  nach  Verkehrsleistungen  nicht 
steigen,  auch  wenn  die  Gebühren  erniedrigt  werden.  Je  mehr 
sich  die  Frequenzziffer  diesen  Grenzen  nähert,  desto  weniger  ent- 
spricht prozentual  die  Verkehrsänderung  der  sie  verursachenden 
Gebührenveränderung  ^).  Während  aber  beim  privatwirtschaft- 
lichen (gewerblichen)  Verwaltungsprinzip  der  Gebührenfaktor  so 
zu  wählen  ist,  daß  sein  Produkt  mit  dem  Verkehrsfaktor  den 
größtmöglichen  Wert  ergibt,  ist  er  beim  Gebührenprinzip  so  klein 
zu  machen,  als  der  durch  die  Kosten  bestimmte,  also  feststehende 
Wert  des  Produkts  erlaubt.  —  Ist  auf  Seiten  des  Verkehrs- 
konsumenten die  Grenze  der  Verkehrssteigerung  das  kulturelle 
Niveau,  so  ist  deren  Vorbedingung  auf  Seiten  der  Verkehrsan- 
stalt die  Ausdehnung  des  Netzes  und  die  durch  die  Bereitschaft 
der  Betriebsmittel  bedingte  Qualität  der  Verkehrsleistung. 

i)  V.  d.  Borght  a.  a.  O.  S.   Ii8. 
2)  Ebenda. 
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Vergegenwärtigen  wir  uns,  daß  mit  den  durch  die  Verkehrs- 
steigerung erhöhten  Anforderungen  an  die  Betriebsmittel  usw.  auch 
die  Kosten  wachsen,  die  durch  die  Gebühreneinnahme  gedeckt 
werden  müssen,  so  erkennen  wir,  daß  sich  in  die  eben  betrach- 
tete Wechselwirkung  zwischen  Frequenzziffer  und  Gebührenhöhe 
eine  zweite  Wechselwirkung  zwischen  Frequenzziffer  und  Kosten 
einschiebt,  eine  dreifache  Wechselbeziehung  also,  deren  ge- 
naue Abgrenzung  nur  durch  die  Ergebnisse  der  Praxis  — 
meist  nachträglich  —  ermöglicht  wird.  Den  Prüfstein  iur  die 
Richtigkeit  eines  Tarifs  wird  eben  immer  die  Praxis  bilden  müssen, 
l^ei  der  Festsetzung  des  Tarifs  kann  es  sich  daher  nur  darum 
handeln,  auf  der  einen  Seite  möglichst  alle  für  eine  Steigerung 
des  Verkehrs  wichtigen  Vorbedingungen  durch  Berücksichtigung 
der  verschiedenartigsten  Bedürfnisse  der  Konsumenten  (Wert)  zu 
schaffen,  auf  der  anderen  Seite  alle  für  die  Höhe  der  Gebühren 
wichtigen  Momente  (Kosten)  zu  analysieren  und  tarifarisch  aus- 
zudrücken. Wert  und  Kosten  sind  also  die  hauptsächlichsten 
Preisbestimmungsgründe  beim  Telegraphen. 

I .    Der    W  e  r  t. 

Der  Wert  des  Telegraphen  für  den  Interessenten  läßt  sich 
am  besten  im  Vergleich  mit  den  übrigen  Mitteln  der  Nachrichten- 
beförderung, namentlich  der  Post  und  dem  Fernsprecher,  fest- 
stellen. Mit  dieser  Feststellung  werden  für  den  Telegraphen  zu- 
gleich auch  die  Grenzen  seines  Bereichs  gezogen  und  darüber 
hinaus  Anhaltspunkte  für  die  Tarifgestaltung  gewonnen.  Es  kann 
sich  hierbei,  um  diesen  Punkt  gleich  vorweg  zu  nehmen,  nur  um 
den  objektiven  W'ert  der  Leistung  handeln,  niemals  um  den  Wert 
des  Gegenstandes  der  Depesche.  Eine  derartige  Werttarifierung 
nach  dem  Inhalte  der  Telegramme,  die  z.  B.  v.  Weichs-Glon^)  für 
verschiedene  Gattungen  von  Mitteilungen  (Preisnotizen,  Kursnach- 
richten) empfiehlt,  würde  einer  Hauptforderung  des  Gebühren- 
prinzips —  der  Gerechtigkeit  —  widersprechen,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  Durchführung  praktisch  auf  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  stoßen  würde.  Kein  Interessent  würde  den  An- 
nahmebeamten als  befähigt  ansehen,  den  Wert  seiner  telegraphischen 
Mitteilungen  zu  beurteilen.  Berufungen  und  Reklamationen  und 
in  deren  Gefolge  endlose  und  kostspielige  Weiterungen  wären 
die  Folge,    soweit    nicht,    was   zu    erwarten    stünde,  der  bequeme 

I)  A.  a.  O.  S.  i88. 
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Weg  vorgezogen  würde,  allen  Schwierigkeiten  und  erhöhten  Ge- 
bühren durch  untergeschobene  Texte  zu  entgehen.  Die  von 
WeicJis-Glon  in  diesem  Zusammenhange  zum  Schluß  erwähnten 
»dringenden  Telegramme«  dürften  ihre  Begründung  in  anderen 
jMomenten  finden. 

Der  Brieibeförderung  oder  Botenbeförderung  gegenüber  be- 
ruht der  Wert  des  Telegraphen  in  seiner  Schnelligkeit, 
dem  Fernsprecher  gegenüber  in  seiner  S  c  h  r  i  f  1 1  i  c  h  k  e  i  t. 

Das  Moment  der  Schnelligkeit  gewinnt  um  so  mehr  an  Be- 
deutung, je  größer  die  Entfernung,  über  welche  die  Nachricht  zu 
befördern  ist,  und  je  größer  damit  der  zeitliche  Unterschied  gegen- 
über der  Briefbeförderung  wird.  Der  Wert  der  Leistung  für  die 
Korrespondenten  ist  nach  Sax  ^)  »gleich  der  Ersparung  an  Zeit, 
Mühe  und  Kosten,  welche  die  Beförderung  seitens  der  organi- 
sierten Anstalt  im  Gefolge  hat,  und  der  Maßstab  hierfür  liegt 
eben  in  der  konkreten  Entfernung,  auf  welche  hin  die  Beförde- 
rung erfolgen  muß«.  Die  Preisbemessung  nach  dem  Werte  der 
Leistung  hat  also  nicht  nur  ihre  Berechtigung  bei  Geltung  des 
ünternehmerprinzips,  sondern  sicher  auch  beim  Gebührenprinzip, 
sobald  auch  die  Kosten  mit  der  wertsteigernden  Leistung  wachsen. 
Statistische  Unterlagen  über  die  gegenwärtige  Verteilung  der  Zahl 
der  Telegramme  auf  die  einzelnen  Entfernungen  sind  nicht  vor- 
handen, weil  eine  Unterscheidung  in  dieser  Richtung  bei  dem 
heutigen  Einheitstarif  nicht  in  Frage  kommt.  Die  Konkurrenz- 
gefahr durch  den  Briefverkehr  nimmt  also  mit  wachsender  Be- 
förderungsstrecke ab. 

Dem  Fernsprecher  gegenüber  besteht  der  Wert  des  Tele- 
graphen in  der  sofortigen  Existenz  der  durch  die  Urkunden- 
qualität 2)  der  Telegramme  gegebenen  Schriftlichkeit,  während  der 
Fernsprecher  den  Vorteil  der  unmittelbaren  gegenseitigen  Aus- 
sprache durch  Rede  und  Gegenrede  bietet,  ein  Verkehr,  der  in 
jedem  rechtlich  wichtigen  Falle  der  nachträglichen  schriftlichen 
—  u.  U.  telegraphischen  —  Bestätigung  bedarf.  Wo  der  Wert 
der  Schriftlichkeit  nicht  in  F'rage  kommt,  besteht  die  Konkurrenz 
des  Fernsprechers  für  den  Telegraphen  sowohl  im  Nah-  wie  im 
Fernverkehr. 

Die    Grenzen,    die    dem    Fernsprechverkehr    auf   weite    Ent- 

1)  Sax,  Die  Verkehrsmittel  usw.   S.   269. 

2)  Urteil  der  vereinigten  Strafsenate  des  Reichsgerichts  vom  6.  III.  1883  (Entsch. 
des  RG.  in  Strafsachen  Bd.  8,  S.  92  ff.). 
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fernungcn  durch  die  Grenzen  der  Technik  gezogen  sind,  kommen 
für  den  inneren  Verkehr  nur  in  geringem  Maße  —  etwa  für  den 
Verkehr  zwischen  Ostpreußen  und  Baden  und  Elsaß-I.othringen 
—  in  Frage,  da  gegenwärtig  diese  Grenzen  in  einzelnen  günstigen 
Fällen  auf  weit  über  looo  km  '),  für  den  praktischen  Massen  ver- 
kehr auf  etwa  500 — 750  km  festgesetzt  werden  können^).  Der 
Fernsprechverkehr  hat  an  sich  die  Tendenz,  bedeutend  schneller 
zu  steigen  als  der  Telegrammverkehr  ^),  zum  Teil  auf  Kosten  des 
letzteren,  so  daß  sich  die  l'^requenzzahlen  beider  Verkehrsanstalten 
immer  weiter  voneinander  entfernen.  Die  Divergenz  dieser  Zahlen- 
reihen kann  beeinflußt  werden,  wenn  durch  Tarifänderungen  oder 
technische  Umwälzungen  des  einen  oder  anderen  Verkehrszweiges 
Verschiebungen  in  den  Wertverhältnissen  der  Leistungen  für  den 
Interessenten  oder  in  den  Preisen  eintreten.  Eine  beträchtliche 
Ueberlegenheit  dem  Telegraphen  gegenüber  zeigen  der  I'^ern- 
sprecher  und  auch  die  Briefbeförderung  (Eilbestellung),  sowie 
private  Beförderungsarten  (besondere  Boten,  messenger  boys)  im 
lokalen  Verkehr.  Der  Interessent  hat  hier  —  was  die  Schnellig- 
keit der  Nachrichtenbeförderung  anlangt  —  eine  Reihe  von  Mög- 
lichkeiten, annähernd  gleich  gute  Leistungen  zu  erhalten,  und 
wird  natürlich  die  billigste  wählen.  Diese  aber  bietet  der  Tele- 
graph keinesfalls ;  Eilbriefe  und  Rohrpostkarten,  die  wesentlich 
umfangreichere  Nachrichten  enthalten  können,  sind  auf  das  Wort 
bezogen  unverhältnismäßig  billiger.  Man  kann  wohl  sagen,  daß 
der  Telegraph  nach  Lage  der  heutigen  Verhältnisse  hier  ein  Ge- 
biet behauptet,  das  ihm  nicht  zukommt,  daß  e  r  hier  ungleich 
besseren  Verkehrsleistungen  eine  Konkurrenz  macht,  nicht  um- 
gekehrt. Eilige  geschäftliche  Nachrichten  und  dringliche  pri- 
vate Nachrichten    von   objektiver  Wichtigkeit  werden  daher   dem 

1)  Z.  B.  Berlin-Paris  (1186  km)  vgl.  v.  Halle,  Die  Weltwirtschaft,  I.  Jhrg.  1906, 
1.  Teil,  1906,  S.  232;  London-Marseille  lioo  km,  New  York-Chicago  1520  km, 
Boston-Chicago   1920  km;     vgl.  Ztschr.   f.   Schwachstromtechnik.   1909,   S.   378. 

2)  Die  Denkschrift  des  Reichs-Postamts  wegen  Aenderung  der  Fernsprechge- 
bühren-Ordnung (Ztschr.  f.  Schwachstromtechnik.  1908,  S.  16)  mißt  den  »Fernge- 
sprächen« auf  mehr  als  750  km  Entfernung  noch  keine  nennenswerte  praktische 
Bedeutung  bei,  weil  erst  eine  verschwindend  kleine  Zahl  derartiger  Sprechbeziehungen 
besteht. 

3)  Von  1897 — 1907  ist  die  Zahl  der  Ferngespräche  von  115  434  729  auf  230268184, 
also  um  etwa  100%  (ebenso  die  Gesamtzahl  sämtlicher  Gespräche  von  531  474899 
auf  I  087  243  691),  die  Zahl  der  Telegramme  (ohne  die  Durchgangstelegramme)  von 
35  193  141  auf  49  169  761,  also  nur  um  etwa  40%  gestiegen.  (Stat.  der  P,  u.  T.-V. 
1897,  S.  47  u.  48;   1907,  S.  45  u.  47.) 


^OO  Hugo  Heidecker: 

ökonomisclien  Prinzip  entsprechend  in  den  meisten  Fällen  im 
Lokalverkehr  nicht  durch  den  Telegraphen  befördert  werden. 
Was  im  Lokalverkehr  telegraphiert  wird ,  entspringt  demnach 
einem  Luxus-  oder  Modebedürfnis  (Glückwunschtelegramme  usw.), 
das  seine  Befriedigung  nicht  in  der  Schnelligkeit  der  damit  ver- 
bundenen Zeitersparnis,  sondern  in  der  Wahl  einer  außerge- 
wöhnlichen Beförderungsart  an  sich  findet.  Für  den  Ortsverkehr 
in  Berlin,  der  doch  infolge  seiner  großen  Ausdehnung  verhältnis- 
mäßig noch  am  günstigsten  für  die  Benutzung  des  Telegraphen 
ist,  wird  z.  B.  die  Zahl  der  sogenannten  »Glückwunschtelegramme« 
auf  880/0  der  gesamten  Lokaltelegramme  beziffert  ^),  ein  Prozent- 
satz, der  umso  größer  sein  wird,  je  kleiner  der  Ort  ist.  Daß 
dieser  Verkehr  etwa  aus  allgemeinen  Billigkeitsgründen  die  ihm 
in  manchen  Ländern  eingeräumte  Ermäßigung  —  in  Deutsch- 
land 40*^/0  —  verdiene,  muß  füglich  bestritten  werden.  Aus  Kon- 
kurrenzrücksichten läßt  sich  diese  Ermäßigung  kaum  erklären,  da, 
wie  wir  gesehen  haben,  für  die  erfahrungsgemäß  als  Lokaltele- 
gramme beförderten  Mitteilungen  eine  andere  Beförderungsart 
vom  Absender  garnicht  beabsichtigt  wird.  Zur  Erzielung  einer 
wirksamen  Konkurrenz  müßte  außerdem  die  Ermäßigung  fast  bis 
zur  Grenze  der  ünentgeltlichkeit  gehen. 

Außer  nach  der  Entfernung  läßt  sich  aber  der  Wert  der 
Leistung  des  Telegraphen  nach  der  Schnelligkeit  der  Nachrichten- 
übermittelung differenzieren.  Es  gibt  Interessenten,  die  eine 
größere  als  die  sich  bei  dem  gewöhnlichen  Betriebe  ergebende 
Schnelligkeit  wünschen,  neben  solchen,  denen  eine  geringere 
Schnelligkeit  genügt.  Diesem  Bedürfnisse  nach  einer  anderweitigen 
als  der  gewöhnlichen  Leistung,  kann  durch  bevorzugte  Beförde- 
rung gegen  erhöhte  Gebühren  —  »dringende«  Telegramme  —  oder 
durch  Beförderung  während  bestimmter  betriebsschwacher  Stunden 
—  Verzugstelegramme,  deferred  telegrams  —  gegen  ermäßigte  Ge- 
bühren entsprochen  werden.  Der  Werterhöhung  im  ersten  Falle 
entspricht  auch  eine  erhöhte  Leistung  seitens  der  Verkehrsanstalt, 
während  im  zweiten  ein  geringerer  Leistungsaufwand  als  der  ge- 
wöhnliche beansprucht  wird.  Vom  betriebsökonomischen  Stand- 
punkte ist  die  Zulassung  der  Aufschub-Telegramme  zu  verwerfen, 
weil  die  in  ihrer  Natur  liegende  Ueberhandnahme  ihren  Zweck, 
die  Betriebsverbilligung,    leicht   illusorisch  machen  kann.     Die  in- 

l)   Fuhrmann,     Die  Bedeutung    des  lokalen   Nachrichten  Verkehrs    für    das  wirt- 
schaftliche Leben,  Berlin  1909,  S.  10. 
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dische  Telegraphenverwaltun^-  hat  dalier  infolL,^t;  der  schlechten 
Erfahrungen  die  Zulassung  der  »deferred  telegrams«  wieder  auf- 
gehoben. Die  dringenden  Telegramme  sind  in  der  Mehrzahl  der 
Staaten  —  in  Deutschland  gegen  lu-hebung  der  dreifachen  Ge- 
bühr —  zugelassen.  Ihre  Zulässigkcit  wird  häufig  mit  dem  Argu- 
ment der  sozialen  Ungerechtigkeit  bekämpft,  weil  hier  dem  Ver- 
mögenden ein  Vorrang  gegenüber  dem  weniger  Zahlungsfähigen 
eingeräumt  werde.  Dieser  Einwand  ist  belanglos.  Die  dringenden 
Telegramme  sind  hauptsächlich  von  liedeutung  für  den  aus- 
ländischen Verkehr,  und  von  diesem  ausländischen  Verkehr,  für 
den,  wie  gezeigt,  nur  ein  kleiner  Kreis  Vermögender  in  Frage 
kommt,  sind  in  Deutschland  1907  nur  2,32^/0  dringende  Tele- 
gramme gewesen  (gegenüber  0,78^/0  im  inneren  Verkehr).  Die 
Gebühr  ist  zudem  so  festgesetzt  worden,  dafS  die  wirkliche  be- 
sondere Dringlichkeit  durch  die  Selbsteinschätzung  des  Interessen- 
ten als  erwiesen  angesehen  werden  muß  ^).  Seit  i.  August  1908 
sind  die  dringenden  Telegramme  auch  in  der  Schweiz,  wo  sie 
hauptsächlich  mit  dem  erwähnten  Argument  bekäm})ft^)  wurden, 
zugelassen  ^). 

Weitere  allen  Telegrammen  gleichmäßig  zukommende  Wert- 
momente, die  mitbestimmen,  in  welchem  Umfange  die  Dienste 
der  Verkehrsanstalt  in  Anspruch  genommen  werden,  sind  außer 
in  der  schon  erwähnten  Urkundenqualität  in  der  Sicherheit  der 
Beförderung  und  Zustellung  der  Telegramme  und  in  den  dafür 
seitens  der  Verkehrsanstalt  etwa  geleisteten  Bürgschaften  zu  er- 
blicken. Unter  Sicherheit  ist  hierbei  einerseits  der  Schutz  gegen 
die  Verletzung  des  Telegraphengeheimnisses,  andererseits  —  in  rein 
technischem  Sinne  —  der  Anspruch  auf  Ersatzleistung  Ijei  Ver- 
stümmelung, Verlust  oder  Verzögerung  von  Telegrammen  und 
deren  Folgen  zu  verstehen.  Im  ersten  Falle  ist  diese  Sicherheit 
gesetzHch  gewährleistet  (§  8  des  Gesetzes  über  das  Telegra- 
phenwesen und  Art.  2  des  internationalen  Telegraphen-Vertrags 
vom  10./22.  Juli  1875)  und  deren  Verletzung  in  Deutschland 
(§355  StGB.)  unter  Strafe  gestellt.  Im  zweiten  Falle  erstreckt 
durch  sie  sich    nur    auf   die    Erstattung    des    Preises    für    die   sei- 

1)  Vgl.  auch  Cohn  über  das  Kosten-  und  Wertprhizip  bei  dringenden  Tele- 
grammen in  seiner  »Nationalökonomie  des  Handels-  und  Verkehrswesens«.  Stutt- 
gart 1898,   S.   1024/1025. 

2)  Zlschr.  f.  Schwachstromtechnik  1908,  S.  352. 

3)  Journal  telegraphique,   Bern   1908,   S.   167. 
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tens  der  Verkehrsanstalt  übernommene,  aber  durch  Verschulden 
ihrer  Organe  oder  ihres  Betriebes  nicht  erfüllte  Leistung,  nicht 
etwa  auch  auf  den  mittelbaren  Schaden  und  den  entgangenen 
Gewinn.  Würde  die  Verwaltung  auch  hierfür  eine  Haftung  über- 
nehmen, so  wäre  dies  eine  besondere,  weitgehende  Mehrleistung, 
eine  Art  Versicherung,  die  für  den  der  reinen  Transportleistung 
angepaßten  Preis  nicht  übernommen  werden  könnte.  Durchführbar 
ist  eine  derartige  Versicherung  in  der  Weise,  daß  unter  bestimmten 
Beschränkungen,  etwa  bezüglich  der  Länge  der  Telegramme,  die 
Angabe  des  zu  versichernden  Wertes  durch  einen  taxpflichtigen 
Zusatz,  z.  B.  in  der  Form  »V  (versichert)  looo«  oder  »V  2000«, 
je  nach  der  Höhe  des  Versichenmgsbetrages  zugelassen  würde. 
Die  Versicherungsgebühr  würde  nach  der  Höhe  des  deklarierten 
Betrages  staffelweise  festzusetzen  sein  und  müßte  außer  der  eigent- 
lichen Prämie  (Risiko)  einen  Betrag  für  die  durch  die  besondere 
Behandlung  dieser  Telegramme  verursachte  Mehrleistung  enthalten. 
Die  Haftungsverbindlichkeit  würde  unter  den  für  die  Gebühren- 
ersatzpflicht  geltenden  Voraussetzungen  einzutreten  haben,  für 
die  Höhe  des  Ersatzbetrags  müßte  u.  U.  entweder  der  deklarierte 
Betrag  oder  nur  der  nachweisbar  wirklich  entstandene  Schaden 
maßgebend  sein.  Die  Bedenken  gegen  die  Zulassung  der  »ver- 
sicherten Telegramme«  bestehen  in  der  Betriebserschwernis,  die 
dieser  Verkehr,  sobald  er  größeren  Umfang  annehmen  würde, 
mit  sich  brächte,  und  in  der  Uebernahme  des  Risikos  durch  den 
Staat.  Als  sicher  darf  aber  angenommen  werden,  daß  durch 
diese  Telegrammgattung  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  zu  er- 
zielen wäre.  In  Dänemark  sind  seit  i.  April  1908  versicherte 
Telegramme  zugelassen :  das  Risiko  trägt  eine  Versicherungsge- 
sellschaft —  Danske  Lloyd  in  Kopenhagen  — ,  die  Versicherung 
erfolgt  durch  Aulkleben  der  von  der  Gesellschaft  ausgegebenen 
Versicherungsmarken  '). 

Die  deutschen  Verwaltungsvorschriften  und  die  der  meisten 
anderen  Staaten  kennen  indes  nur  die  erste  in  der  Gebührener- 
stattung bestehende  Art  der  Ersatzverbindlichkeit.  Nach  der 
Telegraphenordnung  vom   14.  Juni   1904  2)  leistet  die  Telegraphen- 


i)  Ztschr.  für  Schwachstromtechnik  1908,  S.  48  u.  170  ff.  Die  ähnlichen  Ab- 
sichten entsprungene  Zulassung  von  rekommandierten  Telegrammen  im  internatio- 
nalen Telegraphenverein  sind  wegen  ungenügender  Benützung  dieser  Einrichtung  bald 
wieder  aufgehoben  worden  (1875 — '^97)!  Schöttle  a.  a.  O.  S.  100. 

2)  Zentralblait  f.  d.  Deutsche  Reich  1904,  Nr.  28,  S.   229  f. 
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Verwaltung  für  die  richtige  Ueberkunft  der  Telegramme  oder 
deren  Ueberkunft  und  Zustellung  innerhalb  bestimmter  l'^rist  keine 
Gewähr  und  hat  Nachteile,  die  durch  Verlust,  Entstellung  oder 
Verzögerung  der  Telegramme  entstehen,  nicht  zu  vertreten'). 
Auf  Antrag  wird  erstattet  a)  die  volle  Gebühr  für  jedes  durch 
Schuld  des  Telegraphenbetriebs  nicht  an  seine  Bestimmung  ge- 
langte Telegramm,  b)  die  volle  Gebühr  für  jedes  Telegramm, 
das  durch  Schuld  des  Telegraphenbetriebs  nicht  innerhalb  12  Stun- 
den oder  später  angekommen  ist,  als  es  mit  der  Post  (als  lülbrief) 
angekommen  wäre  ^). 

Auch  hierbei  ist  also  das  Wertunterscheidungsmoment  der 
Schnelligkeit  gegenüber  der  Briefbeförderung  als  Grundlage  ge- 
nommen. Legt  der  Absender  Wert  auf  eine  höhere  als  die  durch 
den  gewöhnlichen  Betrieb  gewährleistete  Sicherheit,  so  kann  gegen 
eine  dem  höheren  Wert  und  der  besonderen  Leistung  ent- 
sprechende Gebühr  dem  Telegramm  eine  besondere  Behandlung 
dadurch  zu  teil  werden ,  daß  es  von  allen  Anstalten,  die  bei 
seiner  Beförderung  mitwirken,  vollständig  verglichen  wird.  Dies 
geschieht  durch  die  sogenannten  Telegramme  mit  Vergleichung 
(TC-Telegramme)  in  Deutschland  gegen  einen  Gebührenaufschlag 
von  2  57o. 

Neben  der  Größe  der  Entfernung  und  der  Schnelligkeit  kann 
auch  in  der  Länge  der  Mitteilung  (also  der  Zeit,  die  die  eigent- 
liche Beförderung  beansprucht)  ein  Gradmesser  des  Nutzens  des 
Telegraphen  gefunden  werden.  Denn  wenn  auch  nicht  notwendig 
immer,  so  wird  doch  meistens  der  Wert  einer  Mitteilung  auch 
mit  deren  Länge  v^achsen.  Proportional  der  Länge  des  Tele- 
gramms ist  aber  die  Zeitdauer  der  Beanspruchung  der  Betriebs- 
mittel. Die  Zeit  braucht  daher  nicht  als  selbständiges  Moment 
der  Preisbildung  —  als  »dritte  Dimension  der  Transporterschei- 
nung« ^)  —  neben  Wert  und  Kosten  in  Betracht  gezogen  zu  werden, 
sie    ist  vielmehr    ein  Faktor   sowohl    der  Wertschätzung  als  auch 

1)  Für  den  durch  ein  Verschulden  des  Telegraphenbelriebs  entstandenen  Scha- 
den kann  der  Geschädigte,  u.  U.  den  Beamten,  dessen  Fahrlässigkeit  den  Schaden 
verursacht  hat,  nach  dem  BGB.    haftbar  machen. 

2)  Ferner  wird  erstattet  c)  die  volle  Gebühr  für  jedes  verglichene  Telegramm 
in  geheimer  Sprache  sowie  für  jedes  Telegramm  in  offener  Sprache,  das  infolge  von 
Irrtümern  bei  der  Uebermittelung  nachweislich  seinen  Zweck  nicht  hat  erfüllen 
können;  d)  die  Gebühr  für  eine  besondere  Dienstleistung,  die  nicht  ausgeführt  wor- 
den ist  (§  21). 

3)  V.   Weichs-Glon  a.  a.  O.  S.  243. 
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vor  allem  der  Kosten,  in  die  sich  die  Zeit  der  Inanspruchnahme 
der  Betriebsmittel  beim  Telegraphen  unmittelbar  umsetzen  läßt. 
Eine  Festsetzung  des  Transportpreises  nach  der  Länge  der  Tele- 
gramme ist  also  nach  Seiten  des  Wertes  gerechtfertigt. 

Waren  die  bisherigen  W'crtmcrkmalc  in  der  einzelnen  Leistung 
selbst  zu  suchen,  so  ist  nunmehr  zu  fragen,  ob  sich  nicht  durch 
die  zeitliche  und  örtliche  Verkehrsbereitschaft  der  Anstalt  Wert- 
unterschiede in  der  Leistung  für  den  Benutzer  ergeben.  Soweit 
die  örtliche  Verteilung  des  Telegraphen  hierbei  in  Frage  kommt,  ist 
oben  S.  282  ff.  bereits  das  Wesentlichste  angedeutet.  Nimmt  man  z.B. 
an,  daß  im  Reichs-Telegraphengebiet  jede  Telegraphenanstalt  im 
Mittelpunkte  der  auf  sie  durchschnittlich  entfallenden  Fläche 
von  14,4  qkm  1)  liegt,  so  beträgt  —  die  Fläche  als  Quadrat  an- 
genommen —  nach  einfacher  geometrischer  Berechnung  im  Durch- 
schnitt die  größte  nach  einer  Telegraphenanstalt  zurückzulegende 
Entfernung  etwa  2,69  km.  Mit  Rücksicht  auf  diese  geringe  Durch- 
schnittsentfernung darf  gefolgert  werden,  daß  auch  in  weniger 
bevölkerten  Gegenden  —  es  kommen  hier  hauptsächlich  die  Land- 
striche mit  Landwirtschaft  in  Betracht,  die  doch  verhältnismäßig 
große  Gebiete  ausmachen  —  die  Entfernung'  zur  nächsten  Tele- 
graphenstation in  keinem  Falle  so  groß  ist,  daß  eine  meßbare 
Wertverminderung  eintritt.  Gerade  für  das  flache  Land  und  die 
kleineren  Orte  läßt  sich  in  der  Benutzungsmöglichkeit  zwischen 
Fernsprecher  und  Telegraph  ein  bemerkenswerter  Unterschied  zu- 
gunsten des  letzteren  feststellen,  der  darin  besteht,  daß  für  den 
Fernsprecher  in  der  notwendigen  Einrichtung  der  Sprechbereiche  ^) 
Beschränkungen  in  der  vollen  Verfügbarkeit  des  Gesamtnetzes 
bestehen,  während  der  Telegraph  von  jeder  noch  so  kleinen  An- 
stalt aus  nach  jedem  Punkte  des  Weltnetzes  Nachrichten  ebenso- 
gut vermittelt  wie  von  den  Hauptstädten  aus. 

Etwas  ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  bezüglich  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Beschränkung  der  telegraphischen  Dienst- 
bereitschaft. Hier  könnte  man  tatsächlich  zu  der  Ansicht  kommen, 
daß  der  nur  auf  den  Tagesdienst  beschränkte  Telegraph  der 
Landorte  und  des  flachen  Landes  einen  wesentlich  geringeren 
Gebrauchswert  besitze  als  der  Tag  und  Nacht  bereitstehende 
größerer  Städte.    In  der  Tat  haben  von  26  230  Reichstelegraphen- 


i)  Statistik  der  R.-P.  u.  T.-Verw.  1907,  S.  41. 

2)  Allgem.  Dienstanw.  f.  Post  u.  Telegr.,  Abschn.  V,  Abt.  6,  S.  24  ff. 
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anstellten  (ohne  Eiscnbahntclegraphenanstalten)  nur  446 '),  d.  s. 
1,70/0,  ununterbrochenen  Dienst.  Demgegenüber  ist  zu  l)criick- 
sichtigen,  daß  bei  sehr  vielen  Anstalten  auch  während  der  Zeit 
des  offiziellen  Dienstschlusses  vorübergehend  —  bei  der  Ankunft  und 
dem  Abgange  der  Posten  —  eine  sogenannte  Dienstbereitschaft  be- 
steht, während  welcher  Telegramme  aufgeliefert  und  empfangen 
werden  können,  h'erner  erhält  man  ein  ganz  anderes  Bild  von 
den  tatsächlichen  Verhältnissen,  wenn  nicht  die  Orte,  sondern  die 
Einwohnerzahl  der  Orte  m  i  t  und  der  Orte  ohne  Telegraphcn- 
anstalt  mit  immerwährendem  Dienste  miteinander  verglichen 
werden  :  Es  zeigt  sich  dann,  daß  mehr  als  der  dritte  Teil  der  Be- 
völkerung Deutschlands  während  der  Nacht  ununterbrochen  Ge- 
legenheit hat,  sich  des  Telegraphen  zu  bedienen  2).  Vor  allem 
ist  aber  zunächst  die  Frage  des  Bedürfnisses  zu  prüfen  und  im 
Einzelfalle  festzustellen,  ob  die  örtlichen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse eine  Nachtdienstbereitschaft  erfordern.  Hierbei  darf  an- 
genommen werden,  daß  sich  die  hauptsächlichste  Inanspruch- 
nahme des  Telegraphen  nach  der  Erwerbs-  und  Geschäftszeit 
bez.  Arbeitszeit  richtet,  und .  daß  dementsprechend  eine  länger 
dauernde  Bereitschaft  des  Telegraphen  nur  für  die  großen  Industrie- 
zentren von  Bedeutung  ist,  während  ländliche  Bezirke  für  ihren 
Geschäftsverkehr  kaum  in  die  Lage  kommen  werden,  den  Tele- 
graphen während  der  Nachtzeit  zu  benutzen.  Für  die  Auflieferung 
von  Unfallmeldungen  zu  jeder  Tages-  und  Nachtzeit  sind  aber  bei 
Tausenden  kleinerer  Anstalten  in  den  sogenannten  Unfallmelde- 
stellen geeignete  Vorkehrungen  getroffen  ^).  Aber  selbst  zuge- 
standen, daß  eine  nicht  zu  jeder  Zeit  benutzbare  Anlage  in  ein- 
zelnen Fällen  ihren  Wert  für  den  Interessenten  verlieren  kann,  so 
wird  sich  diese  Wertverminderung  doch  kaum  in  den  Gebühren 
für  die  wirklich  ausgeführten  —  vollwertigen  —  Einzelleistungen 
zum  Ausdruck  bringen  lassen. 

b)  D  i  e    K  o  s  t  e  n. 

Bildet  der  Gebrauchswert  und  eine  Reihe  weiterer  unter  der 
Herrschaft  des  Gebührenprinzips  nicht  besonders  hervortretender 
Elemente  beim  gewerblichen  Prinzip  die  obere  Grenze  des  Tarifs, 
während  die  untere  Grenze  durch  die  Selbstkosten  gezogen  wird, 

1)  Stat.   der  Deutsch.   R.-P.   u.   T.-Verw.   f.   1907,    S.   40, 

2)  Archiv  für  P.   u.   T.   1902,   S.   597. 

3)  Zu  vgl.   auch  Art.    über    »Die  Wirksamkeit    des  Reichs-Telegraphen    außer- 
halb der  gewöhnlichen  Dienststunden«   im  Archiv  f.   F.   u.  T.,    1890,   S.   646  ff. 
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SO  bestimmen  bei  einer  Verwaltung  der  Verkehrsmittel  nach  dem 
Gebührenprinzip  die  Selbstkosten  der  Beförderung  »nach  oben  und 
unten  hin  die  ungefähre  Tarifgrenze «  ^).  Die  Feststellung  bez. 
richtige  Beurteilung  der  Selbstkosten  gibt  hier  vor  allem  die  not- 
wendige Grundlage  für  die  Bemessung  der  Gebühren.  '> Insoweit 
eine  Beziehung  der  Transportpreise  zu  den  Kosten  stattfindet,  ist 
der  Umstand  maßgebend,  daß  eine  rechnungsmäßige  Aufteilung 
der  innerhalb  einer  gewissen  Zeitperiode  erwachsenden  Gesamt- 
kosten auf  alle  in  jenen  Zeitraum  fallenden  Verkehrsakte  vorge- 
nommen werden  muß,  die  einzelnen  Verkehrsakte  jedoch  hierbei 
einander  nicht  gleichgesetzt  werden  können,  da  sie  in  verschiedenem 
Grade  auf  die  Kostenverursachung  einwirken,  also  insoweit  letz- 
teres der  Fall  ist,  verschiedene  Ansätze  in  Rücksicht  auf  diese 
Kosten  resultieren.  IJas  ist  aber  nicht  für  jeden  einzelnen  Ver- 
kehrsakt genau  zu  berechnen,  sondern  immer  nur  im  Wege  einer 
annähernden  Bezifferung  zu  eruieren«.  .  .  .  »Es  müssen  also  hin- 
sichtlich der  bewegten  Massen  oder  der  Zeit,  welche  der  Trans- 
port in  Anspruch  nimmt,  ferner  hinsichtlich  der  Entfernung,  auf 
welche  die  Transporte  erfolgen,  hinsichtlich  der  Ansprüche  auf 
Sicherheit  und  Angemessenheit  des  Transportes,  häufig  auch  hin- 
sichtlich der  Schnelligkeit  des  Transportes  und  spezieller  Kosten- 
verursachung durch  besondere  Leistungen  die  zahlreichen  Ver- 
kehrsakte auf  durchschnittliche  Leistungseinheiten  zurückgeführt 
werden,  welche  der  Aufteilung  der  Gesamtkosten  zugrunde  gelegt 
werden«  ^). 

Die  Selbstkosten  des  Telegraphen  werden  nach  dem  allge- 
meinen Vorgange  von  Sax  zweckmäßig  im  folgenden  nach  Stations- 
(Abfertigungs-)  und  Streckenkosten  zergliedert.  Die  »feststehenden« 
Kosten  (sogenannten  Generalkosten)  sind  damit  anteilmäßig  bei  bei- 
den Gattungen  zu  berücksichtigen.  Unter  diesen  feststehenden  Kosten 
versteht  man  die  allgemeinen  Auslagen,  welche  behufs  regel- 
mäßiger Funktion  und  Erhaltung  einer  bestimmten  Anlage  und 
Betriebseinrichtung  auf  dem  Niveau  einer  gewissen  Minimalleistungs- 
fähigkeit erwachsen  ^).  Hierzu  gehören  die  Kosten  für  die  zentrale 
Verwaltungsbehörde  und  ihre  provinziellen  Unterbehörden,  die 
Kosten    für  Versuchszwecke,   ferner    für  Pensionen    und   für   Ver- 


i)  äe  Terra,  Soziale  Verkehrspolilik,  Berlin  1895,  S.  13. 

2)  Sax,    Art.    Transport  u.    Korainunikalionswesen    in  Schönbergs  Hb.,  I,    1896, 
S.  625. 

3)  Sax,  ebenda  S.  626. 
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zinsiing,  sowie  Ersatz  und  ErnciierunG^  der  Gebäude.  Feststehend 
sind  auch  diese  Kosten  nur  bis  zu  einer  allerdings  sehr  weit  ge- 
zogenen Intensitätsgrenze  insofern,  als  sie  innerhalb  dieser  zeit- 
lichen Grenze  von  dem  einzelnen  \'erkehrsakt  unbeeinflußt  bleiben. 
Wird  diese  Grenze  überschritten,  so  tritt  auch  hier  eine  Aende- 
rung  der  Kosten  ein.  »Die  spekulative  Unterscheidung  der  Selbst- 
kosten in  feste  und  veränderliche <;,  sagt  \\ eichs-Glon  sehr  richtig", 
»hat  einzig  den  Zweck,  ein  besseres  Verständnis  der  theoretischen 
Erörterungen  zu  vermitteln  ;  praktischen  Wert  besitzt  diese  Unter- 
scheidung tatsächlich  gar  keinen.  In  der  Praxis  wird  auch  nie 
ein  Tarif  nach  diesen  beiden  Kostenanteilen  gebildet,  schon  weil 
dieselben  ziffernmäßig  nicht  zu  ermitteln  sind-  \). 

a)  U  i  e  S  t  a  t  i  o  n  s  k  o  s  t  c  n. 

Die  Einteilung  in  Stations-  und  Streckenkosten  schließt  sich 
eng  an  den  Gang  der  Behandlung  eines  Telegramms.  Die  hier- 
bei erforderlichen  Tätigkeiten  reihen  sich  folgendermaßen  aneinander : 
Das  Telegramm  wird  am  Schalter  vom  Absender  angenommen, 
die  ordnungsmäßige  Beschaffenheit  geprüft,  die  Wortzahl  festge- 
stellt, die  Gebühr  berechnet,  erhoben  und  gebucht,  die  dienst- 
lichen Vermerke  (Wortzahl,  Aufgabetag  und  Zeit  nach  Stunden 
und  Minuten)  werden  auf  dem  Telegrammformular  niederge- 
schrieben. Alsdann  wird  das  Telegramm  bei  kleinen  Stationen 
zum  Apparat,  bei  großen  nach  der  Verteilungsstelle  gebracht, 
wo  die  Telegramme  durch  besondere  Beamte  auf  die  einzelnen 
Leitungen,  in  denen  sie  zu  befördern  und  nach  deren  Apparaten 
sie  abzutragen  sind,  verteilt  werden.  Das  Abtelegraphieren  zer- 
fällt in  das  Anrufen  der  empfangenden  Anstalt,  deren  Aufforde- 
rung zum  Geben,  die  Abgabe  des  Telegramms  und  die  Ver- 
gleichung  und  Ouittungsleistung  der  empfangenden  Anstalt.  Bei 
der  gebenden  Anstalt  ist  der  Beförderungsvermerk,  bei  der  emp- 
fangenden der  Aufnahmevermerk  auf  dem  Telegrammformular  zu 
machen.  Ist  die  Empfangsanstalt  eine  Durchgangsstation,  d.  h.  muß 
hier  das  Telegramm  auf  einer  anderen  Leitung  weiter  telegraphiert 
v.'erden,  so  wiederholen  sich  die  Tätigkeiten  mit  Ausnahme  der- 
jenigen der  Annahme.  Bei  der  Endstation  ist  das  Telegramm  in 
das  (Ankunfts-)  Buch  einzutragen,  gegen  Quittung  dem  bestel- 
lenden Boten  zu  übergeben  und  dem  Empfänger  zuzustellen.  Wäh- 
rend und  nach  der  Beförderung  unterlieeen  die  Telesframme  noch 


i)  V.   Weichs-Glon  a.  a.  O.  S.   197. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     2.  21 
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einer  Zählung"  zu  statistischen  Zwecken  und,  sofern  eine  Abrech- 
nung" mit  einer  fremden  Telegraphenverwaltung  in  Frage  kommt, 
auch  einer  besonderen  Buchung.  Die  hauptsächlichsten  techni- 
schen und  sachlichen  Betriebsmittel  sind  auf  der  Station :  Tele- 
graphenapparate (hauptsächlich  Morse,  Klopfer,  Hughes)  und 
Hilfsapparate  (Sicherungen,  Galvanoskope,  Umschalter,  Meß- 
instrumente usw.)  sowie  Batterien  und  Batteriematerialien,  ferner 
Aufgabe- ,  Durchgangs-  und  Ankunftsformulare,  sowie  Papier- 
streifen, Farbe  und  Bücher,  auf  der  Strecke :  Gestänge  (Linie)  und 
Leitungen   (vgl.  unter  b). 

Da  ein  körperlicher  Transport  des  Trägers  der  Nachricht 
beim  Telegramm  nicht  stattfindet,  gehen  sämtliche  durch  seine 
Beförderung  bedingten  Manipulationen  auf  der  Station  vor  sich, 
im  Gegensatz  zum  Eisenbahn-  oder  Postverkehr,  bei  welchem  die 
Beförderung  des  Gutes  oder  der  Nachricht  von  Ort  zu  Ort  un- 
mittelbar eine  Reihe  wichtiger  Handlungen  auch  auf  der  Strecke 
(Führung  des  Zuges,  Begleitung  der  Post)  erfordert.  Zu  den 
Stationskosten  sind  demnach  beim  Telegraphen  zu  zählen :  die 
Kosten  für  die  gesamte  bauliche  und  technische  Einrichtung  der 
Anstalten,  namentlich  für  die  Telegraphenapparate,  und  die  Kosten 
für  das  Betriebspersonal  und  die  Betriebsmaterialien.  Theoretisch 
wäre  die  Größe  des  Personals  bestimmt  durch  die  Zahl  der  bei  der 
betreffenden  Station  zum  Betriebe  eingeführten  Leitungen,  d.  h.  der 
zu  bedienenden  Apparate,  in  der  Praxis  bestimmt  sie  sich  nach 
der  Höhe  der  tatsächlichen  F"requenz.  Die  Intensitätsgrenze  ist 
hierbei  im  Verhältnis  z.  B.  zur  brieflichen  Nachrichtenbeförderung 
sehr  eng  gezogen.  Eine  Massenbeförderung,  die  die  Kosten 
wesentlich  verbilligt,  ist  nicht  möglich.  Jedes  Telegramm  er- 
fordert die  gleiche  Arbeitsleistung,  muß  bei  der  Annahme  Wort 
für  Wort  gezählt,  bei  der  Weitergabe  Wort  für  Wort  abtele- 
graphiert werden.  Die  Intensitätsgrenze  wird  demnach  auf  der 
einen  Seite  bestimmt  von  der  Zahl  und  Länge  der  Telegramme, 
auf  der  anderen  durch  die  Leistungsfähigkeit  der  Apparate  und 
des  Manipulationspersonals.  Indes  muß,  wenn  der  Charakter  der 
Verkehrsanstalt  gewahrt  bleiben  soll,  ein  gewisses  Minimum  an 
persönlichen  und  sachlichen  Betriebsmitteln  immer  bereit  sein, 
auch  wenn  Verkehrsleistungen  nicht  gefordert  werden.  Die  fort- 
schreitende Verkehrszunahme  zieht  allmählich  eine  prozentual  an- 
nähernd gleiche  Personalvermehrung  nach  sich,  wenn  auch  die 
Stärke  des  Personals  neben  der  Verkehrszunahme  noch  von  anderen 
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weniger    wichtigen    l'^aktoren,    wie    der    Verteilung  der   Leitungen 
auf  die  einzelnen  Acmter  und  ähnlichem,   mitbestimmt  wird. 

Die  Kosten,  die  die  Unterhaltung  der  Stationen  verursacht, 
sind  also  nach  der  verschiedenen  Beanspruchung  durch  die  In- 
teressenten zu  verteilen,  bez.  nach  dem  L'mfange,  in  dem  der 
bereitstehende  Betriebsmechanismus  in  Tätigkeit  gesetzt  wird,  zu 
differenzieren.  Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  ein  Teil  der  Lei- 
stungen von  der  Länge  des  Telegramms  unabhängig  und  daher 
für  alle  Telegramme  gleich  ist.  Dies  ist  die  Beförderung  der 
Telegramme  von  der  .\nnahme  zu  den  Apparaten,  der  Anruf  der 
Anstalten,  die  Uebermittelung  der  dienstlichen  Vermerke,  die 
statistische  Behandlung  u.  a.  Die  übrigen  Leistungen  —  Annahme, 
Abtelegraphieren  und  Aufnahme,  sowie  Abnutzung  der  Apparate, 
Verbrauch  an  Materialien  (1^'arbe,  l'apierstrcifen  usw.)  —  und  das 
sind  die  wesentlichsten  —  hängen  in  ihrem  Umfange  direkt  von 
der  Länge  der  Telegramme  ab  und  können  an  dieser  gemessen 
werden.  Das  idealste  Maß,  die  Berechnung  der  Leistung  nach 
der  Zahl  der  Buchstaben,  verbietet  sich  aus  praktischen  Gründen, 
weil  die  Feststellung  zu  zeitraubend  sein  und  der  zu  erhebende 
Gebührenbetrag  zu  klein  ausfallen  würde.  Das  natürlichste  ist 
daher,  das  W  ort  als  Grundlage  der  Kostenbemessung  zu  nehmen. 
Um  gezwungene,  auf  Gebührenersparnis  abzielende  und  den  Be- 
trieb erschwerende  W'ortzusammenziehungen  hintanzuhalten,  wird 
die  Länge  eines  einfach  zu  zählenden  Wortes  auf  eine  bestimmte 
Zahl  von  Buchstaben  —  etwa  15  —  festzusetzen  sein,  eine  Zahl, 
die  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  nur  selten  überschritten 
wird.  Hier  das  Gesetz  der  Nivellierung  durch  Festsetzung  von 
Wort-Gruppen  als  Taxeinheiten  (etwa  bis  20  Wörter,  20 — 30, 
30 — 40  usw.)  anzuwenden,  ist  unzweckmäßig,  weil  das  Bestreben 
der  Interessenten,  stets  die  obere  Grenze  jeder  Gruppe  gerade  zu 
erreichen  ^),  zu  einer  Belastung  der  Apparate  und  Leitungen  mit 
oft  unnötigem  und  überflüssigem  Wortkram  führt.  Dies  hat  die 
Erfahrung  bewiesen  beim  Uebergang  vom  Gruppentarif  zum  Wort- 
tarif, indem  nach  einer  [Mitteilung  des  General-Postmeisters 
Dr.  Stephan  im  Reichstage  -)  die  durchschnittliche  VVortzahl  nach 


1)  So  stieg  z.  B.  in  Belgien  bei  der  Erweiterung  der  einfachen  Depesche  von 
20  auf  25  Worte  auch  die  durchschnittliche  Wortzahl  der  Telegramme  von  2o  auf 
24  Wörter  [Knies  a.  a.  O.   S.  164). 

2)  Sitzg.  8.  Nov.  1876.  Stenogr.  Berichte,  2.  Legisl.Per.  IV.  Sess.,  1876,  I.  Bd., 
S.  8S. 
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der  Tarifänderung  von  i8  auf  14  Worte  pro  Telegramm  zurück- 
gegangen war,  was  eine  jährliche  Minderleistung  von  14  Millionen 
Wörtern  oder   1 3  000  Arbeitstagen  bedeutete. 

Die  Unmöglichkeit  einer  Massenproduktion  von  Verkehrs- 
leistungen beim  Telegraphen  zur  Verminderung  der  Manipulations- 
kosten drückt  Knies  folgendermaßen  aus  :  >Der  merkwürdige  Zug  in 
der  Physiognomie  der  modernen  Maschinenindustrie ,  möglichst 
große  Massen  von  Produkten  mit  einer  gleichzeitigen  An- 
strengung hervorzubringen,  tritt  in  unserem  Verkehrsmittel  ganz 
in  den  Hintergrund.  Daran  schließt  sich  dann  die  bedeutsame 
Folgerung,  daß  hier  eines  der  wichtigsten  Elemente  der  pro- 
gressiven Verwohlfeilerung  fehlt.  P'reilich  werden  die  wirklichen 
wirtschaftlichen  Produktionskosten  für  die  Leistungen  des  Tele- 
graphen ansteigend  kleiner  durch  zunehmende  Frequenz,  aber 
doch  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Punkte  hin,  nämlich  bis  zur 
vollen  Ausnutzung  der  an  einer  Leitung  möglicherweise  zu  ver- 
brauchenden Zeit«  ^).  Heute  muß  hier  noch  eine  Unterscheidung- 
gemacht  werden  zwischen  dem  sogenannten  relativen  Intensitäts- 
maximum für  die  Leitung  und  dem  für  die  Station.  Die  Auf- 
nahmefähigkeit der  Leitung  ist  für  die  Praxis  unbegrenzt,  sobald 
Apparate  verwendet  werden,  die  die  elektrischen  Stromstöße,  aus 
deren  Wirkung  sich  die  Zeichen  zusammensetzen,  in  unendlich 
rascher  Folge  zu  senden  vermögen.  Die  heutige  Technik  kennt 
praktisch  brauchbare  Maschinenapparate,  wie  z.  B.  den  von  Pol- 
lack und  Virag,  die  45000  W^örter  in  der  Stunde  befördern 
können  -).  Zur  Vorbereitung  der  maschinellen  Arbeit  ist  aber 
menschliche  Arbeit  erforderlich,  die  für  jeden  einzelnen  Buch- 
staben eine  entsprechende  Manipulation  in  sich  schließt,  die  im 
günstigsten  Pralle  etwa  die  Schnelligkeit  der  Schreibmaschinenschrift 
erreichen  kann  ^).    Die  Manipulationskosten  können  also  pro  Maß- 


i)  Knies  a.  a.  O.  S.  207. 

2)  Strecker,  Hilfsbuch  für  die  Elektrotechnik,  Berlin  1907,  S.  780.  Aehnliche  Ma- 
schinentelegraphen bind  hauptsächlich  die  Schnelltelegraphen  von  Wheatstone,  Mur- 
ray und  Siemens  &  Halske,  vgl.  Kraatz,  Die  Maschinentelegraphen,  Braunschweig 
1906. 

3)  Bei  den  genannten  Maschinentelegraphen  wird  das  abzusendende  Telegramm 
zunächst  auf  einen  Papierstreifen  in  Lochschrift  niedergeschrieben.  (Archiv  f.  P.  u. 
T.  1904,  S.  366.)  —  Ein  interessanter  Vergleich  der  Leistungen  des  Murray-,  Wheat- 
stone-, Baudot-,  Hughes-  und  Morsequadruplextelegrapheu'  auf  Grund  von  Tabellen, 
die  auch  die  wirtschaftliche  Seite  berücksichtigen,  findet  sich  in  der  Zeitschrift  f. 
Schwachstromtechnik,    190S,   S.   563  fif. 
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einholt  anteilig  nie  unter  die  durch  volle  Ausnutzung  einer 
Schreibmaschine  entstehenden  Kosten  sinken,  während  die  eigent- 
lichen J^eförderungskosten  (auf  der  Leitung)  mit  wachsender  In- 
tensität des  Verkehrs  an  sich  in  weit  rascherem  Verhältnis  ab- 
nehmen können  ^).  Die  leistungsfähigen  Maschinenapparate  können 
also  im  wesentlichen  nur  zur  Verminderung  der  Streckenkosten 
für  die  Leistungseinheit  in  Frage  kommen.  Die  Wahl  des  Ap- 
paratsystems wird  sich  natürlich  nach  dem  Umfange  des  Verkehrs, 
der  bei  der  betreffenden  Station  l)ez.  in  der  betreffenden  Lei- 
tung zu  bewältigen  ist ,  zu  richten  haben.  In  den  schwachen 
» Omnibusleitungen  «^^  '^)  genügt  noch  der  Morseapparat,  dessen  Lei- 
stungsfähigkeit sich  auf  8 — lo  Wörter  in  der  Minute  beschränkt, 
stärker  belastete  Leitungen  werden  mit  Klopfer,  mit  dem  etwa 
i6  Wörter  in  der  Minute  befördert  werden,  stark  belastete  Lei- 
tungen mit  dem  Mughesapparat,  der  die  Beförderung  von  etwa 
l6 — 20  Wörtern  im  Durchschnitt  ermöglicht,  betrieben  ^).  Mir 
die  Telegraphenleitungen  auf  dem  flachen  Lande,  die  sogenannten 
Sp-Leitungen ,  werden  I^^rnsprechapparate  benutzt.  Nach  der 
letzten  Statistik  wurden  P2nde  1907  im  Reichstelegraphennetz  ver- 
wendet 27199  Fernsprechapparate,  10  321  Morseapparate,  2804 
Klopferapparate,  1057  Hughesapparate  und  327  Apparate  anderer 
Systeme  *).  Aus  dieser  Zusammenstellung  kann  entnommen 
werden,  daß  die  Stärke  und  Verteilung  des  Telegrammverkehrs 
nur  in  verhältnismäßig  wenigen  Fällen  die  Verwendung  leistungs- 
fähigerer Apparate  zur  besseren  Ausnutzung  der  Leitungen  er- 
fordert. 

Den  Uebergang  zu  den  Streckenkosten  bilden  schliefSlich  die 
—  bei  der  Station  erwachsenden  —  Kosten  für  die  Fortbewe- 
gung der  Nachricht  auf  der  Strecke  durch  die  bewegende 
Kraft,  die  Elektrizität,  die  man  hier  gewissermaßen  als  Motor 
ansehen    kann.       Die    Elektrizitätsmenge ,     die    zur    Beförderung 


i)   Sax,  Transport-  u.  Kommunikationswesen  in  Sc  hon  b  er g^   Hb.  I,    1896,8.634. 

2)  D.  s.  mit  Morseapparaten  in  Ruhestromschaltung  betriebene,  dem  näheren 
Verkehr  dienende  Leitungen  mit  einer  größeren  Zahl   von   Telegraphenanstalten. 

3)  Strecker,  Hilfsb.  für  die  Elektrotechnik,  Berlin  1907,  S.  780  ff.  —  Die  deut- 
sche Verkehrszeitung  (1903,  S.  486)  bewertet  die  normale  Stundenleistung  bei  ein- 
fachem Betriebe  für  Morse  auf  400 — 500  Wörter,  für  Klopfer  auf  600  Wörter,  für 
Hughes  auf  1000 — 20CO  Wörter,  für  Baudot  auf  1000  Wörter,  für  Rowland  auf  2150 
Wörter,  für  Murray  auf  70CO  Wörter,  für  Pollack  u.  Virag  auf  30000  —  40000 
Wörter. 

4)  Statistik  der  Deutschen  R.-P.  u.  T.-Verw.  für  1907,   S.  48. 
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einer  Nachricht  gebraucht  wird,  hängt  natürUch  ab  von  der 
Größe  der  Entfernung,  über  welche  das  Telegramm  zu  beför- 
dern ist,  und  von  der  Dauer  der  Inanspruchnahme,  die  direkt 
von  der  Länge  des  Telegramms,  d.  h.  der  Zahl  der  zu  befördern- 
den Zeichen  bestimmt  wird  ^).  Der  Zeitfaktor  kann  hier  also  eben- 
falls durch  die  Länge  des  Telegramms  —  durch  dessen  Wort- 
einheiten —  ersetzt  werden.  Für  die  einzelne  Transportleistung 
ist  allerdings  der  Aufwand  an  bewegender  Kraft  so  gering,  daß 
der  darauf  entfallende  Kostenanteil  kaum  meßbar  ist^).  Das 
Wesentliche  ist,  daß  auch  dieser  Anteil  des  einzelnen  Verkehrs- 
aktes an  den  für  die  ganze  Verkehrsanstalt  erwachsenden  Betriebs- 
kosten sich  unmittelbar  mit  der  Wortzahl  und  der  Beförderungs- 
strecke ändert. 

b)  Die  St  recken  kosten. 

Zu  den  Streckenkosten  gehören  die  Personal-  und  Material- 
kosten für  Herstellung,  Unterhaltung-  und  Instandhaltung  des  Weges, 
also  der  Linien  und  Leitungen. 

Die  Kosten  der  Leitung  setzen  sich,  abgesehen  von  dem  an- 
teiligen Betrage  der  allgemeinen  Verwaltungskosten,  zusammen 
aus  der  Verzinsungs-  und  u.  U.  der  Amortisationsquote  für  das 
im  Leitungsnetz  angelegte  Kapital,  aus  den  Kosten  für  die  Unter- 
haltung der  Anlage,  als  da  sind  die  regelmäßige  jährliche  Instand- 
setzung der  Linien  und  Leitungen,  deren  dauernde  Bewachung 
und  die  Beseitigung  von  Störungen.  Alle  diese  Kosten  wachsen 
naturgemäß  mit  der  Länge  der  Strecke,  mit  der  Ausdehnung  des 
Netzes  überhaupt.  Eine  Vorstellung,  um  welche  Summen  es  sich 
hierbei  handelt,  mögen  folgende  Zahlen  vermitteln.  Im  Jahre  1905 
bezifferte  im  Reichstage  der  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts  ^) 
das  Anlagekapital  der  Telegraphenverwaltung  auf  143  Millionen 
Mark,  die  zum  größten  Teil  auf  die  Linien  und  Leitungen  ent- 
fallen. Die  Anlagekosten,  bezogen  auf  eine  Leitung,  sind  abhän- 
gig von  der  Zahl  der  Leitungen,  die  an  demselben  Gestänge  — 
an  derselben  Linie  —  gemeinsam  verlaufen.     Während  nach  der 


i)  Je  größer  die  Entfernung,  d.  h.  die  Länge  der  Leitung  und  damit  der  Wi- 
derstand ist,  um  so  höher  muß  die  Spannung  gewählt  werden,  damit  am  Empfangb- 
orte  die  zur  Betätigung  des  Apparates  erforderUche  Stromstärke  erreicht  wird.  Die 
der  Batterie  entnommene  Energiemenge  (elektrische  Arbeit)  wird  dargestellt  durch 
das  Produkt  aus  Spannung,  Stromstärke  und  Zeit.     (Wattstunden.) 

2)  Vgl.  auch  Sax,  Transport-  u.  Kommunikationswesen,  in  Sc/iöttl'ergs  Hb.,  I, 
1896,  S.  634. 

3)  Stenogr.  Berichte  XL  Legisl.Per.   L  Sess.  1903/5,   5.  Bd.  S.   3898. 
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Statistik  für  1907  bei  den  l'^crnsprechveibindungsanlagen  (d.  s.  die 
Linien  und  Leitungen  zur  Verbindung  der  Ortschaften  für  den  Fern- 
sprechverkehr) im  Durchschnitt  ca.  15  Leitungen  sich  in  einer  Linie 
befinden,  sind  die  Telegraphenlinien  durchschnittlich  nur  mit  4 
Leitungen  belastet  *).  Die  Kosten  für  eine  telegraphische  Verbin- 
dung zwischen  zwei  Orten  würden  daher  —  die  Verwendung 
gleichen  Materials  vorausgesetzt  —  nach  den  gegenwärtigen  Ver- 
kehrsverhältnissen höher  sein  als  für  eine  Fernsprechverbindung. 
Ein  Ausgleich  wird  aber  tatsächlich  dadurch  geschaffen,  daß  für 
die  Fernsprechleitungen  nur  Bronze-  oder  Kupferdraht  verwendet 
wird,  während  man  für  die  Telegraphcnleitungen  bisher  den  bil- 
ligeren Eisendraht  wählte.  In  den  letzten  Jahren  wird  allerdings 
auch  für  Telegraphenleitungen  Bronzedraht  vorgezogen,  dessen 
günstigeren  elektrischen  Eigenschaften  einen  im  Verhältnis  zum 
Eisendraht  geringeren  Querschnitt  zulassen  und  damit  eine  ge- 
ringere Belastung  der  Gestänge  ermöglichen.  Während  in  der 
Statistik  der  Post-  und  Telegraphen-Verwaltung  für  1900-)  die 
Herstellungskosten  für  i  km  Fernsprechverbindungsleitung  mit  durch- 
schnittlich 181,30  M.  angegeben  werden,  berechnet  Grunzel  die 
Kosten  für  i  km  Telegraphenleitung  aus  4  mm  starkem  Eisen- 
draht auf  300  M.  ^)  und  schätzt  Verfasser  z.  Zt.  die  Kosten  für 
I  km  Leitung  aus  3  mm  starkem  Bronzedraht  auf  200  M.  Für 
I  km  Telegraphenlinie  (Gestänge  ohne  Leitung)  dürften  etwa 
160 — 170  INI.  Anlagekosten  anzusetzen  sein.  Wenn  diese  An- 
gaben, bei  denen  noch  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Preise  für 
Bronze-  und  Kupferdraht  von  den  beträchtlichen  Schwankungen 
der  Kupferpreise  abhängen,  auch  nicht  Anspruch  auf  absolute 
Richtigkeit  machen  können,  so  erleichtern  sie  doch  das  Verständ- 
nis für  die  Größe  des  in  Linien  und  Leitungen  investierten  Ka- 
pitals. 

Die  Abschreibungen,  die  nach  ökonomischen  Grundsätzen  auf 
diese  investierten  Kapitalien  zur  rechtzeitigen  Erneuerung  der  Be- 
triebsmittel nach  deren  Abnutzung  zu  machen  sind,  bestehen,  wie 
bereits  hervorgehoben,  in  den  laufenden  jährlich  im  ordentlichen 
Etat  ausgeworfenen  Mitteln  für  die  Unterhaltung  der  Telegraphen- 

1)  Fernsprechverbindungsanlagen:  Linien  44223  km,  Leitungen  669185  km; 
Telegraphenanlagen:   Linien  124059  km,  Leitungen   511 163  km  (a.  a.  O.  S.  41). 

2)  a.  a.  O.   J.  S.  103  Anlage  B.     Erläuterung  zu  Tafel  XII. 

3)  Grunzel  a.  a.  O.  S.  300.  Die  von  Knies  —  Der  Telegraph,  S.  150  — 
angegebenen  Beträge,  z.  B.  100  Thlr.  für  i  geogr.  Meile  Linie  mit  einer  Leitung 
haben  heute  nur  einen   historischen   Wert. 
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linien  und  -leitungen,  mit  denen  diese  dauernd  in  demselben  be- 
triebssicheren Zustande  gehalten  werden.  Darüber  hinaus  —  neben 
dieser  dauernden  Amortisation  der  Betriebsmittel  —  noch  eine 
Amortisation  des  Anlagekapitals  zu  erstreben,  würde,  wie  oben 
gezeigt,  nicht  ganz  mit  den  F'orderungen  des  Gebührenprin- 
zips zu  vereinigen  sein.  Einen  ähnlichen  Standpunkt  scheint  auch 
die  Telegraphenverwaltung  nach  einem  Ausspruche  des  Staats- 
sekretärs des  Reichs-Postamts  einzunehmen,  nach  welchem  die 
Amortisation  von  Anleihen  nur  für  das  ganze  Reich,  nicht  aber 
für  die  einzelne  Verwaltung  geschehen  könne  ^).  Die  neuerdings 
im  »Postetat«  erscheinenden  Summen  zur  Amortisation  von  An- 
leihen dürften  sich  daher  nur,  soweit  sie  sich  auf  das  F  e  r  n- 
Sprech  wesen  beziehen,   einigermaßen  rechtfertigen  lassen. 

Ueber  die  Frage,  ob  die  Länge  der  von  den  Telegrammen 
durchlaufenen  Beförderungsstrecke  die  Selbstkosten  der  Telegra- 
phenverwaltung beeinflusse,  gehen  die  Meinungen  auseinander. 
V.  d.  BorgJit'-)  räumt  der  Entfernung,  über  die  ein  Telegramm 
befördert  wird,  keinen  Einfluß  auf  die  Kosten  der  Leitung  ein, 
weil  die  Leitung  zur  Ermöglichung  eines  Telegraphenbetriebes 
überhaupt  nötig  sei  und  unterhalten  werden  müsse  und  weil  die 
genannten  Kosten  nicht  davon  berührt  wäirden,  ob  die  Leitung 
viel  oder  wenig,  auf  lange  oder  kurze  Strecken  benützt  würde, 
eine  Bemerkung,  die  übrigens  mit  demselben  Rechte  auch  auf 
alle  anderen  Betriebsmittel  angewendet  werden  könnte.  »Es 
dürfte  unmöglich  sein,  den  geringen  Einfluß  der  jeweiligen  Länge 
der  Beförderungsstrecke  auf  die  Kosten  der  Verzinsung  und  Amor- 
tisation des  Anlagekapitals  der  Leitung  und  auf  ihre  Unterhal- 
tungskosten erkennbar  zu  machen.«  Ebenso  gesteht  auch  Griinsel'^) 
der  Entfernung  beim  Telegraphen  nur  einen  relativ  geringen  Ein- 
fluß zu. 

Dagegen  vertreten  Cohn^  Schüttle,  Schzvaighofer^)  die  Mei- 
nung, daß  die  Länge  der  Benutzungsstrecke  die  Selbstkosten  der 
Verwaltung  in  meßbarer  Weise  steigere. 

Sax  räumt  zwar  der  einzelnen  Nachricht  gleichfalls  keinen 
bestimmbaren    Einfluß    auf    die  Gesamtsumme    der    Selbstkosten 


1)  Sitzung  V.    19.   Jan.   1905,   Stenogr.   Berichte  1903/05,    5.   Bd.   S. 

2)  a.  a.  O.  S.  404  f. 

3)  a.  a.  O.  S.  307. 

4)  Cohti,  Nationalökonomie  des  Handels-  und  Verkelirswesens,  S.  1024 ;  Schöltle, 
Der  Telegraph  usw.  .S.  282/83  ;  Sch'vaigho/er,  Die  Grundlagen  usw.  S.  77. 
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durch  die  Distanz  iiires  Bcstininiungsortes  ein,  erklärt  die  größeren 
Kosten  der  weiteren  Sendungen  mit  der  geringeren  Frequenz  dieser 
dem  weiten  l-'ernvcrkchr  dienenden  Linien  (S.  267)  und  sieht  in 
der  Proportionalität  der  Preise  mit  der  Entfernung  nur  eine  Be- 
rücksichtigung des  Wertes  der  Leistung,  ein  Gesichtspunkt,  der 
mit  dem  Unternehmerprinzip  beim  üebergange  zum  (icbiihren- 
prinzip  zu  fallen  habe  (S.  269)  *).  Im  weiteren  Verlauf  seines  Ge- 
dankenganges aber  gelangt  er  schließlich  auch  zu  der  J^'orderung 
eines  Zonentarifs  für  den  Telegraphenverkehr  auf  größeren  Ge- 
bieten (S.  273  u.  300). 

Die  r'rage,  ob  der  Preis  zum  Ausdruck  einer  Kostenver- 
schiedenheit nach  der  Länge  der  Transportstrecke  zu  bemessen 
ist,  dürfte  zweckmäßig  in  eine  Hauptfrage  und  in  eine  Unter- 
frage zu  zerlegen  sein.  Die  erstere  würde  der  Feststellung  dienen, 
ob  überhaupt  die  Streckenkosten  jährlich  derartige  Beträge  aus- 
machen, daß  sie  mit  Bezug  auf  die  Zahl  der  Telegramme  und 
die  Einheiten  der  Leitungslänge  meßbar  sind,  die  zweite,  ob  die 
Intensität  und  Verteilung  des  Telegrammverkehrs  eine  Durch- 
schnittsberechnung zweckmäßig  erscheinen  läßt. 

Erinnernd  sei  vorausgeschickt,  daß  es  sich  auch  hierbei  nur 
um  eine  Betrachtung  der  Verhältnisse  des  gesamten  Netzes  der 
Verkehrsanstalt  als  eines  einheitlichen  Ganzen  und  nicht  um  die 
Rentabilität  einzelner  Leitungen  handeln  darf.  Ein  derartiger 
Versuch  könnte  schon  deshalb  aus  praktischen  Gründen  zu  keinem 
Resultat  führen,  weil  der  Beförderungsweg  fast  eines  jeden  nicht 
unmittelbar  an  die  Bestimmungsanstalt  in  direkter  Leitung  abge- 
setzten Telegramms  —  und  das  dürfte  die  Mehrzahl  sein  —  sich 
aus  Beförderungsstrecken  von  ganz  verschiedener  Rentabilität  zu- 
sammensetzt. Ebenso  muß  die  Annahme,  daß  die  kurzen  Lei- 
tungen im  allgemeinen  rentabler  seien  als  die  längere^,  der  Er- 
wägung weichen,  daß  die  kurzen  Leitungen  nur  den  Verkehr  auf- 
zunehmen haben,  der  von  den  in  der  Leitung  liegenden  Anstalten 
ausgeht  oder  für  diese  bestimmt  ist,  während  die  langen,  zwei 
Vermittlungszentren  (Sammelämter)  verbindenden  Leitungen  neben 
ihrem  direkten  Verkehr  zum  größeren  Teil  einen  Verkehr  ver- 
mitteln, der  über  die  Endanstalten  hinausgeht.  Jedes  für  eine 
größere  E^ntfernung  bestimmte  Telegramm  durchläuft  zum  minde- 
sten eine  solche  Leitung,  die  den  Verkehr  aus  vielen  kleinen  Zu- 

l)   Vgl. auch  Art. Transport-  und  Kommunikationswesen  in  Schotiöergs  Hb.  I,  1896, 
?•   635. 
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Aussen  zum  starken  Strome  vereinigt,  um  ihn  am  Endpunkte  wie- 
der in  kleinere  Verteilungskanäle  zu  leiten.  Diese  Erscheinung 
kommt  in  der  Tatsache  zum  Ausdruck,  daß  der  in  gleicher  Rich- 
tung verlaufende  Verkehr  in  vielen  Fällen  mehrere  Verbindungs- 
leitungen zwischen  zwei  Zentren  erfordert  ^). 

Von  den  für  die  Leitung  aufzuwendenden  Kosten  geben  die  be- 
reits erwähnten  Beträge  nur  einen  oberflächlichen  Ueberblick. 
Die  laufenden  jährlich  für  Leitung  erwachsenden  Kosten,  auf  die 
es  hier  ankommt,  sind  nach  dem  jetzigen  Dispositiv  nicht  mehr 
aus  dem  Etat  ersichtlich  -).  Wir  legen  daher  dieser  Betrachtung 
den  Etat  des  Jahres  1902  zu  Grunde,  der  in  den  Erläuterungen 
die  für  eine  Schätzung  wichtigen  Summen  der  Tit.  50  u.  51  nach 
dem  früheren  Dispositiv  bringt.  Bei  vorsichtiger  Berechnung  er- 
gibt sich  für  laufende  Mittel  zur  Unterhaltung  der  Telegraphen- 
linien und  -leitungen  die  Summe  von  7  000  000  ^)  M.  Hierzu 
sind  noch  5  000  000  IVI  als  4-prozentige  Verzinsung  des  auf  etwa 
125000000  M  zu  schätzenden'^)  Anlagekapitals  hinzuzurechnen, 
sodaß  sich  ein  jährlicher  Aufwand  von  12  000  000  M  ergibt,  das 
sind  auf  das  Telegramm  berechnet  28  Pf.  ^),  also  für  das  Wort 
bei  einer  durchschnittlichen  Länge  von  13,32  Wörtern  reichlich 
2  Pf.,  oder  40 Vo  der  Wortgebühr.  Für  das  km  Leitung  ergeben 
sich  27,7  M  oder  für  je  loo  km  2770  M.  ^').  Sehr  förderlich 
für    die    gegenwärtige    Untersuchung  wäre    die  Kenntnis    der    im 

i)  Z.  B.  1908  für  die  Verbindung  Leipzig-Berlin  4  Leitungen  (für  den  Betrieb), 
Leipzig-Hamburg  2  Leitungen. 

2)  54.  Sitzung  des  Reichstags  v.  21.  Febr.  1901  (Stenogr.  Berichte  X.  Legisl.Per. 
IL  Sess.  1900/1902,  S.  1495. 

3)  Nach  dem  Etat  für  1902  (Tit.  50  u.  51  früheren  Dispositivs  u.  Tit.  53)  er- 
geben sich  an  Unterhaltungs-  und  Betriebskosten  für  Telegraphie  und  Fernsprech- 
wesen 15  846  450  M.  Dieser  Betrag  darf  unter  Berücksichtigung  der  Länge  der 
ober-  und  unterirdischen  (in  der  Unterhaltung  billigeren)  Linien  und  Leitungen  und 
der  größeren  Länge  der  Telegraphenlinien  sowie  des  Materialverbrauchs  an  Papier- 
streifen und  Formularen  für  Telegraphenzwecke  ohne  großen  Fehler  etwa  im  Ver- 
hältnis 7  :  9  geteilt  werden. 

4)  Nach  dem  Stande  v.  31.  März  1900  im  Reichstage  auf  127700000  M  an- 
gegeben (Stenogr.  Ber.  X.  Legisl.Per.  IL  Sess.  1900/1902,  2.  Anl.Bd.  Aktenst.  Nr.  147), 
wovon  die  Kosten  für  technische  Einrichtungen  in  Abzug  zu  bringen  sind.  Eine 
Amortisationsquote  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Ausführungen  auf  S.  294  nicht  in 
Ansatz  gebracht  worden. 

5)  42  118  728  Telegramme  (einschl.  der  mit  dem  Ausland  gewechselten  und  der 
Durchgangstelegramme,  die  wesentlich  zur  Rentabilität  der  Leitungen  beitragen). 
Stat.  der  P.  u.  T.-Verw.  f.  1902,  S.  45  u.  S.  47. 

6)  433  395  km  Leitung.     Stat.  der   P.   u.  T.-V.  f.  1902,  S.  43. 
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Jahre  zurückgelegten  Telegramnikilonieter.  Eine  derartige  Sta- 
tistik gibt  es  indes  nicht ;  sie  wäre  bei  dem  gegenwärtigen  l'jn- 
heitstarif  auch  zwecklos.  Auf  jeden  r'aii  beweisen  die  berech- 
neten Zahlen,  daß  es  sich  sehr  wohl  um  meßbare  Beträge  handelt. 
Daß  bei  einem  b^inheitstarif  die  Inanspruchnahme  einer 
längeren  Leitungsstrecke  die  Rentabilität  der  Gesamtanlage  ver- 
ringert, wird  ohne  weiteres  auch  ersichtlich,  wenn  wir  annehmen, 
daß  zur  Herstellung  einer  langen  Leitung  etwa  drei  kürzere,  sonst 
unabhängig  von  einander  benutzbare  Leitungen  zusammenge- 
schaltet würden.  Drei  gleichzeitig  in  jeder  Teilstrecke  beförderte 
Telegramme  liefern  dann  in  derselben  Zeit  einen  dreimal  so 
großen  Beitrag  zur  Rentabilität  der  Gesamtleitung  wie  ein  über 
die  ganze  Leitung  gesandtes  Telegramm.  Denn  das  für  den  Preis 
grundlegende  Maß  der  Beanspruchung  der  Verkchrsanstalt  durch 
die  einzelnen  Benutzungsakte  muß  doch  gerechterweise  auch  hier 
in  dem  Grade  gefunden  werden,  in  dem  die  letzteren  zur  Er- 
schöpfung der  konkreten  Betriebseinrichtungen  beitragen.  Es 
darf  eben  nie  außer  acht  gelassen  werden,  daß  beim  Telegra- 
phenverkehr die  Beförderung  immer  nur  nacheinander,  niemals 
nebeneinander  —  von  besonderen  Mehrfachschaltungen  abgesehen 
—  erfolgen  kann,  und  infolgedessen  die  Aufnahmefähigkeit  der 
Anlagen  bei  Verwendung  der  heutigen  Apparatsysteme  eine  be- 
schränkte ist.  Ganz  anders  z.  B.  bei  der  Briefpost,  bei  welcher 
es  gleichgültig  ist,  ob  bei  einem  Transport  lo  oder  loooo  Brief- 
sendungen gleichzeitig  befördert  werden.  Ferner  ist  zu  berück- 
sichtigen, daß  die  langen  Leitungen  zwecks  Verringerung  des 
Leitungswiderstandes  stärkeren,  und  mithin  teureren  Draht  erfor- 
dern als  die  kurzen,  wodurch  sich  die  Unterhaltungskosten  nicht 
unwesentlich  steigern.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  findet  aller- 
dings ein  Ausgleich  insofern  statt,  als  die  Linien  kosten  auf  eine 
Leitung  berechnet  bei  den  Hauptverbindungsleitungen  deshalb  etwas 
geringer  werden,  weil  diese  Leitungen  auf  große  Wegestrecken 
an  gemeinsamen  Gestängen  verlaufen,  während  die  das  flache  Land 
anschließenden  Leitungen  in  vielen  Fällen  die  hier  allerdings 
des  leichteren  Baues  wegen  bedeutend  billigeren  Gestängekosten 
allein  oder  mit  größeren  Anteilen  tragen  müssen.  Die  von 
ScJizvaigJiofer'^)  angeführten  Gründe,  die  bei  zunehmender  Dich- 
tigkeit des  Netzes  in  der  sogenannten  Vizinalzone  zu  einer  Er- 
höhung der  Streckenkosten  führen,  —  kostspieligere  Einführungen, 

i)   a.  a.  O.  S.   5S. 
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Verwendung  von  Kabeln  u.  ä.  —  kommen  hauptsächlich  für  Fern- 
sprechleitungen in  Betracht,  für  Telegraphenleitungen  nur  bei 
einigen  größeren  Zentren,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  höheren 
Kosten  sich  in  solchem  Falle  doch  gleichmäßig  auf  lange  wie 
kurze  Leitungen  verteilen. 

Hierzu  kommt  noch,  daß  bei  langen  Beförderungsstrecken 
die  Zahl  der  Umtelegraphicrungen  meistens  größer  ist  als  bei 
kurzen  Strecken.  Gewöhnlich  bildet  der  Ort  des  Sammelamtes 
eines  gewissen  Bezirks  auch  das  Zentrum,  dem  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  des  Kreises  zustreben.  Soweit  diese  innerhalb 
dieses  Bezirks  ihre  Befriedigung  finden,  wird  auch  der  durch  sie 
hervorgerufene  Verkehr,  in  unserem  Falle  der  telegraphische,  lo- 
kal begrenzt  sein  und  in  der  Hauptsache  sich  zwischen  dem  Wirt- 
schaftszentrum und  den  Landorten  oder  -Städten  abspielen.  Für 
diesen  telegraphischen  Verkehr  wird  nur  zum  geringen  Teil  eine 
ümtelegraphierung  erforderlich,  weil  die  meisten  Orte  mit  dem 
Sammelamt  und  z.  T.  in  den  sogen.  Omnibusleitungen  und  Quer- 
verbindungen auch  untereinander  in  Verbindung  stehen.  Jede 
telegraphische  Nachrichtenbeförderung  über  das  Zentralamt  hin- 
aus hat  dagegen  zum  mindesten  eine  Ümtelegraphierung,  in  den 
meisten  Fällen  aber  mehrere,  durchzumachen.  Richtig  ist,  daß 
die  Zahl  der  Umtelegraphicrungen  in  keinem  Verhältnis  zur  Länge 
der  Beförderungsstrecke  steht  ^),  ebenso  richtig  aber  auch,  daß 
sie  ein  Moment  bildet,  das  bei  der  Kostenberechnung  einer  län- 
geren Beförderungsstrecke  gegenüber  einer  kürzeren  mit  zu  be- 
rücksichtigen ist-). 

Die  Hauptfrage  würde  hiernach  aus  mehr  als  einem  Grunde 
zu  bejahen  sein. 

Die  Unterfrage  ist  z.  T.  durch  frühere  Erörterungen  bereits 
beantwortet,  welche  beweisen,  daß  die  geg-enwärtige  Intensität 
des  telegraphischen  Nachrichtenverkehrs  weder  der  Zahl  noch 
der  sozialen  Verteilung  nach  eine  Durchschnittsbehandlung  der 
Beförderungsstrecken  rechtfertigt.  SaA',  der  die  Zulässigkeit  der 
Durchschnittsberechnung  für  Nachrichtenmittel  gegenüber  dem 
Einzelnen  damit  rechtfertigt,  daß  bei  der  heutigen  Vielseitigkeit 
des  Verkehrs  und  der  Beweglichkeit  der  gesamten  Lebensver- 
hältnisse dasselbe  Individuum  gleichzeitig  und  abwechselnd  die 
allerverschieden.sten  Routen  benutzt,  nimmt  den  Telegraphen  aus- 

1)  Sax,  Art.   Transport  u.   Kommunikationswesen   in    Schdiil/ergs  Hb.,   1,   S.   634. 

2)  SchötÜe  a.  a.  O.  S.  283. 
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drücklich  aus,  weil  dessen  Hcnützuiv^-  >cinc  zu  ungleichmäßige 
seitens  der  einzelnen  Individuen  und  V^olksklassen  ist,  als  daß, 
wie  hei  der  Post,  angenommen  werden  könnte,  es  werde  jeder- 
mann in  einer  Ausgleichung  der  Tarife  für  nähere  und  weitere 
Entfernungen  durch  den  Einheitstarif  in  gleicher  und  für  ihn  in- 
differenter Weise  berührt,  indem  er  eben  bei  den  Telegrammen 
auf  weite  Entfernungen  das  erspart,  was  er  bei  Telegrammen  im 
nahen  Umkreise  infolge  der  Tarifausgleichung  mehr  zu  zahlen 
habe«  ^).  Und  wie  damals,  i.S/S,  liegen  die  Verhältnisse  im  großen 
und  ganzen  auch  heute  noch.  Während  i.  J.  1878  auf  einen 
Einwohner  27,9  Briefsendungen  (einschließlich  Drucksachen)  und 
0,26  Telegramme  entfielen  ^),  waren  es  1897  rd.  71  Briefsendungen 
gegenüber  0,64  Telegrammen  und  1907  123  Briefsendungen  gegen- 
über 0,72  Telegrammen  ■').  Im  letzten  Dezennium  haben  demnach 
pro  Kopf  die  Briefsendungen  um  73 °o,  die  Telegramme  nur  um 
130/0  zugenommen.  Sowohl  die  absoluten  Zahlen  wie  die  Ver- 
hältniszahlen beweisen,  daß  auch  heute  noch  die  Intensität  des 
Telegrammverkehrs  und  des  Briefverkehrs  so  aufierordentlich  ver- 
schieden ist,  daß  sich  eine  Zusammenfassung  unter  gemeinsamen 
Gesichtspunkten  verbietet.  Ob  bei  der  feststehenden  Sättigung 
des  Telegrammverkehrs  —  in  dem  Jahrfünft  von  1900  bis  1905 
hat  die  Bevölkerung  Deutschlands  um  etwa  7,5%,  der  interne 
Telegrammverkehr  nur  um  4,5%  zugenommen'*)  —  in  diesen  Ver- 
hältnissen noch  eine  wesentliche  Aenderung  eintreten  wird,  muß 
füglich  bezweifelt  werden. 

Nach  allem  dürfte  also  eine  Vernachlässigung  der  Länge  der 
Beförderungsstrecke  gegenüber  den  Manipulationskosten  erst  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  wenn  die  Intensität  des  Verkehrs  auf 
sämtlichen  Hauptverbindungsleitungen  die  dauernde  Ver- 
wendung von  leistungsfähigen  Maschinentelegraphen  erfordert. 
Dann  würden  allerdings  die  Streckenkosten  infolge  der  immensen 
Ausnützung  der  Leitungen  gegenüber  den  Stationskosten,  die  ja, 
wie    erwähnt,    infolge    der    notwendigen    manuellen    Vorbereitung 


i)   Sax  a.   a.   O.   S.    265,   S.    270. 

2)  Stat.  d.  P.  u.  T.-Venv.  f.  1878,   S.  39/40. 

3)  Stat.  d.  P.  u.  T.-Verw.   f.  1897,  ^-  67/69;  f.   1907,  S.  73/75. 

4)  Nach  der  Zählung  vom  i.  Dez.  1900  56  367  17S  Eiinv.  ;  nach  der  v.  I.  Dez. 
1905  60  605  183.  1900  im  inneren  Verkehr  (einschl.  Bayerns  u.  Württembergs) 
33628  519,  1905  35  154  571  Telegramme  (Stat.  d.  P.  u.  T.-Verw.  f.  1900,  S.  68,  für 
1905,  S.  65.) 
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der  Streifen  (vgl.  S.  310  Anm.  3)  nicht  wesentlich  vermindert 
würden,  so  gering  werden,  daß  sie  vernachlässigt  werden  könnten. 
Für  die  heutigen  Verkehrsverhältnisse  dagegen  dürfte  die  Be- 
messung der  Streckenleistung  nach  Zonen  zur  gerechteren  Ver- 
teilung der  Streckenkosten  noch  durchaus  angebracht  erscheinen. 
Die  Betriebsökonomie  verlangt  hier  eine  gewisse  Nivellierung  nur 
insofern,  als  die  Gebühren  nicht  genau  proportional  der  wirklichen 
Beförderungsstrecke,  sondern  im  Verhältnis  größerer  Längenein- 
heiten zu  bemessen  sind,  und  insofern,  als  die  Zahl  dieser  Ein- 
heiten (Zonen)  nicht  zu  groß  gewählt  werden  darf.  Die  Be- 
fürchtung, daß  ein  Zonentarif  die  Abfertigung  des  Publikums  er- 
schwere ^),  ist  nicht  wohl  stichhaltig  zu  einer  Zeit,  wo  die  Paket- 
post noch  nach  Zonen  tarifiert  und  der  Fernsprechtarif  an- 
scheinend einer  immer  schärferen  Betonung  des  Prinzips  einer 
Gebührenstaffelung  nach  Zonen  zustrebt  ^),  dem  Beamten  daher 
die  Handhabung  der  Zonentarife  so  wie  so  geläufig  ist.  Wenn 
die  Uebung  der  Praxis  an  sich  auch  kein  Beweis  für  die  Richtig- 
keit theoretischer  Erörterungen  sein  kann,  so  darf  doch  die  Selbst- 
verständlichkeit, mit  der  Wissenschaft  und  Verwaltung  die  Zonen- 
tarifierung  für  P'erngespräche  hinnimmt,  mit  Rücksicht  auf  die  für 
Telegraphen-  und  Fernsprechverbindungsleitungen  vorhandene 
grundsätzliche  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  als  ein  Beweis  für 
die  Richtigkeit  der  Zonentarifierung  auch  für  den  Telegrammver- 
kehr angesprochen  werden.  Den  im  Verhältnis  zu  den  Telegraphen- 
leitungen höheren  Anlagekosten  der  P"ernsprechverbindungs- 
leitungen  (teuereres  Material,  durchweg  Kupfer,  teilweise  Kabel, 
Doppelleitung  für  eine  Fernverbindung)  steht  korrigierend  die 
durchschnittlich  bessere  Ausnutzung  der  Fernleitungen  für  den 
Sprechverkehr  —  1907  344  Ferngespräche  auf  i  km  Leitung 
gegen   loi   Telegramme  auf  i   km  Leitung  —  gegenüber  ^). 

Außer  durch  die  Beförderungsstrecke  werden  die  Strecken- 
kosten natürlich  auch  durch  die  Länge  des  Telegramms,  d.  i.  die 
Zeit  der  Leitungsbeanspruchvmg,  entsprechend  der  Gesprächsdauer 
beim  Fernsprechverkehr  beeinflußt,  indem  ein  längeres  Tele- 
gramm in  höherem  Maße  zur  Erschöpfung  der  Aufnahmefähigkeit 


1)  Archiv   für   P.    u.   T.   1902,  S.    598. 

2)  Fuhrma7in  a.  a.  O.  S.  81.     Slat.  f.  P.  u.  T.  für  1900,  S.  117. 

3)  230  268  184  Ferngespräche,  669  185  km  Fernleitungen  (auf  i  km  Doppel- 
leitung berechnet  würde  das  Ergebnis  zu  verdoppeln  sein)  51  660972  Telegramme, 
511  163  km  Telegraphenleitungen.     (Stat.   d.  P.  u.  T.-Verw.  für  1907,   S.  47,  43,  41). 
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einer  Leituni^  beiträgt  als  ein  kurzes,  und  dies  um  so  mehr,  als 
sich  der  Verkehr  bekanntlich  auf  gewisse  Tageszeiten  »)  zusammen- 
drängt. 

Ein  wesentliches  Kostenmoment,  dessen  Zugehörigkeit  zu  den 
Stations-  oder  Streckenkosten  verschieden  beurteilt  wird,  aber  als 
belanglos  unerörtert  bleiben  kann ,  bilden  die  Kosten  der  Be- 
stellung, d.  h.  der  Abtragung  des  Telegramms  von  der  Kmpfangs- 
anstalt  in  die  Wohnung  des  Empfängers.  Diese  Kosten  sind 
zwar  unabhängig  von  der  Länge  des  Telegramms,  aber  nicht  von 
der  Entfernung,  welche  die  Wohnung  des  Empfängers  vom  Be- 
stellamte trennt.  Eine  gewisse  Nivellierung  ist  hier  am  Platze, 
nur  muß  sie  gleichmäßig  durchgeführt  werden.  Die  Höhe  des 
der  Verwaltung  erwachsenden  Kostenbetrags  ist,  abgesehen  von 
der  Länge  des  Wegs  auch  abhängig  von  der  Verkehrsintensi- 
tät des  betreffenden  Ortes  und  von  dessen  Teuerungs-  und 
damit  Lohnverhältnissen.  Ms  muß  ferner  berücksichtigt  wer- 
den, daß  auch  hier  eine  kostenmindernde  Massenabtragung  der 
Natur  der  Sache  nach  ausgeschlossen  ist,  weil  derselbe  Bote 
gleichzeitig  mehrere  Telegramme  nur  dann  abtragen  kann, 
wenn  zufällig  mehrere  Telegramme  für  die  gleiche  Richtung 
vorliegen,  und  weil  selbst  in  diesem  Falle  mit  Rücksicht  auf 
den  eiligen  Charakter  dieser  Nachrichten  noch  eine  Beschränkung 
der  Anzahl  solcher  Telegramme  geboten  ist.  In  Deutschland 
dürfen  im  Interesse  einer  beschleunigten  Bestellung  von  einem 
Boten  nicht  mehr  als  drei  für  verschiedene  Empfänger  bestimmte 
Telegramme  gleichzeitig  abgetragen  werden  -).  Im  Reichspostgebiet 
werden  in  großen  und  mittleren  Orten  jetzt  allgemein  jugendliche, 
im  Arbeiterverhältnis  zur  Post-  und  Telegraphenverwaltung  stehende 

1)  Schöttle    (a.  a.  O.     S.   80)    verteilt    den    täglichen     Verkehr    durchschnittlich 
folgendermaßen  : 

bis   10  Uhr  Vorm.    1/12 
10 — 12   i>  y>         2/12 

12 — 4     -   Nachm.  5/12   —  6/12 
4—7      •■>        '  2/12  —  3/12 

nach  7  Uhr  Nachm.   1/12   des  ganzen  Tagesverkehrs;  Schmidt  im  Finanzarchiv  1906 
(S.125): 

12  Nachts  bis  9  Vorm.  5,18% 
9  Vorm.  bis   i  Nachm.  41,51  % 
1—8  Nachm.  46,89% 
8 — 12  Nachts     6,52%. 

2)  Ausführungsbestimraungen  zu  §   19,  III  der  Telegraphenordnung  v.   16.   Juni 
1904  (Abschn.  V,   4  der  Allg.  Dienstanweisung  für  Post  u.  Telegraphie,   S.  64). 
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Personen  —  sogenannte  jugendliche  Telegrammbesteller  —  ver- 
wendet, die  für  die  Abtragung  der  Telegramme  Stücklohn  er- 
halten, der  je  nach  Orts-  und  Zeitverhältnissen  etwa  zwischen  1 1 
und  14  Pfennigen  schwanken  dürfte.  Hierzu  kommen  die  nicht 
unbeträchtlichen  Kosten  für  die  Beschaffung,  Unterhaltung  und 
Erneuerung  der  Fahrräder,  die  den  Boten  für  weitere  Touren 
amtlicherseits  zur  Verfügung  gestellt  werden,  sowie  für  die  dem 
gleichen  Zwecke  dienenden  Straßenbahnabonnements.  Die  Be- 
stellungskosten werden  geringer  in  kleineren  Orten,  wo  nur  etwa 
die  Besoldungsanteile  für  den  bestellenden,  zu  anderen  Zwecken 
ohnedies  vorhandenen  Unterbeamten  in  Anrechnung  zu  bringen 
sein  würden,  sie  erhöhen  sich  bei  Bestellungen  auf  das  flache  Land 
nach  Orten  ohne  Telegraphenanstalt,  für  welche  häufig  besondere 
Boten  herangezogen  werden  müssen. 

Diese  Hinweise  lassen  zur  Genüge  erkennen,  daß  die  Kosten 
der  Bestellung  im  Durchschnitt  ziemlich  erheblich  sind.  Als  Teil 
der  Wortgebühr  können  sie,  weil  von  der  Länge  des  Telegramms 
unabhängig,  nicht  in  Ansatz  gebracht  werden,  zur  völligen  Ver- 
nachlässigung dürften  sie  zu  hoch  sein.  Eine  gewisse  Nivellierung 
ist  hier  um  so  mehr  am  Platze,  als  die  Entfernungen  innerhalb 
des  Bestimmungsortes  am  Aufgabeorte  meist  nicht  bekannt  sind 
und  daher  eine  vorherige  Gebührenerhebung  unmöglich,  eine 
regelmäßige  Gebühreneinziehung  vom  Empfänger  aber  praktisch 
—  weil  oft  mit  Weiterungen  verbunden  —  untunlich  ist.  Zweck- 
mäßig würde  eine  weit  gefaßte  Zone  um  die  Telegraphenanstalt 
festzusetzen  sein,  die  bei  größeren  Städten  mit  der  Ortsgrenze 
zusammenfallen,  bei  Landorten  nach  Kilometern  abgegrenzt  werden 
könnte  und  innerhalb  welcher  entweder  keine  oder  eine  ein- 
heitliche vom  Absender  zu  erhebende  Bestellgebühr  zu  be- 
rechnen wäre.  Die  Zuschlagsgebühr  für  die  etwa  außerhalb  dieser 
Zone  zu  bestellenden  Telegramme  könnte  mit  Rücksicht  auf  die 
geringere  Zahl  solcher  Telegramme  auch  vom  P^mpfänger  einge- 
zogen werden.  Jedenfalls  widerspricht  es  einem  Hauptgrundsatze 
des  Gebührenprinzips  —  der  Gerechtigkeit  —  wenn  für  gleiche 
Entfernungen  oder  Entfernungsstufen  verschiedene  Gebühren  er- 
hoben werden,  wie  z.  B.  in  Deutschland ,  wo  am  Ort  der  Tele- 
graphenanstalt die  Bestellung  der  Telegramme,  die  doch,  wie  ge- 
zeigt, der  Telegraphenverwaltung  leicht  zu  berechnende  Kosten 
verursacht,  ohne  besondere  Gebührenerhebung,  nach  den  Orten 
ohne  Telegraphenanstalt,  also  namentlich  auf  dem  flachen  Lande, 
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außerhall)  einer  gewissen  Zone  nur  i^ei^en  ein  nicht  unbeträcht- 
liches, nach  der  Entfernung  abgestuftes  liotenlohn  erfolgt.  Dabei 
sind  auf  dem  Lande  die  gebührenpflichtigen  ICntfernungcn  häufig 
geringer  als  die  gebührenfreien  in  großen  Städten.  Auf  dicsq 
Ungleichheit  ist  wiederholt  auch  im  Reichstage  hingewiesen  wor- 
den'). In  England  wird  die  Bestellungsgebühr  nach  richtigen 
Grundsätzen  seit  i.  Januar  1906  nur  noch  erhoben,  wenn  die  Woh- 
nung des  Empfängers  mehr  als  3  Meilen  (4,<S  km)  von  der  Tcle- 
graphenstation  entfernt  ist.  Eür  jede  weitere  Meile  werden  3  d 
(=   rd.   35   Pf.)  erhoben-). 

c)  N  e  b  e  n  k  o  s  t  e  n  u  n  d  Kost  c  n  e  r  m  ä  ß  i  g  u  n  g  e  n. 
Nachdem  bisher  die  Kosten  betrachtet  worden  sind,  die  im 
Durchschnitt  für  jede  telegraphische  Nachrichtenübermittelung 
erwachsen,  ist  nunmehr  noch  ein  Blick  auf  die  Kosten  zu  werfen, 
welche  infolge  besonderer  Beanspruchung  für  spezielle  Mehr- 
leistungen neben  den  gewöhnlichen  Kosten  entstehen.  Da  sie 
sich  entweder  nur  auf  Nebenumstände  beziehen,  die  für  die  eigent- 
liche Transportleistung  unwesentlich  sind,  oder  nur  in  einer 
Minderheit  von  b^ällen  vorkommen,  sind  sie  für  die  eigentliche 
Tarifbildung  ohne  Belang.  Diese  besonderen  Leistungen  ent- 
sprechen besonderen  Bedürfnissen  oder  Ansprüchen  einzelner,  die 
daher  auch  die  besonderen  Kosten,  die  im  allgemeinen  den  Selbst- 
kosten der  Mehrleistung  entsprechen  sollen,  allein  zu  tragen  haben. 
Auf  diesem  Gebiete  findet  sich,  wie  schon  erwähnt,  durch  Schaf- 
fung objektiv  verschiedenwertiger  Leistungen  Gelegenheit,  den 
mannigfachsten  Bedarfsrichtungen  entgegenzukommen  und  dadurch 
den  Anreiz  zur  Benutzung  des  Telegraphen  zu  erhöhen. 

Hierher  gehören  die  dringenden  Telegramme,  die  Telegramme 
mit  bezahlter  Antwort,  mit  Vergleichung,  mit  Empfangsanzeige 
(telegraphisch  oder  durch  die  Post),  die  versicherten  Telegramme, 
die  Telegramme  in  chiffrierter  Sprache,  die  Telegramme  mit 
mehreren  Adressen  und  allenfalls  noch  die  Seetelegramme. 

Mit  Ausnahme  der  chift'rierten  Telegramme  machen  die  er- 
wähnten Gattungen  im  Jahre  1907  nur  5,63%  aller  gebühren- 
pflichtigen Telegramme  aus  ^).  In  vielen  Phallen  besteht  die  be- 
sondere   Leistung   nur   in    der  Beifügung    eines  taxpflichtigen  Zu- 

1)  Stenogr.    Berichte    VIII.  Legisl.Per.    I.    Sess.     1890/91,  2.  Bd.  S.  1221  ;  Ste- 
nogr.  Berichte  VIII.  Legisl.Per.  II.  Sess.    1892/92,   2.  Bd.,  S.    1406. 

2)  Archiv    f.   P.   u.  T.   f.    1907,    S.   85. 

3)  Statistik  der  Reichs-Post-  u.  Tel.-Verw.  für   1907,  S.  45. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.     2.  2  2 
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Satzes,  der  den  Wunsch  nach  besonderer  Behandlung  —  etwa 
betreffs  Zeit  und  Art  der  BesteUung  ^)  —  zum  Ausdruck  bringt. 
Bei  den  chiffrierten  Telegrammen  und  den  Telegrammen  in  ver- 
abredeter Sprache,  deren  Zahl  die  Statistik  nicht  angibt,  wird  die 
Mehrleistung,  die  in  der  aufzuwendenden  größeren  Sorgfalt  und 
der  damit  verbundenen  Verlangsamung  der  gesamten  Ueber- 
mittelungsarbeit  besteht,  gebührenmäßig  dadurch  zum  Ausdruck 
gebracht,  daß  die  Länge  der  Worteinheiten  in  chiffrierter  und 
verabredeter  Sprache  auf  eine  geringere  Buchstabenzahl  —  in 
Deutschland  und  im  Gebiete  des  internationalen  Telegraphenver- 
trags auf  5,  bez.    10  Buchstaben  beschränkt  wird  ^). 

Wenn  diese  Mehrleistungen  durch  besondere  Nebengebühren 
tarifarisch  erfaßt  werden,  so  kommt  andererseits  in  Frage,  wie 
weit  Minderleistungen  entstehen  und  zu  Tarifermäßigungen  führen 
können.  Eine  Minderleistung  wird  beispielsweise  dann  vorhanden 
sein,  wenn  durch  die  Zahl  der  von  einem  Interessenten  regel- 
mäßig und  gleichzeitig  geforderten  Nutzungsakte  eine  bessere 
Ausnützung  der  konkreten  Betriebseinrichtungen  erreicht  wird, 
oder  wenn  durch  Inanspruchnahme  zu  betriebsschwacher  Zeit  in 
geringerem  Maße  als  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  zur  Er- 
schöpfung der  Leistungsfähigkeit  der  konkreten  Anlage  beige- 
tragen wird. 

Der  ersteren  Erwägung  wird  durch  stundenweise  Vermietung 
von  Telegraphenleitungen  an  Nachrichtenbureaus  Rechnung  ge- 
tragen. Die  früher  in  einigen  Staaten  gebräuchlichen  Abonne- 
mentsermäßigungen haben  sich  nicht  bewährt,  weil  der  Zweck, 
eine  Verminderung  der  Eigenkosten  zu  erzielen,  dadurch  illusorisch 
wurde,  daß  die  Abonnementstelegramme  auch  namentlich  zu  den 
Zeiten  aufgeliefert  wurden,  wo  ohnedies  der  Geschäftsandrang  am 
stärksten  war  ^).  Von  der  Vermietung  der  Telegraphenleitungen 
wird  in  Deutschland  nur  wenig  Gebrauch  gemacht  ^). 


1)  Z.  B.    »am  Tage«    oder   »offen«   zu  bestellen. 

2)  Art.  XIX  der  Ausf.Uebereinkunft  (Lissaboner  Revision,    1908). 

3)  Schöttle  a.  a.  O.  S.  320. 

4)  Vgl.  auch  Elektrot.  Zeitschrift,  Bd.  21,  S.  305.  Die  Vermietung  von  Tele- 
graphenleitungen kann  in  Deutschland  erfolgen  zur  Uebermittelung  von  Parlaments- 
berichten   für  den   Preis  von  monatlich: 

420  M    für  die   .Stunde  vor   9  Uhr  abends 
300     »      »       ;>  !>       nach   9  Uhr  abends, 

für  Zeitungskorrespondenz,    soweit    sie    zur    Veröffentlichung  durch  die    Zeitung    be- 

.stimmt  ist,  bei  Hughesbetrieb 
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Für  den  zweiten  Fall  koninien  die  schon  erwähnten  Auf- 
schubtelegramme (deferred  telegrams)  oder  ähnliche  Einrichtuny;en 
in  Betracht,  die  den  Zweck  haben,  eine  bessere  Ausnutzung"  der 
technischen  Hetriebseinrichtungen  zu  erzielen.  Dieser  Absicht 
sollen  auch  die  seit  dem  I.Dezember  1908  in  I''rankreich  einge- 
führten Brieftelegramme  —  lettre  telegrammes  —  dienen,  deren 
Eigenart  darin  besteht,  dafi  Nachrichten  bei  Anstalten  mit  halbem 
oder  ganzem  Nachtdienst  gegen  eine  sehr  mäfSige  Gebühr  — 
I  Centime  für  das  Wort,  mindestens  50  Centimes  —  angenommen, 
während  der  Nacht  telegraphisch  an  den  Bestimmungsort  be- 
fördert und  am  Morgen  mit  dem  ersten  Briefbestellgange  dem 
Empfänger  zugestellt  werden  können  ').  Bei  derartigen  Maßnah- 
men, zu  denen  auch  der  später  zu  erchternde  Vorschlag  ScJiwaig- 
hofers,  die  Nachttelegramme  zu  verbilligen,  zu  rechnen  ist,  liegt 
eben  immer  die  Gefahr  sehr  nahe,  daß  durch  eine  nicht  ge- 
wollte üeberhandnahme  des  verbilligten  Verkehrs  und  eine  da- 
durch hervorgerufene  Verstärkung  der  Betriebsmittel  der  Zweck, 
die  vorhandenen  Mittel  besser  auszunützen,  nicht  erreicht  wird. 

Eine  Verbilligung  für  einzelne,  zu  verschiedenen  Zeiten  auf- 
gelieferte Telegramme  mit  Rücksicht  auf  einen  hohen  Gesamt- 
verkehr desselben  Konsumenten  —  wie  ihn  z.  B.  die  Zeitungstele- 
gramme darstellen  —  erscheint  dagegen  nicht  angebracht  und 
läßt  sich  auch  durch  eine  Kostenminderung  nicht  begründen, 
ebensowenig  wie  die  wiederholt  angestrebte  Gebührenermäßigung 
für  längere  Telegramme. 

Die  Ermäßigung  für  Zeitungstelegramme,  die  in  verschiedenen 
anderen  Ländern  gewährt  wird,  ist  in  Deutschland  mit  Recht 
konsequent  zurückgewiesen  worden.  Der  Hinweis  auf  die  kul- 
turelle Mission  der  Presse  dürfte  die  Gebührenermäßigung  zu- 
gunsten einer  Unternehmerklasse  auf  Kosten  der  Allgemeinheit 
nicht  rechtfertigen  können.  Wie  Grunzel  sehr  richtig  hervorhebt, 
»bedient  sich  der  Zeitungsbetrieb  in  ausgiebigem  Maße  der  Tele- 
graphenbureaus, welche  den  telegraphischen  Nachrichtendienst  für 
eine  Reihe  von  Zeitungen  gleichzeitig  besorgen,  so  daß  diese  Be- 

40  M    für  die  Stunde  vor  9  Ulir  abends 
20  M    »       "  »      nach  9      ■  » 

bei  Morsebetrieb  20  M  bez.    10  M  für  die  Stunde. 

Das  Personal  stellt    die  Reichs-Telegraphenverwallung,   der    das  Recht    zusteht, 
Pausen  in  der  Benutzung  der  Leitung  für  sich   auszunutzen, 
i)  Zeitschr.   f.    Schwachstromtechnik    1908,   S.    505. 
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lastung  ein  Hindernis  für  die  Vervollkommnung  des  Zeitungs- 
wesens kaum  gebildet  hat^  i).  Ein  sehr  großer  Teil  des  Nach- 
richtenverkehrs der  Presse  wird  zudem  durch  Fernsprecher  er- 
ledigt. Das  Konto  für  den  telegraphischen  Nachrichten- 
dienst dürfte  daher  bei  den  meisten  Tageszeitungen  kaum  so 
groß  sein,  daß  seine  Ermäßigung  auch  im  Bezugspreis  der  Zei- 
tungen zum  Ausdruck  gebracht  werden  würde.  Ob  andererseits 
eine  Verbesserung  des  telegraphischen  Nachrichtendienstes  der 
Zeitungen  die  Folge  einer  Gebührenermäßigung  sein  würde,  darf 
bezweifelt  werden,  weil  eine  solche  Verbesserung  kaum  im  Bedürf- 
nis liegt.  Die  Annahme,  daß  der  finanzielle  Vorteil  einer  ermäßig- 
ten Gebühr  in  erster  Linie  den  Nachrichtenbureaus  und  Zeitungsbe- 
sitzern zu  gute  kommen  würde,  ist  daher  nicht  unbegründet.  Der 
ablehnende  Standpunkt  der  Telegraphenverwaltung  in  dieser  Be- 
ziehung ist  wiederholt  zum  Ausdruck  gekommen.  So  lehnte  der  Staats- 
sekretär des  Reichs-Postamts  v.  Stephan  die  Ausnahmetarife  für 
Zeitungen  mit  der  Begründung  ab,  daß,  wenn  Gebührenermäßi- 
gungen geschaffen  werden  sollten,  nur  solche  in  Frage  zu  ziehen 
wären,  die  der  Allgemeinheit  zugute  kämen  -),  und  eine  Eingabe 
der  Handelskammer  von  Halberstadt  wurde  1899  unter  Hinweis 
auf  die  Unrentabilität  der  Telegraphie  im  engeren  Sinne  mit  der  Be- 
merkung abschlägig  beschieden,  daß  durch  Herabsetzung  der  Ge- 
bühren für  Zeitungstelegramme  ein  weiterer  bedeutender  Ein- 
nahmeausfall entstehen  würde,  ohne  daß  in  der  Vermehrung 
des  Verkehrs  ein  Ausgleich  gefunden  würde  ^j. 

Die  Ermäßigung  der  Gebühren  für  längere  Telegramme  wird 
mit  der  Motivierung  erstrebt,  daß  die  Unkosten  der  Telegramme 
nicht  im  selben  Verhältnis  wie  ihre  Wortzahl  zunähmen  und  daß 
die  Ermäßigung  der  Gebühren  die  Benutzung  des  Telegraphen 
hinreichend  steigern  w'ürde,  um  keinen  Einnahmeausfall  eintreten  zu 
lassen.  Auch  Schzvaighofer  *)  sieht  die  Inkongruenz  zwischen  der 
Inanspruchnahme  des  Telegraphisten  und  der  Zunahme  der  Wort- 
zahl für  erheblich  genug  an,  um  sie  im  Tarif  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Diese  Ungleichmäßigkeit  besteht  aber  lediglich  darin, 
daß   der    auf    ein  Wort  entfallende  Anteil  an  den  für  Anruf,  Be- 


i)  A.  a.  O.  S.  307. 

2)  Reichstagssitzung  vom  28.  Januar   i8gi.     Stenogr.  Berichte,  VIII.  Legis!. Per. 
Sess.   1890/91,   2.  Bd.  S.  1209  ff. 

3)  Ztschr.    »Handel  u.   Gewerbe«,   VI.  Jhrg.   1898/99,   S.   355. 

4)  A.  a.  O.  S.   76/77. 
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förderung  des  Kopfes  des  'l'elegramms,  Ausfülluncj  der  Formulare 
entstehenden  Kosten  mit  der  Zunahme  der  VVortzahl  immer  ge- 
ringer wird.  Diese  Kosten  sind  aber  im  Verhältnis  zu  den  son- 
stigen Stationskosten  verschwindend  und  gehören  zu  den  für  jedes 
Telegramm  sich  gleichbleibenden  Kosten.  Eine  besondere  Be- 
handlung für  diesen  Teil  der  von  der  Länge  unabhängigen  Lei- 
stungen ist  aber  durch  nichts  gerechtfertigt.  Es  läßt  sich  nicht 
leugnen,  daß  im  Hinblick  auf  die  Gesamtsumme  der  für  jedes 
Telegramm  gleichen  Leistungen  und  Kosten  bei  Anwendung  einer 
Worttaxe  ohne  Grundgebühr  die  Forderung,  diese  Kosten  durch 
Aufteilung  auf  die  Wortgebühr  zum  Ausdruck  zu  bringen,  von 
einem  theoretisch  richtigen  Gedanken  ausgeht.  Die  praktischen 
Bedenken,  die  sich  einer  derartigen  Behandlung  entgegenstellen, 
finden  eine  eingehende  und  erschöpfende  Würdigung  in  einem 
Bescheid  der  obersten  Reichsbehörde  auf  eine  Eingabe  des 
deutschen  Handelstags.  Die  Wiedergabe  dieses  Bescheides  ')  er- 
scheint daher  für  die  Erörterung  dieses  Punktes  angebracht:  »Der 
Ausschuß  des  deutschen  Handelstages  ist  bei  seinem  Antrage  auf 
Ermäßigung  der  Gebühren  für  längere  Telegramme  von  der  Iir- 
wägung  geleitet  worden,  dafS  dadurch  nicht,  wie  bei  der  Er- 
mäßigung für  Preßtelegramme,  eine  Sondervergünstigung  zu  gunsten 
einer  einzelnen  Gruppe,  sondern  eine  der  Gesamtheit  zu  gute 
kommende  Verkehrserleichterung  geschaffen  werde.  Die  Statistik 
der  Reichs-Telegraphen-Verwaltung  ergibt  indes,  daß  nur  ein  ver- 
schwindender Teil  des  Telegrammverkehrs  von  der  Verbilligung 
getroffen  werden  würde.  Während  im  Jahre  1898  die  nicht  mehr 
als  20  Wörter  enthaltenden  Telegramme  91,1  v.  H.  des  Verkehrs 
ausmachten,  haben  6,3  v.  H.  21 — 30  Wörter  und  nur  2,6  v.  H. 
zählen  mehr  als  30  Wörter.  Daß  die  gewünschte  Tarifermäßigung 
hierin  keine  wesentliche  Aenderung  herbeiführen  würde,  scheint 
mir  aus  den  in  Belgien  und  Holland  vorliegenden  Erfahrungen 
hervorzugehen.  Diese  beiden  Länder  sind  die  einzigen  in  Europa, 
welche  nicht  den  reinen  W^orttarif  mit  Grundtaxe  anwenden, 
sondern  den  Tarif  nach  der  Länge  der  Telegramme  abstufen. 
Es  sind  drei  Stufen  vorhanden:  Die  erste  reicht  bis  zu  10  bez. 
15  Wörtern,  die  zweite  billigere  bis  zu  50  W'örtern,  die  dritte 
mit  einer  weiteren  F>mäßigung  gilt  für  die  die  Zahl  50  übersteigenden 
Wörter.  Obwohl  der  Tarif  in  Belgien  schon  seit  Jahren  in  An- 
wendung steht,    ist    die  \'erteilung  der  Telegramme  ungefähr  die 

II  Zeitschrift     Handel   und   Gewerben    VII.   Jhrg.   1899/1900,   S.   209. 
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gleiche  wie  in  Deutschland.  Nach  der  Statistik  für  1898  ent- 
hielten 87,9  V.  H.  bis  zu  20  Wörtern,  11,5  v.  H.  21 — 50  Wörter 
und  nur  0,6  v.  H.  entfielen  auf  den  billigsten  Satz.  In  Holland 
ist  der  abgestufte  Tarif  am  i.  Juli  1898  eingeführt  worden,  aber 
auch  dort  hat  sich  schon  gezeigt,  daß  die  Prozentzahl  der  längeren 
Telegramme  nicht  gestiegen  ist. 

Sollte  aber  die  Verbilligung  des  Tarifs  eine  wesentliche  Steige- 
rung in  der  Zahl  der  längeren  Telegramme  zur  Folge  haben,  so 
wäre  dies  vom  Standpunkt  des  Betriebs  und  der  Interessen  des 
großen  Publikums  keineswegs  erwünscht.  Denn  es  würde  dadurch 
eine  große  Zahl  kürzerer  Telegramme  in  der  Beförderung  auf- 
gehalten werden.  Die  Maßregel  würde  also  auf  eine  Einschränkung 
der  allgemeinen  Benutzbarkeit  des  Telegraphen  hinauslaufen,  zu 
der  ich  meine  Zustimmung  versagen  müßte.  Auch  der  Hinweis 
auf  die  Staffeltarife  der  Eisenbahn  scheint  mir  nicht  stichhaltig, 
denn  die  Kosten  der  telegraphischen  Beförderung  wachsen  fast 
in  geradem  Verhältnis  zur  Wortzahl.  Die  allerdings  bei  längeren 
wie  kürzeren  Telegrammen  ziemlich  gleich  bleibenden  Kosten  der 
Bestellung  fallen  im  Vergleich  zu  den  sonstigen  Kosten  der  tele- 
graphischen Uebermittelung  wenig  ins  Gewicht. 

Unter  diesen  Umständen  bin  ich  zu  meinem  Bedauern  nicht 
in  der  Lage,  dem  Antrage  weiter  Folge  zu  geben.« 

Anders  als  die  bisher  behandelten  Gebührenermäßigungen, 
die  sich  auf  geringere  Kosten  zurückführen  lassen,  sind  dagegen 
die  Gebührenermäßigungen  und  Gebührenfreiheiten  zu  beurteilen, 
die  ihren  Grund  in  der  Erfüllung  von  politischen  und  Wohlfahrts- 
Aufgaben  seitens  des  Staates  haben.  Das  trifft  zu  für  die  ge- 
bühren Pflichtigen  in  Staatsdienstangelegenheiten  abgesandten 
Telegramme  der  Zivilbehörden  der  Bundesstaaten,  der  Gerichte, 
Staatsanwaltschafts-Beamten  und  Polizeibehörden,  die  in  Deutsch- 
land als  Staatstelegramme  behandelt  werden  und  somit  eine  be- 
vorzugte Behandlung  (noch  vor  den  dringenden  Telegrammen) 
gegen  die  einfachen  Gebühren  genießen  i),  ferner  für  die  ge- 
bühren freien  Telegramme  der  Reichsbehörden  in  Reichsdienst- 
angelegenheiten. Hierher  gehören  auch  die  von  den  regierenden 
Fürsten  usw.  herrührenden  Telegramme,  deren  Gebührenfreiheit 
als  eine  Art  Hoheitsrecht  zu  betrachten  ist. 

Mit   den    Kosten   dieser    der    Allgemeinheit    dienenden 
Telegramme  dürfen  die  privaten  Benutzer  der  Verkehrsanstalt 
i)  Telegraphenordnung  v.  16.  Juni  1904,  Ausf.-Best.  zu  §  2. 
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—  etwa  durch  Uebcrnahinc  dieser  Kosten  auf  die  tür  den  Tarif 
maßgebenden  Gesamtkosten  —  nicht  belastet  werden.  Um  den 
Betrag  dieser  Kosten  dürften  demnach  die  Einnahmen  hinter  den 
Selbstkosten  zurückbleiben,  ohne  dafi  die  Telegraphenverwaltung 
mit  Recht  als  Defizitverwaltung  anzusprechen  wäre. 

Die  rechnungsmäßige  Behandlung  dieser  Telegramme  ebenso 
wie  die  der  Diensttelegramme  wird  später  zu  erörtern  sein. 

3 .  Zusammenfassung. 

Wir  kommen  demnach  zu  folgendem  Ergebnis:  Der  ange- 
messene Verwaltungsgrundsatz  für  den  Telegraphen  ist  das  Ge- 
bührenprinzip. Nach  diesem  Grundsatz  ist  volle  Selbstkosten- 
deckung von  den  Benutzern  der  Anlage  zu  verlangen.  Die 
Selbstkosten  bilden  —  unter  möglich.st  gerechter  Verteilung  auf 
die  einzelnen  Verkehrsakte,  unbeschadet  einer  gewissen  Nivellierung 

—  die  Hauptgrundlage  für  die  Preisbildung.  Das  Wertmoment  wird 
benutzt,  um  auf  dieser  Grundlage  durch  Schaffung  verschieden- 
wertiger  Leistungen  der  Verschiedenartigkeit  der  ]:5edürfnisse 
Rechnung  zu  tragen  und  eine  größere  Ausnutzung  der  Anlage 
nach  bekannten  Preisbildungsgrundsätzen  zu  ermöglichen.  Die 
Selbstkosten  setzen  sich  für  jeden  Verkehrsakt  aus  einem  von 
Umfang  und  Ziel  des  Telegramms  unabhängigen  und  einem  mit 
der  Länge  (Wortzahl)  des  Telegramms  und  der  Beförderungs- 
strecke wachsenden  Bestandteil  zusammen,  deren  jeder  tarifarisch 
erfaßt  werden  kann.  Günstig  für  die  Gestaltung  des  Tarifs  ist 
der  Umstand,  daß  dieselben  Momente  —  Wortzahl  und  Beförde- 
rungsstrecke —  die  Kosten  und  den  Gebrauchswert  im  gleichen 
Sinne  beeinflussen.  Diesen  Gesichtspunkten  würde  ein  Tarif  am 
ehesten  gerecht  werden,  der  neben  einer  feststehenden  Grund- 
gebühr eine  mit  der  Entfernung  zunehmende  Wortgebühr  fest- 
setzte. 

6.  T  a  r  i  f  u  n  d  Statistik. 
Der  Tarif  ist  die  Zusammenstellung  der  Preise,  zu  denen  der 
Staat  die  Benutzung  seiner  Verkehrsanstalten  anbietet.  In  ihm 
kommt  die  Tarifpolitik  des  Staates  zahlenmäßig  zum  Ausdruck. 
Die  Gestaltung  des  Tarifs  ist  einer  Reihe  von  Eorderungen  unter- 
worfen, deren  Erfüllung  z.  T.  noch  modifizierend  und  auf  dessen 
sachliche  Bestandteile  einwirkt.  Diese  P^orderungen  sind  die  der 
Einfachheit,  der  Oeffentlichkeit,  der  Gerechtigkeit,  der  Einheitlich- 
keit und  der  Stabilität. 
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Im  allgemeinen  kann  diesen  Bedingungen  beim  Telegraphen- 
wesen unschwer  genügt  werden.  Im  einzelnen  sei  kurz  folgendes 
bemerkt.  Das  Bestreben  nach  Einfachheit  darf  schlechterdings 
nicht  soweit  gehen,  daß  zu  deren  gunsten  wichtige  Preisunter- 
scheidungsmomente vernachlässigt  oder  in  ihrer  Wirkung  abge- 
schwächt werden  i).  Die  Gerechtigkeit  (gleiche  Behandlung  der 
Person  ohne  geheime  oder  besondere  Abmachungen  und  Begün- 
stigungen einzelner)  und  die  PLinheitlichkeit  (lokale  Gleichmäßig- 
keit) sind  durch  den  Charakter  des  Telegraphen  als  Staatsverkehrs- 
anstalt gewährleistet  bez.  durch  Gesetz  sichergestellt  -).  Die 
erwähnten  Gebührenermäßigungen  und  Gebührenbefreiungen  zur 
Durchführung  besonderer  Staatszwecke  stellen  keinen  Verstoß 
gegen  den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  dar,  weil  dadurch  die 
gleiche  Behandlung  der  privaten  Benutzer  der  Verkehrsanstalt 
nicht  berührt  wird  und  überdies  die  Wirkungen  dieser  Vergünsti- 
gungen der  Allgemeinheit  zu  gute  kommen.  Die  P'orderung  der 
Stabilität  kann  sich  bei  einer  nach  dem  Gebührenprinzip  zu  ver- 
waltenden Verkehrsanstalt  nur  auf  die  Stetigkeit  in  der  An- 
wendung des  Prinzips  (des  Systems),  nicht  etwa  auf  eine  Stetig- 
keit in  der  Höhe  der  Gebührensätze  beziehen,  wenn  die  dauernde 
Verwirklichung  des  einmal  als  richtig  erkannten  Finanzprinzipes 
nicht  in  Frage  gestellt  werden  soll.  Die  Rücksichtnahme  auf 
frühere  Preise,  die  bisweilen  als  wichtiges  Preisbildungsmoment 
erwähnt  wird  ■"'),  darf  jedenfalls  nicht  soweit  gehen,  daß  sie  zu 
einer  völligen  Außerachtlassung  der  Kostenveränderungen  führt, 
die  durch  eine  Aenderung  des  Geldwertes  oder  sozialer  An- 
schauungen (Aenderung  der  Arbeitszeiten,  Lohnerhöhungen) 
hervorgerufen  werden.  All  diese  IMomente  machen  sich  bekannt- 
lich in  staatlichen  Betrieben  aus  sozialpolitischen  Gründen  weit 
mehr  geltend  als  in  Privatbetrieben,  die  in  der  Lage  sind,  höhere 
Produktionskosten  auf  die  Konsumenten  abzuwälzen,  bez.  sich  der 
Marktlage  entsprechend  einzuschränken  (Arbeiterentlassungen  usw.). 
Selbstverständlich  wäre  es  falsch  und  wirtschaftlich  störend, 
würden  Konjunkturschwankungen  jedesmal  von  entsprechenden 
Tarifänderungen  begleitet.  Diese  Schwankungen  müssen  auf 
Kosten  oder  zu  gunsten  der  Allgemeinheit  überwunden  werden. 
Jedenfalls  aber  sind  Aenderungen  der  Tarifsätze  angebracht  und 

1)  Vgl.  auch    lVeichs-Glo7i,  a.  a.  O.  S.  i68 

2)  §^  5  dss  Ges.  über  das  Telegraphenwesen. 

3)  Netimaiin  in  Schönberg?,  Hb.  I,  1896,   S.  256. 


I 


Der  Telegraphentarif.  -^ß  I 

im  Interesse  der  Stetigkeit  des  Verwaltungssystcnis  als  eine 
Forderung  der  Finanzpolitik  zu  betrachten,  wenn  die  Grundlagen 
des  geltenden  Tarifs  infolge  einer  dauernde  n  Aenderung  des  ge- 
samten wirtschaftlichen  Niveaus  der  Wirklichkeit  nicht  mehr  ent- 
sprechen. Daß  derartige  Aenderungen  nach  der  Natur  der  Sache 
an  größere  Zeiträume  gebunden  sind  und  somit  etwa  durch  I  läufig- 
keit nicht  störend  auf  das  Wirtschaftsleben  einwirken  können,  be- 
darf keiner  weiteren  Ausführung. 

Wesentlich  für  die  Gestaltung  des  Tarifs  ist  auch  die  k'orm 
der  staatlichen  Willenserklärung  —  Gesetz  oder  Verordnung  — , 
die  ihn  zum  Ausdruck  bringt.  Die  Verordnung  stellt  einen  reinen 
Verwaltungsakt  dar,  während  das  Gesetz  im  konstitutionellen 
Staate  unter  Mitwirkung  des  Parlaments,  der  Volksvertretung,  zu- 
stande kommt.  Mit  Rücksicht  auf  den  gegenwärtigen  Zustand 
ruhiger  Entwicklung  im  Telegraphenwesen  darf  wohl  für  die  Tele- 
graphentarife (im  eigentlichen  Sinne)  die  gesetzliche  Regelung 
—  wenigstens  für  die  Festsetzung  einer  Obergrenze  —  als  ange- 
messen angesehen  werden.  Für  Deutschland  ist  denn  auch 
durch  §  7  des  Gesetzes  über  das  Telegraphenwesen  die  Erhöhung 
der  Telegraphen-Gebühren  der  gesetzlichen  Regelung  vorbe- 
halten. 

Für  die  gegenwärtige  Erörterung  interessiert  indes  weniger 
die  rechtliche  Seite,  als  vielmehr  die  Frage,  welche  Folgen  die 
Mitwirkung  der  Volksvertretung  für  die  Tarifgestaltung  haben 
kann.  Der  Einschränkung  der  oft  mißverstandenen  und  mit  Un- 
recht angefeindeten  »Fiskalität«  der  Regierung  steht  die  parla- 
mentarische Geltendmachung  der  verschiedenartigsten,  oft  von 
Sonderinteressen  diktierten  Meinungen  gegenüber.  Hier  ist  auch 
der  Boden,  wo  sich  die  »öffentliche  Meinung«  als  Preisbestim- 
mungsmoment  z.  T.  geltend  machen  kann.  Andererseits  ist  zu 
berücksichtigen,  daß  die  wirtschaftlichen  Fragen  in  den  Parla- 
menten immer  mehr  in  den  Vordergrund  treten  und  die  Volks- 
vertretung sich  daher  einen  immer  größeren  Einfluß  auf  die  Ver- 
waltung zu  erringen  sucht. 

Aus  dieser  auf  weitergehende  Beteiligung  der  Volksvertretung 
an  den  Verwaltungsgeschäften  hinzielenden  Entwicklungstendenz 
erwächst  aber  für  die  Regierung  im  eigensten  Interesse  die  Ver- 
pflichtung, die  für  eine  richtige  Orientierung  der  Abgeordneten 
erforderlichen  Unterlagen  durch  eine  klare,  zweckentsprechende 
Statistik    zu    schalTen.     Die  Statistik    darf   nicht   nur    den    Zweck 


332 


Hugo  Heidecker: 


haben,  einen  Ueberblick  über  die  äußere  Entwicklung  eines  Ver- 
waltungsgebiets zu  geben.  Soweit  sie  sich  wie  beim  Telegraphen- 
wesen, auf  staatliche  Veranstaltungen  bezieht,  deren  Mittel  wich- 
tig für  die  Gestaltung  des  Budgets  sind,  hat  sie  sicher  auch  die 
IMöglichkeit  zu  schaffen,  die  finanzielle  Seite  des  Instituts  in  ihrer 
Entwicklung  zu  verfolgen.  Nur  dann  kann  die  Statistik  sein,  was 
sie  in  dieser  Beziehung  sein  soll,  ein  brauchbares  Mittel  zur 
Prüfung  der  Brauchbarkeit  und  Richtigkeit  des  Tarifs.  Es  würde 
hier  zu  weit  führen,  im  einzelnen  auf  die  zweckmäßigste  Ge- 
staltung der  Telegraphenstatistik  einzugehen,  nur  die  wichtigste 
und  in  ihren  Folgen  weittragendste  Forderung  sei  hervorgehoben, 
die  nur  die  Statistiken  sehr  weniger  Länder  erfüllen,  die  Forderung 
einer  öffentlichen,  detaillierten  Finanz-  und  Rentabilitätsstatistik. 
Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  bei  den  heutigen  politischen  und 
parlamentarischen  Verhältnissen  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
der  Verkehrsanstalten  geheim  zu  halten  oder  auf  einzelne  im 
Reichstag  gegebene,  vom  großen  Publikum  meist  mißverstandene 
Angaben  zu  beschränken,  wohl  aber  dürfte  die  Annahme  nicht 
unberechtigt  sein,  daß  mancher  dringende  Ruf  nach  Tarifermäßi- 
gungen, mancher  erbitterte  Widerstand  gegen  notwendige  Tarif- 
erhöhungen, manche  Kontroverse  unterblieben  wären  und  unter- 
bleiben würden,  wenn  eine  lückenlose  öffentliche  Plnanz-Statistik 
den  Boden  für  eine  genügende  Orientierung  und  Aufklärung  und 
damit  für  eine  sachliche  Auseinandersetzung  über  die  finanzielle 
Tragweite  mancher  Tarifänderungen  böte.  Gewiß  sind  Statistiken 
mit  einem  Kostenaufwand  verbunden,  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
kehrsanstalten, speziell  des  Telegraphen-  und  P^ernsprechwesens, 
aber  würden  diese  Kosten  mit  Rücksicht  darauf,  daß  es  in  der 
Hauptsache  nur  einer  geeigneten  Zusammenfassung  aus  vor- 
handenen Statistiken  und  aus  vorhandenen  durch  den  Betrieb 
notwendigen  Unterlagen  bedarf,  nur  geringfügig  sein  und  durch 
die  erwähnten  günstigen  Folgen  öffentlicher  Finanz-  und  Ren- 
tabilitätsstatistiken reichlich  aufgewogen  werden. 

7.  G  e  s  c  h  i  c  h  1 1  i  c  h  e  E  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  des  i  n  t  e  r  n  e  n  T e  1  e- 

graphentarifs  und  der  jetzt  geltende  Tarif. 

a)  Geschichtliche  Entwicklung. 

Wenn    sich    an    die    bisherigen   Betrachtungen    eine    kritische 

Würdigung  des  gegenwärtigen  Zustandes  schließen    soll,  so  wird 

ein    kurzer  Ueberblick    über    die    geschichtliche  Entwicklung    des 
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Telegraphentarifs  in  Deutschland  das  Verständnis  für  dvn  jetzt 
geltenden  Tarif  zu  vermitteln  haben.  Mit  Rücksicht  auf  die  poli- 
tische ZerspHtterung  Deutschlands  in  der  Zeit  des  Deutschen 
Bundes  und  den  annähernd  gleichen  Entwicklungsgang  des  Tele- 
graphenwesens  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  erscheint  eine  Be- 
schränkung auf  die  Hervorhebung  des  Typischen  aus  der  Tarif- 
entwicklung in  dem  Hauptstaate  Preußen  und  in  dem  die  Haupt- 
länder des  Deutschen  Bundes  umfassenden  Deutsch-österreichischen 
Telegraphenverein  angebracht. 

Als  in  Preußen  vom  i.  Oktober  1849  'it)  der  Telegraph  auf 
den  ersten  Linien  dem  Privatverkehr  freigegeben  wurde,  war  man 
mangels  genügender  Erfahrung  über  die  zweckmäßigste  Tarifge- 
staltung im  Zweifel.  ICinerseits  sollten  die  aus  der  Benutzung 
des  Telegraphen  der  Staatskasse  zufließenden  Gebühreneinnahmen 
nicht  nur  die  Kosten  des  Betriebs  und  der  Unterhaltung  der  An- 
lage decken,  sondern  auch  zur  Amortisation  des  Anlagekapitals 
ausreichen,  andererseits  fehlte  jeder  Anhalt  über  den  zu  erwarten- 
den Umfang  der  Benutzung  der  neuen  Einrichtung  durch  das 
Publikum.  Der  erste  sogenannte  vorläufige  Tarif  setzte  da- 
her —  als  Durchschnitt  der  Gebühren  einer  belgischen  und  der 
Hamburg-Cuxhavener  Linie,  den  einzigen  damals  dem  Privatver- 
kehr geöffneten  Linien  —  i  Sgr.  8  Pfg.  (20  Pfg.j  für  jede  Meile 
eines  Telegramms  von  20  Wörtern  fest,  ein  Betrag,  der  für  jede 
weitere  Gruppe  von  10  Wörtern  um  V*  <ics  Betrags  der  ersten 
Wortklasse  gesteigert  wurde  ^).  Bestellgeld  von  5  Sgr.  würde  gleich- 
zeitig vom  Absender  erhoben.  Nachttelegramme  kosteten  den 
doppelten  Betrag.  Die  Einschränkung  der  Telegrammlänge  auf 
100  Wörter  ist  auf  betriebstechnische  Gründe  zurückzuführen  und 
tarifarisch  belanglos.  Der  Tarif  war  also  ein  Gruppentarif  und 
reiner  Entfernungstarif,  der  indes  für  die  Wortgruppen  zu  weite, 
für  die  Entfernung seinheiten  zu  enge  Grenzen  festsetzte. 

Dreiviertel  Jahr  später  trat  Preußen  mit  Oesterreich,  Bayern 
und  Sachsen  zu  dem  Deutsch-österreichischen  Telegraphenverein 
zusammen,  dessen  Taxen  zunächst  auch  für  den  inneren  Verkehr 
der  Vereinsländer  maßgebend  wurden.  Gegen  den  bisherigen 
preußischen  Tarif  bedeutete  der  Vereinstarif  eine  merkliche  Er- 
mäßigung :  das  gewöhnliche  Telegramm  bis  zu  20  W' örtern  kostete 
in  der  ersten  Zone  (bis  10  Meilen)  20  Sgr.,  in  den  weiteren  Zonen 
(25,  45,  70,   100  usw.  Meilen)  je  20  Sgr.  mehr,  Beträge,  die  sich 

Ij  Archiv   f.   P.   u.   T.   1905,   S.    50,   Jubiläiimsdenkschrift  S.   31. 
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für  Telegramme  mit  21  bis  50  \md  51  bis  loo  Wörtern  ver- 
doppelten, bez.  verdreifachten  ').  Die  zuerst  nach  der  durch- 
laufenen Leitungslänge  bemessenen  Entfernungsgebühren  wurden 
vom  nächsten  Jahre  (1851)  ab  nach  der  geographischen  Ent- 
fernung" berechnet,  wodurch  in  den  meisten  Fällen  eine  weitere 
Gebührenerniedrigung  eintrat.  Die  größte  Länge  eines  Wortes 
betrug  sieben  Silben,  in  chiffrierten  Telegrammen  galten  je  5 
Zeichen  oder  Zahlen  als  ein  Wort.  Adresse  und  Unterschrift 
wurden  mit  berechnet,  dienstliche  Vermerke  dagegen  nicht.  Im 
Gegensatz  zum  ersten  preufMschen  Tarif  brachte  dieser  Tarif  eine 
progressive  Erweiterung  der  Zonen  (jede  Zone  war  um  5  Meilen 
breiter  als  die  vorhergehende)  bei  gleichmäßig  steigender  Gebühr, 
während  die  Länge  der  Telegramme  nur  in  drei  großen  Gruppen 
tarifarisch  erfaßt  wurde.  Die  Nachteile  des  Gruppentarifs  —  in 
der  ersten  Gruppe  Wortzusammenziehungen,  um  die  Ueberschreitung 
des  Mindestsatzes  zu  umgehen,  in  den  anderen  Gruppen  Weit- 
schweifigkeit, um  die  Gebühren  möglichst  auszunützen  —  machten 
sich  fühlbar  geltend.  Um  der  ersten  Unbequemlichkeit  abzuhelfen, 
wurde  vorübergehend  (bis  1858)  die  erste  Gruppe  auf  25  Wörter 
erhöht  (1854J  und  5  Adreßworte  freigegeben  (1855).  Die  in 
diesen  Progressionssätzen  liegende  Härte  wurde  1858  dadurch 
beseitigt,  daß  die  Einheitsgebühr  auf  12  Sgr.  für  das  einfache 
Telegramm  von  20  Wörtern  ermäßigt  und  für  je  10  Wörter  mehr 
die  Hälfte  der  Einheitsgebühr  erhoben  wurde  :  also  gleichbleibende 
Progression.     Die  Zonen  blieben  bestehen  -). 

Preußen  ermäfiigte  im  nächsten  Jahre  diesen  Satz  auf  10  Sgr. 
und  ging  dazu  über,  die  Zonen  einzuschränken,  indem  es  zunächst 
die  Entfernungen  über  1 5  Meilen  zu  einer  gemeinsamen  dritten 
Zone  vereinigte  (1861).  Nach  einigen  weiteren  kleinen  Ermäßi- 
gungen erfolgte  im  Jahre  1863  eine  umfassendere  Tarifreform 
dadurch,  daß  die  Gebühren  für  ein  einfaches  Telegramm  bis  zu 
20  Wörtern  in  der  ersten  Zone  (bis  zu  10  Meilen)  auf  8,  in  der 
zweiten  (über  10—45  Meilen)  auf  10  und  in  der  dritten  und  letzten 
Zone  (über  45  Meilen)  auf  16  Sgr.  herabgesetzt  und  für  je  lO 
Wörter  mehr  die  Hälfte  dieser  Sätze  berechnet  wurden  ^).  Dem 
Vorgange  Preußens  schlofS  sich  in  der  Erkenntnis  der  Notwendig- 
keit einer    den   Zeitverhältnissen   und    der  gestiegenen  Benutzung 


1)  Jubiläumsdenksclirift,   S.    33. 

2)  Archiv  f.   P.   u.   T.   f.   1905,   S.   260. 

3)  Jub. Denkschrift  S.  44,  Archiv  f.   P.  u.  T.  1905,  S.  263. 
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des  Verkehrsmittels  entsi)rechenden  Tarifeiniäßigunc,^  der  Ueutscli- 
österreichischc  Telegraphenveiein  nach  längeren  Verhandhingen 
an,  indem  er  1863  unter  Ermäßigung  des  Einheitssatzes  auf  8  Sgi-. 
die  Zahl  der  Zonen  auf  4  (i  — 10,  10—45,  45  — 100,  über  100 
Meilen),  1866  auf  3  (10,  45,  über  45)  erniedrigte").  Um  diese 
Zeit  ging  die  Bedeutung  des  Vereins,  der  vom  i.  Januar  1872  an 
außer  Kraft  trat  -),  infolge  der  politischen  Umwälzungen  verloren, 
für  den  Tarif  im  heutigen  Reichs-Telegraphengebiet  blieb  die  über- 
einstimmende l'^ntwicklung  in  Preußen  und  im  Norddeutschen 
Bunde  maßgebend.  Die  drei  Zonen  wurden  nunmehr  nach  Tax- 
quadraten bestimmt  •^)  und  dadurch  um  ein  geringes  erweitert,  die 
Einheitssätze  1867  auf  5,  10,  15  Sgr.,  von  1872  ab  in  der  Reichs- 
Telegraphenverwaltung  auf  50  Pf.,    I   M,    1,50  M  ermäßigt. 

Die  bisherige  P'ntwicklung  läßt  die  Tendenz  erkennen,  einer- 
seits von  einer  zu  peinlichen  Berücksichtigung  der  Entfernungs- 
unterschiede (i  Meile,  10  Meilen)  zu  einer  ziemlich  weitgehenden 
Nivellierung  des  Entfernungsmomentes  überzugehen,  andererseits 
von  sehr  weit  bemessenen,  progressiv  zunehmenden  Wortgruppen 
zu  kleineren  Gruppen  gleichbleibender  Progression  zu  gelangen. 
Beide  Bewegungen  verlaufen  in  einer  den  entwickelten  Grund- 
sätzen entsprechenden  Richtung.  Soweit  die  Zahl  der  Entfernungs- 
zonen in  P^rage  kommt,  dürfte  indes  schon  damals  die  äußerste 
Grenze  erreicht  gewesen  sein.  Die  Konkurrenz  der  einzelnen 
Verwaltungen,  das  neue  Verkehrsmittel  möglichst  schnell  zu  popu- 
larisieren, hatte  aber  allenthalben  in  rascher  P'"olge  zu  einer  durch 
den  Verkehrsumfang  nicht  gerechtfertigten,  den  Zeitverhältnissen 
vorauseilenden  Tariferniedrigung  geführt^). 


I 


1)  Archiv  f.  P.  u.  T.  1905,  S.   268,  S.   303. 

2)  Archiv  f.  T.  u.  T.  f.  1905,  S.   307. 

3)  Archiv  f.  P.  u.  T.  1905,  S.  306.  Das  ganze  Telegraphengebiet  wurde  durch 
Einteilung  der  Breitengrade  in  5,  der  Längengrade  in  3  gleiche  Teile  in  annähernd 
gleiche  Vierecke,  Taxquadrate,  zerlegt. 

4)  Interessant  ist  ein  Ueberblick  über  die  Entwicklung  der  Finanzen  der  Preußi- 
schen Telegraphenverwaltung  während  dieser  Zeit  häufiger  Tarifumgestaltungen. 
Die  Finanzabschlüsse  hatten  sich  folgendermaßen  gestaltet: 

Zuschuß  ( — )  bez.  Ueberschuß  (-f-) 

1852  —     59  453  Taler         1858   -f    158693  Taler 

1853  +      37872       '  1S59  -f  257204       . 

1854  -f   137560  1860   -f    203333 

1855  -r  168  0S5  <'■  1861  -f  286785  « 
1S56  -|-  202  467  '  1862  -f-  264  484  » 
1857    +    295  342  1S63  -f  252  251        X 


3^6  •  Hugo  lleidecker: 

Aus  der  ICrwäguiii^-  heraus,  durch  einen  bilHgen,  nach  dem 
Umfange  der  ^Mitteilung  abgestuften  Tarif  jedermann  die  Benutzung 
des  Verkehrsmittels  zu  ermöglichen,  ging  man  zu  einem  voll- 
ständigen Wechsel  des  Systems  über :  Aufhebung  des  Entfernungs- 
unterschiedes und  Bemessung  der  Länge  nach  Worteinheiten. 
Der  Tarif  vom  i.  März  1876  setzte  neben  einer  Grundgebühr  von 
20  Pf.  eine  Einheitswortgebühr  von  5  Pf.  fest.  Die  von  einigen 
Seiten  angestrebte  Gebührenfreiheit  der  Adresse  Vv'urde  nicht  zu- 
gestanden, weil  nach  den  während  einer  kurzen  Zeit  (1855 — 1858) 
in  Preußen  gemachten  Erfahrungen  diese  P>eiheit  zur  Ein- 
schrnuggelung  von  Text  mißbraucht  wurde  ^).  Die  Vorzüge  dieses 
Tarifs  nach  der  Seite  der  Wortgebühr  waren  unverkennbar.  Der 
Aufgeber  wurde  in  die  Lage  versetzt,  die  Zahl  der  taxpflichtigen 
Worte  und  damit  den  Preis  der  Depesche  in  ungleich  engeren 
Grenzen  als  früher  selbst  zu  bestimmen,  was  ihm  z.  B.  bei  einer 
Wortgruppe  von  20  oder  gar  50  Wörtern  nicht  möglich  war.  Das 
Publikum  benutzte  diesen  Vorteil,  wodurch  einerseits  die  beab- 
sichtigte Verminderung  der  Arbeitsleistung  erreicht,  andererseits 
der  Telegraph  in  derselben  Zeit  einer  größeren  Anzahl  Menschen 
zugänglich  gemacht  wurde.  Die  günstigen  Wirkungen  des  Tarifs 
in  dieser  Hinsicht  sind  in  einer  kleinen  Denkschrift  des  Reichs-Post- 
amts vom  22.  Juli  1877 -)  zusammengestellt. 

Demgegenüber  fand  die  Aufhebung  der  Entfernungsunterschiede 
namentlich  im  Reichstage  mehrfachen  Widerspruch.  Der  Ab- 
geordnete Richter  hob  sehr  richtig  hervor,  daß  ein  Telegramm 
auf  größere  Entfernungen  mehr   »Meilen  Leitungen«    für  die  Zeit 


1S64  +   198696  Taler        iS66  +    126260  Taler 
1865  -f-   174  152       « 
Reichstelegraphenverwaltung  1874        ^89  407  M    Zuschuß 

1875  3353996  ■ 
1868—75  15  383  374  > 
(Jubiläumsdenkschrift  S.  36,  44,  45  u.  69 ;  yt/ng,  Entwicklung  des  deutschen  Post- 
und  Telegraphenwesens,  Leipzig  1893,  S.  133 ;  zu  vergl.  auch  Annalen  des  Deutschen 
Reichs  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  u,  Statistik,  Jhrg.  1879,  S-  i6o).  Die  Schwankungen 
bei  steigender  Tendenz  dürften  bei  einem  in  der  Entwicklung  begriffenen,  auch  für 
das  Publikum  völlig  neuen  Verkehrsmittel  nicht  verwundern.  Bemerkenswert  ist  die 
sich  an  die  bedeutende  Tarifermäßigung  von  1863  anschließende  dauernde  Abnahme  der 
Ueberschüsse,  die  sich  in  der  Verwaltung  des  Norddeutschen  Bundes  in  dauernde  Zu- 
schüsse verwandeln. 

1)  16.   Sitzung  des  Reichstags  26.  XI.  1875,  Sten.  Berichte,   2.  Legisl.Per.  III.   Sess. 
1875/76,   I.  Bd.,  S.   329. 

2)  Veröffentlicht  auch   im  Archiv  für  P.   u.  T.   1877,   S.  481  ff. 
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seiner  üebermittelung  in  Anspruch  nähme  und  daher  für  die 
Verwaltung  teurer  zu  stehen  komme,  und  wandte  sich  gegen  die 
Erhöhung  um  40%  für  Telegramme  auf  kurze  Entfernungen,  dic 
gerade  mehr  dem  Verkehr  aller  Klassen,  dem  nachbarlichen  und 
dem  kleinen  Geschäftsverkehr  dienten  und  nicht  einmal  so  viel 
an  Zeit  gegenüber  der  Briefbeförderung  abkürzten').  Ein  anderer 
Abgeordneter  (v.  Behr-Schmoldow)  stellte  fest,  daß  der  Worttarif 
eine  Verteuerung  von  100%  für  die  frühere  i.  Zone  und  eine 
Verbilligung  von  100  %  für  die  frühere  3.  Zone  bedeutete,  ein 
Vorwurf,  den  der  General-Postmeister  mit  der  Behauptung  zurück- 
zuweisen suchte,  daß  »die  Aenderung  des  Tarifs  für  diejenigen 
Kreise  betrübend  empfunden  würde,  die  bisher  sehr  billig  tele- 
graphiert hätten,  welche  gewissermaßen  eine  Staatsprämie  ge- 
nossen hätten«  -).  Die  finanzielle  Wirkung  der  Systemänderung, 
die  nach  den  zitierten  Aeußerungen  im  Durchschnitt  als  eine  Ge- 
bührenerhöhung anzusprechen  war  ^),  war  zunächst  nicht  ungünstig. 
Bei  einer  Verminderung  der  Telegrammzahl  vom  Jahre  1875  auf 
1876  um  1,7 °o  (im  internen  Verkehr)^),  die  auf  die  allgemein 
ungünstige  Geschäftslage  zurückgeführt  werden  darf,  ergibt  sich 
eine  Gebührenzunahme  von  8,8%  oder  auf  das  Telegramm  be- 
rechnet von  durchschnittUch  16,3%.  Trotzdem  dauerte  das  De- 
fizit in  der  Telegraphenverwaltung  weiter  an,  wenn  es  auch  in- 
folge   der    Verschmelzung    des    Post-    und    Telegraphenwesens   in 


i)  Sten.  Berichte  2.  Legis). Per.  III.  .Sess.  1875/76,  i.  Bd.,  S.  763.  Die  Tele- 
gramme der  ersten  Zone  machten  55,5  "/o,  die  der  dritten  11,5  ^'/o  der  Gesamtzahl 
aus  (Denkschrift  S.  11). 

2)  Sten.   Berichte,  2.  Legisl.Per.  IV.  Sess.  1876,  i.  Bd.   S.  85/86. 

3)  Vgl.  hierzu  Archiv  f.  P.  u.  T.  1877,  S.  597,  wo  eine  dem  Journal  telegra- 
phique  entnommene  Mitteilung  der  Königl.  Bayerischen  Telegraphenverwaltung  wie- 
dergegeben ist,  nach  welcher  die  Erfahrungen  bezüglich  des  Worttarifs  in  Bayern 
mit  den  bei  der  Reichsverwaltung  vorliegenden  Ergebnissen  übereinstimmen.  »Im 
inneren  Verkehr  Bayerns  haben  sich  nämlich  die  Wirkungen  der  Einführung  des 
Worttarifs,  welcher  eine  durchschnittliche  Taxerhöhung  von  20^/0  darstellt, 
innerhalb  der  letzten  10  Monate  des  Jahres  1876  durch  eine  Abnahme  der  Tele- 
grammzahl von  6  "/o  und  eine  Vermehrung  der  Einnahmen  von  12  "/o  bemerkbar  ge- 
macht. Die  im  Jahre  1862  vorgenommene  Ermäßigung  des  inneren  Tarifs  um  60  "/o 
hatte  dagegen  eine  Zunahme  von  33  "/o  an  Telegrammen  und  eine  Verringerung  der 
Einnahmen  von  17  "/o  zur  Folge«.  (In  Bayern  betrug  dabei  die  Worttaxe  bei  einer 
Grundgebühr  von  20  Pf.  zunächst  nur  3  Pf.,  die  1880  auf  5  Pf.  erhöht  wurde.) 
Aehnlich  in  der  Schweiz,  vgl.  Archiv  f.  P.  u.  T.  1903,  S.   577. 

4)  Denkschrift,  S.  5. 
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rechnerischer  Beziehung  in  Etat  und  Rechnung  nicht  mehr  sicht- 
bar wurde. 

In  dem  Bestreben  weiterer  Tarifvereinfachung  wurde  am  i.  Juli 
1886  die  Grundtaxe  unter  Erhöhung  der  Wortgebühr  von  5  auf 
6  Pf.  bei  einem  Mindestsatz  von  60  Pf.  fallen  gelassen^).  Diese 
Taxänderung  brachte  nach  einer  kurzen  Mitteilung  im  Reichstag 
für  37%  eine  Erhöhung,  für  62%  eine  Ermäßigung  der  Gebühren 
mit  sich  ^).  Die  Erhöhung  betraf  nach  einer  Mitteilung  der  offiziösen 
deutschen  Verkehrszeitung  die  kurzen  Telegramme  und  die  langen 
Telegramme,  während  die  Itrmäßigung  den  mittleren  Telegrammen 
mit  10 — 15  Wörtern  zugute  kam  und  für  die  Telegramme  mit 
16 — 20  Wörtern  beide  Tarife  gleich  standen.  Mit  Rücksicht  auf 
den  hohen  Prozentsatz  der  Telegramme  zwischen  10  und  20  Wör- 
tern war  also  im  ganzen  eine  Ermäßigung  des  Tarifs  eingetreten. 
Ferner  wird  als  unzweifelhafter  Vorzug  des  neuen  Tarifs  hervor- 
gehoben, daß  derselbe  anstatt  der  bisherigen  zwei  Elemente  (Grund- 
taxe und  Worttaxe)  nur  ein  Element  (Worttaxe)  enthalte  ^).  Dem- 
gegenüber darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  mit  dem 
Wegfall  der  Grundgebühr  die  einzig  richtige  tarifarische  Erfassung 
der  für  jedes  Telegramm  ohne  Rücksicht  auf  Länge  und  Ent- 
fernung gleichen  Leistungen  aufgegeben  wurde. 

Wie  die  Wirkung  dieser  Aenderung  in  finanzieller  Beziehung 
war,  ist  in  offiziellen  Auslassungen,  z.  B.  im  Reichstag,  nicht  zum 
Ausdruck  gekommen,  wie  überhaupt  diese  und  die  nächste  Ta- 
rifänderung, die  wie  alle  früheren  im  Verordnungswege  erlassen 
wurden,  nur  in  geringerem  Maße  im  Reichstage  Gegenstand  der 
Debatte  wurden.  Die  Verkehrszeitung  sagt  a.  a.  O.  über  diesen 
Punkt:  »daß  es  angenehm  gewesen  wäre,  5  Pf.  pro  Wort  mit 
50  Pf.  Minimum  festzusetzen,  darüber  hat  nirgends  Zweifel  be- 
standen. Allein  diese  Annehmlichkeit  wäre  mit  ca.  300  000  M 
jährlichen  Ausfalls  erkauft  worden.  Und  das  ging  doch  nicht  in 
einem  Moment,  wo  die  finanziellen  Bedürfnisse  des  Reichs  zu 
Steuervorlagen    nötigen«.     Hiernach    darf    angenommen    werden, 


1)  Verf.  V.  II.  Juni  1886:  Amisblatt  des  Reichs-Postamts,  1886,  Nr.  34,  S.  207. 
Die  Angaben  bei  Scfnvaighofer  a.  a.  O.  S.  76  und  bei  v.  d.  Borght  a.  a.  O.  S.  407 
sind  demnach  nicht  ganz  zutreffend. 

2)  3.  Sitz.  30.  Nov.  1886,  VI.  Legisl.Pei.  IV.  Sess.  1886/87,   i.  Bd.,  S.  28. 

3)  Deutsche  Verkehrsztg.  1886,  S.  243.  Genauer  berechnet  bezog  sich  die  Ver- 
teuerung nur  auf  die  Telegramme  mit  i — 7,  die  Verbilligung  auf  mit  die  9 — 15 
Wörtern,  während  für  die  mit  8  Wörtern  sich  die  Gebühren  gleich  blieben. 
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daß  mit  dem  neuen  Tarif  ein  Gebührenausfall  nicht  verbun- 
den war. 

Diesen  Ausfall  brachte  schließlich  die  letzte  Tarifänderung 
vom  I.  Februar  1891  ab,  durch  welche  die  Worttaxe  auf  5  Pf. 
bei  einem  Mindestbetrag  von  50  Pf.  —  der  noch  heute  giltige 
Tarif  —  festgesetzt  wurde  ^).  Nach  einer  Mitteilung  des  Bericht- 
erstatters Wilisch  im  Reichstage  sollte  der  Gebührenausfall  i  800000 
Mark  bei  einer  Gesamtgebühreneinnahme  von  14  Millionen  Mark, 
also  12,90/0  ^)  betragen.  Der  Kommissar  des  Bundesrats,  Direk- 
tor im  Reichs-Postamt  Dr.  Fischer,  beziffert  den  Gebührenaus- 
fall nach  dem  Verhältnis  6  :  5  auf  16^ 1 3%,  demgegenüber  die 
Mehreinnahme  durch  Steigerung  des  Verkehrs  um  nur  7<*/o,  wo- 
von ein  Teil  auf  allgemeine  Verkehrszunahme  zu  rechnen 
war,  nicht  ausreichte,  den  Gebührenaustall  zu  decken  ^j. 

Nach  dem  Gesetz  über  das  Telegraphenwesen  von  1892 
unterliegen  Gebührenerhöhungen  von  diesem  Zeitpunkt  ab  der 
Gesetzgebung,  während  Ermäßigungen  der  Verordnung  überlassen 
sind.  Dieser  Umstand  wird  wesentlich  mit  dazu  beigetragen 
haben,  daß  in  den  nahezu  20  Jahren  bis  heute  eine  Aenderung 
in  den  ausschlaggebenden  Punkten  des  Tarifs  nicht  stattgefun- 
den hat. 

b)  Der  heutige  Tarif. 

Der  Tarif  ist  durch  die  auf  Grund  der  Artikel  48  und  52 
der  Reichsverfassung  erlassene  Telegraphenordnung  vom  16.  Juni 
1904"^)  bestimmt  und  trifft  in  den  Hauptpunkten  folgende  Ge- 
bührenfestsetzungen : 

I.  P'ür  das  gewöhnliche  Telegramm  wird  auf  alle  Entfer- 
nungen eine  Gebühr  von  5  Pf.  für  jedes  Wort,  mindestens  jedoch 
der  Betrag  von  50  Pf.,  für  gewöhnliche  Stadttelegramme  eine 
Gebühr  von  3  Pf.,  mindestens  jedoch  der  Betrag  von  30  Pf.,  er- 
hoben (§  7;  I.  IL  der  Telegr. -Ordnung).  Durch  5  nicht  teilbare 
Pfennigbeträge    sind  bis  auf  solche  zu  erhöhen  (§  7,  V). 

II.  Die    Taxwortlänge    beträgt    für    Telegramme    in    offener 

1)  Verordnung  vom  15.  Januar  1891  im  Amtsblatt  des  Reichs-Postamts  für  1891 
Nr.  2,  S.  9. 

2)  Sitz,   vom   28.  Jan.    1891,   Sten.   Ber.  VIII.  Legisl.Per.  I.  Sess.   1890/91,  .S.  1203. 

3)  Sitz,  vom  16.  März  1891,  Sten.  Ber.  VIII.  Legisl.Per.  I.  Sess.  1890/91,  3.  Bd., 
S.  2103. 

4)  Nebst  Aenderungen  vom  14.  März  1905  {Zentralblatt  f.  d.  Deutsche  Reich  1905, 
Nr.  II,  S.  56)  vom  14.  Juni  1908  (ebenda  von  1908,  Nr.  28,  S.  230)  und  vom  27.  Mai 
1909  (ebenda  v,   1909  Nr.   23  S.   228). 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.   2.  23 


2AO  Hugo  Heidecker: 

Sprache  15  Buchstaben,  für  solche  in  verabredeter  oder  in  offener 
u  n  d  verabredeter  Sprache  10  Buchstaben.  Ziffer-  oder  Buch- 
stabengruppen werden  in  allen  Fällen  für  so  viele  Wörter  ge- 
zählt, als  sie  je  5  Ziffern  oder  5  Buchstaben  enthalten  (§  6;  c,  d, 
e,  h.). 

III.  Für  dringende  Telegramme  =  D  :=:  wird  eine  Gebühr  von 
15  Pf.,  für  dringende  Stadttelegramme  von  9  Pf.  für  das  Wort, 
mindestens  jedoch  der  Betrag  von  1,50  M.  bez.  von  90  Pf.  er- 
hoben (§  8). 

IV.  Für  ein  vorauszubezahlendes  gewöhnliches  Antworttele- 
gramm =  RP=  kommt  die  Gebühr  für  10  Wörter  oder  die  Ge- 
bühr für  die  etwa  gewünschte  höhere  Anzahl  von  vorauszube- 
zahlenden Wörtern  (z.  B.  =  RP  24  =),  für  dringende  bezahlte 
Antworten  die  dreifache  Gebühr  zur  Erhebung  (i;  9  I). 

V.  Die  Gebühr  für  die  Vergleichung  eines  Telegramms 
=  TG  =  ist  gleich  einem  Viertel  der  Gebühr  für  ein  gewöhn- 
liches Telegramm  von  gleicher  Länge  (§  10  II). 

VI.  Für  eine  telegraphische  Empfangsanzeige  ist,  je  nach- 
dem sie  als  gewöhnliches  =  PC  =  oder  als  dringendes  Tele- 
gramm =  PCD  =  befördert  werden  soll,  dieselbe  Gebühr  wie 
für  ein  gewöhnliches  oder  wie  für  ein  dringendes  Telegramm  von 
10  Wörtern  zu  zahlen  (§    ii  III). 

VII.  Für  Telegramme,  die  am  Bestimmungsort  zur  Bestellung 
an  mehrere  Empfänger  zu  vervielfältigen  sind  =  TM  =  werden 
außer  den  Wortgebühren,  wobei  alle  Adressen  in  die  Wortzahl 
eingerechnet  werden,  für  jede  weitere  Ausfertigung  bis  zu  loo 
Wörtern  40  Pf.  berechnet.  Für  längere  Ausfertigungen  erhöht 
sich  die  Gebühr  um  40  Pf.  für  jede  angefangene  Reihe  von  100 
Wörtern.  Bei  dringenden  Telegrammen  erhöht  sich  die  entspre- 
chende Gebühr  für  die  zweite  oder  jede  weitere  Ausfertigung  auf 
80  Pf. 

VIII.  Die  besonderen  Telegramme  (III — VII)  sind  durch  einen 
taxpflichtigen  Zusatz  (meist  ein  vereinbartes  Zeichen)  zu  kenn- 
zeichnen. 

IX.  Die  Zustellung  der  Telegramme  erfolgt  innerhalb  des 
Ürtsbestellbezirks  der  Bestimmungstelegraphenanstalt  unentgelt- 
lich, außerhalb  desselben  gegen  eine  vom  Absender  zu  entrich- 
tende Gebühr  von  40  Pf.  (unter  Beisetzung  des  taxpflichtigen  Ver- 
merkes =  XP  =)  oder  gegen  Einziehung  der  wirklich  erwachsenen 
Auslagen  vom  Empfänger  (§   16  B  VI.  §   19 II). 
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X.Für  das  auf  Wunsch  des  Empfängers  zulässige  Zusprechen 
der  Telegramme  mittels  Fernsprechers  werden  lo  Pf.  für  das  Tele- 
gramm erhoben.  (Pkt.  14  der  Ausfuhr ungsbest.  zur  Fernsprech- 
Gebührenordnung  v.   20.  Dez.    1899.) 

XI.  Für  die  Mitnahme  eines  aufzuliefernden  Telegramms  durch 
den  Telegra[)henboten  oder  den  Landbriefträger  sind  10  Pf  Zu- 
schlaggebühr zu  entrichten  (i^  5  V). 

l^'ür  ein  in  einer  Fernsprechanschlußleitung  zugesprochenes, 
aufzulieferndes  Telegramm  ist  zu  zahlen  :  i  Pf.  für  das  Wort,  min- 
destens 20  Pf. ;  ein  überschiefSender  Betrag  wird  auf  die  nächste 
durch    10  teilbare  Summe  erhöht  (Pkt.    14  wie  zu  X). 

XII.  Für  Hinterlegung  und  Anwendung  einer  abgekürzten 
Adresse  oder  für  eine  besondere  Art  der  Zustellung  —  zu  ge- 
wissen Zeiten  in  gewissen  Lokalen  —  wird  eine  Jahresgebühr 
von  30  IM   erhoben  (i<  3,   VIII,  IX). 

8.  Folgerungen  und  Vorschläge. 

T.  Das  Defizit. 

Wenn  das  Telegraphenwesen  nach  dem  Grundsatz  der  vollen 
Kostendeckung  (Gebührenprinzip)  zu  verwalten  ist,  dann  läßt  das 
deutsche  Telegraphenwesen  in  der  praktischen  Finanzgestaltung, 
soweit  der  interne  Verkehr  in  PVage  kommt,  seit  langer  Zeit  nur 
schwache  Umrisse  dieses  Prinzips  erkennen.  Denn  diese  Ver- 
kehrsanstalt, für  die  Adolph  Wagner  sogar  eine  Annäherung  an 
Gewerbsrente  für  zulässig  erklärt  ^),  zeigt  nach  ihren  finanziellen 
Ergebnissen  eine  bedenkliche  dauernde  Neigung  nach  der  Rich- 
tung des  freien  Genußgutes,  eine  Tendenz,  die  übrigens  auch  die 
meisten  anderen  staatlichen  Telegraphenverwaltungen  mehr  oder 
weniger  haben  ^).     Das  Defizit  der    deutschen    Reichstelegraphen- 

1)  Adolph  Wagner,  Sozialökonomische  Theorie  des  Kommunikations-  und  Trans- 
portwesens, Leipzig  1909,  S.  41  und  Finanzwissenschaft,  Teil  I,  S.  546 — 548,  II, 
S.  659. 

2)  Zu  vergl.  die  Zusammenstellung  der  Länder  Europas  in  der  Statistik  der  P.- 
u.  T.-Verw.  für  1907,  S.  74/75.  Hiernach  haben,  soweit  ersichtlich,  nur  die  Tele- 
graphenverwaltungen von  Norwegen,  Schweden  und  der  Türkei  Ueberschüsse.  Das 
finanzielle  Ergebnis  der  britischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  stellt  sich  seit 
vielen  Jahren  so,  daß  die  Postverwaltung  regelmäßig  einen  hohen  Ueberschuß  ab- 
wirft und  die  Telegraphenverwaltung  ebenso  regelmäßig  einen  nicht  unbeträchtlichen 
Zuschuß  erfordert.  (Archiv  f.  P.  u.  T.  1904,  S.  310/311.)  Nach  dem  französischen 
Jahresbericht  für  1896/97  gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob  die  Mindereinnahme  im 
Telegraphenwesen  sich  mit  Zunahme  des  Tel. -Verkehrs  steigert.  (Nach  Electrical 
Engineer,    Deutsche  Verkehrsztg.    1898,   S.   109). 
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Verwaltung  betrug  für  das  Rechnungsjahr  1896  13  059  127  M  (ohne 
die  Kosten  für  Verzinsung  und  Amortisation  des  Anlagekapi- 
tals) *)  und  wird  für  das  Jahr  1 897  unter  völliger  Außerachtlas- 
sung der  für  D  i  e  n  s  t  r  ä  u  m  e  ,  Amortisation  und  Verzinsung  an- 
zusetzenden Kosten  mit  5V2  Millionen  Mark  angegeben.  Allein 
die  Personalkosten  (25  Millionen  Mark)  übersteigen  die  Einnahmen 
an  Telegrammgebühren  (23^/2  Millionen  Mark)  um  i  500000  M^). 
Den  doppelten  Betrag  —  also  1 1  Millionen  —  berechnet  Ulrich  ^) 
unter  sonst  gleichen  Voraussetzungen  für  das  Jahr  1906.  Für 
1901  gibt  der  Kommissionsberichterstatter  Dr.  Paasche  den  nach 
kaufmännischen  Grundsätzen  berechneten  jährlichen  Zuschuß 
der  Telegraphenverwaltung  nach  einer  Mitteilung  des  Staatssekre- 
tärs in  der  Budgetkommission  auf  15  Millionen  Mark  an*), 
Adolph  Wag)ier  verzeichnet  den  Zuschuß  der  Telegraphenver- 
waltung neuerdings^)  mit  17  Millionen  jährlich,  eine  Zahl,  die 
für  die  heutigen  Verhältnisse  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  ge- 
griffen ist.  Man  wird  nicht  fehlgehen  —  namentlich  wenn  die 
Amortisation  früheren  Ausführungen  entsprechend  außer  acht  ge- 
lassen wird  —  wenn  man  den  von  Ulrich  angegebenen  Betrag 
von  20  Millionen  auch  für  das  Jahr  1907  geltend  annimmt.  Die 
Ausgaben  übersteigen  dann  in  diesem  Jahre  die  Einnahmen  von 
rd.  43  Millionen  um  etwa  47%.  Auf  das  Anlagekapital  bezogen, 
das  man  nach  der  für  Ende  1903  auf  143  Millionen  ange- 
gebenen Summe  unter  Berücksichtigung    des  aus    den  Statistiken 

i)  Vgl.  Sten.  Berichte  des  Reichstags  IX.  Legisl.Per.  V.  Sess.  1897/98,  6.  Bd, 
S,    797. 

2)  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts  v,  Podbielski  im  Reichstag,  13.  4.  1898 
Stenogr.   Ber.  1898/1900,  X.  Legisl.Per.   1.   Sess.,   Bd.   2,   S.   1746. 

3)  Ulrich,  Die  Finanzen  der  Reichs-,  Post-  und  TelegraphenverwaUung,  Stettin 
1909.  Ulrich  berechnet  einfach  aus  der  Einnahme  von  1906  nach  dem  Verhältnis 
von  Einnahme  und  Ausgabe  des  Jahres  1897  (23'/2  :  29)  die  entsprechende  Ausgabe 
für  1906,  So  anfechtbar  an  sich  diese  Art  der  Bereclinung  ist,  so  bietet  doch  die 
Statistik  von  1897,  die  noch  keine  Trennung  des  Personals,  der  Leitungen  und  der 
Gebühren  nach  Telegraphie  und  Fernsprechwesen  kennt,  kaum  eine  andere  Möglich- 
keit. Setzt  man  die  Personalkoslen  von  1897  ins  Verhältnis  zu  dem  Gesamtpersonal 
für  Post  und  Telegraphie  und  verwendet  dieses  Verhältnis  zu  einem  Rückschluß  auf 
die  Personalkosten  von  1906,  so  ergeben  sich  für  die  Personalkosten  der  Telegraphie 
in  diesem  Jahre  allein  schon  ca.  43  000  000  M,  so  daß  Ulrichs  Schätzung  nicht 
weit  fehl  gehen   dürfte. 

4)  Sitzung  vom  15,  Februar  1901,  X,  Legisl.Per,  IL  Sess.  1900/02,  2.  Bd., 
S.  1383. 

5)  Sozialökonomische    Theorie  des  Transport-  und  Kommunikationswesens,  S.  84. 


Der  Telegraphentarif.  '^A'^ 

ersichtlichen  Zuwachses  an  Linien,  Leitungen,  Apparaten  usw. 
für  1907  auf  150  MilHonen  schätzen  kann,  beträgt  der  Zuschuß 
13%.  Dieses  Defizit  darf  man  fast  ganz  dem  inneren  Verkehr 
zur  Last  schreiben,  weil  der  Verkehr  nach  dem  Auslande  und  der 
Durchgangsverkehr  sich  in  Deutschland  ebenso  wie  in  anderen 
Ländern  rentieren  ^),  wenn  auch  nicht  in  dem  Maße  wie  z.  B.  in 
Belgien. 

Angesichts  solcher  Zahlen  gewinnt  die  Forderung  einer  ge- 
sonderten selbständigen  Etatisierung  (Einzeletat)  der  Telegraphen- 
verwaltung, die  sich  z.  T.  auch  aus  der  grundsätzlichen  Verschie- 
denheit der  Post  und  Telegraphen  ergibt  (vgl.  oben  2),  wesentlich 
an  Bedeutung.  Es  ist  wohl  ohne  weiteres  klar,  daß  so  be- 
trächtliche Zuschußbeträge  nicht  in  dem  Etat  einer  Verwaltung 
verschwinden  dürfen,  die  vom  Telegraphen  so  wesensverschieden 
ist  wie  die  Post,  deren  Kundenkreis  zudem  —  soweit  der  haupt- 
sächlich rentierende-)  Briefpostverkehr  in  Frage  kommt  —  so- 
wohl quantitativ  als  qualitativ  ganz  anders  geartet  ist  als  der  des 
Telegraphen. 

Das  Defizit  der  Telegraphenverwaltung  beeinflußt  natürlich 
die  Höhe  des  jährlichen,  einen  wichtigen  Posten  der  Reichsein- 
nahmen bildenden  Ueberschusses  der  »Reichs-Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung«. Bei  der  ausschlaggebenden  Rolle,  die  den 
Ueberschüssen  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  im  Rahmen 
der  Erwerbseinkünfte  des  Reichs  zufällt^),  ist  das  Bestreben  der 
Verwaltung,  diese  Ueberschüsse  auf  derselben  Höhe  zu  halten 
bez.  zu  steigern,  erklärlich  und  durch  die  Finanzlage  des  Reichs 
gerechtfertigt.  Hierbei  liegt  theoretisch  die  Gefahr  nahe,  daß  in 
diesem  Bestreben  mit  Rücksicht  auf  die  Passivität  der  Telegraphie 
Vergünstigungen    in    anderen  Verkehrszweigen    unterbleiben  oder 

1)  Belgien  erklärt  für  eine  lange  Reihe  von  Jahren  den  Gebührenausfall  damit, 
daß  z.  B.  innerhalb  eines  Zeitraums  von  8  Jahren  die  internen  Telegramme,  bei 
welchen  die  Kosten  durch  die  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  eine  bedeutende 
Vermehrung  (75 '/■*  **/<>)  erfahren  haben,  während  andererseits  die  internationalen  und 
Durchgangs-Telegramme,  welche  allein  einen  Ueberschuß  abwerfen,  nur  um  66^/4°/') 
bez.   3l74**/o  zugenommen   haben   (Arch.   f.  P.  u.  T.  1880,  S.  102,  ähnlich  1878,  S.  158). 

2)  Nach  Ulrich  (a.  a.  O.  S.  78)  hat  der  Briefpostverkehr  (Briefe,  Postkarten,  Druck- 
sachen) 1906   58,8    Millionen   Mark   Reinertrag   abgeworfen. 

3)  Nach  den  Vierteljahrsheflen  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  1908,  II, 
S.  133  erzielt  das  Reich  aus  den  Erwerbsanstalten  einen  Reinertrag  von  142,5  Mil- 
lionen, von  dem  der  iiberwiegende  Teil  (92,4)  auf  Post  und  Telegraphie  entfällt ; 
die   Reichseisenbahnen  biingen   22,8,   die   sonstigen    Betriebe   27,43  Millionen. 
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rückgängig  gemacht  werden  '),  und  dies  umsomehr,  als  die  Er- 
höhung der  Telegraphengebühren  auf  den  verhältnismäßig  lang- 
wierigen Weg  der  gesetzlichen  Regelung  verwiesen  ist,  wäh- 
rend die  Gebühren  für  eine  Anzahl  von  Postsendungen  (z.  B.  Post- 
karten, Drucksachen,  Warenproben)  der  bequemeren  administra- 
tiven Festsetzung  unterliegen  2).  In  diesem  Zusammenhange  sei 
darauf  hingewiesen,  daß  die  mit  einer  etatmäßigen  Lostrennung  des 
Telegraphenwesens  verbundene  Erhöhung  des  Ueberschusses  der 
Postverwaltung  i.  e.  S.  den  Verzicht  auf  die  bisherige  oft  und  nicht 
mit  Unrecht  angegriffene  »Kostgängerei«  bei  den  einzelstaatlichen 
Eisenbahnverwaltungen  erleichtern  wird  ^).  Der  Hinweis  auf  die 
erheblichen  sozialpolitischen  Leistungen  der  Postverwaltung  als 
ein  Aequivalent  für  diese  Eisenbahnleistungen  dürfte  den  in  Be- 
tracht kommenden  Einzelstaaten  kaum  genügen.  Denn  bei  diesen 
Leistungen  handelt  es  sich  durchweg  um  Erfüllung  von  Reichs- 
aufgäbe  n  durch  eine  Reichs  Verwaltung,  für  deren 
Kostendeckung  andere  —  direkte  —  Wege  gangbarer  sind  als  der 
Umweg  iiber  die  in  ihrem  Größenverhältnis  verschiedenen  und 
unkontrollierbaren  unbezahlten  Leistungen  einzelstaatlicher  Er- 
werbsuntern ehmuni^en. 

Gewiß  würde  die  vorgeschlagene  finanztechnische  Scheidung 
der  verschiedenen  Verkehrsgebiete  dem  Reiche  zunächst  keine 
höheren  Einnahmen  bringen.  Das  nicht  zu  unterschätzende  Er- 
gebnis wäre  aber  auf  jeden  Fall  ein  klarer  Ueberblick  über  das 
wirkliche  Soll  und  Haben  der  Verkehrsanstalten  des  Reichs  und 
der  Einzelstaaten  und  damit  über  die  Rentabilität  dieser  Institute. 
Sieht  man  jedes  Jahr  deutlich  vor  Augen,  wo  es  fehlt,  so  wird 
auch  dem  Bestreben,  möglichst  schnell  Abhilfe  zu  schaffen,  mehr 
Nachdruck  verliehen. 

Als  natürliche  P'olge  eines  besonderen  Etats  ergäbe  sich  eine 
besondere  Statistik  für  das  Telegraphenwesen,  deren  große  Vorteile 
nach  den  früheren  Ausführungen  nicht  besonders  hervorgehoben 
zu  werden  brauchen. 

Wie  weit  sich  der  finanztechnischen  Scheidung  eine  Organi- 

r)  Z.  B.  die  Erniedrigung  und  Erhöhung  der  Gebühren  für  Postkarten  im  Orts- 
verkehr. In  diesen  Zusammenhang  paßt  auch  ein  von  Co/in  (Zur  Geschichte  u.  Politik 
des  Verkehrswesens,  S.  439)  zitiertes  Bekenntnis  des  preuß.  Finanzministers:  »Auf 
vielen  Gebieten  haben  wir  die  allerdringendsten  Aufgaben,  die  nützlichsten  Verwen- 
dungen aufgeschoben,   weil   wir  keine   Mittel   haben«    (Herrenhaus,    31.   Mai   1894). 

2)  Postordnung  vom   20.    März  1900,   §§   7,   8,   10. 

3)  Vgl.  hierzu  Cohn,  Zur  Geschichte    und  Politik  des  Verkehrswesens,    S.  404. 
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sationsänderimj^  anzuschließen  hat,  ist  eine  Frage  der  Verwaltungs- 
technik, deren  Schwierigkeit  nicht  verkannt  werden  soll,  deren 
Erörterung  aber  auf  einige  Hinweise  beschränkt  werden  muß.  liine 
Aenderung  der  bisherigen  finanziell,  betriebstechnisch  und  ver- 
kehrspolitisch gleich  vorteilhaften  Betriebsgemeinschaft  zwischen 
Post  und  lelegraphie  würde  durch  die  Aenderung  der  h'inanz- 
gebarung  keineswegs  bedingt  sein.  Die  iiauptschwierigkeit  in 
der  Kostenverrechnung  würde  für  die  kleineren  mit  Tele^raphen- 
betriebsstellen  vereinigten  i^ostämter  entstehen,  wo  besondere  Be- 
amte für  den  Telegraphen  nicht  nötig  sind.  Hier  ließe  sich  viel- 
leicht durch  Ansatz  von  Pauschalsummen,  die  nur  rechnungsmäßig 
zu  erscheinen  hätten,  ein  auch  schon  sonst  begangener  Weg 
finden.  Erscheinen  doch  auch  jetzt  schon  im  Etat  der  Reichs- 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  unter  Tit.  8  der  Einnahmen  die 
Vergütungen  von  anderen  Behörden  ^)  und  hat  doch  auch  jetzt 
schon  die  unter  Leitung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts 
stehende  Reichsdruckerei  einen  Einzeletat,  aus  welchem  Reich.s- 
postbeamten  Besoldungen  zufließen.     (Tit.  i.) 

Daß  der  »Telegraphenverwaltung«  naturgemäß  das  P'ernsprech- 
wesen,  das  zum  Telegraphen  technisch  und  finanziell  in  engster 
Beziehung^)  steht,  zuzufallen  habe,  bedarf  keiner  weiteren  Er- 
örterung. 

Die  Hauptfrage  bleibt  indessen  die  Frage  nach  der  oder  den 
Ursachen  dieses  dauernden,  dem  P'inanzgrundsatz  zuwiderlaufenden 
Defizits  und  nach  den  Mitteln  zu  seiner  Einschränkung  oder  Be- 
seitigung. 

Für  diese  Untersuchung  sind  zunächst  zwei  Momente  auszu- 
scheiden, die  wiederholt  im  Parlament  und  in  der  Literatur  ^)  mit 
als  Gründe  des  Telegraphendefizits  angeführt  werden,  die  Ge- 
bührenfreiheiten und  die  Reichsdiensttelegramme.  Die  Gebühren- 
freiheit ■*)    erstreckt    sich    zunächst    auf    die    von    den    regierenden 

1)  Wechselstempelsteuerverwaltung,  Reichsamt  des  Innern  für  die  Unterhaltung 
der  Zeitballstationen,  Preußische  Regierung  für  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Gesetz- 
sammlungsamtes, Reichskasse  für  den  Vertrieb  der  .Stempelmarken  zur  Entrichtung 
der  statistischen   Gebühr. 

2)  Z.  B.  gemeinsame  Benutzung  der  Leitungen:  Sp-Leitungen,  Simultanschal- 
lungen u.  a.  Die  Einnnahmen  des  Fernsprechverkehrs  bringen  z.  Z,  eine  angemes- 
sene Verzinsung  des  für  Fernsprechzwecke   investierten   Kapitals. 

3)  Z.   B.  Schwaighofer  a.  a.  O.   S.  75. 

4)  Verordn.  betr.  die  gebührenfreie  Beförderung  von  Telegrammen  vom  2.  Juni 
1877  (RGBl.  S.  524). 
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deutschen  Fürsten  sowie  von  den  Gemahlinnen  und  Witwen  dieser 
Fürsten  und  dem  Kronprinzen  und  der  Kronprinzessin  des  Deut- 
schen Reichs  ausgehenden  Telegramme.  Ihre  Kosten  gehören, 
wie  bereits  erwähnt,  eigentlich  zu  den  Leistungen  für  allgemeine 
Staatszwecke,  allerdings  z.  T.  auch  der  Einzelstaaten.  Im  übrigen 
genießen  außer  den  Telegrammen  der  Bevollmächtigten  zum 
Bundesrate  in  Bundesratsangelegenheiten  und  des  Reichstags  in 
Reichsdienstangelegenheiten  nur  Reichs  behörden,  namentlich 
die  Militär-  und  Marinebehörden  in  Reichsdienst-,  Militär-  und 
Marinedienstangelegenheiten  Gebührenfreiheit,  deren  Kosten  also 
bei  anderen  Reichsbehörden  erspart  werden. 

An  sich  sind  diese  Beträge  verhältnismäßig  gering.  Vom 
Gesamtverkehr  des  Jahres  1907  machten  die  gebührenfreien  Reichs- 
diensttelegramme 2,52%  ^)  aus  (999744  also  rd.  I  Million  Stück). 
Unter  der  Annahme,  daß  diese  Telegramme  meist  eine  größere 
als  die  durchschnittliche  Wortzahl  haben  und  —  ebenso  wie  die 
0)38%  (152  765  Stück)  ausmachenden  gebührenpflichtigen  Staats- 
telegramme —  als  dringende  Telegramme  zu  behandeln  sind,  er- 
gäbe sich  nach  roher  Berechnung  (bezogen  auf  rd.  37,5  Millionen 
Telegramme  und  43  Millionen  Mark  Gesamteinnahme)  für  diese 
Telegramme  ein  Gebührenbetrag  von  mindestens  2  Millionen  Mark, 
um  den  das  Defizit  zu  kürzen  wäre.  Wenn  auch  ein  barer  Aus- 
gleich dieses  Betrags  im  Interesse  der  Einfachheit  nicht  wünschens- 
wert ist,  so  würde  doch  nach  englischem  Vorbild  '^)  der  rechne- 
rische Nachweis  eines  der  Leistung  entsprechenden  Betrags  in 
Forderung  wesentlich  zur  Gewinnung  eines  klaren  Bildes  beitragen 
und  daher  zu  empfehlen  sein.  Ebenso  würden  dann  die  Mehr- 
kosten, die  der  Reichs-Telegraphenverwaltung  für  Leistungen  im 
Dienste  der  allgemeinen  Wohlfahrt  erwachsen,  zu  behandeln  sein, 
und  auch  die  Kosten  für  die  gebührenfreie  Beförderung  der  Eisen- 
bahndiensttelegramme, die  wegen  ihrer  verschwindend  geringen  Zahl 
(0,03%)  allerdings  kaum  ins  Gewicht  fallen,  wären  analog  als 
Leistungen  für  fremde  Behörden  als  Forderung  nachzuweisen. 

Die  gebührenfreien  Telegraphendiensttelegramme  dagegen,  die 
Scinvaighofer  (a.a.O.  S.  75)  der  Zahl  nach  mit  unter  den  gebühren- 
freien Depeschen  der  Behörden  aufführt,  sind  lediglich  als  Aeuße- 
rungen  des  Dienstbetriebes  aufzufassen,  deren  Kosten  bei  der  Be- 


1)  Statistik  der  R.-P.  u.  T.-Verw.  für  1907,  S.  45. 

2)  Archiv   f.   P.  u.   T.   1902,   S.   118/119;   1904,  S.    311. 
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rechnung  der  Selbstkosten,  die  für  die  TariflKUie  maßgebend  sind, 
in  Ansatz  zu  bringen  sind. 

Die  gebührenfreien  Reichsdiensttelegramme  und  die  Tele- 
graphendiensttelegramme  würden  demnach  die  Gestaltung  des 
Postetats  in  entgegengesetzten  Richtungen  beeinflussen. 

Die  als  weitere  Ursache  der  Defizitwirtschaft  im  1  elegraphen- 
wesen  angeführte  Konkurrenz  durch  den  Fernsprecher  ')  darf  in 
ihrer  Wirkung  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Telegraphen- 
verwaltung nur  als  eine  vorübergehende  Erscheinung  aufgefaßt 
werden.  Die  tatsächlich  durch  den  F'ernsprecher  zunächst  hervor- 
gerufene Verkehrsverminderung  beim  Telegraphen  war  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  durch  eine  Hemmung  in  der  Vermehrung 
der  persönlichen  und  materiellen  Betriebsmittel  auszugleichen,  das 
auf  Konto  dieser  Konkurrenz  vorübergehend  zu  setzende  Defizit 
mußte  verschwinden,  sobald  durch  die  allgemeine  —  nunmehr 
vielleicht  etwas  verlangsamte  —  Verkehrszunahme  beim  Tele- 
graphen dasselbe  Verhältnis  zwischen  Frequenz  und  Betriebs- 
mitteln wiederhergestellt  war,  das  vor  Auftreten  der  Konkurrenz  be- 
standen hatte. 

Die  Untersuchung  über  die  Ursachen  der  Differenz  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  muß  sich  nach  zwei  Seiten  hin  er- 
strecken, nach  der  betriebstechnischen  und  nach  der  tariftech- 
nischen. 

Nach  der  betriebstechnischen  Seite  wäre  festzustellen,  ob  die 
Organisation  des  Betriebes,  die  Bemessung  und  Verwendung 
der  persönlichen  und  sachlichen  Betriebsmittel  usw.  eine  Ge- 
währ dafür  bieten,  daß  die  konkreten  Verkehrsleistungen  so 
billig  wie  möglich  beschafft  werden,  daß  >mit  dem  mindest  not- 
wendigen Aufwände  der  höchsterreichbare  Nutzeffekt«  erzielt  wird. 
»Denn  erst  die  Befolgung  dieser  Maxime  macht  eine  rein  tech- 
nische Leistung  zu  einer  ökonomischen«  -).  Die  richtige  Lösung 
dieser  Fragen  ist  Aufgabe  der  inneren  Verwaltungsökonomie  und 
Verwaltungstechnik  und  kann  ohne  genaue  Kenntnis  der  viel- 
seitigen hier  wirksamen  Momente  nicht  beurteilt  werden.  Es  muß 
daher  für  die  gegenwärtige  Untersuchung  die  Zuverlässigkeit  und 
sprichwörtliche  Sparsamkeit  der  deutschen  Verwaltung  als  Bürg- 
schaft für  die  Richtigkeit  der  für  die  spätere  Beurteilung  der  tarif- 
technischen Seite  wichtigen  Voraussetzung  genommen  werden,  daß 

i)  Schwaighofer  a.  a.   O.  S.   75. 
2)  Sax  a.  a.  0.  S.   9. 
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die  Verkehisanstalt  mit  so  geringen  Kosten  unterhalten  wird,  als 
es  die  Sicherheit  des  Betriebes  und  die  Rücksicht  auf  eine  gün- 
stige Weiterentwicklung  erlauben. 

Im  weiteren  ist  hierher  auch  der  nach  verkehrspolitischen 
Grundsätzen  vorzunehmende  Ausbau  des  Netzes  zu  rechnen.  Es 
soll  nicht  gesagt  sein,  daß  nur  rentable  Linien  zu  bauen  sind, 
andererseits  darf  in  dem  Bestreben,  möglichst  allen  Wünschen  ge- 
recht zu  werden,  nicht  so  weit  geoangen  werden,  daß  wahllos  Orte 
den  direkten  Anschluß  an  das  allgemeine  Netz  erhalten,  deren 
wirtschaftliche  Beziehungen  diese  Maßnahme  in  keiner  Weise  recht- 
fertigen ^). 

Jede  solcher  dauernd  unrentablen  Linien  würde  eben  die 
Differenz  zwischen  Kosten  und  Einnahme  vergrößern.  In  dieser 
Hinsicht  sind  wesentliche  Schwankungen  des  Gleichgewichts  in 
Deutschland  ausgeschlossen,  weil  das  allgemeine  Netz  als  aus- 
gebaut zu  betrachten  ist,  neue  Leitungen  also  nur  als  notwendige 
Folgen  regulärer  Verkehrssteigerung  in  Frage  kommen  und  die 
nicht  aus  allgemein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  gebotene 
Anschließung  von  Ortschaften  mit  Recht  von  der  Zahlung  eines 
Baukostenzuschusses  zu  den  Anlagekosten  (40% )  oder  der  Ge- 
währleistung einer  genügenden  Verzinsung  der  Anlagekosten 
(10%   auf  5  Jahre)  abhängig  gemacht  wird  2). 

2 .  Der    Tarif. 

Die  dauernde  Unterbilanz  muß  demnach  zu  ihrem  größten 
Teile  auf  die  gegenwärtige  Tarifbeschaffenheit  zurückgeführt  wer- 
den. Der  Tarif  ist  zu  prüfen  einmal  bezüglich  der  Höhe  seiner 
Gebühren  und  dann  bezüglich  seiner  organischen  Gestaltung. 

a)  Höhe  der  Gebühren. 

Die  Höhe  der  Taxen  hängt  abgesehen  von  der  Gliederung 
des  Tarifs  ab  von  der  Zahl  der  Verkehrsakte.  Dieses  Moment 
darf  indes  nicht  nur  in  seiner  Wirkung  als  korrigierender  Faktor 
bei  Tarifermäßigungen  berücksichtigt  werden.  Denn  selbst  in 
dem  günstigsten  Falle,  daß  die  Summe  der  Roheinnahmen  nach 
einer  Taxermäßigung  infolge  Zunahme  der  Verkehrsziffer  dieselbe 
bleibt,  ist  mit  der  Ermäßigung  eine  Verminderung  der  Reineinnahme 


1)  Vgl.  hierzu  auch  den  Standpunkt  v.  Weichs-Glons  (a.  a.  O.  S.  36)  bezügl. 
der    Eisenbahnen. 

2)  In  Frankreich  bildet  es  bei  der  Errichtung  von  Telegraphenanstalten  die 
Regel,  daß  die  Gemeinden,  die  Anschluß  an  das  Telegraphennetz  wünschen,  einen 
Teil    sowohl  der  Einrichtungs-,   wie   auch  der  Betriebskosten  zu  tragen  haben. 
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verknüpft,  weil  mit  der  Verkehrszunahme  auch  die  Selbstkosten  ent- 
sprechend, allerdings  nicht  ganz  in  demselben  Maße,  gestiegen 
sind.  Der  Umstand,  daß  die  Ermäßigungen  von  1086  und  1891 
nach  den  früher  angeführten  Zitaten  die  korrigierende  Verkehrs- 
zunahme in  dem  notwendigen  Umfange  nicht  gebracht  haben, 
beweist,  daß  die  Erniedrigung  der  Sätze  über  die  I^^orderungen 
des   Verkehrsbedürfnisses  hinausging. 

Wenn  aber  die  I^rmäßigu'ng  von  1891  schon  für  die  damalige 
Zeit  zu  niedrige  Sätze  brachte,  so  gilt  dies  in  noch  höherem 
Maße  für  die  heutigen  Verhältnisse.  Die  Kaufl<raft  des  Geldes 
ist,  wenn  man  zur  Gewinnung  eines  Anhaltes  Saiierbeck's,  Index- 
ziftern  zugrunde  legen  darf,  von  1891  bis  1906  beträchtlich  ge- 
sunken^). In  ihren  Ausgaben  konnte  sich  die  Telegraphenver- 
waltung den  in  einer  Erhöhung  der  Preise  für  sämtliche  technische 
Materialien,  sowie  in  der  mehrmaligen  Erhöhung  der  Löhne  und 
Gehälter  2)  (^also  der  Material-  und  Personalkosten)  bestehenden 
Folgen  dieser  Geldentwertung  weniger  entziehen  als  vielleicht  Pri- 
vatunternehmer. Dazu  kommt,  daß  infolge  der  weitgehenden  vom 
Reichstag  gestellten  Forderungen  seit  etwa  1900  das  Arbeitsmaß 
der  Beamten  und  Unterbeamten  unter  Aufwendung  recht  be- 
deutender Mittel  für  die  umfangreichen  Personalvermehrungen 
wesentlich  herabgemindert  wurde,  ganz  abgesehen  von  der  gleich- 
zeitig vorgenommenen  Ausdehnung  der  Urlaubszeiten  ^).  Dieser 
aus  doppelten  Gründen  ganz  wesentlichen  Steigerung  der  Selbst- 
kosten ist  durch  eine  entprechende  Erhöhung  der  Gebühren  bis 
heute  noch  nicht  Rechnung  getragen  worden. 

Die  heute  geltenden  Tarifsätze  sind  also  an  sich  viel  zu  nied- 
rig bemessen.  Die  Höhe  des  Minderbetrags  kann  man  sich  un- 
gefähr vergegenwärtigen,  wenn  man  den  um  2  Millionen  (vgl.  S.  269) 
verminderten  Betrag  des  Defizits  —  also  18  Millionen  M.  —  auf 
die  Wortzahl  der  gebührenpflichtigen  Telegramme  (29  184  166 
X13, 3)  ^)  verteilt.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  lediglich  die  internen 
Telegramme    den    Zuschuß  erfordern,    und    in  der  Annahme,  daß 

1)  Nach  den  von  Wagner,  Sozialökon.  Theorie  des  Transp.  usw.  S.  453  u.  454, 
zit.  Sauerbeckschen  Index  Number  Tabellen  XXXI  u.  XXXII  betrug  die  Indexziffer 
für  1891 — 1900  66,  für  1906  79. 

2)  Die  im  f.  1890  begonnene  allgem.  Gehaltsaufbesserung  hat  mit  der  Verabschie- 
dung des  Besoldungsgesetzes  im  Jahre  1909  ihren  Abschluß  erreicht  (vgl.  Arch.  f. 
P.  u.  T.   1902,  S.   4). 

3)  Vgl.  hierzu  Archiv  f.   P.  u.  T.    1902,   S.   4;   1907,   S.   4. 

4)  Statistik  der  R.-P.   u.   T.-Verw.   f.   1907,    S.  43  u.   45. 
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die  Nebengebühren  für  besondere  Leistungen  die  Selbstkosten  im 
allgemeinen  decken,  dürfte  der  für  e  i  n  Wort  sich  hiernach  er- 
gebende iMinderbetrag  von  4,6  Pf.  keinen  allzugroßen  Fehler  in 
sich  schließen. 

b)  Tarifgestaltung. 

Was  nun  die  Gestaltung  des  Tarifs  anlangt,  so  darf  nach  dem 
Ergebnis  der  Ausführungen  oben  unter  5  als  erwiesen  angesehen  wer- 
den, daß  der  in  Deutschland  gegenwärtig  geltende  reine  Worttarif 
mit  einer  Mindestgebühr  ohne  Berücksichtigung  der  Entfernung  in 
Ansehung  der  heutigen  Verkehrsverhältnisse  nicht  als  die  angemes- 
sene Tarifform  angesehen  werden  kann.  In  Anpassung  an  die  Selbst- 
kosten müßte  der  Tarif  sich  zusammensetzen  aus  einer  für  alle 
Telegramme  gleichen  Grundtaxe  und  einer  mit  der  Entfernung 
nach  Zonen  zunehmenden  Worttaxe.  Die  Anwendung  der 
Grundtaxe  halten  v.  d.  Borght'^')  und  Gruiizel'-),  die  Berücksich- 
tigung der  Entfernung  Wagner^)  für  gerechtfertigt.  Die  Weg- 
lassung der  Grundgebühr  und  die  dann  notwendige  Aufteilung 
der  unveränderlichen  Gesamtkosten  auf  die  Einheitswortgebühr 
schließt  eine  Benachteiligung  der  langen  Telegramme,  die  Außer- 
achtlassung der  Entfernung  eine  ungerechtfertigte  Belastung  der 
Telegramme  auf  kürzere  Strecken  in  sich.  Die  Annahme  Schwatg- 
hofers^  daß  die  Mindestgebühr  von  50  Pf.  in  eine  Grundtaxe  von 
etwa  25  Pf.  und  eine  Worttaxe  von  2,5  Pf.  zu  zerlegen  sei,  dürfte 
nicht  zutreffen.  Die  Mindestgebühr  dürfte  vielmehr  lediglich  der 
Absicht  entsprungen  sein,  für  jeden  Transportakt  einen  gewissen 
Mindestbetrag  an  Einnahme  sicherzustellen.  In  diesem  Sinne 
ist  die  Mindestgebühr  auch  neben  einer  Grundtaxe  nicht  aus- 
geschlossen. Schmidt  erklärt  einen  Tarif  mit  Grund-  und  Wort- 
taxe für  irrationell,  indem  er  durch  Division  der  Gesamtgebühren 
(Grundtaxe  und  Wortgebührensumme)  durch  die  Wortzahl  findet, 
daß  bei  dieser  Tarifierung  die  Gebühr  pro  Wort  mit  der  Tele- 
grammlänge abnähme  "*),  und  läßt  dabei  außer  acht,  daß  die  Grund- 

1)  A.   a.  O.   S.  405. 

2)  A.  a.  O.  S.   308. 

3)  Sozialökon.  Theorie   de.s   Kommunikations-   und  Transportwesens,   S.  86. 

4)  Art.   Die    Tarife  usw.  im   Finanzarchiv  XXIII.  Jhrg.   1906,   S.   132  :    z.  B.  bei 
einer   Grundtaxe  von   20  und   einer  Wortgebühr  von   5  Pf. : 

70  Pf.   für   ein   Telegr.   mit    10  Wörtern,   7   Pf.   pro   Wort 
95»»»  »  »15   Wörtern,   6,33  Pf.   pro  Wort 

120     »»       »  »  »20  Wörtern,  6.00  Pf.  pro  Wort. 
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gebühr  für  eine  Summe  von  Leistun^^en  erhoben  wird,  die  mit 
der  Länge  nicht  nur  nicht  abnehmen,  sondern  zu  ihr  überhaupt 
in  keinem  Verhältnis  stehen.  Scinvaighofer  ')  dagegen  hält 
neben  einer  feststehenden  Cjrundgebühr  eine  mit  zunehmender 
Wortzahl  abnehmende  VVorttaxe  für  angebracht  und  kommt  so 
zu  einem  ziemlich  komplizierten  Tarif. 

Unter  der  früher  erörterten  Voraussetzung  daß  die  für  jedes 
Telegramm  gleichen  Leistungen  von  der  Länge  des  Telegramms 
unbeeinflußt  bleiben,  ist  eben  nur  eine  wichtig:  Entweder  eine  mit 
zunehmender  W'ortzahl  abnehmende  Worttaxe  ohne  Grundgebühr 
(hier  würde  sich  also  die  Aufteilung  der  Grundgebühr  nach 
dem  Verhältnis  der  Wortzahl  rechtfertigen  lassen),  oder  eine  Grund- 
gebühr und  eine  von  der  Länge  des  Telegramms  unabhängige 
Worttaxe.  Diese  letztere  Form  ist  erstens  genauer  der  Leistung 
angepaßt  und  zweitens  in  der  Handhabung  wesentlich  einfacher. 
Sie  ist  also  der  anderen  Gestaltung  vorzuziehen. 

Die  Bemessung  der  Zonen  könnte  sich  zweckmäßig  an  die 
für  den  Fernsprechverkehr  geltende  Zoneneinteilung  unter  Weg- 
lassung der  ersten  und  der  zwei  letzten  Zonen  anschließen,  da 
für  diesen  dieselben  Gesichtspunkte,  die  auch  für  den  Telegraphen 
zu  gelten  haben,  maßgebend  sind  '). 

In  der  ersten  Zone  hätte  auch  der  Geltungsbereich  der  Stadt- 
telegramme, deren  vorwiegende  Luxusqualität,  wie  S.  272  ge- 
zeigt, die  Vergünstigung  einer  ermäßigten  Gebühr  in  keiner  Weise 
rechtfertigt,  zu  verschwinden.  Die  Plrmäßigung  mit  dem  ge- 
ringeren Leistungsaufwand  zu  erklären,  ist  mit  Rücksicht  auf  die 
in  größeren  Städten  zwischen  mehreren  Stadtämtern  tatsächlich 
stattfindende  telegraphische  Beförderung  und  auf  die  Notwendig- 
keit der  Nivellierung  innerhalb  gewisser  Grenzen  nicht  stichhaltig. 
Aehnliche  Erwägungen  werden  auch  in  ( )esterreich  zu  der  Anfang 
1907  vorgenommenen  Aufhebung  der  ermäßigten  Ortstelegraphen- 
taxe geführt  haben  ^). 

Wie  hoch  die  Grundgebühr  und  die  Wortgebühren  für  die 
einzelnen  Zonen  festzusetzen  sein  werden,  läßt  sich  ohne  stati- 
stische Ermittelungen  kaum  angeben.    Vermutlich  würde  sich  aber 


i)  A.  a.  O.  S.  77. 

2)  Die  im  Jahre  1908  dem  Reichstag  vorgelegte  neue  Fernsprechgebühren- 
ordnung sah  folgende  Zonen  vor:  bis  25  km,  50  km,  100  km,  250  km,  500  km, 
750  km,  1000  km. 

3)  Arch.  f.  P.  u.  T.  1907,  5.   208. 


2C2  Hugo  Heidecker; 

in  der  ersten  Zone  eine  Verringerung  der  jetzigen  Wortgebühr 
ergeben.  Die  Grundgebühr  \yäre  so  zu  bemessen,  daß  sie  auch 
einen  Durchschnittsbetrag  für  die  Bestelking  innerhalb  eines  be- 
stimmten Umkreises  der  Telegraphenanstalt  mit  enthielte,  während 
außerhalb  desselben  Bestellgebühren  einzuziehen  wären.  Die 
jetzigen  Landbestellgebühren  hätten  dann  innerhalb  der  Zone  weg- 
zufallen. Eine  gewisse  nach  den  Zonen  abgestufte,  für  alle  Zonen 
auf  die  gleiche  Wortzahl  bezogene  (natürlich  abgerundete)  Mindest- 
gebühr würde  beizubehalten  sein. 

Eine  Grenze  wäre  der  Gebührenhöhe  allerdings  durch  die 
Taxen  für  die  Auslandstelegramme,  die  auf  Verträgen  und  Ab- 
kommen beruhen,  insofern  gezogen,  als  ein  Ueberschreiten  der 
Auslandstaxen  durch  die  Inlandstaxen  untunlich  ist.  Dieser  Fall 
würde  indes  abgesehen  von  Telegrammen  nach  Oesterreich  kaum 
eintreten,  da  die  niedrigste  Auslandsgebühr  außer  nach  Oester- 
reich lo  Pf.  beträgt.  Nach  dem  internationalen  Telegraphenver- 
trag soll  zwar  die  Gebühr  für  alle  Telegramme,  die  zwischen  den 
Telegraphenanstalten  von  je  zwei  vertragschließenden  Staaten  auf 
dem  nämlichen  Wege  gewechselt  werden,  einheitlich  sein.  »In 
Europa  kann  jedoch  ein  und  derselbe  Staat  hinsichtlich  der  An- 
wendung der  einheitlichen  Gebühr  in  höchstens  zwei  große  Ge- 
biete eingeteilt  werden«  '),  also  ein  Zugeständnis  an  den  Zonen- 
tarif. Im  übrigen  sei  an  dieser  Stelle  darauf  hingewiesen,  daß 
nach  den  Ermäßigungen  der  Lissaboner  Revision  vom  li.  Juni 
1908  für  die  größeren  Staaten  eine  Grundendgebühr  von  9  Centimes 
und  eine  Grunddurchgangsgebühr  von  7  Centimes  festgesetzt  ist, 
Beträge,  die  zwar  in  besonderen  Uebereinkommen  in  den  meisten 
Fällen  erniedrigt  sind,  die  aber  doch  beweisen,  wie  hoch  die 
einzelnen  Leistungen  einzuschätzen  sind.  Auf  der  Berliner  Tele- 
graphenkonferenz 1885  wies  Deutschland  auf  diese  damals  noch 
größere  Differenz  hin  und  bezeichnete  es  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  Selbstkosten  der  Verwaltungen  für  ein  internationales 
Telegramm  geringer  als  für  ein  internes  seien,  für  gerechtfertigt, 
die  Gebühr  für  ein  internationales  Telegramm  im  Terminalverkehr 
höchstens  gleich  derjenigen  für  ein  internes  Telegramm  festzu- 
setzen^). Heute  dürfte  es  zweckmäßiger  erscheinen,  den  Aus- 
gleich auf  entgegengesetztem  Wege  durch  Erhöhung  der  internen 
Gebühren  anzustreben. 


1)  Art.   10  des  Vertrags. 

2)  Archiv  f.  P.  u.  T.  f.  1885,  S.  674. 
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Schließlicli  sei  noch  eine  Mö^lichlceit  erwähnt,  eine  entere 
Anpassung  an  die  Leistung  zu  erreichen.  Dies  könnte  durch  eine 
größere  Annäherung  an  den  Buchstabentarif  geschehen,  der  ja 
eigentlich  die  mit  der  Länge  des  Telegramms  zunehmende  Arbeit 
am  besten  erfassen  würde.  Der  reine  Buchstabentarit'  dürfte 
praktisch  wohl  kaum  durchführbar  sein.  Als  eine  Annäherung 
an  diesen  käme  daher  wohl  nur  die  Festsetzung  von  kleineren 
Buchstabengruppen  —  etwa  von  fünf  Buchstaben  —  als  Taxein- 
heit in  Frage.  Als  Vorzug  einer  derartigen  Preisbemessungs- 
grundlage wird  hervorgehoben,  daß  der  Unterschied  zwischen 
Telegrammen  in  offener  und  geheimer  (verabredeter  und  chiff- 
rierter) Sprache  wegfallen  und  so  eine  Tarifvereinfachung  erzielt 
werden  könne.  Damit  würde  aber  die  im  Grunde  richtige  Unter- 
scheidung des  größeren  Leistungsaufwandes  bei  Telegrammen  in 
geheimer  Sprache  (gröfSereAufmerksamkeit,  langsameres  Arbeiten) 
wegfallen,  wenn  für  diese  Telegramme  nicht  etwa  eine  höhere 
Einheitstaxe  festgesetzt  würde.  Bei  gleicher  Taxierung  läge 
die  Gefahr  der  Ueberhandnahme  dieser  Telegramme,  mit  denen 
umfangreiche  Texte  in  wenigen  verabredeten  Zeichen  übermittelt 
werden  können,  und  damit  einer  Betriebserschwerung  nahe. 

Die  Bedenken,  die  formell  gegen  den  vorgeschlagenen  Tarif 
mit  Grundgebühr  und  einer  nach  etwa  4  Zonen  zunehmenden 
Worttaxe,  vielleicht  in  Verbindung  mit  einer  Mindestgebühr,  gel- 
tend gemacht  werden,  sind  in  der  Hauptsache  der  Mangel  an 
Einfachheit  und  das  Zurückgreifen  auf  einen  früher  bereits  in 
Geltung  gewesenen  Tarif  ^).  Beide  Bedenken  dürften  einer  stich- 
haltigen Begründung  entbehren. 

Wenn  bei  der  Paketpost,  deren  Tarif  indes  bei  weitem  nicht 
als  Muster  hingestellt  werden  soll,  mit  ihren  246  Millionen  Sen- 
dungen -)  und  ihren  »272  verschiedenen  Portosätzen« ^)  der  Zonen- 
tarif noch  besteht  und  er  beim  Fernsprechwesen  mit  seinen  230 
Millionen  Ferngesprächen,  wie  wir  gesehen,  noch  eine  Erweiterung 
erfahren  soll,  darf  ein  Telegrammtarif  mit  etwa  4  Zonen  bei  dem 
heutigen  internen  gebührenpflichtigen  Verkehr  von  noch  nicht  30 
Millionen  Telegrammen  sicher  mit  Recht  den  Anspruch  auf  die 
Eigenschaft  verhältnismäßiger  Einfachheit  erheben.  Bei  der  An- 
nahme   dürfte    eine  Mehrleistung    kaum    entstehen,    da  die  Zonen 


1)  Schmidt  a.   a.   O.   im  Finanzarchiv    1906,   S.   132/133   u.   a. 

2)  Statistik  der  P.  u.  T.-Verw.  f.   1907,   S.  62. 

3)  Ulrich  a.   a.   O.   S.   105. 
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der  bekannteren  Orte  bald  im  Gedächtnis  behalten  werden,  bei  un- 
bekannteren Orten  eine  Zuhilfenahme  amtlicher  Verzeichnisse  in 
den  meisten  Fällen  aus  anderen  Gründen  (amtlich  richtige  Be- 
zeichnung des  Ortes,  geographische  Zusätze,  Dienstbereitschaft  usw.) 
schon  sowieso  erforderlich  ist.  Auch  das  Publikum  wird  einen 
Mangel  an  ^Einfachheit  kaum  empfinden.  Die  Zonen  werden  ihm  bald 
geläufig  werden,  umsomehr  als  bei  dem  Charakter  des  Telegramms 
für  den  einzelnen  Interessenten  doch  nur  bestimmte  Orte  im  all- 
gemeinen in  Frage  kommen.  Der  übertrieben  betonte  Vorzug 
der  Vorausbestimmung  der  Preise  durch  das  Publikum  hat  beim 
Telegraphen  einen  geringeren  Wert  und  käme  nur  für  die  Auf- 
lieferung von  Telegrammen  durch  den  Briefkasten  in  Frage,  von 
der  erfahrungsgemäß  ziemlich  selten  Gebrauch  gemacht  wird. 

Das  Zurückgreifen  auf  einen  früheren  Tarif  endlich  ist  jeden- 
falls dann  nicht  als  Rückschritt  anzusehen,  wenn  die  Entwicklung 
der  Verhältnisse  gezeigt  hat,  daß  die  Voraussetzungen  und  Er- 
wartungen, unter  denen  eine  Maßnahme  ergriffen  worden  ist,  nicht 
eingetroffen  sind.  Diese  Voraussetzung  beim  Uebergang  zum 
Worttarif  (1876)  war  aber  beim  Telegraphen  eine  wenn  auch  erst 
von  der  Zukunft  erwartete  ungleich  größere  und  allgemeinere 
Benutzung  dieser  Verkehrsanstalt  und  eine  ganz  wesentlich  gleich- 
mäßigere Verteilung  in  der  Benutzung,  als  in  Wirklichkeit  bis 
jetzt  eingetreten  ist. 

c)  Nebengebühren. 

Die  auf  S.  339  ff.  unter  III — VII,  XI  und  XII  aufgeführten 
Nebengebühren  dürften  im  Rahmen  des  jetzt  geltenden  Tarifs 
entsprechend  den  bezüglichen  Mehrleistungen  richtig  bemessen 
sein.  Die  Annahme  Schzvaighofej-s'^),  daß  die  Sondergebühren 
für  Telegramme  mit  Vergleichung  und  für  Empfangsanzeigen 
(Pkt.  V  u.  VI)  den  durchschnittlichen  Selbstkostenbetrag  weit 
überragen,  ist  nicht  zutreffend.  Die  Telegramme  mit  Verglei- 
chung sind  von  j  e  d  e  r  Empfangsstation  vollständig  an  die 
gebende  Anstalt  zurückzutelegraphieren.  Es  entstehen  also  die 
doppelten  Streckenkosten  und  auf  der  Station  die  Kosten  für  die 
mit  der  Länge  des  Telegramms  veränderlichen  Leistungen.  Mit 
einem  Viertel  der  Gebühren  für  ein  Telegramm  von  gleicher 
Länge  sind  diese  Kosten  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  berechnet. 

Die  telegraphische  Empfangsanzeige  stellt  ein  vollständig 
neues  von  der  Bestimmungsanstalt  aufgeliefertes  Telegramm  dar, 

i)  A.  a.   O.  S.  25. 
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das  dem  Absender  des  Urspriingstelegramms  zugestellt  wird.  Die 
Erhebung  der  Mindest  gebühr  für  ein  solches  Telegramm  ist 
somit  durchaus  gerechtfertigt. 

Im  Rahmen  eines  Zonentarifs  würde  daher  in  beiden  -l*'äl- 
len  bei  der  Gebührenfestsetzung  nur  noch  die  betr.  Zone  zu 
berücksichtigen  sein.  Dasselbe  würde  natürlich  auch  von  den 
Antworttelegrammen  (IV)  zu  gelten  haben. 

Dagegen  dürfte  bei  dringenden  Telegrammen  (III)  die  Mehr- 
leistung, die  nur  in  einer  besonderen  Gestaltung  der  von  der 
Länge  und  der  Beförderungsstrecke  des  Telegramms  unabhängigen 
Leistungen  besteht,  am  genauesten  durch  eine  Erhöhung  der 
Grundgebühr  (etwa  auf  das  Doppelte  oder  Dreifache)  erfaßt 
werden. 

Die  übrigen  in  7  unter  b  erwähnten  Nebengebühren  wür- 
den von  der  Zonentarifierung  unbeeinflußt  bleiben. 

Bezüglich  der  Zustellung  der  Telegramme  an  den  Empfänger 
(Pkt.  IX  S.  340)  wäre  im  Anschluß  an  die  Ausführungen  auf 
S.  321  f.  zu  fordern,  daß  die  Bestellgebühren  für  einen  gewissen 
Umkreis  durchweg  gleichmäßig  —  also  unter  Aufgabe  der  be- 
sonderen Landbesteilgebühren  —  in  der  Grundgebühr  mit  in  An- 
satz gebracht  würden. 

Die  Gebühr  für  das  Zusprechen  der  Telegramme  (Pkt.  X), 
die  sich  in  Ansehung  der  freien  Zustellung  der  Telegramme 
unter  den  jetzigen  Verhältnissen  mit  einer  Mehrleistung  nicht  recht- 
fertigen läßt,  würde  als  in  der  Grundgebühr  enthalten  wegzufallen 
haben. 

Zum  Schluß  mögen  einige  Maßnahmen  Erwähnung  finden, 
welche  auf  eine  weitere  Differenzierung  der  dargebotenen  Lei- 
stungen und  damit  auf  Verkehrssteigerung  abzielen.  Die  hierher 
gehörigen  Aufschub-  und  Brieftelegramme  dürften  aus  den  bereits 
erörterten  Gründen  nicht  zur  Einführung  zu  empfehlen  sein.  P2ben- 
sowenig  dürfte  die  von  vSr/?7e'ÄzV//^t7-i)  vorgeschlagene,  unter  einer 
Gebührenerhöhung  für  Nachttelegramme  vorzunehmende  Erweite- 
rung des  Nachtdienstes  den  beabsichtigten  Zweck  einer  Vermin- 
derung des  Defizits  erfüllen.  Die  allgemeine  Zulassung  des  Nacht- 
verkehrs würde  nicht  nur  nicht  im  Finanzinteresse,  wie  Schzvaig- 
hofer  meint,  liegen,  sondern  gerade  an  der  Kostenfrage  scheitern. 
Z.  Zt.  ist  der  Nachtdienst  nur  da  eingerichtet,  wo  die  erforder- 
lichen Beamtenkräfte  während    der  Nacht  vollbeschäftigt    werden 

i)   A.   a.   O.   S.    79;   zu    vgl.   auch   Deutsche  Verkelirszeitung    1902,8.438   u.  597. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.    2.  24 
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können  (also  auf  großen  Telegraphenämtern  mit  Durchgangsver- 
kehr und  Postämtern,  wo  die  für  den  Postdienst  notwendigen  Be- 
amtenkräfte mit  benutzt  werden).  Für  die  Ausdehnung  des  Nacht- 
dienstes auf  weitere  Anstalten  wird  daher  die  Einstellung  von 
Aushilfskräften  erforderlich,  deren  Kosten  in  Anbetracht  der  wäh- 
rend der  Nacht  höher  zu  bezahlenden  Arbeit  mit  300 — 400  M. 
jährlich  im  Durchschnitt  nicht  zu  hoch  angesetzt  sind.  Für  bei- 
spielsweise 10  000  Anstalten  würde  sich  also  eine  jährliche  Mehr- 
ausgabe von  3 — 4  Millionen  Mark  ergeben.  Daß  dieser  Ausgabe 
gegenüber  bei  erhöhten  Gebühren  eine  höhere  oder  wenigstens 
gleiche  Einnahme  für  Nachttelegramme  aufkommen  würde,  darf 
—  auch  in  Ansehung  der  S.  304  f.  erörterten  Verhältnisse  —  als 
ausgeschlossen  angesehen  werden.  Dem  Zeitungsgewerbe,  welches 
ein  starkes  Interesse  am  Nachtverkehr  haben  könnte,  ist  bekannt- 
lich der  Ausweg  der  Anmietung  von  Leitungen  während  der 
Nachtzeit  geboten.  Den  übrigen  Verkehr  würden  die  erhöhten 
Taxen  eher  hemmen  als  fördern  und  die  Kosten  für  die  allge- 
meine Nachtdienstbereitschaft,  die  ja  nicht  erst  mit  den  einzelnen 
Verkehrsleistungen  entstehen,  ungedeckt  lassen.  Andererseits 
würde  eine  den  Anreiz  zur  Steigerung  des  Nachtverkehrs  be- 
zweckende Gebührenermäßigung  zur  Auflieferung  der  weniger 
dringlichen  Telegramme  während  der  Nachtzeit  führen,  ohne  je- 
doch eine  wesentliche  Steigerung  des  gesamten  Telegrammver- 
kehrs hervorzurufen.  Also  auch  in  diesem  Falle  blieben  die  Mehr- 
kosten für  den  Nachtdienst  zum  größten  Teil  ungedeckt. 

Eine  Erhöhung  der  Einnahmen  dürfte  dagegen  von  der  Ein- 
führung von  versicherten  Telegrammen  zu  erwarten  sein.  Die 
zweckmäßigste  Organisation  einer  derartigen  Einrichtung  müßten 
allerdings  erst  die  Erfahrungen  der  Praxis  bringen.  Wenn  der 
Umfang  der  Inanspruchnahme  dieser  Einrichtung  es  rechtfertigte, 
würde  der  vorteilhafteste  Weg  vielleicht  in  der  Uebernahme  der 
Haftpflicht  durch  eine  Gesellschaft  gegen  Zahlung  einer  Prämie 
seitens  der  Reichs-Telegraphenverwaltung  zu  finden  sein.  Die 
der  Telegraphenverwaltung  verbleibende  Einnahme  an  Versiche- 
rungsgebühren müßte  dann  aber  zum  mindesten  die  Höhe  der 
von  der  Verkehrsanstalt  zu  zahlenden  Versicherungsprämie  er- 
reichen. Neben  der  Versicherungsgebühr  wäre  die  Gebühr  für 
die  Vergleichung  der  Telegramme  besonders  zu  erheben. 

Eine  für  den  Verkehr  sicher  vorteilhafte  Erweiterung  könnte 
ferner    auch    die    Einrichtung    der    Antworttelegramme    erfahren. 
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Gegenwärtig  ist  die  Vorausbezahlung  eines  Antworttelegramms 
an  die  Auflieferung  eines  Telegramms  gebunden.  In  vielen  Fällen 
kommt  es  aber  dem  Interessenten  gar  nicht  darauf  an,  die  Mit- 
teilung, auf  welche  er  eine  telegraphische  Antwort  verlangt,  selbst 
telegraphiscli  zu  befördern,  namentlich,  wenn  auf  eine  längere 
Auseinandersetzung,  die  besser  und  klarer  brieflich  zu  machen 
ist,  nur  eine  kurze  t  el  eg  ra})h  ische  I^ntscheidung  gewiinscht 
wird.  Diesem  Bedürfnis  könnte  dadurch  entsprochen  werden, 
daß  ohne  den  Zwang  der  Absend ung  eines  Telegramms  Ant- 
wortscheine käuflich  abgegeben  würden,  die  dann  brieflich  in  der 
oben  angedeuteten  Weise  benutzt  werden  könnten.  Irgendwelche 
Bedenken  sind  gegen  ein  derartiges  Verfahren  wohl  kaum  zu  er- 
heben, zumal  da  nach  den  geltenden  Bestimmungen  schon  jetzt  der 
Antwortschein  gewissermaßen  ein  Inhaberpapier  ist,  das  von  jeder- 
mann bei  jeder  beliebigen  Anstalt  zur  Auflieferung  eines  seinem 
Werte  entsprechenden  Telegramms  benutzt  werden  kann  ').  Die 
verkäuflichen  Telegrammscheine  könnten  entweder  handschrift- 
lich ausgefertigt  oder  mit  eingedruckter  Freimarke  versehen  wer- 
den, die  den  nach  der  Zone  verschiedenen  Mindestwert  zu  bezeich- 
nen hätte. 

Eine  derartige  Einrichtung  würde  sicher  zu  einer  Verallge- 
meinerung des  Verkehrsmittels  beitragen. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  in  Oesterreich  seit  1907  eine  Gebühr 
von  2  h  für  das  amtliche  Telegrammaufgabeformular  erhoben 
wird'^),  eine  Gebühr,  die  beim  reinen  Worttarif  ihre  Berechtigung 
hat,  bei  einem  Tarif  mit  Grundgebühr  aber  in  dieser  mit  ent- 
halten sein  muß. 

Schluß. 
Daß  die  sich  aus  der  theoretischen  Betrachtung  ergebenden 
Tarifänderungen  im  Durchschnitt  eine  Erhöhung  der  gegenwär- 
tigen Gebühren  bedeuten,  steht  außer  Zweifel.  Es  ist  die  Furage 
zu  beantworten,  ob  diese  Erhöhung  auf  das  Wirtschaftsleben  im 
allgemeinen  so  schädigend  wirken  würde,  daß    die    Beibehaltung 


1)  Nach  Art.  L,  i  der  Lissaboner  Revision  (1908)  des  internationalen  Telegra- 
phen-Vertrags berechtigt  der  Antwortschein,  in  den  Grenzen  seines  Wertes  ein  Tele- 
gramm irgendwohin  bei  jeder  Anstalt  der  Bestimmungsverwaltung  unentgeltlich  auf- 
zugeben (S.  70).  Nach  den  früheren  Bestimmungen  durfte  nur  der  Empfänger  den 
Antvvortschein   benutzen. 

2)  Archiv  f.   P.   u.   T.   1907,    S.   208. 
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der  gegenwärtigen  Zuschußwirtschaft  als  eine  unabweisbare  Forde- 
rung der  VolkswirtschaftspoHtik  erscheint. 

Wenn  de  Terra ')  meint,  daß  die  Beförderungspreise  garnicht 
die  ihnen  meist  zugesprochene  Wichtigkeit  haben,  so  gih  dies 
besonders  auch  vom  Telegraphen.  Wie  wir  gesehen  haben,  wird 
diese  Verkehrsanstalt  nur  von  einer  verhältnismäßig  geringen  An- 
zahl von  Menschen,  die  sich  wiederum  hauptsächlich  nur  auf 
einige  Klassen  verteilen,  in  Anspruch  genommen.  Für  die  p  r  i- 
V  a  t  wirtschaftlichen  Etats  selbst  ist  das  Konto  für  Telegramme 
in  den  meisten  h^ällen  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung.  Aus- 
genommen sind  hier  vielleicht  Bank-  und  Börsengeschäfte  und 
einige  der  größeren  Zeitungsunternehmungen  und  Nachrichten- 
bureaus. Diesen  bietet  sich  aber  durch  verabredete  Sprache  und 
Fernsprecher  die  Möglichkeit  zur  Verbilligung  ihres  Nachrichten- 
verkehrs. In  großen  industriellen  Unternehmungen  (Maschinen- 
fabriken, Eisengießereien,  Baumwollspinnereien)  ist,  wie  Verfasser 
durch  persönliche  Umfrage  festgestellt  hat,  das  Konto  für  den 
internen  Telegraphenverkehr  im  Verhältnis  zu  den  Millionen- 
umsätzen so  überaus  minimal,  daß  selbst  eine  größere  Erhöhung 
der  Telegrammgebühren  nicht  ins  Gewicht  fallen  würde.  Die  Ge- 
bührenerhöhung würde  im  geschäftlichen  Verkehr  im  allgemeinen 
also  leistungsfähige  Schultern  treffen,  im  persönlichen  und  fami- 
liären Verkehr  aber  kaum  drückend  empfunden  werden,  weil  sich 
hier  der  telegraphische  Verkehr  —  auf  eine  Person  bezogen  — 
nur  auf  wenige  Ausnahmefälle  beschränkt  oder  Luxusbedürf- 
nissen entspringt.  Würde  aber,  was  nicht  ausgeschlossen  ist,  in 
der  ersten  Zone  eine  Verbilligung  gegenüber  dem  jetzigen  Tarif 
eintreten  können,  so  würde  diese  dem  weiteren  Nachbarortsverkehr 
in  erwünschter  Weise  zu  gute  kommen. 

Eine  Abwälzung  des  Erhöhungsbetrags  ist  beim  Telegraphen 
kaum  zu  befürchten.  Die  in  Frage  kommenden  Beträge  bilden 
nicht  so  unmittelbar  ein  Element  der  Produktionskosten,  wie  etwa 
die  P'rachtpreise,  und  dann  sind  sie  eben  zu  gering,  als  daß  ihre 
Aufteilung  auf  die  einzelnen  Produkte  angängig  wäre.  Colin  ^j 
sieht  in  dem  energischen  Widerstände  der  Interessenten  gegen 
eine  Tariferhöhung,  in  dem  »Eifer,  mit  dem  die  Vertreter  von 
Handel  und  Industrie  beständig  für  Verminderung  der  »Portoaus- 


i)  Soziale  Verkehrspolitik,  S.   lO. 

2)   Cohn,  Zur  Geschichte  u.  Politik  d.   Verkehrswesens,   S.   401. 
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lagen«  tätig  sind«,  den  Beweis  für  die  Unmciglichkeit  der  Ab- 
wälzung solcher   »Auslagen«. 

Der  Hinweis  auf  niedrige  Tarife  anderer  Länder  muß  mit 
äußerster  Vorsicht  aufgenommen  werden,  weil  ein  unmittelbarer 
Vergleich  —  ohne  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  und  kul- 
turellen Verschiedenheit,  des  Geldwertes  und  der  staatlichen  Fi- 
nanzen in  diesen  Ländern   —   zu  richtigen  Schlüssen    nicht    führt. 

Wenn  aber  eine  Gebührenerhöhung  in  den  einzelnen  h'äl- 
len  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fällt,  dann  sind  Störungen  in 
den  mittelbaren  Wirkungen  des  Telegraphen  für  die  Allge- 
meinheit auch  nicht  zu  befürchten,  und  die  nachteiligen  1^'olgen 
einer  larifverteuerung,  die  Schviidt^)  annimmt,  werden  nicht  ein- 
treten, ebenso  wie  seine  Hoffnung  auf  eine  Ermäßigung  des  Ta- 
rifs infolge  der  Verw^endun^  von  leistungsfähigen  Maschinenappa- 
raten in  absehbarer  Zeit  nicht  in  Erfüllung  gehen  dürfte.  Denn 
der  Zeitpunkt,  wo  die  Stärke  des  Verkehrs  eine  umfangreiche 
Anwendung  solcher  Apparate  erfordert,  liegt  noch  in  weiter  Ferne, 
und  auch  dann  würden,  wie  gezeigt,  die  Personalkosten  sich 
kaum  verringern.  Diese  Ueberschätzung  der  W^irkungen  der  Tech- 
nik in  ökonomischer  Beziehung  \md  der  mittelbaren  Wirkungen 
einer  Gebührenerhöhung  auf  das  allgemeine  Wirtschaftsleben 
führen  beim  Telegraphen  meist  zur  Außerachtlassung  des  üm- 
standes,  daß  auch  das  enorme  jährliche  Defizit  in  seinen  finan- 
ziellen Wirkungen  das  allgemeine  Wirtschaftsleben  berührt  und 
zwar  zunächst  unmittelbar  durch  höhere  Steuern  usw.  Die 
mittelbare  Wirkung  des  Defizits  charakterisiert  Cohn'^)  treffend 
mit  den  Worten:  »Ist  die  Zuschußwirtschaft  von  Vorteil.?  Nein. 
Es  wird  dann  anderswoher  das  Geld  genommen,  wo  es  nicht  so 
reichlich  fließt,  und  es  wird  gespart,  wo  es  nicht  sein  darf,  an  der 
Ausbreitung  des  Verkehrsmittels,  der  volkswirtschaftliche  Schade 
ist  dann  bei  weitem  größer.« 

Wie  die  Wissenschaft,  so  halten  auch  die  Verwaltungen  selbst 
—  die  deutsche  und  auch  die  ausländischen  —  den  gegenwär- 
tigen Zustand  nicht  mehr  für  den  angemessenen  und  wünschens- 
werten. Dies  zeigt  sich  in  den  verschiedenen  offiziellen  Auslas- 
sungen ^)  und  in  Deutschland  auch   in  der    konsequenten  Ableh- 


1)  A.  a.   O.  im  Finanzarchiv   1906,   S.    137. 

2)  Cohv,  Zur  Geschichte  u.   Politik   des   Verkehrswesens,   S.   387. 

3)  Nach  der  Verkehrszeitung  (1908,   S.   444)  klagt  z.   B.  der    englische  General- 
Postmeister,  daß  die   »leidige  Telegraphie  in   unerwünschtester  Weise  mit  Unterbilanz 
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nung  von  Eingaben  wegen  Gebührenermäßigungen  mit  dem  regel- 
mäßigen Hinweis  auf  die  ungünstige  finanzielle  Lage^). 

Daß  eine  Aenderung  des  als  unhaltbar  erkannten  Zustandes 
noch  nicht  erfolgt  ist,  dürfte  seinen  Grund  neben  den  in  recht- 
licher Beziehung  (Notwendigkeit  eines  Gesetzes)  bestehenden  Un- 
bequemlichkeiten 7..  T.  mit  in  der  übertriebenen  Bedeutung  haben, 
die  der  sogenannten  »öffentlichen  Meinung«  beigelegt  wird.  Es 
darf  aber  nicht  vergessen  werden,  daß  die  »öffentliche  Meinung« 
in  diesem  Falle  doch  nur  die  rücksichtslose  Geltendmachung 
des  Eigennutzes  einer  Minderheit  ist.  Die  Gründe,  die  zusam- 
mengewirkt haben,  um  die  herrschenden  Vorurteile  zu  erzeugen, 
sind  nach  Cohn'^)  »der  Kampf  der  Aufklärung  gegen  den  alten 
Staat  und  gegen  die  Plskalität  seiner  Verwaltung  —  die  Gewöh- 
nung einer  unverantwortlichen  Opposition,  welche  immer  von  den 
Rechten,  niemals  von  den  Pflichten  des  Volkes  redet  —  die  Auf- 
fassung des  Volkes  als  einer  gleichartigen  Menge  von  Individuen 
statt  einer  Vielheit  von  entgegengesetzten  Interessen  —  die  Ver- 
wechselung des  Charakters  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten  mit 
dem  Charakter  der  elementaren  staatlichen  Institu- 
tionen —  die  agitatorische  Gewandtheit,  mit  der  starke  Inter- 
essenvertretungen in  neuerer  Zeit  verstanden  haben,  ihre  Wünsche 
mit  dem  Schein  der  elementaren  Staatsaufgaben  zu  umkleiden  — 
die  Kurzsichtigkeit,  mit  der  sich  gerade  die  radikalen  Parteien, 
in  Verkennung  der  durch  sie  vertretenen  Interessen  von  diesem 
Scheine  haben  blenden  lassen«.  Das  Wichtigste  ist  »die  syste- 
matische Auseinandersetzung  des  Verhältnisses  von  Staatshaus- 
halt und  Verkehrsanstalten,  welche  mit  jenen  Vorurteilen  auf- 
räumt und  jenen  Gesinnungen  entgegentritt«.  In  Ansehung  der 
mißlichen  Finanzlage  des  Reichs  weist  dieser  Gelehrte  auf  die 
Bestimmungen  des  preußischen  Gesetzes  über  die  Kommunalab- 
gaben vom   14.  Juli    1S93   hin,  die  in  den  §§  3,  4,  9  und  20   die 


arbeite«.  Die  (jriinde  für  den  .schweren  Verlust  der  Telegraphenverwaltung  werden 
in  den  Sixpencetelegrammen,  der  freien  Zustellung  und  dem  billigen  Tarif  für  die 
Presse  gefunden.      (Zeitschr.   f.   Schwachstromtechnik,    1907,   S.    262.) 

1)  Neben  bereits  zitierten  Aeußerungen  sei  hier  noch  die  Ablehnung  des  von 
der  Handelskammer  zu  Köln  beantragten  Nachbarorlsverkehrs  erwähnt  (1904):  »Da 
ferner  der  jetzige  niedrige  Tarif  für  den  allgemeinen  Verkehr  bereits  nicht  die  Ko- 
sten der  Telegrammbeförderung  deckt,  so  verbietet  sich  auch  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  die  gewünschte  Tarifermäßigung.«  (Zeitschr.  f.  Handel  und  Gewerbe,  12. 
Jahrg.  1904/05,  S.  6  ) 

2)  Cohtt,   Zur   Geschichte  u.   Politik  des  Verkehrswesens,   S.   387. 
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Verwaltungsgrundsätze  für  gewerbliche  Unternehmungen  der  Ge- 
meinden normieren,  und  bezeichnet  sie  auch  für  die  staatlichen 
öffentlichen  Verkehrsanstalten  für  zutreffend '). 

Nach  allem  darf  daher  wohl  behauptet  werden,  daß  eine  ge- 
rechtere Gestaltung  und  Erhöhung  des  Telegrammgebührentarifs 
für  den  inneren  Verkehr  eine  schädigende  Wirkung  auf  die  Volks- 
wirtschaft nicht  haben  wird.  Dem  Realpolitiker,  der  in  der  Ge- 
sundung der  Reichsfmanzen  die  sicherste  Gewähr  und  die  Grund- 
bedingung für  eine  gedeihliche  Entwicklung  des  nationalen  Wirt- 
schaftslebens erblickt,  wird  daher,  auch  wenn  er  den  radikaleren 
Anschauungen  Colin?,  nicht  überall  folgt,  die  Forderung  nach  Be- 
seitigung des  als  unzulässig  erkannten  Defizits  der  Telegraphen- 
verwaltung durch  strenge  Durchführung  des  bescheidenen  Ge- 
bührenprinzips als  durchaus  gerechtfertigt  erscheinen. 


i)    Colin,  Zur   Geschichte  u.  Politik   des   Verkehrswesens,   S.   3J 
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n.  MISZELLEN. 

Die    Lage    des    Krankenpflegepersonals    in    Deutschland    und 
seine  Organisation. 

Von 

Georg  Streiter,  Berlin. 

Der  ungeheuere  Fortschritt  der  ärztlichen  Wissenschaften  in  den 
letzten  Jahrzehnten,  das  fortgesetzte  Anwachsen  der  Bevölkerung  und 
unsere  umfassenden  neuen  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der  sozial- 
politischen Fürsorge  haben  eine  Steigerung  des  Bedürfnisses  nach  einem 
leistungsfähigen  Krankenpflegepersonal,  das  die  Pflege  sachgemäß  zu 
übernehmen  und  auszuführen  hat,  zur  Folge  gehabt.  Die  Errungen- 
schaften der  Medizin  haben  auch  dazu  beigetragen,  den  Krankenpflege- 
beruf überhaupt  auf  eine  wesentlich  vertiefte  und  verbreiterte  Grund- 
lage zu  stellen. 

Als  zahlenmäfiigen  Beleg  hierfür  führen  wir  nur  die  Tatsache  an, 
daß  während  der  28  Jahre  von  1877  bis  1904  die  Bettenzahl  allein  in 
den  allgemeinen  Krankenhäusern  von  72  219  auf  205  117  gestiegen  ist. 
Die  Zahl  der  öffentlichen  allgemeinen  Kranken- 
häuser hat  innerhalb  des  gleichen  Zeitraums  um  44,9%  die  der 
Privatanstalten  dieser  Gattung  sogar  um  331,0%  zugenommen.  Nicht 
minder  tritt  die  enorme  Entwicklung  der  Irrenanstalten 
in  die  P>scheinung.  Ihre  Zahl  hat  sich  in  28  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt, die  Zahl  der  Verpflegten  vervierfacht.  Den  jährlichen  Ge- 
samtaufwand für  anstaltsbedürftige  Geisteskranke  in  Deutschland 
schätzt  Lome?  ^)  auf  mindestens  100  Millionen  Mark  im  Jahre  (ein- 
schließlich der  aus  Privatmitteln  Verpflegten). 

Mit  der  großartigen  Entwicklung  des  Heilanstaltswesens  ist  natur- 
gemäß auch  die  Zahl  des  Pflegepersonals  gewachsen.  Das 
lehren  schon  die  Gewerbe-  und  Berufszählungen  von  1882  und  1895, 
In    diesem  Zeiträume  vermehrte    sich    die  Gesamtzahl    der    in  der  Ge- 


l)   Politisch-anthropologisctie  Revue.     1908,  Oktoberheft. 
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Sundheitspflege  und  dem  Krankendienste  erwerbstätigen  Personen  von 
73000  auf  122000.  Die  V^ermehrung  der  weiblichen  Kräfte  war  eine 
stärkere  als  die  der  m  ä  n  n  1  i  c  h  e  n:  das  weibliche  Pflegepersonal  ver- 
mehrte sich  von  17  661  auf  38937.  1882  bestand  mehr  als  ein  Viertel, 
1895  "^'i"  nf>ch  weniger  als  ein  Viertel  des  Pflege-  und  Üiensti)ersonals 
aus  Männern.  Immerhin  hat  sich  auch  die  Zahl  der  die  Krankenpflege 
als  Beruf  ausübenden  Männer  in  der  gleichen  Zeit  von  5478  auf  11  868 
gehoben  (33%  der  weiblichen  Pflege).  Nach  der  Gewerbe-  und  Be- 
rufszählung von  1907  waren  in  der  Krankenpflege  74986  Frauen  be- 
schäftigt. 

Die  vorläufigen  statistischen  Mitteilungen  des  Kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtesgeben über  die  Zusammensetzung  des  Pflegepersonals  am  i.  Mai 
1909  folgende  Uebersicht:  Berufsmäßige  Heildiener  (einschliefilich  der 
Masseure  und  Desinfektoren)  waren  14  789  (1898:  9121)  oder  2,33  ( 1,68)  auf 
je  10  000  Einwohner.  Davon  übten  12  357  den  Beruf  ausschließlich  oder 
vorwiegend  frei  aus,  während  2432  ausschliefSlich  oder  vorwiegend  in 
Heil-  und  Pflegeanstalten  beschäftigt  waren.  8153  männliche  und  578 
weibliche  z=  8731  berufsmäßige  Heildiener  waren  staatlich  geprüft, 
3486  männliche  und  2572  weibliche  =  6058  nicht  staatlich  geprüft. 
Auf  je  loooo  Einwohner  trafen  1,37  (1898:  1,00)  staatlich  geprüfte 
und  0,95  (0,68)  nicht  staatlich  geprüfte  Ausschließlich  als  Masseure 
waren  1498,  als  Masseusen  1723  und  als  Desinfektoren,  deren  Ge- 
schlecht nicht  besonders  erhoben  ist,  3345  Personen  tätig. 

Eine  besonders  starke  Zunahme  ergibt  sich  für  die  berufsmäßigen 
Krankenpfleger;  ihre  Zahl  stieg  von  29577  oder  5,46 "/ooo  der  Bevölke- 
rung auf  68818  oder  10,83 %oo.  Dem  (ieschlecht  nach  wurden  1898 
3150  männliche  und  26427  weibliche  Krankenpfleger  ermittelt,  1909  aber 
12  881  männliche  und  55937  weibliche.  Es  kamen  also  1898  8,39,  neuer- 
dings nur  4,34  weibliche  auf  je  i  männlichen  Krankenpfleger.  Dieses 
Ergebnis  ist  ausschließlich  auf  die  Zunahme  der  männlichen  Kranken- 
pfleger in  der  Gruppe  der  sonstigen  Krankenpfleger  (1898:  2,92,  1909: 
1,39  Frauen  auf  je  i  Mann)  zurückzuführen,  während  unter  den  Ge- 
nossenschafts- usw.  -Krankenpflegern  das  weibliche  Element  stärker 
angewachsen  ist  (1898:  10,32,  1909:  11,05  Frauen  auf  je  i  Mann). 
20  026  berufsmäßige  Krankenpfleger  übten  ausschließlich  oder  vor- 
wiegend häusliche  Krankenpflege  aus;  48792  waren  ausschließlich  oder 
vorwiegend  in  Heil-  und  Pflegeanstalten  beschäftigt. 

Die  staatliche  Anerkennung  ist  25671  unter  den  insgesamt  68818 
berufsmäßigen  Krankenpflegern  zuteil  geworden,  von  62  weiteren  ist 
es  nicht  bekannt,  ob  sie  staatlich  anerkannt  sind  oder  nicht.  Auf  die 
Gruppe  der  ausschließlich  oder  vorwiegend  häusliche  Krankenpflege 
ausübenden  Krankenpfleger  kamen  8863  staatlich  anerkannte  (233  Männer 
und  8630  Frauen"),  auf  die  Gruppe  der  ausschließlich  oder  vorwiegend 
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in   Heil-   und  Pflegeanstalten  beschäftigten   16808  (1807  Männer,   15  001 
FrauenV 

Die  Versorgung  mit  Krankenpflegepersonal  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden ist  um  so  besser,  je  größer  sie  sind.  In  Orten  mit  weniger 
als  5000  Einwohnern  kam  (1898)  i  berufsmäßiger  Krankenpfleger  erst 
auf  3531  Einwohner,  in  Orten  mit  über  5— 20000  Einwohnern  auf  1263, 
in  Orten  mit  über  20 — 40000  Einwohnern  auf  1103,  in  Orten  mit  über 
40000  Einwohnern  sogar  schon  auf  826  Einwohner. 

Mit  dem  gewaltigen  Anwachsen  der  Heil-  usw.  -Anstallen  hat  die 
Vermehrung  des  Pflegepersonals  nicht  Schritt  gehalten,  vielmehr  ist  es 
eine  augenfällige  Erscheinung,  daß  ein  erheblicher  M  an  ge  1  an  gutem 
Krankenpflegepersonal  besteht.  Weder  die  religiösen  Genossenschaften, 
die  auf  die  Ausgestaltung  der  Krankenpflege  fruchtbar  eingewirkt  haben, 
noch  die  Vaterländischen  Frauenvereine,  das  Rote  Kreuz  und  die  in  neuerer 
Zeit  entstandenen  weltlichen  Organisationen  (Diakonie-Vereine  usw.) 
können  den  Bedarf  decken.  Die  städtischen  Anstalten  suchen  ihr 
Pflegepersonal  durch  Kautionen,  langjährige  Verträge,  Pensionsver- 
sprechungen usw.  zu  behalten.  Die  Lösung  dieser  ungemein  wichtigen 
Frage  darf  aber  nicht  mehr  dem  Zufall  überlassen  bleiben.  In  immer 
größerer  Anzahl  müssen  freistehende  Kräfte  in  den  Beruf  eintreten, 
der  natürlich,  wie  wir  unten  nachweisen  werden,  entsprechend  ausge- 
staltet werden   muß. 

In  den  Streit  über  die  Berechtigung  der  geistlichen  oder  weltlichen 
Krankenpflege  wollen  wir  uns  hier  nicht  einmischen,  das  ist  an  anderer 
Stelle  geschehen  1).  Vielmehr  wollen  wir  auf  eine  Einrichtung  hin- 
weisen, die  im  Königreich  Sachsen  besteht  und  Beachtung  verdient.  Dort 
sind  Pflegerhäuser  errichtet  worden,  die  Pflegerpersonal  ausbilden.  In 
der  Erkenntnis,  daß  nicht  nur  gründliche,  technische  Vorbildung",  son- 
dern in  erster  Reihe  moralische  Eigenschaften  und  pädagogische 
Weisheit  für  diese  Aufgaben  erforderlich  sind,  hat  das  Ministerium  des 
Innern  geeignete  evangelische  Geistliche  an  die  Spitze  dieser  Pfleger- 
häuser berufen,  die  in  Gemeinschaft  mit  tüchtigen  Aerzten  der  Aus- 
bildung der  Pfleger  obliegen.  Für  Pfleger  wurde  anfangs  1888  die  An- 
stalt in  Hochweitzschen  eröffnet,  für  Pflegerinnen  im  Herbste  des 
gleichen  Jahres  die  in  Hubertusburg.  Es  geschah  dies  nicht  im  Gegen- 
satze gegen  die  Bruder-  und  Schwesternhäuser  der  Inneren  Mission, 
sondern  nur,  weil  es  unmöglich  war,  aus  diesen  den  großen  Bedarf 
der  staatlichen  Anstalten  zu  decken.  Die  Organisation  der  Pfleger- 
häuser wurde  aber  ähnlich  gestaltet,  wie  sie  in  Diakonen-  und  Dia- 
konissenhäusern   besteht.      Das    Unternehmen    ist    von    Erfolg    gekrönt 


i;  Vgl.  meine  umfangreiche  monographische  Darsielhmg:  »Die  wirtschaftliche 
und  soziale  Lage  des  Krankenpflegepersonalb  in  Deutschland«  (Jena,  Gustav  Fischer, 
X  u.   200  Seiten,   4,50  M.). 
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worden.  Dem  Hause  in  Hubertusburg  gehörten  nach  15 jährigem  Be- 
stehen 43  Oberpflegerinnen,  245  Pflegerinnen  und  103  Hilfsptlegerinnen 
an;  von  diesen  391  ausgebildeten  Personen  waren  am  i.  Januar  1904 
274  bei  (ieisteskranken,  62  bei  epileptischen,  37  bei  Schwachsinnigen, 
14  bei  Blinden  und  4  bei  sittlich  gefährdeten  Kindein  tätig;  au(>erdem 
befanden  sich  24  noch  in  der  Vorbildung.  Sciion  diesen  Lehr|)fle<^er- 
innen  wird  ein  Taschengeld  gewährt;  nachher  steigt  das  Gehalt  neben 
freier  Station  von  450  Mark  bis  auf  1650  Mark,  auch  Pensionsberech- 
tigung ist  gewährleistet. 

Ob  durch  neuerliche  evangelisch-  kirchliche  Plinführung  des  Amtes 
der  Diakonie  dem  Mangel  an  Ptiegepersonal  abgeholfen  würde,  er- 
scheint sehr  fraglich.  In  der  Anstalt  Tannenhof  bei  Lüttringhausen 
(Rheinl.)  wird  neuerdings  ein  Ansatz  dazu  gemacht. 

Um  alle  Schwierigkeiten  des  Problems  der  modernen  Kranken- 
pflege zu  beseitigen,  wird  von  den  verschiedensten  Seiten  eine  Ver- 
staatlichung der  Krankenpflege  empfohlen.  Der  (bedanke 
scheint  aber  bisher  nur  in  der  Schweiz  ernstlicher  erörtert  worden  zu 
sein  und  hat  auch  nur  insofern  Bedeutung,  als  durch  eine  Verstaat- 
lichung der  Krankenpflege  dem  Pflegepersonal  Fürsorge  für  Invalidität, 
Alter  usw.  und  eine  gesicherte  Rechtsstellung  gewährt  werden  müßten. 
Gegen  eine  Verstaatlichung  der  Krankenpflege  in  Deutschland  haben 
sich  denn  auch  wiederholt  Kenner  der  Verhältnisse  (Professor  Dr. 
Zimmer,  Oi)erin  Marie  Cauer ,  der  Verfasser  u.  a.)  ausgesprochen. 
Zimmer  zeichnet  den  einzig  gangbaren  Weg  so :  der  Staat  verbindet 
sich  für  die  Versorgung  seiner  Krankenanstalten  mit  vorhandenen 
Organisationen,  entweder  so,  dafi  er  sie  unter  seine  Leitung  stellt,  oder 
so,  daß  er  sie  direkt  verstaatlicht.  Die  unter  Staatsaufsicht  stehenden 
Krankenpflegeorganisationen  wären  dann  verpflichtet: 

a)  ihre  Statuten  zur  Genehmigung  der  Staatsbehörde  einzureichen; 

b)  statutarisch  festzulegen  und  darüber  zu  wachen,  daß  ihr  Pflege- 
personal keinerlei  konfessionelle,  politische  oder  sonstige  Propaganda 
treibt ; 

c)  ihr  Pflegepersonal    im  Alter  und   bei  Invalidität  sicher  zu  stellen. 

Die  Aufsicht  wird  durch  einen  der  genossenschaftlichen  Aufsichts- 
behörde (Vorstand,  Verwaltungsrat,  Aufsichtsrat  usw.)  mit  Sitz  und 
Stimme  angehörigen  Königlichen  Kommissar  ausgeübt,  der  bei  kon- 
fessionellen Organisationen  der  betreffenden  Konfession  angehören 
muß. 

Die    Arbeitsbedingungen    des    Kranken  Pflegepersonals. 
I.  Einteilung.     Eine  einheitliche  Bezeichnung    für    das  Pflege- 
personal besteht  nicht.    Deshalb  ist  es  nicht  weiter  verwunderlich,  daß 
die  Statistiken    über    seine  Zahl    so    unzuverlässig    sind.     Es   existieren 
Krankenpfleger    (-innen),    Krankenwärter    (-innen),   Oberkrankenpfleger, 
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Oberpfleger  und  Oberwärter  (-innen),  Oberinnen,  Schwestern,  Brüder, 
Diakone,  Heilgehilfen,  Masscure,  Masseusen,  Masseurinnen,  Ober- 
schwestern, Hilfsschwestern,  Stationsschwestern,  Operationswärter 
(-innen),  Operationsschwestern,  Wochenpflegerinnen,  Idioten-,  Inen-, 
Siechen-,  Privatpfleger  (-innen),  Heildiener,  Stationspfleger  und  -wärter 
(-innen),  Röntgenschwestern,  Säuglings-,  Land-,  Gemeinde-,  Armen-, 
Schiffs-,  Schulpflegerinnen  (-Schwestern),  Militärkrankenwärter,  Labora- 
toriunisdiener  (Laboranten),  Leichenwärter,  Bader,  Krankenkontrolleure 
(in  den  Kolonien).  Dazu  kommt  dann  noch  je  nach  der  Ausbildung 
die  Bezeichnung  »staatlich  geprüft,  staatlich  anerkannt,  ärztlich  ge- 
prüft«  usw. 

Die  beste  und  treffendste  Benennung  ist  ohne  Zweifel  -^Kranken- 
pfleger  und  Krankenpflegerin«.  Die  Aerzte  kürzen  sie  meist  noch  ab 
und  sagen  »Pfleger,  Pflegerin«.  Ganz  unklar,  wenn  auch  historisch  be- 
gründet, ist  der  Ausdruck  »Wärter«.  Ebenso  unklar  ist  die  Bezeichnung 
»Schwester«.  Jede  im  Einkommen  mehr  oder  minder  gesicherte  selbst- 
tätige Pflegerin  nennt  sich  so. 

In  Göttingen  beantragte  1907  der  Amtsanwalt  gegen  eine  Kranken- 
pflegerin wegen  Verstoßes  gegen  §  360,  Abs.  8  StGB.  —  wonach  be- 
straft wird,  wer  unbefugt  einen  Titel  annimmt  —  einen  Strafbefehl. 
Die  Strafkammer  erkannte  auf  Freisprechung.  In  dem  Urteil  hieß  es, 
die  einfache  Bezeichnung  »Schwester«  bedeute  noch  nicht  die  .An- 
nahme einer  Würde,  sondern  es  sei  lediglich  die  Kennzeichnung  einer 
beruflichen  Tätigkeit.  Wie  jeder,  der  sich  mit  Unterrichten  abgebe, 
sich  als  -^Lehrer«  bezeichnen  könne,  so  dürfe  sich  jede  Kranken- 
pflegerin »Schwester«  nennen. 

So  lange  es  gesetzlich  nicht  verboten  war,  schmückten  sich  die 
Schwestern  sogar  mit  dem  roten  Kreuze. 

Die  Zeitungen  enthalten  oft  die  unglaublichsten  Nachrichten  über 
das  Treiben  solcher  »Schwestern«,  von  denen  die  frühere  Oberin  vom 
Roten  Kreuz  in  München,  Clevientine  von  Walbnenich  einmal  sagte: 
»Ankündigungen  solcher  füllen  Spalten  der  Adreßbücher  von  Berlin, 
von  Hamburg,  von  Frankfurt,  von  allen  Großstädten,  wieder  mit  dem 
usurpierten  Roten  Kreuz  falsch  etikettiert.  Es  gibt  darunter  wahrhaft 
entset/.liche  Schlupfwinkel  schändlichen  Treibens:  »Salons«  mit  Rauch- 
tischen für  abendliche  Herrengesellschaften  und  Büchersammlungen  der 
grauenvollsten  Art,  verbunden  mit  einer  empörenden  Ausbeutung  der 
»Schwestern«  in  wirtschaftlicher  Beziehung;  es  mengen  sich  unter  die 
früher  gut  gewesenen  Schwestern  Elemente  der  niedersten  und  ver- 
kommensten Art,  und  ein  trauriges  Pflegerinnen-Proletariat  ist  ent- 
standen«. 

Der  Ruf  nach  gesetzlichem  Schutz  des  Schwesterntitels  und  der 
-tracht  ist  daher  allgemein.  Die  Schwesterntracht  untersteht  nicht  dem 
§  360  Abs.  8   StGB.      Diesen   Schutz   genießen    von    den    Schwestern- 
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trachten  und  -abzeichen  nur  die  durch  die  Landesbehörde  vorge- 
schriebenen oder  ausdrücklich  genehmigten,  wie  z.  B.  die  der  Schwestern 
des  Königlich  Preußischen  Charite-Krankenhauses  zu  Berlin.  Man  hat 
auch  mehrfach  die  Verbandsabzeichen  unter  den  Schutz  des  Reichs- 
gesetzes über  den  Musterschutz  gestellt,  wie  z.  B.  das  der  Schwestern 
des  Verbandes  deutscher  Krankenpflegeanslalten  vom  Roten  Kreuz,  der 
Schwestern  des  Evang.  Diakonievereins  usw. 

Im  Königreich  Sachsen  wird  durch  Ministerial-Erlaß  vom  3.  August 
1894  bestimmt,  daß  auf  Grund  der  bestehenden  Polizeigesetzgebung 
gegen  den  Mißbrauch  einer  »Schwesterntracht^  oder  der  Bezeichnung 
»Schwester,  Diakonissin«  behördlich  eingeschritten  werden  kann  unter 
Androhung  der  Bestrafung  nach  §  2  Ziff.  i  des  A. -Gesetzes  vom 
28.  Januar  1835. 

2.  Herkunft.  Eine  genaue  Statistik  über  die  Herkunft  des 
Pflegepersonals  fehlt  leider  auch.  Nach  unserer  langjährigen  Beob- 
achtung stellt  die  arbeitende  und  Landbevölkerung  den  größten  Teil 
des  Pflegepersonals. 

Eine  private  Statistik  veranstaltete  einmal  ein  sozialdemokratischer 
Verband  des  Krankenpflege-,  Bade-  und  Massagepersonals.  Wir  geben 
sie  nach  den  Angaben  eines  sozialdemokratischen  Abgeordneten  in  der 
Reichstagssitzung  vom  23.  Februar  1903  wieder: 

»Den  größten  Prozentsatz  stellen  die  Arbeiter.  Ich  will  nebenbei 
bemerken,  von  1420  beantworteten  Fragen  kommen  295  auf  die  Ar- 
beiter. Darunter  sind  18  landwirtschaftliche  Arbeiter.  4  Aufseher, 
Bäcker  36,  Bandagisten  20,  Barbiere  63,  Bergleute  4,  Konditoren  23, 
Dienstmädchen  45,  Drechsler  10,  Dreher  12,  Drogisten  11,  Erzieher  4, 
Former  12,  Gärtner  24,  Gerber  10,  Glasschleifer  4,  Goldschläger  2, 
Handlungsgehilfen  66,  Handschuhmacher  25,  Holzpantoffelmacher  5, 
Kaufleute  34,  Kellner  30,  Kutscher  35,  Landwirte  71,  Maurer  9,  Mili- 
täranwärter 20,  Müller  13,  Musiker  21,  Maler  6,  Sattler  11,  Schneider  29, 
Schlächter  13,  Schlosser  37,  Schmiede  9,  Schreiber  45,  Schuhmacher  39, 
Seeleute  11,  Steinmetzen  7,  Steinsetzer  5,  Stellmacher  11,  Tischler  34, 
Weber  21,  Zigarrenmacher  19,  Zimmerleute  16,  ohne  Angabe  323.  Es 
ist  fast  kein  Beruf,  den  es  gibt,  der  hier  nicht  unter  dem  Pflegepersonal 
vorhanden  ist.  Und  sehen  wir  uns  an,  wo  die  Leute  ihre  Vorbildung 
bekommen  haben,  ob  sie  geprüft  sind,  so  hat  auch  hier  die  Organi- 
sation einige  Zahlen  angegeben.  Von  dieser  ganzen  Summe  sind  58 
staatlich  geprüft,  605  sind  ärztlich  geprüft,  527  gar  nicht  und  230 
haben  keine  Angaben  gemacht«. 

Lieber  die  Qualität  des  Pflegepersonals  finden  wir  die  wider- 
sprechendsten Urteile.  Nach  annähernd  zehnjähriger  Beobachtung  eines 
großen  Teiles  des  Pflegepersonals  behaupten  wir  aber,  daß  sein  Kern 
durchaus  gesund  und  brauchbar  ist.  Wenn  der  Pflegeberuf  mehr  als 
bisher  den  Angehörigen  der  unteren  und  mittleren  Stände  erschlossen 


268  Miszellen. 

sein  wird,  wird  das  Urteil  wesentlich  günstiger  lauten  können.  Es  ist 
niciit  ohne  weiteres  richtig,  daß  nur  die  Angehörigen  der  sogenannten 
gebildeten  Stände  sich  besonders  zur  Krankenpflege  eignen. 

3.  Stellenvermittlung.  Sie  ist  nicht  im  geringsten  zentra- 
lisiert. Die  beliebteste  Art  der  Vermittlung  ist  die  Insertion  in  Tages- 
und Fachzeitungen.  Diese  Inserate  werden  dann  meist  von  den  ge- 
werbsmäßigen Stellenvermittlern  für  ihre  Geschäfte  benutzt,  wenn  die 
Anstalten  es  nicht  vorziehen  ,  sich  direkt  mit  ihnen  in  Verbindung 
zu  setzen. 

Die  Zahl  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittler  für  Pflegepersonal 
ist  groß,  sie  geht  in  die  Hunderte. 

In  Deutschland  bauen  (nach  der  Gewerbezählung  von  IQ07)  nicht 
weniger  als  7867  Personen  ihre  wirtschaftliche  Existenz  auf  die  Arbeits- 
losigkeit ihrer  Mitbürger  auf.  Die  Zahl  der  Stellenvermittlungsbetriebe 
hat  sich  in  12  Jahren  um  i8,6'>/o  (1895:  6077,  1907:  7205),  die  Zahl 
der  Hauptbetriebe  sogar  um  31,2%  (1895:  4690,  1907:  6153)  vermehrt. 
Daß  die  gewerbsmäßige  Vermittlung  in  den  meisten  Fällen  entbehrlich 
ist,  zeigt  ihre  ungleiche  Verteilung  über  Deutschland  (852  Betriebe  in 
Schlesien,  704  im  Königreich  Sachsen;  dagegen  143  in  Westfalen,  139 
in  Elsaß-Lothringen,  115  in  Württemberg),  sowie  auch  ihr  üppiges 
Wuchern  in  den  einen  und  ihre  völlige  Bedeutungslosigkeit  in  anderen 
Großstädten  (595  Betriebe  in  Berlin,  355  in  Hamburg,  217  in  Breslau ; 
dagegen  47  in  Stuttgart,   10  in  Rixdorf,  3  in  Barmen). 

Die  lebhaft  geführten  Klagen  über  die  gewerbsmäßige  Sellenver- 
mittlung  —  im  einzelnen  kann  darauf  hier  nicht  eingegangen  werden 
—  haben  die  Regierung  veranlaßt,  dem  Reichstage  ein  Stellenvermitt- 
lergesetz  vorzulegen.  Im  Mai  1910  wurde  es  im  Reichstage  in  dritter 
Lesung  angenommen,  nachdem  die  Vorlage  der  Regierung  wesentliche 
Aenderungen  erfahren  hatte.  Es  trat  am  i.  Oktober  1910  in  Kraft. 
Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  das  neue  Gesetz  eine  Reihe  von 
wichtigen  Bestimmungen  enthält,  die  einen  wesentlichen  Fortschritt 
bedeuten. 

Mit  am  wichtigsten  ist  die  Bestimmung  über  die  Festsetzung  der 
Gebühren  für  die  Stellenvermittler.  Sie  hat  den  großen  Vorteil,  daß 
die  Stellenvermittler  nicht  mehr  willkürlich  Entschädigungen  verlangen 
können.  In  den  einzelnen  Städten  ist  die  Taxe  der  Gebühren  von 
den  Polizeibehörden  festgesetzt  worden.    Für  Berlin  z.  B.  gilt    folgende 

Bekanntmachung  der  Abteilung  IIb,   Gruppe  A'   (Gewerbepolizei)  des  Königl.    Poli- 
zeipräsidiums zu  Berlin  vom  I2,  September  igio.  —  Gen.  113.  IIb.  F^.  10.  — 
Betrifft:   Taxe  für    Stellenvermilller.     Für    die  im   Stadtkreis    Berlin    abgesclilos- 
senen   Stellenvermittlungen  sind  auf  Grund   des  §   5   des  Stellenvermitllergeselzes  vom 
2.   Juni   1910  (RGBl.   S.   860)   und   des  Erlasses   des  Herrn  Ministers  für  Handel   und 

/  III.    5271.  , 
Gewerbe  vom   17.  Juni    1910   I ttt; /    nach   Anhörung    des    Trägers    des    öffent- 
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liehen  Arbeitsnachweises  sowie  von  Vertretern  der  Stellenvermittler,  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  —  als  Höchstbeträge  —  folgende  Gesamtgebühren  festgesetzt 
worden,  die  je  die  Hälfte  vom  Arbeitgeber  und  vom  Arbeitnehmer  zu  zahlen  sind, 
sofern  beide  Teile  die  Tätigkeit  des  Stellenvermittlers  in  Anspruch  genommen 
haben : 

I.   Bei  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlern  im   engeren  Sinne  (vgl.   tioch    II). 

Höchsll)etrag  der  Gesamtgcbülir  bei  Vermittlung  von  .Stellen  im  Sanitäts-,  Bade-, 
Heil-  und  Pflegewesen.  Sondertaxe  für  männliches  und  weibliches  Sanitäts-,  Heil-, 
Pflege-,  Badepersonal  aller  Art  (wie  z.  H.  Krankenpfleger,  Heilgehilfen,  Masseure, 
Bademeister,  Schwimmlehrer,  Wärter  u.  dergl.  mehr),  durchweg  2,50  Mk.  (Hiervon 
ist  je  die  Hälfte  vom  Arbeitgeber  und  vom  Arbeitnehmer  zu  zahlen.)  Aushilfe- 
stellen oder  Personal  der  aufgeführten  Arten  für  einzelne  Dienste,  Gelegenheiten  oder 
für  einzelne  —  bis  8  —  Tage  für  jeden  Vermittlungsfall  20  Pf. ;  für  mehr  als 
8  Tage:   für  jeden   Vermittlungsfall   50  Pf. 

II.  Bei  gewerbsmäßigen  Herausgebern  von  Steilen-  und  Vakanzenlisten. 

1.  Gebühr  für  das  Abonnement  auf  Bezug  der  Liste  a)  Monatsabonnement  bei 
mindestens  4maligem  Erscheinen  im  Monat  2  Mk.  ;  (bei  seltenerem  Erscheinen  im 
Monat  I  Mk.;  c)  Wochenabonnement  bei  mindestens  2  maligem  Erscheinen  in  der 
Woche    50  Pf. ;   d)   Emzelnummerpreis   30   Pf. 

2.  Insertionsgebühr  für  Aufnahme  von  Inseraten  :  Bei  höchstens  4  .Spalten  der 
Liste  für  die  Zeile   10  Pf, 

Diese  Taxe  tritt  mit  dem  i.  Oktober  1910  in  Kraft.  Die  bisherigen  privaten 
Taxen  der  Stellenvermiltler  treten,  soweit  sie  höhere  Gebührensätze  vorsehen  oder 
sonst   dieser  Taxe  hier  widersprechen,  mit  dem   gleichen   Zeilpunkte   außer    Kraft. 

Von  ärztlicher  Seite  sind  in  Berlin  und  anderen  großen  Orten 
Deutschlands,  zum  Teil  mit  gutem  Erfolg,  Versuche  zur  Errichtung 
eines  Zentral-Krankenpflegenachweises  gemacht  worden.  Der  erste 
Nachweis  trat  am  12.  Mai  1902  in  Wiesbaden  ins  Leben,  im  Anschluß 
an  den  städtischen  Arbeitsnachweis  für  Frauen. 

Auch  die  großen  Krankenpflegerverbände  haben  eine  ausgedehnte 
Stellenvermittlimg  für  ihre  Mitglieder  eingerichtet.  Bei  dem  Deutschen 
Verbände  der  Krankenpfleger  und  Pflegerinnen  zu  Berlin  z.  B.  meldeten 
sich  1909  2621  Bewerber.  Von  713  Mitgliedern  ist  ihm  bekannt  ge- 
worden, daß  sie  durch  den  Verband  Stellung  erhalten  hatten. 

4.  (Grundsätze  für  die  Annahme.  Für  den  Eintritt  in  den 
Krankenpflegeberuf  genügt  in  der  Regel  die  einfache  Erklärung :  ich 
will  jetzt  Pfleger  sein.  Es  ist  charakteristisch,  daß  auch  die  meisten 
Anstalten  Personen  bevorzugen,  die  keine  Vorbildung  haben  oder  noch 
in  keiner  Anstalt  beschäftigt  waren. 

Die  Einstellung  des  Pflegepersonals  in  den  Anstaltsdienst  erfolgt 
meist  ohne  besondere  Förmlichkeiten.  Ein  Bureauangestellter  nimmt 
die  Personalien  des  Bewerbers  auf,  ein  Arzt  untersucht  den  Gesund- 
heitszustand; ein  »Sittenzeugnis«  und  die  »Invalidenkarte«  sind  meist 
die  einzige  Legitimation.  Vormittags  erfolgt  diese  »Annahme«,  sofort 
oder  nachmittags  beginnt  schon  der  Dienst. 

Andere,  große    Anstalten,    verbinden    mit    der  Aufnahme    eine  ge- 
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wisse  Feierlichkeit.  Es  findet  in  Annäherung  an  den  Beamtencharakter 
eine  »Einführungsverhandlung«  statt,  nach  der  eine  »Bestallung«  aus- 
gehändigt wird. 

Oft  wird  ein  einfaches  Protokoll  aufgenommen.  Die  Niederschrift 
beginnt  mit  Ort  und  Zeit  der  Verhandlung  und  lautet  weiter  in  Proto- 
kollform :  Es  erscheint  (Name)  und  wird  davon  in  Kenntnis  gesetzt, 
daß  sie  als  Krankenpflegerin  angenommen  werden  soll  und  daß  der 
Antritt  am  .  .  .  erfolgen  soll.  Sie  erklärt  sich  hiermit  und  mit  den 
nachfolgenden  Bedingungen  einverstanden  :  Die  Annahme  gilt  zunächst 
für  ein  halbes  Jahr  auf  Probe.  Innerhalb  der  Probezeit  kann  die  Auf- 
lösung des  Dienstverhältnisses  —  abgesehen  von  den  Fällen,  in  welchen 
die  sofortige  Entlassung  verfügt  werden  kann  —  in  den  ersten  vier 
Wochen  jederzeit,  im  übrigen  unter  Einhaltung  einer  vierzehntägigen 
Kündigungsfrist  erfolgen.  Das  Diensteinkommen  beträgt  während  der 
Probezeit  monatlich  .  .  .  Mk.  neben  freier  Kost,  Wohnung,  Heizung, 
Beleuchtung  und  Wäschereinigung.  Der  Bargehalt  wird  in  monatlichen 
Beträgen  jedesmal  am  Monatsschluß  ausgezahlt,  unter  Kürzung  der  ge- 
setzlichen Versicherungsbeiträge.  Bei  zufriedenstellenden  Leistungen 
und  guter  Führung  ist  nach  Ablauf  der  Probezeit  die  Anstellung  mit 
Anwartschaft  auf  Ruhegehalt  und  vierwöchentlicher  Kündigung,  wie 
auch  die  Aufrückung  in  höhere  Gehaltsstufen  möglich.  Die  .  .  .  unter- 
wirft sich  den  besonderen  Bestimmungen  über  die  Ausbildung  und 
Prüfung  der  Pflegerinnen,  erhält  eine  Dienstanweisung  ausgehändigt  und 
verpflichtet  sich,  im  Dienste  Waschkleider  nach  dem  entsprechenden 
Muster  zu  tragen.  Es  folgt  der  übliche  Schluß  und  die  Unterzeichnung 
der  Niederschrift. 

Bedingung  für  die  Einstellung  ist  fast  überall,  daß  das  Pflegeper- 
sonal die  erforderliche  Gesundheit  und  körperliche  Rüstigkeit,  insbe- 
sondere ein  ausreichendes  Hör-  und  Sehvermögen  besitzt.  Von  den 
Schwestern  werden  oft  Impfzeugnisse  verlangt. 

Auf  den  Familienstand  wird  nur  insofern  Rücksicht  genommen,  als 
in  der  Regel  unverheiratetes  Pflegepersonal  eingestellt  wird.  Nach 
dem  Unterstützungswohnsitz  wird  überhaupt  nicht  gefragt. 

Für  die  Einstellung  sind  vereinzelt  Mindest-  und  Höchstalters- 
grenzen bestimmt.  In  der  Regel  wird  bei  der  Direktion,  die  den  Be- 
werber früher  beschäftigte,  angefragt,  weshalb  er  entlassen  oder  ab- 
gegangen ist.  Bei  einigen  Anstalten  ist  eine  Probezeit  üblich.  Die 
Schwestern  werden  vielfach  nur  gegen  Zahlung  einer  Kaution  (loo  bis 
300  Mark)  eingestellt  (z.  B.  Schwesternliaus  vom  Roten  Kreuz-Braun- 
schweig,  Schwesternverband  Caritasheim-Breslau,  Alice-Frauenverein 
für  Krankenpflege  im  Großherzogtum  Hessen,  Mutterhaus  Bethesda- 
Gnesen  usw.).  Die  Kaution  verfällt  oder  wird  in  Anrechnung  gebracht, 
wenn  die  Schwester  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  austritt  oder  ent- 
lassen   wird.      Die   Kaution    wird   zurückgezahlt,    wenn    die    Schwester 
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während  der  Probezeit  zurücktritt  und  nach  Ablauf  der  nach  der  end- 
gültigen Anstellung  festgesetzten  Dienstjahre. 

Die  Anrechnung  der  früheren  Dienstzeit,  die  besonders  wichtig  und 
maßgebend  ist  für  das  Gehalt,  die  l'rlaubsgewähiungen,  für  die  Kün- 
digungsbedingungen, für  die  Alters-  und  Hinterbliebenenversorgung,  ist 
nur  sehr  wenig  berücksichtigt.  In  Fällen  von  strafweiser  Entlassung 
ist  sie   überhaupt  ausgeschlossen. 

Zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Anstalten  sind  fast 
überall  mehr  oder  minder  umfangreiche  »Hausordnungen,  Dienstan- 
weisungen, Instruktionen«  usw.  über  die  Dienstpflichten  und  besondere 
Verbote  erlassen.  Ihr  Inhalt  ist  ein  zum  größten  Teile  selbstver- 
ständlicher. 

5.  Kündigung  und  Beendigung  des  Dienstverhält- 
nisses. Die  Kündigungsfristen  sind  nicht  einheitlich  festgesetzt,  oft 
werden  sie  weder  vom  Arbeitgeber  noch  vom  Arbeitnehmer  einge- 
halten. Zur  Kündigung  des  dienstälteren  Personals  bedarf  es  meist 
der  Genehmigung  einer  höheren  Instanz  (Regierung  usw.). 

Für  das  wenige  der  Gewerbeordnung  unterstehende  Personal  sind 
die  §§  122,  123,  124  und  124a  GO.  maßgebend.  Für  die  Dienstverträge, 
die  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  auf  unbestimmte  Zeit 
(§  620)  abgeschlossen  sind,  kommen  die  §§  621 — 629  BGB.  in 
Betracht. 

Kontraktbruch  wird  mit  Gehaltsabzug,  Zeugnisvermerk  usw.  bestraft. 
Sofortige  Entlassung  —  meist  unbeschadet  der  etwa  verwirkten 
strafrechtlichen  Verfolgung  —  kann  in  allen  Anstalten  erfolgen  ohne 
vorhergegangene  Kündigung  und  unter  Verlust  eines  jeden  Anspruchs 
auf  Entschädigung  u.  a. : 

bei   Mißhandlung  von  Kranken, 

bei  widerspenstigem  und  achtungswidrigem  Verhalten  gegen  den 
Direktor,  die  Aerzte  und  das  Oberpflegepersonal, 

bei  Vernachlässigung  der  in  der  Dienstanweisung  enthaltenen  Ver- 
pflichtungen, 

bei  Trunkfälligkeit  und  durch  solche  veranlaßte  Störung  des 
Dienstes  und  der  Hausordnung  überhaupt, 

bei  Schwangerschaft  und  unsittlichem  Verhalten, 

bei  Verbrechen  und  straffälligen  Vergehen  (vgl.  §§  174,   176  StGB.), 

bei  Außerachtlassung  eines  Kranken,  der  einem  einzelnen  Pfleger 
zur  besonderen  Ueberwachung  anvertraut  ist, 

bei  Veruntreuung  am  Eigentum  der  Anstalt  oder  eines  ihrer  Be- 
wohner, 

bei  unbefugter  Führung  eines  Anstaltsschlüssels, 

bei  Annahme  von  Geschenken  von  Kranken  oder  deren  An- 
gehörigen, 

bei    grober    oder   fortgesetzter    Fahrlässigkeit   (§§    222,    230,    231, 
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232  StGB.;  §  823  BGB), 

bei  Nachlässigkeit  oder  gar  Verlassen  der  Kranken ,  durch  die 
Selbstbeschädigung,  Selbstmord  oder  Tod  des  Kranken  verschuldet 
wird.  Der  Betreffende  hat  auch  Verantwortung  vor  Gericht  zu  ge- 
wärtigen (§  221   StGB.), 

bei  vorsätzlichem  Entweichenlassen  eines  Kranken  (§  121  StGB., 
§  832  BGB.), 

bei  vorsätzlicher  Beschädigung  von  Anstaltssachen, 

bei  Verletzung  des  Dienstgeheimnisses, 

bei  Belügen  der  Vorgesetzten, 

bei  unbefugtem  Weglaufen  während  des  Dienstes, 

bei  Verabreichung  von  Spirituosen  an  Kranke, 

bei  falschen  Angaben  über  das  Vorleben  des  Pflegers,  insbesondere 
wegen  Vergehen  und  Verbrechen, 

bei  Feststellung  einer  Krankheit  bei  der  sofort  nach  dem  Eintritt 
stattfindenden  nochmaligen  ärztlichen  Untersuchung  (Kurzsichtigkeit, 
Schwerhörigkeit), 

bei  »Verhältnissen«  zwischen  Pflegern  und  Pflegerinnen. 

Wenig  bekannt  ist  die  Tatsache,  daß  bei  den  Schwestern  oft 
Konkurrenzverbote  mit  2 — 10 jähriger  Bindung  bestehen  (beim  Roten 
Kreuz,  den  Vaterländischen  Frauenvereinen  usw.).  Der  Verwaltungs- 
ausschuß der  Krankenpflege-Anstalten  vom  Roten  Kreuz  in  Elsaß- 
Lothringen  bestimmt:  »Die  austretende  Schwester  hat  die  Vereinskleider 
sowie  die  Rote- Kreuz-Brosche  abzuliefern,  und  verpflichtet  sich  aus- 
drücklich, eine  solche  Kleidung  und  solche  Abzeichen  nicht  wieder 
anzulegen,  auch  innerhalb  dreier  Jahre  sich  nicht  in  Straßburg  und 
seinen  Vororten  als  selbständige  Pflegerin  niederzulassen ,  bei  einer 
Konventionalstrafe  von  100  Mk.«  Aehnliches  bestimmte  der 
Rote-Kreuz-Schwesternverband  des  Vaterländischen  Frauenvereins, 
Zweigverein  Wiesbaden,  für  das  Stadt.  Krankenhaus.  Wie  Rachel  in 
der  »Sozialen  Praxis«  (Nr.  27/1910))  mitteilt,  wurde  der  Oberschwester 
eines  sehr  bekannten  Kinderheims  zugemutet,  die  ins  Auge  gefaßte 
Leitung  eines  Kinderpensionates  oder  eines  Schwestern-Pflegeheims  in 
Berlin  erst  nach  Ablauf  einer  dreijährigen  Frist,  vom  Austritt  an  ge- 
rechnet, zu  übernehmen. 

Von  einem  Rote-Kreuz-Hause  ist  folgende  Vertragsbestimmung  be- 
kannt: >Jede  berufsmäßige  Schwester,  welche  im  Verein,  wenn  auch 
nur  auf  Probe,  angestellt  war,  ist  verpflichtet,  während  eines  zehn- 
jährigen Zeitraumes  vom  Tage  ihrer  Ausscheidung  aus  dem  Verein  an 
gerechnet,  innerhalb  des  Kreises  .  .  .  weder  die  Kranken-  oder  Wochen- 
pflege auszuüben,  noch  sich  zur  Ausübung  der  Kranken-  oder  Wochen- 
pflege niederzulassen«. 

In  Bayern  werden  aus  einer  Kreisirrenanstalt  entlassene  Pfleger 
und  Pflegerinnen    in  keiner  anderen  Kreisirrenanstalt  mehr  eingestellt. 
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6.  Ausbildung.  Im  Krankenpflegeberufe  ist  der  Befähigunj^s- 
nachweis  bisher  nicht  durchweg  erforderlich.  Jeder  die  Krankenpflege 
berufsmäßig  ausübenden  Person  steht  es  auch  frei,  die  erlassenen 
Prüfungsvorschriften  zu  ignorieren. 

Wohl  l)estehen  in  vielen  Orten  sogenannte  Krankenpflegeschulen, 
die  von  Aerzten  oder  ehemaligen  Krankenpflegern  geleitet  werden. 
Der  größte  Teil  dieser  Schulen  ist  wertlos,  schon  weil  die  .Ausbildungs- 
zeit viel  zu  kurz  bemessen  ist.  Es  ist  hohe  Zeit,  diese  Art  der  Aus- 
bildungsinstitute mit  ihrer  .  Lehrlingszüchterei«  zu  beseitigen.  Vielen 
Besuchern  dieser  Kurse  ist  es  auch  nur  darum  zu  tun,  ein  Zeugnis  mit 
hochklingendem  Titel  zu  erhalten.  Wir  nennen  nur  das  System,  das 
sich  oft  mit  der  Bezeiclinung  »Masseuse,  Oberin«  usw.  kennzeichnet. 

Von  Jahr  zu  Jahr  mehrten  sich  daher  die  Stimmen ,  die  eine 
staatliche  Regelung  der  Angelegenheit  forderten. 

Für  die  Ausbildung  der  Heilgehilfen  und  Masseure  in 
Preußen  hat  der  Erlaß  des  Ministers  der  Medizinalangelegenheiten 
vom  8.  März  1902  bereits  Vorschriften  gegeben.  Die  Heilgehilfen  und 
Masseure  haben  nur  eine  dreimonatliche  Ausbildung  nachzuweisen  und 
sind  lediglicli  Hilfspersonen  des  Arztes  bei  einzelnen  Handreichungen, 
im  übrigen  meist  Gewerbetreibende,  die  einen  kleinen  Teil  der  niederen 
Heilkunde  ausüben. 

Für  das  Krankenpflegepersonal  ist  zuerst  im  Königreich 
Sachsen  für  die  Landesheil-  und  Pflegeanstalten  eine  Pflegeordnung  vom 
2.  November  1898  erlassen  worden. 

Auf  Grund  eines  Bundesratsbeschlusses  vom  22.  März  1906  hat 
dann  der  preußische  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  preußischen  Kriegsminister  die  Vorschriften  vom 
10.  Mai  1907  erlassen,  deren  Bestimmungen  lauten; 

Vorschriften   über    die  staatliche   Prüfung    von    Kranken- 
pflegepersonen. 

Unter  Hezugnahme  auf  den  Beschluß  des  Bundesrats  vom  22.  März  1906  ver- 
ordne ich  im  Einverständnisse  mit  dem  Herrn   Kriegsminister  folgendes  : 

§  I.  Prüfungen  von  Krankenpflegepersonen  finden  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  statt. 

§  2.  Die  Prüfungen  werden  in  einem  Krankenhause  abgehalten.  Die  Prüfungs- 
kommission besteht  aus  drei  Aerzten,  unter  denen  sich  ein  beamteter  Arzt  und  ein 
Lehrer  einer  Krankenpflegeschule  befinden. 

Die  Mitglieder,  der  aus  ihrer  Zahl  zu  bestimmende  Vorsitzende  und  sein  Stell- 
vertreter werden  durch  mich  auf  Widerruf  ernannt.  Die  Ernennung,  der  Sitz  der 
Prüfungskommission  einschließlich  der  Leitung  des  als  Prüfungsstation  dienenden 
Krankenhauses  (§  8),  sowie  die  Höhe  der  Entschädigung  für  die  Verpflegung  daselbst 
(§  10  Abs.  2)  werden  durch  das  Ministerialblatt  für  Medizinalangelegenheiten  be- 
kannt gegeben. 

§  3.  Prüfungen  finden  nach  Bedarf  in  der  Regel  zweimal  im  Jahre,  im  März 
und  im  September,  statt. 

25* 
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§  4.  Die  Zulassungsgesuche  sind  dem  Vorsitzenden  derjenigen  Prüfungskommis- 
sion, bei  welcher  die  Ablegung  der  Prüfung  beabsichtigt  ist,  unter  Beifügung  der  er- 
forderlichen Nachweise  (§  5)  bis  zum   15.  Februar    bez.    15.  August  einzureichen. 

Bewerber,  deren  Zulassungsgesuche  später  eingehen,  haben  keinen  Anspruch  auf 
Berücksichtigung  in  der  laufenden   Prüfungsperiode. 

§   5-   Dem   Zulassungsgesuch  sind  beizufügen : 

1.  der  Nachweis   der  Vollendung  des  21.   Lebensjahres, 

2.  ein  behördliches  Leumundszeugnis, 

3.  der  Nachweis  einer  erfolgreich  zum  Abschluß  gebrachten  Volksschulbildung 
oder  der  Nachweis  einer  gleichwertigen   Bildung, 

4.  ein   selbstverfaßter  und  eigenhändig  geschriebener  Lebenslauf, 

5.  der  Nachweis  körperlicher  und  geistiger  Tauglichkeit  zum  Krankenpflegebe- 
ruf; insbesondere  ist  eine  Bescheinigung  zu  erbringen,  daß  der  Bewerber  nicht  an 
Krankheiten  oder  Körperfehlern  leidet,  die  ihn  an  der  Ausübung  des  Krankenpflege-^ 
berufes  hindern  oder  die  zu  pflegenden  Personen  schädigen  könnten, 

6.  der  Nachweis  einjähriger,  erfolgreicher  und  einwandfreier  Teilnahme  an  einem 
zusammenhängenden  Lehrgang  in  einer  staatlichen  oder  staatlich  anerkannten  Kran- 
kenpflegeschule. 

Die  Nachweise  unter  Nr.  5  und  6  werden  geführt  durch  ein  schriftliches  Zeug- 
nis desjenigen  Arztes,  welcher  den  Unterricht  in  der  Krankenpflegeschule  geleitet 
hat;  es  ist  von  dem  Arzte  unmittelbar  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  zu 
übersenden,  bei  welcher  die  Ablegung  der  Prüfung  erfolgen  soll.  Ist  zwischen  dem 
Austritt  des  Bewerbers  aus  der  Krankenpflegeschule  und  seiner  Meldung  zur  Prüfung 
mehr  als  ein  halbes  Jahr  verflossen,  oder  liegen  die  Voraussetzungen  des  §  6  vor, 
so  ist  der  Nachweis  unter  Nr.  5  außerdem  durch  ein  Zeugnis  des  für  den  Wohnort 
oder  Aufenthaltsort  zuständigen   beamteten   Arztes  zu  erbringen. 

Der  Vorsitzende   der  Prüfungskommission  entscheidet  über  die  Zulassung. 

§  6.  Personen,  welche  eine  der  im  §  5  Nr.  6  bezeichneten  Krankenpflegeschulen 
nicht  besucht  haben,  können  ausnahmsweise  zur  Prüfung  zugelassen  werden,  wenn 
sie  den  Nachweis  einer  mindestens  gleichwertigen  Ausbildung  in  der  Krankenpflege 
beibringen. 

Ueber  die  Zulassung  solcher  Ausnahmen  behalte  ich  mir  die  Entscheidung  bis 
auf  weiteres  selbst  vor. 

Bei  Sanilätsunteroffizieren,  die  noch  nicht  länger  als  ein  Jahr  aus  dem  aktiven 
Militär-  oder  Marinedienst  ausgeschieden  sind,  gilt  in  dieser  Hinsicht  als  ausreichend 
ein  Zeugnis  des  dem  Bewerber  vorgesetzten  .Sanitätsamtes  über  eine  einwandfreie, 
mindestens  zweijährige  Dienstzeit  im  Sanitätskorps  der  Armee  oder  der  Marine.  Auf  Sa- 
nitätsunteroffiziere außereuropäischer  Truppenverbände  des  Deutschen  Reichs  findet 
diese   Bestimmung  entsprechende  Anwendung. 

§  7.  Die  Gebühren  für  die  Prüfung  ausschließlich  der  Kosten  für  Verpflegung 
(§    10,   Abs.   2)  betragen   24  Mark  und  sind  vor  Beginn   der  Prüfung  zu  entrichten. 

Wer  von  der  Prüfung  spätestens  zwei  Tage  vor  ihrem  Beginne  zurücktritt,  er- 
hält die  bereits  entrichteten    Prüfungsgebühren  zurückerstattet. 

§  8.  Die  Ladung  der  Prüflinge  wird  von  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskom- 
mission (§  4)  verfügt ;  sie  soll  spätestens  zwei  Wochen  vor  der  Prüfung  erfolgen  ; 
zugleich  mit  der  Ladung  wird  dem  Bewerber  ein  Abdruck  der  Prüfungsvorschriften 
mit   der  Aufforderung  zugestellt,   sich   am   Tage   vor  der   Prüfung  zu   einer  bestimmten 
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Stunde  bei  der  Leitung  des  Krankenhauses  (§  2)  zu  melden,  um  die  Pflege  eines 
Kranken  und  eine  Nachtwache  zu  übernehmen  (§    14). 

§  9.  Zu  einem  Prüfungstermine  werden  in  der  Regel  nicht  melir  als  sechs  Prüf- 
linge zugelassen. 

Wer  in  dem  Prüfungstermine  ohne  ausreichende  Entschuldigung  nicht  rechtzei- 
tig erscheint,  kann  bis  zur  Dauer  von  sechs  Monaten  von  der  Prüfung  ausgeschlossen 
werden. 

§  10.  Der  Vorsitzende  gibt  Tag  und  Stunde  der  Prüfung  spätestens  eine  Woche 
vor  ihrem  Beginne  der  Krankenhausieitung  bekannt,  damit  die  nötigen  Prüfungs- 
räume und  säclilichen  Hilfsmittel  bereit  gehallen  und  die  für  die  praktische  Prüfung 
sich   eignenden   Krankheitsfälle   ausgesucht   werden. 

Der  Prüfling  tritt  für  die  Dauer  der  Prüfung,  welche  sich  auf  drei,  in  der  Regel 
aufeinander  folgende  Tage  erstreckt,  in  die  Verpflegung  des  Krankenhauses;  die 
Entschädigung  hierfür  ist  an  die   Krankenhausverwaltung  zu  entrichten. 

§  II.  Die  Prüfung  ist  eine  mündliche  und  eine  praktische;  jene  wird  in  der 
Regel  am   ersten  und   dritten,   diese   im  wesentlichen   am  zweiten   Tage  abgehalten. 

§  12.  Der  Vorsitzende  leitet  die  Prüfung,  bestellt  bei  Behinderung  eines  Mit- 
glieds der  Prüfungskommission  einen  Vertreter  und  verteilt  die  Prüfungsgegenstände 
(§    13,  a  —  n)  unter  die   Prüfenden. 

Die  praktische  Prüfung  wird  von  einem  Lehrer  der  Krankenpflegeschule  in  Gegen- 
wart des  Vorsitzenden  abgehalten. 

§    13.   Die  mündliche  Prüfung   erstreckt   sich   auf  folgende   Gegenstände: 

a)  Bau  und   Verrichtung   des  menschlichen  Körpers. 

b)  Allgemeine  Lehre  von  den  Erkrankungen  und  ihren  Erscheinungen,  besonders 
Fieber  und  Puls;  Ansteckung;  Wundkrankheiten;   Asepsis  und  Antiseptik. 

c)  Einrichtungen  in  Krankenräumen;  den  Anforderungen  der  Gesundheitslehre  ent- 
sprechende Herrichtung  und  Ausstattung  des  Krankenzimmers,  Lüftung,  Beleuch- 
tung,  Heizung,   Wasserversorgung,   Beseitigung  der  Abgänge. 

d)  Krankenwartung,  insbesondere  Reinlichkeitspflege,  Versorgung  mit  Wäsche, 
Lagerung  und   Umbetten   des  Kranken;    Krankenbeförderung;   Badepflege. 

e)  Krankenernährung:  Zubereitung  und  Darreichung  der  gewöhnlichen  Kranken- 
speisen und  Getränke. 

f)  Krankenbeobachlung :  Kiankenbericht  an  den  Arzt,  Ausführung  ärztlicher  Ver- 
ordnungen. 

g)  Hilfeleistung  bei  der  Krankenuntersuchung  und  -behandlung,  namentlich  bei 
der  Wundbehandlung;  Lagerung  und  Versorgung  verletzter  Glieder,  Notver- 
band, Hilfeleistung  bei  Operationen  sowie  bei  der  Betäubung,  Vorbereitung  des 
Verbandmaterials  und   der   Instrumente. 

h)  Hilfeleistung  bei  plötzlich  auftretenden  Leiden  und  Beschwerden  bei  gefahr- 
drohenden Krankheitserscheinungen,  bei  Unglücksfällen  (Blutstillung,  künstliche 
Atmung)   und  Vergiftungen.   Grenzen   der  Hilfeleistungen. 

i)  Pflege  bei  ansteckender  Krankheit:  Verhütung  der  Uebertragung  von  Krank- 
heitskeimen auf  den  Kranken,  den  Pfleger  und  andere  Personen;  Desinfek- ' 
tionslehre. 

k)  Zeichen   des   eingetretenen   Todes  ;   Behandlung  der  Leiche. 

1)   Gesetzliche  und  sonstige   Bestimmungen,   soweit    sie    die  Krankenpflegetätigkeit 

berühren, 
m)  Verpflichtungen  des  Krankenpflegers  in  bezug    auf    allgemeines  Verhallen,    na- 
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mentlich-  Benehmen    gegenüber    den  Kranken    und    deren  Angehörigen    sowie 
gegenüber  den  Aerzten,  Geistlichen  und  Mitpflegern  ;  Berücksichtigung  des  Seelen- 
zustandes  des  Kranken  ;  Verschwiegenheit, 
n)   Für  weibliche  Prüflinge  außerdem:   die  wichtigsten   Grundsätze    der    Säuglings- 
pflege. 

§  14.  In  der  praktischen  Prüfung  sollen  die  Prüflinge  sich  befähigt  erweisen, 
ihre  Kenntnisse  in  der  Krankenpflege  praktisch  zu  betätigen.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  jedem  von  ihnen  bei  der  Meldung  im  Krankenhause  {§  8)  die  selbständige 
Pflege  eines  Kranken  (einschließlich  einer  Nachtwache)  bis  zum  Morgen  des  dritten 
Tages  übertragen.  Die  Ausführung  dieser  Aufgabe  erfolgt  unter  Aufsicht  des  für  den 
Kranken  verantwortlichen  Arztes  und  Pflegepersonals;  es  ist  darauf  zu  achten,  daß 
den  Prüflingen  die  zur  Erholung  erforderliche  Zeit  frei  bleibt;  insbesondere  muß 
im  Anschluß  an'  die  Nachtwache  eine  Erhohingszeit  von  mindestens  acht  Stunden 
gewährt  werden. 

Die  wichtigeren  Vorkommnisse  während  der  Pflege  hat  der  Prüfling  kurz  schrift- 
lich  zu   vermerken  ;  die  Niederschrift  ist  am   dritt-en   Tage  vorzulegen. 

Am  zweiten  Prüfungstage  sollen  die  Prüflinge  ihre  Kenntnisse  in  der  ersten 
Hilfeleistung  und  in  der  Hilfeleistung  bei  Operationen,  bei  der  Betäubung,  bei  der 
Ausführung  ärztlicher  Vorschriften,  in  der  liadepflege  und  Desinfektion  praktisch 
dartun. 

§  15.  Die  Gegenstände  und  das  Ergebnis  der  Prüfung  werden  für  jeden  Ge- 
prüften in  einer  Niederschrift  vermerkt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  den  übrigen 
Mitgliedern   der  Prüfungskommission  zu  unterzeichnen   ist. 

§  16.  Jeder  Prüfende  faßt  sein  Urteil  über  die  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  des 
Geprüften  zusammen  unter  ausschließlicher  Verwendung  der  Prädikate  »sehr  gut«  (l), 
»gut«   (2),    »genügend«   (3),    »ungenügend«    (4)  und    »schlecht«    (5). 

Hat  der  Geprüfte  von  einem  Prüfenden  das  Prädikat  »schlecht«  oder  von  zwei 
Prüfenden  das  Prädikat  »ungenügend«  erhalten,  so  gilt  die  Prüfung  als  nicht  be- 
standen. 

Im  übrigen  hat  der  Vorsitzende  am  Schlüsse  der  Prüfung  die  Prädikatswerte 
zusammenzurechnen  und  behufs  Ermittelung  der  Gesamtzensur  durch  3  zu  teilen;  er- 
geben   sich   Drittel,   so   werden   ein  Drittel  nicht,  zwei  Drittel   als  voll  gerechnet. 

§  17.  Tritt  ein  Prüfling  ohne  eine  nach  dem  Urteil  der  Prüfungskommission  ge- 
nügende Entschuldigung  im  Laufe  der  Prüfung  zurück,  so  hat  er  sie  vollständig  zu 
wiederholen. 

Die  Wiederholung  der  nicht  bestandenen  oder  ohne  ^Entschuldigung  nicht  voll- 
endeten Prüfung  ist  nicht  öfter  als  zweimal,  und  frühestens  nach  sechs  Monaten,  spä- 
testens nach  drei  Jahren,  zulässig;  sie  muß  bei  derjenigen  Prüfungskommission  statt- 
finden,  bei   der  die  frühere  Prüfung  begonnen  ist. 

Ueber  die  Zulassung  von  Ausnahmen  behalte  ich  mir  die  Entscheidung  bis  auf 
weiteres  selbst   vor. 

§  18.  Der  Prüfling  wird,  falls  er  die  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  vom  Vor- 
sitzenden davon  benachrichtigt  und  erhält  auf  seinen  Antrag  die  eingereichten  Zeug- 
nisse zurück,  nachdem  auf  dem  Zeugnisse  über  die  Teilnahme  an  einem  Kranken- 
pflegekurse (§  5,  Nr.  5)  ein  Vermerk  über  den  Ausfall  der  Prüfung  gemacht  wor- 
den ist. 

Wenn  die  Prüfung  bestanden  ist,  reicht  der  Vorsitzende  die  Prüfungsverhand- 
lungen unter  Beifügung  der  Gesamtzensur  an  den  Regierungspräsidenten,  im  Landes- 
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polizeibezirk  Berlin  an  den  Polizeipräsidenlen   in  Berlin  behufs  btaallicber  Anerkennung 
der  Krankenpflegeperson  ein. 

Im   Falle  der  Anerkennung  wird  ein  Ausweis  nach  anliegendem  Muster  A  erteilt. 

Ausweis  für  staatlich   anerkannte   Krankcnpflegepersonen. 

welcher 

aus  ,  ,        vor  der  staat- 

,    welche 

liehen   Prüfungskommission  in  die  Prüfung    für    Krankenpflege- 
personen  mit  der  Gesamtzensur    bestanden    hat    und    die    zur   Ausübung    des 

Krankenpflegeberufs  erforderlichen  Fügenschaften  besitzt,  erhält  hiermit  eine  Bescheini- 

er  Krankenpfleger 

gung,    daß  —r-  staatlich  als   r; ; ä — ^       anerkannt  ist. 

*•     °'  sie  Krankenpflegerin 

Für  den  Fall,  daß  Tatsachen  bekannt  werden,  welche  den  Mangel  derjenigen 
Eigenschaften  dartun,  die  zur  Ausübung  des  Krankenpflegeberufes  erforderlich  sind, 
oder  daß  die  Krankenpflegeperson  den  in  Ausübung  der  staatlichen  Aufsicht  erlas- 
senen Vorschriften  beharrlich  zuwiderhandelt,  bleibt  die  Zurücknahme  der  Anerken- 
nung vorbehalten. 

,   den 19     . 

(Dienststempel.)  Unterschrift. 


§  19.  Sanitätsunleroffizieren  mit  mehr  als  fünfjähriger  aktiver  Dienstzeit  im  Sa- 
nitätskorps des  Heeres  oder  der  Marine,  welche  ein  Zeugnis  des  vorgesetzten  Sani- 
tätsamtes über  eine  einwandfreie  dienstliche  und  sittliche  P'ührung,  sowie  über  ge- 
nügende theoretische  und  praktische  Kenntnisse  in  der  Krankenpflege  beibringen, 
wird  auf  ihren  Antrag  von  dem  für  ihren  Wohnsitz  zuständigen  Regierungspräsi- 
denten, im  Landespolizeibezirk  Berlin  von  dem  Polizeipräsidenten  in  Berlin  auch 
ohne  Prüfung  die  staatliche  Anerkennung  als  Krankenpfleger  erteilt,  sofern  sie  noch 
nicht  länger  als  ein  Jahr  aus  dem  aktiven  Militär-  oder  Marinedienst  ausgeschieden 
sind.  Für  Sanitätsunter  Offiziere  außereuropäischer  Truppen  verbände  des  Deutschen 
Reiches   findet   diese  Bestimmung  sinngemäße  Anwendung. 

§  20.  Personen,  welche  schon  vor  dem  Erlaß  dieser  Prüfungsvorschriften  an 
einem  Krankenpflegekurse  von  ausreichender  Dauer  teilgenommen  haben  und  durch 
das  Zeugnis  des  zuständigen  beamteten  Arztes  oder  Krankenhausarztes  oder  des 
Leiters  einer  vom  Staate  anerkannten  geistlichen  oder  weltlichen  Krankenpflegege- 
nossenschaft nachweisen,  daß  sie  mindestens  fünf  Jahre  lang  in  Privatpflege  oder  im 
Anslalts-  oder  Gemeindedienst  Krankenpflege  in  befriedigender  Weise  ausgeübt  haben, 
kann  die  staatliche  Anerkennung  als  Krankenpflegeperson  ohne  vorherige  Prüfung 
erteilt  werden,  sofern  spätestens  bis  zum  i.  Juni  1908  ein  bezüglicher  Antrag  bei 
dem  für  den  Wohnsitz  zuständigen  Regiei  ungspräsidenten,  im  Landespolizeibezirk  Ber- 
lin bei  dem  Polizeipräsidenten  in  Berlin  gestellt  worden  ist  und  die  gutachtlich  ge- 
hörte Prüfungskommission  sich  dafür  ausspricht.  Sind  mehrere  Prüfungskommissionen 
im  Bezirk,  so  wählt  der  Regierungspräsident,  im  Landespolizeibezirk  Berlin  der  Po- 
lizeipräsident in  Berlin  die  zu  hörende  Prüfungskommission.  Auf  Befürwortung  der 
Prüfungskommission  kann,  wenn  besonders  dringende  Gründe  vorliegen,  ausnahms- 
weise auch  der   Nachweis   des  Besuchs  eines  Ausbildungskurses  erlassen  werden. 

Ueber  die  Erteilung  der  staatlichen  Anerkennung  in  den  vorstehend  bezeichneten 
Fällen   behalte  ich  mir  die  Entscheidung  bis  auf  weiteres  vor. 
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§  2  1.  In  den  Fällen  der  §§  19,  20  ist  ein  Ausweis  nach  beiliegendem  Muster 
B   zu  erteilen. 

Ausweis  für  staatlich   anerkannte  Krankenpflegepersonen. 

welcher 

aus  ,    r-r—    den 

welche 

Nachweis  der  Ausbildung   in  der  Krankenpflege  erbracht  hat  und  die  zur  Ausübung  des 

Krankenpflegeberufs  erforderlichen  Eigenschaften  besitzt,   erhält  hiermit  die   Hescheini- 

er  Krankenpfleger 

eung,  daß  — r-  staatlich  als   ^. r ^ : —  anerkannt  ist. 

"     °  sie  Krankenpnegerm 

Für  den  Fall,  daß  Tatsachen  bekannt  werden,  welche  den  Mangel  derjenigen 
Eigenschaften  dartun,  die  zur  Ausübung  des  Krankenpflegeberufs  erforderlich  sind, 
oder  daß  die  Krankenpflegeperson  den  in  Ausübung  der  staatlichen  Aufsicht  erlas- 
senen Vorschriften  beharrlich  zuwiderhandelt,  bleibt  die  Zurücknahme  der  Anerken- 
nung vorbehalten. 

,  den  19 

(Dienststempel.)  Unterschrift 

§  22.  Die  in  einem  anderen  Bundesstaate  auf  Grund  gleicher  Vorschriften  er- 
folgte Anerkennung  als  Krankenpflegeperson  gilt  auch  für  das  preußische  Staats- 
gebiet. 

§  23.  Die  staatliche  Anerkennung  als  Kraiikenpflegeperson  kann  von  dem  für 
den  Wohnsitz  zuständigen  Regierungspräsidenten,  im  Landespolizeibezirk  Berlin  von 
dem  Polizeipiäsidenten  in  Berlin  zurückgenommen  werden,  wenn  Tatsachen  vorliegen, 
welche  den  Mangel  derjenigen  Eigenschaften  dartun,  die  für  die  Ausübung  des 
Krankenpflegeberufs  erforderlich  sind,  oder  wenn  die  Krankenpflegeperson  den  in 
Ausübung  der  staatlichen   Aufsicht  erlassenen  Vorschriften  beharrlich  zuwiderhandelt. 

Einer  in  einem  anderen  Bundesstaat  erfolgten  Anerkennung  kann  unter  den- 
selben Voraussetzungen  von  dem  für  den  Wohn-  oder  Aufenthaltsort  zuständigen 
Regierungspräsidenten,  im  Landespolizeibezirk  Berlin  von  dem  Polizeipräsidenten  in 
Berlin  die  Wirksamkeit  für  das  preußische  Staatsgebiet  entzogen  werden.  Die  Ent- 
ziehung ist  der  Behörde,  welche  die  Anerkennung  erteilt  hat,  zur  Kenntnis  zu 
bringen. 

Diese  Vorschriften  treten  am   i.   Juni    1907   in  Kraft. 

Berlin,   den    10.  Mai   1907.  Der   Minister 

der  geistlichen,   Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiteii. 
V.   S  t  u  d  t. 

Die  vom  Bundesrat  festgestellten  Vorschriften  über  die  staatliche 
Prüfung  von  Krankenpflegepersonen  sind  weiterhin  eingeführt  worden 
im  Königreich  Sachsen,  in  Württemberg,  Hessen,  Braunschweig,  Mei- 
ningen, Anhalt,  Lippe,  Bremen  und  Hamburg.  Die  Regierungen  von 
Schwarzburg-Sondershausen  und  Rudolstadt  haben  von  der  Errichtung 
einer  eigenen  Krankenpflegeschule  und  von  dem  Erlasse  von  Prüfungs- 
vorschriften abgesehen,  nachdem  das  Großherzoglich  Sächsische  Staats- 
ministerium die  Benutzung  der  staatlich  anerkannten  Krankenpflege- 
schule am  Sophienhause  in  Weimar  auch  Angehörigen  aus  den  beiden 
Fürstentümern  freigestellt  hat. 
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Bayern  und  Baden  haben  bis  jetzt  keine  staatlichen  Prüfungsvor- 
schriften  erlassen.  Bayern  angeblich  deswegen  nicht,  weil  ihm  bisher  die 
Handhabe  zur  Entziehung  des  Prüfungsausweises  fehlt.  Der  Hauptverband 
bayerischer  Frauenvereine  hat  beim  Ministerium  des  Innern  eine  Peti- 
tion eingereicht,  in  tier  auch  im  Namen  des  Pul)likums  um  die  mög- 
lichst Inildige  Aufstellung  einer  Prüfungsordnung  gebeten  wird. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  eine  Uebersicht  gegeben  über  die  wichtig- 
sten Ausbildungsstätten  des  weltlichen  Pflegepersonals.  Es  sind  dies 
die  Vaterländischen  Frauenvereine,  der  Verband  deutscher  Kranken- 
pflegeanstalten vom  Roten  Kreuz,  der  Johanniterorden,  der  Evangeli- 
sche Diakonieverein ,  der  Rheinisch-Westfälische  Diakonieverein  für 
kirchliche  und  soziale  Wohlfahrtspflege,  der  Diakonieverein  Arbei- 
terinnenfürsorge in  Dieringhausen,  die  Pflegeschulen  der  königl.  sächsi- 
schen Heilanstalten  in  Hoch-weitzschen  und  Hubertusburg,  der  Bres- 
lauer Verein  zur  Ausbildung  weltlicher  katholischer  Krankenpflegerinnen, 
der  katholische  Krankenfürsorgeverein  in  Köln,  der  deutsche  Verband 
jüdischer  Krankenpflegerinnenvereine,  der  Schwesternverein  der  Ham- 
burgischen Staatskrankenanstalten,  dns  Victoriahaus  für  Krankenpflege, 
der  deutsche  Verband  der  Krankenpfleger  und  Pflegerinnen-Berlin  N  58, 
der  deutsche  Schwesternverein  in  Haniburg.  Staatlich  anerkannte  Kran- 
kenpflegeschulen bestehen  ferner  noch  u.  a.  im  Sophienhaus  zu  Weimar, 
im   Clementinenhaus  zu  Hannover. 

7.  A  r  b  e  i  t  s  z  e  i  t.  In  den  Dienstordnungen  der  Anstalten  wird 
meist  bestimmt,  daß  »jeder  Bedienstete  der  Anstalt  seine  ganze  Zeit 
dem  Dienste  der  Anstalt  zu  widmen«  hat.  Das  Gesetz  gestattet  ja  auch 
unbegrenzte  Arbeitszeit.  In  den  Berliner  Kranken-  und  Pflegeanstalten 
beträgt  die  tägliche  Arbeitszeit  des  gesamten  Pflegepersonals  12  — 14 
Stunden.  Dazu  kommen  oft  noch  Nachtwachen  (halbe  und  ganze). 
In  dem  Krankenhaus  zu  St.  Jacob  in  Leipzig  existierte  noch  im  Jahre 
1909  —  vielleicht  auch  jetzt  noch  —  eine  ununterbrochene  Arbeitsbe- 
reitschaft von  36  Stunden  einmal  in  der  Woche  für  die  Lehrschwestern. 
»Wenn  man  eine  gute  Oberschwester  gehabt  hat,  konnte  man  einige 
Stunden  auf  einer  harten  Badebank  ruhen«,  lautet  der  Bericht  einer 
Schwester.  Als  das  Haus  noch  mit  Diakonissen  besetzt  war,  schloß 
sich  an  den  36-Stundentag  ohne  Ruhepause  noch  sofort  eine  Religions- 
stunde an.  »Als  ich  nach  dreitägiger  ununterbrochener  Pflege  etwas 
um  Ruhe  bat,  sagte  man  mir:  ,Wenn  Sie  nun  eine  Stunde  schlafen, 
dann  können  Sie  doch  wieder  diese  Nacht  wachen?«  (Bericht  einer 
Privatpflegerin).  »Ein  Vierteljahr  gearbeitet  von  früh  5  bis  abends 
V210  Uhr;  nicht  in  den  Garten,  geschweige  denn  vor  die  Tür  gekom- 
men« (Aussage  einer  Schwester  über  eine  Privatklinik)').     »Diebesten 


l)   Mitgeteilt    in    der   »Sozialen   Praxis«,  XIX.  Jahrg.     1910,     S.   699.     Vgl.   auch 
Reiche!  a.  a.   O.:    »Der  Dienstvertrag  der  Krankenpflegerinnen.»      Jena,  Fischer,  1910. 
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Schwestern,  welche  mit  ganzer  Liebe  und  Hingebung  pflegen  und  mit 
warmem  Herzen  mit  ihren  Kranken  empfinden  und  sich  durch  die  all- 
gemeine Schablone  nicht  stören  lassen,  stehen  meist  nach  längstens 
zweijähriger  Tätigkeit  auf  dem  Standpunkt,  sich  sagen  zu  müssen : 
»Wenn  das  so  weiter  geht,  bist  du  in  kurzer  Zeit  unfähig,  noch  weiter 
zu  arbeiten«  (Aeußerung  einer  freien  Pflegerin). 

Nac  h  den  Mitteilungen  aus  der  Statistik  der  Stadt  Düsseldorf,  in 
denen  ig  größere  Krankenanstalten  Deutschlands  kritisch  behandelt 
werden,  befindet  sich  unter  diesen  keine  einzige,  in  der  die  Schwestern 
weniger  als  14  Stunden  Dienstzeit  haben,  abgerechnet  die  Essens-  und 
Ruhe  pausen  von  durchschnittlich  2  Stunden.  Hierzu  kamen  in  vielen 
Fällen  noch  Nachtwachen,  die  im  Rahmen  des  gewöhnlichen  Dienstes 
zu  machen  sind.  So  laufen  z.  B.  die  Dienststunden  des  Elisabeth- 
kran kenhauses  in  Aachen  von  5  Uhr  morgens  bis  9  Uhr  abends;  dazu 
kommt  noch  jeden  dritten  bis  vierten  Tag  eine  dreistündige  Nacht- 
wache; Erholungsurlaub  wird  nach  Bedarf  erteilt.  Im  Nürnberger 
städtischen  Krankenhause  laufen  die  Dienststunden  von  6 — 9  Uhr; 
dort  müssen  die  Schwestern  alle  drei  bis  vier  Tage  eine  fünfstündige 
Nachtwache  leisten.  In  beiden  Anstalten  sind  Ordensschwestern  tätig, 
in  der  ersten  Elisabetherinnen  (katholisch),  in  der  zweiten  Diakonissen 
(protestantisch).  Von  städtischen  Krankenhäusern,  in  denen  weltliche 
Schwestern  tätig,  sind  in  Charlottenbuig-Westend  von  6 — 8  Uhr  Dienst- 
stunden ;  Nachtwachen  sind  jeden  dritten  bis  fünften  Monat  einen  Mo- 
nat lang  von  8-  8  Uhr  zu  leisten;  während  dieser  Zeit  sind  die  Schwe- 
stern von  jedem  übrigen  Dienst  befreit.  In  einem  Berliner  städtischen 
Krankenhause  (Urban,  Viktoriaschwestern)  laufen  die  Dienststunden 
von  6 — 8  Uhr,  viermal  im  Jahre  je  einen  Monat  Nachtdienst,  jährlich 
vier  Wochen   Urlaub. 

Die  der  Reichs-Gewerbeordnung  unterstehenden  Pflegerinnen 
sind  aber  vom  Zehnstundentag  der  Arbeiterinnen  ausgeschlossen, 
denn  §  154  der  Gewerbeordnungsnovelle  bestimmt,  daß  die  §§  133  g 
bis  139  a  GO.  auf  die  Angestellten  der  Heilanstalten  und  Genesungs- 
heime keine  Anwendung  finden  sollen.  Einen  für  die  Praxis  wohl  nie- 
mals anwendbaren  Schutz  bietet  lediglich  §  618  Abs.  2  BGB.  §  i2oe 
Abs.  I  u.  3  GO.  gibt  allerdings  dem  Bundesrat  die  Vollmacht,  Be- 
stimmungen über  die  Arbeitszeit  in  den  Privatkrankenanstalten  zu  treffen. 

8.  Besoldung.  Die  Höhe  des  Gehaltes  (Lohnes,  Salairs  usw.) 
wird  in  den  staatlichen  oder  kommunalen  Anstalten  durch  den  Etat 
festgesetzt,  in  den  anderen,  namentlich  den  Privatanstalten,  ist  die 
Festsetzung  der  Höhe  der  freien  Vereinbarung  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  bei  der  Einstellung  überlassen. 

Die  Gehaltszulagen  sind  entweder  vorher  bestimmt  oder  sie  w^er- 
den  durch  die  »Würdigkeit  oder   persönliche    Dienstleistung«    bedingt. 

In  der  Höhe  des  Gehaltes  ist   in  den  Anstalten  stets    »freie    Sta- 
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tion«  einbezogen.  Die  Stadt  Rixdorf  bei  Berlin  bewertet  diese  Station 
im  Pensionierungsfalle  ihrer  Schwestern  mit  860  M.  Neben  den  Ge- 
hältern zahlen  einige  Irrenanstalten  nach  5-  oder  lojährigcr  zufrieden- 
stellender Dienstzeit  »Prämien«   in  Höhe  von  300 — 500  M. 

Gehaltsfortzahlungen  bei  kürzeren  Arbeitsunterbrechungen  finden 
meist  statt.  Doch  haben  die  meisten  Gemeinden  bez.  Städte  für  ihre 
Anstalten  in  Beschlüssen,  Verfügungen  usw.  Stellung  zum  §  616  BGB. 
genommen. 

Die  hier  in  Betracht  komnientlen  Fälle  sind  Arbeitsversäumnis 
wegen  Krankheit,  wegen  militärischer  Friedensübungen,  zur  Erfüllung 
staatsbürgerlicher  Verpflichtungen,  z.  B.  Reichs-  und  Landtagswahlen, 
Kontrollversammlungen,  Vernehmung  als  Zeuge  usw.  oder  infolge  per- 
sönlicher Behinderung,  z.  B.  bei  Todesfällen,  schweren  Erkrankungen 
in  der  Familie  usw. 

Das  monatliche  Anfangsgehalt  des  Pflegepersonals  in  den  Anstalten 
ist  grundverschieden:  18—60  M.  für  Pfleger,  15 — 50  M.  für  Pfleger- 
innen. 

Die  Bezüge  des  Personals  an  den  Heil-  und  Pflegeanstalten  Badens 
sind  wie  folgt  festgesetzt:  Die  vertragsmäßig  verwendeten  Pfleger  er- 
halten eine  Barvergütung  von  600  M.  jährlich  neben  freier  Station. 
Durch  Zulagen  von  70  M.  pro  Jahr  kann  der  Bargehalt  bis  auf  logo 
Mark  steigen.  Für  die  etatsmäßige  Anstellung  sind  zwei  Gehaltsklassen 
vorgesehen;  im  allgemeinen  kann  ein  Drittel  aller  Stellen  in  die  i.  Kl. 
eingereiht  werden.  Bei  der  etatsmäßigen  Anstellung  in  Gehaltsklasse 
II  erhalten  die  Pfleger  einen  Anfangsgeiialt  von  1200  M.  und  ein  Woh- 
nungsgeld von  400  M.  (in  Pforzheim)  bez.  250  M.  (an  den  übrigen 
Anstalten).  Alle  2  Jahre  steigt  das  Gehalt  um  70  M.  bis  zu  einem 
Höchstbetrage  von  1700  M.  und  Wohnungsgeld.  In  der  ersten  Ge- 
haltsklasse beginnt  der  Pfleger  mit  einem  Mindestgehalt  von  1300  M., 
erhält  alle  2  Jahre  eine  Zulage  von  100  M.  und  einen  Höchstgehalt 
von  2000  M.  Das  Wohnungsgeld  beträgt  450  M.  (Pforzheim)j^und  280 
Mark  (in  den  übrigen  Anstalten).  Die  etatsmäßigen  Pfleger  haben 
keine  freie  Station  mehr,  sondern  entrichten,  wenn  sie  ledig  sind,  in 
der  Anstalt  wohnen  und  beköstigt  werden,  den  Anschlag  für  die  ge- 
samten Naturalbezüge  (360  M.  pro  Jahr)  an  die  Anstaltskasse;  wenn  sie 
verheiratet  sind  und  nur  die  Kost  von  der  Anstalt  beziehen,  den  An- 
schlag für  die  Kost  (270  M.  pro  Jahr). 

Es  beziehen  die  Pflegerinnen  im  Vertragsverhältnis  anfangs  450  M. 
und  freie  Station.  Die  jährlichen  Zulagen  betragen  50  M.,  der  bare 
Höchstgehalt  730  M.  Die  etatsmäßigen  Pflegerinnen  2.  Klasse  beginnen 
mit  900  M.  und  300  M.  Wohnungsgeld  (Pforzheim-,  190  M.  (in  den 
übrigen  Anstalten)  und  erhalten  eine  zweijährige  Zulage  von  55  M., 
sodaß  der  Höchstgehalt  ohne  das  Wohnungsgeld  1275  M.  beträgt.  In 
Gehaltsklasse  I  (ein  Drittel  der  Stellen)  belaufen  sich  die  entsprechen- 
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den  Sätze  auf  975  M.  und  340  M.  bez.  210  M.  (Anfangsbezüge),  74  M. 
(Zulage)  und  1575  M.  (Höchstgehalt). 

Die  Oberpfleger  beginnen  mit  1500  M.  und  steigen  von  zwei  zu 
zwei  Jahren  um  eine  Zulage  von  125  M.  bis  2500  M.,  Wohnungsgeld 
450  M.  bez.  280  M.  Die  Oberpflegerinnen  beginnen  mit  1125  M. 
Die  Zulage  belauft  sich  auf  95  M.,  das  Höchstgehalt  ist  1875  M.  Das 
VVohnungsgeld  beträgt  340  M.  bez.   290  M. 

Die  >L  o  h  n  o  r  d  n  u  n  g«  für  das  an  den  Irrenanstalten  Berlins 
und  an  der  Anstalt  für  Epileptische  zu  Wuhlgarten  beschäftigte  Perso- 
nal bestimmt : 

1.  für  das  Oberpfiegepersonal: 

Oberfleger       Oberpflegerinnen 
Anfangslohn  900  M. 

nach  2  Jahren  1050    » 

»4       »  1250    » 

v>      6       »  1300    » 

»      9       »  1500    » 

»12       7>  1650    » 

»15       »  1800    » 

neben  freier  Wohnung  und  Kost.  Die  verheirateten  Oberpfleger  er- 
halten Familienwohnung  und  eine  Beköstigungsentschädigung  von 
700  M. 

2.  für  das  männliche  Pflegepersonal: 
Anfangslohn  monatl.     45     50     55     60     65     70     75     80     85     90  M. 

nach  I       2       3       4       5       6       8     10     12  Jahr. 

5.  für  das  weibliche  Pflegepersonal: 
Anfangslohn   monatl.     30    33    36    39    42     45    48     51     54     57     60  M. 

nach  I       23456       7      8910  Jahr. 

Weihnachtsgeschenke  für  das  Pflegepersonal  werden  jetzt  nicht 
mehr  gewährt. 

In  Bayern  schwankt  das  Anfangsgehalt  der  Pfleger  zwisciien  330 
und  660  M.  pro  Jahr,  der  Pflegerinnen  zwischen  216  und  540  M.  Das 
Höchstgehalt  der  Pfleger  schwankt  zwischen  858  und  1500,  der  Pflege- 
rinnen zwischen  480  und   1500  M. 

Den  Schwestern  der  städtischen  Krankenanstalten  zu  Düsseldorf 
wird  ein  Gehalt  nach  folgenden  Sätzen  gewährt: 
Es  erhält : 

a)  die  L  e  h  r  s  c  h  w  e  s  t  e  r 

im   ersten  Halbjahr  ein  Taschengeld  von  monatlich  10. —  M.,  im  zweiten 

Halbjahr  ein  Taschengeld  von  monatlich   15. —  M. 

b)  die  Probeschwester 

ein  Jahresgehalt  von  360. —  M. 
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c)  die  a  u  s  ;^  e  b  i  1  d  e  t  e  Schwester 

ein  Anfangsgehalt  von  420.—    M.,  bis  zum  Höchstgehalt  von  600. —  M. 

folgendermaßen  steigend  : 

Anfangsgehalt     .     .     .     420. —  M. 

Nach  3  Jahren    .     .     .     480. —    » 

Nach  6  Jahren    .  .     540. —    » 

Nach  9  Jahren   .     .     .     600. —    » 

d)  die  Oberschwester 

ein  Anfangsgehalt  von  600. —  M.,  bis  zum  Höchstgehalt  von  750. —  M. 

folgendermaßen  steigend  : 

Anfangsgehalt     .     .     .     600. —  M. 

Nach  3  Jahren  .     .     .     650. —    » 

Nach  6  Jahren   .     .     .     700. —    » 

Nach  q  Jahren  .  .  .  750. —  » 
Bezüglich  der  Festsetzung  des  Gehaltes  der  ausgebildet  übernom- 
menen Schwestern  und  Oberschwestern  ist  die  Anrechnung  früherer 
Dienstjahre  zulassig  und  erfolgt  der  vorangegangenen  Ausbildung  und 
Leistungsfähigkeit  der  Schwester  entsprechend.  Im  Einzelfalle  ent- 
scheidet der  Direktor. 

Die  Schwestern  erhalten  freie  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung,  Be- 
köstigung, Wäschereinigung  und  Kleidung  für  den  Dienst,  einschließlich 
eines  von  der  Stadt  zu  bestimmenden  und  zu  liefernden  .'\bzeichens. 
9.  Beköstigung.  In  der  Irrenanstalt  Dalldorf  wurden  laut  Ver- 
waltungsbericht für  1904/5  pro  Tag  und  Kopf  des  Personals  0,936  M. 
für  Kost  angewandt;  in  der  Irrenanstalt  Herzberge  (nach  dem  Haus- 
haltsplan der  Stadt  Berlin  für  das  Jahr  1904)  0,81   M. 

Nach  Grotjahn^)  kostet  der  Stadt  Berlin  der  3.  Tisch,  den  ihr 
Pflegepersonal  erhält,  1,15  M.  pro  Kopf  und  Tag.  Im  städtischen 
Kaiser-  und  Kaiserin-Friedrich-Kinderkrankenhaus  zu  Berlin  werden 
(nach  dem  Haushaltsplan  der  Stadt  Berlin  für  das  Jahr  1904)  pro  Kopf 
und  Tag  1,01  M.  für  Kost  des  Pflegepersonals  gerechnet.  Im  Berliner 
Kinderasyl  (Leitung :  Prof.  Finkelstehi)  wurden  im  Etatsjahr  1904  für 
Kost  des  Pflegepersonals  1,20  M.  pro  Kopf  und  Tag  verausgabt.  Der 
Verwaltungsbericht  der  Landes-Heil-  und  Pflegeanstalt  Alt-Scherbitz  für 
die  Jahre  1902/3  gibt  69  Pfg.  für  den  Tag  und  Kopf  (Personal  und 
Kranke  3.  Klasse)  im  Jahre  1902  (gegen  71  Pfg.  für  1901.  66  für  1900, 
54  für  1903)  an.  In  den  rheinischen  Provinzial-Heil-  und  Pflegean- 
stalten beträgt  der  Beköstigungssatz  0,95  M.  pro  Tag  und  Kopf  In 
den  bayerischen  Kreis-Irrenanstalten  schwankt  der  jährliche  Verpfle- 
gungssatz zwischen  270 — 378  M.  Obwohl  die  Irrenanstalten  einen 
großen  landwirtschaftlichen  Betrieb  haben  und  oft  z.  B.  die  Butter  an 


l)   Krankenhauswesen  und  Heilstältenbewegung  im  Lichte  der  sozialen  Hygiene. 
Leipzig,  Vogel,    1908. 
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Private  abgeben,  hat  Dalldorf  nur   1429  Kilogramm  Koch-  und  Tisch- 
butter verbraucht  gegenüber   14600  Kilogramm  Margarine. 

Die  Kost  des  Pflegepersonals  ist  meist  nicht  gut  zu  nennen.  Das 
sagt  nicht  nur  das  Pflegepersonal.  Auch  Aerzte  haben  sich  mit  den 
Ernährungsverliältnissen  in  den  Anstalten  beschäftigt.  Wir  weisen  be- 
sonders auf  die  eingehenden  vStudien  des  Berliner  Spezialarztes  Dr. 
Willi.  Sfeniberg  hin,  der  persönlich  die  Kostverhältnisse  in  den  An- 
stalten untersucht  hat.  Nur  ein  Urteil  von  ihm  sei  wiedergegeben :  »Was 
aber  vollends  am  meisten  Beachtung  verdient:  Erhalten  von  den  Ge- 
sunden im  Spital  überall  die  Aerzte  die  Küche  stets  frisch,  so  haben 
die  Wärter,  die  den  schwersten  und  hingebungsvollsten  Beruf  im  Spi- 
tal ausüben  sollen,  fast  überall  gar  nicht  frisches  Essen,  sondern  fast  aus- 
nahmslos auch  gewärmtes.  Es  ist  geradezu  unverantwortlich,  daß  nicht 
einmal  die  Nachtwachen  frisches  Essen  erhalten,  sondern  ausnahmslos 
aufgewärmtes  Essen.« 

Auff"allend    geklagt    wird    über    das    Essen    in    den   Irrenanstalten. 

IG.  Erkrankungs-  und  Sterblichkeitsverhältnisse: 
Professor  Dr.  Georg  Cornet  in  Berlin  (i88q),  Dr.  Wilh.  Hohn  (1899), 
Prof.  Kruse  (1900)  und  der  österreichische  Landtagsabgeordnete  von 
Lifidheim  haben  umfassendere  Morbiditäts-  und  Mortalitätsuntersuchungen 
im  Krankenpflegeberufe  vorgenommen.  Es  kann  im  Rahmen  dieses 
Aufsatzes  nur  auf  diese  Arbeiten  hingewiesen  werden ').  Die  Ergeb- 
nisse sind  eingehend  berücksichtigt  in  meinem  eingangs  erwähnten 
Buche. 

Eine  interessante  Statistik  über  den  Gesundheitszustand  von 
2500  Schwestern  hat  Mitte  1900  die  »Berufsorganisation  der  Kranken- 
pflegerinnen Deutschlands«  veröffentlicht.  Von  diesen  2500  Schwestern 
haben  1050  angegeben,  daß  bei  ihnen  Ueberanstrengung  zu  konsta- 
tieren war.  Die  Frage  nach  Erkrankungen  unter  den  Schwestern  gab 
folgendes  Resultat: 

959  :=:  38,4%  waren  stets  gesund 
741   -=1  29,6%       »        einmal   erkrankt 
800  ■=^  32,0%       »        häufiger      » 

Die  Liste  der  Erkrankungen  ist  sehr  lehrreich:  326  Bleichsucht; 
148  Nervenerkrankungen;  80  Herzerkrankungen;  58  Lungenentzün- 
dungen; 66  Brust-  und  Rippenfellentzündungen;  160  Lungentuberku- 
lose; 12  Bauchfellentzündungen;  99  Gelenkrheumatismus;  28  Ischias; 
5  Basedowsche  Krankheit;  204  Influenza;  222  Angina,  Bronchitis,  Hals- 
erkrankungen;  IG  Keuchhusten;  44  Masern;  169  Diphtherie,  davon  2 
tracheotomiert;  75  Scharlach;  50  Erysipel;  9  Ruhr;  108  Typhus;   19  Ma- 


l)  Vgl.  V.  Lindheim:  »Saluti  aegrorum«.  Aufgabe  und  Bedeutung  der  Kran- 
kenpflege im  modernen  Staat.  Eine  sozialstatistische  Untersuchung.  Verlag  F.  Deu- 
ticke,  Wien  u.  Leipzig  1905. 
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laria ;  15  Venenentzündungen;  7  Krampfadern,  3  operiert ;  21  Furunkel; 
18  Phlegnome  und  Ekzem ;  16  Unfälle  (Gehirnerschütterungen  usw., 
I  Amputation);  43  Nierenerkrankungen;  8  Wandernieren,  3  operiert,  i 
mit  gutem,  2  mit  geringem  Erfolg;  43  (rallenstein  und  Leberleiden, 
7  operiert,  5  mit  gutem,  2  mit  geringem  Erfolg;  43  Magengeschwüre; 
63  Magen-  und  Darmerkrankungen,  13  mit  gutem  Erfolg  operiert;  23 
Knie-  und  Hüftgelenkentzündungen,  5  mit  gutem,  i  mit  geringem  Er- 
folg operiert;  11  Sehnenscheiden-  und  Knochenhautentzündungen  ;  175 
Blinddarmentzündungen;  114  mit  gutem,  i  mit  geringem  Erfolg  ope- 
riert; 25  Augenkrankheiten,  5  mit  gutem,  i  mit  geringem,  i  ohne  Er- 
folg operiert;  47  Ohrenkrankheiten,  14  mit  gutem  Erfolg  operiert;  27 
Kiefer-  und  Stirnhöhlenerkrankungen,  14  mit  gutem  Erfolg  operiert  ; 
27  Drüsenoperationen,  17  mit  gutem,  2  mit  geringem  Erfolg;  19  Bruch- 
schäden, 17  mit  gutem,  i  mit  geringem  Erfolg  operiert;  9  Brustopera- 
tionen ;  58  Unterleibsleiden,  operiert  28  mit  gutem,  i  mit  geringem, 
I  ohne  Erfolg;  18  Plattfüße;  12  Fleischvergiftungen  ;  26  Blutvergiftungen; 
I  Zuckerkrankheit;  39  Schlaflosigkeit;  87  sonstige  Erkrankungen;  51 
kleinere  Operationen  mit  gutem,  3  mit  geringem,  4  ohne  Erfolg;  102 
Operationen  ohne  nähere  Angaben,  94  mit  gutem,  5  mit  geringem,  3 
ohne  Erfolg. 

Die  Gesamterkrankungsziffern  der  Rote-Kreuz-Schwestern  betrugen 
nach  Sendler  25%  im  Jahre  1899,  24%  im  Jahre  1900,  29%  im  Jahre 
1901. 

Die  allgemeine  Rechtsstellung  des  Krankenpflege- 
personals ist  völlig  ungeklärt.  Die  Angestellten  in  öffentlichen  An- 
stalten unterstehen  zumeist  den  Bestimmungen  des  BGB.  (§§  611 — 619), 
für  die  in  Privatkliniken  Beschäftigten  und  das  Privatpflegepersonal  ist 
meist  die  GO.  maßgebend,  vereinzelt  wird  noch  die  Gesindeordnung 
angewandt.  Das  beamtete  Personal  untersteht  den  Vorschriften  des 
Disziplinargesetzes. 

Der  RGO.  (Titel  VII)  sind  unterstellt: 

I.  Das  Pflegepersonal  in  Privatkrankenanstalten,  soweit  sie  Ge- 
werbebetriebe sind,  d.  h.  sofern  sie  als  selbständiges  Mittel  zur  Erzie- 
lung einer  dauernden  Einnahmequelle  nicht  bloß  zur  Ermüglichung 
oder  Beförderung  der  ärztlichen  Tätigkeit  gehalten  werden. 

Nach  von  Schtdz^)  »dürfte  die  Behauptung  verfehlt  sein,  daß  die  in 
§  6  GO.  genannte  Ausübung  der  Heilkunde  wegen  des  bei  der  Aus- 
übung obwaltenden  höheren  wissenschaftlichen  und  sittlichen  Interesses 
außerhalb  des  Gewerbebegrifts  der  GO.  falle. 

Es  würden  alle  gewerblichen  Verhältnisse  derjenigen,  welche  die 
Heilkunde    ausüben,    nach    der    GO.    beurteilt  werden,   wenn  §  6  GO. 


l)  »Ausübung  der  Heilkunde«  in   »Das  Gewerbegericht  Berlin«. 
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nicht  vorhanden  wäre.  Es  ist  dies  so  wie  bei  den  Eisenbahnunter- 
nehmungen.  Obwohl  Eisenbahnunternehmungen  Gewerbebetriebe  sind, 
gilt  für  dieselben  infolge  des  §  6  nicht  die  GO.  (Reichsgesetz),  son- 
dern das  preußische  Landesgesetz  über  die  Eisenbahnunternehmungen, 
welches  aber  nur  die  Verhältnisse  der  Eisenbahngesellschaften  zum 
Staat  und  zum  Publikum  allgemein  regelt.  Da  das  Landesgesetz  je- 
doch die  Verhältnisse  der  Eisenbahngesellschaften  zu  ihren  Arbeitern 
außer  acht  läßt,  tritt  bei  der  gewerblichen  Natur  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen für  die  sonach  gewerblichen  Arbeiter  derselben  die  GO. 
in  Kraft.  Nicht  anders  liegt  es  bei  der  gewerblichen  Ausübung  der 
Heilkunde.  Der  Arzt  soll  ungeachtet  seines  Gewerbebetriebs  gemäß 
§  6  GO.  in  seinem  Verhältnis  zum  Staat  und  zum  Publikum  die  Lan- 
desgesetze beachten,  so  weit  die  GO.  nicht  Vorbehalte  gemacht  hat. 
L'eber  die  Angestellten  der  Aerzte  schweigen  sowohl  §  6  GO.,  als  die 
Landesgesetze.  Es  ist  desw  egen  notwendig,  die  in  den  gewerblichen 
Betrieben  der  Aerzte  tätigen  Personen  als  gewerbliche  Arbeiter  im 
Sinne  der  GO.  anzusprechen.  Nach  alledem  ist  mit  Unrecht  die  Tat- 
sache, daß  die  Ausübung  der  Heilkunde  der  GO.  nur  soweit  unter- 
steht, als  dieses  Gesetz  Vorschriften  über  die  Ausübung  aufgestellt  hat, 
die  Veranlassung  geworden,  daß  das  Gewerbegericht  Berlin  sich  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  der  Angestellten  von  Aerzten  usw. 
gegen  ihre  Arbeitgeber   aus   dem  Arbeitsvertrage   für  unzuständig    hält. 

Die  Ausnahmestellung  der  Aerzte  kann  deswegen  nicht  ohne 
weiteres  auf  deren  Angestellte  angewendet  werden.  Wenn  man  eine 
solche  Ausdehnung  beabsichtigte,  bedurfte  es  unbedingt  einer  ausdrück- 
lichen gesetzlichen  Bestimmung.  Wir  müssen  umgekehrt  wie  die  Ge- 
werbegerichts-Entscheidungen  folgern  :  gerade  weil  die  Gehilfen  der 
Aerzte  usw.  nicht  besonders  im  §  6  benannt  und  auch  in  anderen 
Fällen  der  GO.  nicht  eximiert  sind,  gehören  sie  unter  die  GO.  .  .  . 
und  haben  ihre  Rechtsstreitigkeiten  mit  ihren  Arbeitgebern  vor  dem 
Gewerbegericht  auszufechten.'?: 

2.  Das  Privatpflegepersonal.  Nach  Nr.  VII  der  Anleitung  des 
Reichsversicherungsamtes  vom  31.  Oktober  1890  (A.  N.  des  RVA.  J. 
u.  AV.  S.  4)  sollen  »diejenigen  Personen,  welche  berufsmäßig  einzelne 
persönliche  Dienstleistungen  bei  wechselnden  Arbeitgebern  übernehmen, 
der  Versicherungspflicht  dann  unterliegen,  wenn  sie  als  Arbeiter,  dagegen 
dann  nicht,  wenn  sie  als  selbständige  Gewerbetreibende  anzusehen 
sind.  Hierher  gehören  u.  a.  die  selbständigen  Krankenpflegerinnen, 
d.  h.  diejenigen,  welche  nicht  in  ein  festes  Dienstverhältnis  zu  einzelnen 
Personen  oder  gewerblichen  Unternehmungen,  öffentlichen  Anstalten, 
Vereinen  usw.  getreten  sind  (vgl.  Bescheid  3g  und  Revisionsentschei- 
dung 635,  a.  a.  O.  1891  S.  153  und  1898  S.  268),  sondern  je  nach 
Angebot  und  freiem  Ermessen  bei  einem  nicht  geschlossenen  Kreise 
beliebiger  Auftraggeber  die  Pflegetätigkeit   längere   oder    kürzere    Zeit 
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ausüben.  Von  ihnen  ist  an  der  bezeichneten  Stelle  der  Anleitung 
weiter  gesagt,  daß  sie  der  Regel  nach  als  gewerbliche  Unternehmer 
zu  behandeln  seien.  Diese  Auffassung  ist  später  in  verschiedenen  Re- 
visionsentscheidungen ^)  festgehalten  und  näher  begründet  worden.  Die 
freien  Krankenpflegerinnen  stellen  nicht  ihre  Arbeitskraft  dem  Auf- 
traggeber nach  dessen  näherer  Anordnung  zur  Verfügung,  sondern 
übernehmen  nur  Leistungen  bestimmt  abgegrenzter  Art,  die  sich  wohl 
als  losgelöst  von  den  Geschäften  der  Hauswirtschaft  und  als  Gegen- 
stand eines  besonderen  Gewerbes  denken  lassen  und  zudem  ein  ge- 
wisses Maß  an  Kenntnissen  und  eigentümlicher  Fachbildung  voraus- 
setzen. ...  Es  fragt  sich,  ...  ob  die  Versicherungspflicht  ...  zu 
verneinen  ist,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  welche  sich  sowohl 
der  Pflegetätigkeit,  als  auch  den  Wirtschaftsgeschäften  bei  denselben 
Arbeitgebern  widmen.  Diese  Frage  läfk  sich  .  .  .  nicht  allgemein  be- 
antworten, sondern  nur  nach  der  besonderen  Lage  der  Verhältnisse 
für  den  einzelnen  Fall  entscheiden.  Eine  berufsmäßige  Wochenpflegerin 
wird  nicht  deswegen  für  versicherungspflichtig  gelten  können,  weil  sie 
gelegentlich,  insbesondere  freiwillig,  auch  bei  den  Haushaltungsarbeiten 
mit  Hand  anlegt.  Wohl  aber  wird  versicherungspflichtige  Lohnarbeit 
anzunehmen  sein,  wenn  die  Wärterin  eine  besondere  Vorbildung  für 
den  Beruf  einer  Hebamme,  Krankenpflegerin  oder  Wochenpflegerin 
"nicht  besitzt,  auch  einen  Gewerbebetrieb  dieser  Art  nicht  gemeldet 
hat  und  neben  der  Pflege  regelmäßig  unter  Eintritt  in  den  Haushalt 
der  Wöchnerin  niedrige  hauswirtschaftliche  Verrichtungen,  wie  Waschen, 
Kochen,  Stubenreinigen,  Heizen  usw.  übernimmt^  -i. 

Die  wichtigsten  Organisationen  des  Pflegepersonals  sind 
z.  Zt.: 

I.  Der  Deutsche  Verband  der  Krankenpfleger  und  Pflegerinnen 
(Sitz  Berlin  N  58).  Er  ist  die  wichtigste  und  bedeutendste  Organisa- 
tion auf  gewerkschaftlicher  Grundlage  mit  1400  Mitgliedern.  Er  hat 
nach  den  Satzungen  den  Zweck,  die  wirtschaftlichen,  sittlichen  und  so- 
zialen Interessen  seiner  Mitglieder  mit  allen  vom  Gesetz  gestatteten 
Mitteln  zu  vertreten.  Die  Erörterung  konfessioneller  sowie  parteipoli- 
tischer Fragen  ist  nicht  zulässig. 

Mittel  7ur  Erreichung  obigen  Zweckes  sind  u.  a. :  a)  Veranstaltung  und  Durch- 
fuhrung fachlicher  Lehrkurse;  b)  Pflege  kollegialischen  Geistes  unter  den  Mitglie- 
dern ;  c)  Belehrung  der  Mitglieder    über    alle  Fragen,   die  das  Arbeitsverhältnis    be-' 


i)  Vgl.  meinen  Aufsatz:  »Das  Krankenpflegepersoual  und  die  Arbeiterversiche- 
rung. Materialien  zur  Reichsversicherungsordnung«  in  der  »Medizinischen  Reform, 
Halbmonatsschrift  für  Soziale  Hygiene  u.  Praktische  ^fedizinc,  XIX.  Jahrg.  (1911), 
No.  5,  .'^.  81/88. 

2)  Revisions-Entscheid,  des  Reichsvers. -Amtes  vom  8.  II.  1899  (Entsch.  763, 
S.   629,  Amtl.   Nachr.   in  Invalidensachen). 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     2.  2D 
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rühren,  praktische  Unterweisung  in  den  bestehenden  sozialen  Gesetzen  durcli  Vorträge 
in  den  Versammhnigen  und  durch  die  Verbandszeitung;  d)  Einreichen  von  Eingaben 
an  die  Parlamente  sowie  an  die  Direktionen,  seien  dies  staatliche,  kommunale  oder 
private;  e)  Pflege  der  Berufsstatistik;  f)  Erstrebung  und  Erhaltung  guter  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  Beseitigung  von  Mißständen  in  den  Dienstverhältnissen  in  bezug 
auf  Behandlung  und  Arbeitszeit ;  g)  Errichtung  von  Unterstützungskassen ;  h)  freier 
Rechtsschutz  in  allen  gewerblichen  Streitigkeiten;  i)  Errichtung  eines  kostenfreien 
Zentral-Stellennachweises;  k)  unentgeltliche  Lieferung  der  Verbandszeitung  »Der 
Krankenpfleger«  (Abonnement  jährlich  4  Mk.);  1)  Gewährung  von  Kranken-,  Reise- 
und  Arbeitslosenunterslülzung  sowie  Sterbegeld  ;  m)  Einrichtung   einer  Fachbibliothek. 

Mitglied  des  Verbandes  kann  jede  im  Dienste  der  öffentlichen 
und  privaten  Krankenpflege  stehende  Person  werden.  Die  Einschreibe- 
gebühr beträgt  i  M.,  ebensoviel  der  monatliche  Beitrag. 

Für  einen  großen  Teil  des  weiblichen  frei  erwerbenden  Kranken- 
pflegepersonals besteht 

2.  die  »Berufsorganisation  der  Krankenpflegerinnen  Deutschlands« 
in  Berlin,  die  nach  den  neuesten  Angaben  2800  Mitglieder  zählt.  Zeit- 
schrift des  Verbandes  ist  »Unterm  Lazaruskreuz«. 

Zur  Förderung  der  materiellen  und  ideellen  Interessen  der  Mitglieder  ist 

a)  ein  Bureau  eingerichtet,  das  einer  besonderen  Bureau-Ordnung  untersteht  (ev. 
im  Interesse  der  Organisation  nötige  Aenderungen  der  Bureau-Ordnung  werden 
vom  Vorstand  verfügt  und  den  Schwestern  entsprechend  mitgeteilt).  Dasselbe  hat 
folgende  Aufgaben:  i.  Es  hält  den  Verkehr  mit  den  hiesigen  und  auswärtigen 
Mitgliedern  aufrecht,  2.  stellt  den  Zusammenhang  mit  Krankenhäusern  her,  um 
die  geeignetsten  Ausbildungsstätten  für  Schülerinnen  und  Gelegenheit  zu  Wie- 
derholungskursen für  die  Schwestern  zur  Erhaltung  ihrer  Berufstüchtigkeit  zu 
finden,  3.  ermöglicht  dem  Publikum  zu  jeder  Tages-  oder  Nachtzeit  die  schnelle 
Erlangung  tüchtiger  Pflegerinnen,  4.  vermittelt  häusliche,  klinische  und  Kran- 
kenhausstellungen in  Berlin  und  außerhalb,  5.  vermittelt  ein  geeignetes  Ein- 
greifen in  die  Armenpflege,  6.  sorgt  für  Schaffung  der  nötigen  Statistiken  und 
7.  einer  Bibliothek  ; 

b)  soll  eine  Hilfskasse  gegründet  werden 

c)  werden  die  nötigen  Schritte  für  günstige  Erholungsgelegenheiten  getan,   bis  zur 
Erlangung  eigener  Erholungsheime  (§   2   der  Satzungen). 

Von  gewisser  Bedeutung,  namentlich  für  die  Stellenvermittlung,  ist 

3.  der  »Deutsche  Krankenpfleger-Bund«,  dem  11  Standesvereine  mit 
rund  900  Privatkrankenpflegern  angeschlossen  sind.  Bundeszeitschrift 
ist  die  »Deutsche  Krankenpflege-Zeitung«. 

Der  Bund  der  Standesvereine  der  Deutschen  Krankenpfleger,  Masseure  und  Heil- 
gehilfen (Krankenpflegerinnen,  Masseurinnen  und  Heilgehiifinnen),  gegründet  am 
27.  Februar  1899,  hat  den  Zweck,  sowohl  eine  gemeinsame  Standesvertretuiig  nach 
außen  hin  zu  ermöglichen,  als  auch  die  Basis  für  die  gemeinsamen  Beratungen  aller 
derjenigen  Standesfragen,  Standesinteressen  und  Standeseinrichtungen  zu  schaffen, 
welche  in  ihrer  Bedeutung  über  das  Tätigkeitsgebiet  des  einzelnen  Vereins  hinaus- 
gehen. 

Die  Mitglieder  der  dem  Bunde  angehörenden  Vereine  sind  verpflichtet,  neben 
der  allgemeinen  auch  die  unentgeltliche    Pflege    Bedürftiger    auszuüben ;    desgleichen 
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im  Falle  eines  Krieges  —  soweit  sie  dazu  von  den  maßgebenden  Behörden  für  taug- 
lich befunden  werden  —  sich  der  freiwilligen  Kriegskrankenpllege  zur  Verfügung  zu 
stellen  (§  i  der  Satzungen). 

Im  Jahre  1899  hat  sich  zu  London  em  >VVeltpt1egerinnenbuncl« 
gebildet,  dessen  Vorsitzende  z.  Zt.  Schwester  Ag7ies  Kadi,  die  Vor- 
sitzende der  »Berufs-Organisation  der  Krankenpflegerinnen  Deutsch- 
lands« ist.  Der  Zweck  des  Weltpflegerinnenbundes  ist:  a)  ein 
Bindeglied  für  die  Pflegerinnen  aller  Nationen  zu  schaffen  und  die 
Möglichkeit  für  den  Austausch  internationaler  Gastfreundschaft  zu 
geben,  b)  die  Gelegenheit  für  Zusammenkünfte  der  Pflegerinnen  aus 
allen  Teilen  der  Welt  zu  schaffen,  um  alle  Fragen  für  die  Wohlfahrt 
ihrer  Kranken  und  ihres  Berufes  zu  beraten  (Artikel  I  der  Satzungen). 

In  einer  Reihe  von  Städten  Deutschlands  bestehen  noch  ca.  50 
Vereinigungen  des  Krankenpflegepersonals,  meist  lokaler  Natur,  die  je- 
doch eine  Bedeutung  nicht  erlangt  haben. 


Die  Gesundheitsverhältnisse  am  Panamakanal. 

Von 

Dr.  Ernst  Schultze,  Großborstel. 

Der  Bau  des  Panamakanals  steht  und  fällt  mit  dem  Gesundheits- 
zustand der  Arbeiter.  Nicht  einer  der  unwichtigsten  Gründe,  weshalb 
das  französische  Panama-Unternehmen  Lesseps'  scheiterte,  war  der, 
daß  den  Arbeitern  weit  höhere  Löhne  geboten  werden  mußten  als 
irgendwo  sonst  auf  der  Welt,  weil  die  Ziffern  der  Krankheitsfälle  und 
der  Sterblichkeit  außerordentlich  groß  waren.  Wer  sich  damals  von 
der  Panamagesellschaft  anwerben  ließ,  der  mochte  bei  der  Unterschrift 
des  Kontraktes  die  Empfindung  haben,  daß  er  sein  Todesurteil  unter- 
schrieb. So  mußten  die  Mehrkosten,  die  durch  die  höhere  Bezahlung 
aller  Angestellten  erwuchsen,  ins  Ungeheure  gehen. 

Als  die  Amerikaner  ihre  Arbeit  begannen,  sahen  sie  bald  ein,  daß, 
abgesehen  von  allen  technischen  Schwierigkeiten,  die  Besserung 
der  sanitären  Zustände  geradezu  den  Schlüssel  zu 
dem  Erfolg  darstellte.  Deshalb  haben  sie  nunmehr  seit  5  Jahren 
einen  energischen  Kampf  gegen  die  Krankheiten  der  Angestellten  des 
Panamakanals  geführt  —  und  darüber  hinaus  den  vorbeugenden  Kampf 
gegen  die  Krankheitsüberträger:  Sümpfe,  Moskitos,  Senkgruben,  schlech- 
tes Trinkwasser  usw. 

Die  Franzosen  hatten  ihr  Werk  im  Jahre  1881  begonnen.  Dieses 
hatte  unter  denselben  gesundheitlichen   Schwierigkeiten  zu    leiden    wie 
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alle  Unternehmungen,  die  hier  vorher  versucht  worden  waren. 
Schon  im  Jahre  1520  hatte  Saavedra  den  Bau  eines  Kanals  zur  Ver- 
bindung der  beiden  Weltteile  an  dieser  Stelle  befürwortet.  Auch 
andere  große  Unternehmer  oder  Abenteurer  früherer  Jahrhunderte 
hatten  dem  Isthmus  von  Panama  ihre  Aufmerksamkeit  geschenkt  so  z.B. 
Raleigh,  Drake  und  Morgan,  der  Bukanier.  Scharen  von  Goldsuchern 
•waren  auch  immer  wieder  auf  die  Landenge  von  Panama  gekommen. 
Aber  die  furchtbaren  Gesundheitszustände,  die  hier  von  jeher  herrschtent 
machten  einen  längeren  Aufenthalt  für  die  meisten  Menschen  unmög- 
lich. Nur  wem  das  Glück  widerfahren  war,  am  Leben  zu  bleiben,  wenn 
um  ihn  herum  alle  seine  Kameraden  starben,  mochte  sich  für  immun 
halten. 

So  war  die  Bevölkerungszahl  der  Weißen  auf  der 
Landenge  immer  eine  sehr  kleine  geblieben.  Sie 
hatten  die  Gegend  fast  völlig  den  Indianern  und  ihren  vielfach  mit 
weißem  Blut  gemischten  Nachkommen  sowie  den  Negern  überlassen. 
Erst  im  Jahre  1849  kam  wieder  eine  größere  Menge  Weißer  dorthin. 
Die  Entdeckung  des  Goldes  in  Kalifornien  war  die  Ver- 
anlassung dazu:  eine  Ueberlandbahn  durch  Nordamerika  gab  es  noch 
nicht ;  die  unendlich  lange  und  nicht  ungefährliche  Fahrt  um  das  Kap 
Hörn  herum  behagte  den  Weißen  nicht ;  der  Weg  durch  die  Wüsten  und 
über  die  Kämme  der  Felsengebirge  war  weit  und  gefahrvoll,  oft  ging  der 
vierte  Teil  der  Karawanen ,  die  ihren  Weg  zur  Küste  des  Stillen 
Ozeans  suchten,  zugrunde.  So  blieb  als  leichtester  Umweg  die  Fahrt 
zur  See  nach  Colon,  von  dort  über  die  Landenge  nach  der  Stadt 
Panama,  und  von  hier  zu  Schiff  an  der  Westküste  Nordamerikas  hinauf 
nördlich  nach  San  Francisco.  Die  Menschenmengen,  die  diesen  Weg 
einschlugen,  waren  so  groß,  daß  die  amerikanischen  Ingenieure  Totten 
und  Trautwine  —  dieser  wohl  ein  Deutscher  namens  Trautwein  —  im 
Jahre  1849  eine  Eisenbahn  über  die  Landenge  von  Panama  bauten, 
die  im  Jahre  1855  vollendet  wurde.  Sie  vermittelte  den  Verkehr 
zwischen  der  Ost-  und  der  Westküste  der  Vereinigten  Staaten,  bis 
1869  die  erste  Ueberlandbahn  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  voll- 
endet wurde. 

Jede  Schwelle  dieser  alten  Panamabahn  soll  fast  ein  Menschen- 
leben gekostet  haben.  Trotz  dieser  furchtbaren  Erfahrung  haben  d  i  e 
Franzosen,  als  im  Jahre  1881  der  Bau  ihres  Kanals  anfing,  nicht 
genügend  für  gute  Gesundheitsverhältnisse  zu  sorgen  gesucht.  Sobald 
die  ersten  Kanalbauer  in  Colon  eingetroffen  waren,  begann  auch  schon 
das  gelbe  Fieber  unter  ihnen  zu  wüten.  Die  Todesziffer  stieg  mit  un- 
heimlicher Schnelligkeit,  bis  sie  schon  nach  7  Monaten  das  Verhältnis 
von  119  für  je  1000  Köpfe  monatlich  (nicht  jährlich!)  erreicht 
hatte.  Und  es  blieb  nicht  einmal  bei  dieser  ungeheuren  Ziffer,  sondern 
sie  wuchs  und  wuchs  noch  weiter  —  bis  sie  im  September  1885  ihren 
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höchsten  Stand  mit  176,97  Toilesfüllen  auf  1000  Kopfe  erklomm. 

EinehöhereTodeszifferwar  außer  im  Kriege  noch 
niemals  verzeichnet  worden,  und  auch  im  Kriege  nur  außer- 
ordentlich selten.  Nur  unter  den  englischen  Truppen  auf  den  west- 
indischen Inseln  halte  das  gelbe  Fieber,  der  gefürchtete  »yellow  Jack«, 
in  früheren  Zeiten  ähnlich  gewütet.  In  Jamaika  betrug  z.  B.  für  die 
20  Jahre  1817  — 1836  die  Todcsziffer  der  britischen  Soldaten  101,0  für 
je  1000  Köpfe  monatlich  im  Durchschnitt,  auf  einigen  wenigen  Stationen 
stieg  sie  bis  zu  178.  Im  18.  Jahrhundert  allerdings  waren  die  Verhalt- 
nisse noch  weit  schlimmer  gewesen.  Da  war  es  vorgekommen,  daß 
ein  aus  800  Mann  bestehendes  Regiment  innerhalb  zweier  Wochen 
nicht  weniger  als  zwei  Drittel  seiner  Stärke  verlor. 

Die  Höchstzahl  der  Arbeiter,  die  am  französischen  Panamakanal 
beschäftigt  waren,  betrug  18000  Mann.  Diese  Ziffer  wurde  im  Jahre 
1888  erreicht,  während  sie  sich  im  Jahre  vorher  auf  15000  gestellt 
hatte.  Die  höchste  Sterblichkeitsziffer  für  irgend  einen  Monat  dieser 
beiden  Jahre  stellte  sich  auf  72,48  für  je  1000  Köpfe.  Sie  war  noch 
nicht  halb  so  hoch  wie  im  September  1885,  aber  doch  auf  alle  Fälle 
noch  erschreckend  hoch. 

Dann  war  die  finanzielle  Kraft  des  Unternehmens  gebrochen.  Die 
Gesamtzahl  der  Arbeiter,  die  es  zu  beschäftigen  vermochte,  sank  unter 
1000  Mann  herab.  Die  jNIehrzahl  davon  waren  Farbige.  Die  wenigen 
Weißen  gehörten  gröfStenteils  zu  den  merkwürdigen  Konstitutionen, 
die  gegen  das  gelbe  Fieber  und  andere  Tropenkrankheiten  immun 
sind. 

Von  den  Arbeitern  des  französischen  Panama- 
unternehmens starben  6283  in  Krankenhäusern,  viele  tausend 
andere  gingen  an  den  Ufern  oder  im  Bett  des  zu  bauenden  Kanals  zu 
Grunde.  Weiteren  Tausenden  wurde  die  Gesundheit  so  untergraben, 
daß  sie  niemals  wieder  ihre  vollen  Kräfte  erlangten.  Zahllos  sind  die 
Fälle,  in  denen  der  Zurückkehrende  starb,  kurz  nachdem  er  die  Hei- 
mat erreicht  hatte.  Amerikanische  Aerzte  erzählen,  daß  sie  niemals 
einen  schrecklicheren  Anblick  elender  Menschenmengen  gehabt  hätten, 
deren  Kraft  völlig  zerstört  und  deren  Gesundheit  ganz  untergraben 
war,  als  die  Schiffsladungen  der  mit  Malaria  oder  Ruhr  behafteten 
Panamakanal-Arbeiter,  die  damals  in  Philadelphia  und  anderen  Häfen 
des  Ostens  ihre  traiu-ige  Fracht  landeten.  Viele  von  ihnen  starben 
bald  nach  der  Landung.  Im  ganzen  ist  wohl  nur  etwa  die  Hälfte 
der  Arbeiter,  die  sich  für  das  französische  Panamaunternehmen  anwerben 
ließen,   lebend    nach    Hause   zurückgekehrt  .  .  . 

Gewiß  tat  man  auch  von  französischer  Seite  mancherlei,  um  die 
Krankheiten,  welche  die  Arbeiterscharen  so  schnell  dahinrafften,  zu  be- 
kämpfen. So  gelang  es,  das  gelbe  Fieber  vom  Jahre  1890  an  fast 
zum  Verschwinden  zu  bringen;  nur  im   Jahre  1897  zeigte  sich  abermals 
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eine  kleine  Epidemie.     Dagegen  hob  sich   die  Sterblichkeit  im    Januar 

1903  wieder  auf  mehr  als  133  für  1000  Köpfe;  allerdings  scheint  es 
sich  damals  vorwiegend  um  die  P'olgen  einer  Pockenepidemie  gehandelt 
zu  haben.  Die  Krankheiten,  die  am  meisten  Opfer  fortrafften,  waren 
das  gelbe  Fieber,  die  Malaria  und  die  Ruhr  gewesen. 

Als  nun  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1904  das  alte 
Unternehmen  neu  belebten,  waren  sie  in  sanitärer  Beziehung  insofern 
in  weit  besserer  Lage,  als  sie  sich  nicht  nur  die  schlimmen  Erfahrungen 
des  französischen  Unternehmens  zur  Warnung  dienen  lassen  konnten, 
sondern  als  auch  in  der  Zwischenzeit  die  ärztliche  Wissen- 
schaft mancherlei  große  Fortschritte  zu  verzeichnen 
hatte.     Dennoch  trat  das  gelbe  Fieber  auf  der  Landenge  von  Panama 

1904  sofort  wieder  auf,  ebenso  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1905. 
Selbstverständlich  machte  die  Anwerbung  von  Arbeitern  abermals 
Schwierigkeiten,  man  mußte  hohe  Löhne  bewilligen,  um  genug  Leute 
für  die  Kanalarbeiten  zu  bekommen. 

Um  eine  Besserung  der  Gesundheitsverhältnisse  der  Arbeiterschaft 
zu  erzielen,  erschien  es  vor  allem  nötig,  die  juristische  Frage  zu  lösen, 
wie  genügende  rechtliche  Bestimmungen  geschaffen 
werden  könnten,  um  die  Entstehung  und  Verbreitung  von  Krankheiten 
nach  Möglichkeit  zu  verhindern  und  den  hygienisch-technischen  Vor- 
kehrungen die  rechte  Wirksamkeit  zu  ermöglichen.  Präsident  Roosevelt, 
dessen  klarem  Blick  die  schnelle  Beseitigung  dieser  Schwierigkeit  zu 
verdanken  ist,  hatte  darüber  eine  lange  Unterredung  mit  den  Pro- 
fessoren Welch  und  Osler. 

Verschiedene  auswärtige  Regierungen  haben  dem  Ge- 
sundheitszustand in  der  Panamakanakone  große  Aufmerksamkeit  zuge- 
wandt. Waren  doch  aus  allen  Teilen  der  Welt  Arbeiter  dafür  ange- 
worben worden.  Aus  Südfrankreich  sind  viele  Basken,  aus  Nordspanien 
zahlreiche  Gallegos,  aus  Jamaika  viele  Tausende  von  Negern  dorthin 
gezogen,  angelockt  durch  die  hohen  Löhne,  die  von  der  Kanalbau- 
Verwaltung  geboten  wurden.  Noch  im  Jahre  1908  hat  infolge  der  sani- 
tären Verhältnisse,  die  noch  recht  ungünstig  aussahen,  die  spanische 
Regierung  ein  A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  v  e  r  b  o  t  für  die  Panamakanalzone 
erlassen.  Man  hatte  im  Sommer  1908  an  einem  einzigen  Tage  in  den 
Krankenhäusern  der  Kanalzone  insgesamt  4000  Kranke  gezählt.  Noch 
wichtiger  war  aber  wohl  der  Grund,  daß  über  die  Entschädigung 
von  Arbeitsunfällen  keinerlei  internationale  Abmachungen  ge- 
troffen waren,  obwohl  Arbeitsunfälle  am  Panamakanal  sehr  häufig  sind. 
Geht  man  doch  mit  Menschenleben  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
selbst  überaus  verschwenderisch  um.  Dort  sind  die  Eisenbahngesell- 
schaften, die  großen  Stahlwerke  und  alle  die  anderen  Unternehmungen, 
die  Jahr  für  Jahr  eine  große  Zahl  von  Menschenleben,  von  Verwun- 
dungen und  Verstümmelungen  fordern,  nicht  daran  gewöhnt,  angemessene 
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Entschädigungen  zu  gewähren.  Diese  Praxis  hat  man  auch  in  die 
Kanalzone  übertragen.  So  werden  erkrankte  oder  verunglückte  Ar- 
beiter in  der  Regel  sofort  entlassen  und  bleiben  ohne  jede  Unterstüt- 
zung. Während  sie  aber  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  doch 
wenigstens  versuchen  können,  ein  anderes  Fortkommen  zu  finden,  ist 
ihnen  dies  in  der  Panamakanalzone  ganz  unmöglich,  weil  es  dort  weder 
Industrie  noch  Landwirtschaft  gibt.  Das  Auswanderungsverbot  der 
spanischen  Regierung  ließ  sich  also  durchaus  verstehen,  zumal  gerade 
ein  großer  Teil  der  spanischen  Auswanderer  unter  diesen  schlimmen 
Zuständen  zu  leiden  gehabt  hatte.  Auch  die  englische  Regierung  hat 
—  im  Interesse  der  Jamaika-Neger  —  versucht,  gewisse  Verstellungen 
zu  erheben ;  übrigens  mit  sehr  geringem  Erfolg.  Die  Kultur  der  Ver- 
einigten Staaten  ist  in  dieser  Beziehung  über  den  rohesten  Geldstand- 
punkt noch  nicht  wesentlich  hinaus  gekommen. 

Es  war  ein  großes  Glück  für  die  Vereinigten  Staaten,  daß  für  die 
Leitung  und  Durchführung  der  hygienischen  Vorrichtungen  am  Panama- 
kanal ein  Mann  zur  Verfügung  stand,  der  auf  diesem  Gebiete  große 
Erfahrungen  besaß :  Dr.  Gorgas.  Er  hatte  in  Kuba  eine  eifrige  'Tätig- 
keit entfaltet  und  dabei  unschätzbare  Beobachtungen  machen  können. 
Insbesondere  kannte  er  die  Bekämpfung  des  gelben  Fiebers,  der  Ma- 
laria und  der  Pocken  und  nahm  diese  Aufgabe  nun  auch  am  Pa- 
namakanal energisch  in  Angriff. 

Dort  fluteten  große  Massen  von  Arbeitern  der  verschiedensten 
Hautfarbe  und  Nationalität  zusammen,  die  noch  gar  nicht  akklimatisiert 
waren.  Als  unter  ihnen  das  gelbe  Fieber,  das  schon  1904  viele  Opfer 
gefordert  hatte,  1905  geradezu  epidemisch  wurde,  zeigten  sich  unter 
den  Arbeitermassen  Erscheinungen  arger  Demoralisation.  Mit  dem 
I .  April  1905  aber  wurde  eine  Neuorganisation  der  Gesamt- 
verwaltung des  Panamakanalbaus  vorgenommen.  Die  Hauptver- 
waltung wurde  von  Washington  größtenteils  nach  der  Landenge  von 
Panama  selbst  verlegt  und  der  neue  Gouverneur  der  Kanalzone,  Mr. 
Charles  E.  Magoon,  gewährte  dem  Dr.  Gorgas  für  seine  Bestrebungen 
eifrigste  LTnterstützung. 

Letzterer  —  er  stützte  sich  auf  die  Forschungen  Professor  Robert 
Kochs  —  versuchte  vor  allen  Dingen  die  Ueber  träger  des 
g  el  b  e  n  F  i  e  b  e  r  s  zu  vernichten.  Deshalb  bekämpfte  er  die 
Eier  und  Larven  der  Stegomya-Mücke  mit  Petroleum  und  ging  eben- 
falls den  Anopheles-Mücken,  die  das  Malariagift  auf  den  Menschen  über- 
tragen, energisch  zu  Leibe.  Während  die  Franzosen  nur  vortreffliche 
Krankenhäuser  gebaut,  aber  wenig  dafür  getan  hatten,  die  sanitären 
Bedingungen  für  das  Leben  innerhalb  der  Kanalzone  zu  verbessern, 
schlugen  die  Amerikaner  nun  also  den  umgekehrten  Weg  ein.  Man 
wollte    die    Arbeiter   nicht    erst   krank  werden    lassen  und  sie  dann    zu 
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heilen  suchen,  sondern  wollte  sie  möglichst  dauernd  bei  guter  Gesund- 
heit erhalten. 

Dr.  Gorgas  legte  der  Bekämpfung  der  M  o  s  k  i  t  o  p  1  a  g  e  mit  Recht 
das  größte  Gewicht  bei.  Er  hatte  es  dadurch  verstanden,  die  Stadt 
Havanna  innerhalb  dreier  Jahre  aus  einem  gesundheitlich  verrufenen 
Ort  in  eine  Stadt  mit  fast  normaler  Todeszififer  zu  verwandeln.  Inner- 
halb eines  Zeitraumes  von  3  Jahren  hatte  sich  dort  kein  Todesfall 
infolge  gelben  Fiebers  mehr  ereignet.  Nun  wollte  Gorgas  auch  die 
Panamakanalzone  zu  einem  einigermaßen  gesunden  Aufenthaltsort  um- 
gestalten. 

Bisher  hatten  die  Moskitos  dort  ein  wahrhaft  paradiesisches  Leben 
führen  können.  Die  ausgedehnten  Sümpfe,  in  denen  sie  ihre  Eier  ab- 
legen, die  schattigen,  von  warmer  Feuchtigkeit  erfüllten  Wälder,  in 
denen  sie  sich  tummeln  konnten,  sollten  nun  von  ihnen  gesäubert 
werden.  So  wurden  denn  die  Sümpfe  ausgefüllt  oder  mit  Petroleum 
Übergossen,  um  die  Mückenlarven  zu  töten.  In  den  Städten  —  nament- 
lich in  Panama,  das  seit  Jahrhunderten  als  eine  wahre  Brutstätte  töt- 
licher  Krankheiten  galt  und  das  noch  während  des  Beginnes  der  ame- 
rikanischen Kanalarbeiten  in  einem  einzigen  Monat  eine  Sterblichkeits- 
ziffer von  71  für  icoo  Köpfe  aufgewiesen  hatte  —  wurde  Straßen- 
pflaster gelegt,  um  den  schlammigen,  von  Seuchenkeimen  durchsetzten 
Boden  zu  überdecken.  Vom  Rio  Grande  aus  wurde  eine  Wasserleitung 
nach  Panama  gelegt,  die  am  4.  Juli  1905  vollendet  wurde.  Ebenso 
trug  man  an  der  ganzen  Kanalstrecke  für  gutes  Trinkwasser 
Sorge.  Großes  Gewicht  wurde  auf  die  Kanalisierung  der  Stadt  gelegt, 
da  der  Unrat,  der  in  die  Senkgruben  geleitet  wurde,  zur  Verpestung 
der  Luft  und  des  Bodens  viel  beitrug.  Wo  die  Häuser  allzu  dicht  bei 
einander  standen  und  Luft  und  Licht  abschnitten,  also  einen  Keim- 
boden für  Krankheitserreger  abgaben,  wurden  sie  beseitigt,  und  durch 
alle  diese  Maßnahmen  die  .Stadt  Panama  zu  einer  leidlich  gesunden 
Stadt  umgeschaffen. 

Allerdings  ging  es  dabei  nicht  ohne  Gefahren  ab.  Da  man  P  e  - 
tr  oleum  massenhaft  hatte  anwenden  müssen,  so  stieg  die  Feuersge. 
fahr.  Wirklich  brach  im  Dezember  1905  in  Panama  ein  großer  Brand 
aus.  Doch  hatte  man  eine  Feuerwehr  geschaffen,  die  mit  Hilfe  des 
Wassers,  das  die  Wasserleitung  nun  reichlich  hergab,  des  Brandes  Herr 
zu  werden  vermochte. 

Doch  nicht  genug  mit  diesen  Maßnahmen.  Auch  für  die  auf 
offener  Strecke  tätigen  Arbeiter  wurden  möglichst 
günstige  sanitäre  Bedingungen  geschaffen.  Meldete  man  einen 
Krankheitsfall,  so  wurde  er  sofort  isoliert.  Den  Arbeitern  wurden  kleine 
Häuser  zur  Verfügung  gestellt,  deren  sämtliche  Oeffnungen  von  feinen 
Drahtgeweben  gegen  die  Moskitos  geschützt  sind.  Allein  für  diese 
Drahtschleier  haben  die  Vereinigten  vStaaten  bis  zum  Beginn  des  Jahres 
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1909  fast  2»/2  Millionen  INI.  ausgegeben,  während  die  3338  Arbeitei- 
häuser,  die  bis  dahin  errichtet  worden  waren,  ein  Vermögen  von  40 
Millionen  M.  darstellen. 

Wo  die  Häuser  in  größeren  Gruppen  beisammen  stehen,  da  ist 
auch  eine  Kirche  und  eine  Schule  gebaut  worden.  Die  Arbeiter  haben 
ihr  Orchester,  ihren  dramatischen  Verein,  ihren  Fußball-Verein,  alle 
möglichen  Klubs.  Auch  ihre  Frauen  —  man  gestattet  den  Arbeitern 
gern,  sie  in  die  Kanalzone  mitzubringen  —  haben  ihre  Frauenklubs  ins 
Leben  gerufen.  Zwei  große  Zirkusplätze  sorgen  für  die  Frheiterung 
der  Arbeiter.  Auch  im  übrigen  hat  man  mannigfache  A  n  n  e  h  m  - 
lichkeiten  für  ihr  geistiges  Wohl  geschaften.  Selbstver- 
ständlich ist  in  jedem  dieser  Arbeiterdörfer  eine  Volksbibliothek  vor- 
handen. Außerdem  werden  von  Zeit  zu  Zeit  Volksunterhaltungs-Abende 
veranstaltet.  Kurzum,  den  Arbeitern  wird  das  Leben  außerhalb  der 
Arbeit  so  behaglich  wie  möglich  gemacht  —  aus  menschlichen  wie  aus 
wirtschaftlichen  Gründen,  da  sich'  ihre  Arbeitsfreudigkeit  und  ihre  Spann- 
kraft dadurch  merkbar  erhölien. 

Allen  Arbeitern  sucht  man  das  Verständnis  für  die  Wie  h- 
j-  i  g  k  e  i  t  zweckmäßigen  Verhaltens  in  gesundheit- 
licher Beziehung  zu  wecken.  Aber  nicht  bei  allen  gelingt  dies. 
Insbesondere  hat  sich  das  bei  den  Tausenden  von  Negern  als  fast  un- 
möglich herausgestellt,  die  mau  auf  den  westindischen  Inseln  ange- 
worben hatte.  So  lehnt  z.  B.  der  gröfSte  Teil  der  23  000  westindischen 
Neger  ab,  in  den  Arbeiterkolonien  der  Kanalbau- Verwaltung  zu  wohnen 
und  zieht  es  vor,  Hütten  an  Stellen  zu  errichten,  die  ihnen  geeigneter 
erscheinen,  zuweilen  mitten  im  Busch.  Dort  sind  sie  dann  vor  Moskitos 
nicht  sicher,  sodaß  ihre  Todeszififer  weit  höher  ist  als  die  der  weißen 
Arbeiter.  Denn  besonders  zur  Nachtzeit  wird  die  Kanalzone  von  Mos- 
kitoschwärmen heimgesucht,  die  sich  natürlich  nicht  in  dem  ganzen 
Gebiet  der  Kanalzone  haben  ausrotten  lassen.  Sie  sind  auch  der  Grund 
dafür,  daß  man  die  Nachtstunden  einstweilen  nicht  gut  für  die  Arbeit 
nutzbar    machen  kann. 

Auch  für  die  Zufuhr  g  u  t  e  r  u  n  d  gesunder  Nahrungs- 
mittel in  eisgekühlten  Zügen  hat  die  Kanalbau-Verwaltung  Sorge 
getragen.  Sie  hat  ihre  gesundheitliche  Vorsicht  überhaupt  auf  alles 
Mögliche,  selbst  auf  das  Fernliegende,  ausgedehnt.  So  hat  sie  es  selbst 
durchgesetzt,  daß  das  Weihwasser  in  den  Kirchen  von  den  Priestern 
gesalzen  wird,  um  die  Ansteckungsgefahr  zu  beseitigen. 

Im  Jahre  1906  kam  infolge  aller  dieser  Maßregeln  unter  den  6000 
Amerikanern  in  der  Kanalzone  kein  e  i  n  z  i  g  e  r  T  o  d  e  s  f  a  1 1  mehr 
infolge  Ansteckung  durch  Moskitos  vor.  Schon  Ende  1905 
hatte  man  einen  der  ärgsten  Feinde,  das  gelbe  Fieber,  überwunden. 
Damals  war  die  monatliche  Todesziffer  für  1000  Köpfe  unter  den 
weißen  Arbeitern  auf  nur  8  srefallen.     L^nter  den  Schwarzen   allerdings 
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betrug  sie  noch  immer  44,  weil  diese  sich  eben  an  die  hygienischen 
Vorkehrungen,  deren  Wert  und  Zweck  sie  vielfach  gar  nicht  verstehen, 
nur  schwer  gewöhnen. 

In  den  nächsten  Jahren  sank  die  1'odesziffer  weiter,  obwohl  die 
Zahl  der  insgesamt  beschäftigten  Arbeiter  großen  Umfang  annahm.  Die 
Franzosen  hatten  1S8S  eine  Höchstzahl  von  18000  Arbeitern  beschäf- 
tigt, am  amerikanischen  Panamakanal  wuchs  die  Ziffer  bald  auf  40  000, 
unter  denen  mehr  als  12000  weiße  Arbeiter  waren. 

Als  die  Pest  sich  einmal  in  der  Kanalzone  zeigte,  wurde  sie  bald 
im  Schach  gehalten.  Das  gelbe  Fieber  hat  sich  seit  3  Jahren  über- 
haupt nicht  gezeigt.  Von  den  übrigen  Tropenkrankheiten  ist  B  e  r  i  - 
Beri  zu  erwähnen,  das  1906  noch  68  Todesfälle  verursacht  hatte,  1908 
dagegen  nur  noch  38.  Auch  die  H  ak  e  n  w  u  r  m  k  r  a  n  k  h  e  i  t  hat 
abgenommen.  Und  wenn  wir  die  M  a  1  a  r  i  a  ,  wie  dies  häufig  geschieht, 
als  ^Maßstab  für  den  Erfolg  der  sanitären  Maßnahmen  der  Kanalbau- 
Verwaltung  ansehen  wollen,  so  wurden  1906  von  je  1000  Angestellten 
821  mit  Malaria  ins  Krankenhaus  geschickt,  1907  nur  noch  424,  1908 
(über  1909  liegen  endgültige  Ziffern  noch  nicht  vor)  sogar  nur  282. 
Die  Sterblichkeit  an  Malaria  betrug  1906  noch  233  auf  icoo  Köpfe, 
1907  nur  noch  154,  1908  fiel  sie  auf  73.  Die  Verhältniszahl  bei  Krank- 
heits-  wie  Todesfällen  hat  sich  also  innerhalb  3  Jahren  auf  den  dritten 
Teil  verringert.  Diese  Zahlen  sind  überaus  bedeutungsvoll.  Denn 
während  des  französischen  Kanalbaus  hatte  die  Malaria  außerordentlich 
viel  Opfer  gefordert.  Sie  ist  mit  Recht  ungemein  gefürchtet :  nicht 
nur  wegen  der  dadurch  veranlaßten  vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit, 
falls  sie  nicht  gar  zum  Tode  führt,  sondern  fast  ebensosehr  wegen  der 
noch  lange  nachher  anhaltenden  körperlichen  Schwäche,  die  sie  im 
Gefolge  hat.  | 

Nächst  der  Malaria  ist  die  Ruhr  die  schlimmste  Tropenkrankheit. 
1906  starben  in  der  Panamakanalzone  von  den  Angestellten  der  Bau- 
verwaltung an  dieser  Krankheit  69,  —  1907  nur  noch  48,  —  1908  bei 
einer  Gesamtzahl  von  fast  44  000  Angestellten  nur  noch  16  auf  je  1000 
Köpfe.  Auch  hier  finden  wir  also  eine  Verminderung  auf  den  dritten 
Teil  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  3  Jahren. 

Die  Todesziffer  unter  den  weißen  Arbeitern,  die  schon  1905 
auf  8  für  je  1000  Köpfe  gesunken  war,  ist  1908  auf  3,84  für  rooo  Köpfe 
heruntergezwungen  worden.  Unter  den  2674  weißen  amerikanischen 
Frauen  und  Kindern,  die  in  der  Kanalzone  leben,  betrug  sie  im  gleichen 
Jahre  9,72  auf  1000  Köpfe. 

Als  ein  großartiger  Erfolg  ist  ferner  auch  das  Heruntergehen 
der  Todesziffer  für  die  schwarzen  Arbeiter  anzusehen.  1904 
hatte  sie  44  für  je  1000  Köpfe  betragen,  1906  war  sie  auf  47  gestiegen 
—  190S  betrug  sie  nur  noch  12,76. 

Und    ebenfalls   kann   die  Sanitätsverwaltung  des  Panamakanalbaus 
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darauf  stolz  sein,  daß  im  Jahre  1908  die  drei  Tropenkrankheiten  Ma- 
laria, Ruhr  und  Beri-Beri  zusammen  weniger  Arbeiter  töteten  als  die 
beiden  gefährlichsten  Krankheiten  der  gemäßigten  Zone:  Lungenent- 
zündung und  Tuberkulose.  Denn  jene  Tropenkrankheiten  rafften  127 
Menschen  fort,  diese  Krankheiten  unserer  Zone  aber  137. 

Die  ausgezeichnete  Organisation,  die  man  den  sanitären  Verhält- 
nissen in  der  Panamakanalzone  hat  zu  "^Leil  werden  lassen,  hat  also 
gute  Früchte  getragen,  und  wenn  sie  auch  viel  gekostet  hat,  so  kann 
es  doch  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß,  wenn  man  sie  nicht 
geschaffen  hätte,  die  Kosten,  ganz  abgesehen  von  dem  Verluste  un- 
zähliger Menschenleben,  der  dann  die  Folge  gewesen  wäre,  sich  noch 
sehr  viel  hölier  trestellt  hätten. 
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Hcgler ,  Professor  Dr.,  Das  Gevieindegerichtsverfahren  in  Baden  und 
Württemberg.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1910.  IV. 
217  S.  8.  M.  3.—. 
Der  Verfasser  schildert  in  seiner  Abhandlung,  die  auch  im  106.  Bande 
des  Archivs  für  die  zivilistische  Praxis  zum  Abdrucke  gelangt  ist,  das 
Verfahren  der  in  Deutschland  nur  in  Württemberg  und  Baden  bestehen- 
den Gemeindegerichte,  die  ihre  reichsrechtliche  Zulassung  der  Bestim- 
mung des  §  14  Ziffer  3  GVG.  verdanken.  Darnach  sind  sie  statthaft, 
soweit  ihnen  die  Entscheidung  über  v  e  r  m  ö  g  e  ns  rechtliche  Ansprüche 
obliegt,  deren  Gegenstand  in  Geld  oder  Geldeswert  die  Summe  von 
60  M.  nicht  übersteigt.  Als  Kläger  und  Beklagte  dürfen  ihnen  aber 
bloß  Personen  unterw'orfen  werden,  die  in  der  Gemeinde  den  Wohn- 
sitz, eine  Niederlassung  oder  einen  Aufenthalt  im  Sinne  der  §§  16,  20 
ZPO.  haben.  Durch  die  weitere  Vorschrift,  daß  beiden  Parteien  gegen 
die  Entscheidung  der  Genieindegerichte  innerhalb  einer  gesetzlich  zu 
bestimmenden  Frist  die  Berufung  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  zu- 
steht, haftet  ihnen  der  Charakter  eines  bloßen  »Versuchsverfahrens« 
an.  Sie  sind  jedoch  nicht  bloß  Sühne-  oder  Vergleichsinstanz  (wie  z.  B. 
das  Amtsgericht  im  Falle  des  §  510  c  ZPO.),  sondern  ein  Organ  der 
streitigen  Zivilgerichtsbarkeit.  Sie  sind  unabhängig  und  nur  dem  Ge- 
setz unterworfen.  Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  ist  eine  ausschließ- 
liche; sie  kann  nicht  durch  Vereinbarung  begründet  oder  aufgehoben 
werden. 

In  Württemberg  ist  die  Organisation  kollegialisch.  Hier  bildet  der 
ganze  Gemeinderat  zugleich  das  Gemeindegericht,  doch  können  die 
Geschäfte  auch  einer  Abteilung  von  mindestens  3  Mitgliedern  ein- 
schließlich des  Vorsitzenden  übertragen  werden.  Den  Vorsitz  führt  in 
der  Regel  der  Ortsvorsteher;  es  kann  jedoch  ein  anderes  Gemeinde- 
ratsmitglied für  den  Posten  bestellt  werden.  In  Baden  dagegen  hat 
man  die  monokratische  Form  vorgezogen  und  den  Bürgermeister  mit 
der  Rechtsprechung  betraut,  der  wieder  durch  Beschluß  des  Gemeinde- 
rats einem  anderen  Mitgliede  die  Obliegenheit  übertragen  lassen  kann. 
Einen  Gerichtsschreiber    im    Sinne    des    GVG.    und    der  ZPO.  hat  das 
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Gemeindegericht  nicht.  Die  unmittelbare  Dienstaufsicht  wird  durch  die 
Amtsgerichte  ausgeübt.  Das  Verfahren,  das  vom  Grundsätze  möglichster 
Einfachheit,  Billigkeit  (sehr  niedrige  Gebühren)  und  Formfreiheit  l)e- 
herrscht  ist,  wird  durch  sehr  wenige  gesetzliche  Vorschriften  betroffen. 
Man  glaubte  es  von  den  Organen  der  Gerichtsbarkeit  nach  freiem  Er- 
messen ausbilden  lassen  zu  können.  Da  das  sich  jedoch  als  undurch- 
führbar erwies,  wurde  mittels  behördlicher  Dienstanweisungen  das  freie 
Ermessen  in  feste  Kähnen  zu  leiten  versucht.  Irn  allgemeinen  gelten 
die  auch  vor  den  ordentlichen  Zivilgerichten,  insbesondere  den  Amts- 
gerichten mal.\gebenden  Prozeßprinzipien,  wie  die  Dispositionsmaximc, 
die  Verhandlungsmaxime,  die  obligatorische  mündliclie  Verhandlung, 
das  beiderseitige  Gehör  der  Parteien,  Unmittelbarkeit.  Oeffentlichkeit 
und  Parteibetrieb,  der  allerdings,  wie  neuerlicli  bei  den  Amtsgerichten, 
stark  modifiziert  ist. 

Um  nicht  zu  weitläufig  zu  werden,  soll  davon  abgesehen  werden, 
das  vom  Verfasser  in  allen  Einzelheiten  klar  und  übersichtlich  unter 
Anführung  wohl  der  gesamten  darüber  erschienenen  Literatur  dargestellte 
VerfahreiT,  das  den  Hauptinhalt  des  Buches  ausmacht,  zu  schildern. 
Es  mag  genügen  auf  einige  Besonderheiten,  durch  die  es  sich  vom 
ordentlichen  Verfahren  unterscheidet,  hinzuweisen.  Da  verdient  vor 
allem  hervorgehoben  zu  werden,  daß  kein  Raum  für  einen  Eid  ist, 
weder  einem  Zeugen  oder  Sachverständigen,  noch  einer  Partei  kann 
er  abgenommen  werden.  Das  Gericht  erläßt  keine  »Urteile«  —  der 
Ausdruck  wird  vermieden  —  sondern  ^Entscheidungen«,  worunter  alle 
das  Verfahren  erledigenden  Aussprüche  zu  verstehen  sind.  Sie  brauchen 
nicht  schriftlich  abgefaßt  zu  werden,  wenngleich  das  die  Regel  ist.  Die 
Bekanntmachung  kann,  außer  durch  Zustellung,  nach  badischem  Rechte 
durch  mündliche  Eröffnung  zu  Protokoll  des  Bürgermeisters,  nach 
württembergischem  auch  durch  Verkündigung  im  Verhandlungstermine 
erfolgen;  einmal  verkündet,  sind  sie  durch  das  Gericht  unabänderlich. 
Ein  besonderer  Ausspruch  über  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  er- 
übrigt sich,  da  die  Entscheidungen  alle  sofort  vollstreckbar  sind.  Die 
Zwangsvollstreckung  erfolgt  durch  das  Gemeindegericht  selbst.  An 
Stelle  des  Gerichtsvollziehers  tritt  der  Gemeindediener.  Ein  eigent- 
liches Versäumnisverfahren  gibt  es  nicht ;  in  Baden  entscheidet  beim 
Ausbleiben  einer  Partei  der  Bürgermeister  nach  freiem  Ermessen  über 
die  Versäumnisfolgen.  Die  Aufnahme  eines  Verhandlungsprotokolls  ist 
in  Baden  nur  für  den  Fall  eines  Vergleichs,  in  Württemberg  hingegen 
stets  erforderlich.  Bei  der  Verhandlung  können  die  Parteien  sich  durch 
Anwälte  vertreten  lassen,  jedoch  hat  der  unterliegende  Teil  die  durch 
die  Bestellung  erwachsenden  Kosten  dem  siegreichen  Gegner  nicht  zu 
erstatten.  Unbekannt  ist  das  Institut  der  Gerichtsferien.  Ist  eine  Partei 
mit  der  Entscheidung  des  Gerichts  nicht  einverstanden,  so  steht  ihr 
dagegen  die  »Berufung  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg«   often.    Diese 
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»Berufung«  ist  kein  Rechtsmittel  im  technischen  Sinne,  sondern  ein 
Rechtsbehelf,  ähnlich  dem  Widerspruch  im  Mahnverfahren.  Sie  ist 
binnen  einer  Frist  von  2  Wochen  zulässig,  deren  Beginn  in  beiden 
Ländern  von  verschiedenen  Voraussetzungen  abhängig  ist  und  erfolgt 
durch  Erklärung  beim  Gemeindegericht  schriftlich  oder  mündlich  zu 
Protokoll.  Die  sich  hier  anschließende  Streitfrage,  ob  zum  Anhängig- 
machen der  Sache  vor  dem  ordentlichen  Gerichte  noch  die  Erhebung 
einer  Klage  gehöre,  oder  ob  die  bloße  Ladung  vors  Amtsgericht  ge- 
nüge, beantwortet  der  Verfasser  m.  E.  zutreffend  im  letzteren  Sinne. 
Infolge  der  Berufung  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  wird  der  Prozeß 
vor  dem  Amtsgericht  völlig  neu  durchverhandelt,  wie  jede  andere  erst- 
instanzliche Sache.  Gegen  das  Urteil  des  Amtsgerichts  kann  das 
Rechtsmittel   der   Berufung    nach    §  511    ZPO.    eingelegt   werden. 

Im  letzten  Kapitel  der  interessanten  Schrift  stellt  der  Verfasser 
einige  Erwägungen  de  lege  ferenda  an  und  führt  zahlreiche  Stimmen 
für  und  wider  auf.  Er  selbst  gelangt  zu  keiner  unbedingten  Anerken- 
nung der  Gemeindegerichtsbarkeit.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  für  die 
großen  und  größeren  Städte  keine  Ausdehnung  der  Einrichtung,  sondern 
eher  eine  Beseitigung  in  Frage  kommen  könne,  weil  hier  die  Haupt- 
vorzüge, nämlich  ein  besonderes  Vertrauensverhältnis  der  Gerichts- 
organe zur  Bürgerschaft  und  besondere  Kenntnis  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse zuweilen  wegfallen.  Dagegen  scheint  ihm  die  Beibehaltung, 
unter  LTmständen  sogar  Ausdehnung  für  die  kleineren  Gemeinden  er- 
wägenswert. Man  kann  ihm  m.  E.  beistimmen,  auch  insoweit  es  dann 
einer  eingehenderen  gesetzlichen  Regelung  bedarf,  um  die  vielfachen 
z.  T.  unlösbaren  Zweifel  zu  beseitigen. 

Die  am  Schlüsse  beigefügte  kleine  Statistik  zeigt  die  günstigen  Er- 
folge der  Gemeindegerichte.  In  Baden  wurden  bei  ihnen  in  den  Jahren 
1894 — 1907  jährlich  anhängig  zwischen  13096  (1896)  und  17475  (1907) 
gewöhnliche  Prozesse;  erledigt  zwischen  13073  (1886)  und  17  501  (1907) 
solche  Streitigkeiten  u.  zw.  durch  Vergleich,  Verzicht  usw.  4959  (1896) 
bis  7654  (1904),  durch  »Entscheidung«  81 14  (1896)  bis  11  170  (1907). 
Nur  in  etwa  einem  Achtel  der  durch  Entscheidung  erledigten  Fälle 
wurde  Berufung  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  geltend  gemacht,  nur 
in  ungefähr  der  Hälfte  der  erledigten  war  die  Sache  bis  zur  Ent- 
scheidung des  Amtsgerichts  durchgeführt  worden,  diese  letztere  erging 
wiederum  nur  etwa  zur  Hälfte  im  Sinne  einer  Abänderung  der  ge- 
meindegerichtlichen Entscheidung.  Gewiß  ein  sehr  günstiges  Resultat, 
zumal  wenn  man  bedenkt,  daß  diejenigen,  welche  die  Entscheidungen 
fällen,  fast  durchweg  Männer  ohne  jede  juristische  Bildung  sind.  Es 
wäre  zu  wünschen  gewesen,  daß  der  Verfasser  die  Statistik  in  Tabellen- 
form für  alle  Jahre  gebracht  hätte ;  in  der  jetzigen  Form  ist  sie  ziem- 
lich unübersichtlich.  Willy    Berthold. 
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Fischer,  Otto,  Dr.  jur.,  Expropriationsveriräge.  Stuttgart  1910, 
Druck  und  Verlag  von  W.  Kohlhammer.     VI.   108  S.  gr.  S'^. 

Nach  kürzerer  Darstellung  der  Enteignung  und  ihres  Verfahrens 
untersucht  der  Verfasser  in  eingehenden  Ausführungen  die  Frage,  ob 
•  Expropriant  <  und  »Expropriat'<  durch  einen  Vertrag,  der  nach  der 
Einleitung  des  Enteignungsverfahrens  abgeschlossen  wird,  nicht  einzelne 
Teile  des  noch  nicht  erledigten  ^'erfahrens  ersetzen  können.  Er  ge- 
langt zu  einer  Bejahung  und  verficht  im  Verlaufe  seiner  Abhandlung 
unter  Anführung  der  bedeutenderen  Literatur  und  Auseinandersetzung 
mit  ihr  mit  Entschiedenheit  und  Geschick  seine  Auffassung,  daß  die 
Expropriationsverträge  niemals  öffentlich-rechtlicher  Natur  sein  können. 

Willy    Berthold. 

Ausgezüählte  Lesestücke  zum  Studium  der  politischen  Oeko- 
nomie.  Herausgegeben  von  Karl  Die  hl  mu\  P  au  l  J\lo  m  b  e  r  t. 
Erster  Band:  Zur  Lehre  vom  Geld.  Karlsruhe  i.  B.,  Braunsche  Hof- 
buchdruckerei und  Verlag.   1910,  218  S.  8^. 

Der  gutgemeinte  Versuch  von  Diehl  ur\A  Mombert,  durch  Ausschnitte 
aus  J.  St.  Mill,  Hornigk,  J.  G.  II.  von  Jtisti,  Thomas  JSliin,  David  Ilnine, 
David  Ricardo,  A.  W.  Senior,  J.  Helferich  ein  für  den  nationalökono- 
mischen Seminarbetrieb  geeignetes  Hilfsmittel  zum  Verständnis  der 
Geldwertlehre  zu  schaffen,  bestätigt  die  aus  der  ganzen  neuen  Rich- 
tung unserer  Publikationen  leicht  zu  gewinnende  Einsicht,  daß  man 
über  den  einseitigen  Historismus  hinaus  zur  Analyse  von  Struktur  und 
Prozeß  des  Kapitalismus  vordringen  möchte  und  in  dieser  Verlegen- 
heit dazu  neigt,  in  der  Restauration  der  nationalökonomischen  Klassiker 
und  ihrer  Epigonen  das  Heil  zu  erblicken. 

Aus  der  Auswahl  der  Lesestücke  merkt  man  mit  einem  gewissen 
Entsetzen,  daß  der  Verfall  unseres  volkswirtschaftlichen  Denkens  unter 
dem  Einfluß  der  historischen  Schule  noch  viel  ärger  ist,  als  man  je 
geahnt  hat.  Denn  wenn  Diehl  und  Mombert  es  für  nötig  erachten,  zur 
Einführung  der  Studenten  drei  Kapitel  ^\x?>  John  Stuart  Mill  abzudrucken, 
so  heißt  das  doch,  daß  wir  kein  verbreitetes  Lehrbuch  der  deutschen 
Sprache  haben,  das  eine  übersichtliche  Darstellung  der  einfachsten 
Geldwertprobleme  gibt,  und  daß  auch  Mill  für  den  deutschen  Studenten 
zu  den  verschollenen  Büchern  gehört. 

Wer  sich  aber  die  Aufgabe  stellt,  für  seinen  Teil  diesem  Nieder- 
gang entgegenzuarbeiten,  wird  sich  darüber  klar  sein  müssen,  daß  man 
mit  einer  abstrakten  Schreibtischnationalökonomie  keine  Abhilfe  schaffen 
kann.  Mit  einer  unvermittelten  Erneuerung  der  einer  vergangenen  Wirt- 
schaftssituation angepafiten  Geldwerttheorien  kommen  wir  in  die  Ge- 
fahr eines  realitätslosen  Dogmatismus. 

Diese  alten  Geldwerttheorien  hätten  in  der  Einleitung  einer  doppelten 
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Ergänzung  bedurft,  damit  ein  jugendlicher  Leser  sie  ohne  Gefahr  einer 
überaus  einseitigen  Ausbildung  auf  sich  wirken  lassen  kann. 

Es  mußte  daran  erinnert  werden,  daß  die  Geldwertlehre  der  Teil 
der  Geldlehre  ist,  wo  der  Uebergang  von  der  Description  zur  Kausaltheorie 
eingetreten  ist,  und  also  die  Gefahr  aller  konstruktiven  Nationalöko- 
nomie naJie  liegt,  die  Schranken  der  festumgrenzten  Voraussetzungen 
außer  Acht  zu  lassen,  unter  denen  ihre  Deduktionen  allein  gültig  sind. 
Namentlich  wenn  man  den  Studenten  Ricardo  in  die  Hand  gibt,  darf 
dieser  Hinweis  nicht  fehlen.  Und  wenn  man  diesen  besonderen  Cha- 
rakter der  Geldwerttheorie  erläuterte,  eigab  sich  von  selbst  die  be- 
währte Mahnung,  daß  jeder  Anfänger  gut  tut,  sich  den  ganzen  Aufbau 
des  modernen  Geldwesens  ganz  genau  klar  zu  machen,  da  er  sich 
auf  die  Frage  der  Geldwertbewegung  einläßt.  Aber  die  Leser  von 
Diehl  und  Älombert  könnten  annehmen,  daß  die  Geldwertlehre  der 
allein  wissenschaftlich  wesentliche  Teil  der  Geldtheorie  sei,  da  sie  von 
den  Problemen  der  Geldgeschichte,  der  Geldstruktur  und  des  Geld- 
kreislaufes keine  Nachricht  bekommen.  Dabei  ist  doch  R.  die  Geld- 
lehre des  tableau  economique  wesentlich  Geldkreislauflehre,  die  theorie 
des  debouches  hat  ihre  historische  Bedeutung  gehabt,  Marx  hat  mit 
diesem  Problem  mit  aller  Kraft  gerungen  und  das  originelle  Buch  von 
Lahn  hat  neuerdings  gezeigt,  daß  dieses  descriptive  Verfahren,  das 
auch  die  Grundanschauung  für  eine  realistische  Wertlehre  geben  kann, 
viel  weiter  getrieben  werden  kann,  als  man  früher  glaubte.  Aber  die 
Namen  Ouesnaj,  J.  B.  Say,  Marx  und  Lahn  fehlen  sogar  in  der  dem 
Büchlein  angehängten  Liste  der  zum  weiteren  Studium  empfehlens- 
werten Schriften,  obwohl  das  namentlich  für  Marx  beinahe  unglaublich 
ist,  der  mit  seinem  fachwissenschaftlichen  Erstlingswerk  »Zur  Kritik 
der  politischen  Oekonomie«  doch  wesentlich  tiefgründige  Geldwert- 
lehren geben  wollte. 

Es  war  nicht  notwendig,  in  der  Auswahl  der  mitgeteilten  Lese- 
stücke über  die  Geldwerttheorie  hinaus  zu  gehen,  aber  in  einer  orien- 
tierenden Einleitung  mußte  die  Stellung  dieser  Theorie  zur  gesamten 
Geldlehre  knapp  und  klar  gekennzeichnet  werden. 

Aber  es  war  beinahe  noch  wichtiger,  ganz  nachdrücklich  zu  be- 
tonen, daß  es  keine  absolute  Geldwertlehre  gibt,  sondern  daß  sich  das 
System  der  den  Geldwert  bestimmenden  Faktoren  im  Laufe  der  Zeit 
wesentlich  geändert  hat  und  ändert.  Es  muß  so  deutlich  gesagt  sein, 
daß  es  der  Leser  nie  vergißt,  daß  die  Entwicklung  der  Geldsurrogate, 
die  Bedeutung  des  internationalen  Kredites  für  die  Bewegung  der  inter- 
nationalen Geldsendungen  und  endlich  der  rapid  wachsende  Geldbe- 
darf des  expansiven  Kapitalismus  Momente  sind,  die  keine  der  alten 
Theorien  genügend  berücksichtigt,  und  daß  er  darum'  die  Geldwert- 
bildung, so  wie  sie  sich  heut  vollzieht,  aus  diesen  alten  Theorien  nicht 
genügend  verstehen  kann.     Diese  wichtige  Warnung  fehlt. 
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Man  kann  die  Frage  aufwerfen,  ob  selbst  die  Hinzufiigung  einer 
großzügig,  aus  der  Erkenntnis  des  ganzen  modernen  (Geldwesens  her- 
aus den  Lesern  orientierenden  Einleitung,  das  Buch  für  den  Zweck 
geeignet  werden  würde,  den  seine  Verfasser  vor  allem  im  Auge  dafür 
haben:  ob  es  damit  eine  geeignete  Unterlage  zur  Seminarlektüre  wird. 
Nach  meiner  Erfahrung  ist  das  Thema  für  den  Vorkursus  zu  anschauungs- 
los und  zu  komplex.  Eine  Behandlung  der  Geldwerttheorie  in  Frage 
und  Antwort  bleibt  fast  notwendig  so  elementar,  daß  der  Scliaden 
größer  ist  als  der  Nutzen.  Die  Aufeinanderfolge  der  verschiedenen 
Theorien,  von  denen  keine  für  uns  genügt,  verwirrt.  Wenn  man  aber 
mit  einem  Kreis  fortgeschrittener  Studenten  tlieoretisclie  Lektüre  zum 
Studium  des  Geldwertes  treiben  will,  scheint  es  mir  viel  geratener,  die 
ganze  Aufmerksamkeit  etwa  auf  Ricardo  zu  konzentrieren,  bei  ihm  alle 
Voraussetzungen  scharf  iieraus  zu  bringen  und  ergänzend  alles  das 
heraus  zu  arbeiten,  was  bei  ihm  fehlt.  Eine  gut  eingeleitete  und  gut 
interpretierte  Ausgabe  der  Geldschriften /if/^ör^/is's,  schiene  mir  also  brauch- 
barer als  das,  was  Diehl  und  Mombert  haben  geben  wollen,  und  was 
nun   einerseits  zu  viel  gil)t  und  andererseits  viel  zu  wenig. 

Den  angekündigten  Zusammenstellungen  aus  der  Lehre  von  der 
Grundrente,  vom  Wert  und  Preis  und  vom  Arbeitslohn  darf  man  gleich- 
wohl mit  Interesse  entgcgenselien. 

Wie  diese  weiteren  Veröffentlichungen  einer  besseren  Einleitung  be- 
dürfen, so  sollten  sie  aber  auch  einen  besseren  Literaturanhang  be- 
kommen. Daß  dieser  Anhang  einmal  recht  einseitig  ist,  wurde  im 
wesentliclien  schon  oben  gerügt.  Es  sollte  indessen  auch  nicht  vor- 
kommen, daß  aus  der  amerikanischen  Literatur  der  recht  minder- 
wertige dicke  Band  von  Langhlin  genannt  wird,  während  Joseph  Fr  euch 
Johnsohns  knappes  und  scharfes  Money  and  currency  (1906)  fehlt. 

Die  Verbesserung  könnte  aber  vor  allem  darin  bestehen,  daß  die 
empfohlenen  Bücher  mit  kurzen  Angaben  qualifiziert  werden,  sodaß  der 
Student  weiß,  was  er  etwa  zu  erwarten  hat.  Nach  welchen  Prinzipien 
ist  eigentlich  diese  geheimnisvolle  Auswahl  der  guten  Geldschriftsteller 
getroffen,  wo  Bagehofs  Lombardstreet  nur  durch  Knies  getrennt,  auf 
die  schwache  Geldtheorie  des  jungen  Ilildebrajid  (Sf oxna.m&  fehlt!)  folgt, 
und  wo  es  von  der  vorzüglichen  Geld-  und  Kredittheorie  der  Peelschen 
Bankakte  von  A.  JVagner  über  Nicholson  und  Knapp  ausgerechnet  zu 
Hoß'tnaiins  kritischen  Dogmengeschichte  der  Geldwerttheorien  geht, 
über  deren  völlige  Unzulänglichkeit  Diehl  doch  seinerzeit  ähnlich  ge- 
urteilt hat,  wie  ich  in  dieser  Zeitsciirift.  Ein  solches  Durcheinander 
ist  mir  noch  niemals  vorgekommen  und  ist  mehr  geeignet,  den  Leser 
zu  verwirren  als  ihm  zu  nützen.  PI  enge. 
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Weigert,  Martin,  Die  Handbingsgehilfcnfrage.  Grundzüge  der 
Sozialpolitik  im  deutschen  Handelsgewerbe.  Berlin  und  Leipzig, 
Dr.  Walter  Rothschild.     191 1.  8».  XXII  u.  324  S.  Pr.  M.  6.—. 

Das  Erscheinen  dieses  Buches  kann  man  nur  mit  lebhafter  Freude 
begrüßen,  denn  es  entspricht  in  jeder  Beziehung  dem  heute  so  dringen- 
den   Bedürfnis   nach   einer   zuverlässigen    über  die  ganze  Handlungsge- 
hilfenbewegung orientierenden    Darstellung.      Mit    Sachkunde    und  mit 
Wahrung    größtmöglicher   Objektivität   führt    der  Verfasser   den    Leser 
durch  alle  Gebiete  der  deutschen  Sozialpolitik  hindurch,  soweit  sie  die 
rund    4  Millionen  Menschen    beiderlei  Geschlechts  berühren,  die  heute 
unmittelbar  oder  als  Angehörige  in  dem  Dienst  des  deutschen  Handels 
stehen.     Und    nicht    der  geringste  Vorzug    seiner  Schrift    ist    die  klare 
flüssige    Schreibweise,    die    die    Lektüre    zu    einem  Genuß  werden  läßt. 
Der    Darstellung    schickt   der    Verfasser    eine    sehr    eingehend    ge- 
haltene Inhaltsangabe  voraus  untl  fügt  ihr  am  Schlüsse  ein  Verzeichnis 
der  Spezialliteratur  (in  der  ich  aber  Bücher,  Die  Arbeiterfrage  im  Kauf- 
mannsstande,  1883,  vermisse)  und  ein  gutes  Sachregister  an.    Auf  eine 
historische    Einleitung   zum  Gegenstande   seines  Werkes    durfte  er  ver- 
zichten, denn  eine  »Frage«  ist  unter  den  Handlungsgehilfen  erst  in  den 
letzten  Jahrzehnten  entstanden,  erst   als    die  alten  Einkommensverhält- 
nisse  gegenüber    den    zunehmenden  Lebensansprüchen    ungenügend  zu 
werden   anfingen,   als    sich    die  Aussichten    auf  spätere    Selbständigkeit 
immer  mehr  verringerten,  als  der  zunehrnende  Großbetrieb  die  Arbeits- 
teilung, Mechanisierung  und   damit  geringere  Bewertung  der  Handlungs- 
gehilfendienste begünstigte  und  als  endlich  in  Verbindung  damit  durch 
das   Eindringen    niedrig    bezahlter    Frauenarbeit    eine    gefährliche  Kon- 
kurrenz erwuchs.    Die    so    veränderte    wirtschaftliche  Lage   wird    durch 
Zahlen  beleuchtet,  wie  sie  namentlich  durch  die  Erhebung  des  Deutsch- 
nationalen   Handlungsgehilfenverbandes    bekannt    gevvorden   sind.      Sie 
gibt   in   der   Hauptsache    den  Anstoß    zur  Gründung  einer  Reihe  kauf- 
männischer Berufsvereine,  die  meist  noch  jung  sind,  sich  aber  überaus 
rasch  entwickelt  haben.    Diese  Berufsvereine  werden   im  einzelnen  kurz 
geschildert,  ihre  Entstehung,  Ausbreitung,  ihre  Stellung  zu  den  Prinzi- 
palen, zur  Frauenarbeit,  zum  Lehrlingswesen,  zur  Arbeitszeit,  zu  Lohn- 
fragen, dann  ihre  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Kassen-  und  Unter- 
stützungswesens, wohl  aucii    ihre   politische    Richtung.      In  vielen  ihrer 
Maßregeln  ähneln  diese  Berufsvereine  den  Gewerkschaften  der  Arbeiter, 
in  vielen  aber  unterscheiden  sie  sich  von  ihnen.     So  kennen  sie  keine 
Streiks  als  Kampfmittel,    sie    suchen  Reibereien  mit  den  Arbeitgebern, 
von  denen  viele  zu    ihren  Mitgliedern  zählen,  möglichst  zu  vermeiden, 
sie  sind    eben    eine    noch    weniger   gleichartige  Masse  als  die  Arbeiter 
und    dünken   sich   wohl    auch    zu  gut,  um  die  Kampfesweise  derselben 
anzuwenden.    Sie  suchen  vielmehr  durch  immer  wiederholte  Petitionen 
bei  Behörden  und  Parlamenten,  durch  Flugschriften  usw.  Stimmung  für 
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ilire  Wünsche  zu  machen  und  haben  in  der  'l';it  so  eine  Reihe  gesetz- 
licher Bestimmungen  zu  ihren  Gunsten  erreicht,  wie  die  über  Sonntags- 
ruhe, Ruhepausen,  Kaufmannsgericht  u.  a. 

In  einem  als  speziellen  Teil  bezeichneten  zweiten  Abschnitt  be- 
handelt der  Verfasser  einzelne  Seiten  der  Handlungsgehilfenfrage.  So 
die  kaufmännische  Lehre  in  volkswirtschaftlicher  Beleuchtung,  hier  be- 
sonders die  Lehrlingszüchterei,  ferner  das  kaufmännische  Unterricht s- 
wesen  von  den  FortbiUiungsschulen  bis  zu  den  Handelshochschulen, 
weiter  die  Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe,  wobei  ein  ganzes  Stück 
der  Frauenfrage  überhaupt  abgehandelt  wird,  dann  die  Arbeitsvermitt- 
lung, die  geplante  staatliche  Pensions-,  Witwen-  und  Waisenversicherung 
und  endlich  in  einem  letzten  Kapitel  die  Arten  der  sozialen  Fürsorge 
der  Arbeitgeber.  Jedem  Kapitel  werden  einleitende  Betrachtungen 
vorausgeschickt,  bei  allen  Einzelfragen  wird  gesetzgeberisches  und  stati- 
stisches Material  ausgiebig  verwertet  und  zu  allen  Gesetzesvorlagen  auch 
das  Urteil  ihnen  abholder  Interessenten  berücksichtigt  und  zum  Schlüsse 
eine  zusammenfassende  Kritik  gegeben.  Ueberall  behält  man  dabei 
das  Gefühl,  sich  einer  sicheren  Führung  durch  das  weite  Gebiet  kauf- 
männischer Sozialpolitik  und  ruhiger  klarer  Beurteikmg  der  Fragen  an- 
vertraut zu  haben.  Benno  Schmidt. 


I 


Kaufmann,  Engen,  Das  französische  Bankwesen  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  drei  Depositengroßbanken.  (Archiv  für  Sozial- 
wissenschaft und  Sozialpolitik,  Ergänzungsheft  I.)  Tübingen  (Mohr) 
1911.     XH  372  S.  M.  8. — 

Eine  wissenschaftliche  Darstellung  des  französischen  Bankwesens 
hat  die  entscheidenden  Abwandlungen  aufzuzeigen,  die  der  allgemeine 
Grundtyp  des  kapitalistischen  Bankwesens  innerhalb  der  besonderen 
französischen  Volkswirtschaft  erleidet.  Kanfmann  ist  sich  dieser  Auf- 
gabe wohl  bewußt,  aber  zwischen  seiner  Einleitung  über  »die  neuere 
Entwicklung  der  französischen  Volkswirtschaft  als  Grundlage  der  Kredit- 
organisation« und  der  eigentlichen  Darstellung  des  französischen  Bank- 
systems besteht  keine  konstruktive  Verbindung. 

Im  Mittelpunkt  des  französischen  Bankwesens  stehen  die  drei  be- 
kannten Großbanken  :  Credit  Lyonnais,  Societe  Generale  und  Comptoir 
Nationale.  Ihre  »einzigartige,  dominierende  Stellung«  kommt  aber 
nicht  scharf  genug  heraus,  wenn  man  sie,  wie  Kaufmann  es  tut,  in 
einem  isolierten  zweiten  Hauptabschnitt  ans  Ende  der  Arbeit  stellt  und 
vorher  alle  anderen  Banken  bespriclit.  Darunter  leidet  das  Verständ- 
nis der  Arbeitsteilung  zwischen  den  verschiedenen  Banktypen  in  em- 
pfindlicher Weise.  Denn  die  Großbanken  bestimmen  die  Funktionen 
auch  der  kleineren  Banken,  indem  sie  ihnen  nur  da  ein  Arbeitsfeld 
lassen,  wo  sie  selber  mit  ihrer  schwerfälligen  Größe,  ihrer  bureaukra- 
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tischen  Verfassung  inul  ihrer  durch  die  große  Verantwortung  bedingten 
Vorsicht  nicht  wirksam  eingreifen  können. 

Kaufmann  sieht  die  Großbanken  —  das  ist  der  tiefere  Grund  für 
jene  schroffe  Zweiteilung  —  zu  einseitig  als  Depositenbanken.  Gewiß 
stellen  sie  selber,  namentlich  der  Credit  Lyonnais,  sich  gern  als  reine 
Depositen l)anken  hin  (a.  a.  O.  S.  233).  Aber  weder  ihre  Geschichte, 
noch  ihre  heutigen  Funktionen  rechtfertigen  eine  solche  Auffassung. 
Sie  wurden,  aligesehen  vom  Comptoir  National,  gegründet  als  Banken, 
die  nach  dem  »gemischten  System«  arbeiten  sollten.  Und  auch  heute 
treiben  alle  drei  Großbanken  neben  dem  Umlaufsgeschäft  ein  ausge- 
dehntes Anlagegeschäft,  aus  dem  sie  sogar  einen  beständig  wachsen- 
den Teil  ihrer  Gewinne  ziehen  (S.  316).  Die  große  Wandlung  in  der 
Geschäftspolitik  zuerst  des  Crtfdit  Lyonnais  nach  der  Finanzkrisis  von 
18S2  lag  allein  in  der  Richtung  zu  größerer  Vorsicht  und  Vermeidung 
aller  riskanten  Geschäfte,  bedeutete  aber  nicht  eine  Abkehr  vom  An- 
lagegeschäft. Die  französischen  Großbanken  gehören  ihrem  Wesen 
nach  durchaus  zum  Typ  der  großen  kontinentalen  Universalbank;  was 
äußerlich  als  eine  Hinwendung  zur  reinen  Depositenbank  erscheinen 
könnte,  ist  in  Wirklichkeit  eine  charakteristische  Anpassungsform  jenes 
Grundtyps  an  das  Wesen  der  französischen  Volkswirtschaft.  In  einem 
Lande,  in  dem  alter  Reichtum,  starke  Sparkraft  in  allen  Bevölkerungs- 
schichten, dabei  eine  nur  langsam  fortschreitende,  verhältnismäßig 
wenig  Kapital  aufnehmende  Volkswirtschaft  einen  ungeheuren  Kapital- 
überschuß erzeugen,  muß  die  Bankorganisation  vor  allem  dem  Anlage- 
bedürfnis der  Kapitalisten  dienen.  Dies  Anlagebedürfnis  ist  das  Haupt- 
motiv für  die  Errichtung  neuer  Auslandfilialen  (S.  244).  Es  treibt  die 
großen  Banken  in  das  kleinste  Landstädtchen,  um  die  Wechsel  der 
kleinen  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zu  bekommen  (S.  292).  Und 
es  ist  ebenso  maßgebend  für  ihre  Emissionen.  Kurz  diese  Banken 
sind  Universalbanken,  wie  die  französische  Volkswirtschaft  sie  braucht 
und  wie  diese  Volkswirtschaft  sie  erzeugen  mußte :  Universalbanken 
aus  dem  Bedürfnis  des  Kapitalgebers. 

Von  der  zentralen  Stellung  der  Großbanken  aus  werden  die 
Funktionen  der  übrigen  Banktypen  deutlich,  die  bei  Kaufjna^t^i  in  ver- 
wirrender Mannigfaltigkeit  neben  einander  stehen.  Diese  Banken  füllen 
die  Lücken  aus,  die  von  den  großen  Universalbanken  offen  gelassen 
werden.  Im  Anlagegeschäft  wird  das  Anlagebedürfnis  des  spekula- 
tiveren Leihkapitals  durch  die  in  Frankreich  sogenannten  Banques 
d'affaires  befriedigt  —  reine  Anlagebanken,  bei  denen  man  aber  nach 
der  Plenge^chtxi  Darstellung  des  Credit  Mobilier  nicht  mehr,  wie  Kauf- 
inafin  es  tut,  von  Credit-Mobilier-Banken  bez.  Credit  -  Mobilier  -  Ge- 
schäften reden  sollte.  Im  überseeischen  Geschäft  treten  neben  die 
Großljankfilialen  besondere  Uebersee-  und  Auslandbanken  namentlich 
für  das  starke    Kreditbedürfnis    des  Export-  und   Importhandels.     Und 
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in  den  einzelnen  Wiitschaftsprovinzen  Frankreichs  arbeiten  die  Lokal- 
und  Regionalbanken  :  im  Norden  und  Süden  Industriebaiiken  mit  in- 
dustriellem Kontokorrentgeschäft  und  lokaler  P'.missions-  und  (iriin- 
dungstätif^kcit ;  im  Süden  gibt  es  Lokalbanken  mit  starkem  üiskont- 
und  Reml)Oursgeschäft,  und  in  Paris  haben  sich  Bankhäuser  mit  stark 
spezialisierten  Geschäftszweigen  (z.  B.  Diskonthäuser  für  ganz  bestimmte 
Branchen)  herausgebildet. 

Auch  die  Darstellung  der  Funktionen  der  Großbanken  ist  imsrharf. 
Kanßiiaun  unterscheidet  bei  den  »Depositenbanken«  zwei  Hauptkate- 
gorien ihrer  Tätigkeit  (S.  190),  einerseits  >Kreditgeschäfte  i.  e.  S.,  bei 
denen  die  Banken  Kreditgeber  oder  Kreditnehmer  sind«,  andererseits 
»Kommissionsgeschäfte«,  wobei  in  buntem  Durcheinander  Inkassoge- 
schäfte, Konsignationslager,  Börsenkommissionsgeschäfte  und  Aufbe- 
wahrung von  Wertgegenständen  besprochen  werden.  Nun  treiben  diese 
»Depositenbanken«  auch  Emissionsgeschäfte;  sie  kommen,  zusammen 
mit  dem  Efifektenplazierungsgeschäft,  bei  Kaitfviann  in  die  Verlegcn- 
heitsposition  der  »Mittelstellung«,  obwohl  er  sie  auch,  wie  er  meint, 
aus  besonderen  Gründen  in  die  zweite  Kategorie  (also  die  Kommis- 
sionsgeschäfte!) einreihen  könnte.  Und  die  Anlagen  in  Effekten,  Kon- 
sortial-  und  dauernden  Beteiligungen  —  bei  der  Societe  Generale  heute 
noch  57%  des  eingezahlten  Aktienkapitals  —  stehen  gar  unter  C^tw 
regulären    Aktivgeschäften  in  einer  Reihe  mit  Wechseldiskont  usw. 

Abgesehen  von  diesen  Mängeln  in  der  theoretischen  Verarbeitung 
ist  die  von  gründlicher  Kenntnis  zeugende  Arbeit  Kaußiiami^  eine 
wertvolle  Bereicherung  unserer  Bankliteratur. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


Afehrens,  Bernhard,  Die  Entstehung  und  Entzvicklui/g  der  großen 
französischen  Kreditinstitute  mit  Berücksichtigung  ihres  Einflusses  auf 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  Frankreichs.     (Münchener  Volkswirt- 
schaftliche Studien,   herausg.    von    Lnjo  Brentano  und     Walther  Lotz. 
107.  Stück).     Stuttgart-Berlin   191 1  (Coltai.     360  S.  Pr.  8.—  M. 
Schon  der  Ausgangspunkt  des  Buches  ist  verfehlt.     Mehrens  sieht 
die  heutigen  französischen  Großbanken  als    Depositenbanken.     Darum 
will    er    ihre    Geschichte    als  Geschichte    der  Organisation     des    kurz- 
fristigen Kredits  schreiben  und    muß  nun    notwendig   ein    lückenhaftes 
und  unvollständiges  Bild    liefern.     Wichtigste   Zusamm.enhänge   werden 
übersehen,  alle  großen  Entwickelungslinien  fehlen,  in  eintönigem  Chro- 
nistenstil folgt  eine  Tatsache  nach  der  andern.     Daß  Mehrens  den  von 
ihm  gesammelten  Stoff  nicht  durchdrungen   hat,  das  beweist  am  besten 
die  seltsame  Inhaltsfülle  des  dritten  Abschnitts  über  die  Bedeutung  der 
Bankkonzentration   für    das  wirtschaftliche    Leben:    landwirtschaftliche 
Kreditgenossenschaften  und  Technik  der  Emissionen,  Finanzierungsge- 


4o8 


Lileraiiir. 


Seilschaften  und   Syndicat  des  Banques  de  Province,  französischer    Ka- 
pitalreichtum und  vieles  andere  wird  hier  abgehandelt. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


Altmann,  S.  F.,  Finanzivissenschaft.  (»Aus  Natur-  und  Geisteswelt« 
306.)  Leipzig,  B.  G.  Teubncr,   1910.    174  S.  8°,  gebunden  M.  1.25. 

Das  in  der  Teubnerschen  Sammlung  erschienene  Bändchen  will 
eine  gemeinverständliche  Finanzwissenschaft  geben.  »Nicht  neue 
Theorien,  kein  neues  Svstem,  sondern  wissenschaftliche  Ergebnisse  und 
vor  allem  die  Kenntnis  von  Tatsachen«  soll  das  Buch  verbreiten  helfen. 
—  Man  wird  gewiß  gern  auf  die  neuen  Theorien  und  das  neue  System 
verzichten  ;  aber  es  fragt  sich  doch,  ob  dem  Zweck  einer  solchen  po- 
pulären Darstellung  genügt  ist,  wenn  man  einfach  den  üblichen  Inhalt 
der  finanzwissenchaftlichen  Lehrbücher  gekürzt  wiedergibt,  in  einer  nur 
quantitativen  Konzentration. 

Der  geringste  Fehler  einer  solchen  Methode  wäre  der,  daß  die- 
jenigen Kapitel  der  Finanzwissenschaft,  die  in  den  Lehrbüchern  selbst 
schon  stark  zu  kurz  kommen,  in  einem  solchen  Grundriß  geradezu  zur 
Dürftigkeit  herabgedrückt  werden.  Es  ist  aber  durchaus  nicht  nur 
Nebensächliches  und  Gleichgültiges,  was  von  diesem  Schicksal  betroffen 
wird.  Im  Gegenteil :  Während  z.  B.  die  allgemeine  Begründung  der 
Steuer  und  die  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung,  die  seit  den  be- 
kannten vier  Steuerregeln  des  Adam  Smith  eine  große  Rolle  in  allen 
systematischen  Darstellungen  der  Finanzwissenschaft  spielen,  bei  Alt- 
inann  nach  dem  Schema  der  Lehrbücher  mit  entsprechender  Ausführ- 
lichkeit behandelt  werden,  muß  das  Etatswesen,  ebenfalls  nach  dem 
Schema,  sich  mit  einem  sehr  geringen  Räume  begnügen.  Damit  aber 
versagt  die  »gemeinverständliche  Finanzwissenschaft«  gerade  an  einem 
der  Punkte,  wo  der  Leser  am  ehesten  nach  Belehrung  suchen  wird. 
Was  Altniann  hier  gibt,  ist  viel  zu  wenig,  und  es  ist  gänzlich  unan- 
schaulich. Es  ist  natürlich  unmöglich,  diese  z.  T.  rein  formalen  Dinge 
darzustellen,  ohne  dem  Leser  einen  Etat  in  seinem  äußeren  Aufbau 
auch  wirklich  vor  Augen  zu  führen.  Das  hätte  aber  leicht  genug  durch 
summarischen  Abdruck  eines  Hauptetats  und  eines  charakteristischen 
Teils  eines  Spezialetats  geschehen  können.  Erst  durch  solche  An- 
schauung gewinnen  die  verschiedenen  Unterscheidungen  von  ordent- 
lichem und  außerordentlichem  Etat,  Brutto-  und  Netto-Etat,  Filiation  usw. 
wirkliches  Leben,  und  dann  kann  man  auch  von  diesen  Dingen  mehr 
geben,  als  der  Verfasser  tut  — Etatsüberschreitungen,  Indemnität,  Vire- 
ment  u.  a.  braucht  man  wirklich  nicht  lediglich  mit  der  Versicherung 
anzuführen,  daß  diese  Dinge  >hier  nicht  ausführlich  besprochen«  wer- 
den könnten  und  daß  sie  »Fragen  des  Staatsrechts«  seien;  zumal  wenn 
man    eine  Seite    vorher    eine  lange    und    umständliche  Definition  gibt, 
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was  das  Biidgetrecht    im  allgemeinen    sei,    im    objektiven    und  im  sub- 
jektiven Sinne. 

Die  lehrbuchmäßige  Unanschaulichkeit,  die  beim  Etatswesen  leicht 
durch  einen  einfachen  technischen  Kunstgriff  hätte  gehoben  werden 
können,  wird  zu  vollkommener  Unklarheit  bei  wichtigen  Teilen  der 
Leiire  von  den  Steuern.  Nicht  zum  wenigsten  schuld  daran  ist  das  in 
einer  i)opulären  Darstellung  doppelt  störende  Mißverhältnis  in  der 
Auswahl  von  Wesentlichem  und  Unwesentlichem.  Von  dem  breiten 
Raum,  den  die  allgemeinsten  Steuerprinzipien  einnehmen,  war  bereits 
die  Rede  ;  ein  so  grundlegendes  Verhältnis  aber,  das  erfahrungsgemäß 
dem  Verständnis  große  Schwierigkeiten  bereitet,  wie  das  Verhältnis  von 
Vermögen,  Ertrag  und  Einkommen,  ist  prinzipiell  überhaupt  nicht  be- 
handelt. Vom  Einkommen  heißt  es  lediglich,  daß  sein  Begriff  »be- 
kanntlich sehr  schwer  zu  eifassen«  sei;  im  übrigen  wird  es  dann  als 
bekannt  vorausgesetzt.  Das  könnte  man  allenfalls  gelten  lassen,  wenn 
darauf  die  Einkommensteuer  zuerst  behandelt  würde,  die  ja  dem 
Verständnis  am  ehesten  zugänglich  ist;  so  daß  das  Wesen  der  Ertrags- 
steuern sich  durch  den  Gegensatz  zur  Einkommensteuer  von  selbst  er- 
gäbe. Aber  Altmann  behandelt  die  Ertragssteuern  vor  der  Einkommen- 
steuer, und  da  ist  dann  überall  vom  Einkommen  und  Ertrag  die  Rede, 
als  wären  dies  die  selbstverständlichsten  Dinge  von  der  Welt.  —  Auch 
die  namentlich  von  Lorenz  v.  Stsin  so  meisterhaft  gehandhabte  Methode, 
die  Geschichte  der  Steuern  zur  Erläuterung  der  heutigen  Verhältnisse 
heranzuziehen,  bleibt  unbenutzt;  und  doch  ist  gerade  die  historische 
Entwicklungsreihe  :  Vermögenssteuer  —  Ertragssteuern  —  Einkommen- 
steuer ein  unübertreffliches  Mittel,  das  Wesen  dieser  Steuern  klar  zu 
machen;  und  zugleich  ermöglicht  sie  es,  das  heutige  N  e  b  e  n  einander 
von  Ertragssteuern  und  Einkommensteuer  im  Steuersystem  darzulegen 
und  die  interessante  Arbeitsteilung  zu  veranschaulichen,  in  der  diese 
historischen  Gebilde  hier  in  gegenseitiger  Ergänzung  zusammenwirken. 
Vom  Steuersystem  aber  findet  man  bei  Alfmann  nur  einen  Gemeinplatz 
über  die  Aufgabe  »alle  steuerfähigen  Kräfte  nach  Maßgabe  ihres 
Könnens  heranzuziehen«. 

Für  solche  Knappheit  an  der  unrechten  Stelle  v.'ird  man  ent- 
schädigt durch  eine  Ueberfülle  von  Details  dort,  wo  straffe,  übersicht- 
liche Zusammenfassungen  des  Tatsachenstoffes  am  Platze  gewesen 
wären,  so  bei  den  Erwerbseinkünften,  den  einzelnen  Steuern  usw. 

Es  lohnt  nicht,  auf  Einzelheiten  einzugehen,  die  überall  den  Ein- 
druck verstärken  würden,  daß  Altmann  die  Dinge,  die  er  darstellen 
will,  nicht  anschaulich  machen  kann,  weil  er  sie  selber  nur  angelesen, 
aber  nicht  angeschaut  und  selbständig  durchdacht  hat.  Sein  Wissen 
ist  Buchwissen ;  und  selbst  das  wohl  nicht  in  allzu  großer  Ausdehnung, 
trotz  des  viel  zu  umfangreichen  Literaturverzeichnisses.  —  Nebenbei: 
das    Buch    ist  Adolph    Wagtier   gewidmet,    und    Wagner    ist  auch  häufig 
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genug  im  Texte  genannt:  aber  es  ist  doch  die  Frage,  ob  damit  wirk- 
lich »den  großen  Kreisen,  denen  seine  Werke  selbst  fremd  bleiben 
müssen«,  zum  P5ewußtsein  gebracht  wird,  daß  »wir  uns  heute  eine 
Finanzwissenschaft  ohne  den  Namen  Adolph  Wagner  nicht  denken 
können«,  wenn  die  begriffliche  Schärfe  und  die  gründliche  Gelehrsam- 
keit Wagnevs,  fehlen;  und  auch  von  den  sonstigen  Leistungen  der 
Finanzwissenschaft  werden  diese  Kreise  keine  sehr  respektvolle  Meinung 
erhalten,  wenn  Altntann  sich  erst  auf  Wagner  berufen  muß,  um  z.  B. 
darzulegen,  daß  das  Totalgehalt  der  Beamten  sich  zusammensetzen 
muß  I.  aus  dem  Aktivitätsgehalt,  IL  aus  Ruhegenüssen,  IIL  aus  Hinter- 
bliebenengeldern. 

Das  einzige,  was  man  an  dem  Buche  anerkennen  kann,  ist  die 
fleißige  Hineinarbeitung  der  neuesten  Veränderungen  im  deutschen 
Steuerwesen;  aber  man  wird  kaum  sagen  können,  daß  dieser  in  unserer 
Zeit  der  Finanzreformen  doch  sehr  ephemere  Vorzug  imstande  wäre, 
für  die  vielen  Mängel  des  Buches  zu  entschädigen.  Für  die  erste,  all- 
gemein orientierende  Beschäftigung  mit  dem  Finanzwesen  bleiben  die 
viel  frischer  und  anschaulicher  geschriebenen ,  weil  selbständigeren 
Bändchen    z^an   der  Borght?>    in   der   Sammlung  Goeschen   vorzuziehen. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


Gebhardt ,  Robert  y  Die  französische  Steuerreform,  insbesondere  die  neue 
allgemeine  Einkommensteuer  auf  Grund  des  am  g.  März  190g  von  der 
Deputiertenkammer  angenommenen  neuen  Caillaux'schen  Gesetzent- 
wurfes bearbeitet.  Zürich,  Orell  Füßli,  igio.  8".  XI  u.  ig6  S. 
Preis  M.  5. — , 

Das  Buch  bildet  in  gewissem  Sinne  die  Fortsetzung  zu  der  Schrift 
von  H.  Meyer,  Die  Einkommensteuerprojekte  in  Frankreich  bis  1887, 
die  im  Jahrgang  igoy  dieser  Zeitschrift  S.  161  ff.  besprochen  wurde. 
Es  gibt  zunächst  einen  LTeberblick  über  das  in  Frankreich  bestehende 
komplizierte  Ertragssteuersystem,  dem  eines  der  wichtigsten  Merkmale 
unserer  heutigen  steuerlichen  Grundsätze,  der  Ausgleich  der  Belastung, 
völlig  abgeht.  Die  Ungerechtigkeit,  zu  der  die  Beibehaltung  der  alten 
Grundsteuer,  Personalmobiliarsteuer  u.  a.  in  Verbindung  mit  einer  starken 
indirekten  Besteuerung  im  Laufe  der  Zeit  geführt  hat,  wird  durch 
drastische  Beispiele  beleuchtet.  Trotz  der  Erkenntnis  dieser  Tatsachen 
haben  sich  die  Franzosen  ein  Jahrhundert  lang  gegen  die  Einführung 
anderer,  nicht  an  äußerliche  Merkmale  anknüpfende  Steuern,  insbe- 
sondere der  allgemeinen  Einkommensteuer  gesträubt.  Reformpläne 
sind  genug  aufgetaucht.  Meyer  hat  die  bis  zum  Jahre  1887  erschienenen 
behandelt;  zu  ihnen  sind  mittlerweile  gegen  4c  neue  gekommen,  deren 
Inhalt  der  Verfasser  dieses  Buches  mehr  oder  weniger  ausführlich  mit- 
teilt.    Am    7.  Februar    igo7    hat   endlich    der  damalige  Finanzminister 
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Caillaux  der  Deputiertenkammer  einen  SteuerreftjrmeiUwurf  vorgelegt, 
der  am  9.  März  I909,  allerdings  stark  vercändert,  von  der  Kammer  an- 
genommen wurde  und  nur  noch  der  Zustimmung  des  Senats  bedarf, 
um  Gesetz  zu  werden.  Der  Text  des  von  der  Kammer  verabschiedeten 
Entwurfes  wird  zugleich  mit  dem  von  der  Regierung  ursprünglich  ein- 
gebrachten im  Wortlaut  am  Schlüsse  des  Buches  angeführt.  Der  Ver- 
fasser unterwirft  nun  das  künftige  Gesetz  einer  eingehenden  Betrach- 
tung, wie  weit  es  den  an  eine  moderne  Einkommensteuer  zu  stellenden 
Anforderungen  genügt,  so  bezüglich  der  Steuerptlicht,  der  steuerlichen 
Belastung  nach  der  Einkommensart  und  Einkommenshöhe,  des  Existenz- 
minimums, dann  der  Steuerveranlagung,  der  Deklaration  und  Schätzung, 
der  Steuerkontrolle  und  der  Erhebung  der  Steuer.  Er  kommt  zu  dem 
Ergebnis,  daß  die  geplante  französische  Einkommensteuer  diesen  Namen 
nicht  verdient.  Denn  die  alten  in  sieben  Kategorien  untergebrachten 
Ertragssteuern  sind  keineswegs  beseitigt,  sondern  es  wird  immer  noch 
unterschieden  nach  Einkommen  :  i.  aus  bebauten  Grundstücken,  2.  aus 
unbebauten  (»rundstücken,  3.  aus  Zinsen,  4.  aus  kaufmännischen  imd 
industriellen  Berufen,  5.  aas  landwirtschaftlicher  Tätigkeit,  6.  aus  Ge- 
halten, Löhnen  und  7.  aus  freien  Berufen,  und  für  die  ersten  drei  Arten 
ein  Steuersatz  von  4%,  für  die  vierte  Art  von  3,5%  und  für  die  letzten 
drei  Arten  ein  solcher  von  3%  vorgesehen.  Erst  wenn  das  Einkommen 
aus  allen  Arten  zusammen  5000  Frs.  übersteigt,  wird  es  unter  dem 
Namen  einer  Ergänzungssteuer  von  einer  einheitlichen  Steuer  getroffen. 
Und  diese  Ergänzungssteuer  würde  mit  Recht  erst  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer genannt  werden  können,  wenn  sie  alle  Einkominen  bis 
1250  Frs.  herunter  treffen  würde. 

Die  Schrift  wird  ihren  Wert  behalten,  auch  wenn  der  Reformplan 
nicht  in  der  jetzigen  Gestalt  zur  Ausführung  kommt,  schon  wegen  des  Nach- 
weises einer  reichhaltigen  Literatur,  auf  die  im  einzelnen  der  Ver- 
fasser allerdings  spärlich  Bezug  nimmt  und  unter  der  merkwürdiger- 
weise ein  Spezialartikel,  der  Aufsatz  von  F.  G.  Hoßmaun  über  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  in  Frankreich  im  Jahrgang  1907  dieser  Zeit- 
schrift fehlt.  B  e  n  n  o    S  c  h  m  i  d  t. 


Wiese,    Leopold  von,    Einführung   in  die  Sozialpolitik.     Handels- 
hochschul-Bibliothek,    hrsg.    von    Prof.   Dr.   M.   Apt     Band  9.     Leip- 
zig 1910.     G.  A.  Gloeckner  IV  und  208  S.  M.  4.50. 
Wenn   man    eine  Materie    selbst    publizistisch    in    eine    zusammen- 
fassende Darstellung    gekleidet    hat,  wird  man  gegenüber  gleichartigen 
Leistungen   anderer   nur   zu   leicht   geneigt  sein,    hinter  irgendwelchen 
von  seiner  eigenen  abweichenden  Auffassungen  der  Anderen  Fragezeichen 
zu  machen.     In    solcher  Lage    befindet    sich  der  Referent  auch  gegen- 
über dem  anzuzeie:enden  Buche.     Allein  es  kann  weder  seine  Aufsrabe 
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sein,  an  dieser  Stelle  dem  Leser  eine  Reihe  solcher  Fragezeichen  zu 
bieten,  noch  auch  kann  von  ihm  erwartet  werden,  daß  er  den  Hinter- 
grund all  der  Fragezeichen  malt,  d.  h.  dartut,  worin  seine  Auffassungen 
von  der  des  Autors  des  vorliegenden  Buches  abweichen.  Nur  eines 
sei  hier  beiläufig  bemerkt,  was  auf  die  Verschiedenheit  der  Gestaltung 
eines  Lehrstoffes  überhaupt  und  so  auch  auf  die  eben  angedeutete  Be- 
zug hat :  die  Darstellung  selbst  ist  in  außerordentlich  vielen  Punkten  eine 
Zwecknicäßigkeitsfrage.  Und  damit  ist  die  Grundlage  für  zahlreiche  und 
oft  recht  merkliche  Verschiedenheiten  schon  deshalb  gegeben,  weil  die 
Anschauung  über  die  größere  Zweckmäßigkeit  dieser  oder  jener  Dar- 
stellungsweise aus  unmittelbaren  Eindrücken  und  Erfahrungen  in  der 
Lehrtätigkeit  entspringen,  diese  Erfahrungen  aber  natürlich  höchst  in- 
dividuelle sein  müssen. 

Das  charakteristische  der  JVüseschen  Darstellung  liegt  wohl  in 
der  eigenartigen  Betonung  des  ethischen  Elements.  Sozialpolitik  be- 
ruht auf  einem  Kompromiß  zwischen  Politik  und  Ethik,  diesen  beiden 
»ursprünglich  und  ihrem  ureigensten  Wesen  nach  feindlichen  Elementen«. 
Die  Beziehungen  der  gesellschaftlichen  Klassen  zueinander  und  zum 
Staate  müssen  politischer  Natur  sein,  weil  sich  Maclitfragen  hier  nicht 
ausschalten  lassen,  aber  ohne  positiv-sittlichen  Einschlag  waren  sie 
nicht  gesund  zu  erhalten.  Politik  bedeutet  das  Streben  der  Staatsge- 
walt, in  dem  Kampf  der  Menschengruppen  um  Macht  durch  Unter- 
und  Ueberordnung  Gleichgewicht  (Recht)  zu  schaffen.  Die  Rolle  der 
sozialen  Ethik  im  Rahmen  der  Sozialpolitik  erblickt  der  Verfasser 
darin,  daß  diese  der  Ethik  im  großen  und  ganzen  das  »Dogma  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit«,  eine  Vertiefung  des  suum  cuique  ent- 
nimmt. Die  Sozialpolitik  verliert  durch  ihre  Verbindung  mit  der  Ethik  das 
gleichgültig-rechnerische  der  reinen  Politik,  sie  wird  menschlicher,  wärmer. 
Das  Maß  sozialer  Ethik,  das  sich  in  der  Sozialpolitik  verwirklichen 
lasse,  sei  aber  beschränkt  durch  eine  streng  realistische  Bewertung  des 
Menschen.  Sie  rechne  mit  der  durchschnittlichen,  gleichgültigen  und 
stumpfen  Menschennatur  und  mit  der  Selbstsucht  als  Leitmotiv  aller 
wirtschaftlichen  Handlungen.  Dennoch  sei  die  soziale  Ethik  gleich- 
gültiger gegen  das  Individuum,  und  unterscheide  sich  dadurch  von  der 
Caritas.  Sie  will  objektiv  Notstände  beseitigen,  nicht  einzelnen  durch 
Hilfe  Gunst  erweisen.  Auch  von  Humanität  sei  sie  zu  scheiden  und 
besonders  vom  Patriarchalismus,  der,  zwar  keineswegs  unzeitgemäß  oder 
überwunden,  der  sozialen  Ethik  doch  ferner  steht  als  Caritas  und  Humani- 
tät, sofern  jenem  die  Gleichberechtigungsidee  fehle.  Wesentlich  ist  der 
sozialen  Ethik,  daß  sie  die  einzelnen  Personen  in  den  Zusammenhängen 
ihrer  gesellschaftlichen  Klasse  erfasse,  wodurch  allerdings  die  Sozial- 
politik zu  der  notwendigen  Härte  komme,  daß  es  für  sie  nur  Massen  gibt. 

Das  Verhältnis  der  Sozialpolitik  zur  Wirtschaft  und  speziell  zur 
Volkswirtschaft  formuliert    z'.  IV.  dahin,  daß  es  sich  um  die  Kernfrage 
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handelt:  wie  läßt  sich  die  volkswirtschaftliche  Organisation  derartig 
gestalten,  daß  sie  nicht  nur  dem  ökonomischen  Prinzip,  sondern  nicht 
minder  dem  sozialethischen  der  (Gerechtigkeit,  insbesondere  der 
Förderung  der  wirtschaftlich  Schwachen  entspricht.  Mit  ausdrück- 
licher Motivierung  will  v.  W.  das  sogenannte  »Gesamtintercssec  nicht 
als  brauchbaren  Leitstern  staatlicher  Sozialpolitik  gelten  lassen,  sondern 
erkennt  klar  an,  daß  Klassenförderung  und  damit  aucli  alle  Maß- 
nahmen des  sozialen  Kampfes  Inhalt  der  Sozialpolitik  sind.  Wir  stimmen 
darin  vollständig  mit  ihm  überein.  Etwas  weniger  wohl  in  der  Charak- 
terisierung der  gesellschaftlichen  Klassen  (II.  Kapitel),  namentlich  nicht 
sofern  er  der  Bildung  als  auf  Seite  des  Besitzenden  wirksam  eine  stark 
differenzierende  Bedeutung  beimißt  (S.  49). 

Was  dieser  allgemeinen  Grundlegung  in  weiteren  drei  Kapiteln 
(III.  Kapitel:  das  Arbeitsverhältnis  auf  Grund  des  freien  individuellen 
Arbeitsvertrags,  IV.  Kapitel:  Wesen  und  Geschichte  der  öffentlichen 
Hilfe,  V.  Kapitel:  Wesen  und  Geschichte  der  Selbsthilfe)  als  Ausführung 
folgt,  kann,  da  es  sich  ja  nur  um  eine  Einführung  handelt,  die  die  großen 
Grundlinien  der  Sozialpolitik  zeigen  will,  umsoweniger  eine  systematische 
Analyse  der  einzelnen  sozialpolitischen  Probleme  sein,  als  der  Verfasser 
auf  den  146  Seiten  auch  gar  manches  historische  Apergu  bringt  und 
selbst  Skizzen  über  die  Gesetzgebungsentwicklung  außerdeutscher  Län- 
der eingeschaltet  hat.  Vielleicht  ist  es  Geschmackssache  —  den  Refe- 
renten freilich  will  es  dünken,  als  ob  manche  Fragen  dabei  doch  etwas 
gar  zu  kurz  weggekommen  sind ;  so  das  Lohnproblem,  von  dem  der 
Verfasser  selbst  sagt,  daß  es  trotz  aller  Wandlungen  der  Sozialpolitik 
noch  immer  im  Mittelpunkte  der  Aufgaben  steht,  oder  das  Arbeits- 
losigkeits-Problem u.  a.  Vergleichsweise  wesentlich  liebevoller  hat  v.  IV. 
das  Problem  der  Gruppen-Organisierung,  der  Selbsthilfe  behandelt. 
Aber  wir  wollen  nicht  leugnen,  daß  das  Ganze  eine  geschickte  Zu- 
sammenfassung des  ganzen  Problemkomplexes  ist.  Lind  es  ist  immer 
eine  von  Beherrschung  des  Stoffes  sprechende  in  gewissem  Sinne  künst- 
lerische Leistung  in  einen  gegebenen  relativ  engen  Rahmen  eine  ver- 
hältnismäßig große  Materie  harmonisch  einzupassen. 

Ein  sechstes  Kapitel  (S.  196 — 208)  bringt  unter  dem  Titel  »Grenz- 
fragen der  Sozialpolitik?  eine  Erörterung  politischer  Postulate  der  So- 
zialpolitik, dann  der  Hauptgebiete  der  Volkswohlfahrtspflege,  des  Armen- 
wesens und  der  Wohnungsfrage. 

Karlsruhe.  v.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
IrePfen ,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 

I.    Allgemeine   Staats-  und   Sozialwissenschaft.      Geschichte. 

G  a  r  n  e  r ,  Ja  vi  es  W  i  I/o  r  d ,  Introduction  to  Political  Science. 
A  Treatise  on  the  on'gin,  nature,  functions  and  Organization  of  the 
State.     New  York,  American   Book  Company,   1910.     616  S.  8". 

A  Guide  to  Reading  in  social  ethics  and  allicd  subjects.  Lists  of 
Books  and  Articles  selected  and  described  for  the  Use  of  General 
Readers  by  Teachers  in  Harvard  University.  Cambridge  Mass.  19 lo. 
265  S.  8». 

Schilling,  Dr.  sc.  pol.  Otto,  Die  Staats-  und  Soziallehre  des  hl. 
Augustinus.     Freibm-g  i.  B.,   Herdersche  Verlagsh.,  1910.  280  S.  gr.  8".  ' 

M.  5.60,  gel).  M.  6.50.  I 

B ey erhans ,   Gisbert,  Studien  zur  Staatsanschauung  Calvins.  Mit  h 

bes.  Berücksichtigung  seines  Souveränitätsbegriffes.    Berlin,    Trowitzsch  ^ 

&   Sohn,   1910.     162  S.  gr.  8°.     (N.  Studien  zur  Gesch.    der    Theologie 
u.   der  Kirche  hrsg.  von  Bonwetsch  u.  Seeberg,  VII.  Stück.) 

Warsc hauer ,  Erich,  Schopenhauers  Rechts-  und  Staatslehre. 
Kattowitz,  Gebr.  Böhm,   191 1.     72  S.  8».     M,  2.—. 

D  omhr  ow  sky  ,  Alexander,  Aus  einer  Biographie  Adam  Müllers. 
Göttingen   191 1.      115  S.  8°.     (Diss.) 

Plenge,  Dw/ohatin,  Marx  und  Hegel.  Tübingen,  Laupp'sche 
Buchh.   191 1.     184  S.  8'\     M.  4.—. 

Bergs träßer,  Dr.  Ludzvig,  Studien  zur  Vorgeschichte  der  Zen- 
trwnspartci.  Tübingen,  Mohr,  1910.  249  S.  8".  M.  5. — .  (»Beiträge 
zur  Parteigeschichte«   hrsg.  von  Prof.  A.  Wahl,  I.) 

Becker ,  Karl,  Die  moderne  Weltanschanung.  Berlin,  H.  Steinitz, 
1911.   140  S.     80. 

Jansen,  Max ,  Jakob  Fugger  der  Reiche.  Studien  und  Quellen  I. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1910.  415  S.  8°.  M.  10.  (Studien  zur 
Fugger-Geschichte  III.) 

Christoph  Enizells  Altinärkische  Chronik.  Neu  hrsg.  von  H ermann 
B  oh7n.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1911.  259  S.  8*^.  M.  6.80. 
(Veröff.  des  Vereins  für  Gesch.  der  Mark  Brandenburg.) 
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Schotte,  Walt  her ,  Fürstentum  und  Stände  in  der  Mark  Bran- 
denburg unter  der  Regierung  Joachims  I.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot,  191 1.  114  S.  8".  M.  3.20.  (Veröff.  des  Vereins  für  Gesch.  der 
Mark  Brandenburg.) 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Verfassung  des  Deutschen  Reichs.  Mit  Einleitung  und  Kommentar 
von  Dr.  Adolf  Arndt.  4.  stark  vermehrte  und  verbesserte  .\ufiage. 
Berlin,  J.  Gutlentag,   191 1,     438  S.  kl.  8".  ^^.  4.50. 

Alor genstier ne ,  Prof.  Dr.  Bredo,  Das  Staatsrecht  des  König- 
reichs Nonvcgen.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  igii.  237  S.  Lex.  8". 
Subskriptionspreis:  ^L  7-2o,  geb.  Vl.  9.20,  einzeln  M.  8. —  bez.  M.  10. — . 
(Das  öffentl.  Recht  der  Gegenwart«  XIII.) 

T  ecklenburg,  Privatdozent  Dr.  iur.  Adolf,  Die  Entzvicklung  des 
Wahlrechts  in  Frankreich  seit  ijScj.  Tübingen,  .Mohr,  191 1.  264  S. 
8».     M.  9.—,  geb,  M.   II.—. 

Ber  la  Riforma  del  Senato.  Relazione  della  Commissione  (relatore  : 
Giorgio  Arcoles)  Roma,  Forzani  e  C.  1911.  123  S.  4".  Dazu:  Rela- 
zione del  senatore  Luigi  Rossi,  membro  dissenziente  della  commissione, 
17  S.  4''. 

Wörterbuch  des  deutschen  Staats-  und  Verwaltungsrechts.  2.,  völlig 
neu  gearbeitete  und  erweiterte  Aufl.  hrsg.  von  Prof.  Max  Fleisch- 
mann. Tübingen,  Mohr  1910/11.  5.  —  8.  Lieferung  (S.  321 — 640), 
ä  2  M. 

Ve7'7valtnngs rechtliche  Gesetze  Württembergs.  I.  Band :  Gemeinde- 
ordnung. Textausgabe  mit  Anmerkungen  von  Dr.  Erwin  Ruck.  Tü- 
bingen, Mohr,  1911.     491   S.   12^^,  geb.  M.  5.60. 

Ko7nmu7iales  Jahrbuch  herausgegeben  von  Y^\.  H.  Li ?i dem ann  und 
Dr.  A.  Süd ekuin.  Dritter  Jahrgang,  1910.  Mit  9  Abbildungen  im 
Text.     Jena,  G.  Fischer,   1910.     847  S.  8".     M.   16.—,  geb.  M.   17. — . 

Schelb,  Dr.  Wilhel m  ^  Staatsverwaltung  U7id  Selbstverwallung, 
staatliche  Rechtspflege  7i7id  Sonde7gerichtsbarkeit  i7/i  Stadtstaat  Bolog7ia 
tinter  der  ausgebildete/i  Dc7nok7-atie.  Karlsruhe ,  Braunsche  Hofbiich- 
diuckerei,  1911.  95  S.  8".  M.  1.80  (Freiburger  Abh.  aus  dem  Gebiete 
des  öff.  Rechts  XVIL) 

Mi  1 1  er  maier ,  Prof.  Dr.  Wolf  gang.  Wie  studiert  i/ian  Rechts- 
wissenschaft: Eine  Anleitung  für  Studierende.  Stuttgart,  W.  Violet, 
1911.     176  S.  8*^.     M.  2.50. 

Ff  äff ,  Prof.  Dr.  Ivo,  Zur  Geschichte  der  Frodigalitätserkläru7ig. 
AVien  191 1,  Manzsche  Buchh.  42  S.  8".     K.   1.50. 

Russell  Sage  Foimdation  Publications:  Correctio7i  and  P7-eventio7i.  4  vo- 
lumes,  prepared  for  the  Eighth  International  Prison  Congress.  Edited 
by  Gh.  R.  Henderson.  I  Priso7i  Refo)-7n  by  Ch.  R.  Henderson,  F.  B. 
Sanborn,  F.  H.  Wines  and  others.     320  S.     Criminal  Law  in  the  Uni- 
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ted  States  by  Eugen  Smith.  —  II.  Penal  and  Reformatory  In.stitutions 
by  i6  leading  authorities,  346  S.  —  III.  Preventive  Agencies  and  Me- 
thods  by  Ch.  R.  Henderson.  440  S.  —  IV.  Preventive  Tieatment  of 
neglectad  children  by  Hastings  H.  Hart.  420  S.  8".  Piice  per  volume 
S  2.50.  ■ —  Juvenile  Civirt  Laws  in  the  United  States.  Edited  by  Ha- 
stings IL  Hart.  160  S.  8",  $  1.50.  New  York,  Charities  Publication 
Conimittee,   1910. 

III .  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Collection  des  Economistes  et  des  Re/orviateurs  sociaux  de  la  France 
4:  MorcUy,  Code  de  la  Nature  ou  ie  veritable  esprit  de  ses  loix  1755 
public  par  E  d  ou  a  r  d  Do  1 1  c  an  s.  119  S.  —  5:  Cl.  J.  Herb  er  t ,  Es- 
sai snr  la  Police  generale  des  grains,  sur  leurs  prix  et  sur  les  effets  de 
r agricnltiire  1755  et  Supplement  ä  l' Essai  sur  la  Police  gen.  des  gr.  par 
J.  G.  Motitandonin  de  la  Touche  i^SI'  pt^iblies  par  Edgar  Depitre. 
Paris,  P.  Genthner,   1910,   166  S.  8". 

W e  n  l  e  r  s  s  e ,  Georges,  Les  manuscrits  econoniiques  de  Franfois 
Ouesnay  et  du  Marquis  de  Mirabeau  aux  Archives  Nationales.  Inven- 
taire,  Extraits  et  Notes.     Paris,  P.  Genthner,   1910.      150  S.  gr.  8°. 

Volkswirtschaftliches  Ouellenbnch.  Eine  Einführung  in  die  Geschichte, 
die  Theorie  und  die  Praxis  von  Handel,  Industrie  und  Verkehr.  Von 
Dr.  iur.  Georg  Mo  Hat.  3.,  durchges.  Auflage.  Osterwieck,  A.  W. 
Zickfeldt,  1910.     580  S.  8». 

Carnegie,  Andrezv  ,  Kaufmanns  Herrschgewalt  {^rc\Yy\t  of  Busi- 
ness). Autorisierte  Uebersetzung  von  Dr.  Y..  E.  Lehmann.  4.  Aufl. 
Leipzig,    G.  A.  Gloeckner,    1910.     212  S.  8".     M.  3.50,    geb.  M.  4. — . 

Po  hie,  Ludwig,  Der  JJnternehmerstand.  Vortrag.  Leipzig,  B. 
G.  Teubner,  1910.  57  S.  8°.  M.  1.40.  (Vorträge  der  Gehe-Stiftung 
zu  Dresden  III.) 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


KRITISCHE  STUDIEN 

zur 

SYSTEMATISIERUNG  DER  STAATSFUNK- 
TIONEN. 

Von 

Rechtsanwalt  Dr.  BRUNO  BEYER. 


Kap.  I.    Materielle  und  formelle  Staatsfunktionen. 

§   I.     Historischer  Ueberblick. 

Die  Staatsrechtswissenschaft  ist  lange  Zeit  bei  der  Systemati- 
sierung der  Staatsfunktionen  in  vielfach  wechselnder  Folge  ent- 
weder von  einem  materiellen  oder  einem  formellen  Prinzip  aus- 
gegangen :  man  zog  entweder  die  Objekte,  auf  die  sich  die  Staats- 
tätigkeit jeweils  direkt  oder  indirekt  erstreckte,  oder  aber  den 
Zuständigkeitsumfang  der  einzelnen  Staatsorgane  als  das  für  die 
Klassifizierung  wesentliche  Merkmal  heran.  Während  die  erste 
Methode  keine  eigentlich  juristische  ist,  wird  bei  der  zweiten  ein 
juristisch  verhältnismäßig  wenig  bedeutsamer  Umstand  als  Unter- 
scheidungsmerkmal verwendet.  Was  das  Objekt  der  Staatsfunk- 
tionen anlangt,  so  kann  ihr  Erfolg  oder  ^-  für  die  vorwärts  schauende 
Betrachtung  —  der  mit  ihnen  verfolgte  Zweck  trotz  noch  so 
großer  Verschiedenheit  der  Objekte  durch  die  juristisch  verschie- 
denartigsten Handlungen  erreicht  werden.  Sogar  private  Hand- 
lungen der  Glieder  des  Staates  können  ihn  zeitigen.  Zur  Her- 
beiführung  des  mit    einer  Baupolizeiordnung  verfolgten  Zweckes, 
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daß  die  zu  errichtenden  oder  errichteten  Gebäude  z.  B.  in  einen 
feuersicheren  Zustand  gebracht  werden,  ist  begrifflich  und  bei 
genügender  Einsicht  der  Beteiligten  auch  praktisch  z.  B.  auch 
private  Belehrung  über  die  Vorzüge  der  zur  Verhütung  der  Feuers- 
gefahr erforderlichen  Bauart  genügend.  Der  gleiche  Erfolg  wie 
der  durch  die  Befolgung  der  Baupolizeiordnung  herbeigeführte 
würde  andererseits  auch  dadurch  erreicht  werden,  daß  der  Staat 
selbst  alle  in  Frage  kommenden  Gebäude  nach  Maßgabe  der 
Sicherheitsgrundsätze  errichtete.  Hebt  sich  aber  der  Erlaß  einer 
Baupolizeiordnung  als  Staatsfunktion  gegenüber  privater  Tätigkeit 
und  andererseits  von  der  in  der  polizeiordnungsgemäßen  Errich- 
tung von  Gebäuden  bestehenden  Tätigkeit  ab,  so  muß  auch  für 
ihre  Klassifizierung  als  Staatsfunktion  ein  Moment  verwendet  wer- 
den, das  Beziehung  auf  diese  ihre  Eigenschaften  hat.  Für  eine 
rechtliche  Würdigung  der  in  einer  Polizeiverordnung  zu  Tage 
tretenden  Staatsfunktion  in  ihrem  Gegensatze  zu  anderen  oder 
den  anderen  Staatsfunktionen  ist  daher  durch  die  Heranziehung 
dieses  entfernten  Objekts  der  Staatsgewalt  wenig  gewonnen.  Es 
fehlt  dieser  Betrachtungsweise  das  juristische  Moment.  Die  rein 
formell-juristische  Methode,  bei  welcher  lediglich  der  Kom- 
petenzumfang konkreter  Staatsorgane  zur  Systematisierung  der 
Staatsfunktionen  verwendet  wird,  entspricht  nicht  voll  den  von 
einem  grundlegenden  System  zu  fordernden  Eigenschaften.  So 
unerläßlich  die  Kenntnis  dieser  Kompetenzverteilung  auch  für  die 
Beurteilung  konkreter  Rechtszustände  ist,  so  kann  sie  für  eine 
Gliederung  der  Staatstätigkeiten  nach  allgemeinen  Gesichtspunk- 
ten nur  insofern  Bedeutung  haben,  als  sie  ein  Bild  der  Möglich- 
keiten gewährt,  die  für  ein  Wirksamwerden  des  Staates  als  sol- 
chen bestehen,  als  sie  also  der  rechtswissenschaftlichen  Forschung 
konkrete  Objekte  unterbreitet.  Für  das  Wesen  der  verschiedenen 
Funktionen,  die  ein  bestimmtes  Organ  auszuüben  die  Zuständig- 
keit hat,  kann  der  Umstand,  daß  gerade  diese  oder  eine  bestimmte 
Person  der  Kompetenzträger  ist,  nicht  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  sein.  Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  bei  einer 
Aenderung  des  Zuständigkeitsumfanges  der  Staatsorgane  niemand 
von  einer  Wesensänderung  der  sich  nunmehr  in  Handlungen 
äußernden  Staatsgewalt  sprechen  wird. 

Ergibt  sich  hieraus  die  Notwendigkeit,  bei  der  Systematisie- 
rung der  Staatsfunktionen  von  ihrem  Inhalte  auszugehen,  so  ent- 
steht die  weitere  Frage,  von  welchem  Gesichtspunkte  aus  dieser 
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Inhalt  im  Gegensatze  zu  dem  letzten  Endes  durch  die  Staats- 
funktionen bewirkten  Erfolge,  der,  wie  sich  ergeben  hat,  kein  ge- 
eignetes Klassifikationsmerkmal  darstellt,  betrachtet  werden  muß, 
um  ein  solches  zu  liefern.  Zur  Orientierung  sei  ein  Blick  auf  die 
geschichtliche  Entwickelung  der  Frage  der  Systematisierung  der 
Staatsfunktionen  geworfen. 

Der  erste  bedeutsame  Versuch  einer  Systematisierung  der 
Staatsfunktionen  wurde,  soweit  die  gegenwärtige  Kenntnis  des 
Altertums  reicht^),  durch  Plato  unternommen.  In  der  Politie  ^) 
unterscheidet  Plato  unter  Berücksichtigung  des  Kompetenzum- 
fanges  konkreter  Staatsorgane  unter  diesen,  den  cpuAaxe^,  die 
apxovxe;  und  die  £7::xoupo:,  indem  er  jenen  das  ßouXeuea^-aL,  die- 
sen das  7rpG;:oA£[j.oOv  und  £7:6|j,£vov  tw  ap/ovi:  xat  £7tix£AoOv  xa  jiou- 
A£u9'£vxa  zuweist.  Wenn  man  berücksichtigt,  daß  in  Athen  die 
ersten  drei  Archonten  die  früher  königlichen  —  innerlich  durch- 
aus verschiedenartigen  —  Funktionen  auszuführen  und  die  sechs 
übrigen  trotz  ihrer  gemeinschaftlichen  Bezeichnung  als  Thesmo- 
theten  keineswegs  lediglich  Gesetze  zu  geben  hatten  ^),  so  ergibt 
sich,  daß  diese  Einteilung  selbst  für  die  rein  formelle  Methode 
unzulänglich  ist,  da  sie  lediglich  von  dem  Gesichtspunkte  der 
Ueber-  und  Unterordnung  der  Staatsorgane  ausgeht^)  und  in  der 
Gegenüberstellung  des  ßouXeuea^ac,  das  die  wichtigeren  Staats- 
tätigkeiten erfordern,  mit  einem  £7i;tX£X£:v  xa  |3o'jX£u^£vxa,  das  doch 
gleichfalls  einen  größeren  oder  geringeren  Grad  des  ßouXE'JcaO-a'. 
verlangt,  logische  Schärfe  vermissen  läßt.  Interessanter  ist  die 
platonische  Stellungnahme  zu  den  Dikasterien.  Einerseits  schei- 
det er,  wie  Rehvi '')  richtig  erkannt  hat,  die  Tätigkeit  des  oixaaxYjS 
streng  von  der  der  ap/^ovx£$,  er  kennt  eine  im  xpovcov  bestehende 
und  eine  nicht  darin  bestehende  ap)(Yj.  Andererseits  hält  er  in 
den  v6[JL0t  einen  jeden  Archon  auch  für  einen  Richter,  d.  h.  er 
sieht  anscheinend  in  der  Tätigkeit  der  apXovxE^  auch  richterliche 
Funktionen  *^). 

i)  Abgesehen  von  einer  beiläufig  erwähnten  Gliederung  der  Staatstätigkeiten 
durch  Herodot  in  ßo'JÄ£'j[iaTa  und  apxat,  d.  h.  solche,  die  eine  Ueberlegung  erfor- 
dern, d.  h.  wichtig  sind,  und  solche,  die  in  konkreten  Befehlen  der  Behörden  an 
die  Untertanen  bestehen  (vgl.  Rehiii,  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  Einleitungs- 
band  V.  Marquardsen%  Handbuch  des  öfFentl.  Rechts,   S,  2o). 

2)  V.  463  b  und  c  —  bei  Müller,  Piatons  sämtliche   Werke  übersetzt. 

3)  Vgl.    Curtius,  Griechische   Geschichte.  Berlin   1887,  I,  S.   297,   298. 

4)  Vgl.  auch  Rehm,  a.  a.   O.,  S.  46 — 49.  5)  A.  a.  O.,  S.  46,  48,  49. 
6)  VI  767  a :  TcävTa  [jlsv  ydco  äpyov-a  dcvay/^alov  "/.al  o'.y.aaiYjV  slvai  xivojv. 
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A24-  ^^-   Bruno  Beyer: 

Der  erste  auf  dem  Gebiete  der  Staatsgewaltentheorie  be- 
deutende Forscher,  ÄJ-istoteles,  hat  dann  ein  eigenes,  vom  pla- 
tonischen prinzipiell  abweichendes  System  der  verschiedenen 
Staatstätigkeiten,  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  der  Staats- 
rechtswissenschaft maßgebende  Dreigewaltentheorie,  aufgestellt, 
wobei  allerdings  nicht  zu  verkennen  ist^  daß  Aristoteles  auch  in 
seinen  abstrakten  Erörterungen  von  konkreten  Rechtszuständen 
ausgeht,  und  daß  im  Laufe  der  Entwickelung  der  Staatsrechts- 
wissenschaft die  Abgrenzung  dieser  drei  Gewalten  in  verschie- 
dener, von  der  des  Aristoteles  in  wesentlichen  Punkten  abweichen- 
der Weise  vorgenommen  worden  ist. 

Aristoteles  stellt  als  erste  der  Staatstätigkeitsarten  das 
ßoDX£i)6(X£vov  Ttsp:  Twv  xocvwv  auf,  worunter  er^)  xö  ßouX£u6[X£VOV 
7:£p:  7roX£|ji,ou  7.a:  £'-pYjV7j5  y.ac  aufAfxaxta^  v.al  diaXüaeiitc,  v.od  nepl  v6- 
(xwv  >ca:  nzpl  -O-avaxou  xac  cpuy^^  v.od  orj[Ji£ua£ü)c;  7.7.1  mpl  ocpyGiv  a.ipe- 
a£(o;  y.a.'.  twv  £Ut)'Uva)V,  also  ein  Konglomerat  verschiedenartiger 
Staatsfunktionen  versteht,  deren  gemeinsames  Begrififsmerkmal  von 
Aristoteles  nicht  positiv,  sondern  nur  negativ  dadurch  bestimmt 
wird,  daß  er  diesem  ßouX£u6[X£vov  die  Funktion  des  oiv.axß'^  und 
xö  7i£p:  xa^  dpxas  als  die  übrigen  Zweige  der  staatlichen  Tätig- 
keit gegenüberstellt.  In  ihrer  abstrakten  Fassung  enthalten  diese 
bei  den  letzteren  Funktionen  materielle,  für  die  Systematisierung 
der  Staatsfunktionen  wichtige  Momente;  aber  das  System  ist 
wegen  einheitlicher  Zusammenfassung  der  zu  dem  xuptov,  dem 
»herrschenden  Stück  des  Staates«,  gehörenden  Funktionen  jeden- 
falls nicht  geschlossen,  sondern  enthält  eine,  im  einzelnen  großen 
Scharfsinn  aufweisende  Vermengung  der  materiellen  und  formellen 
Betrachtungsweise  ^). 


1)  Pol.    VI    (IV)     i29Sa    4.       (Aristoteles    const.    of.    Ath.    by    Sondys,    London 

1893)- 

2)  yellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  545  (Berlin  1900),  nimmt  bei  Aristoteles 
eine  rein  formelle  Untersuchung  der  Funktionen  der  drei  Elemente  der  staatlichen 
Organisation  an.  Die  teilweise  ganz  abstrakten  Rechtsgrundsätze  dürften  jedoch  dar- 
auf hinweisen,  daß  das  materielle  Moment  jedenfalls  nicht  ausgeschaltet  ist.  Eine 
oberste  Herrschergewalt  im  Sinne  des  aristotelischen  y.üpiov  stellt  übrigens  auch  Kant, 
Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  Königsberg  1797,  §  45»  '^^'"  recht- 
sprechenden  und  vollziehenden  Gewalt  gegenüber.  Auch  die  Auffassung,  daß  die 
rechtsetzende  Gewalt  allen  übrigen  Gewalten  übergeordnet  sein  müsse,  hat  bis  in 
die  modernste  Doktrin  hinein  zu  einer  Gegenüberstellung  von  höchster  Gewalt  ge- 
genüber anderen  Staatsgewalten  geführt;  vgl.  z.  B.  Arndt,  Ueber  deutsches  und  preu- 
ßisches Verordnungsrecht,   im  Archiv  für  öffentliches  Recht,   Band  XV,   S.   344. 
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Während  in  der  aristotelischen  Lelire  das  eigenthcli  juristische 
Einteilungsprinzip  eine,  wenn  auch  untergeordnete  Rolle  spielt, 
trat  es  beim  Beginne  der  modernen  Staatslehre  zunächst  völlig 
zurück.  Fiir  die  Untersuchung  der  Staatstätigkeiten  kam  als  Ob- 
jekt hauptsächlich  der  Komplex  der  monarchischen  Kompetenzen 
in  Betracht.  Die  einheitliche  Zusammenfassung  der  Trägerschaft 
der  Staatsgewalt  in  den  Monarchien  führte  die  Theorie  nun  zwar 
zu  einer  Berücksichtigung  des  Umstandes,  daß  bei  strenger  Durch- 
führung der  rein  formellen  Methode  von  einer  Verschiedenartigkeit 
der  Staatsfunktionen  in  einer  Monarchie  überhaupt  nicht  gespro- 
chen werden  kann,  da  bei  einer  Vereinigung  aller  Kompetenzen 
in  einer  Person,  selbst  wenn  quoad  exercitiimi  eine  Kompetenz- 
verteilung besteht,  das  formelle  Unterscheidungsmerkmal  der  Kom- 
petenzverteilung unter  verschiedene  Personen  fortfällt.  Die  wissen- 
schaftliche Behandlung  der  Funktionenfrage  verfiel  aber  nunmehr 
in  das  entgegengesetzte  Extrem  :  sie  verwertete  für  die  Klassifi- 
zierung lediglich  die  Endobjekte,  auf  die  sich  die  Tätigkeit  des 
Monarchen  erstreckte ;  indem  sie  jedoch  nicht  einmal  bei  deren 
Untersuchung  eine  irgendwie  von  allgemeinen  Gesichtspunkten 
geleitete  Methode  einschlug,  stellte  sie  in  unwissenschaftlicher 
Weise  als  Staatsfunktionen  eine  Fülle  von  wahllos  aneinander 
gereihten  Majestäts-  oder  Hoheitsrechten  auf.  So  entstanden 
die  Theorien  der  partes  potentiales  von  Bodin  '),  Hobbes  -)  und 
Pufendorf^),  deren  Grundgedanken  von  den  späteren  Staatsrechts- 
lehrern •*)  festgehalten  wurden.  Daneben  wurde  aber  als  eigent- 
liches Subjekt  der  Staatsfunktionen  im  Gegensatze  zum  monarchi- 
schen Prinzip  auch  die  Volkspersönlichkeit  angesehen  ''). 

i)  Vgl.  dessen  Aufzählung  der  vrayes  niarques  de  la  souverainete  im  livre  I  chap  II 
der  six  livres  de  la  republique  (Paris  1577);  Bodin  führt  die  Kontinuität  der  Staats- 
funktionen in  der  Monarchie  auf  den  Ausschluß  der  Verjährung  monarchischer  Rechte 
zurück  (a.  a.  O.,  S.  217),  ähnlich  wie  später  die  Unverjährbarkeit  der  Souveränität 
des  Volkes  angenommen  wurde. 

2)  Leviathan  (165 1),   cap.    16  bis   22   und  De  cive  (1646)   cap.   5,  §§   9,    10. 

3)  De  jure  naturae  et  gentium  liljri  VIII,  Amsterdam  1698,  I,  cap.  i,  §§  12 
bis   15  VIII,  cap.  2,  §   13. 

4)  Vgl.  z.  B.  Brückner^  De  Romani  Imperatoris  Majestate,  praecipue  reali  et 
personali,  1706,  §  18,  Schrodt,  Systema  juris  publici  universalis  17S0  II  cap.  I,  §  I, 
Sirauss,  De  potestate  et  regalibus  Principum  1736  cap.  III  §  I.  Erst  v.  Gerber, 
Grundzüge  eines  Systems  des  Deutschen  Staatsrechts.  Leipzig  1869,  S.  25,  26 
(Anm.  l)  wies  darauf  hin,  daß  die  Hoheitsrechte  nicht  einzelne  erworbene  Rechte 
des  Staatsoberhaupts,  sondern  die  Staatsgewalt  selbst  seien. 

5)  Vgl.   Dock,   Der   Souveränitätsbegriff  von  Bodin   bis  zu  Friedrich   dem  Großen, 
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A2Ö  ^^-  I^ri'no  Beyer: 

Am  Ende  des  i8.  und  beim  Beginne  des  19.  Jahrhunderts 
wurden  besonders  seitens  deutscher  Staatsrechtslehrer  diese  Ho- 
heitsrechte abstrakten  Einteilungen  unterworfen,  die  zwar  mate- 
riell-juristische Momente  enthielten,  wie  die  Gegensätzlichkeit  von 
wesentlichen  und  zufälligen  ^),  allgemeinen  und  besonderen,  ver- 
ieihbaren  und  unverleihbaren,  eingeschränkten  und  uneingeschränk- 
ten, direkten  und  indirekten,  äußeren  und  inneren,  hohen  und 
niederen,  nutzbaren  und  nichtnutzbaren  Hoheiten  ergibt  2),  die 
aber,  wie  schon  aus  der  Mannigfaltigkeit  der  Einteilungsgründe 
hervorgeht,  eine  logisch  befriedigende  rechtliche  Scheidung  nicht 
enthielten.  Man  hätte  ihnen  die  Verschiedenheit  beschränkbarer 
und  nicht  beschränkbarer,  übertragbarer  und  nicht  übertragbarer, 
verpfändbarer  und  nicht  verpfändbarer  Hoheitsrechte  und  andere 
Gegensätze  innerhalb  derselben  hinzufügen  können,  ohne  ein  er- 
schöpfendes System  zu  finden,  da  in  jedem  Falle  die  zu  einer 
bestimmten  Gattung  gehörende  Staatsfunktion  auch  irgendwie  den 
anderen  Gattungen  einzureihen  war.  Andere  Einteilungen  waren 
systematisch  zwar  befriedigender,  so  die  Scheidung  Leist's^)  in 
allgemeine  und  diesen  untergeordnete  besondere  Regierungsrechte; 
aber  auch  sie  hatten  zur  Grundlage  die  »Regierungs-,  Hoheits-, 
Majestäts-,  Souveränitätsrechte  oder  Regalien«  und  waren  daher 
im  Grunde  nichts  als  eine  Aufzählung  einzelner  von  der  Staats- 
gewalt ergriffener  Objekte. 


Straßburg  1897,  .S.  58.  Allerdings  tauchte  schon  im  16.  Jahrhundert  der  Gedanke 
der  organischen  Staatspersönlichkeit,  der  allein  die  Behandlung  der  Staatsfunktionen 
als  Aeußerungen  eines  einheitlichen  Staatswillens  ermöglicht,  auf  (vgl.  O^^o  Gierke, 
Johannes  Althusius  und  die  Entwickelung  der  naturrechtlichen  Staatstheorien,  Breslau 
18S0,  .S.  158  ff.).  Aber  diese  Konstruktion  »wurde  beeinflußt  und  beeinträchtigt 
durch  die  verhängnisvolle,  diese  ganze  Zeit  beherrschende  Spaltung  der  staatlichen 
Kechtssubjektivität  in  Herrscher  und  Volk«  [Dock,  a.  a.  O.,  S.  141).  Selbst  die 
scharfe  Scheidung  aller  Staatstätigkeit  in  Gesetzgebung  und  Vollziehung  durch  Mar- 
silius  von  Padua  im  defensor  pacis  I,   12,  13  entspringt  diesem  Gegensatze. 

i)  Vgl.  z.  B.  die  Einteilung  bei  Haeberlm,  Handbuch  des  Teutschen  Staatsrechts, 
Berlin  1797,  I,  S.  418  ff.  II,  .S.   i   ff. 

2)  Vgl.  Klüber,  Oeffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten, 
Frankfurt  a.  M.  1840,  S.  iio  fF. ;  er  hält  die  Mehrzahl  dieser  Einteilungen  für  »unrichtig«, 
teils  auch  unschicklich,  oder  doch  in  dem  System  eines  Staatsrechts  nicht  fruchtbar; 
zeitgenössische  Literatur  a.  a.  O.,  S.  iii,  Aura,  c  zu  §  99. 

3)  Lehrbuch  des  Teutschen  Staatsrechts,  Göttingen  1803,  Buch  II  §§  82  ff. 
(S.  228  fr.). 
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Das  gleiche  gilt  füi  die  später  \or\  Zoef>ß^)  uud  Zachariae-) 
aufgestellten  »materiellen«  Hoheitsrechte  gegenüber  den  »formel- 
len« pouvoirs  der  französischen  Doktrin.  Denn  auch  die  Eintei- 
lung der  materiellen  Majestätsrechte  ^)  in  die  inneren  und  äufieren 
zeigt  in  ihren  letzten  Ausläufern  (die  »ursprünglichen  absolut 
wesentlichen«  inneren  Hoheitsrechte  sollen  z.  V>.  die  Gebiets- 
hoheit, die  Justizhoheit,  die  Polizeihoheit,  die  Privilegienholieit, 
die  »abgeleiteten  absolut  wesentlichen«  Hoheitsrechte  die  Finanz- 
hoheit und  die  Landeshoheit  mit  den  Unterarten  Militärhoheit, 
Aemterhoheit  und  Recht  der  gemeinen  Landfolge  sein)  nur  ein 
systemloses  Aneinanderreihen  der  Objekte,  auf  die  sich  die  Staats- 
tätigkeiten erstreckten. 

Das  Unbefriedigende  solcher  Systematik  führte  nur  wiederum 
zu  einer  rein  formellen,  sich  an  die  Behördenorganisation  anleh- 
nenden Scheidung  der  Staatsfunktionen  ^),  die  dann  aber  unter 
dem  Einflüsse  der  aristotelischen  und  der  romanischen  Lehre  ^) 
gegen  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  auch  unter  dem  Einflüsse  franzö- 
sischer staatsphilosophischer  Forschung  ^j  mit  abstrakten  Elemen- 
ten vermischt  wurde. 

Doch  ist  die  aus  dem  Bestreben  der  Vereinheitlichung  der 
beiden  Staatselemente  Fürst  und  Volk  in  dem  diesem  zustehen- 
den sich  in  der  Gesetzgebung  äußernden  Herrschaftsrecht,  dessen 
Vollzug  dem  Fürsten  als  einem  der  Herrschaft  des  Volkes  unter- 
Avorfenen  Staatsorgane  obliege '),  entstandene  Theorie  im  Grunde 
keine  abstrakte,  sondern  eine  aus  der  gegensätzlichen  Stellung 
von  Monarch  und  Untertanen,  also  von  Organen  und  anderen 
Gliedern  des  Staates  gefolgerte,  formelle  Scheidung. 

Ausschließlich  von  materiellen  Gesichtspunkten  ließ  sich,  wenn 
auch  unter  Heranziehung   vorgefundener  —  besonders  englischer 


i)  Grundsätze  des  allgemeinen  Deutschen  Staatsrechts,  Leipzig  und  Heidelberg 
1863,  I,  S.  760  ff. 

2)  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  Göttingen  1853,  I  (2.  Aufl.)  S.  67  ff. 

3)  Z.  B.  bei  Zoepß,  a.  a.  O.,  S.  764  ff. 

4)  Insbesondere  entstand  in  dieser  Periode  in  der  französischen  Doktrin  die  Lehre 
von  den  fünf  großen   Gebieten   der  Verwaltung,  vgl.  yellinek,  Allgemeine  Staatslehre 

S.  547- 

5)  yellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  550,  Reh/it,  Geschichte  der  .Staatsrechts- 
wissenschaft, Freiburg  und  Leipzig  1896,  S.  187  ff.  {Maj-qttardseiischts  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts). 

6)  Wie  bei  Schlözer,  Allgemeines  Staatsrecht  und  Staatsverfassungslehre  1793, 
S.   100  ff.  (§  5).     Schmalz,  Natürliches  Staatsrecht,  S.  105 — 107. 

7)  Vgl.  Rehm,  Geschichte  des  Staatsrechtswissenschaft,  S.  1S7. 


A2S  ^^'-  ßruno  Beyer: 

—  Staatseinrichtungen    Locke   bei    seiner    Behandlung   der   Frage 
der  Staatstätigkeiten  leiten').     Er  schreibt   in  seinen  beiden  Ab- 
handlungen   of  civil  government    einer    Person    im    Naturzustande 
zwei  Gewalten  zu,    die  der  Selbsterhaltung  und  der  Abwehr  stö- 
rend eingreifender  Mächte.     Daraus  entwickelt  sich  dann  allmäh- 
lich   durch    den    Zusammenschluß    der    Menschen    ein    politischer 
dadurch,  daß    »every    one    of  the  members  hath   quitted  this  na- 
tural power,  resigned  it  up   into  the  hands  of  the  Community  in 
all  cases  that  exclude  him    not  from  appealing   for  protection  to 
the     law     established     by     it«  -).       Der    nunmehr    entstandenen 
Rechtsgemeinschaft   legt  Locke    die  später  auch  von  Montesquieu 
unterschiedenen  drei  Gewalten  bei:      »And    so  whoever   has    the 
legislative  or  supreme  power  of  any  Commonwealth,  is  bound  to 
govern  by  established  standing  laws  promulgated  and  known  to 
the  people  and  not  by  extemporary   decrets;    by  indifferent  and 
upright  judges    who    are    to    decide  controverses  by  those  laws; 
and  to  employ  the  force  of  the  Community  at  home,  only  in  the 
execution  of  such  laws,  or  abroad  to  prevent   or  redress  foreign 
injuries,  and  secure    the  Community    from    inroads  and  Invasion« 
(a.  a.  O.,  S.  267).    Die  besondere  föderative  Gewalt,  ^t\z\\Q.  Locke^) 
annimmt,  ist  in  seinem  System   als  Bestandteil  des  executive  po- 
wer aufzufassen. 

Durch  Locke  wurde  die  bedeutendste  durch  den  Namen 
Montesqtiieti^)  markierte  Epoche  in  der  französischen  Geschichte 
der  Systematisierung  der  Staatsfunktionen  eingeleitet,  insofern 
Montesquiett  eine  politische  Begründung  der  Lockesc\\&x\  Gewalten- 


1)  Dies  dürfte  in  Anbetracht  des  Umstandes,  daß  Locke  seine  Folgerungen  aus 
ganz  allgemeinen,  von  bestehenden  Staatseinrichtungen  unabhängigen  Betrachtungen 
zieht,  entgegen  der  Auffassung  yellineki,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  551,  anzunehmen 
sein,  wenngleich  nicht  verkannt  wird,  daß  die  von  Locke  anerkannten  jura  majestatica 
insbesondere  das  Recht  der  Prärogative,  auf  die  damals  bestehende  Kompetenz  des 
englischen  Königs  zurückgehen. 

2)  >The  first  —  power  —  is  to  do  vvhatsoever  he  thought  for  the  preservation 

of  himself «      »The    other    power    a    man    has    in    the    State  of  nature,   is  the 

power  to  punish  the  crimes  committed  against  that  law<.     The  works  of  yohn  Locke, 
London  1768.     Two  treatises  of  government  Vol.  II,  S.   266,  267,  250,  251. 

3)  II,  146:  this  contains  the  power  of  war  and  peace,  leagues  and  alliances  and 
all  the  transactions  with  all  persons  and  communities  without  the  Commonwealth  and 
may  be  called  Federative,  if  any  one  pleases.  So  the  thing  be  understood.  I  am 
different  as  to  the  name. 

4)  Vgl.  Otto  Mayer,  Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechts,  Straßburg 
1886.  S.  I  ff. 
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theorie  versuchte.  Während  Locke  in  metaphysischer  Betracli- 
tung  der  Entstehung  des  Rechts^)  die  drei  aristotehschcn  Ge- 
walten, wenngleich  in  einer  von  Aristoteles'  Anschauungen  zum 
Teil  abweichenden  gegenseitigen  Begrenzung,  aus  allgemeinen 
Rechtsbegriffen  abgeleitet  hatte,  untersuchte  Montesquieu  in  einer 
Würdigung  des  bestehenden  Rechts  die  dem  Staate  eigentüm- 
lichen Funktionen  gleichfalls  mit  dem  Resultate,  daß  es  deren 
drei  Arten  gebe  -).  Diese  rechtsphilosophischen  Ausführungen 
Montesqineus  treten  aber  in  den  Hintergrund  gegenüber  den 
politischen. 

Mojitesqiiieu  unterscheidet 
i)  die    gesetzgebende  Gewalt    als    die    der   Rechtssetzung    und 
Rechtsänderung, 

2)  die  vollziehende  als  jene  Gewalt,  die  die  völkerrechtlichen 
Angelegenheiten,  nämlich  Entscheiduncr  über  Krieg  und 
Frieden,  Empfang  und  Entsendung  von  Gesandten,  Siche- 
rung der  Ordnung  und  Verhütung  von  Invasionen,  wahrzu- 
nehmen hat,  und 

3)  die  richterliche  Gewalt,  welcher  die  bürgerlich-rechtlichen 
Angelegenheiten,  nämlich  die  Bestrafung  von  Verbrechen 
und  die  Entscheidung  von  Privatrechtsstreitigkeiten,  unter- 
liegen ^). 

Die  Theorie  Montesquieu?,  fußte  zwar  auf  bestehenden  eng- 
lischen Staatseinrichtungen,  aber  die  von  ihm  geschilderte  Staats- 
form war  ein  Idealtypus,  der  weder  durch  die  englische  Ver- 
fassung, noch  in  den  nichtenglischen  Staaten  verwirklicht  war. 
Montesquieu  ging  jedoch  von  der  Annahme  aus,  daß  die  von  ihm 


1)  Ein  in  gleicher  Weise  verfahrender  moderner  Autor  ist  z.  B.  Kaufmann,  Aus- 
wärtige Gewalt  und  Kolonialgewalt,   S.  47   ff. 

2)  Montesquieu,  Esprit  des  lois  XI,  6;  vgl.  Otto  Mayer,  Theorie  des  französi- 
schen Verwaltungsrechts,   Straßburg  1886,   S.   i  ff. 

3)  Praktischen  Einfluß  auf  die  Rechtsgestaltung  hatte  Montesquieu^,  Theorie 
hauptsächlich  insofern,  als  sie  in  die  meisten  der  nach  1749,  dem  Erscheinungsjahr 
des  esprit  des  lois,  erlassenen  Staatsgrundgesetze  Eingang  fand.  So  enthielt  die  fran- 
zösische Verfassung  vom  3.  September  1791  die  Dreiteilung  der  Gewalten,  ebenso 
die  vom  24.  Juni  1793  (vgl.  Lebon,  Verfassungsrecht  der  französischen  Republik, 
S.  23).  Demnächst  ging  man  in  der  grundlegenden  Organisation  der  staatlichen  Or- 
gane in  der  Verfassungsbewegung  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  nicht  nur  beim  Er- 
lasse der  europäischen  und  insbesondere  deutschen  Verfassungen,  sondern  auch  in 
den  Verfassungsurkunden  außereuropäischer  Länder  von  den  drei  Montesquieuschen 
Gewalten  aus. 
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geschilderte,  auf  die  Gevvaltentrennnng  basierte  Freiheit  jedenfalls 
durch  englisches  Staatsrecht  wiedergespiegelt  wurde  ^).  Indem 
er  so  in  einem  Falle,  wenn  auch  nicht  mit  vollem  Rechte,  den 
idealen  Zustand  der  Identität  der  objektiven  und  subjektiven, 
der  materiellen  und  formellen  Rechtskompetenzen,  verwirklicht 
sah,  fand  er  in  zahlreichen  vergangenen  Staatswesen  und  solchen 
seiner  Zeit  eine  Vereinigung  mehrerer  Gewalten  in  einer  Hand 
und  eine  Vermischung  derselben  in  der  Person  mehrerer  Staats- 
organe, was  er  besonders  -)  bezüglich  des  alten  Roms  und  seiner 
Provinzen  feststellt.  Wenn  er  trotzdem  seine  Untersuchung  der 
Staatsgewalten  mit  der  theoretischen  Scheidung  der  Arten  der 
Staatsgewalten  beginnt  und  so  die  Wesensverschiedenheit  auch 
der  in  einer  Person  vereinigten  Gewalten  anerkennt,  so  dürfte 
auch  seine  Gliederung  gleich  der  Lockes  für  eine  von  rein  mate- 
riellen Gesichtspunkten  vorgenommene  zu  halten  sein  ^). 

Die  j\Io7itesqtnetische  Lehre  führte  über  zwei  in  entgegen- 
gesetztem Sinne  vorgenommene  formelle  Ergänzungen,  einerseits 
die  Aufstellung  der  alle  Gewalten  umfassenden  Volkssouveräni- 
tät durch  Rousseau'^)  und  der  eines  pouvoir  directorial  als  der 
Gewalt  des  mit  der  Funktion  betrauten,  vom  gesetzgebenden 
Körper  gewählten  Kollegiums^),  andererseits  die  Konstruktion 
eines  pouvoir  royal  durch  Clermont-Tonnere  und  Constant ")  zu 
einer  mehr  formellen  Behandlung  der  Frage  durch  die  deutschen 
Staatsrechtslehrer,  die  die  alten  Majestätsrechte  in  die  ab- 
strakten Gewalten  einzugliedern  versuchten. 

Obwohl  schon  Schmitthenner"')  erkannt  hatte,  daß  ein  Unter- 
schied zwischen  materiellen  und  formellen  Staatsfunktionen,  zwi- 
schen dem  inneren  Wesen  der  Staatstätigkeit  und  den  Tätigkeiten 
bestimmter  Staatsorgane  zu  machen  sei,  hat  man  Doppelsysteme 


i)  XI,  6,  gegen  Schluß. 

2)  XI,  12,  14 — 20. 

3)  Anders  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  553.  Der  materielle  Inhalt  der 
Montesquieuschen  Gewalten  ergibt  sich  auch  daraus,  daß  Rechtsphilosophen  sie  in 
ihren  die  bestehenden  Staatsordnungen  nicht  berücl< sichtigenden  Betrachtungen  gleich- 
falls   anerkennen  [Kant,  Metaphysische  Anfangsgründe  der    allgemeinen  Rechtslehre 

§§  44,  45). 

4)  Du  contract  social  II,   2,  III,  i. 

5)  Vgl.   Curti,  Geschichte  der  Schweizer  Volksrechte,  S.   i  ff. 

6)  Jellinek,  a.  a.  O.,  S.  554. 

7)  Grundzüge  des  idealen  oder  allgemeinen  Staatsrechts,  1848,  S.  474  ff. 
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im   Sinne    dieser    Unterscheidung    hauptsächlich    erst    in    neuerer 
Zeit  aufgestellt. 

Es  verschmelzen  nunmehr  die  formelle  und  die  materielle 
Betrachtungsweise  der  Staatsfunktionen,  für  die  man  subjektive 
(d.  h.  formelle)  und  objektive  (d.  h.  materielle)  Begriffe  aufstellt'). 


i)  So  unterscheidet  Zfl^a«</ (Deutsches  Reichsstaatsrecht,  Tübingen  1907,  S.  138  ff.) 
einen  subjektiven  und  einen  objektiven  Begriff  der  Verwaltung.  In  subjektiver 
Hinsicht  versteht  er  darunter  die  Summe  aller  staatlichen  Handlungen,  welche  der 
Leitung  des  Staatsoberhauptes  unterliegen,  in  der  Monarchie  also  den  durch  die  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  und  die  Gesetzesauslegung  der  Gerichte  nicht  beschränk- 
ten Machtbereich  des  Monarchen ;  in  objektiver  Hinsicht  versteht  Laband  unter  Ver- 
waltung das  staatliche  Handeln  des  Staates,  das  »Tun  und  Lassen  des  Staates  als 
einer  handlungsfähigen  Person«,  die  »Betätigung  seiner  Kraft,  seiner  physischen 
Leistungsfähigkeit«.  Aehnliche  Unterscheidungen  werden  in  der  Theorie  der  Deut- 
schen Landesstaatsrechte  und  außerdeutscher  Staatsrechte  gemacht  (vgl.  z.  B.  im 
öffentlichen  Recht  der  Gegenwart  Ulbrich,  Oesterreichisches  Staatsrecht,  S.  234  ff. 
Enera,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien,  S.  35  ff.,  Saripolos,  Das  Staats- 
recht des  Königreichs  Griechenland,  S.  91  ff.,  Walz,  Das  Staatsrecht  des  Großher- 
zogtums Baden,  S.  223  ff.,  Rhamm,  Das  Staatsrecht  des  Herzogtums  Braunschweig, 
S.  63  ff.,  69  ff.,  O.Mayer,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Sachsen,  S.  156  ff.,  224  ff., 
G'öz,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  S.  159  ff.,  im  Handbuch  des 
öffentlichen  Rechts:  Schulze,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preußen,  S.  41  ff.,  61  ff., 
Büsing,  Das  Staatsrecht  der  Großherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin  und  Meck- 
lenburg-Strelitz,  S.  12  ff.  Dagegen  geht  charakteristischer  Weise  Lebon,  Das  Ver- 
fassungsrecht der  französischen  Republik  (S.  45  ff.,  63  ff.,  112  ff.,  127  ff.,  140  ff.) 
von  rein  formellen  Gesichtspunkten  aus,  ein  Anklang  an  die  alte  französische  Theorie 
von  der  Identität  materieller  und  formeller  Staatsfunktionen. 

Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  594,  595,  unterscheidet  die  materiellen  Slaats- 
funktionen  nach  ihrer  Beziehung  auf  die  Staatszwecke  in  die  vermöge  des  Rechts- 
zweckes auf  Rechtssetzung  und  Rechtsschutz  und  in  die  auf  Machtbehauptung  und 
Kulturförderung  gerichtete  Tätigkeit,  ein  Gegensatz,  der  dann  nicht  aufrecht  erhalten 
werden  kann,  wenn  man  die  letzte  Art  der  Tätigkeit  der  Staatsorgane  als  Durchfüh- 
rung der  ihnen  übertragenen  Kompetenzrechtsnormen  auffaßt,  zu  welcher  Frage  später 
Stellung  genommen  werden  wird.  Denn  dann  steht  auch  sie  zu  der  Rechtssetzung 
in  demselben  juristischen  Verhältnis  wie  der  Rechtsschutz,  der  durch  und  auf  Grund 
von  Entscheidungen  im  geordneten  Verfahren  unklares  oder  bestrittenes  Recht  fest- 
stellt und  durchführt,  indem  beide  die  Ausführung  des  gesetzten  Rechts  zum  Gegen- 
stande haben  und  daher  der  Rechtssetzung  nicht  einzeln,  sondern  höchstens  gemein- 
schaftlich zu  koordinieren   sind. 

Was  die  Formen,  in  denen  die  Staatstätigkeiten  sich  vollziehen,  betrifft,  so 
unterscheidet  Jellinek  (a.  a.  O.,  S.  595),  ähnlich  wie  schon  die  älteste  griechische 
Staatsrechtswissenschaft,  deren  zwei :  »Der  Staat  kann  entweder  abstrakte  Regeln  auf- 
stellen, die  als  solche  nicht  unmittelbar  die  Wirklichkeit  beherrschen,  sondern  einer 
eigenen,  durch  jene  Regeln  motivierten  Tätigkeit  bedürfen,  damit  der  von  ihnen  be- 
absichtigte objektive  Tatbestand  ihren  Anforderungen  entspreche.  Oder  der  Staat 
löst    durch    seine    Tat    unmittelbar    an    ihn  herantretende  Aufgaben  entweder  gemäß 
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wenngleich  vereinzelte  Autoren  jedenfalls  die  Grenze  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung  nur  formell  nach  dem  Zuständigkeitsum- 
fang  der  verschiedenen  Behörden  ziehen  ^). 

§   2.   Der  Einteilungsgrund   der  Staatsfunktionen. 

Für  die  Erkenntnis  des  Wesens  der  Staatstätigkeiten  hat  nur 
deren  objektiver  Begriff  Bedeutung.  Die  Art  der  Verteilung  der 
Kompetenzen,  ihre  Beschränkungen  und  Erweiterungen,  sind 
zwar  wichtige  politische  Probleme^  und  ihre  Erörterung  gibt,  so- 
fern sie  sich  auf  die  zu  einer  bestimmten  Zeit  bestehende  Funk- 
tionensonderung  und  -Vermischung  innerhalb  eines  Staates  er- 
streckt, Auskunft  über  die  betreffende  Staats  form;  sie  tut  dies 
indes  nicht  in  Bezug  auf  das  Wesen  der  Staatsaktionen,  die  als 
menschliche,  namens  einer  Rechtsgemeinschaft  vorgenommene 
Handlungen  nur  nach  Grund,  Zweck  und  Erfolg  erschöpfend  ge- 
würdigt werden  können,  während  das  zu  ihnen  berechtigte  und 
verpflichtete  Subjekt  als  solches,  insbesondere  auch  in  Ansehung 
des  Umstandes,  ob  es  auch  die  rechtliche  Zuständigkeit  zu  an- 
deren Handlungen  als  Organ  der  Gemeinschaft  besitzt,  für  diese 
Frage  ohne  Bedeutung  ist'-).     Ja,  um  zu  erkennen,    ob  das  Sub- 


jenen  abstrakten  Normen  oder  innerhalb  der  ihm  durcli  diese  gesteckten  Schranken. 
Unter  diesem  Gesichtspunkte  ergeben  sich  zwei  Funktionen:  Normsetzung  und  Er- 
ledigung einzelner  bestimmter  Ausgaben  durch  auf  sie  gerichtete  individualisierte  Tä- 
tigkeit. Dieser  formellen  Scheidung  fehlt  jedoch  die  konsequente  Durchführung 
rechtlicher  Gesichtspunkte.  Während  in  der  Aufstellung  abstrakter  Regeln  eine 
Tätigkeit  von  spezifisch  rechtlicher  Natur  zu  erblicken  ist,  fehlt  die  Beziehung  auf 
das  Recht  bei  der  auf  Erledigung  individueller  Aufgaben  gerichteten  Staatstätigkeit. 
Auch  sonstiges  menschliches  Handeln  erhält  seinen  Zweck  durch  die  Erreichung  be- 
stimmter Einzelerfolge,  ohne  daß  es  begrifflich  unter  den  Schranken  einer  Rechts- 
ordnung zu  stehen  braucht.  Seine  Beziehung  auf  diese  Erfolge  außerhalb  rechtlicher 
Gesichtspunkte  kann  daher  kein  geeignetes  Unterscheidungsmerkmal  für  seinen  recht- 
lichen Charakter  gewähren. 

1)  Vgl.  Prazak,  Die  prinzipielle  Abgrenzung  der  Kompetenz  der  Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  IV,  S.  241  ff.,  Bortthak,  in 
V.  Stengels  Wörterbuch,  Band  II,  S.  331  ff.,  Erg.-Band  II,  S.  188  ff.,  Preußisches 
Verwaltungsrecht  II,  S.  72,  v.  Roenne,  Staatsrecht  der  Preußischen  Monarchie  (1906: 
Zorn)  II,  S.   301. 

2)  An  sich  kann  »die  Einteilung  der  staatlichen  Willensakte  nach  dem  formellen 
Gesichtspunkte  das  nämliche  Ergebnis  liefern  wie  die  Einteilung  nach  dem  materiel- 
len Gesichtspunkte  nach  der  Art  des  Willens«  (v.  Seydel,  Vorträge  aus  dem  allge- 
meinen Staatsrechte,  in  v.  Hirths  Annalen  1900,  S.  351,  352),  welchen  Anschein 
auch  die  französische  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  erweckte,  und  was  Alontesquieu^ 
wie  erwähnt,   bezüglich  der  englischen  Verfassung  annahm. 
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jekt  einer  Staatsfunktion  außer  der  Kompetenz  zu  der  Gattung 
von  Handlungen,  zu  welcher  die  vorgenommene  als  Species 
gehört,  noch  weitere  Rechtskompetenzen  besitzt,  muß  bereits  das 
Unterscheidungsmerkmal  beider  Gattungen,  also  ein  objektives, 
\on  dem  Subjekt  der  Staatsaktionen  als  solchem  unabhängiges, 
Kriterium  feststehen'). 

Andererseits  muß  aber  das  fi.ir  die  Klassifikation  zu  ver- 
wendende Merkmal  materiell-juristisch  sein,  d.  h.  es  darf  nicht 
lediglich  den  nicht  juristisch  betrachteten  Objekten  der  Staats- 
aktionen als  menschlicher  Handlungen  entlehnt  sein.  Solche 
Klassifikationen  können  von  den  verschiedensten  Gesichtspunkten 
vorgenommen  werden,  haben  aber  auch  nur  von  dem  betreffen- 
den Gesichtspunkte  aus  den  Charakter  der  Geschlossenheit.  Sie 
können  ebenso  bei  privaten  menschlichen  Willensbetrachtungen 
wie  bei  Staatsfunktionen  angewandt  werden.  Eine  natürliche, 
sich  auf  alle  wesentlichen  Merkmale  eines  Begriffs  stützende  Ein- 
teilung kann  das  im  Begriffe  der  Staatsfunktion  enthaltene  recht- 
liche  Moment  nicht  unberücksichtigt  lassen.  Des  weiteren  ist 
zu  beachten,  daß  das  Merkmal,  welches  der  Unterscheidung  der 
verschiedenen  Staatsfunktionen  dient,  modifiziert  bei  allen  Arten 
der  Gattung  »Staatsfunktion«  vorhanden  sein  muß,  also  nicht  bei 
einer  oder  einigen  derselben  hervortreten  kann,  bei  anderen  aber 
fehlen  darf.  Es  fragt  sich,  inwiefern  diese  Erfordernisse  von  der 
modernen  Theorie    über   die    materielle    von    der  Kompetenzver- 


l)  Für  die  einzelnen  Zweige  der  verwaltenden  Tätigkeit  des  Staates  verwendet 
diese  Scheidung  yellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  220,  221,  obwohl  er  prinzipiell 
die  Tätigkeit  des  Staates  nach  ihrem  Inhalte,  nach  teleologischen  Gesichtspunkten, 
gliedern  will.  Gegenüber  dieser  formellen  Scheidung  der  Staatshoheitsrechte  betont 
Haenel  (Das  Gesetz  im  formellen  und  materiellen  Sinne,  in  den  Studien  zum  deut- 
schen Staatsrechte,  Bd.  II,  S.  246  ff.)  die  Wichtigkeit  der  materiellen  Begriffsbe- 
stimmung. Er  weist  nach,  daß  Labands  und  Jellinek'!,  Dreiteilungen  auf  formeller 
Grundlage  erfolgt  sind,  und  daß  insbesondere  die  Theorie  yellinek?,  nicht  auf  einer 
materiell-teleologischen  Untersuchung  beruhe.  Den  entgegengesetzten  Standpunkt  ver- 
tritt am  deutlichsten  Arndts  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Berlin  1901,  S. 
209:  »Das  Entscheidende  ist  nicht  der  Gegenstand,  sondern  das  Subjekt  oder  rich- 
tiger die  Organisation  des  Trägers.  Gesetzgebende  Gewalt  —  im  Sinne  der  Montes- 
quieuschen  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  —  ist  die,  welche  nicht  oder  we- 
nigstens nicht  allein  vom  Staatsoberhaupt,  sondern  von  der  Volksvertretung  oder 
unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung,  richterliche  ist  die  Gewalt,  welche  von  unab- 
hängigen, nur  dem  Gesetze  unterworfenen,  den  Anweisungen  des  Monarchen  oder  der 
Minister  nicht  unterstellten  Beamten  ausgeübt  wird.  Alle  andere  Gewalt  und  Tätig- 
keit ist  Verwaltung«. 
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teilung  unabhängige  Funktionensonderung  erfüllt  werden,  als 
deren  Niederschlag  folgende  Grundsätze  gelten  können : 

Die  Macht  der  Rechtssetzung  besteht  in  der  Befugnis,  jedem 
im  Staate  durch  abstrakte  Normen  gewisse  Betätigungen  vorzu- 
schreiben und  andere  zu  untersagen,  also  ein  Sollen  und  als  Be- 
standteil   desselben    eine  Grenze  des  Dürfens  vorzuschreiben. 

Die  richterliche  Gewalt  ist  die  Befugnis,  nach  einer  Sub- 
sumtion konkreter  Fälle  unter  die  abstrakte  Rechtsnorm  in 
concreto  hinsichtlich  der  Rechts-  und  Pflichtstellung  der  betei- 
ligten Rechtssubjekte  auszusprechen,  was  die  Rechtsregel  in  ab- 
stracto anordnet^). 

Die  vollziehende  Gewalt  ist  einerseits  die  Macht  der  Voll- 
ziehung der  Gesetze,  andererseits  aber  auch  die  der  freien 
(d.  h.  der  sich  frei  vom  Zwange  des  Rechts  vollziehenden),  inner- 
halb der  Schranken  des  Rechts  vor  sich  gehenden  Tätigkeit  des 
Staates  zur  Verwirklichung  seines  Zweckes,  nämlich  der  Förderung 
des  Gesamtwohles  seiner  Glieder"'). 

Verhältnismäßig  nur  vereinzelt  wird  der  Gesetzgebung  allein 
die  Verwaltung  im  weiteren  Sinne,  als  die  Justiz  und  die  Ver- 
waltung im  engeren  Sinne  umfassend,  gegenübergestellt^). 


Kap.  II.  Die  Allgemeinheit  der  Rechtsnorm  in  ihrer  Bedeutung 
für  die  Systematisierung  der  Staatsfunktionen. 

§3.  Die   Einteilung    der  staatlichen  Gesetzgebung. 

Innerhalb  der  legislatorischen  Staatstätigkeit  hat  die  Existenz 
der  Individualgesetze  besonders  nach  der  Entstehung  der  konsti- 
tutionellen Doktrin  im  Hinblick  auf  die  bloß  »formellen«  Gesetze 
zu  einer  Unterscheidung  zwischen  allgemeinen  und  besonderen 
(speziellen^  individuellen)  Rechtssetzungsakten  des  Staates  geführt. 


1)  Vgl.  besonders  v.  Sarwey,  Allgemeines  Verwaltungsrecht  1887,  S.  13,  Arndis- 
Grüber,  Juristische  Enzyklopädie  und  Methodologie,  10.  Aufl.  (1901),  S.  33,  Gareis, 
Enzyklopädie  und  Methodologie  der  Rechtswissenschaft,  2.  Aufl.  1900),  S.  156,  Georg 
Meyer-Anschütz,  Lehrbuch,  S.  26. 

2)  Vgl.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.,  S.  595,  Anschütz  in  Holtzen- 
dorffs  Enzyklopädie  II,  S.  475  und  die  daselbst  Zitierten.  Diese  Dreigliederung 
nimmt  übrigens  auch  bezüglich  der  Kirchenhoheit  als  Staatsfunktion  vor:  Kahl,  Lehr- 
system des  Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig,  1894 
S.    312,   313. 

3)  Z.  B.  von  Georg  Meyer-Anschütz,  Lehrbuch,  6.  Aufl.,  S.   16. 
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Diese  Scheidung,  bei  welcher  die  »Individualgeset/.e«  als  Aus- 
nahmen erscheinen,  basiert  auf  der  Annahme  auch  nicht  allgemeiner 
Rechtsnormen.  Das  Merkmal  der  Allgemeinheit  wird  als  ein  dem 
Rechtsnormbegrift"  nicht  immanentes  zur  Determination  verwendet. 
Es  handelt  sich  hierbei  also  nicht  um  eine  sich  auf  alle  wesent- 
lichen Merkmale  eines  Begriffs  stützende  natürliche  Einteilung, 
sondern  um  enie  künstliche,  bei  der  zudem  das  zur  Klassifikation 
verwendete  Merkmal  der  Allgemeinheit  nicht  modifiziert  bei  den 
Unterbegrifit'en  vorhanden  ist,  sondern  —  bei  den  Individual- 
gesetzen —  einfach  negiert  wird.  Zur  Prüfung  der  Frage,  ob 
und  inwiefern  diese  den  strengen  Grundsätzen  der  Systemati- 
sierung nicht  entsprechende  Einteilung  der  Rechtssetzungsakte 
zulässig  ist,  müssen  daher  die  Rechtsnormen  auf  ihren  allgemeinen 
Charakter  geprüft  werden. 

§  4.  Gründe  für  die  Allgemeinheit   der 
R  e  c  h  t  s  n  o  r  ni  e  n. 

Eine  Ordnung  und  insbesondere  eine  Rechtsordnung  wird  in 
die  Verhältnisse  einer  des  Rechts  noch  entbehrenden  Rechtsge- 
meinschaft nur  durch  eine  allgemeine  Verhaltensbestimmung  für 
deren  Glieder  gebracht.  Wenn  ohne  eine  solche  lediglich  Einzel- 
beschlüsse gefaßt  werden,  die  jederzeit  ihrem  ganzen  Inhalt  nach 
von  früheren  abweichen  können,  ohne  daß  ein  bestimmtes  Organ 
im  allgemeinen  die  Zuständigkeit  zu  dieser  Beschlußfassung  hat  ^), 
so  sind  die  Angelegenheiten  der  Gemeinschaft  einem  derartig 
willkürlichen  Wechsel  unterworfen,  daß  sie  weder  als  geregelt 
noch    als    geordnet    zu    betrachten  sind'^)^).     Erst  dann   liegt  ein 

1)  Ein  allerdings  nur  theoretisch  zu  konstruierender,  weder  von  der  Rechtsge- 
schichte noch  von  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  als  irgendwann  oder  irgend- 
wo vorhanden  ergründeter  Zustand. 

2)  Rosin  (Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,  2.  Aufl.,  S.  6)  nimmt  an,  daß 
nur  deshalb  »Das  Gesetz  in  der  Formel  »wenn,  so«  seine  Norm  auf  einen  oder  eine 
Anzahl  abstrakt  bezeichneter  Tatbestände  für  anwendbar  erklärt,  derart,  daß  jeder 
konkret  zur  Existenz  gelangende  reale  Talbestand,  welcher  in  der  Gruppierung  seiner 
Tatbestandsmomente  den  im  Gesetz  abstrakt  bezeichneten  ideellen  Tatbestand  wieder 
gebe,  auch  die  im  Gesetze  abstrakt  bestimmte  Rechtswirkung  konkret  aus  sich  heraus 
erzeugen  müsse«,  weil  das  Regelmäßige  der  Stetigkeit  und  Unparteilichkeit  der  Rechts- 
ordnung am  meisten  entspreche.  Der  Verfasser  dieser  Arbeit  ist  der  Ansicht,  daß 
es  wesentlicher  Bestandteil  der  Ordnung  ist,  wenngleich  die  Relativität  des  Begriffes 
»regelmäßig«  oder  »allgemein«  in  vollem  Maße  anerkannt  wird  (vergleiche  in  dieser 
Beziehung  v.  Martitz,  Ueber  den  konstitutionellen  Begrifif  des  Gesetzes  nach  Deut- 
schem Staatsrecht,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  Band  36  (1880),  S.  241). 
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Ansatz  hierzu  vor,  wenn  eine  irgendwie  bestimmte  Person  oder 
mehrere  solche  Personen,  wenn  auch  in  weitem  Umfange  nach 
freiem  Belieben ,  gewisse  Gemenischaftsangelegenheiten  wahr- 
zunehmen haben.  Denn  dann  sind  die  Angelegenheiten  der 
Menschengemeinschaft  nicht  mehr  lediglich  von  den  nach  Zweck- 
mäßigkeitserwägungen gefaßten  Beschlüssen  irgendwelcher  Per- 
sonen, sondern  von  den,  wenn  auch  in  der  gleichen  Weise  zu 
fassenden  Beschlüssen  bestimmter,  hierzu  kompetenter  Organe 
abhängig.  Sie  sind  dann  in  gewisser  Weise  —  wenn  auch  nur 
durch  die  allgemeine  Bestimmung  des  Kompetenzumfanges  jener 
Personen  und  der  Respektierung  der  von  ihnen  als  Organen  der 
Gemeinschaft  vorgenommenen  Handlungen,  in  gewisser  Weise 
umgrenzt  und  geordnet. 

Diese  Wirkung  tritt  aber  auch  dann  ein,  wenn  auch  nur  eine 
oder  einige  allgemeine  Anordnungen  einer  beliebigen  Person 
als  für  die  Gemeinschaft  verbindUch  angesehen  werden  sollen, 
ohne  daß  der  Anordnende  in  allgemeiner  Weise,  d.  h.  durch  die 
Notwendigkeit  der  Erfüllung  gewisser  Erfordernisse  bestimmt  zu 
sein  braucht.  Denn  für  verbindlich  zu  erachtende  allgemeine  An- 
ordnungen selbst  beliebig  wechselnder  Personen  führen  gleichfalls 
eine  Regelung  der  Verhältnisse,  auf  die  sie  sich  beziehen,  herbei. 

Diese  Normen  können  in  der  Weise  entstehen,  daß  die  Not- 
wendigkeit dieser  Art  der  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  in  der 
Gemeinschaft  sich  im  Bewußtsein  der  Allgemeinheit  als  erforder- 
lich für  deren  Existenz  oder  gedeihliche  Existenz  durchsetzt,  also 
auf  gewohnheitsrechtlichem  Wege^). 


3)  Wenn  ein  Gesetz  sich  bloß  auf  einen  oder  mehrere  individuell  bestimmte 
Tatbestände  bezieht  {Georg  Meyer  in  seiner  Besprechung  von  Labands  Reichsstaats- 
recht II,  in  Hirths  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1878,  S.  370,  und  »Der  Begriff 
des  Gesetzes  und  die  rechtliche  Natur  des  Staatshaushaltsetats«  in  Grünhut%  Zeit- 
schrift für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  Band  VIII  (1881),  S.  20, 
21),  so  werden  zwar  diese  Angelegenheiten  —  möglicherweise  in  einer  größeren  Zahl 
von  Fällen  {Kegelsberger,  Pandekten  I,  S.  122)  —  dadurch  erledigt,  aber  es  werden 
nicht  Angelegenheiten  der  Gemeinschaft  geordnet.  Dazu  ist  es  erforderlich,  daß 
den  Rechtsnormen  sich  eine  nicht  vorauszusehende  Zahl  von  logisch  darunter  fallen- 
den Fällen  unterzuordnen  habe  (ebenso  Schuhe,  Preußisches  Staatsrecht  II  (l.  Aufl.), 
S.   206,    im  Gegensatze    zu    der    in    der  2.  Aufl.,  Band  II,    S.  4  geäußerten  Ansicht) 

l)  Was  das  Erfordernis  der  Rechtsnorm,  daß  sie  eine  Regel  für  menschliche 
Willensbetätigungen  sei,  bezüglich  der  allgemeinen  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die 
Erlangung  der  Kompetenz  zum  Handeln  namens  der  Gemeinschaft  betrifft,  so  ergibt 
sich  der  Rechtsnormcharakter  einer  solchen  Regel  daraus,  daß  sie,  wenn  sie  auch 
nicht    unmittelbar    in    das   Rechtsleben    der  Glieder  der  Gemeinschaft  eingreift,    dies 
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Selbst  wenn  aber  diese  so  entstandenen  Rechtsnormen  zeit- 
lich, räumlich  und  überhaupt  inhaltlich  dasselbe  Geltunt^fsgebiet 
haben  wie  Staatsgesetze,  kann  man  ihr  Werden  nicht  als  eine 
staatliche  Tätigkeit,  als  aktive  Betätigung  des  Staates  bezeichnen, 
sondern  als  einen  Vorgang  im  Staate  oder  einer  sonstigen  Rechts- 
gemeinschaft. Dem  Wesen  nach  gleiche  Normen  für  das  Verhal- 
ten bestimmter  Personen  entstehen  jedoch  auch  durch  bewußte 
Handlungen  des  Staates,  d.  h.  durch  Handlungen  der  Personen, 
welche  als  seine  Organe  seine  Willcnsbetätigungen  zu  bilden  zu- 
standig sind.  Die  Berufung  zu  dieser  Kompetenz  geht  begriff- 
lich den  in  dieselbe  fallenden  Handlungen  voran,  da  diese  ohne 
jene  nicht  vorgenonunen  werden  können.  Die  ursprüngliche  Be- 
rufung zu  einer  Rechtskompetenz  kann  also  nicht  die  Handlung 
eines  Staatsorgans  als  solchen  sein,  sondern  kann  sich  nur  auf 
dem  erwähnten  gevvohnheitsrechtlichen  Wege  vollziehen,  der  hier- 
nach bei  der  Kompetenzrechtsbildung  der  primäre  ist.  Diese 
Entwickelung  geht,  wie  die  Rechtsgeschichte  zeigt,  häufig  in  der 
Weise  vor  sich,  daß  die  Handlungen  gewisser  sich  durch  P>- 
füllung  allgemeiner  Voraussetzungen  von  den  übrigen  Gliedern 
der  Menschengemeinschaft  abhebender  Personen,  denen  auf  Grund 
ihrer  tatsächlichen  Vorzugsstellung  Gehorsam  und  jedenfalls  nicht 
Widerstand  geleistet  wird,  allmählich  den  Charakter  einer  Tätig- 
keit annehmen,  welche,  wenn  die  Gemeinschaft  bestehen 
und  gedeihen  soll,  notwendig  in  der  bezeichneten  Weise  respek- 
tiert   werden    müssen^).      Mit    diesem    Augenblick    erlangen    die 


doch  mittelbar  durch  das  ihr  innewohnende  allgemeine  Gebot  des  Gehorsams-  gegen 
die  innerhalb  dieser  Zuständigkett  von  den  einzelnen  Kompetenzinhabern  erlassenen 
Anordnungen  und  der  Respektierung  sonstiger  kompetenzmäßiger  Handlungen,  zum 
wenigsten  der   Unterlassung  des  Widerstandes   gegen  dieselben   tut. 

l)  yelli7iek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  206,  nimmt  auch  dieses  faktische  Verhältnis 
der  lieber-  und  Unterordnung  schon  für  Staatsordnung,  fügt  dann  aber  hinzu,  daß 
diese  Ordnung  erst  dann  als  innerlich  notwendig  und  zu  Recht  bestehend  er- 
scheine, wenn  im  Fortschritte  der  Gesittung  oder  der  Festigung  der  staatlichen  Zu- 
stände sich  eine  Ueberzeugung  von  dieser  Tatsache  gebildet  habe.  Eine  Ordnung 
wird  allerdings  auch  durch  ein  faktisches  Verhältnis  herbeigeführt,  was  besonders 
gegenüber  Bierling  (Zur  Kritik  der  juristischen  Grundbegriffe,  I.  Teil,  Gotha  1877, 
S.  68 — -81)  einzuwenden  sein  dürfte,  aber  diese  Ordnung  wird  erst  in  dem  von  Jellinek 
selbst  angegebenen  Zeitpunkte  Rechtsordnung.  Zutreffend  nimmt  yellinek  auch  an 
anderer  Stelle  (»Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlung«,  Berlin  1906,  S.  43, 
44)  einen  Verfassungswandel  dann  als  vollzogen  an,  wenn  »der  neue  faktische  Zu- 
stand zu  gewohnheitsrechtlicher  Anerkennung  gelangt  und  ihm  normale  Bedeutung 
beigelegt  wird«. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.    3.  ^O 
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Kompetenzbestimmungen  die  Natur  von  (Verfassungs-)  Rechts- 
normen, werden  die  Handlungen  dieser  Personen  solche  eines 
dazu  rechtlich  zuständigen  Organes;  die  tatsächlich  bestehenden 
Voraussetzungen  für  jenes  respektierte  Handeln  regeln  von  nun 
an  als  Rechtsnormen  mittelbar  das  Verhalten  der  Glieder  der 
Rechtsgemeinschaft.  Bei  allgemeinen  Anordnungen,  denen  zu- 
nächst auf  Grund  tatsächlicher  Herrschermacht  des  Anordnenden 
Gehorsam  entgegengebracht  wird,  tritt  die  Rechtsnormnatur  mit 
dem  allgemeinen  Bewußtsein  der  Notwendigkeit  dieses  Gehorsams 
für  die  Existenz  oder  gedeihliche  Existenz  der  Gemeinschaft  ein. 
Sobald  aber  in  einer  Menschengemeinschaft  Zuständigkeits- 
normen existieren,  ist  ein  Einzelgebot  oder  -verbot  auf  dem 
von  der  betreffenden  Zuständigkeit  umfaßten  Gebiete  lediglich 
die  Durchführung  der  betreffenden  Zuständigkeitsnorm,  nicht  aber 
selbst  eine  Norm  oder  Regel  für  das  Verhalten  der  Menschen, 
an  welche  es  gerichtet  ist ;  es  ist  nicht  Bestandteil  der  Rechts- 
ordnung, sondern  Durchführung  des  Rechtssatzes,  welcher  dem 
das  Einzelgebot  oder  -verbot  Erlassenden  Recht  und  Pflicht  zu 
dieser  Tätigkeit  zuweist.  Hieraus  ergibt  sich  aber,  daß  »Indi- 
vidualgesetze«,  die  von  der  höchsten  Gewalt  im  Staate  ausgehen, 
nicht  als  allgemeine  Rechtssätze  dem  Erfordernis  der  All- 
gemeinheit derselben  entgegenstehen,  sondern  ein  Handeln  auf 
Grund  einer  rechtlich  bestehenden,  d.  h.  durch  eine  allgemeine 
Norm  begründeten  Zuständigkeit  darstellen,  welche  zwar  den 
Erlaß  allgemeiner  Vorschriften,  d.  h.  von  Rechtsnormen,  zum 
Inhalte  haben  kann,  aber  nicht  zu  haben  braucht. 

§  5.    Uebersicht  über  den  Stand  der  Frage. 

Diese  Rücksichtnahme  auf  den  Inhalt  solcher  Individualge- 
setze  hat  dann  auch  verschiedene  Autoren  veranlaßt,  an  dem 
Erfordernis    der  Allgemeinheit    eines    Rechtssatzes    festzuhalten^), 


l)  Vgl.  Georg  Meyer,  Der  Begriff  des  Gesetzes  und  die  rechüiche  Natur  des 
Staatshaushaltsetats,  in  Grünhtits  Zeitschrift  für  das  private  und  öffentliche  Recht  der 
Gegenwart,  XVI,  S.  i  ff.,  45,  v.  Roiitte,  Das  Staatsrecht  der  preußischen  Monar- 
chie, 5.  Aufl.,  I,  140,  Anm.  3,  IVielafidt,  Das  Staatsrecht  des  Großherzogtums  Baden, 
im  Marqttardse?isc\\tn  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  III,  i,  3,  S.  162.  In  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Anschauung  der  früheren  Staatsrechtslehrer,   von  Pütter  bis  auf  (» 

Gerber,  wird  die  Notwendigkeit  der  Allgemeinheit  des  Rechtssatzes  ferner  anerkannt 
von  V.  Stengel,  Die  Organisation  der  preußischen  Verwaltung  nach  den  neuen  Re- 
formgesetzen, Leipzig  1884,  ^'  ^>  Schulze,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts, 
Leipzig   1881,  I,  S.   516,   517,  Jhering,  Zweck  im  Recht,  3.  Aufl.,  S.  346  ff.,  Müller , 
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wenngleich  der  Zweck  der  Ordnung  tlurch  den  Rechtssatz  in 
seiner  Bedeutung  für  die  Allgemeinheit  desselben  von  ihnen  nicht 
gewürdigt  ist"). 

Im  Anschluß  an  Untersuchungen  von  Jellinek  -),  v.  Martitz  ^) 
und  Rosin  ')  hat  jedoch  die  Mehrzahl  der  neueren  im  Gegensatze 
zu  den  älteren  Autoren  das  Erfordernis  der  Allgemeinheit  der 
Rechtsregel  bestritten^).  Jellinek^')  behauptet  zutreffend:  »üb 
das  Gesetz  bloß  ein  zeitlich  begrenztes ,  ein  transitorisches 
ist,  ob  es  in  zahlreichen  Fällen  seine  Verwirklichung  findet 
oder  überhaupt  nicht  zur  Anwendung  kommt,  ist  gleich- 
gültig. Jedes  Gesetz,  ob  wichtig,  oder  unbedeutend,  ob  lang- 
oder  kurzlebig,  ob  seine  Herrschaft  in  der  Wirklichkeit  tausend- 
fältig oder  niemals  bewährend,  enthält  die  Anordnung  eines 
Rechtssatzes,    wenn  es  der    sozialen  Schrankenziehung  wegen  er- 


Die  Begriffe  der  Verwaltungsreohtspfiege  und  des  Vervvaltungsstreitverfahrens  nach 
preußischem  Recht,  Berlin  1895,  S.  8  (Note  26),  E.  v.  Meier,  Das  Verwaltungsrecht, 
in  V.  Holtzetidorff'i  Enzyklopädie,  6.  Aufl.,  S.  639,  Goeppert,  Gesetze  haben  keine 
rückwirkende  Kraft  [Eck)  in  yherings  Jahrbüchern,  Band  22,  S.  77,  143 — 151,  O. 
Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  (Leipzig  1895)  ^1  •'•  5  ^1  97  ff->  Seligmaiui,  Der 
Begriff  des  Gesetzes  im  materiellen  und  formellen  Sinne,  Berlin  und  Leipzig  1886 
S.  61 — 94;  vgl.  ferner  die  bei  Georg  Meyer-Anschütz,  §  8  Anm.  i  Zitierten. 

i)  Die  Annahme,  daß  jedes  wahre  Gebot  oder  Verbot  individuell  sei  (Sigwart, 
Logik  I,  S.  17),  die  auf  rechtlichem  Gebiete  zu  der  Folgerung  geführt  hat,  daß  all- 
gemeine Rechtsgebote  überhaupt  keine  wahren  Imperative  seien  (Zitelmafin,  Irrtum 
und  Rechtsgeschäft  1879,  S.  222),  ist  von  Bierling  (Zur  Kritik  der  juristischen  Grund- 
begriffe 1883,  II,  S.  281  ff.,  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts,  I,  158,  und  Selig- 
viatin,  Der  Begriff  des  Gesetzes  im  materiellen  und  formellen  Sinne  1S86,  S.  39) 
eingehend  widerlegt  worden. 

2)  Gesetz  und   Verordnung,   S.   236. 

3)  Ueber  den  konstitutionellen  Begriff  des  Gesetzes  nach  deutschem  Staatsrecht 
(Zeitschrift  für   die  gesamte  Staatswissenschaft,  Band  36). 

4)  Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,   S.   32   ff. 

5)  Vgl.  Dyroff,  Rechtssetzung  und  Gesetz  nach  bayerischem  Staatsrecht 
in  Hirths  Annalen  1889,  S.  817  ff.  (S.  826),  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reichs,  4.  Aufl.,  Tübingen  und  Leipzig  1901,  II,  S.  i  ff.,  Tlion,  Das  Gesetz  im  for- 
mellen und  materiellen  Sinne  mit  Beziehung  auf  die  gleichbenannte  Abhandlung  von 
Dr.  Albert  Hänel,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Band  V.  S.  149  (S.  152,  168), 
Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts,  2.  Aufl.,  1882,  I,  S.  123,  v.  Marütz. 
Ueber  den  konstitutionellen  Begriff  des  Gesetzes  nach  deutschem  Staatsrecht,  in  der 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  36,  S.  241  ff.,  Gar  eis.  Allgemeines  Staats- 
recht (in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts),  .S.  76,  Loening,  Lehr- 
buch des  Deutschen  Verwaltungsrechts,  S.  225  ff.,  vgl.  ferner  die  bei  Georg  Meyer- 
Anschütz,  Lehrbuch  §  8  Anm.    i   Zitierten. 

6)  A.  a.  O..  S.  242. 
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lassen  ist«.  Die  angeführten,  für  die  Natur  des  Gesetzes 
für  unerheblich  eracliteten  Momente  sind  allerdings  für  die  Ord- 
nung, welche  nach  der  obigen  Darlegung  durch  den  Erlaß  einer 
Rechtsnorm  wenigstens  bezweckt  werden  muß,  unerheblich.  Nur 
darf  der  transitorische  Charakter  der  Anordnung  nicht  so  ausge- 
prägt sein,  daß  sie  keine  eigentliche  Ordnung,  d.  h.  Regelung 
von  Verhältnissen,  bezweckt  und  im  Falle  ihrer  Befolgung  auch 
bewirkt.  Wenn  sie  sich  trotz  der  Variabilität  des  Begriffs  der 
Allgemeinheit  nicht  unter  diesen  subsumieren  i) ,  sondern  nur 
als  etwas  Besonderes.  Spezielles  ansehen  läßt,  ist  ihr  der  Rechts- 
normcharakter abzusprechen. 

§  6.  Unterarten  der  Individualgesetze. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  der  Rechtfertigung  dieser  für 
ein  System  der  Staatsfunktionen  bedeutsamen  Anschauung  wegen 
der  Existenz  der  Individualgesetze  entgegenstehen,  sind  je  nach 
dem  Charakter  derselben  von  zwei  Gesichtspunkten  aus  zu  lösen. 
Bei  nicht  allgemeinen  Gesetzen,  die  sich  also  nur  auf  einen  oder 
einige  individuelle  oder  konkrete  Fälle  beziehen,  handelt  es  sich 
entweder  um  Verwaltungsakte,  die  nur  in  der  Form  der  Rechts- 
setzungsakte der  höchsten  rechtssetzenden  Gewalt  des  Staates 
zustande  kommen,  oder  um  die  Statuierung  von  Ausnahmen  von 
bereits  bestehenden  Rechtsnormen  ^). 


1)  Uebrigens  kann  keine  für  eine  Rechtsgemeinschaft  geltende  Rechtsnorm  so 
allgemein  sein,  daß  sie  sich  ausnahmslos  auf  alle  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft 
für  alle  Zeiten  erstreckt.  Das  ergilst  sich  schon  daraus,  daß  sie  als  eine  für  mensch- 
liche Willensbetätigungen  geltende  Regel  dort  nicht  oder  nur  mit  Modifikationen 
Anwendung  finden  kann,  wo  eine  freie  Willensbestimmung  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt ist,  sowie  daraus,  daß  bei  dem  dauernden  Wechsel  der  Dinge  und  der 
wachsenden,  wenn  auch  nie  absolut  vollkommenen  Erkenntnis  in  das  Wesen  der- 
selben eine  verschiedenartige  Regelung  der  menschlichen  Willensbetätigungen  erfor- 
derlich ist. 

2)  Auf  eine  Verschiedenartigkeit  der  Individualgesetze  weisen  —  wenngleich  mit 
anderem  Resultat  —  Laband,  in  Marquardscni.  Handbuch,  II,  I,  S.  71,  und  Rosin, 
Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,  2.  Aufl.,  S.  8  ff.,  hin.  Letzterer  geht  dabei 
von  dem  durch  das  Gesetz  ergriffenen  Tatbestande  aus  und  sagt:  »Hauptsächlich 
tritt  in  der  Gesetzgebung  ein  einzelner  realer  Tatbestand  dann  als  besondere  Einheit 
hervor,  wenn  er  als  Ausnahme  einer  bereits  durch  Gesetz  in  bestimmter  Weise  ge- 
regelten abstrakten  Tatbestandseinheit,  unter  welche  er  sonst  begrifflich  fallen  würde, 
seine  abweichende  Normierung  erhält Allein  die  Fälle,  in  denen  durch  ab- 
weichende gesetzliche  Regelung  ein  allgemeiner  Rechtssatz  für  einen  einzelnen  Fall 
durchbrochen  wird,    sind  begrifflich  nicht   die  einzigen,    in  denen  es  dem  Gesetze  an 
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Wenn  die  materiell  einen  Verwaltiingsakt  enthaltenden  for- 
mellen Gesetze  als  Rechtsnormen  angesehen  werden,  so  liegt  dies 
daran,  daß  die  Kompetenzrechtsnormen  unberücksichtigt  bleiben, 
auf  Grund  deren  jene  Einzelanordnung  vorgenommen  wird,  und 
die  diese  als  einen  Akt  der  Rechtsausführung,  der  Verwaltung  im 
weiteren  Sinne,  ergeben  ^). 

Wenn  eine  Einzelanordnung  in  einer  Rechtsgemeinschaft 
außerhalb  der  durch  die  Rechtsordnung  gewährten  Kompetenzen 
ergeht,  so  kommt  sie  als  solche  für  eine  rechtliche  Untersuchung 
nicht  in  Betracht,  sofern  sie  sich  nicht  als  ein  Zuwiderhandeln 
gegen  eine  Rechtsnorm  darstellt.  Sie  ist  dann  ein  faktischer  Vor- 
gang, dem  unter  Umständen  gerechterweise  Gehorsam  entgegen- 
gebracht oder  mit  Gewalt  verschafft  wird,  der  aber,  auch  wenn 
er  von  einem  mit  Kompetenzen  ausgestatteten  Organe  ausgehen 
sollte,  keine  eigentliche  Funktion  der  Rechtsgemeinschaft  als 
solcher  darstellt  -).    Nur  wenn  ein  Einzelgebot  oder  -verbot  sich 

einem  bestimmten  Inhalt  mansjeh.  Es  kann  sehr  wohl  ein  seinem  Wesen  nach  eigen- 
artiger, als  solcher  nur  einmal  gegebener  Tatbestand,  für  welchen  es  in  der  bisherigen 
Gesetzgebung  an  einer  Regelung  überhaupt  gebricht,  als  besondere  Einheit  zum  Ge- 
genstande eigenartiger,  wenn  auch  nicht  ausnahmsweiser,  rechtlicher  Ordnung  gemacht 
werden«.  Zu  eng  ist  die  Unterscheidung  Loenitigs  (Verwaltungsrecht,  S.  226),  der 
nur  Rechtsregeln  und  solche  Rechtsnormen,  »nach  welchen  nur  ein  einzelnes  in  dem 
Gesetz  angegebenes  Verhältnis  in  Abweichung  von  den  bestehenden  Rechts- 
regeln zu  ordnen  ist«,   einander  gegenüberstellt. 

1)  Allerdings  wird  die  Existenz  solcher  Normen  in  manchen  Fällen  ausdrücklich 
geleugnet,  so  von  Georg  Meyer  in  seiner  »Erwiderung«  gegen  Laband  in  dem  über 
die  Verstaatlichung  der  Hessischen  Ludwigs-Eisenbahn,  S.  46,  47,  vorausgesetzten 
Fall,  daß  die  für  den  Erwerb  der  Bahn  zu  zahlende  Entschädigung  durch  Gesetz 
festgestellt  wird,  und  von  Rosin,  Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,  2.  Aufl., 
S.  9,  in  dem  Falle,  daß  in  Baden,  in  welchem  Staate  allgemeine  Bestimmungen  über 
die  Regentschaft  nicht  bestehen,  ein  einzelner  Bedürfnisfall  besonders  geregelt  wird. 
Es  bestehen  hier  nur  zwei  Möglichkeiten:  entweder  nimmt  man  eine  Zuständigkeit 
der  gesetzgebenden  Organe  zum  Erlasse  dieser  Individualgesetze  an  —  dann  sind  sie 
Rechtsausführungs-  oder  Verwaltungsakte  —  oder  man  leugnet  diese  Kompetenz  — 
dann  sind  es  Handlungen,  die  aus  Zweckmäßigkeits-  und  ethischen  Rücksichten  von 
den  Staatsuntertanen  zu  respektieren  sind,  aber  für  die  rein  rechtliche  Betrachtung 
nicht  in  Betracht  kommen.  Da  im  Reiche  und  den  Bundesstaaten  das  Recht  zum 
Erlasse  von  Individualgesetzen  jeder  Art  nach  klarem  Rechtsbewußtsein  ein  an  die 
Mitwirkung  der  Volksvertretung  gebundenes  Recht  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  ist, 
so  greift  die  erste  Alternative  Platz. 

2)  In  rechtlich  organisierten  Gemeinschaften  kommt  auch  der  Umstand  in  Betracht, 
daß  Rechtsnormen,  die  bestimmten  Organen  die  Kompetenz  zu  einem  Handeln  auf 
bestimmten  Gebieten  zuweisen,  dadurch  implicite  andere  Personen  von  diesem  Handeln 
ausschließen.     Denn  wenn  .auch  andere  als  die  nach  diesen  Rechtsnormen  zuständigen 


442  Dr.  Bruno  Beyer  : 

auf  eine  Kompetenzrechtsnorm  stützt,  also  die  Durchführung 
eines  Rechtssatzes  ist,  stellt  es  eine  Handlung  der  Rechtsgemein- 
schaft als  solcher,  beim  Staate  also  eine  Staatsaktion  oder 
-funktion,  dar. 

Daraus,  daß  Einzelanordnungcn  als  Staatsfunktionen  also 
lediglich  Rechtsdurchführungen  sind,  geht  aber  hervor,  daß  sie 
rechtlich  von  demselben  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  werden 
müssen  wie  sonstige  Ausführungen  von  Rechtsnormen  durch 
staatliche  Organe.  Die  rechtssetzenden  Organe  handeln  als  solche 
zwar  auch  insoweit  rechtsausführend,  als  sie  auf  Grund  einer 
Rechtsnorm  handeln,  welche  ihre  Zuständigkeit  zur  Rechtssetzung 
begründet,  und  welche  sie  daher  bei  ihrer  rechtssetzenden  Tätig- 
keit ausführen.  Der  Inhalt  der  von  den  Rechtssetzungsorganen 
vorgenommenen  Rechtssetzungen  ist  aber,  indem  er  in  der  die 
Zuständigkeit  des  Organs  begründenden  Rechtsnorm  seine  Grund- 
lage findet,  zugleich  mittelbar  Bestandteil  dieser  Norm,  während 
Einzelgebote  und  -verböte  als  Zuständigkeitsnormenausführung 
nicht  ein  Teil  dieser  Normen,  sondern  nur  ihre  Durchführung 
sind  1). 

Was  nun  die  tatsächliche  Rechtsgrundlage  dieser  Gattung 
von  Individualgesetzen  anlangt,  so  ist  schon  früh,  wie  die  Rechts- 
geschichte und  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  ergibt,  die 
Organisation  der  Rechtsgemeinschaften  so  abgeschlossen,  daß 
der  Rechtsgrundlage  entbehrende  Einzelanordnungen  nur  selten 
vorkommen.  Sobald  die  Rechtsgemeinschaft  durch  bestimmte 
Organe  ihren  Willen  zu  äußern  vermag,    kommen  Beschlüsse  auf 


Organe  in  dieser  Weise  tätig  werden  dürften,  wenn  also  ein  rücksichtlich  seiner  Zu- 
ständigkeit geregeltes  Handehi  ohne  Rücksicht  auf  die  die  Zuständigkeitsbestimmung  ent- 
haltende Norm  möglich  wäre,  so  wäre  diese  nicht  nur  zwecklos,  sondern  man  müßte 
ihr,  da  sie  ihrem  Begriffe  nach  den  Zweck  der  —  mittelbaren  —  Ordnung  irgend 
welcher  Verhältnisse  nicht  verfolgen  würde,  den  Charakter  einer  Rechtsnorm  ab- 
sprechen. 

l)  Wenn  die  Organe  des  Staates  (z.  B.  die  zur  Rechtssetzung  berufenen  höchsten 
Organe)  auf  Grund  einer  im  Objekten  Recht  begründeten  Kompetenz  anderen  Or- 
ganen die  Rechtssetzungsfunktion  übertragen,  so  ist  eine  solche  Einzeldelegation 
mangels  des  Erfordernisses  der  Allgemeinheit  der  Anordnung  nicht  Rechtsnorm,  son- 
dern lediglich  Rechtsausführung  ;  dagegen  sind  die  von  dem  Delegatar  erlassenen 
allgemeinen  Anordnungen  Bestandteile  des  von  den  Deleganten  gesetzten  Rechts, 
wenn  sie  sich  im  Rahmen  der  Delegation  halten,  auch  nicht  den  Anordnungen  höherer 
Instanzen,  namentlich  des  Gesetzgebers,  widersprechen.  Das  gleiche  gilt  von  der 
allgemeinen  Fixierung  bestimmter  Erfordernisse  der  Berufung  zur  Rechtssetzungs- 
kompetenz. 
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den  Gebieten,  die  zur  Kompetenz  derselben  gehören,  auf  einem 
das  Dasein  dieser  Organe  nicht  berücksichtigenden  Wege  recht- 
Hch  nicht  oder  höchstens  als  Rechtsbrüche  in  Betracht.  Anderer- 
seits liegt  zur  Fassung  anderer,  also  außerhalb  der  geschaffenen 
Kompetenzen  liegenden  Beschlüsse  durch  die  in  dieser  Hinsicht 
noch  unorganisierte  Gemeinschaft  meistens  kein  Grund  vor.  weil 
die  durch  Gewohnheitsrecht  entstandene  Zuständigkeit  der  Organe, 
insbesondere  die  des  Herrschers  xax'  s^o/j^v,  in  der  Regel  sehr 
allgemein  umgrenzt  ist,  sodaß  alle  zur  Staatsleitung  erforderlichen 
Handlungen  als  zu  seiner  Zuständigkeit  gehörig  betrachtet  wer- 
den, wobei  er  allerdings  oft  in  wichtigen  Angelegenheiten  an  die 
Mitwirkung  bestimmter  anderer  Organe  gebunden  ist.  Die  Hand- 
lungen, welche  z.  B.  zur  Kompetenz  eines  absoluten  Monarchen 
gehören,  sind  so  verschiedenartig,  daß  als  sein  Tätigkeitsgebiet, 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  alle  dem  Wohle  des  Staates 
dienenden  Handlungen  im  allgemeinen  bezeichnet  werden  können. 
Wie  bereits  erwähnt,  vollzieht  sich  diese  gewohnheitsrechtliche 
Kompetenzbegründung  mitunter  in  der  Weise,  daß  die  innerhalb 
ihrer  fallenden  Handlungen  zunächst  lediglich  auf  Grund  tatsäch- 
licher Macht  auch  gegen  den  Willen  der  Betroffenen  vorgenom- 
men werden,  und  daß  nur  allmählich  das  Bewußtsein  der  Rechts- 
notwendigkeit des  tatsächlichen  Herrschaftsbereiches  sich  durch- 
setzt, der  damit  den  Charakter  eines  rechtlichen  Zuständigkeits- 
umfanges  erhält. 

Wo  aber  eine  so  umfangreiche  Rechtskompetenz  des  Ge- 
walthabers nicht  besteht,  daß  alle  im  Interesse  der  gedeihlichen 
Existenz  der  Rechtsgemeinschaft  erforderlichen  Handlungen  von 
seinen  Willensentschlüssen  abhängen,  da  wird  sich  freilich  häufig 
die  Notwendigkeit  von  Handlungen,  insbesondere  auch  Anord- 
nungen ergeben,  für  die  eine  rechtliche  Zuständigkeit  bisher  nicht 
besteht.  Nichts  ist  natürlicher,  als  daß  der  Gewalthaber  sie  vor- 
nimmt, und  daß  ihnen  mit  Rücksicht  auf  seine  sonstige  rechtliche 
und  seine  tatsächliche  Vorzugsstellung  meistens  Gehorsam  ent- 
gegengebracht, oder  daß  dieser  Gehorsam  erzwungen  wird.  Recht- 
lich dürften  derartige  Vorgänge  so  lange  unerheblich  sein,  bis 
sie  durch  das  sie  billigende  und  verlangende  Rechtsbewußtsein 
die  Eigenschaft  von  Rechtsausführungsakten  erlangen  i). 


i)  In  einem  gewissen  Gegensatze  hierzu  steht  die  Anschauung,  welche  den  Aeuße- 
rungen  einer  illegitimen  Gewalt  im  Staate  dieselben  Wirkungen  zuschreibt  wie  der 
legitimen  Staatsgewalt  (vgl.  Georg  Meyer-Anschütz,  Lehrbuch,  S.   26,  Brie,    Die  Le- 
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Was  die  formellen  nach  den  obigen  Ausführungen  sich  als 
Verwaltungsakte  charakterisierenden  Gesetze  der  modernen  Kultur- 
staaten anlangt^),  so  ist  die  Zuständigkeit  zu  ihrem  Erlasse  in 
den  modernen  Kulturstaaten  in  der  Hauptsacbie  durch  Gesetzes- 
recht begründet.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  in  der  Theorie 
sehr  umstrittenen  Staatshaushaltsgesetz,  das,  soweit  es  als  Rechts- 
ausführungsakt aufzufassen  ist,  z.  B,  im  Deutschen  Reiche  seine 
Grundlage  in  der  Kompetenzrechtsnorm  des  Artikels  69  der 
Reichsverfassung  hat-). 

Von  denjenigen  Autoren,  die  das  Erfordernis  der  Allgemein- 
heit eines  Rechtssatzes  bestreiten    und  diese  nur  für  ein  naturale 


gitimation  einer  usurpierten  Staatsgewalt,  Heidelberg  1866,  S.  i  ff.,  F.  Brockhaus 
Das  Legitimitätsprinzip,  S.  I  ff.).  Der  von  diesen  Autoren  angeführte  Grund,  daß,  da 
die  Staatsgewalt  in  keinem  Momente  eines  Repräsentanten  entbehren  könne,  der  tat- 
sächliche, wenn  auch  illegitime  Machthaber  sie  auszuüben  berechtigt  sein  müsse,  ist 
jedoch  ein  Grundsatz  der  Zweckmäßigkeit,  der  im  letzten  Grunde  dem  politisch 
Stärksten  rechtliche  Gewalt  zuschreibt.  Diese  aber  kann  nur  eine  konkrete 
Rechtsnorm  (und  zwar  eine  solche  der  Zuständigkeit)  zur  Grundlage  haben.  Die 
Rechtsordnung  aber  kann  nur  darüber  Auskunft  geben,  inwieweit  an  die  Stelle  eines 
fortgefallenen  Gewalthabers  legitime  Nachfolger  treten.  Die  tatsächliche  Hand- 
habung einer  Gewalt  durch  einen  nach  dem  für  die  Rechtsgemeinschaft  geltenden 
Gesetzes-  oder  Gewohnheitsrecht  nicht  dazu  zuständigen  Machthaber  kann  eine  mo- 
ralische Tat  sein,  der  aus  sittlichen  Gründen  Gehorsam  entgegenzubringen  ist.  So- 
lange sie  jedoch  nicht  durch  die  Entstehung  von  Gewohnheitsrecht  sich  als  ein  Han- 
deln innerhalb  einer  rechtlichen  Kompetenz  darstellt,  ist  sie  nur  eine  Funktion,  die 
die  tatsächlichen  Wirkungen  der  Staatsfunktionen  hat,  aber  nicht  selbst  eine  solche 
darstellt. 

1)  Zu  bemerken  ist  hierbei,  daß  manche  mitunter  lediglich  als  formelle  Gesetze 
betrachtete  Imperative  auch  materiell  Rechtsnormen  enthalten  (vgl.  z.  B.  Arndt,  Staats- 
recht des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1901,  S,  318  ff.). 

2)  Eines  weiteren  Eingehens  auf  das  Wesen  der  formellen  Gesetze  bedarf  es  an 
dieser  Stelle  nicht,  da  sie  hier  nur  insoweit  interessieren,  als  sie  für  oder  gegen  das 
Erfordernis  der  Allgemeinheit  der  Rechtsnorm  sprechen.  Es  sei  nur  darauf  hinge- 
wiesen, daß  der  Unterschied  zwischen  formellen  und  materiellen  Gesetzen  zum  Teil 
ganz  geleugnet  wird,  so  von  Zorn.  Zu  den  Streitfragen  über  Gesetz  und  Verordnung, 
in  Hiriks  Annalen  1885,  S.  301  ff.,  bez.  304,  Zorn,  Gesetz,  Verordnung,  Budget, 
Staatsvertrag,  ibid.  1889,  S.  344  ff.,  besonders  S.  350,  Opitz,  Das  Staatsrecht  des 
Königreichs  Sachsen,  Leipzig  1887,  II,  S.  82,  83,  Seidler,  Budget  und  Budgetrecht, 
S.  184  ff.,  Hänel,  Das  Gesetz  im  formellen  und  materiellen  Sinne  (Studien,  Bd.  II) 
Arndt,  Das  Verordnungsrecht,  S.  5  ff.  und  Staatsrecht,  S.  156  ff.,  v.  Martitz  in  der 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Band  36.  Im  Grunde  liegt  hierin, 
worauf  Laband  (Staatsrecht  II,  S.  57,  58,  Anm.  2)  hinweist,  eine  alleinige  Anerken- 
nung des  formellen  Gesetzesbegriffs;  nur  für  Hänel  dürfte  diese  Anmerkung  Laband^ 
nicht  zutreffen,  da  jener  ausdrücklich  erklärt:  »Die  Form  des  Gesetzes  hat  den  Rechts- 
satz zu  dem  ihr  notwendigen  Inhalt«. 
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desselben  erklären,  wird  auch  zum  Teil  die  Verwaltungsaktsnatur 
der  hier  behandelten  sich  auf  einen  individuellen  Fall  beziehenden 
Gesetze  anerkannt^).  Sie  wird  aber  —  und  zwar  mit  Recht  — 
bezüglich  der  anderen  Gattung  von  Individualgesetzen,  welche 
Ausnahmen  von  bereits  bestehenden  Rechtsnormen  statuieren, 
bestritten. 

Das  Wesen  der  Allgemeinheit  der  Rechtsnorm  ist  gleich  ihrer 
Begriffsnotwendigkeit  sehr  umstritten.  Jedenfalls  kann  sie  aber 
nicht  nur  darin  bestehen,  daß  alle  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft 
in  einem  oder  mehreren  bestimmten  Einzelfällen  ein  besonderes 
Verhalten  beobachten ;  denn  dies  wäre  keine  Regel  für  ein 
Verhalten,  sondern  ein,  wenn  auch  allgemeines,  Gebot  oder  Ver- 
bot für  Einzelfälle.  Die  Allgemeinheit  muß  also  außer  ihrer 
Richtung  auf  allgemein  bestiminte  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft 
ihre  Beziehung  auf  das  Verhalten  derselben  im  allgemeinen  haben, 
auf  ein  regelmäßiges,  einer  Norm  entsprechendes  Verhalten  der 
Rechtsgenossen  gehen  -).  Die  Gewalt  des  Staates  zum  Erlasse 
solcher  Bestimmungen  hat  als  notwendiges  und  selbstverständ- 
liches Korrelat  die  rechtsändernde  und  rechtsaufhebende  Kraft, 
die  Fähigkeit,  die  aufgestellten  Rechtsregeln  wieder  zu  wandeln. 
Eine  Rechtsänderung  ist  ein  Rechtssetzungsakt,  durch  den  neues 
Recht  unter  Beseitigung  alten  Rechts  geschaffen  wird,  er  utnfaßt 
also  eine  Tätigkeit  mit  positivem  und  negativem  Erfolge,  die 
verwaltende  Staatstätigkeit  hat  infolge  seines  Inkrafttretens  nicht 
mehr  das  frühere  Recht,  sondern  ein  neues  zum  Inhalt ;  die  Rechts- 
aufhebung dagegen  hat  nur  negative  Wirkungen:  die  aufgehobenen 
Rechtssätze  fallen  als  Richtschnur  der  verwaltenden  Staatstätigkeit 
(im  weiteren  Sinne)  bez.  der  Einzelglieder,  für  die  sie  erlassen 
sind,  fort. 

Wenn  nun  zu  Gunsten  oder  Ungunsten  bestimmter  Einzel- 
personen oder  einzelner  Verhältnisse  von  einer  Rechtsregel  Ab- 
stand genommen  werden  soll,  so  hat  der  Akt  des  Staates,  der 
diese  Wirkung  äußern  soll,    für    die  allgemeine  Betrachtung    eine 


i)  Vgl.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Band  I,  S.  489,  in  Mar- 
quardsetts  Handbuch,  S.  75   ff. 

2)  Dies  muß  besonders  derjenige  anerkennen,  der,  wie  Geffcken  (Das  Gesamt- 
interesse als  Grundlage  des  Staats-  und  Völkerrechts,  Leipzig  1908,  S.  4)  den  Zweck 
der  Rechtsnormen  darin  sieht,  daß  die  dauernden  Gesamtinteressen  konstant  verwirk- 
licht werden.  Andererseits  ist  nur  in  einer  solchen  konstanten  Verwirklichung  »Ge- 
setzmäßigkeit« zu  erblicken  (vgl.  Affolter,  Rechtsbegriff  und  Wirklichkeit,  im  Archiv 
für  öffentliches  Recht,  21,   S.  422). 
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Aenderung  der  betreffenden  Rechtsmaterie  zur  Folge,  Es  gilt 
nun  nicht  mehr  die  früher  bestehende  ausnahmslose  oder  von 
den  früher  bestimmten  Ausnahmen  durchbrochene,  sondern  eine 
Regel  mit  bestimmten  oder  mit  neu  bestimmten  Ausnahmen,  die 
aber  doch  eine  Rechtsregel  ist,  wenn  auch  teilweise  anderen  In- 
halts als  die  früher  geltende.  Ein  solches  Individualgesetz  hat 
also  eine  Aenderung  des  bestehenden  Rechtszustandes  zur  Folge, 
sein  Erlaß  ist  also  ein  Rechtsänderungs-  und  damit  ein  Rechts- 
setzungsakt ^).  Die  Setzung  der  Regel  und  die  Setzung  der  Aus- 
nahmen müssen  zusammen  und  ebenso  gewürdigt  werden,  als 
wären  sie  gleichzeitig  erfolgt.  Ebensowenig,  wie  man  bei  einer 
gleichzeitigen  Set.^ung  von  Rechtsregel  und  Ausnahme  (gleichviel, 
ob  diese  wiederum  allgemein,  für  eine  ganze  Kategorie  von  Fällen 
bestimmt  ist:  jus  singulare,  oder  nicht)  die  Ausnahme  begrifflich 
aus  dem  gesetzten  allgemeinen  Recht  sondern  und  das  für  sie 
geltende  Recht  als  Individualrecht  bezeichnen  darf,  ist  es  zulässig, 
das  Individualgesetz  in  einer  von  dem  Gesamtrechtszustande  un- 
abhängigen Betrachtungsweise  als  nicht  allgemeinen  Rechtssatz 
zu  bezeichnen^).  Indem  das  Individualgesetz  eine  oder  einzelne 
oder  zahlreiche  Ausnahmen  von  einer  Rechtsregel  schafft,  schränkt 
es  lediglich  die  Allgemeinheit  der  betrofifenen  Rechtsregel  ein, 
die  auch  von  vornherein  in  dem  beschränkten  Umfange  hätte 
erlassen  werden  können,  bewirkt  es  eine  Rechtsänderung:  es  gilt 
nicht  mehr  die  alte  Regel,  sondern  es  gilt  eine  neue,  die  sich 
aus  der  alten    und    den  statuierten  Ausnahmen   zusammensetzt^). 


i)  »Nicht  Gesetzesanwendung,  sondern  schöpferische  Tat  ist  es,  wenn  der  Ge- 
setzgeber unter  Beobachtung  der  Verfassungsnormen  eine  derselben  im  Einzelgesetze 
ausgestaltet.«  {jfeUinek^  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  2.  Aufl.,  Tü- 
bingen 1905,  S.  97,  98.) 

2)  Richtig  ist  also,  daß  der  Inhalt  des  Individualgesetzes  es  zu  einem  solchen 
macht  (wie  Rosin,  Polizeiverordnungsrecht,  S.  22  behauptet);  aber  dieser  Inhalt  ist 
zusammen  mit  der  allgemeinen  Rechtsnorm  zu  würdigen.  Der  Einwand  Seligmaniis 
(Begriff  des  Gesetzes,  S.  65),  daß  der  Weg  des  Gesetzes  mitunter  allein  aus  dem 
Grunde  zu  beschreiten  sei,  weil  die  formelle  Kraft  eines  bestehenden  Gesetzes,  von 
welchem  eine  Ausnahme  gemacht  werden  solle,  es  erfordere,  steht  der  aus  dem  In- 
halte des  Individualgesetzes  gezogenen  Folgerung  seiner  Rechtsnormnatur  nicht  ent- 
gegen. Seinen  objektiven  Recht.snormcharakter  erkennt  an  yelUnek,  Gesetz  und 
Verordnung,  .S.  257,  indem  er  es  der  Einzelverfügung  als  einem  Verwaltungsakte 
gegenüberstellt. 

3)  Dieser  Kategorie  von  Rechtssätzen  läßt  sich  das  Privileg  ohne  Schwierigkeiten 
einverleiben.  Vgl.  über  den  objektiven  Rechtsnormcharakter  des  Privilegs  v.  Rönne, 
Preußisches  Staatsrecht,  IV.  Aufl.,  I,  S.  422  (Anm.  5),  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht, 
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Zur  Ausnahmebestimmung  kann  nur  derjenige  zuständig  sein, 
der  die  allgemeine  Bestimmung  zu  treffen  und  den  Umfang  ihrer 
Allgemeinheit  zu  bestimmen  befugt  ist.  Dieser  Grundsatz  muß 
als  ein  aus  der  Natur  der  Rechtsnorm  abgeleiteter  für  jede  Staats- 
form gelten  1). 

Einige  Autoren  weisen  darauf  hin,  daß  das  Individualgesetz  nicht 
Ausfluß    einer  Zuständigkeit    zur  Rechtsausführung   sein  kann,  so 


I'  ■^-  535  ^•'  Schulze,  Preußisches  Staatsrecht  II,  S.  60,  Sarwey,  Württembergisches 
Staatsrecht,  II,  S.  69,  Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht,  S.  301,  Ulbricli,  Oester- 
reichisches  Staatsrecht,  S.  430. 

i)  Bei  Rechtssetzungsakten  der  höchsten  rechtssetzenden  Instanz,  d.  h.  derjenigen- 
deren  Rechtssetzungen  durch  kein  anderes  Organ  außer  Kraft  gesetzt  oder  geändert 
werden  können,  die  aber  ihrerseits  die  Rechtssetzungen  anderer  dazu  berufener  Or- 
gane ändern  oder  aufiieben  kann,  erfolgt  die  Aufhebung  oder  Aenderung  von  Rechts- 
normen lediglich  durch  diese  Instanz  selbst.  Die  Möglichkeit  dazu  braucht  nicht 
durch  eine  Rechtsnorm  gewährt  zu  sein,  sondern  sie  besteht  als  Folge  eines  Rechts- 
prinzips ohne  eine  entsprechende  Rechtsnorm;  derjenige,  der  aus  eigener  Macht  Be- 
fehle oder  Verbote  erteilen  kann,  kann  sie,  sei  es,  daß  er  sie  selbst  erteilt  oder  die 
Kompetenz  dazu  anderen  (den  »verordnenden«  Organen)  übertragen  hat,  auch  ganz 
oder  zum  Teil  widerrufen.  Dieser  Widerruf  kaim  sich  lediglich  auf  die  Zukunft 
erstrecken.  Denn  eine  Norm  zu  bestimmtem  Handeln  kann  sich  nicht  auf  vollzogene 
Handlungen  oder  Unterlassungen  beziehen.  »Gesetze  haben  keine  rückwirkende 
Kraft.«  Dies  schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  bereits  vollzogene  Handlungen  durch 
eine  Rechtssetzung  mit  besonderen  Rechtsfolgen  ausgestattet  werden.  Die  Rechts- 
ordnungen neigen  allerdings  dazu,  in  dieser  Beziehung  nicht  die  Zufügung  eines 
Uebels  an  den  Handelnden  anzuordnen  (vgl.  z.  B.  §  2  des  Deutschen  Reichsstrafge- 
setzbuchs). Jhering,  Zweck  im  Recht,  I  (1877),  S.  327  Üf.  behauptet:  In  einem  Staats- 
wesen, wo  die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Regierung  nicht  in  derselben  Hand 
vereinigt  sind,  wie  in  der  konstitutionellen  Monarchie  (im  Gegensatze  zur  absoluten 
Monarchie  oder  Despotie)  ist  eine  Verfügung,  welche  den  bestehenden  Gesetzen 
widerspricht,  nur  in  Form  des  Gesetzes  möglich;  denn  nur  die  gesetzgebende  Ge- 
walt ist  imstande,  das  Hindernis,  welches  sich  der  beabsichtigten  Maßregel  in  der 
Gestalt  des  Gesetzes  in  den  Weg  stellt,  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Darauf  beruht 
die  staatsrechtliche  Unentbehrlichkeit  des  Individualgesetzes.  Das  Individual- 
gesetz teilt  den  Charakter  der  Verfügung;  aber  während  die  Ver- 
fügung von  der  Regierungsgewalt  erlassen  wird,  geht  jenes  von  der  gesetzlichen 
Gewalt  aus.  Wenn  Jhering  in  der  absoluten  I^lonarchie  ein  solches  Individualgesetz 
als  eine  von  der  Regierungsgewalt  ausgehende  Verfügung  ansieht,  so  bestimmt  er 
seine  Natur  nach  der  Person  desjenigen,  der  es  erläßt.  Eine  materielle  Untersuchung 
erweist  es  auch  in  einem  so  organisierten  Staate  als  legislatorischen  Akt,  insofern  es 
auch  in  ihm  sich  als  eine  Einschränkung  des  Umfanges  der  Allgemeinheit  der  früheren, 
ohne  diese  Ausnahme  bestehenden  Rechtsregel  darstellt.  Aehnlich  wie  yhering 
würdigt  V.  Schulze-Gävernitz,  Das  Preußische  Staatsrecht,  II,  Leipzig  1890,  S.  4,  die 
Individualgesetze. 
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P/Tuß^),  welcher  sagt:  »Wenn  die  Naturalisation  eines  Ausländers 
nach  positivem  Recht  durch  einen  Verwaltungsakt  geschieht,  so  ist 
die  Kompetenz  dazu  den  Verwaltungsbehörden  durch  gesetzlichen 
Rechtssatz  erteilt:  wo  es  jedoch  nach  positivem  Recht  an  einer 
solchen  gesetzlichen  Kompetenzzuerteilung  fehlt,  da  hat  in  der 
Tat  jeder  Naturalisationsakt  den  Charakter  einer  Abänderung  des 
objektiven  Rechts  durch  Spezialgesetz.  Die  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  erfolgende  Naturalisationsakte  hat  also  in  der  Tat 
einen  Rechtssatz  zum  Inhalt«.  Dem  ist  durchaus  beizupflichten. 
Aber  dieser  Umstand  nötigt  nicht  zu  der  Annahme,  daß  Rechts- 
normen nicht  allgemein  zu  sein  brauchen.  Er  erweist  nur,  daß 
der  Umfang  dieser  Allgemeinheit  ein  von  Anfang  an  verschiedener 
oder  später  änderbarer  sein  kann.  Durch  einzelne  Naturalisations- 
akte wird  die  Allgemeinheit  der  Bestimmungen  über  den  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  nicht  beseitigt,  sondern  nur  modifiziert. 
Roshi^)  und  Bernatzik^^  machen  auf  den  Unterschied  indi- 
vidueller und  konkreter  von  Gesetzen  ergriffener  Tatbestände  auf- 
merksam, indem  sie  sich  dabei  auf  Definitionen  dieser  Begriffe 
durch  Jhering  stützen.  Dieser'^)  legt  ihren  Unterschied  in  folgen- 
der Weise  fest:  »Wer  sich  des  Ausdrucks  »konkret«  bedient, 
impliziert  damit  die  Vorstellung,  daß  dem  einzelnen,  das  er  als 
solches  bezeichnet,  ein  Allgemeines  entspreche,  das  in  ihm  nur 
zur  Erscheinung  gelangt  ist;  wer  sich  des  Ausdrucks  »abstrakt« 
bedient,  umgekehrt  die  Vorstellung,  daß  das  Allgemeine,  welches 
er  dabei  vor  Augen  hat,  im  einzelnen  Falle  wirklich  werden  könne. 
Wer  dagegen  etwas  als  individuell  bezeichnet,  will  damit  aus- 
drücken, daß  dasselbe  nicht  eine  bloße  Wiederholung  des  Typus, 
des  Abstrakten,  ist,  sondern  daß  es  denselben  in  irgend  einem 
Punkte,  der  ihm  eigentümlich  ist,  verleugnet«.  Jedenfalls  stellt 
sowohl  das  individuelle  Rechtsverhältnis  als  auch  der  konkrete 
Tatbestand    etwas    Singuläres,    den  Gegensatz    zum    Allgemeinen 


1)  Ueber  den  konstitutionellen  GesetzesbegrifF,  in  den  Annalen  des  Deutschen 
Reichs   1903,  S.  526. 

2)  Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,   2.  Aufl.,  Berlin    1895. 

3)  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  5  Nr.  5.  Eine  Rechtsnorm 
»im  eigentlichen  Sinne«  nimmt  jedoch  Bernatzik  (S,  4)  nur  bei  einer  abstrakten  Norm 
an,  deren  Wesen  darin  bestehe,  daß  eine  Mehrheit  von  Tatbeständen  nach  einem 
gewissen  Merkmal,  das  allen  identisch  sein  müsse,  zu  einer  begrifflichen  Einheit  zu- 
sammengefaßt und  so  als  bewirkende  Ursache  für  die  Anwendung  eines  Imperativs 
gesetzt  werde. 

4)  Zweck  im  Recht,   I   (1877),  S.   327. 
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Bildendes  dar.  T^s  ist  jedoch  nicht  einzusehen,  inwiefern  der  die 
Eigenschaften  eines  Allgemeinbegriffs  wiederspiegelnde  konkrete 
Tatbestand,  sofern  er  durch  einen  Staatsholieitsakt  in  bestimmter 
Weise  behandelt  wird,  dieser  Behandlung  einen  rechtlich  anders 
zu  beurteilenden  Charakter  gibt,  als  derjenige  einer  Staatsfunktion 
ist,  die  einen  das  Allgemeine  in  bestimmten  Punkten  verleug- 
nenden Tatbestand  ergreift.  Weder  die  »Regelung«  »individueller« 
noch  die  »konkreter«  Tatbestände  ist  als  solche,  d.  h.  unabhängig 
von  allgemeinen  Bestimmungen,  geeignet,  die  Verhältnisse  der 
Betroffenen  zu  ordnen,  sie  kann  daher  nicht  Bestandteil  der  ob- 
jektiven Rechtsordnung,  Rechtsnorm,  sein.  Diese  ist  eben  eine 
abstrakt  hypothetische,  keine  indix'iduelle  oder  konkrete  An- 
ordnung^). 

§7.     Ergebnisse. 

Hiernach  nötigen  wieder  formelle  Gesetze  wie  das  Etatsgesetz, 
die  Aufnahme  einer  Anleihe,  die  Uebernahme  einer  Garantie  zu 
Lasten  des  Staates,  soweit  sie  im  formellen  Gesetzesgewande  er- 
scheinen, noch  Individualgesetze  im  engeren  Sinne,  d.  h.  Bestim- 
mungen über  Durchbrechungen  bestehender  Normen,  zu  einer 
Aenderung  des  Fundamentalbegriffs  der  Rechtswissenschaft,  der 
Rechtsnorm,  deren  notwendig  allgemeiner  Charakter  sich  schon  aus 
dem  Sprachgebrauch  (»Rechtsregel«,  »Rechtsordnung«)  ergibt.  Eine 
konsequent  durchgeführte  neue  Begriffsbestimmung  müßte  auch 
eine  durchgreifende  Umwälzung  in  der  Rechtswissenschaft  herbei- 
führen, wie  sie  auf  beschränktem  Gebiete  in  dem  Streite  zwischen 
Anhängern  der  materiellen  und  formellen  Gesetzestheorie  bereits 
versucht    worden    ist'-).      Insbesondere  würde,    da    die  Aligemein- 


1)  Bornhak,  Grundriß  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl.  1910,  S.  85,  nimmt 
allerdings  trotz  der  Auffassung  der  Rechtsnormen  als  abstrakt-hypothetischer  Anord- 
nungen die  Möglichkeit  von  nicht  allgemeinen  Rechtsnormen  an. 

2)  Ueber  die  Tragweite  der  Entscheidung  dieser  P'rage  vgl.  Bornhak,  Artikel 
»Gesetz«  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Freiburg  1890, 
1,  S.  578  ff..  Chr.  V.  Stockmar,  Studien  über  das  preußische  Staatsrecht  in  Aegidis 
Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht  und  deutsche  Verfassungsgeschichte,  I.  Band, 
S.  196  ff.  (201  ff.);  praktische  Fälle  des  österreichischen  Rechts,  die  von  der  Ent- 
scheidung dieser  Streitfrage  abhingen,  führt  Prdzak,  Beiträge  zum  Budgetrecht  und 
zur  Lehre  von  den  formellen  Gesetzen,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Band  11, 
S.  441  ff.  an.  Hiernach  dürfte  die  Behauptung  Lönings,  Lehrbuch  des  Deutschen 
Verwaltungsrechts,  Leipzig  1884,  S.  226,  Anm.  i,  daß  der  Streit  um  die  Allgemein- 
heit der  Rechtsnorm   auf  einen  Wortstreit  hinauslaufe,  nicht  zutreffen. 
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gültigkeit  von  Normen  durch  allgemeine  Ideen  in  ganz  anderer 
Weise  zu  rechtfertigen  ist  als  die  Verbindlichkeit  spezieller  An- 
ordnungen, die  Lehre  vom  Rechtsgrunde  im  allgemeinen  und  vom 
Grunde  des  Staates  im  besonderen  auf  eine  ganz  andere  Basis 
gestellt  werden  müssen  wie  bisher,  wie  z.  B.  in  der  Ethik  durch 
die  Leugnung  allgemein  gültiger  Prinzipien  die  Aufstellung  einer 
besonderen  positivistischen  Ethik  hervorgerufen  worden  ist.  In 
der  Rechtswissenschaft  ist  eine  Anwendung  des  Begriffs  der  in- 
dividuellen oder  konkreten  Rechtsnorm  bisher  in  den  zentralen 
Materien  nicht  unternommen  worden. 

§8.    Der  Rechtsnormchar  akter  aller  allgemeinen 
Anordnungen    der    Staatsgewalt. 

Nach  den  obigen  Ausführungen  hat  die  eine  sich  aus  der 
Gesamtheit  der  Staatsfunktionen  abhebende  Art  derselben,  die 
Setzung  von  Rechtsnormen,  dadurch  eine  Einschränkung  erfahren, 
daß  im  Sinne  der  älteren  und  der  Minorität  in  der  neueren 
Staatsrechtswissenschaft  alle  nicht  allgemeinen  Befehle  und  Ver- 
bote der  Staatsgewalt  als  solcher  aus  ihr  entfernt  und  zu  den 
Rechtsausführungsakten  gerechnet  wurden.  Andererseits  muß 
aber  diese  Art  der  Staatsakte  gegenüber  der  Anschauung  zahl- 
reicher moderner  Autoren  dadurch  eine  Erweiterung  erfahren, 
daß  man  ihr  auch  alle  allgemeinen  Anordnungen  des  Staates 
einverleibe,  insbesondere  auch  die  Vollzugsverordnungen,  die  nur 
»tatsächliche  Anordnungen  zur  Verwirklichung  von  Staatseinrich- 
tungen oder  zur  Ordnung  tatsächlicher  Verrichtungen«  enthalten, 
die  »entweder  nur  die  konstante,  gleichmäßige  Anordnung  der 
Gesetze  sichern  oder  rein  tatsächliche  Verrichtungen  näher  be- 
stimmen« wollen  •'^),  wie  überhaupt  alle  als  Ausfluß  einer  beson- 
deren Dienst-,  nicht  der  Gesetzgebungsgewalt  im  allgemeinen, 
bezeichneten  Kompetenzrechtsnormen.  Die  häufig  vertretene  Auf- 
fassung, welche  diesen  Verordnungen  den  Rechtsnormcharakter 
abspricht^),  geht  davon  aus,  daß  eine  Rechtsnorm  unmittelbar 
die  Angelegenheiten  der  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  regeln 
müsse.      Wie    man    aber    die   Normen    über    die    Kompetenz    der 


i)    Ullrich,   Oesterreichisches  Staatsrecht,   Tübingen  1909,   S.   250, 

2)  Sie    findet    sich    übrigens    auch    bei  Kant,     Metaphysische  Anfangsgründe  der 

allgemeinen    Rechtslehre    (in    Kants    Metaphysik    der   Sitten,    herausgegeben    von  v. 

Kirchmann-QtrWn   1870,  S.  155),  der  gewisse  vom  Regenten  aufgestellte  Regeln  nicht 

als  Rechtsnormen  ansieht. 
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Staatsorgane,  die  gleichfalls  mir  mittelbar  in  das  Rechtsleben  der 
Staatsuntertanen  eingreifen,  mit  Recht  als  Rechtsnormen  bezeich- 
net, so  liegt  auch  kein  Grund  vor,  der  Rechtsnorm  eine  so  un- 
mittelbare Wirkung  auf  die  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  zu- 
zuschreiben, daß  Vollzugsverordnungen  und  ähnliche  Vorschriften 
nicht  darunter  fallen  *).  In  neuerer  Zeit  wird  zum  Teil  auch  eine 
der  herrschenden  Ansicht  diametral  entgegengesetzte  Anschauung 
des  Inhalts  vertreten,  daß  die  Rechtssätze  sich  nur  an  die  Organe 
des  Staates  wenden  -).  Im  formellen  Sinne  sind  Verwaltungsvor- 
schriftendiejenigen,  welche  vom pouvoiradministratifim Unterschiede 
vom  pouvoir  legislatif  ausgehen,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt. 
Die  Rechtssetzung  der  höchsten  im  allgemeinen  dazu  zuständi- 
gen Organe  unterliegt  übrigens  im  Gegensatze  zu  aller  sich  nicht 
als  Rechtssetzung  darstellenden  Staatstätigkeit,  die  von  Rechts- 
normen geregelt  und  durch  sie  begrenzt  ist,  keinen  Beschrän- 
kungen '"*).  Die  Variabilität  der  Bedürfnisse  im  historischen  Flusse 
der  Dinge  macht  andererseits  die  Existenz  von  Staatsorganen, 
die  nicht  nur  für  bestimmte  Gebiete,  sondern  im  allgemeinen  zur 
Rechtssetzung  zuständig  sind,  zu  einer  Notwendigkeit.  Indem  man 
diese  formelle  Unbecrenztheit  der  Gesetzsrebunsr  allenthalben  an- 


1)  Schon  Rousseau  (contract  social  II,  chap.  6)  nahm  eine  Rechtsnorm  nur  dann 
für  vorhanden  an,  wenn  »tout  le  peuple  statue  sur  tout  le  peuple«.  Im  Gegensatze 
dazu  wird  in  der  modernen  Staatsrechtslehre  der  Rechtsnormcharakler  vieler  Ver- 
waltungsvorschriften verfochten  (vgl.  hauptsächlich  Arndt,  Reichsstaatsrecht  S.  200  ff., 
Komm,  zur  preußischen  Verfassung,  2.  Aufl.,  zu  Artikel  72,  Recht  1901,  Nr.  4,  in 
den  preußischen  Jahrbüchern  1901,  S.  321  ff..  Das  selbständige  Verordnungsrecht, 
S.  247  ff.).  Dieser  .Standpunkt  wird  jedoch  auch  vielfach  bekämpft.  Der  Gesichts- 
punkt der  mittelbaren  Regelung  menschlicher  Verhältnisse  auch  durch  ganz  interne 
allgemeine  Verwaltungsvorschriften  dürfte  die  Auffassung  Arndt'S  bestätigen.  Daß  die 
Verwaltungsverordnung,  wie  das  Gesetz,  einen  Tatbestand  einheitlich  normiert,  wird 
allgemein  zugegeben  (vgl.  besonders  Gierke,  Die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts  und 
die  neuesten  Siaatsrechtstheorien,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft, 
Band  30,  S.  189).  Nur  wenn  man  für  ein  Essentiale  des  Rechtsbegriffs  die  unmittel- 
bar für  die  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  im  allgemeinen  geltende  Norm  hält,  kann 
man  die  Verwaltungsverordnungen  aus  dem  Rechtsnormenkomplex  ausschalten.  P'ür 
die  vorliegende  Arbeit  ist  die  Frage  von  untergeordneter  Bedeutung,  da  jene  dann, 
wie  sich  aus  den  späteren  Ausführungen  ergeben  wird,  lediglich  Rechtsausführungs- 
akte sein  müssen,  also  vom  systematischen  Standpunkte  keine  weiteren  Schwierig- 
keiten bieten. 

2)  Vgl.  J/.  E.  Mayer,  Rechtsnormen  und  Kulturnormen. 

3)  Ueber  scheinbare  Beschränkungen  vgl.  meine  Abhandlung:  Rechtssetzende 
und  rechtsausführende  Gewalt,  19.  Heft  d.  Abh.  aus  dem  Staats-  und  Vervvaltungs- 
recht  von  Brie  und  Fleischmann,  S.    19  ff. 
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erkennt,  hat  man  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates  im 
allgemeinen,  d.  h.  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rechtssetzung  fest- 
zulegen versucht.  Da  es  sich,  wie  erwähnt,  nicht  um  Rechts- 
grenzen handelt,  gehört  die  Behandlung  dieser  Frage  in  die 
philosophische  Lehre  vom  Staatszweck  und,  sofern  sie  sich  auf 
konkrete  Rechtssetzungsfunktionen  des  Staates  erstreckt,  in  die 
politische  Wissenschaft  i). 

Kap.   III.     Legislative  und  Exekutive. 

§  9.     Regierung   und    Vollziehung. 

Was  zunächst  das  Verhältnis  zwischen  Legislative  und  Exe- 
kutive anlangt,  so  erscheint  es  systematisch  unbefriedigend,  wenn 
innerhalb  des  Verwaltungsbegriffs  eine  Teilung  zwischen  Regie- 
rung und  Vollziehung  vorgenommen  wird  -).     Nur  die  eine  Seite 

i)  Vgl.  auch  Blunischli,  Allgemeine  Staatslehre,  6.  Aufl.,  Stuttgart,  S.  346  ff., 
Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre,   Leipzig   1901,  1,  S.  148  ff. 

2)  Der  Begriff  der  Regierung  war  und  ist  in  der  Rechtssprache  schwankend. 
Negativ  begrenzt  ihn  z.  B.  Bornhak,  Grundriß  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl., 
Leipzig  1910,  S.  82,  84,  und  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.,  Berlin  1909,  S.  158, 
der  unter  Regierung  diejenige  monarchische  Tätigkeit  versteht,  die  weder  von  der 
Gesetzgebung  noch  von  der  Rechtsprechung  in  Anspruch  genommen  wird ;  in  diesem 
Sinne  wird  jedoch  in  der  Regel  eine  Abgrenzung  der  die  Regierung  und  Vollziehung 
umfassenden  Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  der  Justiz  vorgenommen.  Die  posi- 
tive Begriffsbestimmung  identifiziert  zum  Teil  Regierung  und  Verwaltung  i^Mohl,  Würt- 
tembergisches Staatsrecht,  II,  S.  4)  ;  die  französische  Staatswissenschaft  verstand  unter 
gouvernement  im  Gegensatze  zu  administration  allgemein  den  von  politischen  Erwä- 
gungen geleiteten  gebietenden  Staatswillen  (vgl.  Sarwey,  Allgemeine  Verwaltungslehre, 
S.  94).  Diese  Auffassung  der  Regierung  als  eines  Inbegriffs  von  Staatshoheitsakten 
spricht  sich  auch  in  den  Definitionen  der  Regierung  von  L.  v.  Stein  (Verwaltungslehre, 
2.  Aufl.,  Band  I,  Abt.  i,  S.  133)  und  von  v.  Sarwey,  (a.  a.  O.  S.  94)  aus  (über  die 
Entwickelung  des  Begriffs  vgl.  Olto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht,  Leipzig  18S5, 
I,  S.  4,  Anm.  2).  Die  Unterscheidung  hat  eine  praktisch  sehr  wesentliche  Bedeutung 
insofern  gehabt,  als  sie  der  ersten  französischen  Konstitution  von  179 1  zugrunde  lag, 
die  vier  Staatsgewalten :  die  gesetzgebende,  die  vollziehende,  die  verwaltende  und 
die  richterliche,  unterscheidet;  in  den  konstitutionellen  Charten  von  Brasilien  (1823) 
und  Portugal  (1826)  wird  die  besondere,  aus  der  Verwaltung  ausgeschiedene  Staats- 
funktion als  die  vermittelnde,  mäßigende  oder  leitende  (moderador)  bezeichnet  (vgl. 
Klüber,  Oefifentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes,  113).  Scharf  haben  den  Begriff 
erst  V.  Martitz  (Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  1868, 
S.  2),  Georg  Mever  (Lehrbuch,  S.  24)  und  Wi^nV/^  (Der  Rechtsbegriff  der  Verwaltung, 
in  Grünkuts  Zeitschrift,  Band  IX,  S.  9)  formuliert.  Als  das  der  Ausführung  der  Ge- 
setze entgegengesetzte  freie  Handeln  des  Staates  innerhalb  der  vom  Gesetze  gezogenen 
Schranken  ist  die  Regierung  im  obigen  Kapitel  in  Beziehung  zur  Rechtssetzungsfunk- 
lion  gebracht  worden. 
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der  Verwaltung,  nämlich  die  Vollziehinig,  wird  als  Gesetzesaus- 
führung in  Gegensatz  zur  Gesetzgebung  gesetzt,  während  die  an- 
deren Akte  der  Exekutive,  die  man  unter  dem  Begriffe  der  Re- 
gierung zusammenfaßt,  als  der  gesetzlichen  Grundlage  nicht  be- 
dürfende, wenn  auch  durch  die  Gesetze  beschränkte  Staats- 
funktionen, des  systematischen  Gegensatzes  oder  Zusammenhanges 
mit  der  Gesetzgebung  entbehren.  Und  doch  läßt  sich  jeder 
Exekutivakt  der  Staatsgewalt  mit  seiner  rechtserzeugenden  Tätigkeit 
in  Beziehung  setzen.  Es  verträgt  sich  nämlich  durchaus  mit  der 
Anerkennung  der  Verschiedenartigkeit  der  einzelnen  Verwaltungs- 
akte des  Staates  im  weiteren  Sinne,  wenn  jene  aus  der  alten 
Staatsphilosophie  übernommene  Theorie  der  Erkenntnis  weicht, 
daß  alles  Handeln  des  Staates,  d.  h.  seiner  Organe,  auch  wenn 
sich  deren  Kompetenz  lediglich  gewohnheitsrechtlich  gebildet  hat 
und  so  weit  geht,  daß  ihnen  ein  allgemein  zweckmäßiges  Handeln 
im  Namen  des  Staates  auf  verschiedenen  Gebieten  zusteht,  der 
rechtlichen  (gesetzlichen  oder  gewohnheitsrechtlichen)  Grundlage 
bedarf  und  daß  ein  Handeln  innerhalb  dieser  Rechtskompetenz 
sich  als  Rechtsausführung  oder,  wenn  man  will,  Vollziehung  desRech- 
tes  darstellt  i).  Denn  eine  rechtliche  Zuständigkeit  umfaßt  nicht 
nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  zu  bestimmtem  Handeln. 

§    lo.     Die  Gründe  für  die  Einteilung  der 
exekuti  vischen    Staatsfunktionen. 

Die  Gründe  für  die  Loslösung  der  Regierung  von  der  Rechts- 
setzung gibt  Hänel'^)  mit  den  Worten  an:  »Nur  unter  voller  Ver- 
kennung des  Umstandes,  daß  weder  die  sittlichen  noch  die  recht- 
lichen Regulative  sich  überall  in  Gebote  und  Verbote  auflösen 
lassen,  sondern  daß  sie  auch  solche  Willensbestimmungen  umfas- 
sen, welche  nur  Grenzen  und  Richtungen  bezeichnen,  innerhalb 
deren  die  unmittelbaren  Wertgebungen  der  freien  Individualität 
Platz  greifen  dürfen  und  sollen,  —  nur  dieses  Mißverständnis  hat 
es  bewirkt,  daß  man  die  Ausführung  oder  »Vollziehung«  nur  in 
das  Verhältnis  logischer  Subsumtion  und  starrer  Gebundenheit 
zu  den  sittlichen  Regulativen  und  zur  Gesetzgebung  gebracht  hat«. 


i)  Im  Gegensatze  hierzu  nimmt  v.  Seydel  (Vorträge  aus  dem  allgemeinen  Staats- 
recht —  Sonderabdruck  aus  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  —  München  1903, 
S.  91  an,  daß  die  Verwaltung  begrifflich  nichts  mit  der  Verwirklichung  des  Rechts 
zu  tun  habe. 

2)  Deutsches  Staatsrecht,   Leipzig  1892,   S.   123,  Anm.    i. 

Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissensch.     1911.     3.  ^I 
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In  der  Tat  kann  die  Richtungsbestimmung  bezüglich  der  Willens- 
betätigungen  der  Staatsorgane  der  Inhalt  eines,  wenn  auch  nicht 
starr  bindenden  Gesetzgebungsaktes  sein. 

Diese  Tatsache  wird  von  den  die  Staatsfunktionen  klassifi- 
zierenden Autoren  in  ihrer  Bedeutung"  für  das  System  oft  wenig  ge- 
würdigt^), weshalb  sich  jene  —  von  Hänel  allerdings  energisch  be- 
kämpfte —  communis  opinio  gebildet  hat,  daß  jedenfalls  ein  Teil 
der  Staatsverwaltung  nicht  Gesetzesvollziehung  oder  allgemeiner 
Rechtsausführung  sei^).  Dieser  Teil  der  Staatsverwaltung,  sofern 
er  nämlich  weder  in  der  Setzung  noch  in  der  Ausführung  von 
Rechtsnormen  besteht,  würde  also  in  keinem  Zusammenhange 
mit  der  vom  Staate  gesetzten  oder  durch  Gewohnheit  in  ihm 
entstandenen  Rechtsordnung  stehen.  Diese  Konsequenz  kann 
auch  nicht  dadurch  vermieden  werden,  daß  man,  wie  Georg  Meyer, 
die  der  Rechtssetzung  entgegengesetzten  Staatsfunktionen,  auch 
die  richterlichen  und  sich  nicht  als  Rechtsausführung  darstellenden, 
unter  dem  allgemeinen  Begriff  der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne 
zusammenfaßt  ^).  Dieser  Allgemeinbegriff  setzt  sich  aus  zwei 
wesentlich  voneinander  verschiedenen  Elementen  zusammen,  von 
denen  eben  der  eine,  der  Begriff  des  nicht  durch  Gesetze  veran- 
laßten,  sondern  durch  sie  nur  eingeschränkten  staatlichen  Han- 
delns, einer  systematischen  Gegensätzlichkeit  zu  dem  der  Ver- 
waltung im  weiteren  Sinne  korrespondierenden  Begriffe  der  Ge- 
setzgebung oder  Rechtssetzung  entbehrt.  Hier  ist  das  Merkmal, 
welches  die  Arten  der  Gattung  Staatstätigkeit  trennt,  nämlich 
derBegriff  des  Rechts,  zwar  entsprechend  dem  systematischen  Grund- 


1)  Welcher  behauptet,  daß  die  VerwaUung  nur  auf  Grund  eines  Rechtssatzes 
tätig  werden  könne  (Gesetz  im  formellen  und  materiellen  Sinne,   S.   208,   214  ff.). 

2)  Vgl.  Laband,  Reichsstaatsrecht  [Mai-qitardseu^ches  Handbuch)  07,  S.  141 
Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  ibid.  IV,  I,  2.,  S.  109 
der  die  Vollziehung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Richtersprüche  nach  schweize- 
rischem Recht  in  direkten  Gegensatz  zur  Staatsverwaltung  setzt,  welche  vor  allem 
die  Aufgabe  hat,  das  Staatswesen  gut  und  zweckmäßig  fortzuentwickeln,  vgl.  ferner 
V.  Alaj-titz,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  S.  2,  v. 
Rönne-Zorn,  Das  Staatsrecht  der  preußischen  Monarchie,  5.  Aufl.,  II,  S.  301,  Georg 
Meyer-Ansckütz,  S.  342,  Ulbrich,  Der  Rechtsbegriff  der  Verwaltung  in  Grünkuts  Zeit- 
schrift, Bd.  IX,  S.  I  ff.,  V.  Stengel,  Begriff,  Umfang  und  System  der  Verwaltung, 
in  der  Zeitschrift  für  ges.  Staatsw.  38,  S.  218  ff. 

3)  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts,  6.  Aufl.  {Anschütz),  S.  649.  Wenn  er 
an  anderer  Stelle  einen  Verwaltungsakt  als  die  Anwendung  eines  Ijestehenden  Gesetzes 
auf  einen  konkreten  Fall  definiert,  so  berücksichtigt  er  dabei  augenscheinlich  nur  die 
Verwaltung  als  Gesetzesvollziehung. 
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satze  modifiziert  bei  beiden  Arten  vorhanden,  aber  bei  einer 
Unterart  der  Art  > Verwaltung <,  nämlich  der  ^freien  Staatstätig- 
keit« oder  Regierung,  wieder  in  der  -Beschränkung  durch  das 
Recht«  nur  negativ  verwertet  und  schafft  so,  da  er  bei  der  an- 
deren Unterart,  der  Gesetzesausführung,  als  positives  Merkmal 
einer  Tätigkeit  in  Bezug  auf  das  Recht  dient,  keine  systematische 
Gegensätzlichkeit.  So  kommt  denn  auch  Georg  Meyer,  ebenso 
wie  die  anderen  Autoren,  trotz  dieses  allgemeinen  Verwaltungs- 
begriffs auf  zwei  verscliiedene  Staatstätigkeiten  innerhalb  des 
letzteren,  die  Gesetzesvollziehung  und  das  freie,  nicht  durch  Ge- 
setze veranlaßte,  sondern  sich  nur  innerhalb  der  Schranke  der 
Gesetze  vollziehende   Handeln   des  Staates  zurück. 

Der  Grund  für  diese  als  herrschend  zu  bezeichnende  Auf- 
fassung scheint  darin  zu  liegen,  daß  man  die  in  der  allgemeinen 
Rechtsstellung  der  Verwaltungsbehörden  begründete  Zuständig- 
keit derselben  nicht  als  Folge  von  Kompetenzrechtsnormen  an- 
sieht, sondern  für  einen  Rechtsausführungsakt  ein  Spezialgesetz, 
das  durch  ihn  ausgeführt  wird,  für  erforderlich  hält.  In  der  Theorie 
ist  die  Auffassung,  welche  von  dem  Erfordernisse  des  Spezial- 
gesetzes für  die  verwaltende  Staatstätigkeit  absieht,  durch  Fricker'^) 
begründet  worden.  In  der  Praxis  hat  das  preußische  Oberver- 
waltungsgericht die  rechtliche  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden auf  Grund  ihrer  allgemeinen,  nicht  nur  durch  Gesetzes-, 
sondern    auch    durch    Gewohnheitsrecht'^)    begründeten    Rechts- 

i)  In  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Band  43,  S.  i  ff.  (S.  28) ; 
in  diesem  Umfange  wird  diese  Auifassung  jedoch  meistens  nicht  gebiHigt.  Man  teilt 
sie  merkwürdigerweise  nur  auf  dem  Gebiete  der  polizeilichen  Tätigkeit,  so  z.  B.  Ro- 
sitt,  Der  Begriff  der  Polizei  und  der  Umfang  des  polizeilichen  Verfügungs-  und  Ver- 
ordnungsrechts in  Preußen,  im  Verwaltungsarchiv,  Band  III,  S.  249  ff.  (255.  Anm.  15). 
Auch  Ulbrich,  Oesterreichisches  Staatsrecht,  Tübingen  1909,  S.  250,  hält  z.  B.  die 
Zuständigkeit  der  Polizei  zum  Erlasse  örtlicher  Polizeiverordnungen  für  begründet  in 
dem  »gesetzlichen  Begriffe  der  Polizeiverwaltung  überhaupt«  ;  ähnlich  Bornhak,  Preu- 
ßisches Staatsrecht,  Freiburg  i.  B.,  1890,  III,  S.  139/140.  Anderer  Auffassung  sind 
nur  Saruiey,  Allgemeines  Verwaltungsrecht,  im  Älarquardseti&ch&n  Handbuch,  S.  36, 
37  und  Georg  Meyer  in  seinem  Lehrbuch  (S.  650).  Anschütz  hebt  in  seiner  Bear- 
beitung desselben  dem  gegenüber  zutreffend  hervor:  »Diese  allgemeine  staatsrecht- 
liche Stellung  kann  und  muß  als  ausreichende  Grundlage  für  das  Vorgehen  der 
Polizei  insoweit  anerkannt  werden,  als  sie  einen  Begriff  von  unzweideutig  feststehen- 
den, einerlei  ob  geschriebenen  oder  ungeschriebenen  Sätzen  des  positiven  Landesrechts 
darstellen«. 

2)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  bezüglichen  Erkenntnisse  durch  Anschütz,  All- 
gemeine Begriffe  und  Lehren  des  Verwaltungsrechts  nach  der  Rechtsprechung  des 
Oberverwaltungsgerichts,  im  preußischen  Verwaltungsblalt,  22.  Jahrgang,  S.  83  IF.  (86). 
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Stellung  schon  längst  anerkannt,  ohne  allerdings  den  theoretischen 
Schluß  zu  ziehen,  daß  auch  ein  Handeln  auf  Grund  gewohnheits- 
rechtlich entstandener  Kompetenz  Rechtsausführung  ist  ^). 

Die  herrschende  Theorie,  welche  dem  freien,  zweckbewußten 
Handeln  des  Staates  innerhalb  der  von  den  Gesetzen  gezogenen 
Schranken  den  Charakter  der  Rechtsausführung  abspricht,  wird 
von  Haenei  -)  zutreffend  als  die  »Theorie  von  der  Zufälligkeit 
des  Rechtes  im  Verhältnis  zum  Staate«  bezeichnet.  Ihren  all- 
gemeinsten Ausdruck  findet  sie  in  dem  von  Jellinek  ^)  formu- 
lierten Grundsatze:  »Substantiell  ist  der  Staat,  wie  jede  Person, 
durch  sein  physisches  Können  und  seine  Zwecke  begrenzt.  Rechts- 
grenzen können  ihm  aber  nur  durch  seinen  eigenen  Willen  gesetzt 
werden'*).«    Diese  die  Unbegrenztheit  aller  Funktionen  des  Staates 


1)  Nur  vereinzelt  wird  die  Möglichkeit  der  Entstehung  von  Gewohnheits- 
recht im  Gebiete  des  Vervvaltungsrechts  bestritten,  so  von  Grote/end^  Preußi- 
sches Verwaltungsrecht,  I,  S.  3S,  und  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I, 
S.  131.  Eine  Andeutung  der  gewohnheitsrechtlichen  Grundlage  der  verwaltenden 
Staatstätigkeit  findet  sich  bei  v.  Kirchenheim,  Einführung  in  das  Verwaltungsrecht, 
Stuttgart  1885,  S.  3.  Manche  Autoren,  wie  Holtzendorff\  Die  Grenzen  der  Polizei- 
gewalt im  französischen  Recht,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  XXIV,  S.  342, 
treten  insofern  für  ein  Verwaltungsgewohnheitsrecht  ein,  als  sie  Beschränkungen  von 
Staatsgewalten   »aus  ihrem   Wesen«   anerkennen. 

2)  Hänel,   Ges.  im   form,   und   mat.   .Sinne,   S.  21. 

3)  Gesetz  und  Verordnung,  S.  198.  Die  entgegengesetzte,  ans  der  liberte  indi- 
viduelle der  Grundrechte  gefolgerte  Behauptung  stellt  0.  Mayer,  Theorie  des  fran- 
zösichen  Verwallungsrechts,  .Straßburg  1886,  S.  290,  auf:  »Ohne  gesetzliche 
Grundlage  ist  ein  Eingriff  in  die  Freiheitssphäre  der  einzelnen  nicht  möglich«  ;  vgl. 
auch  die  Besprechung  dieses  Werkes  von  Rehni  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift 
für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,   Band  X   (N.  F.),   S.    loö  ff. 

4)  Von  praktischer  Bedeutung  ist  der  sich  hieraus  ergebende  Grundsat-c,  daß, 
wo  die  Rechtsordnung  eine  Lücke  enthalte,  diese  aus  allgemeinen  Rechtsprinzipien 
dadurch  auszufüllen  sei,  daß  die  Staatsorgane  nach  allgemeinen  rechtlichen  Gesichts- 
punkten tätig  würden,  für  die  Entscheidung  des  Falles  des  nicht  oder  nicht  recht- 
zeitig zustande  gekommenen  Etatsgesetzes,  soweit  es  sich  nicht  um  das  Verhältnis 
des  Staates  zu  seinen  Gläubigern  und  Schuldnern  handelt.  Die  z.  B.  von  Laband 
(Das  Budgetrecht  nach  den  Bestimmungen  der  preußischen  Verfassungsurkunde,  Ber- 
lin 1871,  S.  75  ff.,  und  Staat.srechl  III,  2,  S.  367  ff.)  und  v.  Rö7ine  (Band  I.  3.  Aufl., 
S.  347  ff.)  verfochtene  Ansicht,  daß  die  Staatsiegierung  in  diesem  Falle  zur  Fortfüh- 
rung der  Finanzverwaltung  berechtigt  und  verpflichtet  sei,  wird  von  anderer  Seite 
(z.  B.  yellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  297  ff.,  Brie,  Zur  Theorie  des  konsti- 
tutionellen Staatsrechts,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  IV,  .S.  i  ff.,  31  ff.)  bekämpft. 
Die  Ansicht  Labands  dürfte  nur  insoweit  zutreffen,  als  sie  Sätze  objektiven  Rechts, 
eventl.  Gewohnheitsrechts,  wiedergibt,  kraft  dessen  den  Staatsorganen  die  Kompetenz 
zur  Verfügung   über  die  Staatsmittel  auch  ohne   Etatsgesetz  zusteht. 
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anerkennende  Idee  muß,  wie  Haenel"^)  erkannt  hat,  zu  der  Auf- 
fassung führen,  daß  das  Recht  als  ein  dem  Staate  nur  zufälli^^j 
und  äußerlich  hinzutretendes  Element  aufgefaßt  wird,  das  er  sich 
beliebig  setzen,  und  von  dem  er  beliebig  absehen  kann,  als  eine 
Erscheinung,  welche  erst  durch  seine  freie  VVillenssetzimg  er- 
zeugt ist,  und  welche  darum  historisch  oder  begrifflich  nur  die 
Folge  des  Staates  als  der  ihr  vorhergehenden  Ursache  ist«  -).  Wenn 
das  Handeln  des  Staates  sich  außer  den  Rechtsgrenzen  vollziehen 
kann  und  nur  tatsächlich  durch  physisches  Können  luid  durch 
allgemeine,  theoretisch  konstruierte  Staatszwecke  begrenzt  ist, 
so  schwindet  allerdings  jeder  grundlegende  Unterschied  zwischen 
dem  Handeln  eines  durch  seine  Rechtsstellung  dazu  zuständigen 
Staatsorgans  namens  des  Staates  und  einer  Person,  der  diese 
Zuständigkeit  fehlt,  die  aber  auch  die  Interessen  der  Rechtsge- 
meinschaft durch  eine  Tat  wahrzunehmen  beabsichtigt  und  auch 
objektiv  ihren  Zweck  erreicht.  Denn  wenn  eine  Rechtskompe- 
tenz, d.  h.  eine  Zuständigkeit,  welche  durch  eine  das  Handeln 
namens  des  Staates  und  das  von  den  Gliedern  der  Rechtsgcmein- 
schaft  in  bezug  auf  dieses  Handeln  zu  beobachtende  Verhalten 
regelnde  Rechtsnorm  begründet  wird,  für  eine  Staatsfunktion 
nicht  erforderlich  ist,  so  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  auch 
alle  beliebigen  Handlungen,  durch  welche  subjektiv  ihrem  Zwecke 
und  objektiv  ihrem  Erfolge  nach  das  Interesse  des  Staates  wahr- 

i)  A.  a.  O ,  S.  215. 

2)  Unzutreffend  ist  Klöppels  Ansicht  (Gesetz  und  Obrigkeit,  Leipzig  189 1,  S.  99), 
daß  in  dieser  Theorie  verschleiert  der  stillschweigende  Vertrag  des  Naturrechts  stecke. 
Dieser  verkennt  eben  gerade  die  Bedeutung  einer  bestehenden,  wenn  auch  noch  nicht 
rechtlichen  Gewalt  für  die  Entstehung  der  Staatsrechtsordnung,  auf  die  besonders 
Haller  (Restaur.  d.  Staatswissensch.  I,  S.  338)  und  Dahlmaiin  (Politik,  S.  88)  hin- 
gewiesen haben.  Ein  Vertrag,  auch  ein  stillschweigender,  beruht  auf  einer  freiwil- 
ligen Uebereinkunft  zweier  Rechtssubjekte,  während  das  Bewußtsein  der  Notwen- 
digkeit der  Befolgung  bestimmter  Normen,  z.  B.  des  allgemeinen  Gehorsams  gegen 
eine  bestehende  Gewalt,  das  für  die  Entstehung  von  Gewohnheitsrechtsnormen  ver- 
langt wird,  sich  den  beteiligten  ohne,  ja  auch  gegen  ihren  Willen  aufdrängen 
kann.  Der  von  Klöppel  erhobene  Vorwurf  ist  eher  gegen  die  entgegengesetzte  Auf- 
fassung zu  richten,  die  die  Staatsgewalt  als  etwas  Ursprüngliches,  den  Behörden 
gewissermaßen  Vorausgehendes,  ihnen  Uebertragenes  ansieht.  Denn  eine  solche  Ge- 
walt muß  (wie  Affoller,  Zur  Lehre  von  der  Persönlichkeit  des  Staates,  im  Archiv  für 
öffentliches  Recht,  S.  395,  erkannt  hat)  als  auch  dem  Staate  selbst  vorausgehend 
gedacht  werden.  Diese  Auffassung  ist  aber  ein  »naturrechtliches  Produkt  und  deckt 
sich  mit  der  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates  durch  Vertrag«  {^Affolter  a.  a.  O.) 
dem  pouvoir  constituant  der  demokratischen  Theorie  ( vgl.  Sieyes,  Politische  Schriften 
(Usteri)  I,  1796,  S.  131  ff. 
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genommen  wird,  als  Staatsfunktionen  zu  bezeichnen  sind.  Gerade 
der  Umstand,  daß  Kompetenzrechtsnormen  nicht  nur  dem  Handeln 
der  Staatsorgane  als  solcher  gewisse  Grenzen  setzen,  sondern 
dem  Handeln  namens  des  Staates  oder,  um  im  Sinne  der  orga- 
nischen Staatstheorie  zu  reden,  dem  Handeln  des  Staates  über- 
haupt zur  Grundlage  dienen,  insofern,  als  sie  nur  bestimmten 
Personen  eine  Kompetenz  als  Staatsorgan  gewähren,  ist  aber  das 
für  den  Staatsfunktionsbegriff  wesentliche  Merkmal  ^).  ]\Iit  dem 
Fortfall  dieser  Rechtsgrenze  des  staatlichen  Handelns  würde  das 
Handeln  des  Staates  von  seiner  Beziehung  zur  Rechtsordnung, 
deren  Wesen  Begrenzung  ist,  gelöst  und  diese  zu  einem  Akziden- 
tale des  Staates  werden.  Einem  solchen  Staate  aber  fehlte  jeder 
grundlegende  Unterschied  gegenüber  einer  Menschengemeinschaft, 
deren  Angelegenheiten  durch  rein  tatsächliche  Machthaber, 
guter  oder  böser  Art,  wahrgenommen  werden  -).     Für  die  recht- 


1)  In  diesem  Sinne  stellt  sich  auch  die  SelbstverwaUung,  wie  auch  fast  allge- 
mein anerkannt  wird  (vgl.  Ulbrich,  Der  Rechlsbegriff  der  Verwaltung  in  GrünhuH 
Zeitschrift,  Bd.  IX,  S.  14  fiF.  und  Rosin,  Souveränität,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwal- 
tung, in  Hirths  Annalen  1883,  S.  310,  und  die  von  ihm  Zitierten)  als  Rechtsausfüh- 
rung dar,  so  daß  sich  ein  Eingehen  auf  diese  Frage  hier  erübrigt.  Die  vereinzelte 
gegenteilige  Ansicht  von  Kösler,  Lehrbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts  I,  Das 
soziale  Verwaltungsrecht,  Abt.  i  §  16,  ist  von  Laband,  Staatsrecht  I,  S.  100  flf.  ein- 
gehend widerlegt  worden.  Auch  ich  habe  meine  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Staalswissenschaft,  65.  Jahrgang,  i.  Heft,  S.  129  fif.,  geäußerte  abweichende  Ansicht, 
die  auf  einer  Verkennung  des  Begriffs  »Staatsorgan*  beruht,  aufgegeben.  Unberührt 
bleiben  von  dieser  These  natürlich  alle  theoretisch  bereits  eingehend  gewürdigten 
Unterschiede  zwischen  der  in  der  Kommunalverwaltung  mehr  mittelbar  in  die  Er- 
scheinung tretenden  und  der  unmittelbaren  Staatstätigkeit ;  es  fehlt  der  Kommune 
die  Souveränität,  die  beschränkt  auch  der  Gliedstaat  im  Bundesstaate  hat,  es  fehlt 
ihr  insbesondere  die  Gebietshoheit  (vgl.  Preuß,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebiets- 
körperschaften, S.  406  ff.,  Rosenberg,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  XTV^,  S.  363, 
und  in  Hirth%  Annalen  1885,  S.  279,  Seidler,  Das  juristische  Kriterium  des  Staates, 
S.  81,  Schön.  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preußen,  S.  78  ff.,  Stier-Somlo 
im  »Rechte  1907,  S.  525  ff.,  Redlich,  Englische  Lokalverwaltung  (1901),  S.  263), 
Die  Personalhoheit  Rosenberg  in  Hirths  Annalen  1905,  S.  279  ff.,  Seidler,  a.  a.  O., 
S.  81)  und  die  Verfassungshoheit  {Rosenberg  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  XIV, 
S.  364,  in  den  Annalen  1905,  S.  280,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft,  1909,  -S.  19,  Seidler,  a.  a.  O.,  S.  80). 

2)  Mit  Recht  sagt  aber  Hänel,  Ges.  im  form,  und  mat.  Sinne,  S.  217:  »Als 
der  erste  Machthaber  in  einer  für  die  speziösche  Gesellschaftsform  des  Staates  reifen 
Volksgemeinschaft  den  Satz  formulierte,  sei  es,  daß  er  ihn  bewußt  aussprach,  sei 
es,  daß  er  in  instinktiver  Erfassung  ihn  betätigte:  »Ich  bin  der  Staat*,  da  behaup- 
tete er  die  Geltung  des  Rechts  satzes:  »Jedermann,  den  es  angeht,  hat  anzu- 
erkennen,  daß  ich  berufen   hin,   für  die  Gemeinschaftszwecke  zu  herrschen*.    Davon, 
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liehe  Betrachtung  muß  daher  von  der  Annahme  ausgegangen 
werden,  daß  die  mit  jedem  Staate  notwendig  gegebene  Staats- 
ordnung Rechtsordnung  ist,  d.  h.  daß  die  den  Willen  des  Staates 
darstellenden  Organe  kraft  bestehender  Kompetenzrechtsnornien 
dazu  zuständig  sind  M,  daß  also  die  auf  einem  bestimmten  Ter- 
ritorium ansässige  Menschen  umfassende  ursprimglichc  Zwangs- 
potenz rechtlichen  Charakter  hat.  »Das  Recht  ist  dem  Staate 
notwendige  Erscheinungsweise.  Er  kann  ohne  dasselbe  in  seinem 
Dasein,  in  seiner  Wirksamkeit  und  in  seinen  Aufgaben  weder 
tatsächlich  bestehen,  noch  begreiflich  gedacht  werden  -*).«  Indem 
aber  jede  verwaltende  Staatstätigkeit  sich  auf  eine  Kompetenz- 
rechtsnorm, d.  h.  auf  die  rechtsverbindliche  Anordnung  eines 
ein  bestimmtes  Verhalten  des  mit  der  Kompetenz  ausgestatteten 
Organs  verlangenden  Rechtssatzes  stützt,  der  damit  aller- 
dings demselben  das  Recht  zu  diesem  Verhalten  erteilt,  ist  sie 
Erfüllung  einer  Reciitspflicht,  selbst  wenn  es  sich  um  höchste 
und  unverantwortliche,  die  ausführende  Gewalt  des  Staates  inne- 
habende Organe  desselben  handelt.  In  diesem  Sinne  sagte  König 
Friedrich  Wilhelm  IV.  in  seiner  Ansprache  gelegentlich  seiner 
Eidesleistung  auf  die  Verfassung  vor  beiden  Kammern  am  6. 
Februar  1850:  »In  PreufSen  muß  der  König  regieren,  und  Ich 
regiere  nicht,  weil  es  also  mein  Wohlgefallen  ist«  (Staatsanzeiger 
vom  6.  II.   1850). 

§    II.     Das   Merkmal    der   Zweckmäßigkeit   als    Unter- 
scheidungsgrund innerhalb  der  Staatsverwaltung. 

Allerdings  liegen  der  Unterscheidung  zwischen  Regierung 
und    Vollziehung    gewisse     in    ihrer    Bedeutung    nicht    zu    unter- 

ob  es  ihm  gelang,  diese  Anerkennung  gleichgültig  durch  welche  Mittel  der  Gewalt 
oder  sonstiger  Autoritätsbewährung  zu  erringen,  hing  es  ab,  ob  ihm  die  Staatsgriin- 
dung  gelang  oder  mißlang.  Das  Moment  der  Anerkennung,  der  be- 
wußten, Verstandes  mäßig  anerkannten  oder  im  Gefühl  be- 
währten Notwendigkeit  der  gesellschaftlichen  Bindekraft 
des  staatsgründenden  Willens  macht  den  Rechts  s  atz  aus, 
auf  dem  vom  einseitigen,  immer  und  unter  allen  umständen 
abstrakten,  niemals  die  Gesamterscheinung  des  Lebens  er- 
fassenden Standpunkt  des  Rechtes  aus  der  Staat  berulit.-; 

i)  Die  entgegengesetzte  Auffassung  führt  auch  in  ihren  letzten  Konsequenzen 
zu  einer  privatrechtlichen  Auffassung  der  Staatsgewalt  {Bernaizik,  Rechtsprechung 
und  materielle  Rechtskraft,   S.   49,   Anm.  i). 

2)  Hänel,  Ges.  im  form,  und  mat.  Sinne,  S.  217. 
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schätzende  Merkmale  der  verschiedenen  Verwaltungsfunktionen 
des  Staates  zugrunde.  Diese  beruhen  auf  dem  verschiedenen 
Umfange  der  Zweckmäßigkeitserwägungen,  die  die  regierenden 
und  die  vollziehenden  Staatsorgane  bei  ihrer  Tätigkeit  zu  beob- 
achten haben,  freilich  nicht  in  dem  Sinne,  daß  eine  in  weitestem 
Maße  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten  zu  vollziehende  Tätig- 
keit als  Staatsfunktion  nicht  Ausführung  einer  Rechtsnorm  sei, 
sondern  insoweit  das  Recht,  indem  es  selber  feststellt,  was  vor- 
aussichtlich im  allgemeinen  zweckmäßig  sein  wird,  den  ausfüh- 
renden Organen  möglichst  genau  bestimmte  Handlungen  vor- 
schreibt oder,  indem  es  diese  Feststellung  unterläßt,  solche  Hand- 
lungen gebietet,  die  nach  deren  pflichtgemäßen  Ermessen  jeweils 
zweckmäßig  sind. 

Der  Spielraum,  der  den  ausführenden  Organen  gelassen  ist, 
kann  ein  sehr  weiter  sein.  Ihre  Zuständigkeit  kann  in  der  Weise 
umgrenzt  sein,  daß  sie  lediglich  allgemein  das  auf  einem  bestimm- 
ten Gebiete  Zweckmäßige  auszuführen  haben  ^).  Dann  sind  die 
betreffenden  Staatsorgane  an  die,  vielfach  nicht  geschriebene, 
Rechtsnorm  gebunden,  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  das 
der  Gemeinschaft  Förderliche  auszuführen.  Denn  insoweit  das 
Gesetz  ein  Handeln  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten  gebietet, 
ist  ein  und  prinzipiell  nur  ein  diesem  Gebot  entsprechendes 
Handeln  Rechtsausführung  ^).  Daß  aber  ein  solches  Handeln, 
wo  bestimmte  Normen  fehlen,  Rechtspflicht  der  für  das  betrefifende 

1)  Durch  einen  so  allgemein  bezeichneten  Zweck  sind  z.  B.  die  Pflichten  cha- 
rakterisiert, die  nach  dem  von  dem  preußischen  Soldaten  zu  leistenden  Fahneneide 
dahin  gehen,  daß  er  sich  so  betragen  wolle,  wie  es  einem  rechtschaffenen,  unver- 
zagten, pflicht-  und  ehrliebenden  Soldaten  eignet  und  gebührt;  das  Gleiche  gilt  von 
der  allgemeinen  Beamtenpflicht,  die  ein  solches  Verhalten  des  Beamten  zum  Gegen- 
stände hat,  wie  es  der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  entspricht,  und  deren 
Uebertretung  disziplinarischer  Ahndung  unterliegt.  Selbst  das  Gebiet,  auf  dem  dieses 
Handeln  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  stattfinden  soll,  kann  allgemein  die  Förde- 
rung der  Rechtsgemeinschaft  sein,  wie  es  z.  B.  in  den  absoluten  Monarchien  bezüg- 
lich der  Kompetenz  des  absoluten  Monarchen  der  Fall  ist. 

2)  Es  ist  also  in  ganz  anderer  Weise  zu  bewerten,  wie  das  subjektive  Belieben, 
das  bei  dem  von  Rechtsnormen  nicht  geregelten  Verhalten  der  Glieder  der  Rechts- 
gemeinschaft im  allgemeinen  obwaltet.  Wenn  daher  verschiedene  Schriftsteller  (z. 
B.  Lüders,  Das  Gewohnheitsrecht  1863,  S.  33,  Bahr,  Rechtsstaat,  S.  52,  53)  dieses 
wegen  des  ihm  anhaftenden  Moments  der  Zweckmäßigkeit  mit  dem  zweckmäßigen 
Handeln  der  Verwaltungsbehörden  vergleichen,  so  ist  darin  eine  rein  äußerliche  Ana- 
logie, der  jede  Beziehung  auf  das  rechtliche  Wesen  der  beiden  Tätigkeiten  fehlt,  zu 
sehen  (in  demselben  Sinne  Bernaizik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft, 
S.   39,  40). 
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Gebiet  zuständigen  Organe  ist,  ist  als  ein  so  i<lar  aus  dem  allge- 
meinen Rechtsbewußtsein  fließender  Grinidsatz  anzusehen,  daß 
man  ihn,  obwohl  er  in  den  meisten  Fällen  nicht  ausdrücklich 
gesetztes  Recht  ist,  für  den  Regelfall  als  Gewohnheitsrechtssatz 
bezeichnen  kann  ^) :  Zwei  Personen  bewerben  sich  um  ein  Amt. 
Das  Gesetz  schreibt  für  die  Erlangung  desselben  bestimmte  Er- 
fordernisse vor,  die  bei  beiden  erfüllt  sind.  Wird  der  zur  Be- 
setzung des  Amtes  zuständige  Beamte  seine  Pflicht  erfüllen,  wenn 
er  denjenigen,  der  auf  Grund  anderer  außerhalb  des  Rahmens 
der  gesetzlichen  Erfordernisse  fallender  Eigenschaften  als  dem 
andern  Bewerber  gegenüber  minderwertig  zu  erachten  ist,  zu  dem 
Amte  beruft,  diesen  aber  zurückweist?  Aehnliche  Beispiele  lassen 
sich  für  die  meisten  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten  vorzu- 
nehmenden Handlungen  von  Verwaltungsbeamten   anfiihren. 

Das  Recht  enthält  übrigens  überhaupt  keine  derartig  genau 
bestimmten  Anordnungen,  daß  dem  Rechtspflichtsubjekt  eine  jede 
Wahlmöglichkeit  genommen  ist.  Jede  menschliche  Handlung 
setzt  sich  aus  so  mannigfaltigen  physischen  und  psychischen 
Momenten  zusammen,  daß  es  wegen  der  notwendigen  Beschränkt- 
heit in  der  Erkenntnis  dieser  Momente  und  der  Bedeutung  ihrer 
Folgen  unmöglich  und,  da  eine  jede  rechtlich  gebotene  oder  ver- 
botene Handlung  nur  in  einer  bestimmten  Hinsicht,  mit  Rücksicht 
auf  einen  bestimmten  Erfolg,  gewünscht  wird,  auch  unzweckmäßig 
ist,  alle  oder  möglichst  viele  Modalitäten  derselben  zu  normieren^). 


i)  Vgl.  Bentatzik,  Reclitsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  39 :  »Die 
Verwaltung  ist,  wie  jede  Verwaltungsfunktion,  durch  Rechtsnormen  allerdings  ge- 
bunden. Wer  könnte  das  bezweifeln!  Darf  der  Beamte  auch  so  handeln,  wie  er 
glaubt,  daß  es  nicht  im  öffentlichen  Interesse  liege  ?  Die  Verneinung  dieser  Frage 
mag  vielleicht  als  so  selbstverständlich  gelten,  daß  es  fast  verwunderlich  erscheint, 
dieselbe  aufgeworfen  zu  sehen.  Freiheit  des  Ermessens,  so  kann  man  sagen,  heißt 
ja  nicht  subjektives  Belieben,  sondern:  »nicht  gebunden  sein  an  präzise  gesetzliche 
Normen.« 

2)  Dem  Rechtspflichtsubjekt  bleibt  also  stets  in  gewisser  Hinsicht  eine  Wahl- 
möglichkeit bezüglich  der  Art  und  Weise  der  Rechtspflichterfüllung.  Von  ganz  an- 
deren Gesichtspunkten  sind  die  durch  das  Recht  erteilten  Erlaubnisse  zu  bewerten. 
Bei  der  Wahl  zum  Zwecke  der  Erfüllung  einer  Rechtspiflicht  sind  mehrere  Leistungen, 
um  einen  privatrechtlichen  Ausdruck  anzuwenden,  in  obligatione,  wenn  auch  nur 
eine  eine  in  solutione  ist ;  bei  einer  rechtlichen  Erlaubnis  ist  keine  Leistung  in  obli- 
gatione ;  sie  hat  vielmehr  lediglich  die  Bedeutung  der  Negation  eines  Befehls  (so 
Austin,  Lectures  on  juris  prudence  or  the  philosophie  of  positiv  law,  5.  Aufl.  I, 
S.  86  ff".,  Lenel,  Ueber  Ursprung  und  Wirkung  der  Exceptionen,  S.  34,  Thon, 
Rechtsnorm  und    subjektives    Recht,    S.  8  ff.,  Bierling,    Juristische    Prinzipienlehre, 


Aß2  •'-''^-   l^runo   Beyer  : 

Verbietet  das  Recht  mit  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  Erfolg 
jemandem  eine  Handlung,  so  kann  es  im  Regelfalle  im  Hinblick 
auf  diesen  Erfolg  das  sonstige  Handeln  des  Betreffenden  seinem 
Belieben  überlassen,  verpflichtet  es  dagegen  jemanden  zu  posi- 
tivem Handeln,  z.  B.  dazu,  auf  eine  Ladung  an  der  Gerichtsstelle 
zu  erscheinen,  als  Richter  in  einem  Streitfalle  zu  entscheiden, 
Fabrikunternehmungen  zu  revidieren,  öffentliche  Versammlungen 
zu  beaufsichtigen,  Unterricht  zu  erteilen,  so  kann  und  wird  es 
nebensächliche  Modalitäten  dieser  Pflichterfüllungen  unnormiert 
lassen,  also  die  Art,  wie  der  Zeuge  zur  Gerichtsstelle  gelangt,  in 
welche  Fassung  der  Richter  den  Richterspruch  bringt,  welche 
Methode  der  Gewerberat  bei  seiner  Revision,  der  Polizeibeamte 
bei  der  Beaufsichtigung,  der  Lehrer  beim  Unterricht  beobachtet, 
im  allgemeinen  dem  Belieben  des  Verpflichteten  überlassen.  Dies 
ist  allgemein  auch  für  wichtige  Handlungen  auf  solchen  Gebieten 
zweckmäßig,  auf  denen  die  Wissenschaft  in  der  Zweckmäßigkeits- 
frage keine  Einheitlichkeit  erzielt  hat,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  des 
Schulrechts,  wo  die  Pädagogik  neue  Erziehungsmethoden  er- 
gründet, oder  bezüglich  der  für  Leiter  von  Regierungsbauten 
geltenden  Amtsvorschriften,  die  die  sich  immer  erneuernden  tech- 
nischen Erfindungen  verwerten  können  müssen  und  daher  nicht 
an  bestimmte  technische  Vorschriften  —  wenigstens  in  der  Haupt- 
sache —  gebunden  sein  dürfen.  Ein  wichtiges  Anwendungsgebiet 
für  die  Zweckmäßigkeitsrechtssetzung  wird  auch  durch  das  in 
jeder  Rechtsgemeinschaft  mehr  oder  weniger  hervortretende 
Prinzip  der  Dezentralisation,  das  auf  Grund  der  eine  generelle 
Regelung  sehr  erschwerenden  Verschiedenartigkeit  der  Verhält- 
nisse die  betrefifenden  Organe  zu  weitgehenden  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen verpflichtet.  Uebrigens  gibt  es  auch  Privatrechts- 
pflichten, welche  analog  denjenigen  Amtspflichten,  die  durch  das 
allgemeine  Gebot  des  Handelns  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten 
auf  einem  bestimmten  Gebiete    gekennzeichnet  sind,    durch  ganz 

S.  i6o,  V.  Ferneck,  Die  Rechtswidrigkeit  I,  S.  128.  Dagegen  erkennt  wahre  und 
eigenthche  Erlaubnisgesetze  an  Kant,  Zum  ewigen  Frieden  (Ende  des  i.  Abschnitts  ; 
Ausgabe  v.  Schubert,  Leipzig  1838).  Wenngleich  es  also  zutrifft,  daß  der  Staatswille, 
»auch  Verheißung,  und  zwar  teils  Verheißung  für  den  Fall  ihm  nicht  gemäßen 
Verhältnis,  teils  Verheißung  der  Lebensförderung  ist  {^Holder,  Das  positive  Recht  als 
Staatswille  im  Archiv  für  öffentl.  R.  23,  S.  339),  so  tritt  doch  in  der  eventuellen  Wei- 
sung an  die  .Staatsorgane  diese  Verheißungen  zu  erfüllen,  deren  Normativcharakter 
hervor,  der  mit  Recht  von  Schuppe  (Der  Begriff  der  subjektiven  Rechte,  S.  16)  und 
Bierling  (Juristische  Prinzipienlehre,  I,   S.   29)  betont  wird. 
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allgemeine  Gesichtspunkte  bestimmt  werden.  Die  Pflichten,  welche 
die  Ehe  unter  den  Ehegatten ,  das  Eltern-  und  Kindesver- 
hältnis zwischen  den  Inhabern  der  elterlichen  Gewalt  und  den 
dieser  Gewalt  Unterworfenen  erzeugen,  haben  nicht  durch  Ge- 
bote und  Verbote  genau  bestimmte  Handlungen  zum  Gegenstande, 
sondern  sind  nur  durch  einen  allgemeinen  Zweck,  das  treue  Zu- 
sammenhalten in  allen  Wechselfällen  des  Lebens,  eine  gründliche 
Kindererziehung ,  gekennzeichnet.  Diesem  Zwecke  sollen  die 
einzelnen  Handkmgen  derjenigen,  an  die  sich  das  Recht  mit  jenen 
allgemeinen  Vorschriften  wendet,  entsprechen.  Auch  wenn  das 
Recht  die  Erfüllung  vertragsmäßig  übernommener  Pflichten  ge- 
bietet, umgrenzt  es  diese  nie  ganz  genau,  wie  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  Treu  und  Glauben  ergeben. 

Ihre  selbstverständliche  Grenze  finden  die  den  regierenden 
Staatsorganen  zustehenden  Zweckmäßigkeitserwägungen  an  den 
bestehenden  genau  fixierten  Rechtsnormen,  denen  sie  nicht  zu- 
widerlaufen dürfen.  Wenn  das  Recht  in  einem  Falle  ein  genau 
bestimmtes,  in  einem  anderen  ein  von  einer  Zweckmäßigkeits- 
erwägung des  Handelnden  abhängiges  Tun  gebietet,  schließt  es 
implicite  einen  solchen  Zweck  der  zweiten  Rechtspflichthandlung, 
der  der  ersten  widerspricht,  aus.  Daher  sagt  Georg  Meyer'^): 
»Die  individuellen  Freiheitsrechte  sind  Schranken  für  die  ver- 
waltende Tätigkeit  des  Staates  und  zwar  speziell  für  die  innere 
Verwaltung.  Ihre  Bedeutung  liegt  namentlich  darin,  daß  überall, 
wo  solche  Rechte  zugesichert  sind,  das  den  Verwaltungsorganen 
zustehende  Verbietungsrecht^j  nicht  in  Anwendung  gebracht 
werden  darf«.  In  allgemeiner  Form,  wenn  auch  nicht  mit  Be- 
ziehung auf  die  gesamte  für  den  Staat  geltende  Rechtsordnung, 
spricht  diesen  Gedanken  UlbricJi^)  aus,  indem  er  von  der  Ver- 
waltung (d.  h.  Regierung  in  dem  behandelten  Sinne)  die  Achtung 
der  wohlerworbenen  Rechte  der  Staatsuntertanen  und  der  im 
öffentlichen  Rechte  anerkannten  allgemeinen  Ansprüche  derselben 
auf  Staatsleistungen  verlangt.  Im  einzelnen  ist  es  jedoch  häufig 
wegen  der  Schwierigkeit  der  Ermittelung  des  positiven  Rechts- 
zustandes zweifelhaft,  wie  weit  ein  Raum  für  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen einer  verwaltenden  Behörde  gegeben  ist*). 


i)  Lehrbuch,  §  217. 

2)  Es  sei  denn,   daß  das  Organ  sich  auf  ein   Gesetz  berufen  kann. 

3)  Der  Rechtsbegriff  der  Vervvahung,  in  Grünhuts  Zeitschrift  IX,   S,  lO. 

4)  ^S^'  2-  ^'  über  den  Umfang  der   polizeilichen    Kompetenz  Ulbrich    in  Grün- 


A^A  ^■"'  ß'uno  Beyer: 

§   12.      Das  ins  e  m  i  n  e  n  s. 

An  dem  objektiven  Recht  finden  nicht  nur  die  Zweckmäßig- 
keitserwägungen, sondern  auch  die  Handkmgen  der  rechtsaus- 
führenden Organe  überliaupt  ihre  Grenze-^).  Dieser  Gesichtspunkt 
muß  auch  für  die  Beurteilung  des  ius  eminens    maßgebend  sein. 

Die  Annahme  einer  sich  nicht  als  Gesetzesvollziehung  dar- 
stellenden, sondern  sich  frei,  wenn  auch  innerhalb  der  Schranken 
der  Gesetze  vollziehenden  Staatstätigkeit  hat  zur  Konstruktion 
eines  Staatsnotrechts  geführt,  kraft  dessen  die  Staatsgewalt  die 
rechtlichen  Schranken  durchbrechen  kann,  wenn  die  Existenz 
oder  Sicherheit  des  Staates  dies  erfordert'-^).  Die  Anwendungs- 
möglichkeit des  Staatsnotrechts  soll  sowohl  auf  dem  Gebiete  der 
Gesetzgebung  bestehen,  wo  man  sie  in  bezug  auf  die  Entziehung 
wohlerworbener  Rechte  als  Expropriationsrecht  des  Staates  an- 
erkennt, als  auch  auf  dem  Gebiete  der  Staatsregierung,  die  in 
der  konstitutionellen  Monarchie  das  Recht  und  die  Verpflichtung 
haben  soll,  im  Notfalle  einseitig  die  dem  ganzen  gesetzgebenden 
Körper  zustehenden  Rechte  auszuüben  ^). 

Doch  wird  ein  noch  weitergehender,  allgemeiner  Gebrauch 
dieses  Notrechts  in  nicht  näher  zu  definierenden  Fällen  aner- 
kannt, in  denen  eine  staatsrettende  Tat  absolut  erforderlich  sei*). 

Mit  Recht  vvendet  sich  die  neuere  Theorie  ^)  gegen  die  Da- 


huts  Zeitschrift  IX,   S.  6  und  Georg  Meyer,  Lehrbuch    §    178,  Rosin,    Pohzeiverord- 
nungsrecht,   2.   Aufl.,   S.   98  ff. 

1)  Wo  daher  nur  Verwaltungszweige  sich  bilden  (vgl.  ein  Beispiel  aus  der 
neuesten  Zeit  von  Schmid,  .Neue  Verwaltungszweige  (Fremdenverkehr  und  Natur- 
schutz) in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  Bd.  XIV, 
S.   272   ff.),  muß  eine  Entstehung  objektiven  Rechts  vorhergehen. 

2)  Georg  Meyer-Anschütz,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  6.  Aufl.,  S.  28, 
Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht  (bei  Alarquardsen),  S.  55  ff. 

3)  Bischof,  Das  Notrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetzgebung  und  Regierung,  im 
Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  Deutschen  Bundes,  Band  III,  S.  47,  48,  67  bis 
83,  L.  V.  Siein,  Die  Verwaltungslehre,  Band  VII,  S.  342,  unterscheidet  von  diesem 
jus  eminens  noch  das  dominium  eminens,  welches  als  ein  wirklich  bestehendes  Ober- 
eigentum des  Staates  am  Grund  und  Boden   die  Enteignung  rechtfertige. 

4)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht,  I. — 4.  Aufl.  München,  S.  237  ff.,  Gareis, 
Allgemeines  Staatsrecht,   in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,    I.  Bd., 

s.  57. 

5)  Laband,  Staatsrecht  W.  I.,  .S.  692,  Anschiltz,  Der  Ersatzanspruch  aus  Ver- 
mögensbeschädigungen durch  rechtmäßige  Handhabung  der  Staatsgewalt  im  Ver- 
waltungsarchiv, Band  V,   S.    22,   23,   yellinek,  Allgemeine  Staatslehre,   S.   327. 
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Seinsberechtigung  dieses  im  17.  Jahrhundert  entstandenen  Be- 
griffs. Was  seine  Verwendung  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
anlangt,  so  handelt  es  sich  bei  Expropriationen  um  Verwaltungs- 
akte, die  nur  wegen  ihrer  Vornahme  durch  die  in  der  Hauptsache 
zur  Gesetzgebung  berufenen  Organe  —  z.  B.  in  England  luid 
Frankreich  —  als  Gesetzgebungsakte  aufgefaßt  werden^). 

Das  jus  eminens  ist  ein  Korrelat  des  Begriffs  der  wohler- 
worbenen Rechte  -) ;  wenn  diese  begrifflich  jeden  rechtlichen  Ein- 
griff ausschlössen,  so  mußte  ein  solcher,  falls  ein  dringendes 
Staatsinteresse  ihn  erforderte,  als  gewissermaßen  Rechtsgrundsätzen 
zuwiderlaufend  angesehen  werden.  »Nach  dem  Dogma  des  jus 
eminens  erscheint  nahezu  die  gesamte  hoheitliche  Staatstätigkeit, 
soweit  sie  in  Einzelwirtschaft  und  Privateigentum  »eingreift«,  als 
Notstandshandlung,  —  als  eine  Art  fortgesetztes  Verbrechen,  wel- 
ches nur  durch  dringende  Zwangslagen  entschuldigt  werden 
kann«  ^).  Diese  mit  dem  Begriffe  der  Staatsfunktion  unvereinbare 
Eigenschaft  derjenigen  Handlungen  der  Staatsorgane,  die  sie  inner- 
halb ihrer  Kompetenz  vornehmen,  ist  das  beste  Argument  gegen 
die  Existenz  eines  solchen  jus  eminens,  das  in  die  neueste  Doktrin 
auch  kaum  Eingang  gefunden  hat.  Man  bezeichnet  hier  nur  noch 
außerordentliche  Maßnahmen  des  Staates  beim  Vorliegen  außer- 
gewöhnlicher Umstände,  die  aber  in  Kompetenzrechtsnormen  ihre 
rechtliche  Grundlage  haben,  als  Aeußerungen  einer  »Notgewalt« 
des  Staates  ^).  Durch  den  Hinweis  auf  jene  Kompetenzbestim- 
mungen ist  auch  die  Ausübung  dieser  Notgewalt  in  systematischen 
Gegensatz  zur  Legislative  gesetzt.  Jene  Notlage  ist  nur  eine 
tatbestandliche  Voraussetzung  für  ein  Handeln,  welches  Ausfüh- 
rung objektiven  Rechtes  ist. 

i)  Bischoff  a.  a.  O.,  S.  48.  Daher  behandelt  Zöpfl,  Deutsches  Staats-  und 
Bundesrecht,  3.  Aufl.  S.  121  ff.  das  jus  eminens  als  eine  Beschränkung  oder  Auf- 
hebung wohlerworbener  Rechte  durch   SpezialVerfügung. 

2)  Otto  Meyer,  Verwaltungsrecht  I,  S.  32  ff. 

3)  Alischütz  a.  a.  O.,  S.  23. 

4)  Vgl.  Ulbricht  Das  österreichische  Staatsreclit,  Tübingen  1909  (Oeffentliches 
der  Gegenwart,   Band  X)   S.   336. 


<56  Dr.  Bruno  Beyer : 


Kap.  IV.  Unterscheidungen    innerhalb  der  rechtsausführenden 

Staatstätigkeit. 

§13.     D  e  r    E  i  n  t  e  i  1  u  n  g  s  g  r  u  n  d. 

Der  Einteilungsgrund  für  die  die  Rechtsnormen  ausführende 
Staatstätigkeit^)  ist,  wie  sich  aus  der  Allgemeinheit  der  Rechts- 
normen ergeben  hat,  nicht  darin  zu  suchen,  daß  die  Staatsgewalt 
sich  teils  mit  Geboten  und  Verboten  nicht  allgemeiner  Art  an 
die  ihr  Unterworfenen  wendet  ^),  teils  ohne  solche  Gebote  oder 
Verbote  wirksam  wird.  Schon  vom  rein  logischen  Standpunkte 
erscheint  eine  Einteilung  von  Dingen  oder  von  Geschehnissen, 
die  sich  lediglich  darauf  stützt,  daß  der  einen  Gattung  von  Ge- 
schehnissen eine  Eigenschaft  innewohnt,  die  der  anderen  fehlt, 
unbefriedigend  und  das  Wesen  der  Sache  nicht  erschöpfend.  Denn 
bei  Benutzung  eines  einzelnen  Merkmals  zur  Abgrenzung  der 
verschiedenen  Arten  einer  Gattung  entsteht  nur  dann  ein  befrie- 
digendes System,  wenn  dieses  Merkmal  bei  einer  oder  einzelnen 
Arten  nicht  einfach  negiert  wird,  sondern  in  bestimmter  Weise 
modifiziert  auch  bei  diesen  vorhanden  ist.  Für  die  Rechtswissen- 
schaft als  die  Lehre  von  der  das  Menschenleben  durch  allgemeine, 
verbindliche  Normen  regelnden  Ordnung  kommt  aber  nocli  in 
Betracht,  daß  im  Verhältnisse  zu  dieser  Ordnung  jeder  konkrete, 
von  einem  Staatsorgan  ausgehende  Befehl  selber  Ausführung 
einer  Norm  jenes  Normenkomplexes ,  nämlicli  Amtspflicht- 
erfüllung, ist,  und  daß  die  Pflichten,  welche  durch  den  konkreten 
Befehl  für  andere  als  Amts-  oder  private  Pflichten  entstehen,  ihren 
Grund  nicht  in  einer  von  der  Rechtsordnung  losgelösten  Kraft 
des  Befehlsgebers  haben,  sondern  darin,  daß  die  Rechtsordnung 
die  auf  diesen  Befehl  sich  beziehende  Norm  derselben,  den  Ge- 
horsam gegen  die  von  den  Staatsorganen  innerhalb  ihrer  Zustän- 

l)  Das  Recht  wird  allerdings  auch  durch  die  Gliederung  des  Staates  im  allge- 
meinen, nicht  nur  durch  seine  Organe,  ausgeführt,  wenn  jene  seinen  Geboten  und 
Verboten  folgen  (vgl.  Hänel,  Ges.  im  form,  und  mat.  Sinne,  S.  209);  aber  es  han- 
delt sich   hierbei  nicht  um  Staatsfunktionen. 

2j  Solche  Gebote  sind  in  Richtersprüchen  enthalten,  die  sich  auf  die  künftige 
Erfüllung  der  durch  den  Spruch  festgestellten  Pflichten  beziehen,  aber  auch  in  sol- 
chen, die  die  in  der  Vergangenheit  liegenden  Pflichten  feststellen,  insofern  sie  die 
Weisung  der  Belohnung  oder  Bestrafung  an  die  hierzu  zuständigen  Organe  ent- 
halten. 
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digkeit  erlassenen  Anordnuntjen,  auch  spezieller  Natur,  allgemein 
vorschreibt.  In  rechtlicher  Hinsicht  hat  also  ein  konkreter  Befehl 
oder  ein  konkretes  Verbot  der  Staatsgewalt  nur  die  Bedeutung 
einer  mit  anderen  Tatumständen  zu  vergleichenden  tatbestand- 
lichen Voraussetzung  für  das  Handeln  desjenigen,  an  den  die 
Anordnimg  sich  richtet,  soweit  aber  die  Person  des  Anordnenden 
selbst  in  Frage  kommt,  ist  er  Amtspflichterfüllung.  Der  Ein- 
teilungsgrund für  die  rechtsausführende  Staatsfunktion  darf  aber 
nicht  den  Voraussetzungen  für  ihr  Eintreten,  sondern  er  muß 
ihrem  Erfolge  bez.  für  die  vorwärts  schauende  Betrachtung  ihrem 
Zwecke  entnommen  werden.  Dies  hat  allerdings  zur  Folge,  daß 
der  mittelbare  Zweck  der  sich  auf  die  Amtspflichten  beziehenden 
Rechtssetzung  —  deren  unmittelbarer  Zweck  ist,  wie  der  einer 
jeden  Rechtsnorm,  die  Befolgung  der  Rechtsvorschriften  —  mit 
den  Verwaltungszweck'en  identisch  ist,  ein  Umstand,  der  jedoch 
in  keiner  Weise  wider  die  Verwendung  dieses  Einteiiungsgrund- 
satzes  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsausführung  spricht;  vielmehr 
ist  er  aus  dem  Grunde,  der  seine  Anwendung  auf  diesem  Gebiete 
rechtfertigt,  auch  für  die  Materie  der  Rechtssetzung  zu  verwenden. 
Freilich  wird  diese  Einteilung  i)  streng  logische  Vollendung  bis 
in  die  differenziertesten  Staatsaktionen  nicht  bieten  können,  »weil 
es  sich  um  Begreifen  des  Lebens,  nicht  toten  Stoffes,  handelt«. 
Man  wird  etwa  allgemein  die  Scheidung  nach  dem  Gesichtspunkte 
vornehmen  können,  daß  der  Staat  durch  eine  Art  seiner  Tätig- 
keit die  Erhaltung  vorhandener  und  den  Erwerb  neuer  Güter  für 
das  geistige,  durch  die  andere  Art  die  Erhaltung  und  den  Erwerb 
von  Gütern  für  das  leibliche  Leben  und  Wirken  seiner  Glieder 
bezweckt.  Nach  den  verschiedenen  Kulturstufen,  auf  denen  die 
Staaten  stehen,  läßt  sich  dann  ein  Vorwiegen  dieser  oder  jener 
Funktionen  feststellen,  und  auch  für  die  Vergleichung  spezifisch 
moralischer  Rechtsgemeinschaften,  wie  der  Kirchen,  mit  den  Staa- 
ten gewährt  diese  Scheidung  ein  Merkmal.  Aber  es  ist  nicht  zu 
verkennen,  daß  manche,  vielleicht  die  meisten,  Staatstätigkeiten 
entweder  unmittelbar  beiden  Zwecken  oder  unmittelbar  dem 
einen,    mittelbar    dem    anderen  dienen,    und    daß    daher    für    eine 


i)  Wie  Jellinek,  Allgem.  Staatslehre,  S.  591,  es  von  einer  jeden  Einteilung  der 
Staalsfunktionen  behauptet,  während  Vierhaus,  Gerichtsbarkeit  und  Verwaltungshoheit, 
im  Verwaltungsarchiv,  Bd.  XI,  S.  224  eine  begriffsmäßige  Scheidung  der  Aufgaben 
der  Gerichte  und   der  Verwaltungsorgane  für  unmöglich  hält. 


_^58  ^^-  Eru'io  Beyer; 

Spezialisierung    ihrer  Zwecke    auch    andere   Einteilungsgrundsätze 
maßgebend  sein  können^). 

Da  es  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen  würde, 
die  Staatszwecke,  welche  hiernach  für  die  Klassifizierung  seiner 
Tätigkeit  als  rechtsetzenden  und  rechtausführenden  Faktors  maß- 
gebend sind,  zu  untersuchen,  so  sei  nur  auf  den  Zusammenhang 
derselben  mit  den  Staatsfunktionen  hingewiesen.  Abzuweisen  ist 
die  Anschauung,  nach  welcher  die  Zwecke  des  Staats  mit  seinen 
Funktionen  identisch  seien  -).  Diese  verhalten  sich  zu  jenen  viel- 
mehr wie  das  Mittel  zum  Zweck. 

§   14.     Verschieden  artig  keit  der  Systeme. 

Man  hat  die  gesamte  verwaltende  Staatstätigkeit  eingeteilt 
in  diejenige,  die  ihr  nächstliegendes  Anwendungsgebiet  innerhalb 
des  Organismus  der  Staatsverwaltung  selbst  findet,  und  diejenige, 
die  zur  Ausübung  der  obrigkeitlichen  Befugnisse  gegenüber  den 
Untertanen  dient  ^).  Wie  aber  die  allgemeinen  Vorschriften  für 
den  inneren  Gang  der  Verwaltung  sich  inhaltlich  als  Rechtsnor- 
men darstellen,  so  hat  diese  Unterscheidung  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtsausführung  juristisch  streng  formalen  Charakter,  inso- 
fern sie  das  Unterscheidungsmerkmal  nicht  aus  einer  Verschieden- 
artigkeit der  Handlungen  in  ihren  Beziehungen  zu  der  Rechts- 
ordnung, sondern  aus  bestimmten  Eigenschaften  der  Personen, 
denen  gegenüber  sie  vorgenommen  werden,  entnimmt. 

Eine  weiterhin  mitunter  vollzogene  Unterscheidung  der  Ver- 
waltungsakte in  Verfügungen,  durch  die  die  Untertanen  zu  eige- 
nem Handeln  angewiesen  und  ermächtigt  werden,  und  Handlun- 
gen, bei  denen  die  Organe  selbsttätig  gegenüber  den  Untertanen 
auftreten  *),  geht  auf  den  Inhalt  der  Verwaltungsakte  zurück.  Die 
ersterwähnte  Staatstäti^keit  hebt    sich    in  gleicher  Weise  wie  die 


i)  Trieps,  Das  deutsche  Reich  und  die  deutschen  Bundesstaaten,  Berlin  1890, 
hält  sogar  eine  erschöpfende  Darstellung  aller  Staatsverwaltungsakte  für  ausgeschlos- 
sen. In  der  Gegenwart  wird  im  allgemeinen  die  von  L.  v.  Stein  verwertete  Eintei- 
lung in  die  Angelegenheiten  des  Aeußeren,  des  Heeres,  der  Finanzen,  der  Justiz  und 
des  Innern  vollzogen.  [Schmid,  Ueber  die  Bedeutung  der  Verwaltungslehre  als  selbst- 
ständiger Wissenschaft,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  1909, 
S.  200.) 

2)  Vgl.  Lasson,  Rechtsphilosophie,  S.  310  ff.;  gegen  ihn  zutreffend  ydlinek, 
Allg.  Staatslehre,  S.  234. 

3)  Vgl.  z.   B.  Kahl,  Lehrsystem  des  Kirchenrechts,   S.   313. 

4)  Vgl.   Kahl,  Lehrsystem  des  Kirclienrechts  und  der  Kirchenpolitik,   S.   313. 
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riclitende  von  der  übrigen  verwaltenden  Staatstätigkeit  ab.  Wie 
die  richtende  ist  aber  auch  sie  nicht  in  systematischen  Gegensatz 
zu  derselben  zu  setzen.  Denn  auch  bei  ihr  fehlt  es  an  einer 
Gegensätzlichkeit  in  den  Unterscheidungsmerkmalen,  auch 
sie  kann  nur  dadurch  von  der  übrigen  verwaltenden  Staatstätig- 
keit getrennt  werden,  daß  man  zu  den  allgemeinen  Merkmalen 
der  Rechtsausführung  bei  ihr  nur  ein  Moment  hinzufügt,  das  dem 
Reste  der  Verwaltungsfunktionen  fehlt,  dessen  Gegensatz  bei 
ihnen   nicht  vorhanden  ist. 

Da  ferner  nach  dieser  Scheidung  auch  allgemeine  Gebote 
und  Verbote,  also  Rechtssetzungsakte  der  Verwaltungsorgane,  zu 
der  ersten  Art  der  rechtsausführenden  Tätigkeit  gehören  würden, 
so  erscheint  es  für  die  Theorie,  welche  die  Allgemeinheit  des 
Rechtssatzes  anerkennt,  zweckmäßiger,  zur  grundlegenden  Unter- 
scheidung die  in  Rechtssetzung  imd  Rechtsausführung  zu  machen 
und  die  gebietende  oder  verbietende  Natur  gewisser  Verwaltungs- 
akte im  Gegensatze  zu  anderen  hintanzusetzen,  umsomehr,  als  man 
zu  den  Entscheidungen  wiederum  die  Verfügungen  im  engeren 
Sinne  ^)  in  Gegensatz  zu  setzen  pflegt,  die  die  Verwaltung  nach 
eigenem  Ermessen  unter  Beobachtung  der  Gesetze  normiert,  und 
dabei  den  Umstand  außer  acht  läßt,  daß,  wie  die  Untersuchung 
ergeben  hat,  auch  manche  Verfügungen  den  Charakter  von  Ent- 
scheidungen, und  zwar  richterlicher  Entscheidungen,  haben,  näm- 
lich ^)  die  »deklarativen  Anerkennungsverfügungen,  wodurch  ein 
subjektives  Recht  der  Staatsangehörigen  als  bestehend  erklärt 
wird«,  und  die  »deklarativen  Verwaltungsbefehle,  die  ein  bereits 
bestehendes  subjektives  Recht  des  Staates  als  Anspruchsver- 
fügungen einfach  zur  Geltung  bringen  wollen«,  sowie,  daß  auch 
dieses  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden  als  Bestandteil  eines 
Rechtsausführungsaktes  anzusehen  ist. 

Wenngleich  es  ferner  richtig  ist,  daß  der  Staat  bei  einem 
Teile  seiner  Tätigkeit  anderen  Rechtssubjekten  nicht  eigentlich 
als  Herrscher  gegenübertritt  ^)  und  zwar  nicht  nur  gegenüber  an- 
deren Staaten    im    völkerrechtlichen    Verkehr,    sondern    auch    bei 


1)  Vgl.   Georg  Meyer -An  schütz,   Lehrbuch,   S.   649. 

2)  Im  Sinne  von    Ulbricht   Oesterreichisches   Staatsrecht,   Tübingen   1909,    S.  251. 

3)  Vgl.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  S.  59  if.,  Rosiii,  Souveräni- 
tät, Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung,  kritische  Begriffsstudien,  in  den  Annalen  des 
Deutschen  Reichs  1883,  S.  265,  Georg  Meyer-Atischütz,  Lehrbuch,  §  4  und  die  da- 
selbst Zitierten. 
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der  Errichtung  und  Verwaltung  gewisser  Anstalten  und  bei  der 
Beschaffung  von  Staatsbedürfnissen  durch  zivile  Rechtsgeschäfte 
auch  seinen  eigenen  Gliedern  gegenüber,  so  dürfte  doch  die  Cha- 
rakterisierung dieser  Staatstätigkeit  als  gewissermaßen  privater 
und  ihre  Gegenüberstellung  zu  der  übrigen  Staatstätigkeit  syste- 
matisch Bedenken  unterliegen.  Denn  der  Staat  als  solcher  kann 
nie  Privatperson  sein,  und  auch  bei  den  Handlungen  der  letzten 
Art  tritt  seine  Autorität  gegenüber  seinen  Gliedern  darin  hervor, 
daß  diese  sie  auf  Grand  einer  selbstverständlichen  Rechtsnorm 
nicht  hindern  dürfen  und  bei  Verletzungen  der  entsprechenden 
Amtspflichten  nicht  von  den  ihnen  gegenüber  privaten  Verpflich- 
teten zustehenden  Rechtsmitteln,  sondern  von  den  gegen  Amts- 
pflichtverletzungen gegebenen  Gebrauch  machen  können.  In  ge- 
wissem Sinne  ist  daher  der  Staat  in  all  seinem  Handeln  gegen- 
über seinenGliedern  Autorität  und  nicht  gleichberechtigtesSubjekt^). 

§   15.     Staatsakte   gegenüber  Dritten. 

Durch  die  Kriegführung,  die  Kolonisation,  den  Abschluß  von 
Verträgen  mit  anderen  Staaten  oder  privaten  staatsfremden  phy- 
sischen oder  juristischen  Personen  oder  auch  mit  Kirchen,  die 
der  Staat  als  selbstständige,  mit  ihm  paktierende  Rechtssubjekte 
anerkennt,  tritt  der  Staat  nicht  nur  mit  seinen  eigenen  Unter- 
tanen, sondern  auch  mit  Staatsfremden  in  Beziehung.  Als  das 
Nächstliegende  erscheint  es,  diese  Staatsakte  vom  Gesichtspunkte 
der  rechtlichen  Beziehungen  des  Staates  zu  den  Dritten,  denen 
gegenüber  sie  vorgenommen  werden,  also  nach  der  zwischen 
dem  Staate  und  diesen  Dritten  etwa  bestehenden  Rechtsordnung, 
z.  B.  des  Völkerrechts,  zu  beurteilen.  Für  ihre  Behandlung  als 
Staatsfunktionen,  also  als  Handlungen  des  kriegführenden,  den 
Vertrag  oder  das  Konkordat  abschließenden  oder  des  koloni- 
sierenden Staates,  ist  jedoch  diese  Betrachtungsweise  nicht 
zulässig. 

Die  Rechtssetzungsakte  erstrecken  sich  ihrer  Natur  nach  nur 
auf  die  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft,  deren  Organe  sie  er- 
lassen haben.  Nur  an  sie  können  die  Rechtsnormen  des  Staates 
als  solchen  gerichtet  werden,  weil  nur  sie  zu  dem  Organismus, 
der   sich    durch   diese  Normierungen  ausgestaltet,    gehören.     Die 


i)  Aehnlich  v.  Gerber,    Grundzüge    eines    Systems    des    deutschen  Staatsrechts, 
3.  Aufl.  S.  3,  und  Zorn,    Das  Staatsrecht    des  Deutschen   Reichs,  2.  Aufl.,    S.  287. 
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formale  Bestimmung  der  Staatsangehörigkeit  und  der  internationale 
Verkehr  haben  nun  aber  zur  Folge,  daß  vielfach  Personen,  die 
in  engen  Beziehungen  zu  Staatsangehörigen  stehen,  als  Staats- 
fremde den  Rechtsnormen  des  Staates  nach  diesem  Grundsatze 
nicht  unterliegen.  Die  Staatsfremden  sind  nun  ihrerseits  gegen 
Schädigungen  durch  Staatsangehörige  in  der  Regel  dadurch  ge- 
schützt, daß  das  innerstaatliche  Recht  den  Staatsuntertanen  in 
ihren  Beziehungen  zu  den  Staatsfremden  in  den  wichtigsten  An- 
gelegenheiten dieselben  Verpflichtungen  auferlegt  wie  gegenüber 
anderen  Staatsangehörigen,  insbesondere  Delikte,  die  an  jenem 
begangen  werden,  in  gleicher  Weise  straft  wie  strafbare  Hand- 
lungen, durch  die  Staatsangehörige  in  ihren  Gütern  getroffen 
werden.  Andererseits  muß  aber  auch  den  Staatsgliedern  Schutz 
gegen  die  Willkür  der  Staatsfremden  gewahrt  und  müssen  die 
durch  die  Gemeinsamkeit  kultureller  und  wirtschaftlicher  Inter- 
essen hervorgerufenen  Beziehungen  des  Staates  oder  seiner  An- 
gehörigen zu  Dritten  irgendwie  rechtlich  geregelt  werden.  Es 
muß  daher  den  rechtsausführenden  Organen  des  Staates  die  Kom- 
petenz zu  zweckentsprechendem  Handeln,  sei  es  zu  Geboten  oder 
Verboten,  oder  zu  anderen  Handlungen  gegenüber  den  Staats- 
fremden gewährt  werden.  Insofern  der  Staat  durch  seine  Organe 
gegenüber  den  sich  in  seinem  Territoriiun  aufhaltenden  Auslän- 
dern seine  Gebietshoheit  geltend  macht,  handelt  er  rechtsaus- 
führend, da  die  Grundlage  seiner  Handlungen  entsprechende 
Kompetenzrechtsnormen  sind  ^).  Dabei  muß  aber  berücksichtigt 
werden,  daß  die  Gebote  und  Verbote  allgemeiner  und  spezieller 
Natur,  die  der  Staat  an  die  Staatsfremden  richtet  und  deren  Be- 
folgung er  belohnt  oder  bestraft ,  sowie  die  sonstigen  ihnen 
gegenüber  vorgenommenen  Rechtsausführungsakte  im  Verhältnis 
zu  den  Staatsfremden  nicht  Ausführungsakte  innerstaatlichen 
Rechts  sind,  da  sich  dieses  ja  auf  diese  Personen  nicht  erstrecken 


i)  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht,  Leipzig  1895,  S.  10,  begründet  den 
Ausschluß  der  Tätigkeit  des  Staates  gegenüber  dritten  Rechtssubjekten  von  der  Ver- 
waltung damit,  daß  er  auf  das  Streben  des  neuzeitlichen  Rechts-  und  Verfassungs- 
staates hinweist,  sein  Verhältnis  zu  den  Untertanen  möglichst  einer  Rechtsordnung, 
und  zwar  der  von  ihm  selbst  gesetzten  Rechtsordnung,  zu  unterwerfen  (ähnlich  Zorn 
in  Hirths  Annalen  1882,  S.  82,  Labend,  Staatsrecht  II,  S.  i  ff.)  ;  doch  auch  die 
erwähnten  Kompetenzrechtsnormen  sind  Bestandteile  der  eigenen  Rechtsordnung  des 
Staates.  Außerdem  dürfte  in  der  Lehre  Mayers  eine  petitio  principii  liegen  ;  wenn 
Verwaltung  nur  als  Tätigkeit  des  Staates  im  Verhältnisse  zu  seinen  Untertanen  defi- 
niert wird,   so  ist  eine  Tätigkeit  gegenüber  Dritten  allerdings  nicht  Verwaltung. 

32* 


472  Dr.  Bruno  Beyer : 

kann,  sondern  nur  insoweit,  als  die  Handlungen  von  Organen 
des  Staates  als  Staatsfunktionen,  die  ihnen  durch  das  Recht  ge- 
boten sind,  vorgenommen  werden.  Für  die  Staatsfremden  liegen, 
da  die  rechtsausführenden  Organe  gegen  sie  bei  Nichtbefolgung 
der  an  sie  erlassenen  Vorschriften  im  allgemeinen  in  der  gleichen 
Weise  tätig  werden  wie  bei  den  entsprechenden  rechtswidrigen 
Handlungen  der  Staatsuntertanen,  die  gleichen  Motive  wie  für 
diese  vor,  sich  gebots-  und  verbotswidriger  Handlungen  zu  ent- 
halten und  den  von  den  Staatsorganen  an  sie  gerichteten  An- 
ordnungen, als  berechtigten  Forderungen  einer  übergeordneten 
Macht,  zu  gehorchen.  Diese  Handlungen  nimmt  der  Staat  aber 
nicht  nur  kraft  seiner  Gebietshoheit  vor,  sondern  er  schützt  auch 
seine  Glieder  im  Auslande  gegen  die  Verletzungen  von  Staats- 
fremden und  sorgt  auch  hier  durch  geeignete  Gebote  und  Ver- 
bote, allgemeiner  und  besonderer  Natur,  sowie  durch  sonstige 
Handlungen  für  eine  gedeihliche  Entwickelung  der  Beziehungen 
der  eigenen  Untertanen  mit  anderen  Personen.  Er  tritt  aber 
auch  mit  Staatsfremden  ohne  Rücksicht  auf  deren  Beziehungen 
zu  seinen  Gliedern  in  Verbindung,  um  sich  Leistungen  derselben 
zunutze  zu  machen,  und  nicht  nur  mit  Einzelpersonen,  sondern 
auch  mit  Rechtsgemeinschaften,  insbesondere  Staaten.  In  allen 
diesen  Fällen  finden  die  für  die  sich  im  Staatsgebiete  aufhalten- 
den Staatsfremden  geltenden  Grundsätze  entsprechende  Anwen- 
dung, insbesondere  handeln  die  Organe  des  Staates  in  Ausübung 
einer  ihnen  rechtlich  übertragenen  Zuständigkeit,  also  rechtsaus- 
führend. Diese  Staatsakte  sind  daher  der  rechtsausführenden 
Staatstätigkeit  ohne  Schwierigkeit  einzuverleiben.  Im  Hinblick 
auf  die  Personen,  auf  die  sich  jene  Tätigkeit  erstreckt,  bilden 
sie  im  Gegensatze  zu  den  gegenüber  den  eigenen  Untertanen 
vorgenommenen  Staatsakten  einen  besonderen  Zweig  der  Exeku- 
tive. Allerdings  tritt  das  unterscheidende  Kriterium,  die  Unter- 
tanenqualität desjenigen,  auf  den  sich  die  Tätigkeit  des  Staates 
erstreckt,  bei  den  Staatsfremden  nur  negativ  auf. 

Wenn  die  erwähnten  Handlungen  des  Staates  gegenüber 
Staatsfremden  (natürlichen  oder  juristischen  Personen)  durch  eine 
über  dem  Staate  und  diesen  stehende  Rechtsordnung,  z.  B.  be- 
züglich der  Staaten  der  Völkerrechtsgemeinschaft  durch  das 
Völkerrecht,  geregelt  sind,  so  sind  die  Staatsliandlungen  außer 
als  innerstaatliche  Rechtsausführungsakte  noch  als  z.  ß.  völker- 
rechtsgemäße oder  völkerrechtswidrige,  d.  h.  also  in  einem  ganz 
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besonderen,  von  dem  innerstaatlichen  streng  zu  sondernden 
Rechtskreise,  zu  beurteilen').  Beim  Bestehen  einer  solchen  Rechts- 
ordnung ist,  wenn  nach  derselben  eine  dazu  berufene  Instanz 
vorhanden  ist,  auch  eine  eigentlich  richterliche  Tätigkeit  über 
die  Handlungen  der  Staatsfremden,  aber  auch  des  Staates  selbst, 
möglich. 


l)  yellinek^  Gesetz  und  Verordnung,  S.  341,  342,  weist  die  völkerrechtlichen 
Verträge  mit  der  Begründung  in  die  materielle  Kategorie  der  Verwaltungstätigkeit, 
weil  der  .Staat  »die  objektiven  Normen  des  Völkerrechts  zu  Sätzen  seiner  staatlichen 
Rechtsordnung«   mache.      Auch  er  hält   also   an  der  .Sonderung   der  Rechtskreise  fest. 

(Schluß   folgt.) 
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KRITISCHE   BEITRÄGE  ZUR  GRUNDRENTEN- 
LEHRE. 

Von 
Dr.  OTTO  ZWIEDINECK  EDLEN  VON  SÜDENHORST. 


I.  Vorbemerkung    über    die  Wandelbarkeit    der    Grundrenten- 
Darstellung. 

Von  einer  Wissensciiaft,  deren  Beobachtungsgebiet  und  deren 
Arbeitsfeld  —  wenigstens  in  gewissen  Beziehungen  —  in  einem 
unablässigen  Werden  begriffen  ist,  kann  man  wohl  von  vorn- 
herein keine  absoluten,  d.  h.  in  diesem  Falle  für  alle  Zeiten 
geltenden  Wahrheiten  erwarten.  Schwankende  Grundlagen  der 
wissenschaftlichen  Induktion  bedingen  es,  daß  auch  die  Forschungs- 
ergebnisse in  einem  gewissen  Sinne  Wandlungen  unterliegen. 
Kaum  zwei  Jahrhunderte  alt  ist  die  wissenschaftliche  Untersuchung 
der  Wirtschaftsvorgänge  und  die  Befassung  mit  theoretischen 
Erklärungen  derselben.  In  dieser  an  und  für  sich  für  eine  Wis- 
senschaftsentwicklung nicht  allzu  langen  Zeit  haben  sich  in  der 
Organisation  des  Wirtschaftslebens  in  dem  eigentlichen  Beobach- 
tungsgebiete, Mitteleuropa,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 
usw.  tiefgreifende  Umwälzungen  vollzogen.  Daß  sich  damit  auch 
behaupten  läßt,  daß  sich  das  Objekt  der  wirtschaftswissenschaft- 
lichen Arbeit  im  weiteren  Begriffe  verändert  hat,  wird  kaum  von 
jemanden  bestritten.  Wohl  aber  sind  die  Meinungen  darüber,  ob 
auch  die  theoretische  Oekonomie  durch  eine  Aenderung  der 
Wirtschaftsorganisation  zu  einer  Revidierung  ihrer  Erkenntnisse, 
ihrer  Lehrsätze  an  und  für  sich  schon  gelangen  müsse,  keines- 
wegs ungeteilt. 

In    sehr    bestimmter  Weise    wird    die    Auffassung    vertreten. 
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daß  für  die  theoretisclie  Nationalökonomie,  also  für  ein  Teilge- 
biet der  wirtschaftswissenschaftlichen  Forschung  geradezu  die 
Aufgabe  besteht,  absolute,  über  jeden  Wandel  der  Verhältnisse 
hinausragende  Gleichmäßigkeiten  im  wirtschaftlichen  Verhalten  zu 
beobachten,  zu  ermitteln,  kurz  Gesetzmäßigkeiten  festzustellen. 
So  von  jenen,  die  alles  wirtschaftliche  Handeln  als  Taiischvor- 
gänge  ansehen  und  die,  um  die  Allgemeingültigkeit  ihrer  über  das 
Tauschen  gemachten  Beobachtungen  zu  erreichen,  sich  mit  der 
theoretisch  einwandfreien  Vorstellung  als  Annahme  helfen,  daß 
auch  dort,  wo  keine  Tauschrelation  in  dem  gewöhnlichen  Sinne 
—  zwischen  zwei  Subjekten  vor  sich  gehend  —  vorliegt,  die 
Wirtschaft  ebenso  verläuft,  wie  wenn  eine  solche  vorhanden  wäre. 
Ist  alles  wirtschaftliche  Handeln  für  uns  nichts  anderes  als  eine 
Veränderung  der  ökonomischen  Quantitäten  in  der  Weise,  daß 
der  isoliert  Wirtschaftende,  Robinson,  gewissermaßen  einen  Tausch 
durchführt,  wenn  er  eine  Grube  gräbt,  um  darin  Wild  zu  fangen, 
indem  er  seinen  Vorrat  an  Kraft  und  Wohlbehagen  vermindert 
um  dagegen  seinen  Vorrat  an  Lebensmitteln  zu  vermehren ;  und 
ist  eben  dieses  Tauschen  im  weitesten  Sinne  das  Objekt  xax'  s^ox^jV 
der  theoretischen  Oekonomie,  dann  kommen  W^andelbarkeiten 
der  theoretischen  Erkenntnisse  aller  Voraussicht  nach  gar  nicht 
in  Frage  ^). 

Man  kann  aber  über  die  Aufgaben  und  das  Wirkungs- 
bez.  Forschungsgebiet  der  theoretischen  Oekonomie  auch  anders 
denken,  notabene  ohne  den  wissenschaftlichen  Boden  zu  ver- 
lassen, also  ohne  in  den  nunmehr  genügend  gründlich  gerügten 
Fehler  so  vieler  namentlich  neuerer  Nationalökonomen  zu  ver- 
fallen, die  ihre  Raisonnements  mit  Werturteilen  durchsetzen.  Man 
wird  —  um  nur  eines  herauszugreifen,  was  zu  dem  hier  zu  be- 
handelnden Thema  eine  gewisse  Beziehung  hat  —  z.  B.  als  eine 
in  das  Bereich  des  Erklärens  fallende  Aufgabe  auch  die  Auf- 
deckung des  soziologischen  Charakters  gewisser  Wirtschafts- 
phänomene ansehen  können  und  man  wird  die  Nachweisung  der 
Tatsachen,  die  auf  die  Quantitätsverhältnisse  auf  dem  Boden- 
markte, bez.  auf  dem  Markte  der  Bodenprodukte,  einwirken, 
gleichfalls  als  wichtig  und  interessant  genug  einschätzen,  um  über 


l)  Diesem  Standpunkt  nähert  sich  z.  B.  Schumpeter  bis  auf  minutiöse  Differen- 
zen, obwohl  er  Seite  V  seines  Buches  »Das  Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen 
Nationalökonomie«  (1908)  die  Wandelbarkeit  jeder  Theorie  als  Selbstverständlichkeit 
ausdrücklich   bezeichnet. 
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sie  zur  Erkenntnis  gewisser  Gesetzmäßigkeiten  in  der  Bewegung 
der  Einkommen  zu  streben.  Erstreckt  man  das  Gebiet  der  theo- 
retischen Arbeit  über  die  Einkommen  auch  auf  die  soziologi- 
schen Bedingtheiten  des  Auftretens  der  verschiedenen  Einkommen, 
dann  ist  mindestens  die  MögHchkeit  einer  gewissen  VVandeibar- 
keit  der  Einkommen  nicht  von  der  Hand  zu  weisen.  Und  es 
fragt  sich  dann  sehr,  ob  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  erst  sehr 
aUmähHch  sich  vollziehende  Verallgemeinerung  der  Rentabilitäts- 
rechnung in  Geldeinheiten  die  ganze  Kategorisierung  der  Ein- 
kommen sich  verändern  mußte,  ob  nicht  die  Grundlagen  der  Ein- 
kommenslehre mit  der  immer  weiter  vordringenden  geldwertlichen 
Fundierung  des  Wirtschaftslebens  andere  geworden  sind.  Minde- 
stens hat  es  den  Anschein,  daß  das  Aufkommen  neuer  Kategorien 
Ausganspunkt  für  einen  Ausbau  der  theoretischen  Oekonomie 
geworden  sein  könnte,  überhaupt,  aber  besonders  auch  in  der 
Verteilungslehre,  weil  ja  mit  der  fortschreitenden  Sozialisierung, 
mit  der  sich  steigernden  Abhängigkeit  des  wirtschaftlichen  Erfolges 
für  den  einzelnen  Wirtschafter  von  einer  großen  Zahl  von  Fak- 
toren, die  vorher  jedenfalls  so  nicht  wirksam  gewesen  sind,  ein 
Element  Bedeutung  gewonnen  hat,  das  in  den  Wirtschaftser- 
klärungen noch  recht  wenig  beachtet  wird,  das  ist  Unsicherheit, 
bez.  Wahrscheinlichkeit. 

Das  sind  wie  gesagt  Möglichkeiten.  Wir  möchten  in  dieser 
Hinsicht  zunächst  uns  mit  der  Bemerkung  begnügen,  daß  es  bei 
dem  derzeitigen  Stand  der  Meinungen  jedenfalls  ein  besonderes 
Problem  ist,  ob  die  tatsächlich  im  Laufe  zweier  Jahrhunderte  zu 
Tage  getretenen  Veränderungen  in  der  Einkommenslehre  auf  Irr- 
tümer jeweiliger  Theoretiker-Gruppen  zurückzuführen  sind,  wie 
weit  sie  vielleicht  nur  irrige  Generalisationen  von  an  sich  richtigen 
Feststellungen  für  ein  eigenartiges  aber  eben  singuläres  Be- 
obachtungsmaterial, oder  ob  sie  Wandlungen  sind,  die  mit  den 
Verschiebungen  in  den  Grundlagen,  den  Zielen  oder  den  Formen 
des  sog.  wirtschaftlichen  Handelns  eintreten  mußten.  Gerade 
das  Bestehen  gewisser  Einkommens-  und  speziell  Grundrenten- 
theorien ist  ein  sprechender  Beweis  dafür,  daß  hier  Aufgaben 
vorhanden  sind,  die  noch  sehr  der  Lösung  harren.  Das  Ziel  der 
nachfolgenden  Betrachtungen  hat  mit  diesen  Aufgaben  nichts  zu 
tun.  Wir  lassen  uns  nicht  einmal  auf  eine  Gruppierung  aller 
Theorien,  die  uns  interessieren,  im  Hinblick  auf  diese  Divergenz 
der  Meinungen  von  dem  Wesen  und  den  Aufgaben  der  theoreti- 
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sehen  Oekonomie  ein,  zumal  wir  uns  nicht  den  Vorwurf  zu- 
ziehen wollen,  mit  einem  Apriorismus,  wie  er  hierin  leider  nur 
allzu  sehr  eingelebt  ist,  über  diese  wichtige  Frage  zu  entscheiden. 
Uns  ist  es  um  etwas  anderes  zu  tun. 

Eigentlich  würde  ja  die  Tatsache,  daß  auf  dem  Gebiete  der 
Einkommenslehre  so  weitgehende  Differenzen  bestehen,  genügen, 
um  mindestens  den  Verdacht  zu  erregen,  daß  schon  in  der 
Kategorisierung  der  Einkommensphanomene  Felder  oder  minde- 
stens Schwächen  stecken,  so  daß  eine  Korrektur  in  dieser  Rich- 
tung eine  zweckmäßige  Einteilung  der  Einkommen  die  Meinungs- 
differenz bezüglich  der  Erklärung  der  Einkommensphänomene 
abschwächen  könnte.  Vor  allem  klärungsbedürftig  ist  das  Ein- 
kommen aus  Grund  und  Boden  gerade  hinsichtlich  der  ihm  in  der 
Einkommenslehre  eingeräumten  Sonderstellung.  Vielleicht  noch  in 
einem  weiteren  Sinne.  Nicht  als  ob  es  sich  darum  handeln  könnte, 
die  Quelle  des  Einkommens  der  Grundeigentümer,  und  vor  allem  der 
Nichts-  als  Grundeigentümer  in  irgendwelcher  Richtung  als  solches 
zu  bezweifeln.  Aber  der  Umstand  allein,  daß  man  gar  nicht  zur 
Verständigung  darüber  gelangt,  ob  jedes  Land,  oder  welches 
Land  überhaupt  Rentenquelle  ist,  ob  also  Rente  etwas  dem 
Boden  an  sich  Eigentümliches  ist  oder  nicht:  schon  dieser  Um- 
stand hätte  wohl  zu  Zweifeln  über  die  Richtigkeit  der  bisherigen 
Darstellungsmethoden  des  Grundeinkommens  und  schlechthin  des 
Axioms  von  dessen  Eigenart  führen  können,  und  zwar  umsomehr, 
als  gerade  die  Differenz  dieser  Lehrmeinungen  eine  erhebliche 
Bedeutung  für  die  Charakterisierung  der  Kategorie  gewonnen  hat. 

Allerdings  ist  da  noch  mit  einer  andern  Deutung  der  theo- 
retischen Differenzen  zu  rechnen,  nämlich  der,  daß  viele  Theo- 
rien zur  Erklärung  eines  Phänomens  nebeneinander  Bestand  haben 
können.  Sie  können  alle  richtig  sein,  sofern  nur  ihre  Prämissen 
richtig  formuliert  und  die  Syllogismen  im  übrigen  einwandfrei 
sind.  Ihr  wissenschaftlicher  Wert  hängt  aber  von  ihrer  Zweck- 
mäßigkeit ab.  Nun  meinen  wir,  daß  ganz  besonders  für  die  Dar- 
stellung und  Erklärung  des  Bodeneinkommens  als  Grundrente 
dieser  Gesichtspunkt  in  Betracht  kommt,  daß  aber  der  Gesichts- 
punkt der  Zweckmäßigkeit  gerade  in  erster  Linie  zur  Beant- 
wortung der  Vorfrage  drängt,  ob  es  nach  dem  heutigen  Stand 
der  Lehre,  d.  h.  der  Art  der  Motivierung,  die  der  Sonderstellung 
der  Grundrente  zuteil  wird,  und  angesichts  der  Tatsachen,  die 
auf    anderen    Gebieten    der    Wirtschaftstheorie    Berücksichtigung 
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finden  müssen,  überhaupt  logisch  zulässig  erscheint,  an  der  Gegen- 
überstellung von  Lohn,  Kapitalzins,  Unternehnicrgewinn  und 
Grundrente  festzuhalten. 

Natürlich  wird  bei  Beantwortung  dieser  Frage  nicht  über- 
sehen werden  dürfen,  daß  man  es  mit  einer  Doppelaufgabe  zu 
tun  hat,  einmal  einer  wirtschaftlichen  Erklärung  der  ein- 
fachen zur  Bildung  des  Bodeneinkommens  führenden  Tatsachen, 
Zustände  wie  Vorgänge,  und  dann  mit  der  zweiten  Aufgabe  einer 
Darlegung,  unter  welchen  soziologischen  oder  natürlichen 
Voraussetzungen,  auf  Grund  welcher  treibenden  Kräfte  die  Phä- 
nomene des  Bodeneinkommens  jene  Bedeutung  erlangt  haben, 
die  man  ihnen  heute  zuschreibt.  Wir  werden  im  folgenden  diese 
Zweiseitigkeit  der  theoretischen  Aufgabe  wiederholt  zu  berühren 
haben,  jedoch  tritt  für  unsere  Untersuchung  diese  damit  zu  ver- 
knüpfende theoretisch-ökonomische  Erörterung  gegenüber  dem 
systematisch-didaktischen  Ziel  in  den  Hintergrund.  Wie  weit  wir 
damit  einen  Beitrag  zur  Lösung  des  Bodeneinkommens  an  sich 
zu  liefern  vermögen,  wird  der  Verlauf  der  Untersuchung  selbst 
zeigen. 

Wir  schicken  voraus,  daß  wir  uns  wohl  bewußt  sind,  einen 
keineswegs  neuen  Gedanken  zu  verfolgen,  daß  wir  sozusagen 
einen  alten  Kampf  weiterführen.  Nach  unserer  Ueberzeugung  gehört 
die  dem  Wissenschaftsbetrieb  nur  allzu  leicht  anhängende  konser- 
vative Starrheit  dazu,  um  das  Fortleben  der  Grundrente  auf  ihren 
alten  von  den  Klassikern  geschafTenen  Grundlagen  zu  begreifen. 
Aber  es  ist  wohl  zuzugeben,  daß  die  rein  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis auf  dem  Gebiete  der  Verleilungslehre  überhaupt,  nament- 
lich aber  auf  dem  des  Bodeneinkommens  durch  den  Kampf 
wirtschaftspolitischer  Parteikämpfe  wesentlich  beeinträchtigt 
wird. 

Inama  Sternegg  hat  in  seiner  dogmenhistorischen  Unter- 
suchung über  die  Grundrentenlehre  in  der  deutschen  Literatur  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  die  Schicksale  der  Grundrententheorie 
überhaupt  geschildert  und  gezeigt,  daß  die  Opposition  gegen  die 
Ausbildung  der  Lehre  in  England  wiederholt  in  Deutschland  mit 
unverkennbarer  Schärfe   eingesetzt  hat  ^). 


l)  K,  Th.  V.  Ina?>ia-Sternegg,  »Theorie  des  Grundbesitzes  und  der  Grundrente 
in  der  deutschen  Literatur  des  19.  Jahrhunderts«  in  der  Sc/imoller-¥*iS\.sc\\\ik  »Die 
Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  etc.«   I.   Teil.   Leipzig  1908. 
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Von  ^anz  anderen  Gesichtspunkten  aber  als  alle  vorangegange- 
nen Polemiken  hat  die  amerikanische  Nationalökonomie,  wenn  auch 
nicht  so  ganz  einheitlich,  was  ja  aus  der  Gruppenbildung  inner- 
halb derselben  sich  begreift,  gegen  die  vorherrschende  Darstellung 
des  Grundeinkomniens  Front  gemacht.  Und  ebenso  die  sozu- 
sagen jüngste  Richtung  der  Grenznutzen- Theoretiker,  die  wir  in 
SchiiDipett'}'  zu  erkennen   haben  ^). 

Es  ist  für  das  Ziel,  das  mit  der  vorliegenden  Abhandlung 
verfolgt  wird,  von  keiner  Relevanz,  ob  wir  in  der  positiven  For- 
mulierung, die  Scliuinpeter  gibt,  eine  zutreffende,  zweckmäßige 
Lösung  des  Verteilungsproblems  erkennen  können.  Dagegen 
stellt  seine  oben  zitierte  Abhandlung  in  kritischer  Hinsicht  eine 
wichtigere  äußerst  verdienstvolle  Leistung  dar.  Wir  stimmen  ihm  in 
der  Zurückweisung  der  Residual-Erklärung  wie  in  der  Würdigung 
des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  so  weitgehend  zu,  daß 
unsere  Ausführungen  in  vielen  Punkten  überflüssig  erscheinen 
können,  in  denen  Scluwipeter  vor  uns  entscheidende  Argumente 
gegen  die  Singularitäts- Auffassung  der  Grundrente  vorgebracht 
hat.  Wenn  wir  gleichwohl'  diese  Dinge  wieder  behandeln,  so 
geschieht  es  nicht  nur,  weil  wir  das  Thema  von  anderen  Gesichts- 
punkten aus  zu  einem  anderen  Ziel,  der  Kategorisierung  der 
Einkommensarten  weiterführen  wollen,  worin  \\  ir  von  Scliuinpeter 
abweichen,  sondern  auch  weil  wir  meinen,  daß  gewisse  Dinge 
nicht  oft  genug  gesagt  werden  können,  solange  die  eingelebten 
Anschauungen  sehr  unzweckmäßiger  Weise  mächtig  fortleben 
wie  im  vorliegenden   Falle. 

Und  das  tun  sie  in  der  Tat.  Zunächst  ist  festzustellen,  daß 
die  Mehrzahl  der  deutschen  sowie  auch  verschiedene  französische  -) 
Lehrbücher  die  Grundrentenlehre  in  einer  der  klassizistischen  For- 
mulierung sehr  nahestehenden  aufrechterhalten ,  ohne  der  Frage 
entsprechend  Raum  zu  gewähren,  wie  weit  die  Charakterisierung 
dieser  Einkommensart  und  ihre  theoretische  Erklärung  zulänglich 
ist  angesichts  der  Allgemeingültigkeit  der  Merkmale  für  andere  Ein- 
kommen. Dann  aber  hat  sich  auch  in  neuerer  Zeit  noch  eine  Reihe 
von  Theoretikern  unserer  Disziplin  für  den  Fortbestand  des  der 
klassischen    Schule     entlehnten    Dogmas    von    der    Eigenart    des 


1)  Vergl.    hiezu    außer    dem    erwähnten  Buche  Sch^s    dessen   Abhandlung   »Das 
Rentenprinzip  in  der  Verteilungslehre«.  Jb.   f.    Ges.  u.  Verw.   XXXI  S.   31  u.   591. 

2)  Eine   Ausnahme    macht    darin   Blaiichard,  Cours  d'economie  politique,    Paris 
1911,  p.  469. 
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Bodeneinkomtiiens  eingesetzt.  So  ganz  besonders  Dielil  in  seinen 
/^/V^r^/f-Erläuterungen^)  und  Adolf  Wagner  in  seinem  neuen  Grund- 
riß'^) mit  vorwiegender  Betonung  des  Differentialprinzips.  Aber 
auch  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag  hat  neue  Apologeten 
hinsichtlich  seiner  Bedeutung  für  die  Grundrentenlehre  gefunden, 
auf  deren  Argumente  genauer  einzugehen   sein   wird. 

Im  Anschlüsse  an  diese  neueren  Reltungsbestrebungen  für 
die  alte  Theorie,  wollen  wir  im  folgenden  die  drei  Hauptpunkte 
der  immer  wieder  vorgebrachten  Begründung  für  die  Sonder- 
stellung von  Grund  und  Boden  als  Produktionsfaktor,  auf  ihre 
Singularität  in  der  Landwirtschaft  im  Gegensatz  zu  den  Vorgängen 
im  Gewerbe  und  Handel  prüfen.  Die  drei  Gesichtspunkte  sind, 
daß  die  Grundrente  auftritt: 

a)  bei  Vorhandensein  schlechterer  Böden,  die  zur  Bedarfs- 
deckung bebaut  werden  müssen  (Differentialprinzip); 

b)  »oder«    wenn   das  Gesetz  vom  abnehmenden   Ertragt) 
wirksam   wird,   endlich 

c)  bei  Monopolsituation   des  Bodenbesitzers. 

Darnach  gliedern  sich  zunächst  die  weiteren  hier  anzustel- 
lenden Betrachtungen. 

II.  Die  Differentialrente. 

Daß  die  Differenz  an  Einkommen  aus  gleichartiger  Grund- 
lage gerade  für  die  Erklärung  des  Bodeneinkommens  dauernd 
eine  solche  Bedeutung  behalten  konnte,  vermag  angesichts  der 
Tatsachen  nicht  allzusehr  zu  überraschen.  Die  großen  Wertver- 
schiedenheiten im  städtischen  Boden  sind  aufdringlich  genug,  um 
sie  »theoretisch«  auszunützen.  Schon  etwas  anders  steht  es  mit 
den  Ertragsdifferenzen  in  der  landwirtschaftlichen  Bodennutzung. 
Sie  dürften  in  ihrer  Tragweite  aber  auch  überschätzt  werden, 
ihr  Einfluß  auf  die  Einkommen  geringer  sein,  als  gewöhnlich  an- 
genommen wird.     Namentlich    sobald  die  Tatsache    außerordent- 

1)  Sozialwissenschaftliche  Erläuterungen  zu  David  Ricardos,  Grundgesetzen  der 
Volkswirtschaft.  I.  Teil.  2.  Aufl.  1905,  insbes.  S.  246  ff. ;  auch  Diehh  neuere  Aufsätze 
über  Bodenreform-Literatur  und  -Probleme  stehen  auf  gleichem  Boden.  Vgl.  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  St.  III.  F.  36.  Bd. 

2)  Theoretische  Sozialökonomik.   2.  Abtlg.    1907.   §  63. 

3)  Es  ist  ungemein  bezeichnend,  daß  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag 
schlechthin  das  »Bodengesetz«  genannt  wird,  womit  die  Ausschließlichkeit  sei- 
ner Geltung  für  den  Bereich  der  Agrarproduktion  selbstverständlich  gemacht  sein 
soll.     Vgl.    Wagner  a.   a.   O.   S.   121. 
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lieber  Schwankungen  der  Erträgnisse  eines  und  desselben  Boden- 
komplexes von  Jahr  zu  Jahr^)  besser  berücksichtigt  wird,  verliert 
die  Qualitätsdifterenz  schon  recht  erheblich  an  Gewiciit. 

Aber  es  ist  doch  hoch  an  der  Zeit,  daß  man  ganz  analoge 
Differenzerscheinungen  auch  auf  anderen  Wirtschaftsgebieten 
besser  zu   würdigen  beginnt. 

Ad.  WagJier  erklärt  die  Differentialgrundrente:  a)  mit  der  Ver- 
schiedenheit der  Produktionskosten  auf  verschiedenem  Boden  bei 
gleichem  oder  Einheitspreis,  b)  mit  der  Tatsache,  daß  als  ein- 
heitlicher Preis  derjenige  zustande  kommt,  bei  dem  noch  Produ- 
zenten mit  höheren  Produktionskosten  zum  Zuge  kommen.  Das 
seien  aber  Erscheinungen,  die  auch  in  der  Industrie  zu  beobachten 
sind.  Nur  vollziehe  sich  in  dieser  doch  schließlich  (II.  Phase) 
eine  Preissenk-ung  zu  den  niedrigeren  Kosten,  insbesondere  unter 
dem  Einflüsse  der  Ausdehnbarkeit  der  technischen  Vorzüge  und 
Ueberlegenheiten  des  billigeren  Produktionsverfahrens.  Solche 
yVenderungen  wirkten  wohl  auch  in  der  Landwirtschaft,  aber  die 
Einwirkung  sei  dem  Grade  nach  viel  schwächer.  Die  Verfolgung 
dieses  Gedankens  führt  zur  Frage,  wie  weit  das  Gesetz  vom  ab- 
nehmenden oder  jenes  vom  zunehmenden  Ertrag  die  ideal-typische 
Gestaltung  der  Ertragsverhältnisse  repräsentiert.  Darüber  im 
nächsten   Abschnitte  genaueres. 

Versuchen  wir  eine  Analysierung  der  Dififerentialgrund- 
rente,  so  ist  diese  zunächst  nach  der  herrschenden  Lelire  nichts 
als  ein  Produktquantum,  das  unabhängig  vom  Recht  am  Boden 
in  die  Erscheinung  tritt:  eine  technische  Tatsache,  die  nicht 
bedingt  und  nicht  verursacht  ist  durch  Austauschverhältnisse,  also 
nicht  eine  wirtschaftliche  Tatsaclie,  und  eben  rechtlich  unbedingt, 
also  auch  nicht  eine  historische  Tatsache,  die  vielmehr  ebenso  in 
der  sozialistischen  wie  in  der  individualistischen  Wirtschaftsorgani- 
sation bestehen  kann.  Eine  Tatsache,  die  vorhanden  ist,  auch  so- 
lange schlechtere  Böden  nicht  bebaut  sind,  die  also  nicht  wirksam 

l)  H.  Rudioff  veröffentlichte  im  J.  f.  Gesetzg.  ii.  Vervv.  XXXV.  Jg.  Mitteilungen 
über  »Wirtschaftsergebnisse  eines  mittleren  bäuerlichen  ]5etriebes  im  hessischen  Berg- 
land 1888  — 1909«,  die  diese  Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr  gut  illustrieren.  In  5 
von  den  22  Jahren  hatte  der  Besitzer  bare  Fehlbeträge  zwischen  10,65  ""<i  4^6,43 
Mk.,  in  17  Jahren  bare  Ueberschüsse  zwischen  75,2!  und  1734,74  Mk.  zu  verzeichnen. 
Es  ist  recht  fraglich,  ob  der  Durchschnitt  von  246  Mk.  Ueberschuß  Bedeutung  hat. 
Die  Bedeutung  dieser  Abhängigkeit  von  anderen  Umständen  als  der  Bodenqualität 
für  die  theoretische  Erklärung  hat  ja  Tooke  schon  nachgewiesen  (Thoughts  and  de- 
tails  on   high  and  low  prices  1823). 
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werden  muß,  aber  wirksam  wird  erst  mit  dem  Eintritt  gewisser 
Voraussetzungen :  der  Bebauung  des  minderen  Bodens  und  mit 
gleichartiger  Verwendung. 

Nun  kommen  wir  zur  doppelten  Fragestellung :  Einmal :  Ist 
diese  ökonomisch  unbedingte,  technische  Tatsache  mit  möglicher 
wirtschaftlicher  Wirksamkeit  eine  dauernde  Kategorie?  Die 
Antwort  kann  nicht  absolut  bejahend  ausfallen.  Die  qualitätsge- 
gebene Ueberlegenheit  eines  Bodens  ist  an  sich  veränderbar  a)  durch 
Entdeckung  besseren  Landes  b)  durch  Beseitigung  der  Qualitäts- 
differenz auf  Seite  des  geringeren  Bodens.  Eine  Aenderung  in 
den  Voraussetzungen  des  Wirksamwerdens  der  Differenz  liegt 
jedoch  schon  vor  mit  einer  andersartigen  Verwendung  des  ge- 
ringeren Bodens.  Daraus  ergibt  sich,  daß  diese  technische  Tat- 
sache und  vor  allem  ihre  Wirksamkeit  durch  die  Leitung  der 
Bodenbewirtschaftung  beeinflußbar  ist. 

Die  zweite  Frage  ist  die,  ob  diese  Tatsache  auf  den  Boden 
beschränkt  ist.  Oder  anders :  ist  die  Qualitätsdifferenz  eines 
Produktionsfaktors  mit  ausschlaggebender  Wirkung  auf  den  öko- 
nomischen Erfolg  auch  in  anderen  Produktionszweigen  zu  be- 
obachten. Mindestens  ebenso,  sofern  diese  von  Bodenverhält- 
nissen abhängig  sind.  Aber  auch  sonst.  Gewiß  in  produktions- 
bedingenden Naturfaktoren,  die  wir  aber  als  besondere  Fälle 
ohne  weiteres  ausscheiden,  denn  sie  sind  einfache  Paralleläuße- 
rungen zur  rein  landwirtschaftlichen  Differential-Rente^)!  Aber  zu 
erwägen  sind  Wirkungen  verschieden  geeigneter  Produktionsstoffe 
mit  Differenzen  in  der  Ausbeutbarkeit,  verschiedenartiges  Arbeiter- 
material, namentlich  völkerpsychologische  Verschiedenheiten.  Das 
sind  Momente,  die  bei  gleicher  Betriebsorganisation  Verschiedenheit 
des  technischen  Ertrages  zu  bewirken  vermögen.  In  jedem  Indu- 
striezweig   dürften    konkrete    Tatbestände    Beweismaterial    bieten. 

Die  technischen  Bedingtheiten  sind  kaum  geeignet,  eine 
Sonderstellung  des  Bodens  als  Einkommensquelle  erkennen  zu 
lassen.  Jedenfalls  gestattet  aber  auch  die  Gestaltung  der  öko- 
nomischen Erfolge  im  Bereich  der  Industrie  und  des  Verkehrs 
den  Rückschluß  auf  Grundlagen  der  Differenzen  in  den  Erträgen, 
die  mit  technischen  Bedingtheiten  aufs  engste  zusammenhängen. 
Halten  wir  uns  also  direkt  an  die  Ertragsdifferenzen  verschiedener 

l)  Wie  etwa  ungleichartige  klimatische  Einflüsse,  z.  B.  in  der  Baumwollspin- 
nerei (Englands  Ueberlegenheit  gegenüber  der  Industrie  z.  B.  des  Elsaß,  vgl.  Bulle- 
tins de  la  societe  industrielle  de  Mulhouse). 
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Unternehmungeil  eines  industriellen  Arbeitsgebietes,  so  liegt  oft, 
sehr  oft  die  Ursache  in  der  Verschiedenheit  der  Selbstkosten. 
Diese  kann  wieder  herrühren  von  Ungleichheiten  a)  in  der  tech- 
nischen Betriebseinrichtung  b)  in  der  inneren  Organisation  des 
Betriebes  cl  in  der  Lage  des  Betriebes.  Wir  wollen  zunächst 
feststellen,  daß  der  F"all  c),  die  verkehrsbedingte  Differentialrenie, 
hinsichtlich  der  ökonomischen  Tragweite  ^)  identisch  anzusehen 
ist  mit  der  Qualitätsdifferenz  des  Bodens  und  als  »Grundrente« 
ja  auch  in  Industrie  und  Verkehr  gilt.  Daher  bleiben  als  An- 
haltspunkte für  das  Vorhandensein  von  ertragdifferenzierenden 
Momenten   die  ersten  beiden   Verschiedenheiten. 

Diese  beiden  Fälle  a)  und  b)  scheinen  in  die  theoretische 
Argumentation  nicht  hereinzupassen,  denn  wir  gehen  aus  vom 
wirtschaftlichst  arbeitenden  Menschen,  und  dann  müssen  wir  auch 
annehmen,  daß  jede  mögliche  Ueberlegenheit,  die  irgendwo  auf- 
taucht, sich  auch  allenthalben  durchsetzen  muß,  soweit  sie  als 
Erscheinung  vermehrbar  ist,  daß  also  jeder  technische  Fortschritt 
sich  verbreitet.  Tatsächlich  aber  ist  zu  bedenken,  daß  eine  tech- 
nische oder  organisatorische  Ueberlegenheit  eines  Betriebes  keines- 
wegs schon  immer  in  der  Weise  zur  Geltung  kommt,  daß  alle 
rückständigen  Unternehmungen  ohne  weiters  ausscheiden  müssen. 
Sondern  es  kommt  auch  auf  solchen  Gebieten,  wo  eine  beliebige 
V^ermehrbarkeit  der  Produktion  supponiert  werden  kann,  immer 
darauf  an,  ob  zur  Deckung  der  vorhandenen  Nachfrage  nicht 
auch  Betriebe  mit  höheren  Produktionskosten  mit  herangezogen 
werden  müssen. 

Der  Theoretiker  neigt  dazu,  dies  als  Abweichungen  von  dem 
Grundzug,  von  dem  Stil  des  Wirtschaftslebens  anzusehen  und  zu 
vernachlässigen,  denn  haben  wir  nicht  als  Voraussetzung  das 
Axiom,  daß  der  überlegene  Betrieb  in  der  Industrie  bis  zur  Be- 
darfsdeckung ausdehnbar  ist }  Wir  meinen ,  daß  der  Theo- 
retiker die  Vernachlässigung  von  Abweichungen  nicht  zu  mecha- 
nistisch eintreten  lassen  darf,  wenn  anders  er  nicht  den  Vorwurf 
eines  gewissen  Apriorismus  seiner  Erklärungen  riskieren  will. 
Sobald  einmal  eine  sozusagen  von  der  ökonomischen  Normale 
abweichende  Erscheinung  solche  Bedeutung  gewinnt  wie  das 
Nebeneihanderfortbestehen    von    verschieden    rentablen   Unterneh- 


l)  In  der  Landwirtschaft  bedeutet  die  ungünstigere  Lage  einen  Mehraufwaiid 
für  die  auf  den  Markt  gebrachte  Produkteinheit,  ein  u.  E.  nicht  den  technischen,  son- 
dern   den  Wertertrag  bestimmendes  Moment,  also  selbst  ein  wirtschaftliches. 
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mungen,  ist  es  die  Pflicht  der  Theorie  auch  diese  Erscheinung 
auf  ihre  idealtypische  Erfaßbarkeit  hin  zu  prüfen.  Wird  nun  eben 
dieses  Nebeneinander  verschiedener  RentabiHtäten  zur  Erklärung 
der  Bodenrente  herangezogen,  so  muß  dasselbe  auch  auf  ande- 
ren Produktionsgebieten  geschehen  können.  In  der  Analysierung 
dieser  Möglichkeit  sind  folgende  Fälle  zu  beobachten,  in  denen 
die   höchsten  Kosten  preisbestimmend  wirken  : 

I.  Fall:  Der  Ledermarkt  wird  von  8 — 10  Großfabriken,  die  in  Schnellgerbung 
erzeugtes  Leder  anbieten,  nur  zu  '/s  des  Bedarfs  versorgt,  der  Rest  muß  von  teurer 
produzierenden  alistiligen  Betrieben  gedeckt  werden.  Der  Lederpreis  paßt  sich  diesen 
höheren  Kosten  an,  der  Entwicklungsprozeß  vollzieht  sich  nur  langsam  in  der  Ger- 
berei :  a)  weil  das  Kapital  diesem  Industriezweig  nicht  schnell  genug  zuströmt,  um 
die  völlige  Umgestaltung  der  Industrie  in  diese  neue  Technik  zu  ermöglichen;  b)  weil 
die  Lieferung  der  Schnellgerbeeinrichtung  nicht  einmal  technisch  so  rasch  möglich  ist. 

II.  Fall:  Die  Produktion  von  künstlichem  Salpeter  bedarf  außerordentlich 
großer  Wasserkraftmasseii.  Die  eine  Fabrik  verfügt  über  eine  solche  von  5000,  die 
andere  über  eine  solche  von  30000  PS.  Gebraucht  wird  auch  das  Produkt  der 
ersteren,  teurer  arbeitenden.  Es  handelt  sich  also  um  einen  Produktionsfaktor,  der 
in   bester  Qualität  nicht  vermehrt  beschafft  werden  kann. 

III.  Fall:  10  Hüttenwerke  verhütten  verschieden  gute  Erze,  arbeiten  mit  ver- 
schieden guten  Arbeitskräften.  Sobald  die  günstiger  gestellten  Unternehmungen  die 
gesamte  Bedarfsdeckung  durchführen  sollen,  verteuert  sich  für  sie  die  Beschaffung 
dieses  günstigeren   Produktionsfaktors. 

IV.  Fall:  Die  Verbilligung  des  Gutes  nach  Maß  der  günstigeren  Produktions- 
kosten führt  eine  Absatzsteigerung  herbei,  sodaß  dann  wieder  Unzulänglichkeit  des 
vom  günstigst  produzierenden  Unternehmen,  auf  den  Markt  gebrachten  Produkts  auf- 
tritt, und  damit  neuerlich  Preiserhöhung  und  folglich  Existenzmöglichkeit  auch  für 
die  teurer  produzierenden  Betriebe  eintritt. 

Fassen  wir  diese  Möglichkeiten  zusammen,  so  sind  es  teils 
technische,  teils  wirtschaftliche  Gründe,  die  die  Profitaus- 
gleichung innerhalb  eines  Unternehmungszweiges 
hemmen  und  eine  Marktlage  schaffen,  die  die  Produzenten  mit 
höheren  Produktionskosten  weiter  bestehen  und  preisbestimmend 
werden  läßt.  Wir  heben  dabei  ausdrücklich  hervor,  daß  wir  von 
unwirtschaftlichen  Hemmungsgründen  hauptsächlich  psycholo- 
gischer Natur  z.  B.  Kundenbeziehung  u.  dergl.  völlig  absehen, 
obgleich  diese  Momente  keine  geringe  Bedeutung  haben,  für  die 
Theorie  aber  außer  Betracht  bleiben.  Alles  was  der  Profitaus- 
gleichung hinderlich  ist,   wirkt  differentialrentenbildend. 

Die  Gesichtspunkte,  die  für  die  Erklärung  der  Rentenbildung  ins  Auge  zu  fassen 
sind,  würden  nur  durch  eine  in  die  Tiefe  gehende  Analyse  der  wirtschaftlichen  Si- 
tuation einzelner  Unternehmungen  aufgeklärt  werden  können.  Erst  wo  gestei- 
gerte Konkurrenz  zur  genauesten  Kalkulation  der  Selbstkosten  geführt  hat,  wird  das 
Rentenproblem    als  Differenzialphänomen    in  der  Industrie  wie  in  der  Landwirtschaft 
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aktuell  und  verständlich.  Es  handelt  sich  um  industrieweise  sehr  verschiedene  Ele- 
mente. Innerhalb  des  Anlageproblenis  schon  die  Standortswahl,  die  außerordent- 
lich stark  Wahrscheitilichkeitseindriicken  unterliegt,  vor  allem  schon  wegen  der  Un- 
sicherheit der  Absatzmöglichkeit.  Man  denke  an  den  Einfluß  dieses  Faktors  bei 
Anlage  einer  Bahn!  Nicht  zu  vergessen  ist  für  die  Rentenerklärung  die  Differenziert- 
heit der  Unternehmungen,  die  sich  aus  der  Altersverschiedenheit  der  Betriebe  ergibt '). 
Bezüglich  der  Betriebskosten  braucht  man  nur  die  Kohlen  in  Betracht  zu  ziehen,  um  auf 
eine  Reihe  von  Differenzquellen  zu  stoßen:  Gebrauchswert,  also  natürliche  Eigenschaft 
der  Kohle  und  spätere  Einwirkung  auf  diese  (Uagerungsverwitterung),  Schulung  des 
Heizpersonals  u.  a.  m.  Bei  allen  diesen  Möglichkeiten  der  Rentabilitätsbeeinflussung 
ist  so  und  so  oft  kaum  nachweisbar,  wie  weit  gerade  der  eine  bestimmte  Faktor  auf  die 
Ueberlegenheit  des  einen  über  den  anderen  Konkurrenten  gewirkt  hat,  weil  eben  die 
einzelnen  Betriebe  so  vielfache  Variationsmöglichkeiten  aufweisen  und  infolgedessen  eine 
solche  Vielheit  von  Kombinationen  der  Ueberlegenheits*sachen  Platz  greift,  daß  über 
die  Kausalität  auch  nach  der  rein  technischen  Seite  nur  unbestimmte  Annahmen 
vorliegen.      Also   W  a  h  r  s  c  h  e  i  n  1  i  c  h  k  e  i  l  e  n   und   kein   Ende. 

Dies  einirial  festgestellt,  so  ergibt  sich  auch  hier  wieder  die 
Frage,  ob  wir  es  mit  einer  dauernden  Tatsache  zu  tun 
haben,  die  freilich  auch  nicht  unter  allen  Umständen  dem  Boden  an- 
haftet. Sind  nicht  die  Grundlagen  solcher  Rentenerscheinung  in 
der  Industrie  und  im  Verkehr  außerordentlich  veränderlich.!^  Mit 
der  Voraussetzung  des  homo  oeconomicus  müßte  ja  die  Ungleich- 
heit der  Gestehungskosten  raschestens  fallen.  Haben  wir  es  nicht 
aber  mit  theoretisch  relevanten  Bedingtheiten  der  wirtschaftlichen 
Ausgleichstendenzen  zu  tun } 

Bedenken  gegenüber  der  Erwartung,  daß  die  Vermehrbarkeit 
der  billigst  arbeitenden  Produktion  das  ihre  zur  Beseitigung  der 
ungünstigeren  Unternehmungen  und  damit  der  Differentialrente 
wirken  müsse,  mußte  schon  das  Schwanken  der  Erträgnisse  von 
Jahr  zu  Jahr  innerhalb  jedes  einzelnen  Betriebes  erwecken.  Nicht 
nur  Absatz-  sondern  Selbstkosten-Schwankungen  haben  wir  im 
Auge^).  Immerhin  wollen  wir  auch  diese  als  eine  quantite  negli- 
geable  für  die  Theorie  gelten  lassen.  So  bleibt  doch  das  viel 
wesentlichere  Moment:  eine  derartige  Ausgestaltung  der  ganzen 
Industrie,  beziehungsweise  aller  überlegensten  Werke  ist  —  von 
technischen  Möglichkeiten  gfanz  zu  schweigen  —  ökonomisch  nicht 


i)  Vgl.  Zwiedineck,  Kritisches  und  Positives  zur  Preislehre.  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Staatsw.   64.  Jahrg.   S.   650. 

2)  Eine  wertvolle  Studie  für  Ermittlung  solcher  Schwankungsmöglichkeiten,  ge- 
rade auch  mit  Rucksicht  auf  die  Rentenbildung  ist  die  Abhandlung  Dr.  y.  Goebeh 
Rentabilitätsfaktoren  von  Zuckerfabriken.  Thünen-Archiv,  II.  Bd.  U.  a.  mit  interes- 
santer Nachweisung  des  Einflusses ,  den  der  Produktionsumfang  auf  die  Rentabilität 
haben  kann. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     3.  "IX 
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erreichbar.  Sie  würde  eine  momentane  Kapitalzufuhr,  also  Kapital- 
nachfrage erheischen,  durch  die  sofort  mit  der  Kapitalverteue- 
rung eine  Verteuerung  der  Anlagen  in  solchem  Maße  eintreten 
müßte,  daß  der  Vorsprung  der  Selbstkosten  gegenüber  den 
schwächeren  Werken  dadurch  schon  erheblich  beeinträchtigt, 
vielfach  aufgehoben  werden  dürfte^).  Dabei  ziehen  wir  dyna- 
mische Momente  wie  gleichzeitige  Bedarfserhöhung  durch  Be- 
völkerungsvermehrung, Aenderung  der  Technik  gar  nicht  in  Rech- 
nung, ja  nicht  einmal   das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag. 

Es  ist  freilich  ein  mit  der  kapitalistischen  Entwicklung  unseres 
Wirtschaftslebens  erst  zu  größerer  Bedeutung  gekommener  Zu- 
sammenhang, den  wir  hier  theoretisch  zu  verwerten  haben :  Unser 
Wirtschaftsleben  ist  von  dem  Prinzip  der  Profitausgleichung  be- 
herrscht und  damit  auch  von  der  Tendenz  zur  Ueberwindung  aller 
Differentialrentenerscheinungen,  wo  die  Vermehrbarkeit  der  günsti- 
geren Produktionsposition  besteht.  Diese  Vermehrbarkeit  ist  aber 
eine  Funktion  der  Kapitalvermehrung.  Das  Kapital  gilt  nun  wohl 
als  einziger  durch  Menschenkraft  vermehrbarer  Produktionsfaktor, 
aber  in  seinen  Bewegungstendenzen  liegt  auch  der  Hemmschuh 
für  die  rentenvernichtende  Vermehrung  der  günstigeren  Produk- 
tionspositionen. Die  Erhaltung  der  reuten  bilden- 
den Produktion  skostendifferenzen  ist  nun  geradezu 
eine  Tendenz  im  Geschäftsleben  geworden^).  Siege- 
winnt unablässig  umsomehr  an  Kraft,  je  größer  die  Quote  des 
fixen  Kapitals  in  einem  Produktionszweig  mit  fortschreitender 
Technik  wird,  je  größere  Kapitalmassen  also  auch  durch  Ueber- 
windung der  Rentenpreise  der  Vernichtung  anheimgegeben 
werden.  Die  Tendenz  wirkt  kapitalerhaltend  und  wird  erst  bei 
großer,  hochgesteigerter  Kapitalfiüssigkeit  wieder  der  Profitaus- 
gleichungstendenz unterliegen  ^). 


1)  Es  käme  da  natürlich  auf  die  kleinsten  Schwankungen  an,  und  man  kann 
sich  den  Vorgang  leicht  vergegenwärtigen,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Dividenden- 
difFerenzen  der  Aktiengesellschaften  einer  Industrie  überwunden  werden  müßten. 

2)  In  voller  Uebereinstimmung  mit  der  im  Text  behaupteten  idealtypischen  Ten- 
denz steht  itie  auffallende  Hast  nach  neuen  Erfindungen  in  der  Industrie,  die  als 
Basis  für  die  Ueberwindung  der  Profitausgleichungstendenz  funktioniert.  Welche 
Sorge  macht  es  den  Direktoren  von  großen  Industrieetablissements,  eine  mehrmals  außer- 
gewöhnliche Dividendenhöhe  aufrecht  zu  erhalten.  Einfache  Betriebsfortführung  mit 
Reservierung  genügt  bei  30  bis  50  und  selbst  öoprozentigen  Dividenden  doch  nicht  mehr! 

3)  Die  Praxis  gibt  freilich  dafür  keine  Stützen  bisher.  Allzu  charakteristisch  für 
die  Unsicherheit  in  dem  Schwanken  zwischen   dem   einen   oder  anderen  Prinzip   (Ren- 
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Nur  streifen  können  wir  hier  die  Rolle,  die  dem  Bank- 
wesen zufällt,  inmitten  zwischen  Profitausgleichungstendenz  und 
damit  zusammenhängendem  Spielraum  für  die  Spekulation  einer- 
seits, und  der  Kapitalerhaltungstendenz  mit  Begünstigung  der 
Kartelle,  der  wichtigsten  Form  zur  Schaffung  und  Sicherung  von 
Rentenpreisen  anderseits  ^). 

Aber  selbst  wenn  so  eine  beträchtliche  Dauer  solcher  Dif- 
ferentialposition einmal  als  typisch  erkannt  ist,  so  ist  doch  noch 
keine  Rede  von  einer  Kontinuität,  und  die  Vertreter  der  Dif- 
ferentialtheorie könnten  vielleicht  zur  Geltendmachung  der  wenig- 
stens graduellen  ]3ifferenziertheit  des  Bodens  hinsichtlich  der 
Rentenposition  behaupten,  daß  die  Rentenqualität  gewisser  Böden 
eine  absolute  ist.  Dies  kann  sie  freilich  schon  nach  der  tech- 
nischen Seite,  wie  wir  sahen,  nicht  sein.  Aber  die  Möglichkeiten, 
die  der  Absolutheit  der  Rente  technisch  im  Wege  stehen,  liegen 
immerhin  im  weiten  Felde.  Daher  ist  die  Frage  nach  der  wirt- 
schaftlichen Seite  noch  zu  beantworten.  Die  Beweisführung  gegen 
die  Absolutheit  der  ökonomischen  Dififerentialrentenposition  liegt 
nun  verhältnismäßig  nahe. 

Nur  die  Rente  der  Substanzqualität  des  Bodens  (klimatische 
Momente  natürlich  inbegriffen)  ist  technisch  relativ  schwer  veränder- 
lich -).  Die  Lagequalität  ist  ungleich  leichter  sowohl  zu  beein- 
trächtigen als  zu  fördern.  Diese  Dinge  sind  nur  allzu  bekannt. 
Welche  außerordentlichen  Wandlungen  in  der  Rentabilität  der 
Böden  eintreten  können,  das  hat  das  Agrikulturland  Europas  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zur  Genüge  erfahren,  und  es  hat 
bis  heute  diese  Wandelbarkeit  nicht  aufgehört,  ein  außerordentlich 
einschneidendes  Problem  der  Landwirtschaftspraxis  zu  sein,  das 
mit  jeder  Aenderung  in  den  Konsumtionszentren,  in  den  Eisen- 
bahn-, Wasserstraßen-  und  Landstrecken-Netzen  jedem  einzelnen 
Landwirte  im  Bereiche  solcher  Netze  Aufgaben  der  Bewirt- 
schaftungsweise stellt^). 

tenpreise  mit  Koalition  oder  Konkurrenzvernichtung  zwecks  Monopolisierung)  ist  die 
Politik  der  Koalitionen :  Kartellpolitik  in  Deutschland  —  Vertrustung  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 

1)  Zu  vert;l.  die  trefflichen  Ausführungen  bei  Hilferding,  Das  Finanzkapital. 
III.  Abschn.   Wien    1910. 

2)  Mit  solchen  Beweisführungen  und  Rechtfertigungen  der  Differentialtheorie  wird 
natürlich  der  Boden  des  »statischen  Zustandes«  in  der  Argumentation  verlassen. 
Dynamische  Verhältnisse  gelten  da  als  Grund   der  besonderen  Behandlung  des  Bodens. 

3)  Waterstradt  (Die  Rentabihtät  der  Wirtschaftssysteme  nach  J-,  H.  v.  Thütten^ 
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Es  läßt  sich  auch  wahrHch.  wie  heute  die  Din^e  hegen,  das 
Märchen  nicht  aufrecht  erhalten,  daß  die  Differentialrente  mühe- 
1  o  s  dem  Bodenbesitzer  zufalle.  Für  den  landwirtschaftlichen 
Bodenbewirtschafter  ist  von  solcher  Passivität  nicht  viel  zu  er- 
hoffen ^).  Man  behauptet,  da  seien  alle  Momente  gegeben,  min- 
destens sei  die  Standortswahl  ausgeschlossen.  Gerade  das  ist  aber 
eine  ganz  unzulängliclie  Beurteilung  der  Funktion  des  Bodenbe- 
wirtschafters.  Die  Ertragserzielung  ist  beim  Boden  nur  schein- 
bar vom  Standortswahlproblem  emanzipiert,  denn  —  wenn  wir 
von  Bodenverwertung  schlechthin,  nicht  von  einer  bestimmten 
Produktion  sprechen  —  verschiebt  die  Aenderung  der  Bodenver- 
wendung in  der  Regel  auch  die  Lage  des  Grundstückes  zum 
Markt,  und  hier  spielt  also  das  persönliche  Element  der  Leitung 
die  für  das  Ertragsergebnis   entscheidende  Rolle. 

Daß  solche  andere  Einflüsse,  die  den  Erfolg  wesentlich  be- 
stimmen, gewissermaßen  auf  den  Boden  projiziert  werden,  ist  eine 
besondere  Erscheinung,  die  nimmermehr  die  Qualitätsdifferenzie- 
rung zu  einer  singulären  Erscheinung  bei  Grund  und  Boden 
machen  kann. 

III.   Das  Gesetz  vom  abnehmenden   Ertrag. 

Eine  besondere  Richtung  erfuhr  das  Gesetz  bekanntlich  durch 
Thiinen^  mit  dessen  Untersuchung  auch  der  Grund  zur  schärferen 
Trennung  des  naturwissenschaftlich-technischen  von  dem  möglichen 
ökonomischen  Inhalt  gelegt  worden  ist.  Erst  mit  Liebigs  For- 
schungen freilich  trat  der  erstere  in  den  Vordergrund  der  Diskus- 
sion, womit  besondere  Stützpunkte  für  die  ausschließliche  Geltung 
des  Gesetzes  im  Gebiete  der  Agrikultur-Produktion  hergestellt 
waren.  Seither  haben  zahlreiche  Oekonomen  mehr  oder  minder 
eingehend  mit  dem  Gesetz  operiert,  ohne  sich  über  dessen  öko- 
nomisch   theoretische    Verwendbarkeit    wirklich    klar    zu    werden. 


»Isoliertem  Staat«  und  in  unserer  Zeit,  Berlin  1909)  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  daß 
die  bisher  angenommene  relative  Ueberlegenheit  gewisser  Wirtschaftssysteme  heute 
wesentlich  beeinträchtigt  ist.  Er  weist  nach,  daß  die  sorgfältigste  Berücksichtigung 
der  Verkehrsverhältnisse  für  jede  Wirtschaft  bei  der  Wahl  der  Bodennutzung  die 
größte  Tragweite  hat.  Auch  auf  diesem  Gebiete  muß  die  in  den  Kinderschuhen  steckende 
Buchführung  erst  die  Erkenntnis  fördern,  wie  sehr  die  Bedingungen  für  einzelne  Wirt- 
schaftszweige (Milchproduktion,  Rübenwirtschaft  u.  dgl.)  fortwährend  Aenderungen 
unterliegen. 

l)  Anders  beim  städtischen  Boden   und  allerdings  auch  für  den  Verpächter  land- 
wirtschaftlichen Bodens.   Vgl.  unten   Text  S.    517. 
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Diese  Frage  ist  erst  in  jüngster  Zeit  mit  voller  Schärfe  erfaßt 
worden.  Wohl  haben  manche,  wie  P\  B.  W.  v.  Hermann  und  na- 
mentlich J.  St.  Mill,  in  der  Analyse  der  Erscheinungen  einerseits 
gewisse  Grenzen  des  Gesetzes  (Suspension)  festgestellt,  anderseits 
die  Universalität  des  Gesetzes  berührt,  dennoch  wurden  die  Kon- 
sequenzen nicht  gezogen.  Das  blieb  der  modernen,  sozusagen 
stilisierenden  Richtung  der  theoretischen  Nationalökonomie  vor- 
behalten. Im  Rahmen  der  österreichischen  Schule  und  gleich- 
zeitig in  der  amerikanischen  Literatur  sind  neue  Betrachtungs- 
weisen aufgekommen,  durch  die  das  alte  Dogma  erschüttert  wurde. 
Das  Gesetz  erscheint  zum  Teil  in  völlig  veränderter  Gestalt,  zum 
Teil  wird  es  ganz  fallen  gelassen,  als  für  die  Erklärung  von  Ein- 
kommen bedeutungslos. 

Wir  haben  gesehen,  welche  Bedeutung  dem  sogenannten  Gesetz 
vom  abnehmenden  Ertrag  als  Argument  für  die  Besonderheit  der 
Bodenbewirtschaftung  und  der  Einkommenserzielung  hiebei  zuge- 
schrieben wird.  Wir  müßten  darnach  vor  allem  prüfen,  ob  das 
Argument  von  einer  zurecht  bestehenden  Erkenntnis  ausgeht,  d.h.  ob 
das  Gesetz  in  der  Landwirtschaft  und  sonstigen  Bodenbewirtschaf- 
tung wirklich  besteht  und  wirksam  ist.  Wenn  es  nicht  zutrifft,  dann 
fällt  das  Argument  in  sich  selbst  zusammen.  Gilt  es  dagegen  in 
der  Urproduktion,  so  bleibt  die  Prüfung  notwendig,  ob  es  nicht 
auf  anderen  Gebieten  der  wirtschaftlichen  Arbeit  auch  gilt. 

Was  die  Vorfrage  anlangt,  ob  die  Urproduktion  die  Gesetz- 
mäßigkeit erkennen  läßt,  steht  man  einer  gewissen  Divergenz 
der  Meinungen  gegenüber.  -  Wir  verfolgen  den  Streit  um  die  Gel- 
tung des  Gesetzes,  der  sich  auf  die  Interpretation  von  teilweise 
recht  wenig  exakten  statistischen  Daten  zugespitzt  hat^),  nicht 
weiter.  Für  unsere  Zwecke  genügt  es  bezüglich  dieser  Kontro- 
verse festzustellen,  daß  die  Gegner  in  gewissen  Punkten  geradezu 
an  einander  vorüber  reden,  sofern  sie  eine  klare  Trennung  des 
technischen  Zusammenhanges  von  dem  rein  wirtschaftlichen  Pro- 
blem   nicht    festhalten.     Wir  nehmen    die  für    unsere  Betrachtung^ 


l)  Man  vergleiche  speziell  die  Polemik  Ballod-Esslen.  Esslen,  Das  Gesetz  des 
abnehmenden  Bodenertrages  seit  Justus  Liebig.  München  1905.  Dess.  Referat  Die 
Produktivität  der  Landwirtschaft  in  Bd.  132  der  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpol.  Ders. 
Das  Gesetz  des  abnehmenden  Bodenertrages  im  landwirtschaftlichen  Betriebe.  Arch. 
f.  Sozialw.  Bd.  XXX.  S.  333  u.  721  und  Bd.  XXXII  Positive  Darstellung.  S.  378. 
Anderseits  Ballod,  Die  Produktivität  der  Landwirtschaft  Bd.  132  d.  Sehr.  d.  Ver.  f. 
.Sozialp.  Dazu  auch  namentlich  Rybark,  Die  Steigerung  der  Produktivität  der  deut- 
schen Landwirtschaft  im    19.  Jahrhundert.    Berlin    1905. 
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kompliziertere  Voraussetzung  an,  daß  das  Gesetz  in  technischem 
Sinne  formuliert  und  verstanden  zutrifft. 

Denn  das  ist  für  unsere  Betrachtung  überaus  wichtig,  daß 
diese  beiden  Gesichter,  die  die  behauptete  Gesetzmäßigkeit  hat, 
wirklich  auseinandergehalten  werden.  Die  Wandlung  hat  sich  mit 
der  Intensivierung  des  Studiums  einstellen  müssen,  daß  die  be- 
obachteten Grundlagen  des  Gesetzes  vor  allem  einmal  als  rein 
technische  oder  naturwissenschaftliche  Tatsachen  und  daß  damit 
die  Qualität  des  behaupteten  Zusammenhanges  als  technische 
erkannt  und  von  dem  möglicherweise  daneben  bestehenden  öko- 
nomischen Inhalt  des  Satzes  losgelöst  worden  ist.  Der  Unter- 
schied ist  sehr  wesentlich. 

In  seiner  herkömmlichen  und  kürzesten  Fassung  wird  das 
Gesetz  vom  abnehmenden  Boden  ertrag  in  folgender  Weise  formu- 
liert: unter  sonst  gleichen  Umständen  vermögen  in  der  Landwirt- 
schaft steigende  Aufwendungen  von  einem  gewissen  Punkte  an  keine 
in  demselben  Verhältnisse  mehr  steigenden  Erträge  hervorzubringen 
{Essleii).  Auch  wenn  die  »sonst  gleichbleibenden  Umstände« 
interpretiert  werden  als  »gleichbleibende  Bodenbeschafifenheit«  und 
»gleichbleibende  landwirtschaftliche  Technik«  und  wenn  man  noch 
weiter  festlegt,  daß  man  die  Beobachtungen  auf  »identischen« 
Böden  machen  müsse:  so  bleibt  der  Inhalt  des  Gesetzes  noch 
immer  außerordentlich  vage,  so  gut  wie  nichts  ist  über  die  Deut- 
barkeit des  Behaupteten  im  technischen  oder  im  wirtschaftlichen 
Sinne  ausgesagt,  die  zu  trennen  sind. 

A.  Das    Gesetz    technisch    verstanden. 

Unter  dem  technischen  Inhalt  des  Gesetzes  ver- 
stehen wir  nun  die  von  jeder  geldwerten  Bedeutung  der  Aufwen- 
dung (Kosten)  und  des  Ertrages  losgelöste  Tatsache,  daß  der 
Verlauf  der  Produktion  hinsichtlich  der  Sachquantitäten  und  Ar- 
beitsmengen einen  bestimmten  Zusammenhang,  eine  Dispropor- 
tionalität zwischen  zwei  Größen:  einer  unabhängig  Variablen,  dem 
Aufwand,  und  einer  abhängig  Variablen,  dem  Ertrag,  erkennen 
läßt. 

Dieser  technische  Inhalt  hat  natürlich  nur  von  Seite  der 
pflanzenphysiologischen  und  agrikulturchemischen  Seite  her  eine 
wesentliche  Präzisierung  erfahren  können,  wobei  allerdings  die 
alte  Fassung  mit  der  Abhängigkeit  der  zwei  sehr  unbestimmten 
Aligemeinbegriffe    übernommen    werden    mußte,    denn    er   ist  als 
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technisches  ein  naturwissenschaftliches  Gesetz.  Im  Vordertjrunde 
steht  das  Verhältnis  der  für  das  Leben  der  Pflanze  erforderlichen 
Bedingungen.  Nur  wenn  die  sämtlichen  Vegetationsbedingungen 
der  angebauten  Pflanze  während  der  ganzen  Wachstumsdauer 
in  einer  Optimums-Proportion  vorhanden  sind,  werden  die  höch- 
sten Erträge  erzielt  ^)  und  ausschlaggebend  für  den  Ernteertrag 
ist  jene  Lebensbedingung  der  Pflanze,  deren  Intensität  oder  Wirk- 
samkeit im  konkreten  Falle  vom  Optimum  am  weitesten  ent- 
fernt ist. 

Mit  der  Erkenntnis,  welche  Bedeutung  diese  Ideal-Harmonie 
in  den  Quantitäten  aller  Vegetationsbedingungen  hat,  und  daß 
die  ganze  Erfolg- Bedingtheit  durch  eine  O  p  t  i  m  u  m-Gesetzmäßig- 
keit  auszudrücken  ist,  ergab  sich,  daß  bei  jeder  Produktions-Va- 
riation einem  absteigenden  Ast  der  Ertragsgestaltung  ein  voraus- 
gehender aufsteigender  entsprechen  muß. 

Es  kann  nach  diesen  Formulierungen  des  Gesetzes  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  daß  auf  bestimmten  Stufen  landwirt- 
schaftlicher Kultur  eine  Tendenz  zunehmenden  Ertrages  zutage 
treten  muß:  überall  dort  und  immer  solange,  als  die  Möglichkeit 
einer  Aufwärtstreibung  der  Vegetationsbedingungen  zum  Optimum 
und  zu  vollkommenerer  Harmonie  besteht.  Und  das  ist  eben  ein 
ganz  individuelles  Moment :  es  läßt  sich  das  Vorhandensein 
der  dem  Gesetze  vom  abnehmenden  Ertrag  entsprechenden  Ten- 
denz nur  von  Fall  zu  F'all  behaupten,  und  zwar  nur  immer 
dann,  wenn  die  tatsächliche  Betriebsweise,  die 
konkrete  Kultur  des  Bodens,  (d.h.  die  Einsetzung  der 
verfügbaren  Produktionsfaktoren,  durch  die  die  Vegetationsbe- 
dingungen beeinflußt  werden)  den  nach  dem  Stande  der 
Kenntnisse  erreichbaren  Optimumgrad  tat- 
sächlich schon  erreicht. 

Die  Bezugnahme  auf  den  Stand  der  Kenntnisse  —  natürlich 
immer  nur  der  technischen  —  ist  notwendig,  denn  die  Gesetz- 
mäßigkeit gilt  nur  »unter  gleichbleibenden  Umständen«   oder  wie 

i)  Die,  wie  uns  scheinen  will,  präzisere,  auf  diesen  naturwissenschaftlichen  Ge- 
setzen aufgebaute  Formulierung  des  Zusammenhanges  ist  die  Aereboe's  (Beiträge  zur 
Wirtschaftslehre  des  Landbaues.  Berlin  1905)  und  lautet  dahin,  daß  die  Zahl  der 
Augenblicke,  in  denen  es  möglich  ist,  Nährstoffgehalt  des  Bodens,  optimale 
Wasserzufuhr  und  eine  günstige  physikalische  Beschaffenheit  der  Ackerkrume  voll 
auszunutzen,  verhältnismäßig  umso  mehr  sinken  muß,  als  diese 
sich  dem  Optimum  nähern,  oder  anders:  in  je  höherem  Ausmaße  diese  Faktoren 
gegeben  sind. 
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Schtimpeter  sagt  im  »statischen  Zustande«^),  was  freilich  unseres 
Erachtens  keineswegs  identisch  ist.  Doch  sehen  wir  einfach  zu, 
was  scheinbar  in  Uebereinstimmung  von  beiden  damit  gemeint  ist, 
so  finden  wir:  vollständiges  Gleichbleiben  der  Betriebsweise,  Or- 
ganisation, Kapitalkraft  (!)  u.  s.  w.,  wie  ScJniDipeter  wiederholt  aus- 
führt und  Esslen  gleichfalls  wiederholt  unwidersprochen  läßt^). 
Wir  sehen  uns  nun  aber  da  zur  Frage  genötigt,  welches  denn 
dann  die  »unabhängig  variablen«  Größen  sein  sollen,  mit  deren  ver- 
mehrter Einsetzung  die  Erträgnisse  nicht  proportional  steigen 
sollen?  Da  doch  Betriebsweise  und  Organisation  und  NB.:  Ka- 
pitalkraft, also  wohl  auch  tatsächlich  verwendete  Kapitalien 
unverändert  bleiben ! 

Von  einer  Richtigstellung  dieses  augenscheinlichen  Fehlers 
kann  nicht  abgesehen  werden,  wenn  wir  uns  der  Frage  zuwen- 
den, wie  es  mit  der  Geltung  des  Gesetzes  außerhalb  des  Bereiches 
der  Landwirtschaft,  oder  sagen  wir  auch  hier  gleich  allgemein  der 
Urproduktion,  bestellt  ist. 

Der    physiologische  Charakter   des  technischen  Inhaltes 

1)  Wir  können  über  diesen  Gegensalz  der  Daten  {Esslen:  gleichbleibende  Um- 
stände —  Schumpeter :  statischer  Zustand)  hier  keine  methodologische  Auseinander- 
setzung pflegen.  Nur  beiläufig  bemerken  wir,  daß  uns  die  Voraussetzung  des  »sta- 
tischen Zustandes«  auch  abgesehen  von  der  nicht  konsequenten  Deutung  (vgl.  Das 
Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  Nationalökonomie  S.  28  ff.  u.  176  ff. 
einerseits  »Das  Rentenprinzip«  i.  Aufsatz  Jb.  f.  Ges.  XXXI  S.  44  anderseits!) 
keineswegs  als  zweckmäßiger  Hilfsbegriff  für  die  reine  Theorie  erscheint.  Schumpeter 
kennzeichnet  diesen  statischen  Zustand  damit,  daß  er  einen  Augenblickszustand  er- 
faßt wissen  will  (momentphotographisches  Bild)  und  für  diesen  bestimmte  Güter- 
quantitäten, die  in  bestimmtem   Abhängigkeitsverhältnisse  von   einander  stehen. 

Dabei  bestehe  nun  immer  ein  Streben  nach  einem  Gleichgewichts- 
zustand. Die  Ableitung  der  Aenderungen,  die  in  jedem  Augenblick  infolge 
dieses  gegebenen  Zustandes  eintreten  müssen,  wenn  nichts  Unvorhergesehenes  ein- 
tritt, ist  die  Aufgabe  der  theoretischen  Nationalökonomie  nach   Seh. 

Wir  meinen  nun  zunächst,  daß  dieser  Begriff  »statischer  Zustand«  mit  dem  Kom- 
plex von  Vorgängen,  die  zur  Beobachtung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag 
führen,  gar  nichts  zu  tun  hat,  denn  bei  diesen  Vorgängen  handelt  es  sich  immer 
um  Phänomene  des  »dynamischen  Zustandes«  im  Sinne  Sch.s.  Zweitens  aber  —  und  das 
sei  allgemein  bemerkt  — -  scheint  uns  die  Verwendung  des  Terminus  »statisch«  für  die 
bezeichnete  Vorstellung  mit  Rücksicht  auf  die  dabei  wach  werdende  Vorstellung  aus 
der  Physik  vollständig  vergriffen.  Denn  hier  soll  mit  statischem  Zustand  eine  Be- 
wegungstendenz, die  jeden  Augenblick  einsetzen  muß,  gekennzeichnet  sein,  während 
man  von  einem  statischen  System  im  physikalischen  Sinn  insofern  spricht,  als  eben 
durch  die  Sachlage  die  Bindung  von  Kräften  geschaffen,  also  jedwede  Aenderungs- 
lendenz  aufgehoben  ist. 

2)  Essleti  Arch.  f.  Soz.  XXX.   S.   375  f. 
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des  Gesetzes  —  und  nur  diesen  haben  wir  zunächst  noch  im 
Auge  —  scheint  irgendwelche  Uebertragimg  auf  ein  Gebiet 
menschHcher  Arbeit,  auf  dem  es  sicli  nicht  um  das  Problem 
der  Innervierung  organischer  Produktionsvorgänge  handelt,  ge- 
radezu auszuschließen.  Allein  die  Formulierung  des  Gesetzes  auf 
dieser  naturwissenschaftlichen  Basis  im  Sinne  des  technischen  Pro- 
blems zwingt  nur  einfach,  die  Größen,  die  wir  als  unabhängig  va- 
riable und  als  abhängig  variable  Größen  erkennen,  in  eine  für 
unsere  Zwecke  geeignete  Kategorie  einzureihen.  Freilich  handelt 
es  sich  hier  meist  um  Geldwertbeträge,  die  als  Opfer  und  l'^rtrag 
einander  gegeni.iber  gestellt  werden,  aber  doch  auch  hier  um 
Opfer  und  Ertrag.  Die  Aufgabe  ist  nur  die,  sie  so  zu  charak- 
terisieren, daß  wir  zu  wirklichen  Vergleichsgrundlagen,  die  für 
andere  Produktionsvorgänge  passen,  gelangen.  Soweit  wir  sehen, 
haben  auch  Esslen  und  ScJuinipeter  diese  Vorarbeit  für  eine  exakte 
Prüfung  der  aufgeworfenen  Frage  (Geltung  des  Gesetzes  vom 
abnehmenden  Ertrage  für  die  Industrie,  Transportwesen  usw.) 
nicht  gründlich  genug  getan  ^). 

Dem  naturwissenschaftlichen  Zusammenhang  nach  ist  das 
letzte  aber  mittelbare  Ziel  die  Steigerung  des  Rohertrages,  das 
unmittelbare  Ziel,  dessen  Erreichung  sich  technisch  als  Mittel  dar- 
stellt, ist  die  Besserung  der  Vegetationsbedingungen,  und  diese 
wird  durch  Aufwendungen  an  Kapital  und  Arbeit  errungen.  So 
gilt  es  denn,  die  Aufwandsteigerungen  in  ihrer  Vielgestaltigkeit 
zu  analysieren,  wodurch  die  Vergleichsfälle  für  die  ins  Auge  ge- 
faßte Prüfung  sich  von  selbst  ergeben. 

I.  Fall,  Als  konstant  sind  anzusehen:  die  Produktionsan- 
lage, die  Verwendung  derselben  zu  einer  bestimmten  Produktion 
gleichbleibender  Qualität,  also  das  Produkt  der  Art  nach,  und 
das  Wirtschaftssystem.  So  erübrigt  im  Rahmen  der  Landwirt- 
schaft als  veränderlich  ein  gewisser  Komplex  an  Betriebskapital. 

Wenn  im  landwirtschaftlichen  Produktionsprozeß  ausschließ- 
lich an  die  Steigerung  von  Saatgut  und  Dungstofifen,  sowie  des 
entsprechenden  Bearbeitungsaufwandes  gedacht  wird,  wodurch 
eine  Ertragssteigerung  bewirkt  werden  soll,    so  wäre  diesem  Be- 

i)  Essieii  (ebenda)  unterscheidet  an  der  Hand  eines  Beispieles  eben  für  die 
Zwecke  der  Vergleichung  als  Variationsfälle:  I.  die  Erhöhung  der  Kapitalaufwen- 
dung in  Gestalt  erhöhter  Zufuhr  von  Rohstoffen  und  Betriebskraft;  2.  weitere  Aus- 
dehnung der  Produktionsanlagen:  Erhöhung  des  fixen  Kapitales  an  Stelle  des  um- 
laufenden, die  sich  in  der  Landwirtschaft  nur  als  Erweiterung  der  Ackerflur,  also  im 
zweidimensionalen,   im   Gewerbe  aber  im  dreidimensionalen   Raum  vollziehen   kann. 
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triebskapital  als  der  unabhängig  variablen  Größe  im  industriellen 
Betrieb  die  Vermehrung  gleichartiger  Produktionsfaktoren  gegen- 
über zu  stellen.  Wo  es  sich  um  Substanzumformung  handelt, 
ist  das  die  in  die  Produktion  einzuwerfende  Rohstoffmenge  und 
die  Kraftmenge:  also  z.  B.  beim  Prozeß  der  Roheisenerzeugung 
die  Erz-  und  Koksmengen,  sowie  die  sonstigen  Zusätze,  bei  der 
Stahlerzeugung  die  Roheisenmengen,  die  dem  Konverter  zugeführt 
werden,  in  Spinnereien  und  Webereien  das  zu  verarbeitende  Faser- 
bez.  Gespinnstmaterial  und  die  Energiemengen,  teils  menschliche, 
teils  Wärmeenergien,  wie  Kohle,  Torf,  Gas  ii.  s.  f.,  durch  deren 
vermehrten  Aufwand  die  raschere  Maschinen-  und  sonstige  Arbeit 
herbeigeführt  werden  muß.  Gilt  der  gewerbliche  Prozeß  der  Her- 
stellung von  Kraft  für  eine  Leistung  wie  z.  B.  bei  Transportunter- 
nehmungen, so  kommt  nur  der  Energieträger  in  Betracht. 

Damit  ist  nun  ein  wirklich  analoger  Sachverhalt,  d.  h.  genauer 
ein  Sachverhalt  mit  analogen  Variablen  wie  für  die  Landwirtschaft 
ermittelt,  und  es  werden  sich  nun  für  diese  Kombination  kaum 
irgendwelche  nennenswerten  industriellen  Produktionsprozesse  an- 
führen lassen,  bei  denen  nicht  auch  genau  wie  bei  der  Boden- 
produktion die  elementaren  Phänomene  des  Optimum-Ge- 
setzes zutage  treten.  Tatsächlich  handelt  es  sich  auch  hier 
darum,  ein  harmonisches  Optimum  der  einzusetzenden  Produktions- 
faktoren anzustreben,  auch  hier  werden  die  höchsten  Erträge  tech- 
nisch nur  dann  erzielt,  wenn  sich  die  sämtlichen  Produktionsbe- 
dingungen auf  der  Höhe  eines  harmonischen  Optimums  halten. 
Auch  hier  werden  die  Erträge  in  Quantität,  aber  allerdings  na- 
mentlich auch  in  Qualität  von  jener  Produktionsbedingung  be- 
herrscht, die  in  geringster  und  unzureichender  Intensität,  oder  in 
schädlichem  Uebermaße,  kurz  allgemein,  die  am  weitesten  entfernt 
vom  Optimum  eingesetzt  wird.  Ich  verweise  auf  folgende  Ziffern, 
die  für  die  Variation  des  Arbeitsverlaufes  im  Konverterverfahren 
die  Abnahme-Tendenz   in    der  Ertragsbewegung  erkennen  lassen. 

Es  handelt  sich  um  die  intensivere  Ausnutzung  eines  Kon- 
verters, die  durch  die  Erhöhung  des  Roheisen-Einsatzes  in  den 
Jahren   1906/07  und   1907/08  gekennzeichnet  ist. 

Betriebsperiode  1 904/5  1905/6  1906/7  1 907/8 

Roheiseneinsatz  12,021  ts  12,518  ts  13,10715  13,17915 

D    u  .  ,  ifDurchschnittsproduk-l 

RohstanH   ^.  r-u  ■      i   11,22    ts  11,24215  11,241  ts  11,46    ts 

[  tion  pro  Charge  in  j  '   ^  ^  ^ 

Roheiseneinsatz  pro  o       ,  ,  n     ^  ^  01 

1000  kg  Rohstahl  "48,9  kg  "70,5  kg  1182,6  kg         1.82,9    kg 
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Es  mußte  also,  um  einen  technischen  Ertrag  von  i  Tonne 
Rohstahl  zu  erzielen,  von  Jahr  zu  Jahr  ein  höheres  Roheisen- 
quantum (Kosten)  aufgewendet  werden.  Der  Abbrand  (Verlust 
+  Abfall)  stieg  von  13  auf  15,5  Prozent.  Aehnliche  Momente 
kommen  auch  am  Hochofen-Prozeß  zur  Geltung,  namentlich,  so- 
fern bei  Beschleunigung  des  Schmelzprozesses  höhere  Windtem- 
peratur und  stärkere  Pressung  notwendig  werden.  Es  treten  dann 
unregelmäßiger  Niedergang  der  F'üllung  und  infolgedessen  Stö- 
rungen des  Ofenganges  auf,  wodurch  die  Produktion  quantitativ 
beeinträchtigt  wird. 

Weit  bekannter  ist  das  Auftreten  dieser  Disproportionalität 
bei  der  Krafterzeugung,  also  z.  B.  bei  der  Dampfmaschine.  Ein 
solcher  Fall,  der  hier  als  Paradigma  paradieren  kann,  ist  der 
der  vergleichsweisen  Abnahme  im  Geschwindigkeitszuwaclis  bei 
Dampfschiffen.  Der  Aufwand  für  das  Produkt  Transportgeschwin- 
digkeit ist  in  Kohle  zu  messen.  Nun  wächst  die  zur  Ueberwin- 
dung  des  Widerstandes  nötige  Maschinenleistung  mit  dem  Kubus 
der  Geschwindigkeit  bei  quadratisch  zunehmendem  Kohlenver- 
brauch. So  kostet  also  die  Reise  Havre-New-York  ')  von  einem 
Schiff  mit 

II  Knoten  Geschwindigkeit  136000  Mark  (288  Stunden  Reisedauer) 
16       „  „  236000     ,,      (198        „  „  ) 

21        „  „  435000     „       (151        „  „  ) 

Wir  brauchen  bei  diesem  Falle  nicht  länger  zu  verweilen, 
denn  für  ihn  ist  die  Geltung  des  Gesetzes  von  der  Abnahme  des 
technischen  Ertrages  kaum  umstritten  -). 

2.  P'  a  1 1.  Anders  liegen  die  Dinge,  sobald  das  Problem  auf 
Anlagekapital  gestellt  wird :  Wie  steht  es  mit  der  Ertragserzielung, 
wenn  die  Größe  der  Betriebsanlagen  variabel  ist.  Auch  hier  gilt 
es  vor  allem  klarzustellen,  worauf  sich  die  Variation  der  Produk- 
tionsanlage auf  dem  einen  wie  dem  andern  Gebiete  erstreckt. 
Nicht  ganz  richtig  ist  es  schon^  wenn  Esslen  allgemein  sagt :  es 
handelt  sich  in  diesem  Falle  um  eine  Erhöhung  des  fixen  Kapitals 


I 
II 


1)  Dix,    Deutschland  auf  den  Hochstraßen   des  Weltverkehrs   1901. 

2)  Sofern  die  Industrie  in  dem  Verlauf  und  Erfolg  ihrer  Prozesse  von  atmo- 
sphärischen Produktionsbedingungen  abhängig  ist,  wie  z.  B.  vielfach  chemische  Vor- 
gänge (Mälzung),  aber  auch  sehr  wahrscheinlich  andere  (z.  B.  Bleichprozesse),  ist  die 
Analogie  eine  selbstverständliche.  Im  übrigen  ist  ja  nie  zu  übersehen,  daß  der  S  u  b- 
stanzvermehrung  dort,   eine  bloße  Stoffumwandlung  hier  entspricht. 
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an  Stelle  des  umlaufenden,  und  daran  anschließend  von  dieser 
Variation  in  der  Industrie  meint:  sie  werde  »immer  dann  ange- 
zeigt sein,  wenn  der  vermehrte  Bedarf  lange  genug  anhält,  sie 
rentabel  erscheinen  zu  lassen  im  Vergleich  mit  der  zeitweiligen 
stärkeren  Beanspruchung  der  vorhandenen  Anlagen.  Denn  für 
sie  gilt  das  Gesetz  des  abnehmenden  Ertrages  nicht.«  Zunächst 
ist  im  Auge  zu  behalten,  daß  die  Vermehrung  des  Anlagekapi- 
tals in  industriellen  Betrieben  in  aller  Regel  mit  einer  Erhöhung 
des  umlaufenden  Kapitals  und  der  zu  verarbeitenden  Stoffmenge 
verbunden  werden  muß,  daß  also  in  zahlreichen  Fällen  Kombi- 
nationen aus  den  Variationen  des  ersten  und  des  zweiten  Falles 
vorliegen  werden.  Wie  sich  die  Verbreitung  der  Produktions- 
basis, Ausdehnung  der  Produktionsanlagen  ohne  Erhöhung  des 
umlaufenden  Kapitals  vollziehen  soll,  welche  Bedeutung  einer 
solchen  einseitigen  Ausdehnung  zukommen  soll,  ist  für  die  große 
Masse  der  Produktionsprozesse  unverständlich,  wenn  —  was  doch 
Voraussetzung  ist  —  die  Technik  unverändert  bleiben  soll. 

Sehen  wir  davon  ab,  so  liegen  die  Dinge  in  der  Industrie 
nicht  ganz  einfach,  denn  es  sind  zwei  Möglichkeiten  der  Aus- 
dehnung der  Produktionsanlagen  zu  bedenken  :  a)  einmal  eine 
Vervielfachung  der  Anlagen,  sei  es  der  Kraft-  öder  Arbeits- 
maschinen, der  Dampfmaschinen,  Gaskraftmaschinen  u.  s.  f.,  der 
Hochöfen,  Konverter,  Walzenstraßen,  Gebläse,  Hebezeuge  und 
sonstigen  Hilfseinrichtungen  im  Hütten-,  Stahl-  und  Walzwerk,  der 
Kesselschmieden,  Fräs-,  Bohr-,  Hobelmaschinen  u.  s.  f.  in  der 
Maschinenfabrik,  der  Spindeln  und  Webstühle  u.s.f.,  b)  zweitens 
die  d  i  m  e  n  s  i  o  n  a  1  e  Vergrößerung  jedes  einzelnen  dieser  Pro- 
duktionsmittel. 

Wer  nur  einigermaßen  über  die  technischen  Fragen  orientiert 
ist,  weiß,  daß  vom  technischen  Gesichtspunkte  aus  die  Ertrags- 
gestaltung für  die  verschiedenen  Produktionsmittel  bei  Aus- 
dehnung der  Anlage  in  einer  der  beiden  hier  angedeuteten  Rich- 
tungen in  der  Regel  nicht  unerheblich  anders  ist  als  in  der 
anderen  ^).  Die  damit  berührten  Fragen  sind  Probleme,  die  man 
mit  wenigen  Sätzen  nicht  abtun  darf,  wenn  man  auf  eine  exakte 
Erörterung    der  Sache  Gewicht    legt.     Allein   es    ist    wohl    über- 


l)  Wohl  auch  dem  Laien  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  die  Vergrößerung  eines 
Dampfmaschine-Typus  von  looo  PS  auf  die  fünffache  Größe,  bez.  Leistungsfähig- 
keit eine  andere  Aufgabe  ist  aber  auch  andere  Bedeutung  hat  als  die  fünffache  Ver- 
größerung einer   Baumvvollspindel  oder  eines  Webstuhls. 


Kritische  Beiträge  zur  Grundrentenlehre. 


497 


haupt  kaum  denkbar,  daß  alle  die  verschiedenen  Kalkulationser- 
gebnisse, denn  um  solche  handelt  es  sich  da  vorerst,  auf  einen 
gemeinsamen  Nenner  gebracht  werden,  von  dem  ausgehend  dann 
allgemeinere  Schlußfolgerimgen  gemacht  werden  könnten. 

Auf  einen  Punkt  müssen  wir  aber  da  die  Aufmerksamkeit  doch 
lenken,  um  uns  die  Betrachtung  zu  erleichtern,  wenn  sie  freilich 
auch  dann  nicht  in  exakter  Weise  in  die  Einzelheiten  vertieft 
werden  kann.  Wir  meinen  nämlich,  daß  bei  der  hier  notwendig 
gewordenen  Fragestellung  die  Festhaltung  des  technischen 
Charakters  des  Gesetzes  ganz  und  gar  nicht  mehr  möglich 
ist.  Bei  der  ersten  Ausdehnungsmethode  der  Produktionsanlagen  (a), 
der  einfachen  Vervielfältigung  der  Produktionseinrichtung  ist  die 
Ertragsveränderung  überhaupt  nicht  mehr  eine  Wirkung  von  tech- 
nischer Bedingtheit,  sondern  sie  ist  nur  wirtschaftlich-organisatorisch 
zu  erklären  (natürlich  wieder  die  Konstanz  der  Technik  vorausge- 
setzt !).  Es  tritt  das  Gesetz  der  Massenproduktion^) 
in  Kraft  und  es  erlangt  der  Gegensatz  von  konstanten  und 
variablen  Kosten  entscheidenden  Einfluß,  es  wird  die  Ersparung 
an  Generalunkosten  auf  die  Produkteinheit  möglich  und  wir 
können  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ein  Gesetz  des  zunehmen- 
den Ertrages  im   wirtschaftlichen   Sinne  beobachten. 

Bei  der  anderen  Eventualität  (b)  treten  in  der  Industrie  zu- 
meist Verhältnisse  auf,  die  zur  Formulierung  eines  Gesetzes  des 
zunehmenden  Ertrages  Anlaß  gegeben  haben.  Es  besagt  in  einer 
Fassung,  in  der  es  Geltung  finden  muß-):  Mit  der  Vergrößerung 
der  Anlage  einer  Produktion  wird  in  der  Regel  eine  Steigerung 
des  Ertrages  in  dem  Smne  erreicht,  daß  der  auf  die  größere 
Produktion  eingerichtete  Betrieb  geringere  Produktionskosten  auf 
die  Produkteinheit  trägt  als  der  auf  die  kleinere  Produktion  ge- 
stellte. Darauf  legt  nun  denn  Esslen  gegen  Schumpeter  polemi- 
sierend auch  das  Hauptgewicht,  wie  es  scheint.     Er  schreibt: 

»Und  nicht  nur  das !  Auch  ohne  daß  technische  Fortschritte  gemacht  worden 
wären,  arbeitet  vielmehr  —  innerhalb  gewisser  Grenzen  —  eine  größere  Maschine, 
eine  größeie  Produktionsanlage  genau  derselben  Konstruktion  wie  eine  kleinere  doch 


1)  Nicht  ganz  im  Sinne  Büchern  (Z.  f.  d.  g.  St.  66  Bd.  .S.  441),  der  tech- 
nische Verbesserungen   vor  allem   im  Auge    hat. 

2)  Marskalis  Fassung  (Handbuch  der  Volkswirtschaftslehre,  I.  Bd.,  deutsche 
Ausg.,  S.  333)  ist  wohl  zu  allgemein :  Eine  Vermehrung  von  Kapital  und  Arbeit 
führt  gewöhnlich  zu  einer  verbesserten  Organisation,  welche  die  Wirksamkeit  von 
Kapital  und  Arbeit  erhöht,  daher  in  allen  Erwerbszweigen,  die  sich  nicht  mit  Roh- 
produktgevvinnung  befassen,   höherer  Ertrag. 
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wirtschaftlicher  als  diese.  Wie  ich  in  meinem  Referate  für  den  Verein  für  Sozial- 
politik bereits  ausgeführt  habe  ....  beruht  diese  Gesetzmäßigkeit,  wie  sie  für  die 
Industrie  gilt,  auf  der  Tatsache,  daß  die  physikalischen  und  chemischen  Umwand- 
lungen, deren  sie  sich  für  ihre  Zwecke  bedient,  im  dreidimensionalen  Räume  vor 
sich  gehen,  so  etwa  die  Expansion  des  Dampfes  im  Zylinder  der  Dampfmaschine  oder 
die  chemischen  Reaktionen  im  Hochofen  usw.  Nicht  nur,  daß  hier  die  Wirkung 
proportional  der  dritten  Potenz  zunimmt:  die  größere  Konzentration  der  Arbeit,  die 
hiedurch  ermöglicht  wird,  führt  zu  einer  Steigerung  von  deren  Produktivität.  Die 
Oberilächenausdehnung  der  Körper  wächst  nicht  in  gleichem  Verhältnis  mit  ihrem 
Volumen.  Damit  mindert  sich  bei  größerem  Umfange  der  Produktion  die  Möglich- 
keit von  Verlusten,  wie  sie  z.  B.  durch  Wärmestrahlung,  durch  Berührung  mit  der 
atmosphärischen  Luft  u.  a.  m.  eintreten.  Es  sinkt  verhältnismäßig  der  Materialauf- 
wand für  die  Herstellung  der  Gefäße  und  Behälter,  in  denen  die  Umwandlung  von 
Stoff  und  Kraft  vor  sich  geht.  In  jenen  industriellen  Prozessen  aber,  bei  welchen 
Flächenwirkung  in  Frage  kommt  (bei  der  Dampferzeugung  im  Dampfkessel,  bei  der 
Windzuführung  zum  Hochofen,  in  der  Weberei  u.  a.  m.)  erlaubt  der  Umstand,  daß 
keine  Sonnenstrahlen  zur  Mitwirkung  herangezogen  werden  müssen,  die  beliebige 
Konzentration  der  nötigen  Vorrichtungen  im  dreidimensionalen  Räume,  also  auch 
ihre  Anordnung  übereinander,  ev.  in  mehreren  Stockwerken,  z.  B.  in  der  Spinnerei 
und  Weberei,  bei  den  einzelnen  Wasserröhren  im  Dampfkessel  usw.«  So  machen 
sich  hier  für  die  gesamte  Anlage  die  Umstände  geltend,  die  im  zuerst  beschriebenen 
Falle  für  jede  einzelne  Maschine,  jeden  Apparat,  im  besonderen  Falle  für  jede  ein- 
zelne Maschine,  jeden   Apparat  im  besonderen  zutreffen. 

Esslen  verfolgt  hier  zwei  Momente,  in  denen  er  die  Grund- 
lage für  eine  ausschlaggebende  Ueberlegenheit  der  Industrie  gegen- 
über der  Landwirtschaft  erblicken  zu  müssen  glaubt : 

1.  die  Unabhängigkeit  der  Produktionsanlagen  und  damit  der 
absoluten  Produktion  vom  Räume; 

2.  die  Kostenverminderung  auf  die  Produkteinheit  bei  wach- 
sender Maschinengröße. 

Es  ist  bezüglich  des  ersten  Momentes,  soweit  nur  die  tech- 
nische Ausgestaltungsmöglichkeit  zu  bedenken  ist,  ein  Einwand 
kaum  zu  erheben.  Wenigstens  spielt  die  Gebundenheit  an  die 
Flächenausdehnung  in  der  Weise,  daß  eine  Anlageausdehnung  in 
die  dritte  Dimension  nicht  möglich  ist  —  was  ja  bei  gewissen 
Kraftanlagen  unzweifelhaft  vorkommt  —  keine  Rolle  gegenüber 
der  immerhin  weitgehenden  (wenn  auch  keineswegs  technisch  un- 
begrenzten) Möglichkeit  der  Anordnung  von  Anlagen  überein- 
ander in  Stockwerken.  Wirtschaftlich  ist  die  Frage  noch  be- 
sonders zu  erörtern. 

Aber  die  zweite  Behauptung  ist  an  sich  schon  sehr  korrek- 
turbedürftig. 

Kein  geringerer  als   Galilei  hat   vor  bald  drei  Jahrhunderten 
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in  seinen  klassischen  Discorsi  Grundgesetze  der  Natur  dargelegt, 
deren  eines  niclits  anderes  darstellt  als  sozusagen  ein  Gesetz  vom 
abnehmenden  technischen  Ertrag  in  der  mechanischen  Techno- 
logie. Gelegentlich  der  Erörterung  der  Bruchfestigkeit  fester 
Körper  knüpft  er  die  aus  seinen  Ableitungen  über  die  Bedeutung 
des  Eigengewichtes  für  die  Festigkeitsgrenze  folgende  Betrach- 
tung an : 

»Hieraus  erkennen  wir  nun,  wie  weder  Kunst  uocli  Natur  ilire  Werke  unermeß- 
lich vergrößern  können,  sodaß  es  unmöghch  erscheint,  immense  Schiffe,  l'aläste  oder 
Tempel  zu  erbauen,  deren  Ruder,  Raaen,  oder  Gebälk,  Eisenverkettung  und  andere 
Teile  bestehen  könnten;  wie  andererseits  die  Natur  keine  Bäume  von  übeimäßiger 
Größe  entstehen  lassen  kann,  denn  die  Zweige  würden  schließlich  durch  das  Eigen- 
gewicht zerbrechen;  auch  können  die  Knochen  der  Menschen,  Pferde  und  an- 
derer Tiere  nicht  übergroß  sein  und  ihrem  Zweck  entsprechen,  denn  solche  Tiere 
könnten  nur  dann  so  bedeutend  vergrößert  werden,  wenn  die  Materie  fester  wäre 
und  widerstandsfähiger  als  gewöhnlich  ;  sonst  müßten  bedeutende  Verdickungen  der 
Knochen  gedacht  werden,  damit  keine  Deformationen  eintreten,  wie  denn  ein  scharf- 
sinniger Dichter  solches  erkannte,  wenn  er  einen  Riesen  folgendermaßen  beschrieb: 
Man  kann  nicht  sagen  wie  lang  er  war, 
So  über  alles  Maß  war  Alles  dick  an  ihm*). 

Wir  sind  hier  bei  Naturgesetzmäßigkeiten  und  deren  Einfluß 
auf  die  technische  Ertragssteigerung  angelangt,  die  in  der  an- 
organischen Natur  wirksam  jenen  physiologischen  Gesetzmäßig- 
keiten an  die  Seite  gestellt  werden  können,  die  die  Grundlage 
für  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag  in  der  Landwirtschaft 
liefern.  Und  wenn  Esslen  die  Dreidimensionalität  als  Entwick- 
lungsmöglichkeit für  industrielle  Anlagen  hervorhebt,  so  haben  wir 
hier  ein  Hemmnis  in  der  Tatsache,  daß  die  Bruchfestigkeit  zwar 
mit  dem  Quadrate  der  Lineardimension  wächst  (mit  dem  Quer- 
schnitt), daß  aber  die  Masse  in  dritter  Potenz  wächst  und  für 
diese  schon  die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  ui  wachsendem 
Maße  absorbiert  wird. 

Nun  stehen  wir  aber  doch  vor  der  unleugbaren  Tatsache, 
daß  man  unablässig  der  Tendenz  folgt,  zu  größeren  Typen 
wenigstens  in   den  Kraftmaschinen  überzugehen,  und    das  spricht 


i)  Galileo  Galilei,  Unterredungen  und  mathematische  Demonstrationen  über  zwei 
neue  Wissenszweige,  die  Mechanik  und  die  Fallgesetze  betreffend  (Ostwalds  Klas- 
siker der  Exakten  Wissenschaften  Nr.  ii)  S.  105  ff.  Galilei  exemplifiziert  seine  These 
an  den  Dimensionsänderungen  des  Knochens  eines  kleinen  Tieres,  die  notwendig 
sind,  um  ihn  für  ein  dreimal  größeres  gleich  verwendbar  zu  machen.  Analog:  Ein 
kleiner  Hund  würde  2 — 3  andere  gleich  große  tragen  können,  ein  Pferd  kaum  ein 
anderes  auf  seinem  Rücken. 
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mehr  als  alles  andere  für  die  Kraft  des  wirtschaftlichen  Vorteiles 
auf  der  Basis  des  technischen  besseren  Wirkungsgrades  der 
Energien  i).  Allein  einmal  handelt  es  sich  hiebei  in  erster  Linie 
um  Kraftmaschinen,  Hebezeuge,  Pumpen  und  Gebläse,  und 
zweitens  findet  die  höhere  Dimensionierung  von  Kraftmaschinen 
doch  in  verschiedenen  technischen  Schwierigkeiten  ihre  Grenze, 
und  zwar  sowohl  an  der  Herstellung  überhaupt,  namentlich  das 
Gelingen  des  Gusses  der  riesenhaft  dimensionierten  Stücke 
wird  immer  schwieriger,  als  auch  an  ganz  speziellen  Betriebspro- 
blemen, Kühlung  des  Kolbens  und  der  Kolbenstange,  Herstellung 
geeigneter  Schmiervorrichtungen,  die  während  des  Betriebes  der 
Maschine  ungestört  verläßlich  funktionieren  -)  u.  a.  m. 

Und  selbst  wenn  wir  die  unablässige  Größenentwicklung 
als  Kapitalakkumulation  nach  der  konstruktiven  Seite  als  unbe- 
grenzt annehmen,  treten  Erscheinungen  im  Rahmen  der  tech- 
nischen Ertragserzielung  bei  der  Kraftproduktion  auf,  die  dem 
von  Esslen  so  sehr  betonten  Argument  keinen  geringen  Eintrag 
tun.  Exakte  Untersuchungen  über  die  Variation  der  Betriebs- 
kosten in  Abhängigkeit  von  der  Variierung  der  Anlagekapitalien 
zeigen  innerhalb  gewisser  Grenzen  allerdings  abnehmenden  Brenn- 
stofifaufwand,  aber  es  wird  gerade  von  technischer  Seite  die 
Geltung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  konstatiert.  So 
schreibt  K.  B.  Schmidt  in  der  Oekonomik  der  Wärmeenergien : 
Die  mit  einer  steigenden  Kapitalinvestition  erzielte  wärme- 
ökonomische Verbesserung  geht  in  a  b  n  e  h  m  e  n  d  e  r  P  r  o  g  r  e  s- 

1)  Nicht  unerwähnt  soll  hier  bleiben,  daß  allerdings  auch  wirtschaftliche  Mo- 
mente der  Ertragssteigerung  mit  wachsender  Größe  der  Kraftmaschinen  ein  Ziel 
setzen,  i.  Die  Dimensionen  der  Kraftmaschinen  bedingen  in  den  Erzeugungsstätten 
ganz  besondere  Anlagen.  Im  Hinblicke  auf  die  zu  seltenen  Aufträge  so  groß  di- 
mensionierter Maschinenanlagen  gestaltet  sich  der  Bau  der  dafür  erforderlichen  Pro- 
duktionsstätten bez.  Einrichtungen  außerordentlich  kostspielig.  2.  Werden  die  Her- 
stellungskosten durch  qualifizierte  Arbeitsleistungen,  die  in  wachsendem  Maße  not- 
wendig werden,  zunehmend  verteuert.  3.  Sprechen  Gründe  der  neueren  Organisation 
und  der  Betriebssicherheit  gegen  das  fortwährende  Wachsen  der  Maschinentypen. 
Wer  10  000  PS  regelmäßig  braucht,  muß  unter  allen  Umständen  eine  bestimmte  Re- 
serve haben,  die  die  Verfügung  über  eine  zweite  Kraftanlage  zweckmäßig  erscheinen 
läßt,  und  durch  die  Aufstellung  von  drei  Maschinen  ä  3500  PS  vermindert  man  min- 
destens die  Gefahr  der  Betriebstillsetzung.  Man  teilt  also  zweckmäßig  den  Kraft- 
bedarf auf  mehrere  Krafterzeuger. 

2)  Die  Großgasmaschinen  haben  z.  B.  der  Schmiertechnik  besondere  Aufgaben 
gebracht,  insofern  neue  Methoden  (Kühlung)  in  Anwendung  gebracht  werden  muß- 
ten, da  das  Oel  bei  den  hohen  Temperaturen,  die  sich  bei  der  Gasexplosion  entwickeln, 
zersetzt  wird. 
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sion  vor  sich,  also  anfänglich  stärker,  dann  immer  schwächer, 
solange  bis  der  Höhepunkt  technischer  Vollkommenheit  erreicht 
ist.  Die  Kurvenform  wird  aber  dementsprechend  einen  anfänglich 
stärker,  dann  schwächer  abfallenden  Verlauf  zeigen,  um  schließ- 
lich in  einen  asymptotischen  Auslauf  überzugchen  i). 

Während  diese  Erscheinungen,  Bedingtheiten  und  Zusannnen- 
hänge  in  der  industriellen  Produktion  die  Behauptung  der  ein- 
seitigen Geltung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  aus- 
schließlich für  die  Landwirtschaft  schon  nach  dieser  technischen 
Seite  unhaltbar  erscheinen  lassen,  ist  für  die  Landwirtschaft  selbst 
bezüglich  der  Erweiterung  der  Produktionsanlage  noch  folgendes 
hinzuzufügen.  £ss/t'?i  schreibt:  »Einer  Vergrößerung  der  gewerb- 
lichen Produktionsanlagen  auf  der  einen  Seite  entspräche  daher, 
technisch  betrachtet,  eine  Ausdehnung  der  bestellten 
Acker flur  auf  der  anderen«.  In  der  Tat  ist  das  Areal  in  der 
Landwirtschaft  die  Basis,  auf  der  die  kapitalistisch  auszustattende 
Produktion  sich  abspielt,  der  Boden  ist  der  wichtigste  Teil  des 
Anlagekapitals  und  die  Verstärkung  des  zu  investierenden  Ka- 
pitales geht  in  erster  Linie  mit  der  Arealerweiterung  (Boden- 
ankauf) vor  sich,  aber  —  und  das  ist  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung —  nur  vom  Standpunkte  des  Landwirtes,  der  Kapital 
investieren  will,  um  seine  landwirtschaftliche  Produktion  zu  er- 
weitern. Das  ist  aber  doch  eine  Variation  der  Produktionsanlage 
zum  Zwecke  der  Produktionssteigerung,  die  mit  dem  technischen 
Gesichtspunkte  des  Gesetzes  absolut  nichts  zu  tun  hat. 

Die  Variation  des  Produktionsfaktors  Anlagekapital,  die  für 
die  Zwecke  der  Ertragserhöhung  (wohl  gemerkt  im  Rahmen  einer 
konstanten  Technik!)  noch  möglich  ist,  kann  nach  unseren  Vor- 
aussetzungen nur  in  Kapitalaufwendungen  zur  Hebung  einer  der 
Vegetationsbedingungen  bestehen.  Die  Vergrößerung  des  Areals 
ist  also  keine  zulässige  Variation  im  Sinne  unserer  Untersuchungen. 
Wir  kommen  darin  also  zu  einer  Korrektur  der  Ess/en'sch.Qn  Ge- 
dankenreihe :  es  ist  garnicht  bloß  das  Areal,  das  als  Anlage- 
kapital in  Betracht  zu  ziehen  ist,  sondern  was  nunmehr  in  Frage 
kommt,  sind  Meliorationen  und  reichere  Ausstattung  des  Be- 
triebes mit  maschinellen  Anlagen. 

Obwohl    in    jüngster    Zeit    der    Kapitalintensivierung    in    der 

i)  Dipl.  ing.  Dr.  Ä'.  Beruh.  Schmidt,  Oekonomik  der  Wärmeenergien.  Eine 
Studie  über  Kraftgewinnung  und  -Verwendung  in  der  Volkswirtschaft.  Berlin  1911. 
Vgl.  insbes.   S.    106  ff.  und  147  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     l'Jll.    3.  'XA 
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Gestalt  der  landwirtschaftlichen  Maschinen  eine  besondere  Wirk- 
samkeit zugeschrieben  wird,  wollen  wir  dieser  Möglichkeit  keine 
so  große  Beweiskraft  zuschreiben,  daß  die  Gesetzmäßigkeit  hin- 
sichtlich der  Ertragsabnahme  nicht  schließlich  doch  sich  durch- 
setzen müßte.  Mögen  die  Sae-  und  Mähmaschinen,  der  Dampf- 
pflug und  mögen  die  elektrischen  Maschinenanlagen  immerhin 
auch  sich  als  probat  erweisen,  die  schwerst  zu  beeinflussenden 
Vegetationsbedingungen  zu  verbessern,  oder  wenigstens  das  Ver- 
hältnis von  Aufwand  und  Ertrag,  so  wird  das  pflanzenphysio- 
logische Gesetz  seine  Geltung  und  Wirksamkeit  doch  behalten. 
Die  maschinelle  Ausstattung  spielt  dagegen  eine  Hauptrolle  im 
Rahmen  der  wirtschaftlichen  Geltung  des  Gesetzes. 

Nur  auf  die  Meliorationen  fällt  ein  besonderes  Licht.  Ihre 
technische  Entwicklung  und  ihre  technische  Tragweite  ist  noch 
nicht  absehbar.  Unseres  Erachtens  ist  Carey's  Optimismus  durch 
keine  Gegenbeweise  erschüttert.  Aber  freilich  nicht  vor  allem  im 
Rahmen  des  einzelnen  individualwirtschaftlichen  Betriebes  sondern 
in  erster  Linie  bei  einer  universalistischeren  Betrachtungsweise, 
zu  der  das  Problem  der  Arealausdehnung  an  sich  schon  hin- 
drängt, tritt  die  Ausdehnbarkeit  der  Produktion  auf  diesem 
Wege  in  den  Vordergrund. 

Meliorationen  im  weiteren  Sinne  sind  zum  Teile  solche,  die 
die  Vegetationsbedingungen  des  Bodens,  also  die  Produktions- 
kraft des  Bodens,  den  technischen  Ertrag  beeinflussen,  zum  Teile 
solche,  die  die  relative  Lage  des  Bodens,  insbesondere  seine  Lage 
zum  Markt  verbessern,  in  welchem  Falle  sie  als  wirtschaft- 
lich relevante  Qualitätsveränderung  gelten  können.  Das  ergibt 
sich  aus  folgender  Analyse  : 

A.  Die  Produktivitäts-Melioration  wirkt  absolut  den 
technischen  Ertrag  steigernd 

1.  für  den  Betriebsinhaber; 

2.  für  den  staatlich-wirtschaftspolitisch  abgegrenzten  Volks- 
körper, also  etwa  kurz  für  die  Nationalwirtschaft; 

3.  für  die  menschliche  Gesellschaft,  soweit  sie  mit  ihren 
Bedürfnissen  auf  die  betreffenden  Bodenprodukte  an- 
gewiesen ist. 

B.  Die  Lagemelioration  wirkt 

I.  für  den  Betriebsinhaber  nur  ökonomisch  absatzver- 
bessernd ;    er  erreicht  die  Annäherung  zum  Markt  und 
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damit    We  rtertragserhöhung    bei  Konstanz    des    tech- 
nischen Ertrages  ; 

2.  für  die  Nationalwirtschaft  nur  ökonomisch,  wenn  das 
lage-rneliorierte  Produktionsgebiet  im  Inland  Hegt,  da- 
gegen auch  technisch  die  erreichbare  Produktmasse 
steigernd,  wenn  das  Produktionsgebiet,  im  Auslande 
Hegend,  durcii  die  Lage-  (Transport-)MeHoration  sozu- 
sagen zu  einer  Erweiterung  des  nationalwirtschaftHch 
verfügbaren  Areals  diesem  hinsichtlich  seines  l^>trages 
zuwächst; 

3.  für  die  menschliche  Gesellschaft  nur  wirtschaftlich  als 
Ursache  von  Verschiebungen  in  den  ökonomischen 
(Wert-)  Quantitäten. 

Für  unsere  Problemstellung  ist  die  Lagemelioration  und 
ihre  Wirkung  für  die  Nationalwirtschaft  wichtig.  Die  Bedeutung 
liegt  darin,  daß  kapitalistische  Investitionen  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens  (das  in  seiner  Beziehung  zur  Bodenbewirtschaf- 
tung dem  Gesetze  vom  zunehmenden  Ertrag,  mindestens  dem  vom 
konstanten  1)  Ertrag  folgend)  Arealerweiterungen  für  die  Boden- 
produktion bedeuten  können.  Damit  stimmen  wir  Scliumpeter 
zu,  soweit  die  Vermehrbarkeit  des  Bodens  in  Frage  steht,  wor- 
über im  nächsten  Abschnitt  weiteres  zu  sagen  ist. 

Im  übrigen  sind  wir  damit  der  wirtschaftlichen  Seite  des 
Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  erheblich  nahe  gerückt  und 
haben  in  dieser  Beziehung  noch  einige  Fragen  zu   erörtern. 

B.  Das    Gesetz    wirtschaftlich    verstanden. 

Sieht  man  von  den  Beziehungen  der  realen  Sachgüterquanti- 
täten  ab  und  erfaßt  man  statt  derselben  die  Gestaltung  ihrer 
ökonomischen  Bedeutung,  das  sind  die  von  den  Gütern  repräsen- 
tierten Wertquantitäten,  so  sagt  das  Gesetz  etwas  über  die  Ver- 
änderung der  Ertragswerte  aus,  die  sich  bei  Variation  der  zu 
mvestierenden  Kapital-  und  Arbeitswertbeträge  (als  den  unab- 
hängig variablen)  einstellen.  In  einfacher  Formulierung  müßte 
es  für  den  Bodenertrag  lauten,  daß  mit  zunehmender  Investierung 
von  Kapitalien  —  Arbeitslohn  als  umlaufendes  Kapital  mit  in- 
begriffen —  zwar    wohl    die  Ertragswerte    noch  wachsen  mögen, 


l)  Marshall    a.    a.   O.    S.   333.      ».    .   .   Wenn   die  Wirkungen    der  Gesetze    vom 
steigenden  und  abnehmenden  Ertrag  sich  das  Gleichgewicht  halten«. 
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die  Differenz  zwischen  diesen  und  den  Kostwerten  jedoch,  also 
der  Reinertrag  abnimmt. 

Aufs  erste  scheint  es,  als  ob  eine  solche  Fassung  den  Vor- 
aussetzungen der  theoretischen  Oekonomie  widerstreiten  müßte. 
Denn  unsere  Voraussetzung  ist  der  homo  oeconomicus,  der  eine 
Kapitalinvestition  mit  der  Aussicht  auf  Reduzierung  seines  Rein- 
ertrages nicht  vornehmen  wird.  Für  die  ziuiehmende  Kapital- 
investierung ist  unserer  Voraussetzung  nach  das  ökonomische 
Interesse  die  treibende  Kraft.  Darnach  ist  anzunehmen,  daß  die 
durch  die  Preisgestaltung  gegebene  Aussicht  auf  Reinertrags- 
erhöhung oder  mindestens  auf  Erzielung  derselben  Reinerträge 
die  Basis  für  die  Produktionserweiterung  ist. 

Ganz  so  einfach  liegen  die  Dinge  nicht.  Und  das  hängt  mit 
jener  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  zusammen,  die  die 
Grundlage  für  die  theoretische  Generalisierung  des  Gesetzes  vom 
abnehmenden  Ertrag  auf  alle  produktive  Tätigkeit  bieten.  Diese 
allgemeine  Gesetzmäßigkeit  des  diminishing  return,  die  von  Tliii- 
nen  genial  konzipiert,  seither  namentlich  in  der  ainerikanischen 
Literatur  durchgearbeitet  und  vertieft  worden  ist  —  die  deutsche 
Nationalökonomie  hat  dieses  wichtige  Problem  der  Theorie  ganz 
vernachlässigt  —  ist  wohl  am  vollkommensten  von  J.  ß.  Clark 
formuliert  worden.  Können  wir  seinen  Gedankengang  auch  nicht 
ganz  akzeptieren  —  schon  wegen  der  unseres  Erachtens  unhalt- 
baren Scheidung  von  Statik  und  Dynamik  —  so  ist  seine  Theorie 
doch  eine  ausgezeichnete  Darstellungsform  für  die  wirtschaftliche 
Auswirkung  der  Veränderungen  in  den  Proportionen,  unter  denen 
die  Produktionsfaktoren  zu  einer  bestiminten  Produktion  zusammen-  ' 
wirken^). 

Clark's  Theorie,  in  gewissem  Sinne  die  aus  dem  individua- 
I 

l)   Schuvipeter    formuliert   Clarks   Grenzproduktivitätstheorie  (die  dieser  in  seinen  '' 

Werken:  Distribution  of  wealth  1899  und  Essentials  of  economic  theory  as  applied 
to  modern  problems  of  industry  and  public  policy,  1907,  veröffentlicht  und  vertei- 
digt hat)  wie  folgt:  Bei  freier  Konkurrenz  und  in  einem  statischen  Zustande  der 
Volkswirtschaft  ist  der  Anteil  eines  jeden  Produktionsfaktors  am  Werte  des  ge- 
samten Produktes  bestimmt  durch  seinen  Grenzbeitrag  —  d.  h.  durch  jenen  Teil 
des  Produktwertes,  der  fortfallen  würde,  wenn  eine  Einheit  jenes  Produktions- 
faktors nicht  mit  arbeitete  —  diese  Größe  multipliziert  mit  der  Zahl  der  Ein- 
heiten desselben.  Anders  ausgedrückt:  es  erhält  jeder  Produktionsfaktor  unter  den 
gegebenen  Voraussetzungen  im  Verteilungsprozeß  auch  sein  Produkt.  Schumpeier,  Die 
neueren  Wirtschaftstheorien  in  den  Vereinigten  Staaten.  Jb.  f.  Ges.  XXXIV,  S.  941. 
Vgl.  auch  Zwiedineck,  Neuere  Lohnliteratur.  Arch.  f.  .Sozialw.  XXIII,  S.  622. 
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listischen  Rahmen  in  das  Bereich  sozialer  Beziehungen  ^)  über- 
tragene Grenznutzentheorie  hat  die  Anerkennung  der  Zurech- 
nungstheorie zur  Voraussetzung.  Da  Clark  Grund  luid  Boden 
als  Kapital  behandelt ,  bleiben  für  ihn  nur  Arbeitslohn  und 
Kapitalzins  als  Probleme  der  r>klärung,  nur  diese  beiden  Ein- 
kommenskategorien sind  es,  unter  denen  die  Ertragsaufteilung 
im  statischen  Zustand  vor  sich  gehe.  Bei  konstant  angenom- 
menem Kapital  falle  also  jedem  Arbeiter  so  viel  zu,  als  der 
letzteingestellte  Arbeiter  tatsächlich  an  Wert  produziert  habe. 
Aenderungen  in  der  Ertragsaufteilung  treten  mit  jeder  Aende- 
rung  in  dem  Verhältnisse  der  produktiven  Faktoren  ein.  Die 
Veränderung  einer  der  Quantitäten,  die  an  der  Produktion  be- 
teiligtsind, kann  dasGesamtergebnis  nicht  in  demselbenMaße  ändern, 
wie  dieser  eine  Faktor  sich  verändert,  so  daß  also  eine  Arbeits- 
verdoppelung nicht  auch  eine  Ertragsverdoppelung  bringt.  Eine 
Erkenntnis,  die  geradezu  mit  mathematischer  Gesetzmäßigkeit 
wiederkehrende  Erscheinungen  erfaßt. 

Kehren  wir  zunächst  nur  zu  unserem  Ausgangspunkte  zu- 
rück, so  ist  für  uns  die  Frage  wenig  wichtig,  in  welchem  Um- 
fange die  C7«r>^'sche  Theorie  Bestand  haben  muß,  insonderheit 
wie  sie  damit  in  Einklang  zu  bringen  ist,  daß  die  wachsende 
Produktivität  bei  Kapitalsvermehrung  auch  unter  statischen  Ver- 
hältnissen (im  Clarksc\\<tx\  Sinne)  denkbar  ist  (Gesetz  vom  zu- 
nehmenden Ertrag  -).  V\'ir  haben  jedoch  mit  der  Tatsache  zu 
rechnen,    daß    bei    wachsendem  Sozialkapitale    unter  sonst  gleich 


1)  Clai-ks  Denk-  und  Betrachtungsweise  unterscheidet  sich  darin  grundlegend 
von  der  der  meisten  Theoretiker,  daß  er  nicht  wie  diese  die  Masse  der  Preisbil- 
dungen zum  Ausgangspunkte  seiner  theoretischen  Konzeption  macht,  sondern  die 
großen  Grundziige  der  Wertmassenbewegungen  im  gesamten  sozialen  Körper.  »Die 
Grundlage  seines  Lohngesetzes  z.  B.  ist  nicht  die  Preisbildung  der  einzelnen  Arbeits- 
mengen, sondern  die  Rolle  der  Gesamtarbeitsmenge  der  Volkswirtschaft.  Auch  in 
einer  nach  den  Prinzipien  des  Privateigentums  und  der  freien  Konkurrenz  organi- 
sierten Gesellschaft  lenkt  demnach  gleichsam  das  soziale  Ganze  selbst  den  Produk- 
tions- und  Verteilungsprozeß«  (Schumpeter).  A  social  law  governs   this  apportionment. 

2)  Ohne  Beweise  setzt  sich  Clark  unseres  Erachtens  nictit  mit  Recht  über  die 
physiologisch  gegebene  technische  Ertrag  steigerungs  möglichkeit  hinweg  (Opti- 
mumgesetz), die  auch  im  statischen  Zustand  denkbarer  Weise  ökonomisch  Er- 
trag erhöhend  wirken  kann.  So  gerade  auch  in  seinem  grundlegenden  Paradigma : 
Distribution  of  wealth  S.  192  f.  Die  Behauptung,  daß  nicht  zwei  Arbeiter  »on  a 
quarter  section  of  land,  containing  prairie  and  forest«  einen  mehr  als  doppelten  Er- 
trag als  nur  einer  erzielen  können,  wäre  mindestens  interpretationsbedürftig  ange- 
sichts entgegenstehender  Tatsachen. 
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bleibenden  Umständen,  Kapitalinvestitionen  vor  sich  gehen,  so- 
gar in  der  bestimmten  Voraussicht,  daß  der  Ertrag  sinken  werde. 
Uns  interessiert  dabei,  ob  dieses  Verhältnis  wie  in  der  Boden- 
bewirtschaftung auch  in  der  Industrie  zutage  tritt.  Vom  Stand- 
punkte des  objektiven  Kapitalinteresses  kann  kein  Zweifel  darüber 
aufkommen,  daß  solches  möglich  ist.  Man  vermag  sich  aber 
auch  ohne  Schwierigkeit  Fälle  aus  dem  Gebiete  der  Industrie- 
produktion zu  vergegenwärtigen,  in  denen ,  die  Annahme  des 
statischen  Zustandes  vorausgesetzt ,  die  wirtschaftliche  Ertrags- 
abnahme mit  wachsender  Kapitalinvestierung  deutlich  wird.  Es 
ist  die  Abhängigkeit  von  den  Rohstoffen,  die  mit  steigender  Pro- 
duktion, wachsender  Nachfrage  entsprechend,  im  Rahmen  des 
statischen  Zustandes  teurer  werden  müssen. 

Das    ist    aber    schließlich  auch  nur  eine  Teilerscheinung  des 
Gesamtphänomens    der  Ertragsabnahme,    das    sich    mit    der  fort- 
schreitenden   Investierung    von    Kapital    in    einer    bestimmten  In- 
dustrie   beobachten  läßt  —  natürlich  immer  wieder  Konstanz  der 
Technik  vorausgesetzt.     Es  kommt  hinzu,  daß  jede  weitere  Unter- 
nehmung,   jede    zuwachsende  Produktionsbetriebseinheit    mit   un- 
günstigeren Produktionsbedingungen  in  verschiedensten  Richtungen 
arbeiten    muß :    nach    unserer  Grundannahme    verschlechtern  sich 
für    jeden    zuwachsenden  Betriebsorganismus   auch  die  Standorts-         fc 
Verhältnisse,    ist   ferner  mit  minder  qualifiziertem  Arbeitermaterial        ' 
zu  rechnen   und  ist  mit  der  Wahrscheinlichkeit  sinkenden  Produkt- 
preises   infolge    der  Produktionserhöhung    zu    kalkulieren  ^).      Das 
letzte  Moment    des  Preisfalles    weist  auf  den  innigen  Zusammen-        ^ 
hang    des    Prinzipes    der  Profitausgleichung    rnit    unserem  Gesetz        i' 
vom    abnehmenden  Ertrag    hin.     Im  Grunde  setzt  sich  jene  Ten- 
denz der  Ertragsausgleichung  nur  dort  durch,  wo  das  Gesetz  vom 
abnehmenden  Ertrag  im  wirtschaftlichen  Sinne  wirksam  ist,  denn 
sie     vollzieht    sich    normalerweise    nicht    nach    aufwärts    als    An- 
passung an  die  höheren,  sondern  als  Herabdrückung  der  höheren 
Profitraten. 


l)  Ob  es  berechtigt  ist,  die  Veränderung  des  Preises  in  diesem  Zusammenhang 
als  notwendig  oder  »naturgemäß«  {ßchumpete}-,  J.  f.  G.  XXXI,  S.  596)  anzunehmen, 
ist  unseres  Erachtens  fraglich.  Es  ist  theoretisch  keineswegs  von  der  Hand  zu  weisen, 
daß  ein  Gut  einen  Preis  von  z.  B.  8  erzielt,  wenn  80  Einheiten  angeboten  sind,  in- 
folge der  Wertungsverhältnisse  aber  100  und  mehr  mit  8  verkauft  werden  köimlen 
und  den   Preis  behält,  wenn  dann  tatsächlich    100  Einheiten  angeboten  werden. 
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C.  Die    sogenannte    Suspension    des    Gesetzes. 

Wir  haben  nunmehr  noch  den  Durchbrechungen  des  Gesetzes 
vom  abnehmenden  Ertrag  die  Auhuerksamkeit  zuzuwenden  und 
in  dieser  Beziehung  besonders  zu  prüien,  ob  nicht  vielleicht  eine 
grundlegende,  nicht  bloß  graduelle  DitTerenzierung  des  Verteilungs- 
vorganges in  der  landwirtschaftlichen  und  in  der  industriellen 
Produktion  in  Verschiedenheiten  der  Durchbrechbarkeit  des  Ge- 
setzes hier  und  dort  begründet  werden  kann. 

Die  Durchbrechung,  Durchkreuzung  oder  »Suspension«  des 
Gesetzes  kann  sich  ergeben  aus  Variationen  in  denjenigen  Pro- 
duktionsbedingungen, die  wir  bei  Analysierung  der  Gesetzmäßig- 
keit als  konstante  behandelt  haben,  also  vor  allem  in  der  Tech- 
nik. Aber  nicht  darin  allein  und  es  erweist  sich  unseres  Erachtens 
gerade  im  Hinblicke  auf  die  Mißverständnisse,  die  in  dieser  Frage 
aufgekommen  sind,  als  notwendig,  die  verschiedenen  Möglichkeiten 
der  Durchkreuzungsursachen  zu  unterscheiden.  Wir  halten  auch 
da  wieder  technisch  und  wirtschaftlich  verursachte  Suspensions- 
fälle auseinander. 

1.  Eine  technische  Suspension  der  Tendenz  zur  Ertragsab- 
nahme liegt  vor,  wenn  der  Uebergang  zu  einer  neuartigen  Tech- 
nik die  Bodenerträge  noch  weiter  zu  steigern  vermag,  ohne  die 
Produkteinheitskosten  zu  erhöhen,  sobald  die  bisherige  Technik 
trotz  Kapital-  oder  Arbeitssteigerung  keine  solche  Steigerung  mehr 
ermöglicht. 

2.  Eine  Suspension  wird  wirtschaftlich  ausgelöst  im  Gebiet 
der  Bodenbewirtschaftung: 

a)  bei  konstanter  Bodennutzung  durch  die  Aenderung  in 
den  geldwerten  Faktoren  der  Reinertragskalkulation  in 
der  Richtung  einer  Erhöhung  der  Reinerträge.  Das  kann 
geschehen  a)  durch  Verminderung  der  Kostenwertbeträge, 
Preisabschlag  bei  den  Produktionsbedingungen;  |j)  durch 
Erhöhung  der  Produktpreise ; 

b)  durch  Aenderung  der  Bodennutzung, 

c)  durch  Aenderung  der  Betriebsgröße, 

Bei  dem  Problem  der  technischen  Aufhebung  des  Gesetzes 
steht  der  Wechsel  im  Wirtschaftssystem  im  Vordergrunde.  Da- 
zy  gehört  nicht  nur  die  Aenderung  der  Fruchtfolge,  die  Düng- 
ungsmethode ,  sondern  auch  die  Kultur  neuer  Pflanzen,  Die 
ganze  Frage  ist  freilich  keineswegs  geklärt.     Die  Kontroverse  be- 


5o8 


Dr.  Otto  Zwiedineck : 


trifft  schlechthin  den  Sinn,  in  dem  von  Suspension  überhaupt  ge- 
sprochen werden  könne.  Wir  haben  keine  Veranlassung,  auf  die 
Dogmengeschichte  dieses  außerordentlich  wichtigen  und  reichlich 
erörterten  Problems  einzugehen.  Wir  verweisen  nur  auf  das 
neuerliche  Aufleben  dieses  Streites,  in  dem  ausgezeichnete  und 
wirklich  nach  Exaktheit  strebende  Untersuchungen  auf  beiden 
Seiten,  insbesondere  aber  auf  Seite  derjenigen  geliefert  wurden, 
die  der  Durchbrechbarkeit  der  Ertragsabnahme  in  der  Haupt- 
sache ablehnend  gegenüberstehen.  So  vor  allem  Wickseil  ^), 
Aereboe  ^),  Esslen  ^).  Uns  will  es  scheinen,  daß  wir  keine  An- 
haltspunkte haben,  an  der  Durchbrechbarkeit  der  Gesetzmäßigkeit 
in  der  Bodenbewirtschaftung  auch  schon  durch  rein  technische 
Veränderungen  zu  zweifeln,  wenigstens  nach  dem  bisherigen  Ent- 
wicklungsgange nicht.  Aber  wir  haben  ebensowenig  Beweise 
dafür,  daß  nicht  auch  für  die  industrielle  Produktion  —  namentlich 
hinsichtlich  der  Kraftgewinnung  —  die  Ueberwindung  des  Ge- 
setzes vom  abnehmenden  Ertrage  immer  schwieriger  wird.  Allein 
für  unsere  Hauptfrage  handelt  es  sich  am  wenigsten  um  den 
technischen  Ertrag  und  seine  Variabilität.  Und  zwar  schon  aus  dem 
Grunde,  weil  eine  exakte  Betrachtungsweise  des  Verhältnisses 
zwischen  Aufwandsteigerung  und  Ertragsteigerung  in  Sachquanti- 


1)  Wickseil.  Ueber  einige  Fehlerquellen  bei  Verifikation  des  Bodengesetzes, 
Thünenarchiv  II   1907. 

2)  Aereboe,  Beiträge  zur  Wirtschaftslehre  des  Landbaues,  1905,  und  ders.,  Ur- 
sachen und  Formen  wechselnder  Betriebsintensität  in  der  Landwirtschaft  (Thünen- 
archiv,  2.  Jahrg.,  S.   263  ff.). 

3)  Esslen,  a.  a.  O.  scheint  uns  allerdings  nicht  widerspruchsfrei.  Im  älteren  Auf- 
satze, Archiv  f.  Soz.  XXX,  neigt  er  unverkennbar  mehr  der  in  technischer  Hinsicht 
die  »Neutralisierung«  (oder  das  Unwirksamwerden)  abstreitenden  Aereboesc\i&n  Auf- 
fassung zu  und  läßt  nur  gelten,  daß  »die  wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Gesetzes 
zum  Teil  beseitigt  sind«.  Dagegen  schreibt  er  im  späteren  Aufsatze,  Arch.  f.  Soz. 
XXXII,  S.  428,  »daß  durch  technische  Maßnahmen,  die  mit  verhältnismäßig  un- 
bedeutenden Kosten  durchzuführen  sind,  ein  günstigeres  Wirkungsverhältnis  der  Vege- 
tationsfaktoren hergestellt  und  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  von  der  Flächeneinheit 
ein  Mehrertrag  zu  geringeren  Kosten  gewonnen  werde«.  Das  ökonomische  Unwirk- 
samwerden der  Ertragsabnahme  erklärt  Aereboe  und  wohl  Esslen  ihm  zustimmend 
mit  dem  Einflüsse  der  industriellen  Fortschritte.  Die  Mithilfe  gewerblich  gewonnener 
Produktionsmittel  lasse  die  Landwirtschaft  teilhaben  an  den  Vorteilen,  die  der  In- 
dustrie aus  dem  Gesetze  des  zunehmenden  Ertrages  erwachsen.  Damit  ist  u.  E. 
aber  doch  nur  die  landwirtschaftliche  technische  Entwicklung  erfaßt  und 
überdies  u.  E.  ganz  irrtümlich  die  wachsende  Entwicklung  der  industriellen  T  e  c  h- 
n  i  k  sozusagen  identifiziert  mit  dem  Gesetz  des  zunehmenden  Ertrages  [Esslen,  Arch. 
f.  Soz.  XXX,  S.  729). 
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täten  untunlich  ist,  solange  sie  nicht  auf  einen  gemeinsamen 
Nenner,  das  ist  eine  Wertbasis,  gebracht  werden,  und  damit  ist 
dann  das  Problem  nur  mehr  als  wirtschaftliches  zu  behandeln. 
So  auch  besonders  bei  Beurteilun«;  der  Tragweite  von  Melio- 
rationen ^).  Hier  kann  eben  immer  nur  eine  GeldwertkalUulation 
zur  Beurteilung  der  Melioration  im  Hinblicke  auf  die  Ertragsva- 
riation geeignet  sein. 

Bezüglich  des  Argumentes  von  der  Unzulänglichkeit  und  Un- 
vermehrbarkeit  der  Ackerflur,  von  der  Ausdehnungsmöglichkeit 
derselben  nur  in  der  zweiten  Dimension  ist  gleichfalls  die  Ver- 
schiebung der  Betrachtung  von  der  technischen  nach  der  wirt- 
schaftlichen Seite  festzustellen.  Die  Unerschöpftheit  des  Bodens 
wird  von  Oppenlieimer  wie  von  Sc/uiinpeter  mit  Recht  betont. 
Entfernte  unerschlossene  und  schlechte  nähere  Böden  können  der 
Pflanzenproduktion  noch  nutzbar  gemacht  werden.  Daß  dies 
nur  mit  großen  technischen  Operationen  geschehen  kann,  ist  ein 
ökonomisches  Moment,  sofern  nur  die  Geldkosten  dieser  kompli- 
zierteren Beschaffung  der  Bodenprodukte  einerseits,  die  Preise  der 
Bodenprodukte  anderseits  darüber  entscheiden,  ob  diese  Ertrag- 
vermehrung rationell  ist,  dem  ökonomischen  Prinzip  entspricht. 

Ueberwindet  also  wohl  im  Rahmen  der  Bodenproduktion  die 
Preisbildung  (in  erster  Linie  die  Preise  der  Bodenprodukte  even- 
tuell aber  auch  die  der  Kostengüter)  die  Tendenz  der  Ertragsab- 
nahme, so  hat  es  umgekehrt  nicht  den  Anschein,  als  ob  die  Preis- 
gestaltung auch  in  der  Industrie  die  Voraussetzung,  der  Bestim- 
mungsgrund für  die  größere  Kapitalinvestierung  zwecks  Produk- 
tionssteigerung wäre.  Und  doch  ist  die  Bedeutung  der  Preisän- 
derung   als    Durchkreuzung    der    Wirksamkeit    des    Gesetzes    am 

l)  Gewiß  ist  ein  möglicher  Maßstab  zur  Beurteilung  des  günstigen  Verhältnisses 
zwischen  Meliorationsaufwand  und  Ertragssteigerung  die  Veränderung  der  Menschen- 
zahl, die  vor-  bez.  nachher  von  dem  Produktionsüberschuß  der  Bodenbewirtschafter 
leben  kann.  Aber  auch  da  spielen  schon  Wertungen  herein,  und  dieser  rein  natu- 
rale Maßstab  (etwa  schließlich  Nährwerteinheiten)  wäre  unverläßlich.  Wir  möchten 
dabei  nur  beiläufig  erwähnen,  daß  Aereboe  diese  Messungsweise  scheinbar  anwendet, 
um  auf  diesem  Wege  die  Unbedingtheit  der  Ertragsabnahme  jeder  ersten  Boden- 
bearbeitung zu  erhärten.  Aereboe^  Hinweis  auf  den  Pampashirten  (S.  5  f.  seiner 
»Beiträge«),  der  täglich  ein  Stück  Vieh  zu  produzieren  vermag,  ist  aber  ein  einseitiges 
Schulbeispiel,  von  dem  jedenfalls  nicht  ableitbar  ist,  daß  die  Ertragsfähigkeit  der 
Bodenbewirtscliaftung  mit  weiteren  Aufwendungen  proportional  wachse.  Wir  haben 
es  doch  auch  mit  anderen  Böden  zu  tun  (Kolonialerfahrungen !),  auf  denen  mensch- 
liche Aufwendungen  die  Basis  sofortiger  großer  Ertragssteigerung  gewesen  ist  bez. 
sein  kann. 
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deutlichsten  zu  beobachten  an  der  Riclitung,  in  der  sich  in  neue- 
rer Zeit  die  technischen  Untersuchungen  immer  häufiger  ausdeh- 
nen. Es  handelt  sich  um  jene  technischen  Probleme,  die  mit  der 
wirtschaftlichen  Rentabilität  der  Kraftanlagen  vor 
allem  aufs  engste  zusammenhängen,  in  der  Weise,  daß  es  zu  er- 
mitteln gilt,  wie  die  Rentabilität  der  Anlage  als  abhängig  Variable 
von  den  Veränderungen  in  rein  wirtschaftlichen  Faktoren  als  un- 
abhängig Variablen  bestimmt  wird.  Daß  wir  Kraftanlagen  heran- 
ziehen, kann  mit  dem  Hinweise  auf  den  Zusammenhang  zwischen 
Böden  und  Kraftgewinnung  nicht  etwa  als  Verschiebung  des  Be- 
weisthemas betrachtet  werden. 

Denn  das  ist  ja  das  wichtige  in  der  Erfassung  des  Verteilungs- 
problems und  insbesondere  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrage, 
daß  man  die  Wandlung  in  der  Abhängigkeit  der  verschiedenen 
Produktionszweige,  die  sich  mit  s  oz  iologis  ch  e  n  Neugestal- 
tungen ergibt,  mit  berücksichtigt.  Mag  auch  immerhin  Antoiiio 
Serra  den  Gegensatz  zwischen  der  Bodenertragssteigerung  einer- 
seits, und  der  Vervielfältigungsmöglichkeit  des  gewerblichen  Pro- 
zesses andererseits,  und  mögen  diesen  nach  Serra  noch  viele  andere 
mit  unbestreitbarer  Berechtigung  empfunden  und  in  den  Bereich  ihrer 
Räsonnements  gestellt  haben,  so  hat  sich  die  Sachlage 
eben  geändert,  und  mit  fortschreitender  Bevölkerungsver- 
mehrung ist  mit  der  möglich^)  gewordenen  nicht  animalischen 
Kraftproduktion  eine  Abhängigkeit  von  dieser  und  damit  wieder 
von  den  Energievorräten  der  Erde  für  die  Industrie  aufgetreten,  an 
die  man  in  früheren  Zeiten  zu  denken  gar  keine  Veranlassung 
hatte.  Solche  natürliche  Energiespeicher  sind  wie  der  Boden  durch 
die  Entwicklung  unserer  industriellen  Arbeit  zu  Gütern  erst 
immer  mehr  geworden,  sie  haben  allmählich  immer  mehr 
sozialen  Wert  erhalten.  Und  damit  gewinnt  wie  das  Gesetz 
vom  abnehmenden  Ertrag  so  natürlich  auch  die  Neutralisierung 
desselben  eine  immer  wachsende  Bedeutung  auf  dem  Gebiete 
auch  aller  nicht  substanz-produzierenden  Wirtschaftstätigkeiten  ^). 

1)  Ob  »notwendig«,  ist  hier  nicht  zu  entscheiden,  jedenfalls  strittig,  namentlich 
wenn  man  die  offenbar  mit  erschwerten  Daseinsbedingungen  entwickelte  Bedürfnis- 
losigkeit z.  B.  der  Chinesen  als  einer  anderen  möglichen  Wirkung  des  Bevölkerungs- 
wachstums bedenkt. 

2)  Es  kann  hier  nur  kurz  auf  einige  Leistungen  im  Bereich  dieses  wissenschaft- 
lichen Grenzgebietes  verwiesen  werden,  die  doch  auch  gerade  für  die  theoretische 
Oekonomik  ihren  Wert  haben.  Es  sind  ausgezeichnete  Arbeiten  ökonomisch  ge- 
schulter Techniker.     Wir  erwähnen  die  Abhandlung  Ludmi,  Der  Ausbau  der  Nieder- 
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y.  St.  Milh  Optimismus  ^),  der  bei  der  Erörterung  dieser 
Möglichkeit  zutage  tritt,  hat  sich  vielfach  schon  als  ungerecht- 
fertigt erwiesen.  Natürlich  ist  die  Erhöhung  der  Produktpreise 
nicht  die  einzige  Eorni,  in  der  eine  Neutralisierung  der  Er- 
tragsabnahme zu  beobachten  ist.  Wirtschaftlich  ist  es  kein 
anderes  Prinzip,  wenn  statt  der  Preiserhöhung  die  Qualitätsver- 
schlechterung oder  beides  vereint  auftritt.  Und  für  die  Industrie- 
produktion ist  das  sogar  die  viel  häufigere  Erscheinung.  Wer 
der  weitgehenden  Differenzierung  der  Warenqualitäten  einige  Auf- 
merksamkeit zuwendet,  wird  in  der  Qualitätsverschlechterung  als 
korrespondierenden  oder  Ersatzerscheinung  für  die  Preissteigerung 
nur  allzu  häufig  einen  Vorgang  erkennen  können,  der  ganz 
analog  den  Vorgängen  in  der  Landwirtschaft  dem  Zwecke  dient, 
die  mit  steigender  Kapital-  und  Arbeitsinvestierung  in  einem  Pro- 
duktionszweig auftretende  Ertragsabnahme  wirtschaftlich  zu  neutrali- 
sieren. Tausendfache  Beispiele  für  diesen  Typus  des  »diminishing 
consumers  rent«  (Marshall)  wären  nachweisbar. 

Haben  wir  es  also  mit  einer  gleichartigen  Sachlage  zu  tun, 
so  kann  damit  nicht  auch  schon  behauptet  werden,  daß  das 
Problem  der  Neutralisierung  gleich  leicht  oder  gleich  schwierig 
in  der  Industrie  wie  in  der  Bodenbewirtschaftung  zu  lösen  ist. 
Nach  dem  heutigen  Stande  der  Kenntnisse  von  den  Produktions- 
bedingungen ist  es  nicht  gerechtfertigt,  ein  irgendwie  abschließen- 

druckwasserkräfte,  Heidelberg  19 10,  und  die  schon  zitierte  Arbeit  K.  B.  Schmidts, 
Oekonomik  der  Wärmeenergien,  Berlin  1911.  Ludin  schreibt:  Weisen  diese  Um- 
stände (unverhältnisniäßiger  Mehrkosten  der  Korrektur  fehlerhafter  Wasserkraftanlagen) 
auf  die  Notwendigkeit  hin,  die  von  der  Natur  dargebotenen  Wasserkräfte  in  weit- 
gehendster Weise  auszunutzen,  so  bedingt  daneben  die  den  Wasserkräften  eigene  mit 
den  Niederschlagsverhältnissen  zusammenhängende  Unstetigkeit  gewisse  .  .  .  Maß- 
nahmen .  .  .  deren  Leistungsfähigkeit  und  Kosten  umso  höher  ausfallen  muß,  je 
weiter  in  der  Ausnutzung  einer   unstetigen   Wasserkraft  gegangen  wird. 

Dieser  Zusammenhang  bringt  es  mit  sich,  daß  unter  Umständen  der  Ausbau 
einer  Kraftquelle  über  eine  gewisse  Grenze  hinaus  unwirtschaftlich,  d.  h.  gegenüber 
anderen  verfügbaren  Kraftquellen  zu  teuer  wird.  Es  liegt  hier  offenbar  ein  Fall  des 
»Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag«  vor,  das  ....  ohne  weiteres  auf  das  ganze 
Gebiet  der  Urproduktion  angewendet  werden  darf,  insofern  hier  durchweg  in  der 
Begrenztheit  und  zunehmend  geringeren  Ergiebigkeit  der  nationalen  Produktions- 
mittel die  Vorbedingungen  dazu  gegeben  sind,  daß  mit  zunehmender  Intensität  die 
Produktionskosten  steigen  müssen.  Schmidt  hat  sich  durch  die  Klarstellung  der  Wirt- 
schaftlichkeit (Ertragsvariation)  namentlich  der  Wärmekraftmaschinen  auf  verschie- 
denen Verbrauchsgebieten  und  durch  Feststellung  der  Abhängigkeit  dieser  Wirt- 
schaftlichkeit von  gewissen  Preislagen  besonders  verdient  gemacht, 
i)  Grundsätze,  I.  Buch,  Kap.  XII. 
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des  Urteil  zu  fällen.  Jedenfalls  nicht  mit  dem  Anspruch  auf 
wissenschaftliche  Exaktheit.  Auch  einen  nur  graduellen  Unter- 
schied zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  zu  behaupten,  hal- 
ten wir  für  unzulässig,  solange  nicht  für  die  Industrie  diese  Ver- 
hältnisse durch  gründliche  und  zahlreiche  Monographien  anders 
geklärt  sind.  Wir  müssen  uns  mit  einem  non  liquet!  begnügen. 
Anders  steht  es  mit  einer  allerdings  sehr  akademischen  Mög- 
lichkeit, mit  einer  Neutralisierung  der  Ertragsabnahme  durch  Aen- 
derung  in  der  Verwendung  des  Bodens.  Dieser  ist 
dann  jedenfalls  dem  Kapital  großenteils  überlegen.  Die  Nutzungs- 
änderung bedeutet  beim  Boden,  wie  wir  sahen,  eine  sofortige 
erhebliche  Verschiebung  der  Situation  des  Bewirtschafters,  eine 
andere  Stellung  in  der  Ertragsskala  der  Produktionsmittel  ist  ohne 
nennenswerte  Aufwendungen  oft  unschwer  erreichbar  i).  Diese 
Möglichkeit  ist  im  Rahmen  des  modernen  kapitalistischen  Industrie- 
bereiches unvergleichlich  geringer.  Das  investierte  Kapital  ist  da 
in  der  Regel  einseitig  fixiert  und  nur  mit  erheblichen  Verlusten 
an  Kapitalvvert  ist  die  Aenderung  der  Produktionsrichtung  und 
damit  die  Unwirksammachung  der  Tendenz  zur  Ertragsabnahme 
denkbar  und  durchführbar.  Freilich  ist  auch  der  Bodenbesitzer 
in  solchen  Neutralisierungsbestrebungen  an  längere  Zeiträume 
gebunden.  Aber  immerhin,  der  Bodenertrag  ist  veränderbar  auf 
diesem  Wege,  und  es  ist  diese  Feststellung  umso  notwendiger, 
als  die  Anhänger  des  Singularitäts-Rentencharakters  des  Boden- 
einkommens oft  viel  zu  einseitig  geradezu  die  Brotfruchtproduktion 
in  den  Mittelpunkt  ihrer  Beweisführung  stellen.  Wir  täuschen 
uns  darüber  nicht,  daß  wir  der  Gefahr  einer  Verschiebung  des 
ganzen  Beweisthemas  unterliegen  könnten,  wenn  wir  darüber  hinaus- 
gehen, daß  ja  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  als  renten  bildend 
behauptet,  also  als  im  Interesse  des  Bodenbesitzers  liegend  an- 
gesehen wird.  Die  Aenderung  der  Bodennutzung  ist  ja  nur  dort 
zu  erwarten,  wo  das  Einkommen  des  Bodenbesitzers  vergrößert 
werden  will,  dies  wegen  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  in 
der  bisherigen  Nutzung  jedoch  nicht  erreichbar  ist.  Nur  für  den  Fall 
also  kommt  unserer  Feststellung  Bedeutung  für  die  Beweisführung 
zu,  daß  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag  nicht  schon  durch 
eine  Preissteigerung  im  Produkt  zum  Vorteil  des  Bodenbesitzers 
ökonomisch  unwirksam  gemacht  ist. 


l)  Eine    Reihe    von  Einzelheiten    hierzu  werden  in  der    landvvirlschaftHchen  Be- 
triebslehre zur  Zeit  reichlich  erörtert.     Vgl.  insbes.   Waterstradt  a.  a.  O. 
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Wir  müssen  hier  endlich  noch  einer  neueren  Theorie  die 
Aufmerksamkeit  zulenken,  die  eine  Erklärung  der  Bodenrente  in 
Anlehnung  an  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Ertrag  in  einer,  wie 
uns  scheinen   will,  sehr  beachtenswerten  Richtung  versucht. 

In  einem  scharfsinnigen,  geradezu  mathematisch  geführten  Ge- 
dankengang, der  von  der  Kritik  der  C/ar/cschen  Grenzprodukti- 
vitätstheorie  seinen  Ausgang  nimmt,  zeigt  Scli'önheyder'^),  daß  die 
Grenzproduktivität  der  Arbeit  in  der  Landwirtschaft  an  sich  schon 
von  der  Größe  des  Areals  abhängt,  das  der  Bewirtschaftung  zu- 
grund  liegend  angenonmien  wird,  derart,  daß  die  Qualität  des 
Bodens  es  gar  nicht  mehr  ist,  was  die  Ertragsverschiedenheit  be- 
wirken muß.  »Selbst  in  dem  allerbesten  und  fruchtbarsten  Erd- 
reich gibt  es  ein  bestimmtes  Areal,  das  mit  einer  gewissen  Menge 
Arbeit  —  vom  Kapital  als  produktivem  Eaktor  abgesehen  — 
nur  einen  Ertrag  von  150  geben  würde,  während  ein  größeres 
Areal  mit  der  gleichen  Menge  Arbeit  auch  bei  Boden  von  ge- 
ringerer Qualität  einen  Ertrag  von  200  gäbe.«  Schönheyder  stellt 
also  —  ähnlich  wie  Oppenheimer ^  aber  eben  aus  ganz  andern 
Argumenten  heraus  —  die  soziale  Verteilung  des  Bodens  in  den 
Vordergrund  der  theoretischen  Rentenerklärung  in  der  Weise,  daß 
nicht  die  abnehmende  Produktivität  des  Bodens  die  Rentenent- 
stehung verursacht,  sondern  dessen  zunehmende  Produktivität, 
sobald  die  Quantität  des  Bodens  einer  Betriebseinheit  erhöht  wird. 

Ohne  daß  das  Vorhandensein  gewisser  Schwächen  der  ScJiön- 
/lej'der sehen  Theorie  damit  in  Abrede  gestellt  werden  soll,  muß 
doch  das  Wertvolle  an  seiner  Untersuchung  mindestens  darin  er- 
kannt werden,  daß  eine  systematische  exakte  Analyse  der  Pro- 
duktionsfaktoren hinsichtlich  ihrer  Bedeutung  für  die  Ertragser- 
zielung  vorliegt,  die  die  Wechselseitigkeit  in  den  Einflüssen  der 
Quantitätsänderungen  der  Faktoren  aufeinander  berücksichtigt. 
Rein  ökonomisch  ist  gar  kein  Grund  einzusehen,  weshalb  immer 
das  Bodenareal  als  Konstante,  die  Arbeits-  oder  Kapitalquantitäten 
als  Variable  betrachtet  werden,  nicht  auch  umgekehrt  das  Boden- 
areal als  unabhängig  Variable.  Sch'Ö7iheyder  bringt  Gründe  vor, 
die  den  Zweifel  rechtfertigen,  daß  die  Grenzproduktivitätstheorie 
die  Ertragsverteilung  lediglich  nach  dem  Wert  der  Leistungen  der 
mitwirkenden  Produktionsfaktoren  restlos  leisten  könne.  Sehr 
folgewichtig  ist,  worauf  er  die  Aufmerksamkeit  lenkt,  daß  offenbar 


i)  Schönheyder,  Die  Landwirtschaftsrente.     Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  94.  Bd. 
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das  Verhältnis  zwischen  Bodenquantität  zu  Arbeitsquantität  nicht 
schlechthin  entscheidend  sein  kann,  sondern  daß  die  Größe  der  Be- 
triebseinheit '),  auf  welcher  dieseRelation  immer  konstruiert  werden 
kann,  die  Ergebnisse  noch  sehr  wesentlich  mitbestimmt.  So  wäre 
also  das  soziale  Element  in  der  Produktion  wirksam,  wo  die 
Grenznutzentheorie  nur  die  Produktivität  wirksam  sein  läßt. 

Für  unsere  Betrachtung  ist  dies  Ergebnis  der  Sclwnheyder- 
schen  Untersuchung  nicht  unwichtig.  Wir  gewinnen  aus  ihm  noch 
eine  weitere  Analogie  für  die  Stellung  der  Industrie  in  der  Ren- 
tenbildung gegenüber  gewissen  Zusammenhängen  in  der  Land- 
wirtschaft. Ist  das  soziale  Moment  der  Besitzverteilung  an  sich 
schon  mit  ein  Grund  für  die  Entstehung  von  Renteneinkommen,  so 
ist  mit  der  Besitzverteilung  wohl  auch  das  Gesetz  vom  abnehmen- 
den Ertrag  zu  neutralisieren,  jedenfalls  die  Rentenhöhe  beeinfluß- 
bar. In  der  Beschränkung  dieses  Zusammenhanges  auf  das  Ver- 
hältnis von  Arbeit  zu  Boden  ist  nun  der  Gedanke  vollständig  auf 
das  Verhältnis  von  Arbeit  zu  Kapital  in  der  Industrie  beziehbar. 
Auch  hier  die  Rentenstellung  des  mehrfach  größeren  Industrie- 
betriebes, selbst  gleichmäßig  entwickelte  Technik  vorausgesetzt, 
gegenüber  dem  kleinen  Handwerksbetrieb. 

IV.   Die  Residualtheorie  und  das  Monopolargument. 

Wir  haben  nunmehr  noch  die  dritte  Begründung  der  Singu- 
larität der  Bodeneinkommensverhältnisse  zu  prüfen.  Sie  ist  schon 
nicht  ganz  einfach  zu  fassen.  In  der  Hauptsache  neigt  man  dazu, 
das  Vorhandensein  eines  Residuums  nach  Bestreitung  aller  Ko- 
sten als  das  Substrat  anzusehen,  welches  den  unzerstörbaren  Na- 
turkräften des  Bodens  (den  natural  agencies)  zugeschrieben  wer- 
den muß. 

An  dieser  Auffassung  ist  mit  Recht  schon  gerügt  worden, 
daß  nicht  einzusehen  ist,  weshalb  der  Bodenkraft  nicht  auch 
Kostenqualität  in  der  Wertkalkulation  beigemessen  wird.  Da 
doch    die   nächstrentable    durch    die    konkrete    Bodenverwendung 

l)  Danach  ist  es,  was  Schönheyder  in  theoretischer  Analyse  dartut,  nicht 
dasselbe,  wenn  loo  Arbeiter  auf  looo  ha  oder  wenn  lo  Arbeiter  auf  loo  ha  tätig 
sind.  Zu  Sckönkeyders  theoretischer  Konzeption  bieten  die  hoch  interessanten  Daten, 
die  Rothkegel  gesammelt  und  zusammengestellt  hat  (Die  Kaufpreise  für  ländliche 
Besitzungen  im  Königreich  Preußen  von  1895 — 1906,  Leipzig  1910.  Schtnoller-Serivg, 
Forschungen,  Heft  146)  eine  wertvolle  Ergänzung.  Man  beachte  dort  in  Anlage  A 
den  Hektarkaufpreis  in  den   verschiedenen  Größenklassen. 
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verhinderte  Bodenverwendung  als  Kostenfaktor  in  Rechnung  ge- 
setzt werden  müsse ^).  Nur  zu  nahe  liegt  aber  auch  die  Frage 
—  und  auch  sie  ist  wiederholt  gestellt  worden  - —  warum  man 
denn  gerade  bei  Bodenleistungen  jene  Residual-Darstellungsweise 
eintreten  läßt  und  warum  nicht  genau  so  mit  der  Arbeitsleistung 
und  mit  der  Kapitalleistung.  Unsere  Auffassung  geht  dahin,  daß 
die  allmählich  notwendig  gewordene  ökonomische  Kalkulations- 
arbeit im  Agrikulturwesen  Qualitäten  bei  den  leitenden  Persön- 
lichkeiten voraussetzt,  die  vor  der  Ausgestaltung  des  Verkehrs- 
wesens, insbesondere  des  Transportes,  vor  der  Intensivierung  der 
Bewirtschaftung  nicht  erforderlich  waren.  Der  ökonomische  Er- 
folg einer  Bodenbewirtschaftung  ist  heute  nicht  mehr  bloß  von 
Qualität  der  Substanz,  klimatischen  Verhältnissen  und  Lage  zum 
Markt  abhängig,  sondern  von  ökonomischer  Kombinationsfähig- 
keit. Eine  eigenartige  Residualtheorie  ist  daher  für  die  Grund- 
renten-Erklärung nur  möglich  geworden,  weil  man  viel  zu  weit 
entfernt  war,  dem  lenkenden  Kopf  einen  Anteil  am  Ertrag  zuzu- 
rechnen. Unternehmer-Einkommen  in  der  Landwirtschaft  ist  eben 
auch  eine  erst  allmählich  bedeutsam  gewordene  Kategorie.  Welche 
Aufgaben  da  zu  lösen  sind,  hätte  nach  Thüiien  freilich  nicht  so 
unbeachtet  bleiben  dürfen.  Aber  es  war  so  einfach  als  Grund- 
rente zu  bezeichnen,  was  an  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
floß  2). 

Nicht  als  ob  die  produktive  Kraft  des  Bodens  und  seine 
Verwendbarkeit,  ja  Unentbehrlichkeit  zur  Erklärung  von  Einkom- 
men irgendwie  dadurch  berührt  werden  könnten.  Aber  die  Zu- 
rückführung  bestimmter  Quoten  eines  Gesamteinkommens  der 
Bodenbenutzer  oder  Besitzer  auf  den  Boden  kann  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  erfolgen. 

Das  Ineinanderfließen  von  sachlichem  (Boden-)  und  persön- 
lichem (Unternehmerqualitäts-)Ertrag  und  die  völlige  Gleichartig- 
keit der  Verhältnisse  in  allen  Zweigen  des  Erwerbes  ist  gar  nicht 
ausschlaggebend.  Die  Bodenverw^ertung  erfolgt  auch  unter  Verhält- 
nissen, in  denen  die  Vermischung  mit  anderen  Produktionsfaktoren 


1)  Schumpeters  eigentlicher  Differentialrentenfall  generellster  Art  (J.  f.  Ges. 
XXXI  S.  632). 

2)  Von  der  alten  Grundrentenlehre  sagt  Feiler  treffend  :  the  land  concept,  the 
first  of  the  rent  concepts  was  one,  that  rested  on  a  Classification  of  material  things. 
When  anything  had  been  classified  as  land,  it  followed  that  the  in  come  from  its 
use  was  rent  (Quart.  Journ.  of  econ.  XV.   1901  The  passing  of  the  old  Rent  Concept). 
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für  die  Zwecke  der  Ertragserzielung  gar  nicht  zutrifft.  Es  ist  der  Fall 
der  Verpachtung  von  Land,  das  spezifische  Beobachtungsmaterial  für 
die  Entwicklung  der  klassischen  Grundrentenlehre.  Von  einer 
Singularität  ist  auch  bei  diesem  kostenlosen  Ertrag  aber  keine 
Spur. 

Diejenigen,  welche  die  Lage  des  Vermieters  oder  Verpächters 
als  eine  besonders  eigenartige  gegenüber  dem  Verleiher  anderer 
ertragbringender  Objekte  ansehen,  rechtfertigen  dies  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Unzerstörbarkeit  und  Unverbrauchbarkeit.  Sie 
legen  damit  Gewicht  auf  ein  technisches  Moment,  als  ob  das 
materielle  Substrat  der  Produktivqualität  das  entscheidende  wäre 
für  die  wirtschaftstheoretische  Erfassung  und  nicht  die  Nutzleistung. 
Für  die  Nutzleistung  ist  der  Boden  aber  entwertbar:  nicht  nur 
durch  Raubbau,  sondern  auch  durch  Veränderungen  in  den  Um- 
ständen, die  seine  bestimmte  Verwendung  der  Lage  nach  be- 
dingen. Er  ist  als  Nutzleister  zerstörbar,  gerade  wie  seine  öko- 
nomische Nutzqualität  durch  Kapital  und  Arbeitsaufwand  produziert 
oder  auch  nur  wieder  erweckt  werden  kann,  wie  wir  das  in  Fäl- 
len wie  bei  dem  mesopotamischen  Getreideboden  beobachten 
können. 

Nun  macht  die  Zivilgesetzgebung  freilich  einen  Unterschied  zwischen  Mobilien 
und  Immobilien,  und  es  könnte  diese  aus  dem  ökonomischen  Leben  sich  entwickelnde 
Differenzierung  symptomatisch  aufgefaßt  als  Argument  zugunsten  der  Singulärbehand- 
lung  geltend  gemacht  werden.  Allein  entscheidender  ist  demgegenüber  die  Tatsache, 
daß  das  bürgerliche  Recht,  wo  es  gilt,  die  für  die  Einkommensbildung  maßgebende 
Funktion  der  Leihe,  .Miete  und  Pacht  rechtlich  zu  ordnen,  zwingende  und  dispositive 
Rechtsnormen  entweder  gar  nicht  nach  Objektkategorien  oder  vi'ie  z.  B.  im  öster- 
reichischen Recht  nur  nach  der  Unverbrauchbarkeit  schlechthin  differenziert,  so  daß 
also  auch  andere  nutzwerte  Objekte,  sofern  sie  im  Rahmen  der  Leihe  unverbrauch- 
bar  sind,  nicht  anders  als  die  Grundstücke  behandelt  werden.  Daß  wir  es  mit  so- 
ziologisch zu  erklärenden  Wandlungen  auch  hier  zu  tun  haben,  zeigt  doch  wohl 
auch  die  Tendenz  der  Steuergesetzgebung,  von  den  Spezialsteuern  für  viele  Objekte 
zu  den  zwei  großen  Kategorien   von   Vermögens-  und  Einkommensteuern  zu  gelangen. 

Als  spezifisches  Merkmal  des  Boden-Einkommens  wird  gel- 
tend gemacht,  daß  es  nicht  von  Amortisationsquoten  belastet  sei 
{Lexis),  während  das  bei  Kapitalien  rationeller  Weise  der  Fall 
sein  müsse  und  überdies,  daß  das  Bodeneinkommen  automatisch 
mit  jeder  die  Leistungsfähigkeit  des  Bodens  übersteigenden  Be- 
völkerungszunahme sich  fortentwickle,  größer  werde  oder  neu  ent- 
stehe (ähnlich  auch  PJiüippovicJi).  Wir  vermögen  aber  auch  darin 
keine  Essentialia  specifica  der  Grundrente  zu  erkennen;  schon 
weil   keines    von    beiden  Argumenten   auf  alle  Einkommen  schaf- 
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fenden  Böden  zutreffen  muß,  sogar  das  gerade  Gegenteil,  keines- 
wegs schulfalhiiäßig  selten  zu  beobachten  ist.  Dann  aber  auch, 
weil  die  die  Bodenleistungen  ökonomisch  beeinträchtigenden  Vor- 
gänge, die  wir  schon  mehrfach  gestreut  haben,  die  Amortisation 
der  kapitalisierten  Bodenrente,  insbesondere  des  teuer  gekauften 
Bodens  sehr  angezeigt  erscheinen  lassen  und  weil  diese  Vorgänge 
auch  die  preiserhöhende  Bevölkerungsvermehrung  ganz  unerwartet 
kompensieren  und  mehr  als  kompensieren  können.  Nicht  anders 
als  es  mit  dem  Kapital  steht,  bezüglich  dessen  wieder  die  schran- 
kenlose Vermehrbarkeit  mit  Unrecht  behauptet  wird. 

Die  wirkliche  Eigentümlichkeit  des  Bodens  wäre  darin  zu 
erkennen,  daß  auf  ihn  gewissermaßen  die  Ertragsleistung  eines 
der  anderen  Produktionsfaktoren,  namentlich  des  persönlichen,  pro- 
jiziert zu  werden  pflegt.  Bringt  ein  Gastwirt  durch  geschickte 
Geschäftsführung  seine  Gastwirtschaft  in  die  Höhe,  so  ist  zu  er- 
warten, daß  nach  einiger  Zeit  diese  Ertragssteigerung  aus  dem 
Lokal  im  Bodenpreis  bei  der  nächsten  Veräußerung  des  Hauses 
ihren  Niederschlag  finden  wird.  Aber  auch  absolut  objektive 
Einflüsse  auf  den  Ertrags-Erfolg  werden  dem  Boden  glatt  zuge- 
rechnet, wofür  der  Wettereinfiuß  auf  die  Ernte  ein  typisches  Bei- 
spiel ist.  Eine  solche  Art  von  Projizierung  von  anderweitiger 
Ertragskraft  auf  den  Boden  wird  höchst  wahrscheinlich  bei  Be- 
urteilung der  Preisbildung  im  Wohnungswesen  regelmäßig  vor- 
genommen. P'ür  den  städtischen  Grundbesitz  hat  Jolles  in  einem 
Aufsatze  dieser  Zeitschrift  überzeugend  gezeigt^),  daß  es  nicht 
die  Natur  des  Bodens,  sondern  die  Natur  des  Baukapitals  ist,  in 
der  die  Monopolstellung  der  Hausbesitzer  begründet  ist.  Der 
Häuserbestand  nimmt  eine  Monopolstellung  ein  -),  weil  das  Bau- 
kapital seiner  wirtschaftlichen  Natur  nach  nicht  we- 
sentlich über  dieNachfrage  hinaus  vermehrbar 
ist.  Jolles  fußt  damit  auf  einem  Prinzip,  das  wir  von  einer  an- 
deren Problemstellung  aus  schon  einmal  festgestellt  haben :  die 
Abhängigkeit  der  Preisgestaltung  von  der  Vergleichs  weisen 


1)  Die  allgemeine  Monopolrenle  von  städtischem  Grundbesitz.  63.  Jahrg.  d.  Z. 
f.  d.  ges.  Staatsw. 

2)  Wir  glauben  allerdings,  daß  mit  Weyermann  noch  weitergehend  zu  sagen 
sein  dürfte,  daß  es  gar  kein  absolut  unersetzliches  Gut  und  in  specie  Grundstück 
gibt  in  dem  Sinne,  daß  nicht  bei  einer  bestimmten  Preisspannung  ein  Surrogat  als 
vorteilhafter  einträte.  (^VVeyertnann,  Die  Ueberwälzungsfrage  bei  der  Wertzuwachs- 
steuer. Ann.  d.  Deutsch.  Reichs  1910  S.  891.) 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.     3.  25 
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U  e  b  e  r  1  e  g  e  n  h  e  i  t    der    Anbieter-Konkurrenz    gegenüber    der 
Nachfrage-Konkurrenz  ^). 

Die  Monopolqualität  des  städtischen  Bodens  gilt  im  Zusam- 
menhalt mit  der  Unzerstörbarkeit  des  Monopol-Substrates  als 
Hauptargument  für  das  Dogma  von  der  Singularität  des  Einkom- 
mens aus  Grund  und  Boden.  Wir  sehen  auch  dieses  Argument 
erschüttert,  sobald  die  Monopolqualität  überhaupt  nicht  dem  Bo- 
den, sondern  einem  komplementären  Produktivgut  für  die  Gewin- 
nung des  seltenen  Gutes  Wohnung,  Laden  u.  s.  f.  dem  Baukapital 
zugeschrieben  werden  muß. 

Festzustellen  gilt  es  aber  auch  erst  da,  ob  man  es  mit  einem 
Monopol  im  Wohnungswesen  überhaupt  zu  tun  hat.  Denn  es 
konkurrieren  auch  da  der  Differential-  und  der  Residualgedanke  ^). 
Wir  wollen  die  Frage  gar  nicht  entscheiden,  da  der  Monopolbe- 
griff u.  E.  mißbraucht  wird.  Gegenüber  der  bodenreformerischen 
Definierung  der  Monopolqualität,  die,  auf  Henry  George  zurück- 
gehend, immer  dann  angenommen  wird,  wenn  nicht  vermehrbare 
oder  verminderbare  Naturelemente  in  die  ausschließlicheVerfügungs- 
gewalt  kommen,  ist  nicht  aufzukommen.  Abgesehen  von  der  petitio 
principii,  die  in  solcher  Auffassung  steckt,  bedeutet  sie  eine  völlige 
Verschiebung  des  Monopolbegriffes  von  der  ökonomischen  nach  der 
juristischen  Seite.  Das  ist  an  sich  nicht  unberechtigt,  aber  gewifS 
ungeeignet  zu  einer  Differenzierung  dieser  Einkommenserklärung 
für  Naturelemente  im  Gegensatze  zu  anderen  Einkommensquellen 
in  der  Industrie  und  im  Verkehr,  wo  die  Privilegierung,  Konzes- 
sionierung, Patentierung  usw.  unverkennbar  Parallelerscheinungen 
liefern.     Man  denke  an  Apotheken,  Bahnen  aller  Art  u.  v.  a. 

Auch    ein    indirektes  Verfahren  zur  Formulierung  der  Mono-         ■ 
polsituation  führt  nicht  zum  Ziele  ^),  so  etwa^  wenn  man  die  Mo- 
nopolstellung   mit    dem    Fehlen    gewisser    Konkurrenzwirkungen 
charakterisiert  wie:   Vernichtuncf  oder  Zurückdräneung  der  minder 


1)  Zwiedineck^   Kritisches  und  Positives  zur  Preislehre  a.  a.   O. 

2)  Zur  Auseinanderhallung  der  beiden  Prinzipien  hat  Carlion  einen  vortrefflichen 
Beitrag  geliefert.  The  relation  of  marginal  Rents  to  price.  Quart.  Journ.  of  eco- 
nomics  XX.  Bd.  S.  596. 

3)  Wir  meinen  allerdings,  daß  man,  wie  Moore  in  einem  ausgezeichneten  Essay 
getan  hat,  viel  exakter  vorzugehen  hat  und  insbesondere  die  verschwommenen  Be- 
griffe »perfect,  unlimited,  free  etc.  competition«  scharf  analysieren  muß,  um  zu  berech- 
tigten Schlüssen  über  die  Anwendbarkeit  des  Monopolbegriffes  und  über  die  Ver- 
schiedenheit der  Monopolkraft  von  Fall  zu  Fall  zu  gelangen.  (Vgl.  Moore,  Para- 
doxis  of  competition.    Quart.  Journ.  of  econ.  XX.) 
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Leistungsfähigen  und  Regulierung  des  Kapitalzuflusses  nach  ge- 
wissen Arbeits-  und  Erwerbs/, weigen.  Monopolstellungen  in  diesem 
Sinne,  des  Fehlens  solcher  Wirkungen  sind  wieder  in  Industrie 
und  Transportwesen  reichlich  nachweisbar.  Wir  können  auch 
insoweit  weder  in  dem  Residuum,  das  in  der  ökonomischen  Kal- 
kulation zutage  tritt,  noch  speziell  in  dem  Monopolelement,  das 
zu  dem  Residuum  führt,  eine  zulängliche  Grundlage  für  die  Son- 
derbehandlung des  Bodeiieinkomniens  anerkennen. 

V.   Die  Zurechnungstheorie  und  ihre  Grenzen. 

Wir  haben  uns  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  bemüht, 
ausschließlich  zur  Feststellung  des  Seienden  beizutragen,  und  haben 
es  unterlassen,  über  die  Analyse  hinaus  zu  idealtypischen  Kon- 
struktionen zu  gelangen,  weil  wir  trotz  der  ähnlichen  Gedanken- 
gänge der  Theoretiker,  denen  wir  nahe  stehen,  die  Vertiefung 
der  Analyse  für  notwendig  halten.  Wir  haben  schon  im  ersten 
Kapitel  die  Stellung  zur  Z  urech  n  ungs  th  e  ori  e  als  das  ent- 
scheidende Kriterium  gekennzeichnet,  das  uns  in  unserer  Auf- 
fassung über  die  Erklärungsmethode  der  Einkommen  von  der- 
jenigen Richtung  der  Theorie  trennt,  die  (wie  insbesondere 
Schwiipeter)  jedes  Einkommen  als  einen  Preis  auffaßt,  die  also 
auch  in  den  Bodeneinkommen  nichts  als  reziproke  Werte  des 
Grenznutzenverhältnisses  der  Bodenleistung  gegen  Geld  sieht. 
Das  Ziel  der  Zurechnung  ist  darnach  die  Ableitung  der  Wert- 
skalen der  einzelnen  Produktivgüter  aus  den  Werten  der  Konsum- 
güter. 

Wir  sind  auch  immer  noch  nicht  überzeugt  worden,  daß  sich 
die  Theorie  mit  Hinwegsetzung  über  die  historischen  Bedingt- 
heiten der  Preisbildungsgrundlagen  zu  jener  Eindeutigkeit  der 
Anteile  der  Produktivgüter  am  Produktionserlös  emporringen 
kann.  Gewisse  Beobachtungen  scheinen  uns  absolut  dem  im 
Wege  zu  stehen,  so  z.  B.  daß  in  einer  und  derselben  Branche 
die  Erlösverteilung  sich  in  verschiedenen  Fällen  so  ganz  ver- 
schieden vollzieht,  oder  daß  zwei  gleichartige  Unternehmungen 
mit  verschiedenen  Kosten  dauernd  arbeiten,  mit  der  Wirkung, 
daß  dieselbe,  d.  h.  gleich  qualifizierte  Arbeitskraft  in  dem  einen 
Betrieb  die  vielleicht  dreifache  Höhe  des  Lohnes  im  anderen  er- 
hält u.  dgl.  m.  Auch  bleibt  u.  E.  eine  Vielheit  von  Lösungen 
für  den  Anteil  eines  Produktivgutes    zwischen    dem    Falle    unbe- 

35* 
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schränkter  Konkurrenz  unter  den  Einheiten  des  Produktivgutes 
(z.  B.  allen  Arbeitern)  einerseits  und  dem  Falle  planmäßiger  ein- 
heitlicher Vertretung  ihres  Gesamtinteresses  (Koalition)  ander- 
seits. Kurz,  wir  stimmen  jenen  zu,  die  über  die  Unbestimmtheit 
des  Gleichungssystems,  das  da  vertreten  wird,  nicht  hinweg- 
kommen ^). 

Aber  wieder  müssen  wir  uns  einwenden  lassen,  daß  über 
solche  Abweichungen  von  dem  Grundzug  die  Theorie  hinweg- 
gehen muß,  wenn  sie  zu  einer  Stilisierung  der  Erscheinung,  zu 
einem  Schema  gelangen  soll.  Wir  beschränken  uns  daher  darauf, 
gegen  die  Zurechnungslehre  noch  zwei  für  unseren  Zusammen- 
hang in  Betracht  kommende  Tatsachen  hervorzuheben.  Wenn 
wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  ein  Unternehmer  zur  Durchführung 
eines  Unternehmens  dem  Bodeneigentümer  Boden  abmietet,  so 
kann  je  nach  der  Sachlage  der  Mietpreis  also  der  Anteil  des 
Bodenbesitzers  am  P!Lrtrag  zwischen  sehr  beträchtlichen  differieren- 
den Ziffern  schwanken.  Und  das  resultiert  aus  zwei  Umständen. 
Einmal  daher,  daß  bei  der  Preisbildung  die  Offerts  t  el  1  u  n  g 
entscheidend  wirkt,  d.  h.  welcher  von  beiden  Kontrahenten  der 
Bodenbesitzer  oder  der  Mietlustige  als  Offertsteller  auftritt.  Es 
verschiebt  sich  bei  der  Preisbildung,  wie  Weyerjuann  äußerst 
glücklich  formuliert  hat  ^)  je  nach  der  Seltenheit  des  Objektes 
der  Schwerpunkt  der  Preishöhe  von  der  Seite  des  Angebotes 
auf  die  Seite  der  Nachfrage,  von  dem  bescheidenen  Niveau  der 
Kostenwerte  hinauf  nach  dem  höchsten  Niveau  der  Gebrauchs- 
wertschätzung, aber  diese  Offertposition  bleibt  immer  von  Ein- 
fluß und  wirkt  mitbestimmend  darüber,  ob  auf  Seite  des  Ver-  1 
käufers  oder  des  Käufers  der  Bodenleistung  eine  Rentenerzielung 
herbeigeführt  wird. 

Das  zweite  Moment  ist  die  Einwirkung  der  Unsicherheit 
des  Ertragsergebnisses.  Die  ungeheuer  großen  Ernteschwan- 
kungen allein  sind  es,  auf  die  man  die  Aufmerksamkeit  zu  lenken 
braucht.  Wenn  wir  sehen,  daß  die  Aufwendung  gleichbleibender 
Arbeits-  und  Kapitalmengen  das  eine  Mal  5000  Zentner  im  Werte 
von  100 000,   das  andere  Mal  loooo Zentner  im  Werte  von  200000 

i)  Wir  vermögen  der  Darlegung  des  Gleichungssystems  bei  Schumpeter  (Das 
Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  Nationalökonomie  S.  261)  schon  darin 
nicht  zuzustimmen,  daß  von  ihm  der  Preis  jenes  Gutes,  das  als  Wertmaß  funktioniert, 
nicht  als  Unbekannte  behandelt  wird.  Unseres  Erachtens  ist  der  Wert  und  Grenz- 
nutzen  des  Tauschgutes  eine   Funktion  sämtlicher  Preise,   also  auch  eine  Unbekannte. 

2)    Weyermann  a.   a.  O.   S.   884. 
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produziert,  so  ist  die  Konsequenz  die,  daß  —  feste  Lohnsätze 
und  konstanten  Kapitalzins  \orausgesetzt  —  vom  Produkt  das  eine 

Mal         auf   den    Lohn,  auf    die    Kapitalleistunir     das     andere 

Mal  —  beziehungsweise      -    entfallen.       Ein     Mehr    können     wir 
2x  2y 

überhaupt  nicht  aussagen  ^).  Wir  können  dann  also  wohl  in  der 
allgemeinen  Formel  sagen,  der -Produktionsfaktor  leitet  seinen 
Wert  und  damit  in  gewissen  Grenzen  seinen  Preis  von  dem  Nutz- 
efifekt  ab,  aber  wir  gehen  doch  wohl  zu  weit,  wenn  wir  behaupten, 
die  Wert  fun  kt  io  n  dieser  Produktionsgüter  sei  ableitbar  aus  der 
Wertfunktion  des  Nutzeffekts.  Was  aber  das  wichtigste  ist  für 
unsere  Stellung  zu  der  behaupteten  Lösung  des  Zurechnungs- 
problems :  gerade  wenn  man  die  Anteile  der  verschiedenen  Pro- 
duktionsfaktoren an  dem  Ertrage  der  Produktion  durch  die  letzt- 
wichtige beziehungsweise  letztrentable  Verwendung,  den  Grenz- 
nutzen als  eindeutig  bestimmt  ansieht  -),  so  erübrigt  ein  Ertrags- 
rest,  für  den  die  Zurechnung  keine  Deutung  hat. 

Der  Typus,  den  die  Zurechnungstheorie  im  Auge  hat,  ist 
die  Unternehmung,  die  durch  einen  bestimmten  Produktionsprozeß 
geradezu  auch  auf  einen  Ueberschuß  über  die  eigenen  Kosten 
jedes  Produktionsmittelbesitzers  hinarbeitet.  Man  zieht  also  wohl 
einen  Ueberschuß  in  den  Kreis  der  Betrachtungen,  aber  eine 
aprioristische  These  hebt  über  die  Lösung  der '  Schwierigkeiten 
hinweg,  und  ganz  unerörtert  bleibt  die  Eventualität  von  Ueber- 
schüssen,  die  nicht  erwartet  waren,  die  aber  schließlich  auch  dann 
zugerechnet  werden  müßten,  wenn  alle  Produktionsfaktoren  schon 
nach  dem  normalen  Preisbildungsvorgang  vom  Unternehmer  im 
Hinblick  auf  den  kleineren  erwarteten  Ertrag  abgefertigt  sinch  Wo 
die  Einkommengestaltung  endgültig  von  unbekannten,  nicht  in 
Rechnung    stellbaren  F"aktoren   bestimmt  wird,    nicht   mehr    bloß 

i)  Wir  verweisen  auch  da  in  erster  Linie  auf  Sckuvipeter,  dessen  Ausführungen 
gerade  über  diesen  Punkt  keinen  Zweifel  aufkommen  lassen  (Wesen  und  Hauptin- 
halt S.  246  f.),  da  die  von  ihm  vorgeführten  Beispiele  die  Zweifel  beseitigen,  die 
an  anderer  Stelle  auftauchen   (zu  vergl.   auch  a.   a.   O.   S.   252  f.). 

2)  Würde  man  etwa  sagen:  tlieoretisch  müßte  in  einem  solchen  Fall  den  ge- 
nannten Faktoren  eine  größere  Quote  (  wenn  auch  nicht  gerade  —  oder  )  zuge- 
rechnet werden,  so  ist  das  u.  E.  schon  eine  teleologisch  angekränkelte  Betrachtungs- 
weise, der  die  Zurechnungstheorie  in  bedenklicher  Weise  Nahrung  zu  geben  vermag. 
Zu  vergl.  der  scharfsinnige  Aufsatz  Moores  Paradoxes  of  competition  (Quart.  Journ. 
of  econ.  1906.  XX.  Bd.). 
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abhängig  ist  von  niehr  oder  minder  durch  Vermögensqualitäten 
des  Vertragsgegners  bestimmte  Rechtsansprüche,  wo  also  die 
technische  oder  ökonomische  Wahrscheinlichkeit  breitesten  Ein- 
fluß hat,  ist  die  Zurechnung  ein  aprioristisches  Prinzip  ^). 

Unsere  Ausführungen  haben  sich  bisher  ausschließlich  im 
Rahmen  der  Kritik  bewegt,  wenngleich  wir  mit  manchen  Behaup- 
tungen vielleicht  in  ein  gewisses  Verhältnis  zur  positiven  Klärung 
der  Natur  der  Grundrente  gekommen  sind,  namentlich  sofern  wir 
die  soziologische  Bedingtheit  gewisser  einkommenbildender  Vor- 
gänge betonten.  Wir  lehnen  vor  allem  die  immer  noch  so  viel- 
fach festgehaltene  Eigenart  des  aus  Grund  und  Boden  resultie- 
renden Einkommens  ab,  weil  wir  die  diese  Einkommensquelle 
angeblich  charakterisierenden  Umstände,  unter  denen  die 
Bodenleistung  sich  in  Ertrag  umsetzt,  nicht  als  Besonderheiten,  son- 
dern als  allgemeine  Erscheinungsformen  auch  für  andere 
Produktionsfaktoren  betrachten,  wofür  wir  mit  den  vorstehen- 
den Ausführungen  durch  Nachweisung  von  Parallelismen  zwischen 
Bodenbewirtschaftung  einerseits,  Industrie  und  Verkehr  anderseits 
die  Rechtfertigung  erbracht  zu  haben   meinen. 

Nur  mit  einem  kurzen  Hinweise  auf  die  unseres  Erachtens 
daraus  folgende  Konsequenz  für  die  systematische  Darstellung 
der  Einkommenslehre  möchten  wir  indirekt  noch  in  das  Gebiet 
des  Positiven  hinübergreifen,  in  dem  wir  für  die  Systematik  einen 
Vorschlag  machen. 

Wir  betonen  nochmals  die  Zweckmäßigkeit,  Grund  und  Boden 
als  besondere,  eigenartige  Güterkategorie  zu  behandeln.  Nur  die 
Tragweite  dieses  Produktivgutes  für  die  Einkommensystematik 
scheint  uns  in  der  Luft  zu  hängen.  IDas  gibt  aber  Veranlassung 
die  Einkommenarten  nach  einem  Kriterium  zu  gruppieren,  das 
sich  aus  der  Grundauffassung  über  das  Wesen  der  Einkommens- 
arten ergibt,  wir  gelangen  damit  allerdings  auch  zur  Zerreissung 
bisher  als  einheitlich  behandelter  Einkommenarten. 

Wir  unterscheiden  die  Einkommen  in  einfache  und  kom- 
plexe, je  nachdem  eine  einzige  Preisbildung  über  das  Einkom- 
men  entscheidet   oder  eine  Mehrheit  von  Preisbildungsvorgängen, 


i)  Schumpeter  scheint  nach  dem  Eindruck,  den  wir  aus  manchen  Stellen  ge- 
winnen (z.  B.  Wesen  und  Hauptinhalt  etc.  S.  257  und  274)  zwar  nicht  über  den  er- 
kenntniblheoretischen  Wert  der  Zurechnungsmethode,  aber  bezüglich  der  Ueberein- 
siimmung  des  Schemas  mit  der  Realität  unsicher. 
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je  nachdem  ein  Preis  das  Einkommen  schlechthin  ist,    oder    das 
Einkommen  als  Resultierende  aus  mehreren  Preisen  entsteht. 
I.    E  i  n  f  a  c  h  e  E  i  n  k  o  m  m  e  n  ,  Einkommen  mit  einpreisiger 
Basis:  nur  ein  Vertrag  begründet  das  einkommenbildende  Funk- 
tionieren eines  Produktivgutes.     Irrelevant   ist    es,    ob  zeitlich 
aufeinanderfolgende  Erneuerungen    des  Vertrages    stattfinden. 
Vertragsobjekte  sind  Leistungen  der  Produktivgüter: 

1.  Arbeit:   Arbeitslohn,   Gehälter  einschließlich  Tantiemen  (als 
Unternehmer  1  o  h  n). 

2.  Kapital :   regulärer  Leihzins,  Kapitalzins  als  Rente. 

3.  Grund  und  Boden:  reguläres  Leihentgelt:   Miete,  Pacht. 

II.  Komplexe  Einkommen,  Einkommen  mit  mehr- 
preisiger Basis:  ein  Komplex  mehr  oder  minder  zahl- 
reicher Verträge  mit  verschiedenen  Vertragsgegnern,  so  daß 
die  Verträge  nebeneinander  bestehen  und  erfüllbar  zu  denken 
sind,  ist  die  Grundlage  der  P3inkommensbildung.  Zu  unter- 
scheiden sind  Einkommen 

A)  mit  additionalem  Charakter:  mehrere  Preise  sum- 
mieren sich  zu  einem  Einkommen,  wobei  Vertragsobjekt 
nur  die  Leistungen  sein  können: 

1.  von  Arbeitskraft:  in  allen  freien  Berufen  soweit  sie 
nicht  unter  B  fallen: 

2.  in  gewissem  Sinne  bei  Boden,  wenn  die  Bodenaus- 
nutzung im  mehrstöckigen  Miethause  als  Vervielfachung 
der  Bodennutzung  gelten  kann. 

Ausgeschlossen  ist  diese  Einkommenbildung  bei  Kapital  und 
bei  landwirtschaftlich  oder  überhaupt  nicht  im  Sinne  von  A  2 
genutztem  Boden. 

B)  mit  differentialem  oder  residualem  Charak- 
ter: die  Vertragsabschlüsse  stehen  sich  als  belastende 
Kosten  vertrage  einerseits,  als  geldschaffende  Ertrag- 
verträge  anderseits  gegenüber.  Nach  dem  Vorwiegen 
des  Wertbestandes  eines  Produktivgutes  lassen  sich  diese 
Unternehmungseinkommen  weiter  unterscheiden  in  : 

a)  Naturkraftausbeutende  (agrikulturelle,  montanistische,  Be- 
triebskraft gewinnende  u.   dgl.) 

b)  Kapital  i.  e.   S.   ausbeutende. 

Man  kann  aber  natürlich  innerhalb  B  auch  unterscheiden  a)  roh- 
stoffgewinnende, b)  stoffumformende  (industriale),  c)  verkehrsge- 
schäftliche Einkommensgelegenheiten.    Aber  immerhin  sind  es  Ein- 
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kommen,    die    mindestens    teilweise    ohne    teleologische  Betrach- 
tungsweise nicht  restlos   »zugerechnet«  werden  können. 

Damit  ist  unseres  Erachtens  die  Auffassung  von  der  Wesens- 
gleichheit aller  Einkommen  nicht  mehr  vereinbar.  E  i  n  Preis 
und  ein  Residuum  aus  vielen  Preisen  —  das  notabene 
positiv  und  negativ  sein  kann  —  sind  nichts  Wesensgleiches. 
Sofern  der  Uebergang  zu  immer  einfacheren  F'ormeln,  zu  immer 
allgemeineren  Wahrheiten  als  Fortschritt  in  der  theoretischen 
Arbeit  bezeichnet  wird,  hat  vielleicht  auch  dieser  Versuch  einer 
allgemeiner  durchgreifenden  Systematik  Aussicht,  als  bescheidene 
Förderung  der  allgemeinen  Einkommenslehre  aufgefaßt  und  vertieft 
zu  werden. 
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DER  RATENLIEFüRUNGSVERTRAG  'j. 
Volkswirtschaftliche   Studie 

Von 

C.  A.  JULIUS  CAESAR, 
Bremen. 


Von  der  Eigenart  der  sukzessiv  erfüllbaren  Lieferung  abge- 
sehen, ist  der  Begriff  Sukzessivlieferungsgeschäft  ein  blutleeres 
Phantom,  das  in  corpore  vili,  nach  Inhalt,  Bestimmung  der  Er- 
füllungszeit und  Geschäftszweck  buntfarbiger  Einkleidung  fähig  ist. 

Seine  natürliche  Eigenart  setzt  seiner  Verwendung  Schran- 
ken, sichert  ihm  aber  auch  gegenüber  den  übrigen  Handels- 
figuren einen  unbestrittenen  Vorrang,  insbesondere  vor  dem  ge- 
meinhin sogenannten  Lieferungsgeschäfte  im  engeren  Sinne. 
Dieses  ermöglicht  ja  den  fürsorgenden  Schluß  —  z.  B.  vor  der  Ernte, 
vor  der  Schur,  vor  der  Herstellung  —  über  Lieferung  einer  (aus 
welchem  Grunde  auch  immer)  noch  nicht  lieferbaren  Gütermasse 
zu  späterer  Zeit.  Es  hat  aber  auch  eine  unzulängliche  Seite ;  es 
leistet  zu  viel  uud  darum  doch  zu  wenig. 

Dem  Hochofenwerk,  dessen  jährlicher  Kohlenverbrauch 
7000  t  erreicht,  ist  für  seinen  Bezug  ^),  dem  Grundbesitzer,  der 
seine  Juliernte  von  nahezu  3000  Ztr.  Weizen  nicht  vorm  Oktober 
des  Jahres  verkaufsfertig  machen  kann  ^),  für  seinen  Absatz  eine 
solche  einmalige  Gesamterfüllung,  wie  sie  den  Lieferungsgeschäften 
im  engeren  Sinne  eignet,  hinderlich  und  lästig,  wenn  nicht  ver- 
derblich oder  unmöglich.  Das  Bedürfnis  jenes  Abnehmers,  für 
seinen  regelmäßigen  Bedarf  entsprechenden  abschnittweisen  Be- 
zug von  gleichbleibender  Kohlensorte  nach  Maßgabe  seines  Ver- 


i)  Eine  Behandlung  der  rechtlichen  Natur  des  Ratenlieferungs- 
vertrags findet  sich  in  Holdheims  »Monatsschrift  für  Handelsrecht  und  Bankwesen, 
Steuer-   und  Stempelfragen«   Jhrg.   1910  Nr.   2,   3   u.   8. 

2)  Vgl.  Denkschrift  über  das  Karteliwesen   1905  S.   106  f. 

3)  Sonndorfer,  Technik  des  Welthandels,  3.  Aufl.  1905,  S.  42. 
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brauchs  im  vorhinaus  sicherzustellen,  sein  gleichzeitiges  Unver- 
mögen, diese  nach  und  nach  benötigten  Jahresmengen  auf  einmal 
abzunehmen;  anderseits  der  Wunsch  dieses  Herstellers,  schon 
vor  dem  Oktober  die  jeweils  lieferfähigen  Getreidemassen,  die 
er  sonst  bis  zur  Gesamtfertigung  im  Oktober  unter  Kosten  und 
Gefahren  lagern  müßte,  nach  Maßgabe  ihrer  Herstellung  absetzen 
zu  können  —  dieses  beiderseitige  Bedürfnis  und  Unvermögen 
weist  auf  eine  Lücke  im  volkswirtschaftlichen  System  der  Liefe- 
rung sgeschäfte,  wo  das  Lieferungsgeschäft  im  engeren  Sinne  ver- 
sagt und  der  ergänzenden  Weiterbildung  bedarf.  Das  Sukzessiv- 
lieferungsgeschäft  hat  diese  Lücke  geschlossen  und  damit  eine 
Entwickelungsreihe  der  Bestrebungen  des  Handels  in  der  Rich- 
tung auf  vervollkommnete  zeitliche    Güterverteilung  vollendet. 

Ein  solcher  Vertrag  wirkt  Erstaunliches.  Ist  nicht  schon 
eigenartig,  daß  er  gegenüber  früherer  Handelsübung  Verträge 
über  Verträge,  mit  allen  ihren  Umständlichkeiten  und  Hinder- 
nissen, erspart  und  einen  einzigen  hinsetzt  an  ihrer  Statt,  der 
nicht  nur  bietet,  was  sonst  ihrer  dreißig  vermögen  sondern  weit 
Mehr  und  Besseres.  Einzelbestellungen  könnten  nimmermehr 
diese  Gewähr  leisten,  stets  zur  erforderhchen  Zeit  die  erforder- 
lichen Güter  in  der  erforderlichen  Art  vorzufinden,  könnten  nie- 
mals diese  gleichmäßigere  und  ruhigere  Regelung  herbeiführen, 
nie  diese  bessere  und  regelmäßigere  Bedarfsversorgung,  nicht 
diese  solide  Grundlage  aller  ferneren  Handelsoperationen  —  was 
ein  einziger  Sukzessivlieferungsvertrag  vermag. 

Für  Wochen,  Monate,  Jahre  sichert  er  Ziegeleien  und  Stärke- 
fabriken, chemischen  und  Chokoladewerken,  Baumwollspinnereien 
und  Bäckereien,  Branntweinbrennereien  und  Butterhandlungen, 
Oel-  und  Getreidemühlen  ihren  gesamten  Absatz  wie  allen  ihren 
Bedarf,  sowohl  an  Rohprodukten  zur  Verarbeitung^)  wie  am  nötigen 
Heiz-  und  Betriebsmaterial,  und  damit  die  Grundbedingung  ihres 
Unternehmens.  Und  was  noch  so  viele  Einzelbestellungen,  selbst 
»auf  Lieferung«  —  jemehr  desto  weniger  — ,  nicht  leisten  könn- 
ten, er  gewährleistet  insbesondere  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
die  für  das  Verarbeitungsverfahren  so  bedeutsame  einheitliche 
Sorte  ^).  Und  das  zu  einer  Zeit,  wo  noch  weder  Absatzmöglich- 
keit noch  Bezugsbedarf  vorliegen,  vielleicht  aber  die  Sorge  drängt, 
später     (nach    Fertigung     der    Erzeugnisse)    sogleich     überhaupt 

1)  Denkschrift  S.   35. 

2)  Denkschrift  S.   36   f.,   69  f. 


Der  Ratenlieferungsvertrag.  C27 

einen  oder  gleich  willigen  Abnehmer  vorzufinden ,  oder  der 
Wunsch  treibt,  ein  günstiges  Waren-  oder  Preisangebot  nicht 
ungenützt  entgehen  zu  lassen.  Der  Sukzessivlieferungsvertrag 
bewährt  sich  als  Allheilmittel.  Bei  den  vorgeschriebenen  Er- 
füllungszeiten können  die  Stärkefabriken  getrost  den  vor- 
teilhaften Markt  wahrnehmen  —  und  schon  vergebene 
Ware  erst  in  Arbeit  nehmen  ;  sie  haben  ihren  sicheren 
Käufer  an  der  Hand  und  brauchen  nicht  (wie  früher  so  häufig) 
auf  Vorrat  und  gut  Glück  zu  schaffen.  Das  beziehende  Stab- 
eisen- oder  Schmelztiegelwerk  sieht  seine  Kohlenfelder  mit  Vor- 
rat, Thomasschlacke  oder  Abfall  belegt,  es  ist  schon  aus  Raum- 
rücksichten außer  stände,  die  aufgekauften  Mengen  sofort  zu  über- 
nehmen i),  oder  will  nicht  durch  Ermietung  neuer  Lagerplätze  die 
Gefahr  des  Lagerns  und  unnötigen  Zinsverlustes  tragen,  dazu 
das  Risiko,  noch  mehr  in  Vorrat  gestecktes  Kapital  durcli  Ent- 
ziehung von  anderen  Betätigungsgebieten  seiner  Umschlagsfähig- 
keit und  damit  seiner  Arbeitsenergie  zu  berauben  -).  Vielleicht 
verbietet  sich  auch  die  Aufbewahrung  der  leichtem  Verderb  aus- 
gesetzten Waren  ^). 

War  mehr  die  günstige  Preisstimmung  der  treibende  Grund 
für  die  vorzeitige  —  nicht  verfrühte  —  Absatz-  und  Bedarfs- 
sicherung zu  einem  bestimmten  Preise,  so  hilft  der  Sukzessiv- 
lieferungsvertrag den  errungenen  Erfolg  voll  auskosten.  Für  die 
lange  Vertragsdauer  verewigt  er  den  einmal  erhaschten  Augen- 
blickspreis, glättet  er  die  brandenden  Wogen  des  Wirtschafts- 
kampfes, indem  er  die  Parteien  allen  zwischenzeitlichen  Schwan- 
kungen und  Umschlägen  des  Marktes  und  damit  allen  wirtschaft- 
lich-eigennützigen Trieben  entrückt^). 

Vorwiegend  kapitalistische  Wirkung  ist  es,  daß  er  damit  die 
Marktbewegungen  gleichmäßiger  und  ruhiger  gestaltet  und  da- 
durch nicht  bloß  den  Bedürfnissen  der  überlebensgroßen  Kauf- 
mannsgestalt Syndikat  entspricht,  sondern  auch  dem  Abnehmer- 
kreis des  Kleinhandels,  der  —  ein  nicht  zu  unterschätzendes  psycho- 
logisches   Moment  —    sich    leicht    an    gewisse  Preise   für  gewisse 


1)  van  der  Borght,  Handel  und  Handelspolitik,   1900  S.   31   f. 

2)  Wolfram,  Ueber  Cif-   und  Costfrachtgeschäft    (Zeitschrift    für  Handelswissen- 
schaft und  Handelspraxis  1908)  S.   S9/90. 

3)  Liefmann,    Kartelle  und  Trusts,     1905     S.   8,    II  ;    Denkschrift  S.   69;    Sonn- 
dorfer  a.  a.  O.  S.  42. 

4)  Vgl.  RG.  57  (N.  F.  7.  Bd.  S.  400  ff.  Nr.  89. 
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Warensorten  gewöhnt^),  und  so  auf  den  Gebrauch  des  Sukzessiv- 
lieferungsgeschäfts  hinwirkt. 

In  rein  kapitaUstischer  Verwendung  ermöglicht  er  die  Ka- 
pitalanlage erst  später  flüssiger  Gelder  und  umgekehrt  die  Be- 
schaffung erst  künftig  benötigten  Kapitals  zu  dem  Kurse  des 
Augenblicks"). 

Wie  das  Ganze,  gewährleistet  der  Sukzessivlieferungsvertrag 
innerhalb  des  Ganzen  das  Einzelne  :  nach  Zeiten  und  Mengen. 

Nächst  der  Sicherheit  sind  ja  Stetigkeit  und  Gleichmäßigkeit 
im  Güteraustausch  die  nötigsten  Vorbedingungen  für  die  volle 
Ausnutzung  und  Rentabilität  eines  Unternehmens  ^),  besonders 
bei  der  Verwendung  von  Rohprodukten  für  die  gewerbliche  Ver- 
arbeitung oft  wichtiger  als  billiger  Bezug  *).  Alle  Hinweise  der 
Handelsgebräuche  und  rechtsgeschäftlichen  kaufmännischen  Ab- 
machungen {Verkaufsbedingungen,  Schlußscheine)  drängen  darauf 
hin.  Der  Sukzessivlieferungsvertrag  erweist  sich  auch  hier  ge- 
schickt. Er  spannt  nicht  nur  den  großen  Rahmen  für  die  ge- 
samte Vertragsleistung,  innerhalb  dessen  die  Einzelerfüllung 
zwischen  überraschend  polternder  Hast  und  enttäuschend  träger 
Langsamkeit  würde  einherschwanken  können,  sondern  ergreift 
auch  die  Einzelerfüllung  selbst,  indem  er  sie  nach  Zeit  und  Um- 
fang zweckentsprechend  .gestaltet^).  Denn  er  entzieht  die  Ver- 
fügung über  die  Masse  der  einzelnen  Postenlieferungen  der  Koks- 
zeche und  Landesproduktenhandlung,  über  die  Häufigkeit  der 
Teilbezüge  der  Glashütte  und  Bierbrauerei  der  unbegrenzten  Will- 
kür und  richtet  für  die  Verteilung  mehr  oder  minder  beschrän- 
kende Grundsätze  auf,  um  gerade  damit  durch  Erfüllung  eines 
bedeutsamen  Verlangens  zum  wirtschaftlichen  Erfolge  zu  führen. 
Diese  kaum  je  fehlenden  Ordnungsregeln  ergeben  sich  aus  den 
Lieferbedingungen  und  Handelsgebräuchen,  in  den  Festsetzun- 
gen über  die  Erfüllungsart  (einmalige  oder  sukzessive),  über 
Zeiten    und  Mengen    in    bunter  Fülle.     So    mannigfache  Formen 


1)  Beriebt  der  Handelskammer  Dresden  über  das  Jahr  1899,  II.  Teil  S.  133; 
Gewöhnung  der  Kundschaft  an  bestimmte  Fabriken:  Kontradiktorische  Verhand- 
lungen über  deutsche  Kartelle,  V.  Bd.  S.   598. 

2)  van  der  Borght  a.  a.  O.  S.  31  f.  Vgl.  Riesser,  Die  handelsrechtlichen  Liefe- 
xungsgeschäfte,    1900  S.    5. 

3)  Denkschrift,   S.   6g,   93. 

4)  Fuchs,  Der  englische  Getreidehandel  und  seine  Organisation  (Jhrb.  f.  Nat.  u. 
Stat.  N.  F.  20.  Bd..   1890  S.  37). 

5j  Kohler,  Lehrbuch  des  BürgerHchen  Rechts,   Bd.  II   5  I  S.  253  §  94. 
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sie  annehmen,  sie  dienen  doch  dem  gleichen  jeweiligen  Handels- 
bedürfnis nach  Sicherstellung  vor  J^eunruhigung  des  geschäftlichen 
Gleichschrittes').  Sie  reichen  daher  nur  soweit,  als  jenes  er- 
fordert, ohne  sich  in  unbilligen  Zumutungen  an  die  verpflichtete 
Partei  zu  überspannen  -).  Ueberall  bleibt  ein  gewisser  Zeiten^ 
und  Mengenspielrauni  gelassen,  innerhalb  dessen  ein  Ausgleich 
möglich    ist^). 

Fixe  Zeitbestimmungen  sind  denn  auch  eine  Seltenheit,  Als 
solche  sind  beispielshalber  nicht  anzusehen  die  Abmachungen: 
Oktober/November  oder:  Lieferung  am  15.  Februar,  15.  März, 
15.  ApriH). 

Neben  diese  genauere  Festsetzung  treten  weniger  bestimmte 
Formen  bis  zu  ganz  unbestimmten  Ausdrücken. 

Beispiele : 

a)  monatlich  gleiche  Teile  ; 

b)  möglichst    gleichmäßige  Quantitäten;    bei  größeren  Monats- 
mengen möglichst  gleichmäßig  verteilt  auf  die  Wochentage ; 

c)  in  möglichst  gleichen  Tages-,  Wochen-,  Monatsraten; 

d)  wenn    nichts    besonderes    vereinbart    ist,    annähernd    gleich- 
mäßige über  die  ganze  Vertragszeit  verteilte  Mengen  ;  ' 

e)  auf  Abruf  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  an  jedem  Tage; 

f)  nach  Maßgabe  der  Fabrikation  ; 

g)  nach  Maßgabe  der  Förderung,  in  möglichst  gleichen  Tages-, 
bez.  Wochen-  oder  Monatsraten; 

h)  nach  dem  ungefähren  Bedarf  des  Käufers. 

i)  Kaese}nacher^  Art.  Metallverarbeitung  in  :   Weltwirtschaft,  II.  Jhrg.  1907,  2.  Teil 
S.  83. 

2)  Vgl.   Geschäftsbedingungen  f.   d.  Chemikalien-,   Drogen-,  Lack-    und    Farben- 
handel usw.   §  6  Abs.   2   und  3 ;   vgl.   auch   Denkschrift  S.   93   f. : 

a)  Verkaufsbedingungen  des  Mannheimer  Getreidevertrags  :  Gutsche  u.  Behrend, 
Handelsgebräuche  im  Großhandel  und  Schiffahrtsverkehr  Magdeburgs,  1905 
S.   180. 

b)  Bedingungen  f.  d.  Biikettverkauf  des  Braunkohlen -Brikett- Syndikates  zu 
Helmstedt  III  Ziff.  V   (bei  Gutsche  u.   Behrend  a.  a.  O.   S.    232). 

c)  Verkaufs-(Lieferungs)-bedingungen  für  oberschlesische  Kohlen  (Cäsar  Woll- 
heim,  Berlin)  Ziff.   2   (bei  Gutsche  u.   Behrend  a.  a.   O.  S.   241), 

d)  Preisliste  des  Stalilwerksverbandes   S.   3   Nr.  4, 

e)  Verkaufsbedingungen   des  Mannheimer  Getreidevertrags  unter   3     (bei   Gutsche 
u.  Behrend  a.  a.  O.  S.    180), 

f)  Preisliste  des   Stahhverksverbands   S.   3  Ziff.   4, 

g)  wie  c. 

3)  Sonndorfer  a.   a.   O.   II   S.   7,    17,   22. 

4)  Sontidor/er  a.  a.  O.  II.  S.  44,   143. 
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Die  letzten  ungenau  ersclieinenden  Ausdrücke  können  im 
Handelsverkehr  sehr  wohl  bei  beiden  Vertragsparteien  einen  be- 
stimmten Zeiten-  und  Mengenbegriff  erwecken,  da  mit  der  langen 
Dauer  der  Verträge  und  dem  häufig  stetigen  Kundenverhältnis 
auch  gegenseitiges  Verständnis  für  die  geschäftlichen  Verhältnisse 
und  die  Leistungsfähigkeit  der  Vertragsgenossen  sich  einstellen 
wird.  Zudem  werden  solche  Zeitenbezeichnungen  nur  da  ange- 
wendet werden,  wo  die  Umstände  eine  Regelmäßigkeit  im  großen 
ganzen  gewährleisten  oder  diese  Regelmäßigkeit  nach  den  all- 
gemeinen oder  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  für  nicht 
erforderlich  oder  nicht  möglich  erachtet  wird. 

Die  Einzelregelung  hat  aber  nur  insoweit  wirtschaftliche  Be- 
rechtigung, als  sie  notwendige  Bedingungen  für  eine  sachgemäße 
Abwicklung  der  Geschäfte  setzt.  Fehlt  das  Bedürfnis  nach  sol- 
cher Vorsorge,  so  müssen  billigerweise  auch  alle  einengenden 
Schranken  entfallen.  Der  Handel  steht  nicht  an,  in  solchen 
Fällen  die  Wahl  zu  lassen,  die  ebenso  oft  als  ein  rechtsgeschäft- 
liches Recht  auf  selten  des  Käufers  wie  des  Verkäufers  erscheint. 
Der  Käufer  wählt  ^): 

a)  ist  auf  Abruf  (Abforderung,  Abnahme)  innerhalb  eines  ge- 
wissen Zeitraumes  verkauft,  so  hat  der  Käufer  innerhalb 
dieses  Zeitraums  nach  seiner  Wahl  die  Lieferung  der  Ware 
vom   Verkäufer  abzufordern  (die  Ware  abzurufen). 

b)  Die  Abnahme  des  gekauften  Quantums  hat  entweder  in  un- 
geteiltem Bezüge  oder  in  gleichmäßig  sukzessiven  Bezügen 
von  Beginn  bis  zum  Ablauf  der  vereinbarten  Lieferfrist  zu 
erfolgen. 

Dagegen  ist  die  Wahl  beim  Verkäufer : 

c)  ist  bei  einem  Geschäft  vereinbart,  daß  die  Lieferung  inner- 
halb eines  bestimmten  Zeitraums  zu  erfolgen  habe,  so  hat 
der  Verkäufer  das  Recht  zu  wählen,  wann  er  innerhalb 
dieses  Zeitraums  liefern  will. 


l)  Fridrichowicz,  Die  Technik  des  internationalen  Getreidehandels  1908  S.  195  : 

a)  aus  Handel  mit  künstlichen  Dünger-    und  Futtermitteln    {Gutsche  u.  Behrend 

a.  a.  O.  S.  42), 

b)  »Allgemeine    Lieferungsbedingungen«    der  Vereinigten  Benzinfabriken    G.  m. 

b.  H.,   Altoiia   a.   d.  Elbe, 

c)  Handel   mit  Getreide  und  Oelsaaten  [putsche  u.   Behrend  a.   a.  O.  S.   2   f.), 

d)  Verkaufsbedingungen   des  Bremer  Vereins   von   Getreideimporteuren  Nr.   3, 

e)  Berliner  Schlußnote  für  Zeitgeschäfte  in  effektivem  Getreide    bei    [Gutsche  u. 
Behretid  a.  a.  O.  S.   166)  ;  dazu  Sotindor/er  a.  a.  O.  II  S.  48. 
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d)  Bei  Verkäufen   auf  Lieferung  versteht  sich  dieselbe  innerhalb 
der  vereinbarten  Lieferzeit  nach  Wahl  des  Verkäufers. 

e)  Lieferung  in  Verkäufers  Wahl. 

Doch  bilden  solche  Fälle  des  Mangels  jeglicher  innervertrag- 
lichen Regelung  oder  der  fehlenden  Zeiten-  oder  Rateneinteilung 
die  Minderheit  gegenüber  jenen  anderen,  wo  gleichbleibende  Be- 
scliäftigung  (Abruf,  Spezifikation)  bez.  Versorgung  ausdrücklich 
vorgesehen  wird  in  Form  von  Minimalfestsetzungen  für  die  Ein- 
zelraten (nach  Gewicht,  Anzahl  der  Behältnisse,  Mengeneinheit ^). 
Ihr  Vorkommen  selbst  bei  den  oft  langen  Vertragszeiten  und 
gehandelten  großen  Warenmengen  der  Sukzessivlieferungsgeschäfte 
erscheint  erstaunlich  und  doch  wieder  begreiflich.  Solche  ver- 
bundenen Verträge  haben  als  besondere  Eigentümlichkeit  nicht 
nur  ein  schon  erwähntes  gegenseitiges  Verständnis  für  die  ge- 
schäftlichen Bedürfnisse  und  Leistungsfähigkeit  des  Vertragsgeg- 
ners im  Gefolge,  sondern  auch  schon  zur  Vorbedingung  ein  weit- 
gehendes wechselseitiges  Vertrauen  in  die  ordnungsmäßige  Erfül- 
lung, wie  sie  den  Abmachungen  und  Treu  und  Glauben  mit 
Rücksicht  auf  die  (Verkehrs-  bez.  Handels-)  Sitte  (Handelsgewohn- 
heiten, Handelsgebräuchen,  Usancen)  entspricht  (BGB.  §§  242, 
157,  133;  HGB.  §  346,  Art.  2,  EG.  zum  HGB.).  Ein  weit- 
gehendes Vertrauen,  das,  nachdem  es  zum  Abschlufi  des  Dauer- 
vertrages geführt  hat,  die  Grundlage  wird,  auf  die  (außer  den 
Vorkehrungen  für  die  Vertragserfüllung)  weitere  derart  fern  wirkende 
Geschäftsdispositionen  aufgebaut  werden  ^),  daß  mit  ihr  das  ganze 
Gefüge  wie  ein  lockeres  Kartenhaus  zusammenstürzen  würde:  das 
deshalb  auch  eines  weitgehenden  rechtlichen  Schutzes  ebenso 
würdig  wie  bedürftig  ist. 

Das  gilt  unabhängig  davon,  daß  wie  jede  andere  Handels- 
form auch  das  Sukzessivlieferungsgeschäft  seine  Schattenseiten 
hat.  Aber  insoweit  sind  diese  Fehler  weder  auffallend  noch  an- 
ziehend. Ihre  Eigenart  gewinnen  seine  Schwächen  vielmehr  erst 
durch  die  Eigenart  des  Typus  selber  als  einer  Art  der  Dauer- 
verträge. 

Durch  Zusammenfassung  mehrerer  Schlüsse   erspart  das  Ra- 


i)  Sonndorfer  a.  a.  O.  II  S.  io6,  118  sub  e,  135  sub  s;  dazu  Auskunft  des 
Deutschen  Müllerbundes. 

2)  Liefi)ian7i  a.  a.  O.  S.  8i  f.;  Fjichs  a.  a.  O.  S.  37;  Kohler  a.  a.  O.  II  i 
S.  253  §  94;  A'au/mav7i,  A.,  Die  Klausel:  rebus  sie  stantibus.  Marb.  Diss.  1907, 
S.  33- 
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tenlieferungsgeschäft  freilich  viel  Zeit  und  Mühe,  enthält  es  aber 
notwendig  neben  den  Vorteilen  der  Einzelverträge  ebenso  ihre 
Nachteile  in  verdoppelter  und  verdreifachter  Gewalt. 

Die  Verbindung  der  Einzelvertragszeiten  führt  zu  der  Gefahr 
übermäßig  langer  Bindung i)  in  ungewisse  Zukunft  und  über  die 
eigene  wirtschaftliche  Kraft.  Hersteller  wie  Abnehmer  können 
ihr  unterliegen.  Am  ehesten  droht  sie  wohl  dem  Käufer,  der 
sich  vielleicht  bei  eigener  beschränkter  Bezugsmöglichkeit  und 
überragender  Machtstellung  des  Verkäufers  —  nach  dem  Recht 
des  Stärkeren  —  zu  dessen  Gunsten  ungemessen  binden  muß, 
um  die  für  seine  Existenz  unerläßlichen  Güter  oder  Gütersorten 
(Rohprodukte   für  gewerbliche  Verarbeitung)    sicher    zu    erhalten. 

Die  Befürchtung,  ihren  regelmäßigen  oder  (bei  starker  Be- 
schäftigung) vermehrten  Bedarf  nicht  rechtzeitig  gedeckt  zu  sehen, 
kann  genügen,  die  Verbraucher  mit  magnetischer  Kraft  an  die 
wirtschaftliche  Großmacht  zu  fesseln,  sie  ihren  Geschäftsbedingun- 
gen hinsichtlich  Lieferdauer,  -preises  und  -gegenständes  wil- 
lenlos gefügig  zu  machen.  Der  Wunsch  der  Monopolinhaber 
ist  ihren  Abnehmern  dann  Befehl.  Sie  brauchen  nicht  Zwang 
im  Rechtssinne  anzuwenden  oder  »sanften«  Druck ^),  etwa  durch 
die  Ankündigung,  mangels  rechtzeitiger  Jahresabschlüsse  für  die 
nächste  Wirtschaftsperiode  weder  einen  Preis  nennen,  noch  eine 
Lieferung,  am  wenigstens  in  bestimmter  Marke,  zusagen  zu  kön- 
nen, wie  es  im  Hinblick  auf  die  Erscheinungen  der  Hochkonjunktur 
1899/ 1900  dem  Roheisensyndikat  für  das  Wirtschaftsjahr  1901,  dem 
Kokssyndikat  aus  Anlaß  des  Fusionsvertrages  1900/1901  ^)  unter 
vielseitiger  Klage,  aber  ebenso  lebhafter  Abwehr  nachgesagt  wor- 
den ist  *). 

Aber  auch  wo  eine  solche  Notlage  fehlt,  kann  der  Käufer 
hinsichtlich  der  Bindung  auf  Zeit,  Preis  und  Mengen  in  Mißlich- 
keiten geraten,  die  sich  bei  einem  verbundenen  Vertrage  mit  verviel- 
fältigter Kraft  offenbaren;  seien  nun  ursprüngliche,  schon  beim 
Abschluß  mitspielende  kaufmännische  P'ehler  oder  nachfolgende 
Wirtschaftsveränderungen  der  Grund  des  Umschlages,   die  anfäng- 

1)  va7t  der  Borght  a.  a.   O.   S.   31   f.;   Auskunft  d.    Deutschen   Müllerbundes. 

2)  Denkschrift  S.   70. 

3)  Reichend   bis  i.  April    1902:  Denkschrift  S.   34. 

4)  Für  Roheisensyndikat  und  Kokssyndikat  nehmen  Zwang  an :  Cahver,  Handel 
und  Wandel  S.  39;  Liefmann  a.  a.  O.  S.  81  f.;  keinen  Zwang:  Denkschrift  S.  36  f.; 
lebhafte  Klagen:  Denkschrift  S.  73,  75  und  Kontradiktorische  Verhandlungen  S.  654, 
658.   635—642. 
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lieh  vielversprechende    auf    längere  Dauer   berechnete  Verständi- 
gung dem  Abnehmer  zur  lästigsten  Fessel  werden  zu  lassen. 

Vielleicht  hatte  sich  dieser  für  eine  Zeit  ^)  gebunden,  über 
die  er  nach  seiner  allgemeinen  oder  persönlich  wirtschaftlichen 
Lage  notwendig  die  Uebersicht  verlor,  und  treibt  nun  als  ein 
Spielball  des  Zufalls  im  uferlosen  Zeitenmeer.  Vielleicht  schließt 
sich  der  festgelegte  Preis  nicht  genügend  an  die  Marktveränderung 
an,  sondern  entfernt  sich  immer  mehr  von  ihr  zu  Käufers  Lasten 
und  größten  Verlusten  2).  Außerstande,  seinen  Zahlungspflichten 
nachzukommen,  sieht  er  sich  auf  die  Gnade  seines  Gläubigers 
angewiesen  und  etwa  durch  mißbräuchliche  Ausnützung  der  Stun- 
dungsgewähr in  dessen  wirtschaftliclie  Abhängigkeit  gebracht.  Für 
den  Kleinverkehr  ist  diese  Gefahr  nicht  von  der  Hand  zu  weisen. 
Sie  erscheint  auch  nicht  ausgeschlossen  für  den  vermittelnden 
Handel,  der  —  nicht  nur  in  der  Kohlenindustrie  —  zu  Zeiten 
abnehmender  Inanspruchnahme  und  daher  verminderten  Bedarfs 
seinen  Kunden  vielfach  zur  Ausgleichung  längere  Stundung  zu- 
billigt 3). 

Doch  wird  auch  hier  schon  der  von  der  Großindustrie  aus- 
gehende Grundsatz  der  Barzahlung^)  —  entsprechend  der  raten- 
weisen Erfüllung  des  Verkäufers:  Zahlung  bis  zum  15.  des  der 
Lieferung  folgenden  Monats  —  vorbeugen  helfen,  daß  nicht  die 
geschäftlichen  Dispositionen  über  die  wirtschaftlichen  Kräfte  hinaus 
prallen. 

Vielleicht,  daß  der  Käufer  seine  Aufnahmefähigkeit  oder  den 
Markt  überschätzt  hat.  Der  eingegangene  Dauervertrag  führt  dem 
Kaufmann  dem  Schlüsse  gemäß  Lieferposten  über  Lieferposten 
zu,  für  die  dieser  bei  abflauender  Kauflust  keinen  Abnehmer  fin- 
den wird  ^).  Unter  dieser  Gefahr  vollführt  dann  der  vermittelnde 
Handel  seine  ausgleichende  Aufgabe,  die  Bedürfnisse  des  Groß- 
handels mit  denen  des  weiteren  Absatzes  ohne  dessen  empfind- 
liche Belastung  in  Einklang  zu  erhalten;  auch  für  die  Dauer  un- 
günstiger Marktrichtung,    wo  er  oft  den  Preisrückgang  nicht  zum 

1)  Auskunft  des  Deutschen  Miillerbundes ;   vgl.   RG.   67   S.    lOi  ff.  Nr.   29. 

2)  Denkschrift  S.  69;  Kaufmann  a.  a.  O.  S.  23. 

3)  Denkschrift  S.  35,  75,  94,  99;  Werner,  Art.:  Maschinenindustrie  in:  Welt- 
wirtschaft, II.  Jhrg.  1907,  2.  T.  S.  96;  aus  dem  Bericht  der  Rhein-Stahlwerke  zu 
Meiderich  (mitget.  bei  Robinow,  Auslegung  des  §  326  BGB.,  Leipzig.  Diss.  1902, 
S.  68). 

4)  Denkschrift  S.   94. 

5)  Denkschrift  S.  69. 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.    1911.    3.  36 
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kleinsten  Teil  auf  seine  Schultern  übernehmen  muß  ^). 

Es  bieten  sich  drei  Gegenmittel. 

Die  weitestgehenden  sind  eine  Vertragslösung  oder  -änderung. 
Jene  wird  selten  sein  ^).  Diese  ist  bei  rückläufiger  Konjunktur 
in  der  Eisenindustrie  wie  im  Eisengroßhandel  in  Gestalt  erhebli- 
cher Preisminderung  und  Verlängerung  der  Abnahmefristen  zur 
Anwendung  gekommen  •'). 

Aber  solche  gewaltsamen  Eingriffe  in  die  Dauerverträge  von 
außen  her  sind  deren  innerstem  Wesen  zuwider  und  ebenso  un- 
gesund als  selten.  Die  natürliche  und  regelmäßige  Selbstberich- 
tigung geschieht  denn  auch  durch  den  Vertrag  selbst.  Das  Mit- 
tel ist  die  über  den  Bereich  der  Syndikatsbestimmungen  hinaus 
allgemein  übliche  Klausel  betreffend  die  Betriebseinschränkung 
infolge  Wechsels  der  Konjunktur,  die  die  Abnahmeverpflichtung 
des  Kunden  auf  den  wirklichen  durch  die  ungünstige  Marktrich- 
tung verringerten  Bedarf  beschränkt  '^). 

Es  wird  noch  gezeigt,  daß  der  drückende  Wettbewerb  schon 
auf  den  Gebrauch  der  Sukzessivlieferungsverträge  im  allgemeinen 
hinwirkt.  Er  bestimmt  häufig  seine  Gestaltung  auch  im  einzelnen 
und  führt  zu  Nebenberedungen,  die  wie  durch  ihre  Wirkungsrich- 
tung so  durch  ihre  W^irkungsdauer  die  wirtschaftliche  Freiheit  des 
darin  Verpflichteten  doppelt  empfindlich  beschneiden  können. 
Rechtsgeschäftliche  Beschränkungen  des  Käufers  oder  Lieferanten 
in  der  Bezugs-  wie  Verkaufswahl  sind  bei  Ratenlieferungsverträgen 
zur  gewohnten  Erscheinung  geworden.  Im  Kampfe  der  Groß- 
brauereien um  den  Absatz  macht  der  Verkäufer  in  einer  Neben- 
abrede seinen  wirtschaftlicli  schwächeren  Kunden  zur  Pflicht,  allen 
jetzigen  und  künftigen  Bedarf  ausschließlich  bei  ihm  und  keinem 
andern  zu  decken.  Die  Bierlieferungsverträge  mit  ihren  dahin- 
gehenden Abmachungen  sind  geradezu  die  typischen  Fälle  einer 
Bezugsbeschränkung  geworden.  Schon  nach  ihrer  Natur  geeignet, 
im  Sinne  des  §  138  BGB.  eine  »unbillige  Erschwerung  wirt- 
schaftlichen Fortkommens«  zu  werden,  haben  sie  sich  durch  ihre 
Handhabung    seitens    Wirten    und   Zäpflern    die    Bezeichnung    als 


1)  Denkschrift  S.    75,   94. 

2)  Denkschrift  S.   34  f.;  kommt   gleichwohl   vor:  Robmow  a.  a.   O.   S.   68. 

3)  So  im  serbischen   Petroleumhandel  (mitget.   bei  Sonndorfer  a.   a.  O.  II  S,  118 
sub  e). 

4)  Gilt  nicht  für  Hochöfen  wegen   deren  starken  Verbrauchsschwankungen    und 
der  Gefahr  unebenmäßig  übergriffener  Bestellungen  (Denkschrift  S.  94). 
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Biersklavereiverträge  eingetragen  ^).  Aber  die  Verpflichtung  zum 
ausschließlichen  Bezüge  kommt  auch  außerhalb  des  Brauereige- 
werbes vor;  etwa  als  Verpflichtung  der  Händler,  gemäß  den  Lie- 
ferungsbedingungen des  Roheisensyndikats  oder  Kohlenkontors 
zur  Vermeidung  hoher  Vertragsstrafen  nur  \on  der  syndizierten 
Zeche  zu  beziehen. 

Die  Gefahren  des  Sukzessivlieferungsgeschäftes  erscheinen 
für  den  Verkäufer  wegen  seiner  häufigen  wirtschaftlichen  Ueber- 
macht  2)  nicht  so  aufdrängend  wie  für  den  Käufer.  Darum  ist 
keineswegs  ausgeschlossen,  daß  nicht  auch  der  Verkäufer  die 
Nachteile  eines  so  eigengearteten  Dauervertrages  sollte  erfahren 
können  ^). 

Alle  diese  Schäden  sind  beim  Sukzessivlieferungsgeschäft 
wenn  nicht  eigentümlich,  so  doch  besonders  naheliegend.  Aber 
ihre  Verwirklichung  ist  nicht  notwendig.  Es  gibt  Mittel  und 
Wege,  diese  Nachteile  nach  Möglichkeit  auszuschalten.  Nur  für 
die  Preisschwankungen  nicht.  Keine  Macht  vermag  sie  aus  der 
Welt  zu  schaffen.  Sie  können  nur  beruhigt  werden.  Und  dazu 
dienen  langfristige  Verträge  ^).  Die  für  beide  Vertragsteile  dro- 
henden Hauptgefahren  des  Sukzessivlieferungsvertrages  liegen  fer- 
ner in  der  Richtung  auf  die  Ueberspannung  seiner  Vorteile,  die 
darum  in  Nachteile  umschlagen:  in  bezug  auf  Preis,  Menge  und 
Zeit.  Darum  müssen  sie  sich,  wenn  sie  eintreten,  nach  ihrer  be- 
sonderen Bauart  mit  besonderer  Kraft  auswirken.  Und  doch  soll 
die  für  unausrottbar  erklärte  Gefahr  der  Preisschwankungen  ge- 
rade durch  die  großen  Zeitspannen  langfristiger  Verträge  gemin- 
dert werden  .- 

Langfristige  Abschlüsse  kennzeichnen  sich  als  Lieferungsver- 
träge mit  besonders  großen  Zeitrahmen  für  die  Erfüllung,  ohne 
über  deren  Art  sonst  etwas  auszusagen.  Aber  diese  wird  nach 
der  Natur  solcher  Verträge,  obschon  nicht  begriffsnotwendig,  doch 
regelmäßig  in  Einzelerfüllungen  (Raten-,  sukzessiven  Lieferungen) 
sich    vollziehen.     Solche   »langsichtigen«    V^erträge    sind    demnach 

1)  Badische  Rechtspraxis  6.  Jhrg,  1904,  70.  Bd.  der  Annalen,  Nr.  8  Ziff.  50 
S.   90. 

2)  Denkschrift  S.  75,  93,  94,  99,   107  ;    Werner  a.  a.  O.  S.  96. 

3)  Lie/mann  a.  a.  O.  S.  95  ;  Cotize,  F.,  Kauf  nach  hanseatischen  Quellen,  Bonner 
Diss.   1889,   S.   54. 

4)  Bezeichnungen:  »Langsichtiger  Abschluß«  (Weltwirtschaft  I.  Jhrg.  S.  88; 
Ascherade,  Art.  Leinen  in:  Weltwirtschaft  II.  Jhrg.  1907,  2.  T.  S.  131  ;  »langfri- 
stiger Abschluß«    (Denkschrift    S.   75I;    »kurzfristiger  Abschluß«   (Denkschrift  S.   36). 

36* 


C^ö  C.  A.   Julius  Caesar: 

niclit  ohne  weiteres  den  Schlüssen  auf  Lieferung  mit  langen  Lie- 
ferfristen gleichzusetzen,  die  lediglich  durch  ihre  weit  hinausge- 
schobene Erfüllungszeit  bestimmt  werden,  aber  den  Erfüllungs- 
zeitraum selbst  im  Ungewissen  lassen.  Sie  haben  auch  nicht  die 
Vermutung  der   Ratenerfüllung  für  sich. 

\\  iewohl  —  oder  gerade  weil  —  feste  Anhaltspunkte  für  eine 
Scheidegrenze  zwischen  den  langfristigen  Verträgen  und  den  kurz- 
fristigen nicht  gegeben  sind,  wird  der  ersten  Gruppe,  da  man  noch 
von  halbjährigen  Schlüssen  als  kurzzeitigen  spricht^),  etwa  das 
über  ein  halbes  Jahr  hinausragende  Zeitengebiet  zuzuweisen  sein. 
Anderseits  steht  die  Bindung  auf  länger  denn  einjährige  Frist  2) 
—  Fusionsverträge  —  dem  Jahresabschluß  weit  nach  im  Ansehen 
wie  in  Anwendung,  so  daß  der  einjährige  Zeitraum  als  das  regel- 
mäßige Zeitmaß  der  langsichtigen  Verträge  erscheint. 

Schon  seine  Uebernahme  aus  der  Uebung  der  Bergwerke  in 
den  Bereich  kaufmännischer  Herrschgewalten  wie  des  rheinisch- 
westfälischen  Kohlensyndikats  ^)  sichert  ihm  den  mächtigen  Ein- 
fluß, der  der  Kohlenindustrie  eignet,  und  damit  einen  Gebrauch 
weit  über  deren  Grenzen  hinaus.  Als  Kind  der  Großindustrie  und 
des  Großhandels  fühlt  er  sich,  wenn  gleich  die  staatlichen  Gruben 
am  halbjährigen  Abschluß  festhalten'*),  vornehmlich  in  ihren  Krei- 
sen zu  Hause. 

Die  an  sich  erfreuliche  Verständigung  bei  den  Sukzessivlie- 
ferungsgeschäften  auf  länger,  vielleicht  auf  lange  hmaus  °),  vermag 
aber  nicht  auch  den  Frieden  durch  diese  Zeit  hindurch  zu  sichern. 
Alle  seine  eigenartigen  Gefahren  können  sich  verwirklichen  und 
die  vertragliche  Fessel  zur  unerträglichen  Last  werden  lassen. 
In  solchen  Verhältnissen  verdorrt  das  mit  der  Verständigung  etwa 
erblühte  Verständnis  für  des  Vertragsgenossen  Bedürfnisse  unter 
der  sengenden  Glut  des  wirtschaftlichen  Eigennutzes.  Wo  diese 
anfängt,  hört  auch  die  Bindekraft  des  Vertrauens  auf  und  lebt 
nur  der  eine  Gedanke,  auf  erlaubte  oder  vmerlaubte  Weise  loszu- 
kommen. Auch  noch  so  eingehende  Schlußnotenregelung  würde 
nicht  den  ungestörten  Bestand  unseres  eigenartigen  Dauergeschäf- 

i)  Denkschrift  S.  35. 

2)  Liefmann  a.  a.  O.  S.  81   f. 

3)  Denkschrift  S.  35,  69.  Dazu  kommt  Gewöhnung  der  Kundschaft  an  be- 
stimmte Preise :  Bericht  d.  Handels-  und  Gewerbekammer  Dresden  1899,  II.  Teil 
S.    132;  an  bestimmte   Fabriken:   Kontradiktorische  Verhandlungen,    V.   Bd.    S.   598. 

4)  Denkschrift   S.   72   f. 

5)  Lie/mann  a.  a.  O.   S.   81   f. 
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tes  gewährleisten  können.  Der  drängende  Wunsch,  die  drückend 
gewordene  Last  der  vertraghchen  Verbindung  abzuwälzen,  führt 
oft  genug  zur  mißbräuchlichen  Ausnutzung  ihrer  Vertragsbestim- 
mungen, so:  des  Vorbehalts  betreffend  Kürzungsbefugnis  des  Ver- 
käufers in  einzelnen  Sorten  bei  Nichterfüllung  des  Kunden  in  den 
übrigen  oder:  der  Bedingung  betr.  Befreiung  von  der  Lieferungs- 
und Abnahmepflicht  im  Falle  von  Betriebseinschränkungen  ^). 
Wird  die  Spannung  zwischen  dem  vereinbarten  und  dem  Außen- 
preise (des  Marktes)  zu  groß,  so  kann  schon  der  Funke  einer  gering- 
fügigen Verletzung,  durch  die  ein  Ausgleich  versucht  wird  (z.  B. 
Verzug,  mangelhafte  Leistung,  positive  Vertragsverletzung)  genü- 
gen, um  den  entzündlichen  Streitstoff  lichterloh  zu  entflammen  ^). 
Die  Begleiterscheinungen  sind  die  ebenso  häufigen  als  nach  (Ge- 
schäfts- und  Rechts-)  Natur  und  Wert  bedeutsamen  Prozesse  der 
Gerichte,  wegen  des  Streitgegenstandes  wohl  zumeist  unserer  Han- 
delsgerichte I  Kammer  für  Handelssachen). 

Es  ist  auffällig,  daß  die  Wissenschaft  mit  dieser  bedeutenden 
Ausbildung  des  neuzeitigen  Wirtschaftsverkehrs  und  seiner  recht- 
lichen Behandlung  nicht  gleichen  Schritt  gehalten  oder  gar  vor- 
gearbeitet, sondern  schleppend  die  erste  Besetzung  des  Neulandes 
der  Rechtsprechung  überlassen  hat,  bis  sich  in  steter  Weiterarbeit 
beider  Anteil  an  der  Gestaltung  des  neuen  Vertragsgebildes  wird 
ausgeglichen   haben. 

Eine  Sonderbehandlung  hat  unser  Erörterungsgegenstand  bis- 
her in  der  rechtlichen  Literatur  nur  selten  und  dann  auch  nur 
in  vereinzelten  Beziehungen,  in  der  volkswirtschaftlichen  überhaupt 
noch  nicht,  erfahren. 

Die  Artikel  von  Wo//  »Ueber  das  Recht  zur  Wandlung  oder 
zum  Rücktritt  von  Sukzessivlieferungsverträgen«  {GriicJiots  Beitr. 
48,  193/205),  von  Müller-ErzbacJi  »Ueber  den  Rücktritt  bei  suk- 
zessiven Lieferungsgeschäften  und  ähnlichen  Verträgen«  (in  der 
Deutschen  Juristen-Zeitung  04,1158  fg.)  und  von  Winter  [GrucJiots 
Beitr.  49,  193,305)  waren  noch  bis  vor  nicht  langer  Zeit"*)  die  ein- 
zigen erheblichen  juristischen  Einzeldarstellungen.    Die  Lehrbücher 


1)  Denkschrift  S.   107. 

2)  Bonikowski,  Der  Einfluß  der  industriellen  Kartelle  auf  den  Handel  in  Deutsch- 
land,   1907.   S.   38. 

3)  Aus  älterer  Zeit :  Dreyer  bei  Griukot,  Beiträge  zur  Erläuterung  usw.  37.  Bd. 
199 — 216;  Pauli,  Neues  Archiv  für  Handclsr.  3,  167;  Lamprecht,  Busch's  Archiv  26, 
«35—136. 
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und  Kommentare  berücksichtigten  die  abzuhandelnde  Materie  nur 
vereinzelt  und  in  kurzen  Bemerkungen  zu  §§  284,  325,  326 
BGB.,  §  375  HGB. 

Erst  die  neueren  Angriffe  gegen  die  reichsgerichtliche  Recht- 
sprechung haben  in  rascher  Abfolge  die  polemisierenden  Aufsätze 
der  Rechtsanwälte  Dres.  Jacobi  »Zur  Lehre  vom  Sukzessivliefe- 
rungsverträge« {Gi'uchots  Beitr.  50,  231)  und  von  Haclienb^irg 
»Der  Verzug  bei  Sukzessivlieferungen«  (Leipziger  Zeitschrift  für 
Handels-,  Konkurs-  und  Versicherungsrecht  I.  Jg.,  No.  i)  und  die 
abwehrende  Entgegnung  des  Reichsgerichtsrats  E.  Müller  »Der 
Sukzessivlieferungsvertrag«  {Griichots  Beiträge  50,  509/542)  hinzu- 
gefügt. 

Diese  neuerdings  lebhafteren  wissenschaftlichen  Bemühungen 
um  das  Ratenlieferungsgeschäft  mögen  die  steigende  Teilnahme 
und  Wertung  erkennen  lassen.  Sie  geben  aber  nur  ein  Spiegel- 
bild seiner  hohen  praktischen  Bedeutung  und  nicht  das  volle 
Leben  selbst,  wie  es  in  den  Handelsgebräuchen  körperlich  ent- 
halten ist.  Eine  wachsende  Zahl  von  einschlägigen  Gutachten 
zuständiger  Handelsvertretungen  (Handelskammern,  privater  Kör- 
perschaften, z.  B.  des  Kollegiums  der  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft in  Berlin)  zeugt  von  der  vorgeschrittenen  Entwicklungsstufe 
dieser  Handelsform,  auf  der  eingewurzelte  Anschauungen  des 
Verkehrslebens  schon  zur  schriftlichen  Festlegung  und  bindenden 
Geltung  für  seine  kaufmännische  und  richterlicheHandhabung  gereift 
erscheinen,  ebenso  freilich  auch  von  dem  oft  erheblichen  Wider- 
streit der  Interessen,  der  die  festen  Grundregeln  erforderlich  ge- 
macht hat. 

Sein  Vorkommen  im  neuzeitlichen  Wirtschaftsleben  ist  denn 
auch  tausendfältig.  Wo  er  sich  nicht  von  selbst  empfiehlt,  tut 
der  drückende  Wettbewerb  das  übrige,  um  Kaufverträge  auf  suk- 
zessive Lieferung  immer  mehr  einzubürgern  und  aus  den  Groß- 
handelsschichten in  die  Gebiete  des  Mittel-  und  Kleinhandels  zu 
tragen. 

So  ist  das  fieberhafte  Bestreben  der  Verkäufer  nach  Absatz- 
sicherung, das  den  großen  Brauereien  eigentümlich  schien,  zum 
alltäglichen  Lebensvorgang  geworden  und  beispielsweise  ^)  in 
gleichem  Maße  im  Mühlengewerbe  festzustellen  (ausschließlich  der 
Lohn-    und    Kundenmüllerei,     wo    der    Sukzessivlieferungsvertrag 


1)  Laut  Auskünften   des  Deutschen  Müllerbundes. 
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nicht  in  Betracht  kommt).  Auch  hier  bedienen  sich  zwar  im  all- 
gemeinen die  Großmühlen  der  Ratenlieferune^sverkaufe  in  größerem 
Umfange  als  die  mittleren  und  kleinen  Handelsmühlen.  Aber 
der  Wettkampf  zwingt  auch  diese  letzten  Gruppen  in  gesteiger- 
tem Maße  zum  Verkaufe  eines  erheblichen  Teiles  ihres  Erzeug- 
nisses im  voraus:  auf  Raten-  bez.   Abrufslieferung. 

Und  was  fiir  den  Verkäufer  der  fertigen  Mühlenerzeugnisse, 
gilt  gleicherweise  für  den  Einkauf  der  Mühlen  an  Rohstoffen 
(Getreide,  Kohlen  usw.).  Soweit  sie  ihren  Getreidebedarf  nicht 
durch  unmittelbaren  Aufkauf  von  Landwirten  und  Kleinhändlern 
einzudecken  vermögen,  sehen  sie  sich  wiederum  auf  den  Sukzes- 
sivlieferungsvertrag über  Getreide,  Kohlen  usw.  angewiesen,  mag 
nun  dabei  die  Ausnützung  günstiger  Preisstimmung  oder  die  Siche- 
rung regelmäßiger  Zufuhr  der   überwiegende  Geschäftszweck  sein. 

Die  Bezeichnungen  für  den  Sukzessivlieferungsvertrag  (Suk- 
zessivvertrag) ^)  oder  das  Ratenlieferungsgeschäft  schwanken.  Bald 
erscheint  er  unter  charakteristischen  Marken  —  wie:  Abrufsge- 
schäft ^)  oder  -kauf^),  Lieferungsabschluß,  Lieferungsvertrag  auf 
Abruf,  Lieferungsgeschäft  zur  Abforderung,  Vertrag  auf  sukzes- 
sive Lieferung"*)  oder:  fortgesetzte  Lieferungen^),  Kaufvertrag 
mit  sukzessiver  Erfüllung  **),  mit  gleichteiliger  Lieferung  ^);  Schluß- 
verkauf auf  ein  Jahresquantum,  mit  ratierlichen  Monatsquanten  — , 
bald  verbirgt  er  sich  wie  unter  der  Bezeichnung:  langsichtiger 
Abschluß*^),  Milchpachtvertrag  ^)  hinter  stark  entstellender  Ver- 
schleierung. 

Wann  der  Sukzessivlieferungsvertrag  entstanden  ist,  wird  nie- 
mand   zahlenmäßig    zu    sagen    wissen.      Bei  jeder  geschichtlichen 

i)  Hachenburg,  Das  BGB.  fiir  das  Deutsche  Reich,  1900  Sp.   18. 

2)  Apt,  Gutachten  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  über  Gebräuche 
im  Handelsverkehr,   S.   388  Nr.   26. 

3)  Dave  u.  Meyej'steiit,  Gutachten  über  Handelsgebräuche,  erstattet  von  der 
Handelskammer  zu  Berlin  usw.  S.  85  Nr.   360. 

4)  Allgem.  Brauer-  und  Hopfenzeitung  v.   5.  Juni  1907. 

5)  Hesse,  Verträge  auf  fortgesetzte  Lieferungen  nach  dem  Rechte  des  BGB. 
Marb.   Diss.    1905. 

6)  RG.  (III)  S.  318  V.   17.  12.  Ol  in  D.  J.  Z.  VII  S.  118. 

7)  Vom  Triester  Zuckermarkt  (bei  Sonndorfer  a.  a.  O.  II  S.  146).  Andere 
Bedeutung  von  »Ratengeschäft«  Rothschild,  Taschenbuch  für  Kaufleute,  44.  Aufl.  1902 
S.  400;  von  »sukzessiven  Schlüssen«  Sonndorfer  a.  a.  O.  IS.  47;  zu  »Ratenge- 
schäft«   Philippovich,  Grundriß  der  politischen  Oekonomie,   2,   Bd.   2.   Teil   S.    Iio. 

8)  Siehe  S.  535  Fußnote  4. 

9)  RG.  62  (N.  F.   12.  Bd.)  S.  303  ff.  Nr.  73. 
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Entwicklung  und  so  auch  hier  sind  die  Uebergänge  zwischen  dem 
im  engeren  Sinne  sogenannten  Lieferungsgeschäfte  und  dem  be- 
sonderen SukzessivHeferungsgeschäfte    in  der  Entwicklung  flüssig. 

Die  älteste  und  ältere  Zeit  kargt  mit  Belegen  für  beide  Spiel- 
arten des  allgemeinen  Begriffs  Lieferungsgeschäft. 

Einen  »mit  einer  Behörde  über  Bedürfnisse  des  Heeres  oder 
Marine«  geschlossenen  antiken  Lieferungsvertrag  und  zwar  wohl 
ein  Sukzessivlieferungsgeschäft,  veranschaulicht  Livius  an  einer 
Stelle  seiner  römischen  Geschichte  (Ab  urbe  condita  liber  XXIII 
Kap.  48,  49)1): 

Eos  cohortandos,  qui  redemturis  auxissent  patrimonia,  ut  rei 
publicae  tempus  commodarent  conducerentque  ea  lege  praebenda, 
quae  ad  exercitum  Hispaniensem  opus  essent,  ut  cum  pecunia  in 
aerario  esset,  iis  primis  solveretur.  Praetor  haec  in  contione  edixit, 
quoque  die  vestimenta  frumentum  Hispaniae  si  exercitui  praebenda 
quaeque  alia  opus  essent  navalibus  sociis  locaturus.    Ubi  ea  dies 

venit,  ad  conducendum  tres  societatis  aderant quo- 

rum  alterum  postulatum  fuit,  ut,  quae  in  naves  imposuissent,  ab 
hostium     tempestatisque    vi  publico    periculo  essent.     Quo  impe- 

trato  conduxerunt quemadmodum  conducta 

sie  summa  fide  praebita. 

Außer  dieser  Stelle,  einem  lateinischen  Gegenstück  zum 
StrGB.  §  329,  i^  im  Anfang,  haben  sich  für  diese  älteste  Zeit 
gleichwirkende  Handelsgebilde  nicht  feststellen  lassen.  Das  groß- 
artig ausgebildete  Wirtschafts-,  Verkehrs-  und  Militärwesen  des 
römischen  Weltreichs,  dabei  seine  hervorragende  Rechtsverfassung 
machen  aber  ein  bedeutendes  Vorkommen  volkswirtschaftlich- 
gleichartiger Handelsübung  schon  in  dieser  Zeit  wahrscheinlich. 
Roms  lebenswichtige  Getreideversorgung  aus  der  Kornkammer  ^ 
Kleinasien,  die  Vergabung  der  Heeresverpflegung  in  diesem  hoch-  |l 
stehenden  Militärstaate  wird  naturnotwendig  zum  Lieferungshandel 
und  insbesondere  zum  Sukzessivlieferungsgeschäft  geführt  haben. 
Mochte  sich  dieses  auch  in  die  Formen  der  stehenden  römisch- 
rechtlichen Geschäftstypen  (emptio  spei  bez.  rei  speratae,  emptio 
ad  mensuram  oder  —  wie  in  jener  bezogenen  Literaturstelle  — 
locatio  operis  bez.  operarum)  kleiden  und  unter  dem  Schleier  der 
Stipulation  ^)  verbergen,  sein  volkswirtschaftlicher  Erfolg  wird  dem 
heutigen  Ratenlieferungsgeschäfte  gleich  gewesen  sein,  weil  denn 

1)  Löwenberg,  Ueber  den  Lieferungsvertrag    1846,   S.   78. 

2)  Müller  bei  Gruchot,  Beiträge  zur  Erläuterung  usw.,   50.  Bd.  S.   508  Nr.  20. 
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eben  die  wirtschaftlichen  Zweckbestimmungen  dieselben  waren. 
Das  auf  der  Höhe  stehende  römische  Recht,  das  allen  l\.e^LU]<,fen 
des  Verkehrs  feinfühlend  nachging,  kann  der  freien  Entfaltung 
dieser  Betätigungsform  kein  Hemmnis  gewesen  sein. 

Umgekehrt  schienen  die  Verhältnisse  des  deutschen  Mittel- 
alters ihrer  vollen  Entwicklung  widrig.  Freilich  konnte  sie  sich 
von  nun  ab  in  das  bequemere  Gewand  des  Lieferungskaufs  klei- 
den. Aber  wo  nicht  überseeischer  Großverkehr  Handelsbezie- 
hungen und  damit  Handelssinn  weitete,  sclilug  das  Wirtschaftsleben 
zumeist  nur  entere  Kreise  und  vollzog  sich  in  örtUch  und  zeit- 
lich gebundenen  Grenzen.  Auch  der  deutsche  Rechtlichkeitssinn 
war  zu  schlicht  und  gerade,  um  einer  verschlun^^'enen  und  dazu 
stark  spekulativ  gefärbten  Neuerung  über  die  Reihe  der  altbe- 
währten Handels  weisen  hinaus  zu  folgen.  Für  solche  zum  vor- 
hinaus  wirkende  Unternehmen  fand  er  Verständnis  nur  insoweit, 
als  sie  bereits  vorhandene  Ware  zum  Gegenstande  hatten.  Ihre 
rechtliche  Anerkennung  und  Klagbarkeit  scheint  gleichwohl  aus 
einer  Ratsentscheidung  im  Lübischen  Urkundenbuch  VI  Nr,  75  ^) 
und  einer  weiteren  althansischen  Ueberlieferung  ^)  hervorzugehen. 
Der  Seeverkehr  wies  der  Entwicklung  die  Bahn,  über  die  Schran- 
ken des  schleppfüßigen  Rechts  hinaus.  Wagemutiger,  besonders 
hansischer  Kaufmannsgeist  brachte  Lieferungsverträge  in  Uebung, 
die  unseren  neuzeitlichen  gleichstehen.  Bezeichnend  genug,  daß 
gerade  überseeische  Geschäfte  das  Vorkommen  solchen  »Vor- 
kaufs« im  damaligen  Rechtssinne  ^),  wo  die  Güter  den  verhandeln- 
den Parteien  nicht  vor  Augen  gelegen,    veranschaulichen  können: 

Ein  Vertrag  aus  dem  Jahre  1340^)  nennt  König  Eduard  von 
England  als  Lieferanten  von  Wolle  für  Brügge  und  Ypern,  die 
er  noch  nicht  zu  seiner  Verfügung  hat,  vielmehr  in  seinem  Lande 
an  bestimmten  Plätzen  aufzubringen  und  zum  Hafen  zu  schaffen 
verpflichtet  wird. 

Erst  herzustellende  Güter  haben  zwei  fernere  Urkunden  aus 
jener  Wirtschaftsperiode  zum  Gegenstand  : 

Gegenüber  den  Lübecker  Paternosterfabrikanten  übernehmen 


1)  Mitget.  bei   Conze  a.  a.  O.  .S.   54. 

2)  Aus  einer  Urkunde  bei  Loersch  u,  Schröder,    Urkunden    zur    Geschichte    des 
deutschen  Rechts,    I.   Bd.   2.  Aufl.   188 1    (mitget.  b.    Conze  a.  a.  O.  S.  55). 

3)  Vgl.   Conze  a.  a.  O.  S.   52  ;    Lübisches   Urkundenbuch  DCCXVIII    S.  694  f. : 
»vorkofft». 

4)  Hansisches  Urkundenbuch   III  Nr.   567  (auch  mitget.  b.  Conze  a.  a.  O.  S.  54). 
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vier  Kaufleute  unbekannten  gewerblichen  Niederlassungsortes  die 
Lieferung  aller  einschlagenden  Bernsteinarbeiten,  die  die  Zunft 
in  den  zwei  folgenden  Jahren  »machen  kann  und  soll«  ^).  Wie 
eine  heute  vollzogene  Schlußnote  bestimmen  die  ausführlichen 
Lieferbedingungen  aus  dem  Jahre  1424  neben  dem  Zahltag  und 
den  jedem  einzelnen  Lieferanten  zukommenden  Teilsummen  auch 
den  Höchstbetrag  der  Lieferungsgesamtheit. 

Und  wenn  1530  Englandfahrer  zwei  Hamburger  Wandfärbern 
die  Lieferung  von  jährlich  400  englischen  Laken  zusagen  ^),  so 
war  diese  Abmachung  wiederum  ein  sukzessiv  erfüllbares  Lie- 
ferungsgeschäft über  erst  herzustellende  Wirtschaftswerte  und 
darum  alt  eingewurzeltem  Rechtsbewußtsein  zuwider. 

Die  übergreifende  Ausdehnung  zu  hemmen,  schritt  denn  auch 
der  Hansetag  zu  Lübeck  zu  Gegenmaßregeln.  Es  sind  die  bei- 
den verbietenden  Beschlüsse  des  Jahres  1434^):  »nymand  schall 
enich  gud  vorkopen,  dat  he  in  dem  schepe  nicht  ene  heft«  und 
1437:  »vortmer  en  schall  nemand  vorkopp  don,  alse  heringe  to 
verkopende  unde  kopende,  er  he  gefangen  is,  edder  körn,  er  id 
gewassen   ys,    edder  wand,    underande  gud,    er  yd  gemaket  ys«. 

In  gleicher  Richtung  liegt  das  Verbot  des  Lieferungshandels 
in  überseeischer  Handelsware,  wie  es  in  der  Lex  Langob.  II  31,  i 
überliefert  ist  ^) :  nemo  det  precium,  ut  futuram  emptionem  sibi 
praeparet. 

Die  Abwehrgesetze,  die  der  sonst  selten  privatrechtlich  tätige 
Hansetag  —  auffallend  und  doch  erklärlich  gerade  der  Hansetag 
—  für  nötig  befand,  lassen  am  besten  das  flutende  Drängen  dieser 
neuen  Wirtschaftsregungen  erkennen,  das  sich  auch  durch  künst- 
liche Dämnumg  nicht  konnte  hemmen  lassen. 

Grund  dieser  Abneigung  war  das  unbehagliche  Mißtrauen 
gegen  jede  Spekulation  im  Wirtschaftsverkehre,  der  das  mittel- 
alterlich-deutsche Recht  nach  seiner  Naturanlage  durchaus  feind 
sein  mußte  ^).     Die  unumstößlichen  Bürgschaften  sicherer  Vertrags- 


1)  Lübisches  Urkundenbuch  VI  Nr.  586  (mitgat.  b.  Conze  a.  a.  O.  S.  55);  »alle 
de  paternostere,  de  zee  in  twen  navolgenden  jaren  maken  konen  vnde  scholen«.  Vgl. 
Rigisches  Schuldbuch  (1286 — 1352),  herausgeg.  v.  Dr.  Herrn.  Hildebrandt,  1872  S.  6 
Nr.   83. 

2)  Kädiger,  Hamburger  Zunftrollen  Nr.   57   (mitget.  b.    Conze  a.   a.   O,  S.    55). 

3)  Aus   den  Hanserecessen   II    I    (mitget.  b.    Conze  a.  a.   O.   S.   51   f.). 

4)  Vgl.   Conze  a.  a.  O.  S.   51   f.   §  21   sub  2  und  dortige  Zitate. 

5)  Deutsche  Rechtsaltertümer  von  yakob  Grimm.  4.  vermehrte  Ausgabe  S.  157  • 
»Getreide  auf  dem  Halm,  Wein  auf  der  Rebe,    ungevvunnes  oder  ungereiftes  körn«. 
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erfüllung  sclüenen  durch  solche  Geschäfte  bedroht,  die  nebelhafte 
Hofifnuncr  auf  eine  dermaleinstige  Entstehung  oder  Herstellung 
der  gehandelten  Güter  initer  unvorherschbaren  Herstellungs-  und 
Marktverhältnissen  wie  ein  vages  Spiel  und  des  rechtlichen  Schutzes 
ebenso  unfähig  wie  unwürdig.  Damit  war  zwar  eine  Seite  des 
Geschäfts  erkannt  '),  aber  verkannt  das  ursächliche  (bereits  ent- 
wickelte) volkswirtschaftliche  Bedürfnis  und  sonach  sein  ganzes 
eigenartiges  Wesen. 

Die  Sukzessivlieferungsgeschäfte  sind  wegen  des  in  ihrer 
eigentümlichen  Bauart  liegenden  spekulativen  Gepräges  vielmehr 
nur  erst  spekulative,  mit  spekulativem  Einschlag  begabte  Geschäfte 
und  nicht  auch  ohne  weiteres  wahre  Spekulationsgeschäfte.  Sie 
erstreben  oft  genug  umgekeiirt  ^)  Unabhängigkeit  von  Preis- 
schwankungen, die  stärker  sein  können,  als  der  wahre  Spekulations- 
handel sie  kennt. 

Mithin  kann  ein  und  der  nämliche  Lieferungshandel  nach 
verschiedenen  Seiten  verschiedene  Gesichter  zeigen,  dem  Janus- 
kopfe  gleich,  weil  die  eine  Partei  mit  ilim  Spekulations-,  die  an- 
dere vorwiegend  Eigenbedarfszweck  verfolgt.  Und  darum  können 
Geschäfte  mit  sukzessiven  Bezügen,  denen  nicht  der  entfernteste 
gewinnsüchtige  Gedanke  zugrunde  lag,  im  nächsten  Augenblick 
unter  den  gleichen  Bedingungen  von  einem  Spekulanten  für  seine 
Zwecke  wiederholt  werden. 

Es  wurde  gesagt,  daß  Sukzessivlieferungsverträge  häufig  so- 
weit von  Spekulation  entfernt  sind,  daß  sie  umgekehrt  die  Preis- 
schwankungen der  Lieferfrist  zu  beseitigen  bestrebt  sind.  Diesem 
Zweck  dient  ihre  schon  genannte  Verwendung  als  langfristiger 
Vertrag. 

Selbst  Industriezweige,  die  diesen  bei  sich  nicht  aufgenom- 
men (wegen  der  erhöhten  Verwertungsgefahr  die  Industrie  in 
Modewaren)  ^)  können  ihm  die  Anerkennung  nicht  versagen,  daß 
er  die  rechtzeitige  Berechnung  der  Selbstkosten  (deretwegen  er 
für  die  Hochofenindustrie  gerade  zur  Notwendigkeit  geworden 
ist*)  wie  Regelung  der  überhasteten  Produktion  ermöglicht.  Sogar 
die  Modewarenindustrie    hat  seine  Einführung    erwogen-'').     Sonst 


1)  Vgl.   Stobbe,  Deutsches    Privatrecht  III  S.    23g;    Conze  a.   a.   O.   S.   51. 

2)  Vgl.  RG.   55   Nr.  84  S.   323  flf.,  hier  S.   327. 

3)  Denkschrift  S.  66;  Kaesemacher  a.  a.  O.  S.  83. 

4)  Denkschrift  S.   37. 

5)  Kaesemacher  a.  a.  O.  S.  83. 
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Stört  seine  Verbreitung  etwa  noch  die  lockende  Versuchung 
rücklaufiger  Zeiten^),  in  die  Uebung  kurzfristiger  Verträge  zurück- 
zufallen, um  dem  bevorstehenden  Umschlag  nicht  mit  gebundenen 
Preisen  zusehen  zu  müssen.  Ihrer  verführerischen  Macht  folgten 
die, .  die  1900  angesichts  des  drohenden  Niederganges  mit  dem 
langfristigen  Abschluß  und  ihrem  Bedarf  zurückhielten  und  damit 
die  gewohnten  soliden  Geschäftsgrundsätze  verliefSen  2). 

Soweit  Menge  und  Zeit  in  Betracht  kommen,  wirkt  das  lang- 
fristige Sukzessivlieferungsgeschäft  als  zeitliche  Vervielfältigung 
des  schlichten  kurzfristigen  eben  nur  ein  Vielfältiges  im  Guten 
wie  im  Bösen  ^),  stehen  aber  auch  die  aufgezeigten  Gegenmittel 
mit  entsprechend  verstärkter  Wirkung  helfend  zur  Seite. 

Demgegenüber  gewinnt  der  langfristige  Abschluß  in  Beziehung 
auf  den  Preis  eine  eigenartige  und  mithin  andere  als  bloß  ver- 
vielfältigte Bedeutung*).  Für  die  Menge  ist  wegen  der  Wirkung 
des  Vorbehalts  betreffend  Betriebseinschränkung  die  Notwendig- 
keit des  Jahresabschlusses  in  Frage  gestellt  worden^);  niemals 
ist  sie  für  den  Preis  in  Zweifel  gezogen.  Es  muß  also  in  dieser 
Richtung  ein  Vorzug  liegen,  der,  wenn  schon  gar  nicht  durch 
die  Zeitsummen  auf  einander  folgender  Einzelverträge,  doch  auch 
durch  das  gewöhnliche  Zeitenmaß  ratenweise  zu  erfüllender 
Lieferungsgeschäfte  nicht  erreicht  werden  kann  und  erst  im  lang- 
zeitigen Abschluß  sich  offenbart.  Dieser  eigenartige  Vorteil  der 
langsichtigen  Verträge  wird  in  ihrer  Eigenschaft  gefunden,  durch 
Ausschaltung  aller  Preisschwankungen  für  die  Schlußdauer  die 
wirtschaftliche  Lage  zu  festigen.  Mit  dieser  maßgeblichen  Zweck- 
bestimmung dienen  sie  in  der  Hand  des  Kohlensyndikats  der 
Durchführung  einer  erstrebten  maßvollen  und  gleichmäßigen  Wirt- 
schaftspolitik, die,  weil  sie  durcli  das  Mittel  ihrer  Preisbestimmung 
erfolgt,  Preispolitik  genannt  werden  darf. 

Diese  hat  freilich  ihre  unvermeidlichen  Schwierigkeiten. 
Marktveränderungen  lassen  sich  ja  mit  Sicherheit  erst  aus  der 
Vergangenheit  beurteilen  ^).  Wenn  es  demnach  als  gewagt  er- 
scheint,   Preisveränderungen    für    die    unmittelbare    Folgezeit    zu 


1)  Denkschrift  S.  35. 

2)  Denkschrift  S.   37,   70. 

3)  Denkschrift  S.   36,  69,   93. 

4)  Lief  mann  a.  a.  O.  S.  81  f. 

5)  Denkschrift  S.   70,   71/72,   75;   Liefmami  a.  a.  O.   S.  81;    Denkschrift  S. 

6)  Denkschrift  S.  69,  71,  74. 
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vermuten,  so  erscheint  es  noch  bedenkhcher,  sie  für  eine  Zeit- 
spanne von  12  Monaten  vorhersagen  zu  wollen.  Und  umsomehr 
für  etwa  17  Monate.  Denn  es  kommt  hinzu,  daß  sich  die  ^rund- 
sätzHche  Preisfestsetzung  für  das  vom  i.  April  bis  31.  März  lau- 
fende Wirtschaftsjahr  schon  im  Herbst  des  Vorjahres  —  etwa 
bis  November  zurück  -  notwendig  maclit  ^),  um  die  oft  zeit- 
raubenden Schlüsse  für  die  kommende  Abschlußperiode  und  den 
Beginn  der  Lieferungen  sogleich  mit  Anfang  derselben  zu  er- 
möglichen. 

Ungeachtet  des  Fortfalls  kaufmännischer  Berechnungsmög- 
lichkeit hat  eine  solche  Spielnatur  annehmende  langzeitige  Fest- 
legung des  Preises,  die  im  Einzelfalle  bald  zu  Verkäufers,  bald 
zu  Käufers  Schaden  ausschlägt,  unverkennbare  wirtschaftliche 
Vorzüge  gegenüber  der  häufigeren  Preisveränderung  kurzfristiger 
Verträge  2). 

Wie  im  freien  Verkehr  der  Tagesgeschäfte  streben  auch 
bei  den  kurzzeitigen  —  um  nicht  zu  sagen  :  kurzsichtigen  — 
Lieferungsverträgen  die  Preise,  jedes  Auf  und  Nieder  des  Marktes 
eilfertig  mitzumachen.  Sie  tun  Angebot  und  Nachfrage  Tra- 
bantendienste. Elastisch  steigen  sie  mit  bis  zur  höchsten  Höhe 
hinauf,  um  bald  darauf  beim  Umschlag  den  Hochstand  zu  ver- 
lassen und  getreulich  in  die  tiefste  Tiefe  zu  folgen.  Die  Wir- 
kung sind  Unregelmäßigkeit  und  Beunruhigung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens :  bei  günstiger  Marktrichtung  Böen  überhasteter 
Aufträge,  bei  ungünstiger  in  Erwartung  weiteren  Niederganges 
völlige  Flaue  und  Beschäftigungslosigkeit,  darum  Feierschichten, 
wenn  nicht  Arbeiterentlassung.  Offenbar  also  ungesunde  Ver- 
hältnisse !  Und,  wenn  sie  in  der  Kohlenindustrie  wuchern  dürften, 
bei  der  weittragenden  Bedeutung  dieser  für  alle  angrenzenden 
Industrien  3),   eine  große  wirtschaftliche  Gefahr! 

Hier  setzt  das  wirksame  Bestreben  des  Kohlensyndikats  ein, 
mittels  grundsätzlich  einjähriger  Abschlußzeit  auf  eine  ruhigere 
Linienführung  der  Preise  hinzuzielen.  Die  Ausschaltung  zwischen- 
zeitlicher Schwankungen  und  grundsätzliche  Unabänderlichkeit 
des  Preises  für  die  Schlußperiode  erfährt  ihre  notwendige  Er- 
gänzung durch  den  mehr  oder  minder  empfindlichen  Ausgleich 
des    unstimmig    gewordenen    Schlußpreises     mit    dem    jeweiligen 


i)  Denkschrift  S.   35,  69,   72. 

2)  Liefmann  a.  a.  O.  S.  8i,  Denkschrift  S.   35  f. 

3)  Denkschrift  S.  36,  94,    107. 
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Marktpreise.  Die  Bindung  auf  je  ein  Jahr  schwächt  die  Ver- 
suchung, den  Bedarf  nach  dem  Markte  zu  richten,  und  ermögUcht 
ein  gewisses  Gleichmaß  in  Beschäftigung  wie  Bezug.  Die  Preise 
entschUeßen  sich  langsamer,  anzuziehen  aber  auch  schwerer,  wie- 
der nachzugeben  ^).  Der  Ausgleich  des  unstimmig  gewordenen 
Schlußpreises  mit  dem  Außenpreise  fällt  notwendig  —  je  nach 
der  Marktrichtung  —  einem  der  Vertragsteile  zur  Last,  der  aber 
—  sei  er  nun  der  Verkäufer  (Syndikat)  oder  Käufer  —  damit 
der  Gesamtheit  ein  Opfer  bringt,  selbst  ein  Opfer  des  Spiels. 
Denn  die  Unantastbarkeit  des  einmal  festgelegten  Preissatzes, 
als  deren  Folge  sich  der  vielleicht  opfervolle  Ausgleich  ergibt, 
bleibt  unerlässliche  Vorbedingung  einer  heilsamen  Wirkung  des 
weitsichtigen  Ratenlieferungsgeschäfts,  so  insbesondere  auch  der 
Preispolitik  des  Kohlensyndikats 2).  Und  die  Wirkung?  Größere 
Gleichmäßigkeit  und  Ruhe  im  Wirtschaftsverkehr,  auch  in  un- 
günstigen Zeiten  !  Eine  zeichnerische  Darstellung  würde  gegen- 
über der  Preisgestaltung  der  Prompt-  und  kurzzeitigen  Lieferungs- 
geschäfte ein  durchaus  verändertes  Bild  ergeben.  An  die  Stelle 
der  schroffen  Zickzackbewegung  würden  mehr  abgerundete  wei- 
chere Linien  zu  beobachten  sein.  Der  langsichtige  Vertrag  hat 
mit  einer  weiten  Oelschicht  das  aufgeregte  Wellenspiel  des 
Marktes  geglättet.  Die  ungestüme  Trabanteneile  ist  einem  be- 
dachtsam abwägenden  Schritt  für  Schritt  gewichen.  Nun  zeigen 
die  Preise  Rückgrat  im  Steigen  wie  im  Sinken. 

Daher  mag  befremden,  wenn  die  Wertung  langfristiger  Ver- 
träge nicht  gleichmäßig  im  günstigen  Sinne  auszufallen  scheint  ^). 
Wenn  auch  die  grundsätzliche  Frage ,  welche  Preisentwicklung 
gesunder  sei,  die  des  syndizierten  oder  die  des  freien  Verkehrs, 
noch  nicht  für  entscheidungsreif  erachtet  werden  kann,  ist  doch 
um  so  verständlicher,  daß  die  langfristigen  Verträge  im  allge- 
meinen wie  in  ihrer  besonderen  Verwendung  für  die  Syndikats- 
politik (dies  wenigstens  bis  zur  wirtschaftlichen  Glanzzeit  etwa 
im  Sommer  1901)  schon  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  von 
Fachmännern  der  Praxis  und  der  Wissenschaft  würdige  Aner- 
kennung gefunden  haben,  die  ihnen  bei  maßvoller  Handhabung, 
insbesondere  Preisbestimmung,  auch  gebührt  *j.    Dieser  Vorbehalt 


i)  Denkschrift  S.   72. 

2)  Denkschrift  S.   70,   siehe  auch  Bojükowski  a.   a.   O.   S.   67,  69,   137. 

3)  Vgl.   dazu  Liefmann  a.   a.  O.   S.   81    f. 

4)  Vgl.  Denkschrift  S.  37,  72,   75. 
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erinnert  an  ihre  Schattenseiten  und  die  notwendige  Ausgleicliung 
des  starren  Schkißpreises  mit  dem  durch  den  Markt  gelenkten 
offenen  Preise,  die  durch  zu  große  Spannung  zur  Katastrophe 
führen  kann.  Bei  niedriger  Preisstimmung  ist  für  den  Verkäufer, 
bei  hoher  für  den  Käufer  bedenkHch,  sich  auf  länger  hinaus  zu 
verpflichten.  Allgemeine  Grundsätze  für  ein  verständiges  Verhal- 
ten werden  sich  so  allgemein  nicht  aufstellen  lassen.  Das  Heil  liegt 
auch  hier  in  der  Mitte. 

Recht  und  Wirtschaft  beugen  sich  beide  vor  dem  ewigen 
Gesetz  organischer  Entstehung  und  Entwickelung.  Beide  sind 
allmählich  geworden  und  allmählich  gediehen  und  beide  in  stetem 
Fluß,  einer  ungeahnten  Zukunft  entgegen.  Dazu  in  enger  Wechsel- 
wirkung. 

Mit  Gedanken  und  Figuren,  die,  nicht  das  Werk  eines  be- 
stimmten Erfinders,  durch  Generationen  vorgearbeitet  und  erar- 
beitet wurden,  strebt  das  Recht  in  unablässiger  Selbstvervoll- 
kommnung, dem  mehr  und  mehr  verschlungenen  Leben,  zumal 
dem  wirtschaftlichen,  gerecht  zu  werden  —  seinem  Gerechtigkeits- 
ideale zu.  Mit  unversiegbarer  Schöpfer-  und  Erfinderkraft  in 
Weiter-  und  Neubildung  trachtet  der  Handelsgeist  nach  immer 
verfeinerten  Formen,  um  seine  hohen  volkswirtschaftlichen  Auf- 
gaben zu  erfüllen.  Dazu  zählen  die  beiden  der  Güterverteilung 
nach  Raum  und  Zeit.  Oder  ist  kein  fortschrittlicher  Unterschied 
zwischen  dem  schlichten  Lokohandel,  der  sich  an  die  greifbare 
Ware  hält,  und  dem  sich  von  ihr  loslösenden  Differenzgeschäft, 
dem  das  Wirtschaftsgut  obschon  noch  Inhalt,  durchaus  nicht  auch 
immer  Selbstzweck  und  oft  genug  bloß  Mittel  zum  treibenden 
weitergreifenden  Zweck  (Kursdifferenz)^)  ist.?" 

Stufe  für  Stufe  hat  hier  kaufmännischer  Erfindungssinn  sach- 
und  zeitgemäße  Abwandelungen  des  Urtypus  Kauf  geformt,  und 
schrittweise  läßt    sich  der   ganzen  Entwickelungsreihe  nachgehen. 

Von  den  angeführten  Zw^eckbestimmungen  konnte  die  pri- 
mitive Wirtschaftsperiode  vorerst  nur  in  der  räumlichen  Güter- 
verteilung befriedigen.  Mochte  sich  auch  bereits  beruflich  ein 
besonderer  Stand  damit  befassen,  unter  eigener  Beförderungs- 
gefahr die  hergestellten  Güter  vom  Hersteller  nach  jedem  Be- 
darfsorte   zu    schaffen,    die  Entwicklung    drängte    nach    einer  Ge- 


i)  Vgl.  S/azti,  Handelsgesetzbuch,    8.  Aufl.    S.   1589  f.  Noten  50  ff.,    insbeson- 
dere 55—58. 
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staltung,  die  eine  Bedarfsbefriedigung  auch  zu  jeglicher  Zeit  er- 
möglichte. Dies  zunächst  in  der  Form  der  Vorratslagerung, 
worin  ein  Mittel  gesehen  wurde,  dem  Wellenspiel  zwischen  An- 
gebot und  Nachfrage  nach  Ort  und  Zeit  Rechnung  zu  tragen. 

Erklärlich,  daß  ein  begrenzter  Warenbestand  diesen  Anfor- 
derungen noch  nicht  hinreichend  gewachsen  war  ^).  Bald  erwiesen 
sich  die  vollgefüllten  Speicher  als  unzulänglich,  wenn  eine  plötz- 
liche Sturzwelle  des  Bedarfs  hereinbrach  und  keine  Möglichkeit 
zum  Nachbezuge  war;  bald  als  übergroß,  so  daß  bei  tiefgehender 
Ebbe  der  Lagerbestand  nur  als  kosten-  und  gefahrvolle  Last  er- 
schien und  nur  mit  Verlust  hätte  abgestoßen  werden  können, 
bald  geradezu  als  verderblich,  wenn  eine  einzige  Flamme  den 
ganzen  Besitz  hatte  verschlingen  können. 

Das  Wirtschaftsleben  drängte  über  das  Magazinierungsver- 
fahren  hinaus  nach  möglichster  Befreiung  von  Lagerungs-  und 
Zinsverlust  und  der  großen  Verwertungsgefahr  und  nach  einer 
vollkommneren  zeitlichen  Gütervermittlung,  insbesondere  für  le- 
bensnotwendige Güter,  wie  die  Bodenerzeugnisse  sind,  mit  schwan- 
kendem Ernteausfall,  beschränkter,  nicht  vermehrbarer  Produk- 
tionsmasse und  -zeit,  anderseits  gleichmäßigem,  nicht  minderungs- 
fähigen Verbrauche^).  Ihre  Unentbehrlichkeit  forderte  vom  Handel 
gebieterisch  nicht  nur  Gewährleistung  der  örtlichen  Zuführung  aus 
einer  dem  Verbrauch  und  Verderb  ausgesetzten  Vorratsmasse,  son- 
dern unbedingte  Sicherstellung  der  jederzeitigen  Bedarfsdeckung 
als  zuverlässigen  Ertragsausgleich  zwischen  den  fetten  und  den 
mageren  Jahren. 

Der  Handel  trat  hier  aus  seiner  mehr  äußerlichen  Mittler- 
schaft zwischen  Hersteller  und  Verbraucher  ein  in  die  Periode 
mehr  spekulativer  Betätigung. 

Alle  mit  der  Einlagerung  3)  verknüpften  Mißlichkeiten  zu  ver- 
hüten, trachtete  der  Wirtschaftssinn  mit  bildnerischer  Kraft,  durch 
zielbewußte  Fortbildungen  der  Grundhandelsform  künftigen  Be- 
darf und  künftigen  Umsatz  nicht  mehr  wie  bisher  durch  gegen- 
wärtigen Vorrat,   sondern  durch  zwar  gegenwärtige,    aber  erst  in 


l)  Fuchs,  Die  Organisation  des  Liverpooler  Baumwollhandels  in  Vergangenheit 
und  Gegenwart  (Jahrb.  für  Gesetzg.  Verw.  u.  Volksw.  15.  Jhrg.  1890)  S.  69;  vgl. 
auch  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.     N.  F.,  20.  Bd.    1890,  S.  31. 

2)  Fuchs  a.  a.  O.   in  Jahrb.   f.   Gesetzg.  usw.    15.  Jg.   S.   69. 

3)  Vgl.  z.  B.  Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Dresden  über  d.  Jahr 
1899  II.  Teil  S.   176. 
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der  Zukunft  wirksame  Geschäftsunternehmen  zu  sichern.  Derartige 
Vorkehrungen  erforderten  weite  Hinausschiebung  der  Fälligkeit 
und  sahen  sich  darum  häufig  auf  später  eintreffende  oder  gar 
erst  entstehende  Güter  angewiesen.  Aber  der  Handel  überwand 
die  Hindernisse  im  Ort  und  in  der  Zeit.  Unter  allmählicher 
Generalisierun<4  des  Güterverkehrs  befreite  sich  wachsender  Wage- 
mut \on  der  prompt  vorliegenden  Warengesamtheit  (Lokohandel, 
Promptgeschäft,  spot  business,  ex  warehouse)  und  erkannte  diese 
durch  vorausgesandte  Musterproben  als  gegenwärtig  vertreten 
an,  wenn  auch  die  Gütermassen  eben  erst  angelangt  (vom  Quai, 
ex  quai,  ex  ship),  noch  schwimmen,  erst  zur  Verschififung  bereit 
liegen  oder  gar  noch  nicht  vorhanden  sein  mochten  ^j.  So  kam 
es,  daß  die  oft  vorsorglich  weit  hinaus  gerückte  Erfüllung  Her- 
stellungs-  und  Verkaufszeit  nicht  nur  immer  näher  aneinander 
schob,  derart,  daß  Angebot  und  Nachfrage  im  Augenblick 
ihres  späteren  Entstehens  sich  gleichsam  auch  schon  gegenseitig 
verschlangen,  sondern  weiterhin  (der  römisch  rechtlichem  emtio 
spei  bez.  rei  speratae  gleichartig)  gegeneinander  verschob  und 
so  die  Wirklichkeit  geradezu  überholte.  Kaufmännische  Unter- 
nehmungslust wagte  damit,  später  erst  zu  erwartende  Faktoren 
(wie  den  Kauf  eines  noch  nicht  vorhandenen  Ernteertrags,  den 
Verkauf  des  ähnlich  unsicheren  Jahresbedarfs  eines  großindust- 
riellen  Unternehmens),  gleich  gegenwärtig  gegebenen  Größen  in 
die  Rechnung  kaufmännischer  Dispositionen  einzusetzen.  Ware, 
die  noch  nicht  in  Verkäufers  Eigen,  die  noch  nicht  verkaufsferlig, 
ja  die  noch  nirgends  vorhanden,  ward  verkaufsfähig  und  tritt  in 
den  Handelsverkehr.  Nun  kann  sich  der  Abnehmer  des  späteren 
Bezuges,  der  Lieferant  des  späteren  Absatzes  zu  der  bestimmten 
Marktlage  im  voraus  versichern.  Die  kosten-  und  gefahrvollen 
Mißlichkeiten  des  früheren  Lagerwesens  sind   überwunden. 

Mit  den  Schöpfungsgebilden  dieser  Entwickelungsreihe,  die 
noch  nicht  vollendet  sind,  hat  der  fruchtbare  Handelsgeist  die 
erstrebte  vervollkommnete  Gütervermittlung  in  der  Zeit  errungen. 
Mit  der  feineren  Ornamentik  dieser  Handelsfiguren  (es  sei  bei- 
spielsweise des  Dififerenzgeschäftes  gedacht)  verfolgt  er  anders- 
geartete zumeist  oder  ausschließlich  kapitalistisch  -  spekulative 
Zwecke. 


l)    Wolfram  a.  a.  O.  S.  89;    Fuchs  a.  a.  O.    in  Jhrb.    f.    Nat.    u.   Stat.     N.  F. 
20.  Bd,  S.  31. 
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Das  Sukzessivlieferungsgeschäft  ist  recht  deutlich  das  selb- 
ständige materielle  Gebilde  eines  weitentwickelten  feinverwickel- 
ten Handels.  Die  Rechtswissenschaft  hat  an  seiner  Geburt  keinen 
Anteil  —  ihr  bleibt  lediglich  die  nachschaffende  Arbeit,  für  diese 
neue  Wirtschaftsform  das  richtige  Recht  zu  finden. 
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II.   MISZELLEN. 


Zur  Soziologie  des  Krieges. 

Von 

Max  Ried  (Wien). 

Ein  Versuch,  den  Krieg  soziologisch  zu  erfassen,  muß  unbeeinflußt 
von  persönlichen  Meinungen  und  Vorurteilen  seine  Rolle  im  sozialen 
Leben  und  in  der  sozialen  Entwicklung  zu  ergründen  trachten.  Dann 
erst  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  seiner  Bedeutung  in  Vergangenheit 
und  Zukunft  gerecht  werden  zu  können. 

Krieg  ist  gewaltsame  Streitaustragung  zwischen  Kollektivverbänden 
mit  dem  Ziele,  dem  Gegner  deti  eigenen  Willen  aufzuzwingen.  Da  das 
soziale  Sein  aber  eine  ganze  Reihe  verschiedenster  Kollektivverbände 
umfaßt,  gibt  es  Krieg  im  soziologischen  Sinne  nicht  nur  zwischen  staat- 
lichen Gemeinschaften  (äußeren  Krieg),  sondern  auch  die  eigenmächtige 
Streitaustragung  zwischen  Sozialverbänden  innerhalb  ein-  und  desselben 
Staates,  zwischen  Ländern,  Gemeinden,  Parteien,  Ständen  fällt  unter 
den  Begriff  Krieg  (innerer  Krieg,  Bürgerkrieg).  Dagegen  können  die 
Zusammenstöße  bei  primitiven  Völkern  nur  insofern  als  »Kriege«  an- 
gesprochen werden,  als  sie  das  charakteristische  Merkmal  kollektiver 
Austragung  zeigen,  da  sie,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  nicht  von  dem 
Streben  geleitet  sind,  den  Gegner  einem  bestimmten  Willen  gefügig 
zu  machen.  Doch  läßt  der  Umstand,  daß  sie  als  gewalttätige  Kol- 
iektivhandlungen  wichtige  Aufschlüsse  über  die  sozialpsychologischen 
Wurzeln  des  Krieges  zu  geben  geeignet  sind,  sie  für  unsere  L'ntersu- 
chung  von  besonderem  Interesse  erscheinen. 

Schnrtz  hat  in  seiner  L^rgeschichte  der  Kultur  darauf  verwiesen, 
daß  bei  primitiven  Völkern  Natur  und  Lebensweise  oft  ohne  ersicht- 
lichen Grund  zu  gewalttätiger  Auseinandersetzung  mit  fremden  Stämmen 
führen.  Da  der  Naturmensch  nicht  imstande  ist,  seine  Kraft  in  be- 
ständiger, geregelter  Arbeit  zu  verbrauchen,  sammelt  sich  überschüssige 
Energie,  soweit  sie  nicht  durch  Spiel  und  spielartige  Arbeit  abfließt, 
leicht  derart  an,  daß  ein  gewisses  Gefühl  des  Unbehagens  und  mit  ihm 
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ein  dumpfes  Bedürfnis  nach  Ableitung  entsteht.  Ein  geringfügiger  An- 
laß genügt  dann,  um  unverhältnismäßige  Entladung  zu  bewirken.  Bei  dem 
tötlichen  Haß,  den  der  primitive  Mensch  gegen  alles  Fremde,  nicht  in 
den  eigenen  Kreis  Gehörende  empfindet,  entladet  sich  diese  Erregung 
leicht  in  wütendem,  sinnlosen  Morden  zwischen  aufeinanderstoßenden 
Stämmen,  das  oft  mit  der  vollständigen  Vernichtung  des  einen  Teiles 
endet.  Hier  handelt  es  sich  also  um  ansteckende  Ausbreitung  seeli- 
scher Erregungszustände  über  eine  ganze  Sozialgemeinschaft,  für  welche 
die  Voraussetzungen  in  der  durch  gleiche  Lebensweise  erzeugten  Gleich- 
artigkeit der  Dispositionen  und  in  der  Enge  des  Bewußtseins  des  Na- 
turmenschen gelegen  sind.  Demgemäß  ist  der  Gewaltstreit  hier  auch 
Selbstzweck ;  weder  wirtschaftliche  noch  irgendwelche  politische  An- 
triebe spielen  eine  Rolle.  Einzig  Ausbrüche  wilder,  ungezähmter  Leiden- 
schaft, die  ungehemmt  sich  in  mörderischem  Wüten  Luft  schaffen,  sind 
als  treibende  Ursachen  dieser  Zusammenstöße  zu  betrachten,  welche 
unabänderlich  von  Zeit  zu  Zeit  ausbrechen. 

Auf  höherer  Kulturstufe  werden  dann  die  sinnlosen  Leidenschafts- 
ausbrüche allerdings  zugunsten  kriegerischer,  bestimmte  Zwecke  ver- 
folgender Aktionen  zurückgedrängt,  doch  bleibt  psychische  Ansteckung 
noch  bis  in  unsere  Zeit  ein  grundlegender  Faktor  bei  Entstehung  von 
Kriegen.  Daher  kommt  es  auch,  daß  abenteuernde  Heerführer  oder 
unersättliche  Dynasten  die  im  Menschen  schlummernden  Instinkte  aus- 
nützend, unter  nichtigen  Vorwänden  persönliche  Interessen  auf  Kosten 
des  Lebens  Tausender  befriedigen  konnten. 

Als  Kampfobjekte  kommen  in  den  Anfängen  der  Zivilisation  zu- 
nächst vorwiegend  Hab  und  Gut,  Wald  und  Feld,  Weidegründe  und 
Niederlassung  in  Betracht.  Solange  Einfügung  des  Besiegten  zu  einem 
nützlichen  Gliede  des  siegenden  Gesellschaftskörpers  der  noch  unaus- 
gebildeten  sozialen  Gliederung  wegen  nicht  möglich  ist,  sind  diese 
Kriege  vorwiegend  Vernichtungskriege.  Später  werden  die  Besiegten 
zum  Zwecke  der  Ausbeutung  unterworfen,  wodurch  die  Kriege  unblu- 
tiger und  weniger  grausam  verlaufen.  Werden  die  gewaltsame  Aneig- 
nung fremden  Landes  und  die  Einverleibung  der  Bevölkerung  unter  die 
politische  Autorität  des  Siegers  durch  kriegerische  Aktionen  erstrebt, 
so  kann  der  Krieg  zu  einem  eminenten  Kulturfaktor  dadurch  erwachsen, 
daß  er  staatenbildend  wirkt.  Er  schweißt  dann  die  ethnisch  hetero- 
genen Gruppen  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zusammen  und  schafft 
höhere  Formen  gesellschaftlichen  Lebens,  indem  er  die  rein  blutsver- 
wandtschaftliche Organisation  der  sozialen  Gemeinschaft  durch  die 
politische  ersetzt.  Gleichzeitig  entstehen  in  Siegern  und  Besiegten  neue 
Ansätze  für  fortschreitende  soziale  Differenzierung.  Aber  auch  als 
Kulturträger  ist  der  Krieg  zu  betrachten,  solange  der  Verkehr  in  den 
ersten  Ansätzen  steckt.  Die  kriegerischen  Aktionen  der  kulturell  hoch- 
stehenden Völker  des  Altertums,    mögen   sie  nun  ihre  Lirsache  in    der 
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Notwendigkeit  gehabt  haben,  Sklaven  für  die  heimisclie  Produktion  oder 
Siedelungsterrain  für  den  Ueberschuß  der  Bevölkerung  zu  gewinnen, 
bewirkten  fast  immer  Verbreitung  von  Zivilisation  über  noch  unzivili- 
sierte  (legenden  oder  Bereicherung  des  eigenen  Kulturbesitzes  durch 
Aufnahme  fremder  kultureller  Krrungenschaften  und  tlamit  Fortschritt. 
Die  gewaltige  kriegerische  Kolonisationspolitik  der  Römer,  welche  der 
Motor  staunenerregender  Transport-  und  Verkehrseinrichtungen  zwischen 
Asien  und  Spanien,  Afrika  und  Britannien  in  der  Kaiserzeit  gewesen 
ist,  hat  dem  römischen  Volke  nicht  nur  materielle  Vorteile  gebracht, 
sondern  auch  zur  Erweiterung  seines  geistigen  Horizontes  beigetragen 
und  technische  Fähigkeiten  entwickelt,  die  heute  noch  Bewunderung 
erregen.  Es  sei  nur  darauf  verwiesen,  auf  welcher  Höhe  sich  der 
Straßen-,  Brücken-,  Städte-  und  Schiffbau  der  Römer  befand  ;  über  die 
Alpen  führten  allein  neun  Straßen,  die  Brücke  Trajans  über  die  Donau 
war  1127  m  lang  und  hatte  Spannweiten  von  38  m,  die  durch  armierte 
Balken  überdeckt  waren.  Die  Kreuzzüge  des  Mittelalters,  um  ein  Bei- 
spiel von  durch  Glaubenseifer  entfachter  Kriegszüge  zu  erwähnen,  haben 
dem  Handel  und  Verkehr  neue  Wege  geschaffen  und  den  Bezug  indi- 
scher Waren  und  Juwelen,  chinesischer  Seide  und  anderer  orientalischer 
Produkte  auf  dem  Wasserwege  angebahnt.  So  ließen  sich  unzählige 
Fälle  von  Kulturförderung  durch  den  Krieg  anführen. 

Doch  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  auch  viel  Unkultur  durch 
Kriege  verbreitet  und  daß  er  zur  Quelle  allgemeinen  Rückfalles  und 
Unterganges  von  Sieger  und  Besiegten  wurde.  Die  auf  Basis  roher, 
gewaltsamer  Unterdrückung  des  Schwächeren  gegründete  soziale  Ord- 
nung hat  sich  in  der  menschlichen  Entwicklung,  welche  einer  sittlichen 
Ordnung  des  Gesellschaftslebens  zustrebt,  nicht  von  Dauer  erwiesen. 
Die  blendende  Kultur  des  Altertums  ist  in  sich  zusammengesunken, 
weil  die  unbeschränkte,  auf  physische  Gewalt  begründete  Macht  ein- 
zelner Volksstämme  zur  Entartung  und  zum  Verfalle  der  Herrschenden 
führte.  Grober  verschwenderischer  Luxus,  schmählicher  Mißbrauch  der 
aus  dem  Gelde  fließenden  Macht,  allgemeine  Lockerung  und  Verwil- 
derung der  Sitten  waren  die  Folgen  der  raffinierten  und  rücksichtslosen 
Herrschaft  über  die  besiegten  Untertanen.  Allerdings  brach  das 
rächende  Strafgericht  wieder  in  Form  des  Krieges  über  das  morsch 
gewordene  Rom  herein.  Aber  der  Krieg  hatte  nicht  die  Wirkung  eines 
reinigenden  Ungewitters.  Er  ließ  vielmehr  wilde  Barbarenhorden 
die  Stätten  alter  Kultur  verwüsten  und  hat  dadurch  die  europäische 
Zivilisation  um  Jahrhunderte  zurückgeschraubt.  So  konnte  nach  einer 
Zeit  höchster  Blüte  eine  Periode  allgemeinen  kulturellen  Stillstandes 
und  Rückschrittes  einsetzen,  in  welcher  Verfolgung  egoistischer  Inter- 
essen durch  die  INIachthaber  und  persönliche  Ruhmsucht  die  Völker 
sich  in  wilden  Kriegen  zerfleischen  ließen,  bis  endlich  neue  Kräfte  sie 
aus  ihrem  Banne  erlösten. 
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Mit  fortschreitender  Anpassung  des  Krieges  an  konkrete  Zwecke 
läßt  sich  nun  eine  bedeutsame  Umwandlung  feststellen,  was  die  Teil- 
nahme der  Bevölkerung  an  seiner  Durchführung  anlangt.  Solange  vor- 
wiegend die  impulsive  Natur  des  Menschen  zu  kriegerischen  Aktionen 
treibt,  erscheint  der  Krieg  als  wahrer  »Volkskrieg«.  Die  sinnlosen 
Ausbrüche  der  Leidenschaft  reißen  infolge  der  unwiderstehlichen  Ge- 
walt, mit  w^elcher  bei  Naturmenschen  das  äußere  Zeichen  der  Gemüts- 
bewegung und  damit  die  Gemütsbewegung  selbst  sich  durchsetzt  und 
verbreitet,  alle  Mitglieder  des  Stammes  zum  wütenden  Morden  hin. 
Hierin  bewirkt  die  kulturelle  Entwicklung  und  die  mit  ihr  Hand  in 
Hand  gehende  soziale  Differenzierung  eine  gewaltige  Veränderung.  Je 
höher  eine  soziale  Gemeinschaft  entwickelt  ist,  desto  mehr  einzelne 
gesellschaftliche  Kreise  mit  verschiedenen  Lebensinteressen  scheiden 
sich  innerhalb  derselben.  Daher  kann  auch  das  Interesse  an  einem 
Krieg  bei  den  einzelnen  Gruppen  nicht  das  gleiche  sein,  und  so  kommt 
es,  daß  im  Grunde  nur  Einzelne  oder  kleine  Gruppen  beteiligt  sind. 
Keine  allgemein  empfundenen  vitalen  oder  nationalen  Interessen  be- 
rührend, neigt  der  Krieg  dazu,  sich  bloß  auf  Teile  des  Volkes  zu  be- 
schränken. Da  jedoch  zu  seiner  Führung  mehr  oder  minder  große 
Menschenmassen  nötig  sind,  muß  das  Streben  der  Führer  darauf  ge- 
richtet sein,  solche  herbeizuschaffen.  Noch  sind  Patriotismus  und  .Auf- 
opferung für  eine  allgemeine  Sache  nicht  so  verbreitet,  um  die  große 
Masse  des  Volkes  zu  einem  Krieg  zu  bewegen,  wenn  dessen  Vorteile 
ihr  nicht  unmittelbar  zugute  kommen.  Nur  Führer  oder  Gruppen,  aus- 
gestattet mit  persönlicher  und  besitzlicher  Ueberlegenheit,  welche  durch 
Lohngewährung  die  wirtschaftlich  Schwächeren  bestimmen,  ihnen  Ge- 
folgschaft zu  leisten,  oder  klug  die  Volksleidenschaften  zu  ihren  Zwecken 
ausnützen,  können  die  Widerstände  überwinden. 

Hierin  schuf  nun  allerdings  die  französische  Revolution  eine  völlige 
Umwälzung.  Indem  sie  die  absolute  Herrschergewalt  der  Könige  be- 
seitigte und  dem  Volke  Anteil  an  der  Leitung  des  Staates  gab,  be- 
wirkte sie  ein  Durchdringen  der  Massen  mit  dem  staatlichen  Bewußt- 
sein und  ein  Anwachsen  des  Nationalgefühles.  Dieses  Erstarken  des 
nationalen  Gemeingefühles,  verbunden  mit  der  durch  die  Erfahrungen 
in  den  napoleonischen  Kriegen  eingetretenen  Notwendigkeit  der  Heeres- 
vergrößerung, hat  bei  den  meisten  europäischen  Staaten  die  Einfüh- 
rung der  allgemeinen  Wehrpflicht  herbeigeführt.  An  Stelle  der  Berufs- 
heere treten  wieder  Volksheere.  Ein  ganzes  Volk  greift  an  und  ein 
ganzes  Volk  verteidigt,  der  Krieg  wird  eine  Lebensfrage  der  ganzen 
Nation.  Er  gewinnt  an  Breite  und  Tiefe ;  es  ist  wie  eine  Rückkehr  zu 
primitiven  Zeiten. 

Ueberlassung  der  Kriegführung  an  Söldner-  oder  Berufsheere, 
welche  manchmal  sogar  aus  Ausländern  zusammengesetzt  waren,  hat, 
wie  wir  sahen,  den  Krieg  auf  bestimmte  Volksklassen  beschränkt,  ohne 
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jedoch  seine  Häufigkeit  einzudämmen.  Hingegen  bewirkt  die  allge- 
meine Wehrpflicht  mit  ihrer  Einstellung  aller  Kräfte  in  den  Dienst  des 
Staatsganzen  wohl,  daß  der  Krieg  in  seiner  Durchführung  gewaltiger 
wird,  trägt  aber  gleichzeitig  zur  Zurückdiängung  der  Kriegsgefahr  bei, 
indem  sie  Mißbrauch  des  Heeres  zur  Verfolgung  einseitiger  und  neben- 
sächlicher Interessen  erschwert.  Verursachte  der  Ausmarsch  eines  Be- 
rufsheeres in  früheren  Jahrhunderten  verhältnismäßig  wenig  Störungen 
im  wirtschaftlichen  Leben,  so  ist  im  Gegensatz  hiezu  die  Mobilisierung 
eines  aus  der  allgemeinen  Wehr])flicht  hervorgegangenen  Volksheeres, 
die  sämtliche  Kreise  in  härtester  Weise  trifft,  geeignet,  einen  förm- 
lichen Umsturz  aller  bürgerlichen  Verhältnisse  hervorzurufen.  Hinzu 
kommt  noch,  da(S  die  in  den  Armeen  angehäufte  Lebenskraft  der  Völ- 
ker dazu  beiträgt,  das  Kriegsrisiko  zu  erhöhen  und  dadurch  die  Kriegs- 
lust der  Regierenden  und  Regierten  zu  vermindern.  Daher  wird  der 
Krieg  nur  mehr  für  den  Fall  einer  Verteidigung  ins  Auge  gefaßt.  Nur 
nach  Erschöpfung  aller  friedlichen  Wege  und  wenn  unverzichtbare  Inter- 
essen es  erfordern,  kann  die  Anwendung  des  staatlichen  Machtapparates 
als  äußerstes  Mittel  der  Selbstbehaui)tung  berechtigt  erscheinen.  Die 
Konzentration  der  Militärgewalt  in  Händen  des  Staates  auf  Grund  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  stellt  also  wohl  die  höchstmögliche  Machtent- 
faltung dar,  trägt  aber  gleichzeitig  ein  Hemmnis  für  ihre  Anwendung 
in  sich. 

Man  ist  deshalb  leicht  geneigt,  die  volle  Rüstung  als  die  stärkste 
Friedensgewähr  hinzustellen.  Die  Aufgabe  der  Armee  ist  aber  nicht 
die  Verhütung  des  Krieges,  sondern  dessen  eventuelle  kraftvolle  Füh- 
rung. Die  Armeen  verhüten  den  Krieg  nur,  weil  ihre  Hypertrophie 
ihn  fast  zur  Unmöglichkeit  macht.  Daß  dieser  Umstand  nicht  ohne 
Einfluß  auf  die  Angehörigen  des  Heeres  und  dadurch  rückwirkend  auf 
den  Wert  der  Armee  als  Machtmittel  des  Staates  bleiben  kann,  ist  klar. 
Besonders  auf  den  Offizieren  und  Unteroffizieren,  deren  Lebensaufgabe 
es  ist,  den  Krieg  vorzubereiten,  muß  der  innere  Zwies[)alt  ihres  Be- 
rufes schwer  lasten.  Da  sie  ihr  Leben  einer  Sache  widmen,  die  kaum 
zur  Erfüllung  kommt,  drohen  Unlust  zum  Beruf,  Aufkommen  eines  ver- 
derblichen Kastengeistes,  der  im  Hervorkehren  von  Aeußerlichkeiten 
die  innere  Unzufriedenheit  zu  verbergen  sucht,  und  in  weiterer  Folge 
Hervortreten  des  Luxus,  Entartung  sowie  Zerfall  des  Geistes  der  Armee. 

Es  zeigt  sich  also,  daß  der  Krieg  als  Instrument  zur  Geltend- 
machung des  Staatswillens  sich  selbst  zur  Hemmung  wurde,  in  dem 
Maße,  als  die  Grundlage  seiner  Durchführung  sich  verbreiterte.  Zu 
den  inneren  Hemmungen  treten  nun  noch  äußere,  bedingt  durch  die 
Umwälzung  des  gesamten  nationalen  und  internationalen  Lebens.  Die 
industrielle  Entwicklung  hat,  begünstigt  von  der  enormen  Ausbildung 
des  Verkehrs,  die  zwischenstaatlichen  Beziehungen  der  großen  Kultur- 
nationen auf  eine  ganz  neue  Grundlage  gestellt,    indem    sie    einen  Zu- 
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stand  weitgehender  wirtschaftlicher  Abhängigkeiten  der  einzelnen  Staa- 
ten voneinander  schuf.  Das  Rückdrängen  und  schließliche  Preisgeben 
der  Landwirtschaft  in  manchen  Industriestaaten,  die  ungleiche  Vertei- 
lung der  von  der  Industrie  benötigten  Rohstoffe  und  die  Häufung  be- 
stimmter Industrien  in  gewissen  Ländern,  hervorgerufen  durch  natür- 
lichen Reichtum  und  Betriebsamkeit  der  Bevölkerung,  bewirken  wach- 
senden Handelsverkehr  zum  Austausch  der  Industrie-  und  Landwirt- 
schaftsprodukte. Jede  kriegerische  Störung  wird  hier  zu  einer  Gefahr 
auch  für  die  nicht  direkt  Beteiligten. 

Allerdings  weckt  die  industrielle  Entwicklung  neben  den  Abhängig- 
keiten, die  sie  schafft,  und  neben  den  Verkehren,  die  sie  anbahnt, 
Rivalitäten,  die,  Lebensinteressen  einer  Nation  berührend,  leicht  zu 
kriegerischen  Aktionen  hinreißen  können.  England  z.  B.,  das  durch 
den  Rückgang  seiner  landwirtschaftlichen  Produktion  genötigt  ist,  Nah- 
rungsmittel im  Austausch  gegen  Industrieprodukte  des  eigenen  Landes 
einzuführen,  muß  die  Einschränkung  seiner  Absatzgebiete  geradezu  als 
Bedrohung  seiner  Existenz  betrachten  und  verfolgt  daher  mit  eifersüch- 
tiger Mißgunst  alle  Fortschritte,  welche  andere  Nationen  auf  dem 
Weltmarkte  machen.  Auch  die  rapide  Zunahme  der  Bevölkerung  in 
den  letzten  Jahrzehnten,  welche  zu  einer  Verdoppelung  der  Volkszahl 
Europas  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  geführt  hat,  leistet  der  steigen- 
den kriegerischen  Machtentfaltung  durch  Stellung  des  erforderlichen 
Menschenmateriales  Vorschub.  Dabei  ist  die  große  Masse  des  in  den 
Städten  in  dumpfen,  stickigen  Quartieren  zusammengedrängten  und  mit 
seinem  traurigen  Lose  unzufriedenen  Fabrikproletariats  vielfach  leicht 
geneigt,  kriegerische  Ambitionen  der  Mächtigen  zu  unterstützen,  sofern 
sie  nur  Aussicht  auf  materielle  Vorteile  bieten.  Doch  wirkt  hier  in 
wachsendem  Maße  das  Erstarken  des  Klassenbewußtseins  mit  seiner 
Hand  in  Hand  gehenden  wirtschaftlichen  und  geistigen  Hebung  des 
Proletariats  entgegen.  Vor  allem  dadurch,  daß  die  aufgeklärte  Ar- 
beiterschaft den  Krieg  perhorresziert  und  für  internationale  Verstän- 
digung arbeitet,  dann  aber  auch  indirekt  durch  die,  materiellen  und 
ideellen  Motiven  entspringende,  unbeschränkter  Volksvermehrung  be- 
wußt entgegenwirkende  künstliche  Beschränkung  der  Geburten.  Nur 
bei  vorwiegend  vegetierendem  Leben  und  durchschnittlicher  Gering- 
fügigkeit der  persönlichen  Lebensansprüche,  waltet  das  sinnliche  starke 
Vermögen  und  Verlangen  übermäßiger  Vermehrung,  ungehemmt  von 
Einsicht  in  die  Folgen  der  Proliferation  und  von  Sorge  um  die  Zu- 
kunft der  Eltern  und  Kinder.  Dies  bedingt  dann,  daß  der  hohen  Ge- 
burtenzahl der  Proletarier  in  den  Ländern  mit  großer  Geburtenfrequenz, 
hohe  Sterblichkeit  gegenübersteht,  die  zu  einem  beträchtlichen  Teil 
durch  die  zahlreichen  Sterbefälle  der  ersten  Kinderjahre  verursacht 
wird.  Daraus  resultiert  aber  ein  großer  und  nutzloser  Verbrauch  der 
Arbeitskraft  der  Frauen  und  des  Einkommens  der  ganzen  Familie ;  die 
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Ausgaben  für  Entbindunfr,  Taufe,  Begräbnis  werfen  die  Proletarier- 
familie immer  wieder  in  Not  und  Elend  zurück.  Ist  aber  einmal  durch 
die  Aufklärungsarbeit  der  Klassenorganisation  Verständnis  für  die  so- 
zialen Schäden,  welche  aus  ül)ermäßiger  Fruchtbarkeit  erwachsen,  in 
die  unteren  Volksschichten  gelangt,  so  wird  auch  hier  Beschränkung 
und  in  weiterer  Folge  eine  gewisse  Stagnation  der  Bevölkerung  ein- 
treten. Schaden  für  die  kulturelle  Entwicklung  ist  daraus  gewiß  nicht 
zu  befürchten,  im  Gegenteil.  Denn  die  iMotive,  welche  zur  künstlichen 
Beschränkung  der  Geburten  in  den  bürgerlichen  Schichten  schon  führen 
und  deren  Ausbreitung  auch  auf  die  unteren  Bevölkerungskreise  zu  er- 
warten ist,  sind  neben  wirtschaftlichen  Erwägungen  auch  in  hohem 
Maße  vertieftes  sittliches  Bewußtsein  und  steigendes  Verantwortlich- 
keitsgefühl den  eigenen  Kindern  gegenüber.  Das  Menschenleben  wird 
dadurch  an  Wert  gewinnen  und  der  soziale  Selbsterhaltungstrieb  wird 
dazu  beitragen  müssen,  eine  Schwächung  der  Volkszahl  durch  Kriege 
und  damit  die  Gefahr  des  Unterganges  zu  vermeiden. 

Auch  das  Wachsen  des  Umfanges  und  der  Intensität  der  Kriegs- 
mittel fördert  das  Aufhören  des  Krieges,  indem  es  wachsende  Scheu 
vor  ihrer  Anwendung  erzeugt.  Außerdem  werden  die  hohen  Kosten 
der  militärischen  Machtentfaltung,  die  sich  in  unproduktiven  Ausgaben 
für  schnell  veraltende  und  nicht  zur  Verwendung  gelangende  Kriegs- 
werkzeuge erschöpft,  von  den  Völkern  immer  schwerer  ertragen. 

Die  Schnelligkeit,  mit  welcher  in  neuester  Zeit  die  Perioden  der 
Neubewafifnung  gegen  früher  einander  folgen,  sei  an  den  bezüglichen 
Verhältnissen  der  französischen  Armee  illustriert.  Dort  standen  in  Ge- 
brauch:  die  Hackenbüchse  mit  Lunte  150  Jahre;  das  Feuersteingewehr 
173  Jahre;  das  glatte  Pistongewehr  139  Jahre;  das  gezogene  Piston- 
gewehr  15  Jahre;  der  gezogene  Stutzen  9  Jahre;  das  Chassepotgewehr 
8  Jahre;  das  Schnellfeuergewehr  Gras  12  Jahre  und  das  Lebelgewehr 
6  Jahre.  Ebenso  rasch  und  in  letzter  Zeit  noch  schneller  wechseln 
die  Kanonen  und  die  Verbesserungen  und  Neueinrichtungen  bei  der 
Flotte,  wo  es  vorkommt,  daß  ein  großes,  mit  einem  Aufwand  von  Mil- 
lionen erbautes  Kriegsschiff  schon  veraltet  ist,  ehe  es  vom  Stapel  geht. 

Die  Zeit  der  bosnischen  Krise  in  Oesterreich-Ungarn  hat  nicht  nur 
in  diesem  Staate,  sondern  auch  in  sämtlichen  anderen  großen  Militär- 
staaten ein  schärferes  Tempo  der  Rüstungen  gegen  früher  erzeugt. 
Seit  1908  sind  die  Heeresausgaben  in  Deutschland  von  850,6  auf  11 10 
Millionen  Kronen,  in  Frankreich  von  639  auf  826.  in  Englanri  von 
554,9  auf  651,5,  in  Rußland  von  881,3  auf  1360,6  und  in  Italien  von 
227  auf  300  Millionen  Kronen  gestiegen;  in  Deutschland  soll  für  die 
nächsten  Jahre  eine  derartige  Steigerung  der  Friedenspräsenz  statt- 
finden, daß  sich  an  weiteren  Mehrkosten  21,8  Millionen  fortdauernde 
und  82,4  Millionen  einmalige  Ausgaben  ergeben. 

Unter  dieser  horrenden  und  konstanten  Steigerung   der  Rüstungs- 
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kosten,  welche  der  Bevölkerung  stets  wachsende  Lasten  aufbürdet,  die 
mit  der  mählichen  Entwicklung  ihrer  Steuerkraft  durch  Verbesserung 
der  wirtschaftlichen  Lage  schon  lange  nicht  mehr  Schritt  halten,  leidet 
die  Verfolgung  wichtiger  kultureller  Interessen  wegen  Geldmangels. 
Diese  Verhältnisse  müssen  den  Gedanken  nach  friedlicher  Auseinander- 
setzung immer  lebendiger  werden  lassen. 

Eines  der  wiclitigsten  kriegshemmenden  Momente  wird  jedoch  der 
Umstand,  daß  mit  fortschreitender  geistiger  Entwicklung  ein  langsames 
aber  deutlich  erkennbares  Zurückdrängen  sinnloser  Ausbrüche  der 
Volksleidenschaft,  wie  wir  sie  beim  Naturmenschen  und  selbst  noch  in 
der  mittelalterlichen  Kultur  beobachten,  zu  bemerken  ist.  Denn  die 
Einheitlichkeit  des  geistigen  Lebens,  die  Voraussetzung  zur  Entstehung 
psychischer  Ansteckungen  von  sozialem  Charakter,  welche  im  Gebiet 
des  Triebartigen,  Unwillkürlichen  wurzelt,  tritt  mit  dem  Wachsen  des 
klaren  Bewußtseins  immer  mehr  zurück.  Ueber  die  im  Naturmenschen 
wirksamen  blinden  Listinkte  erlangen  vernünftige  Erwägungen  in  stei- 
gendem Maße  die  Herrschaft  und  erschweren  den  Ausbruch  kriege- 
rischer Verwicklungen. 

Wir  haben  gesehen,  daß  der  Krieg  auf  gewissen  sozialen  Entwick- 
lungsstufen Kulturträger  war,  indem  er  ursprüngliche  Ausbreitung,  Ver- 
kehr und  Verschmelzung  der  Völker  ermöglichte  und  stärkend,  auf- 
rüttelnd, reformierend  gewirkt  hat.  Dieser  Tatsachen  haben  sich  nun 
einerseits  eine  ethisch-metaphysische,  anderseits  eine  naturwissenschaft- 
liche Weltanschauung  bemächtigt  und  versucht,  aus  ihnen  ohne  Berück- 
sichtigung der  durch  die  kulturelle  Entwicklung  erfolgten  Funktions- 
änderung des  Krieges  in  der  Geschichte  seine  unbedingte  Notwendig- 
keit und  Ewigkeit  abzuleiten.  Die  von  Darwin  begründete  Selektions- 
theorie auf  die  soziale  Entwicklung  übertragend,  hat  man  im  Krieg  den 
auslesenden  Faktor  gesehen,  der  unberührt  von  bewußt-menschlicher 
Einflußnahme,  den  Gang  der  Geschichte  ewigen  Naturgesetzen  unter- 
wirft. Aber  der  Krieg  unterscheidet  sich  grundsätzlich  von  den  For- 
men des  »Kampfes  ums  Dasein«  im  Tierreiche  und  zwar  sowohl  in 
der  Art  seiner  Führung,  als  auch  durch  seine  möglichen  und  tatsäch- 
lichen Folgen. 

Ein  spezifisches  Merkmal  des  Krieges  im  Gegensatz  zum  natür- 
lichen Daseinskampf  ist,  daß  er  kollektiv  und  nicht  nur  materieller 
Interessen  wegen  geführt  wird,  während  der  tierische  Unterhaltungs- 
streit sich  in  Zweikämpfen  um  die  leibliche  Notdurft  erschöpft.  Die 
Bedingungen  des  Zustandekommens  eines  Krieges,  ebenso  wie  jene  des 
Siegens  und  Unterliegens  sind  nicht  durch  das  Vorhandensein  roher 
mechanischer  Uebermacht  allein  gegeben.  Die  Macht  der  Eroberer 
und  Usurpatoren  einerseits,  der  Führer,  ohne  welche  ein  Massenkampf 
unmöglich  ist,  beruht  nicht  auf  ihrer  physischen  Kraft  gegenüber  den 
Angehörigen  der  Gemeinschaft,  sondern  auf  der  Anziehungskraft  ihrer 
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intellektuell-moralischen  Persönlichkeit  und  auf  dem  Interesse,  welches 
das  Gefolge  am  Sieg  ihres  Führers  hat.  Anderseits  führt  nicht  größere 
Zahl  der  Streiter  und  bessere  Bewaffnung  allein  zum  Siege.  Kleine  aber 
organisierte  und  für  den  Kampf  spezialisierte  Banden  konnten  große 
Volksgemeinschaften  durch  Kampffähigkeit  und  Kampfhereitheit  be- 
siegen und  unterjochen.  Während  ferner  der  natürliche  Daseinskampf 
zur  rücksichtslosen  Ausrottung  des  Schwächeren  führt,  ist  der  kollek- 
tive Gewaltstreit  beim  Menschen  nicht  auf  physische  Vernichtung  des 
unterliegenden  Teiles,  sondern  vielmehr  darauf  gerichtet,  denselben 
unter  die  eigene  Botmäßigkeit  zu  zwingen.  Er  wird  daher  nicht  aus- 
gemerzt, und  so  konnten,  wie  es  im  Verlaufe  der  Geschichte  vorgekom- 
men ist,  Eroberer  von  kulturell  höherstehenden  aber  nicht  kriege- 
rischen Eroberten  aufgesogen  werden,  die  sich  eben  trotz  ihrer  Nieder- 
lage im  Gewaltkampfe  dem  sozialen  Fortschritt  besser  angepaßt 
erwiesen.  Denn  der  Krieg  unterdrückt  wichtige  Lebensäußerungen, 
welclie  für  ein  geordnetes  Gesellschaftsleben  unentbehrlich  sind,  wäh- 
rend die  Fähigkeiten,  die  er  entwickelt,  hauptsächlich  solche  zu  sein 
pflegen,  die  seiner  Durchführung  nützen,  im  friedlichen  Leben  aber 
überflüssig  oder  geradezu  schädlich  werden.  Daneben  bewirkt  er  noch, 
daß  eine  Masse  Leben  und  Vermögen  nutzlos  vergeudet  werden  und 
infolgedessen  fortgesetzt  zahllose  Menschen  fast  nur  um  die  tierische 
Notdurft  ringen  müssen,  wodurch  ihr  Gesichtskreis  bloß  mit  den  Inter- 
essen der  Hungerstillung  und  der  Geschlechtsliebe  ausgefüllt  bleibt. 

Es  ist  gewiß  kein  Zufall,  daß  der  enorme  geistige,  wirtschaftliche 
und  technische  Aufschwung  der  Kulturstaaten  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten, mit  einer  Periode  relativen  äußeren  Friedens  zusammenfällt.  Und 
wenn  England  am  Eingang  des  19.  Jahrhunderts  allen  Staaten  an  pro- 
duktiver Kraft  und  politischer  Machtstellung  weit  vorausstand,  wenn 
dort  im  Jahre  1810  schon  fünftausend  Dampfmaschinen  tätig  waren, 
während  es  in  Frankreich  kaum  zweihundert  gab,  wenn  der  Engländer 
um  diese  Zeit  die  Dampfmaschine  bereits  zum  Antrieb  von  Schiff"en 
und  Eisenbahnen  zu  verwenden  begann.  Spinn-  und  Webmaschinen 
baute,  moderne  Verfahren  zum  Aufschluß  der  Eisenerze  verwandte,  so 
daß  man  im  Hinblick  auf  diese  Fortschritte  sagen  muß :  die  Technik 
des  19.  Jahrhunderts  und  der  Aufschwung  der  Kultur  sind  in  erster 
Linie  den  Leistungen  Englands  zu  verdanken,  so  darf  doch  nicht  ver- 
gessen werden,  daß  neben  der  Tüchtigkeit  und  dem  Unternehmungs- 
geist des  englischen  Volkes  sowie  den  Bodenschätzen,  die  ihm  zur 
Verfügung  standen,  diese  Ueberlegentieit  nur  auf  der  langen  Friedens- 
periode beruhte,  welche  alle  Vorzüge  erst  zur  Entwicklung  brachte, 
während  die  sonst  in  Europa  wütende  Kriegsfurie  jeglichen  Fortschritt 
unterdrückte. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  betrachtet  kommt  dem  Kriege 
in    selektorischer    Hinsicht    eher    eine    negative    Wirkung    zu.     Diese 
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kontraselektorische  Funktion  hat  sich  bei  der  heutigen  Heeiesorgani- 
sation  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Wehrpflicht  insofern  noch  ver- 
stärkt, als  sie  negative  Individualauslese  zwischen  den  Mitgliedern  einer 
sozialen  Gemeinschaft  fördernd,  zur  Verschlechterung  der  Rasse  bei- 
trägt. Je  kräftiger  und  gesünder  ein  Mensch  ist,  desto  mehr  Chancen 
hat  er,  im  Kriege  umzukommen,  während  der  Schwächliche  der  Re- 
krutierung entgeht  und  Krankheit  und  Siechtum  vererbt. 

Der  Krieg  stellt  also  den  unentbehrlichen  oder  auch  nur  vorzu- 
ziehenden Faktor  sozialer  Auslese  nicht  dar.  In  der  Streitentscheidung 
durch  wertschätzende  Instanzen,  im  wirtschaftlichen  und  geistigen  Wett- 
streit sind  Mittel  genug  zur  Unterdrückung  schädlicher  und  zur  Auslese 
nützlicher  Sozialfunktionen  gegeben,  ohne  daß  hiebei  gewaltsame  Aus- 
tragung und  Zerstörung  von  Kulturwerten  nötig  wäre.  Denn  innerer 
und  äußerer  »Friede«,  d.  h.  ein  eigenmachtloser  Zustand,  schließen  das 
Stattfinden  von  Kampf  und  Streit,  das  Siegen  der  Lehensfähigeren  oder 
Tüchtigeren  nicht  aus.  Sie  setzen  nur  voraus,  daß  Entscheidung  von 
Interessenkonflikten  durch  gewalttätige  Eigenmacht  ausgeschaltet  sei. 
Der  Krieg  ist  heute  kein  Faktor  sozialer  Höherentwicklung  mehr,  son- 
dern eher  ein  Hemmnis  derselben,  und  selbst  die  Vorbereitungen,  die 
er  im  Zeitalter  unserer  hoch  ausgebildeten  Wehr-  und  Waff"entechnik 
heischt,  hindern  den  Fortschritt,  indem  sie  zur  Rückstellung  kultureller 
Erfordernisse  gegenüber  jenen  militärischer  Machtentfaltung  drängen 
und  einen  verkehrshemmenden  Zustand  internationaler  Unsicherheit 
und  internationalen  Mißtrauens  schaffen. 

Ueberdies  sind  Selektion  und  Streit  gar  nicht  die  vorwiegenden 
Faktoren  kulturellen  Fortschrittes.  Füreinanderwirken  und  Zusammen- 
wirken sind  reichlichst  neben  dem  Gegeneinanderwirken  und  den 
Interessenkonflikten  wahrzunehmen.  Auch  das  Leben  der  Völker  wird 
mehr  und  mehr  zur  Vereinigung  gemeinsamer  Arbeit. 

Fassen  wir  das  Resultat  unserer  Untersuchung  zusammen,  so  finden 
wir  die  Tendenz  nach  Rückdrängung  des  Krieges  im  Verlaufe  der 
sozialen  Entwicklung  als  Folge  zunehmender  Zivilisation  sich  deutlich 
ausprägen.  Die  Kultur  unserer  Gegenwart  ist  trotz  und  vielfach  auch 
infolge  der  Höhe,  welche  Kriegstechnik  und  Ausbildung  der  Schlag- 
bereitschaft erreicht  haben,  auf  Erhaltung  interstaatlichen  Friedens 
orientiert.  Für  die  Entwicklung  in  der  Zukunft  jedoch  zeigen  sich 
Ansätze  zur  vollständigen  Ausschaltung  des  Krieges  zwischen  Kultur- 
nationen. Die  Möglichkeit,  den  Krieg  unter  Kulturvölkern  zu  vermei- 
den, wird  allerdings  noch  von  vielen  Seiten  bestritten.  Aber  der  mo- 
derne Staat  hat  es  zuwege  gebracht,  den  innern  Krieg,  also  die  eine 
Form  der  soziologisch  unter  den  Begriff  des  Krieges  fallenden  Kollek- 
tivkämpfe, durch  Organisation  der  Streitentscheidung  ganz  abzustellen 
und  an  seiner  statt  das  Urteil  wertschätzender  Instanzen  zu  setzen. 
Daher  läßt  sich  die  Möglichkeit  nicht  von  vornherein  ausschließen,  daß 
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es  bewußt  wirkender  Einflußnahme  gelingt,  ihn  auch  zwischen  staat- 
lichen Verbänden  abzuschaffen,  umsomehr  als  nicht  anzunehmen  ist, 
daß  der  Staat  in  seiner  heutigen  Form  die  höchste  erreichbare  Or<,'ani- 
sationsstufe  in  der  sozialen  Entwicklung  darstellt.  Vielmehr  haben 
voraussich>f-'ich  die  Vergesellschaftungsprozesse  noch  lange  nicht  ihren 
Abschluß  gefunden,  sondern  dürften  zu  neuer,  universalerer  Form  so- 
zialer Ordnung  führen,  zur  Föderation,  welche,  innerlich  friedlich,  die 
Kulturvölker  zum  Zwecke  gemeinsamen  Schutzes  und  der  Verfolgung 
gemeinsamer  Kulturinteressen  unter  Wahrung  ihrer  staatlichen  Unab- 
hängigkeit vereinigt. 


Das  Fremdenrecht. 

Betrachtungen  im  Anschluß  an  das  gleichnamige  Werk  von  v.  Frisch^). 

Von 

Kurt  W  o  1  z  e  n  d  o  r  f  f. 

In  einem  Werke  über  die  »staatsrechtliche  Stellung  der  Fremden« 
(so  lautet  der  Untertitel)  hat  v.  Frisch  auf  Grund  ausgedehnter  rechts- 
historischer und  rechtsvergleichender  Forschung  eine  systematische 
Untersuchung  der  Rechtsstellung  des  Staatsfremden  im  Staate  der  Gegen- 
wart unternommen.  Das  Werk  ist  wegen  der  breiten  Grundlage,  auf 
der  es  sich  aufbaut,  nicht  nur  eine  wertvolle  Bereicherung  der  Rechts- 
wissenschaft, sondern  es  liefert  auch  für  die  allgemeine  Lehre  vom 
Staat  so  mancherlei  Anregung,  daß  es  gestattet  sein  mag,  unter  diesem 
Gesichtspunkt  hier  einen  kurzen  Ueberblick  über  den  Gang  der  Unter- 
suchungen des  Verfassers  zu  geben. 

Für  die  Kulturstufe  des  Altertums  war  die  Rechtlosigkeit  der  Frem- 
den im  Staat  etwas  Selbstverständliches.  Sie  galt  daher  überall,  wo 
nicht  die  wirtschaftlichen  Existenzbedingungen  handeltreibender  Völker 
dazu  zwangen,  gegenseitig  durch  Verträge  den  Gliedern  des  andern 
Volks  einen  gewissen  Rechtsschutz  zu  gewähren.  Es  geschah  dies 
durch  Asylie-  oder  Isopolitieverträge.  Dieselbe  Stellung  ergab  sich 
für  den  Volksfremden  im  deutschen  Recht  aus  der  genossenschaftlichen 
Struktur  von  Staat  und  Recht,  die  den  Fremden  als  außerhalb  des 
Rechts  stehend  erscheinen  lassen  mußte.  Allen  älteren  Völkern  aber 
ist  gemeinsam  die  Milderung  der  Rechtsstellung  des  Fremden  durch  die 
ethische  Forderung  der  Gastfreundschaft,  die  in  verschiedener  Form 
sowohl  in  Hellas  als  in  Rom  später  zu  einem  Institut  des  öffentlichen 
Rechts  umgewandelt  wurde.  Das  hospitium  publice  datum  aber,  ebenso 
wie  andere    den    Fremden    gewährten  Vergünstigungen    (commercium) 


l)  V.  Frisch,  Das  Fremdenrecht,  Berlin,   1910  (Carl  Heymann  Verlag). 
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werden  immer  nur  durch  Verträge  begründet,  sie  erscheinen  immer 
nur  als  ein  Privileg,  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Rechtsstellung 
der  Fremden.  Im  Mittelalter  verschwindet  diese  prinzipielle  Recht- 
losigkeit der  Fremden  teils  unter  der  Einwirkung  des  zunehmenden 
Verkehrs,  teils  infolge  des  schon  im  römischen  Peregrine';recht  zur 
Anwendung  gelangten,  in  der  Völkerwanderung  zu  allgeniejuer  Geltung 
durchgedrungenen  Personalitätsprinzips.  Beschränkungen  der  Fremden, 
wie  sie  besonders  im  Hinblick  auf  Grunderwerb  und  Erbrecht  (Wild- 
fangsrecht) vorkamen,  sind  Reste  der  alten  Rechtlosigkeit  der  Fremden, 
die  sich  wohl  weniger  aus  dem  Fortbestand  jenes  alten  Rechtsgedan- 
kens als  aus  dem  naiven  Egoismus  des  öfifentlichen  Lebens  im  Mittel- 
alter erklären.  Dieser  mit  der  vielfältigen  Zergliederung  des  öffent- 
lichen Lebens  in  wechselseitiger  Ursächlichkeit  zusammenhängende,  ge- 
sunde, aber  auch  wenig  weit  ausschauende  Egoismus  in  staatlicher, 
ständischer,  genossenschaftlicher  Hinsicht,  bildet  die  Grundlage  des 
ganzen  politischen  und  wirtschaftlichen  Lebens  des  Mittelalters  und  so 
auch  diejenige  der  Stellung  der  Fremden  und  der  Juden,  wie  sie  uns 
V.  Frisch  in  einem  besonderen  Kapitel  in  außerordentlich  interessanter 
Weise  vorführt.  In  der  höchsten  Spitze  des  Staates  erreicht  diese 
mittelalterliche  naive  Realpolitik,  die  besonders  unverblümt  in  Eng- 
land zutage  tritt,  ihren  Gipfel.  Die  Stellung  der  Fremden  und  Juden 
unter  Königsschutz  hatte  ihren  wichtigsten  praktischen  Inhalt  in  der 
damit  begründeten  Abgabenpflicht  der  Beschützten,  bei  der  diese  gegen 
allzugroße  Ausbeutung  gesichert  waren  allein  durch  die  Rücksicht  auf 
die  Erhaltung  ihrer  Ertragsfähigkeit  i).  Mit  Zunahme  des  Verkehrs 
wird  das  Prinzip  der  Rechtlosigkeit  der  Fremden  durch  immer  zahl- 
reichere Privilegien  durchbrochen,  und  so  geht  die  Entwicklung  des 
Fremdenrechts,  deren  Verlauf  von  Ende  des  Mittelalters  bis  zu  Beginn 
des  IQ.  Jahrhunderts  v.  Frisch  im  einzelnen  nicht  schildert,  im  Sinne 
einer  immer  festeren  Gestaltung  des  den  Fremden  gewährten  Rechts- 
schutzes. 

Der  stärkste  Eindruck,  den  man  aus  der  geschichtlichen  Darstel- 
lung von  V.  Frisch  gewinnt,  ist  der,  daß  von  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts an  im  wesentlichen  ganz  andere  Gesichtspunkte  das  Fremdenrecht 
beherrschen  als  bisher :  rechtliche  und  ethische  Gesichtspunkte  sind 
gegenüber  denjenigen  wirtschaftlicher  Zweckmäßigkeit  in  den  Vorder- 
grund getreten.  Von  einzelnen  besonderen  Ausnahmefällen  abgesehen 
—  wie  der  Fremdengesetzgebung  in  sozial-  und  wirtschaftspolitischem 
Interesse   gegen    die  Auswüchse    der    Einwanderungsfreiheit    im    allge- 


l)  Dieselben  Gesichtspunkte,  die  wir  hier  für  die  Fremden-  und  Judenpolizei 
entscheidend  finden,  leiten  auch  die  mittelalterliche  Prostitutionspolizei,  vgl.  oben 
S.  9 — 26  in  Heft  i  den  Abschnitt  II  meiner  Studi°  über  »PoHzei  und  Prostitution« 
passim. 
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meinen,  im  Interesse  des  Rassenschutzes  gegen  das  Ueberhandnehmen 
gewisser  fremder  Rassen  (Chinesen)  im  besonderen  und  endlich  in 
sicherheitspolizeilichem  Interesse  gegen  die  Zigeuner  —  legen  die  mo- 
dernen Staaten  nicht  mehr  an  die  Ausübung  ihrer  Hoheitsrechte  gegen- 
über den  Staatsfremden  nur  den  Maßstab  ihres  unmittelbaren  eigenen 
Interesses,  sondern  ebenso  den  allgemein  für  alle  Staaten  gültiger  und 
sie  verpflichtender  Normen :  der  Normen  des  Völkerrechts  und  der 
comitas  gentium.  In  der  Erstarkung  und  Entwicklung  des  Völker- 
rechts liegt  der  Grund  für  die  jetzige  Ausgestaltung  der  staatsrecht- 
lichen Stellung  der  Fremden.  Staatenvertriige,  die  im  Völkerrecht  ihre 
Garantie  haben,  regeln  das  Recht  des  Aufenthalts  und  der  Niederlas- 
sung von  Fremden  im  Staatsgebiet,  in  solchen  Verträgen  begeben  sich 
vielfach  die  vertragschließenden  Staaten  des  Rechts,  selbst  im  Falle 
eines  zwischen  ihnen  ausbrechenden  Krieges  die  Mitglieder  des  andern 
Teils  allgemein  auszuweisen  (Xenelasien),  ja  dieser  Verzicht  wird  sogar 
zwischen  zivilisierten  Staaten  als  ein  selbstverständlicher,  gar  nicht  der 
vertraglichen  Festlegung  bedürfender  angesehen.  Ebenso  verbietet  ein 
völkerrechtlicher  Grundsatz  ganz  allgemein  die  Ausweisung  eigener 
Staatsangehöriger.  Desgleichen  beruht  das  prinzipielle  Recht  jedes 
Staates,  in  seinem  Lande,  wem  er  will,  Asyl  zu  gewähren,  Hoheits- 
akte gegenüber  Staatsfreniden,  wie  Ausweisung  und  Auslieferung,  nur 
nach  seinem  Befinden  vorzunehmen,  auf  der  Anerkennung  durch  einen 
völkerrechtlichen  Grundsatz.  Andererseits  ist  im  Besonderen  meist 
durch  völkerrechtliche  Verträge  die  Auslieferung  unter  gewissen  Be- 
dingungen zur  Pflicht  gemacht  und  damit  das  früher  von  einzelnen 
Staaten  a  priori  in  Anspruch  genommene  Asylrecht  auf  dem  Wege  des 
Völkerrechts  wesentlich  beschränkt  worden.  So  beruht,  wie  die  Dar- 
stellung des  Verfassers  uns  zeigt,  die  Gestaltung  des  heutigen  Fremden- 
rechts wesentlich  auf  der  Grundlage  des  Völkerrechts.  Woher  kommt 
aber  das  Völkerrecht  zu  dieser  Erstarkung,  daß  es  ganz  allgemein  die 
Grundlage  des  innerstaatlichen  Fremdenrechts  geworden  ist?  Für 
V.  Frisch,  dem  es  nur  darauf  ankam,  die  Entwicklung  und  Gestaltung 
des  positiven  Rechts  darzustellen,  lag  die  Untersuchung  jener  Frage 
außerhalb  des  Rahmens  seiner  Arbeit.  Für  die  allgemeine  staatswissen- 
schaftliche Erkenntnis  und  die  Theorie  des  öffentlichen  Rechts  insbe- 
sondere wäre  die  Aufsuchung  der  hier  wirkenden  Faktoren  eine  dank- 
bare Aufgabe.  Diese  Faktoren  sind  unzweifelhaft  zweierlei  Art  gewesen. 
Wirtschaftliche  Momente  haben  sicherlich  mitgespielt  bei  der  Entwick- 
lung des  Völkerrechts  in  der  Materie  des  Fremdenrechts :  Entwicklung 
des  Verkehrs  und  der  Industrie,  Interesse  des  am  Weltmarkt  beteiligten 
Kapitals.  Die  Wirkung  dieser  wirtschaftlichen  Momente  kann  aber  — 
ganz  abgesehen  davon,  daß  sie  selbst  z.  T.  wieder  auf  geistige  und 
politische  Momente  zurückzuführen  sind :  Ueberwindung  des  Merkan- 
tilismus durch  die  Physiokratie,  Freihandelsprinzip  usw.  —  allein  nicht 
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die  Erstarkung  des  Völkerrechts  in  unserer  Frage  erklären.  Denn  ge- 
rade hier,  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts,  liegt,  wie  sich  aus  der 
gesamten  Darstellung  von  e".  Frisch  ergibt,  die  entscheidende  Wendung 
früher,  vor  dem  großen  Aufschwung  von  Industrie  und  Weltverkehr, 
vor  der  Ausnützung  der  Dampfmaschine,  vor  der  Einführung  von  Eisen- 
bahnen und  Dampfschift'linien  :  sie  liegt  am  BLnde  des  18.  Jahrhunderts. 
Es  müssen  also  außer  jenen  wirtschaftlichen  Momenten  noch  andere 
mitgewirkt  haben  und  zwar  sind  dies,  wie  ich  vermute,  rein  geistige 
Kräfte  gewesen,  dieselben  Kräfte,  auf  die  die  ganze  Gestaltung  des 
öffentlichen  Rechts  seit  der  französischen  Revolution  zurückzuführen 
ist.  Daß  geistige,  ethische  Momente  in  der  Entwicklung  des  Völker- 
rechts eine  Rolle  zu  spielen  geeignet  sind,  zeigt  die  Gestaltung  des 
Völkerrechts  in  allerneuester  Zeit  unter  der  Einwirkung  der  Friedens- 
bewegung. Daß  es  aber  auch  ethische  Momente  waren,  die  tatsäch- 
lich den  für  die  Rechtsstellung  der  Fremden  maßgebenden  Umschwung 
des  Völkerrechts  Ende  des  ig-  Jahrhunderts  herbeigeführt  haben,  er- 
scheint sehr  wahrscheinlich,  wenn  wir  uns  erinnern,  welche  Staats- 
und Rechtstheorien  damals  herrschend  waren  und  welche  Bedeutung 
diese  Theorien  damals  im  öffentlichen  Leben  hatten.  Es  war  die  Zeit 
des  Rationalismus  mit  seinen  humanistischen  weltbürgerlichen  Ten- 
denzen, der  Aufklärung  mit  ihrer  Forderung  nach  Freiheit  der  Persön- 
lichkeit auf  allen  Gebieten  (geistig  wie  wirtschaftlich).  Mögen  nun 
diese  Ideen  direkt  auf  die  Gestaltung  des  internationalen  Rechts  ge- 
wirkt haben  oder  indirekt  durch  ihr  Eindringen  in  das  Naturrecht,  mit 
dem  ja  das  Völkerrecht  bis  zu  Chr.  v.  Wolff  vollständig  identifiziert 
worden  war,  und  als  dessen,  wenn  auch  selbständiger,  Bestandteil  es 
noch  in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  angesehen  wurde:  eine 
irgendwie  geartete  Einwirkung  läßt  sich  auf  das  bestimmteste  ver- 
muten. Denn  es  kommt  hinzu,  daß  die  Staats-  und  Rechtslehre  in 
jener  Zeit  unter  dem  Einfluß  der  jahrhundertelang  in  Blüte  gewesenen 
Naturrechtslehre  einerseits,  in  Wechselwirkung  mit  der  faktischen  Po- 
tenzierung der  Staatstätigkeit  im  Polizeistaat  andererseits  den  Kern 
aller  Lebensphilosophie  bildete,  in  derselben  Weise  wie  etwa  im  Mittel- 
alter die  Kirchenlehre,  in  einer  Weise,  die  wir  uns  heute  kaum  mehr 
vorstellen  können.  Diese  Tatsache  gibt  uns  das  Recht,  für  das  ig. 
Jahrhundert  die  Wirkung  der  Staats-  und  Rechtstheorien  auf  das  prak- 
tische Leben  sehr  viel  stärker  zu  bewerten,  als  dem  heutigen  Verhält- 
nis beider  Kräfte  entspricht.  Auf  der  anderen  Seite  dürfte  noch  ins 
Gewicht  fallen,  daß  gerade  diejenigen  materiellen,  wirtschaftlich-politi- 
schen Momente,  die  für  die  Gewährung  von  Rechten  an  die  Fremden 
im  Mittelalter  maßgebend  waren,  mit  der  Ausbildung  des  modernen 
Staates  ausscheiden :  die  den  Fremden  im  Mittelalter  gegebenen  Ver- 
günstigungen beruhten  einerseits  auf  dem  Charakter  der  mittelalter- 
lichen Handelspolitik  als  einer  einfachen  Versorgungspolitik  unter  dem 
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einzigen  Gesichtspunkt  einer  möglichst  starken  Lieferung  von  Lebens- 
mitteln und  Luxusgegenständen  auf  den  inneren  Markt,  andererseits 
auf  dem  Charakter  des  ständischen  Staates,  innerhalb  dessen  die  ent- 
geltliche Privilegierung  der  meist  zahlungsfähigen  Fremden  (Hanseaten 
und  Italiener)  für  den  Landesherren  die  sehr  wichtige  Möglichkeit  einer 
von  dem  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  unabhängigen  Abgabe- 
erhebung bedeutete.  Im  modernen  Staat,  in  dem  sich  regelmäßig  der 
Landesherr  von  der  Mitwirkung  der  Stände  in  Ausübung  der  Landes- 
hoheit befreit  hat,  besteht  für  ihn  nicht  mehr  dasselbe  Interesse  an 
der  Privilegierung  der  Fremden,  während  andererseits  die  schließlich 
zum  Merkantilismus  verdichtete  wirtschaftspolitische  Tendenz  zu  größt- 
möglichster Entfaltung  der  nationalen  Wirtschaft,  womöglich  mit  der 
Fähigkeit,  sich  selbst  zu  genügen,  einer  Förderung  der  Fremden  prin- 
zipiell (mit  den  geringen  Ausnahmen  der  zur  künstlichen  Züchtung  irgend 
einer  bestimmten  Industrie  importierten  fremden  Arbeiter),  so  lange  sie  nicht 
Staatsangehörige  werden  wollten,  ungünstig  sein  mußte.  Bestehen  so- 
nach gewichtige  Gründe  für  die  Annahme  der  Existenz  einer  zu  starkem 
Einfluß  fähigen  geistigen  Strömung  im  i8.  Jahrhundert  im  Interesse 
einer  liberaleren  Ausbildung  des  Fremdenrechts,  ebenso  aber  für  das 
Fehlen  eines  zur  Begründung  dieser  Ausbildung  genügend  starken  ma- 
teriellen Interesses,  so  scheint  mir  wahrscheinlich,  daß  die  die  inner- 
staatliche Rechtsstellung  der  Fremden  begründende  Erstarkung  der 
völkerrechtlichen  Grundsätze  und  damit  jene  selbst  letzten  Endes  zu- 
rückzuführen ist  auf  die  Einwirkung  der  Staats-  und  Rechtsanschauung 
der  Aufklärung.  Diese  Vermutung  wird  bestärkt,  wenn  man  in  dem 
folgenden  Abschnitt  des  v.  Frisch' schtu  Werkes  die  systematische  Dar- 
stellung über  die  Menschen-  und  Bürgerrechte  der  Fremden  liest,  die 
übrigens  auch  die  wichtigste  Förderung  der  Rechtslehre  des  modernen 
Staates  in  sich  birgt.  Die  Scheidung,  die  im  Rechte  der  einzelnen 
Staaten  zwischen  den  den  Fremden  zu  gewährenden  und  den  ihnen 
zu  versagenden  Grundrechten  gemacht  wird,  beruht  nämlich  im  Grunde 
stets  auf  der  in  der  naturrechtlich-rationalistischen  Staatslehre  der  Auf- 
klärung konstruierten  Aufstellung  unveräußerlicher  Menschen-  und  Bür- 
gerrechte und  der  Scheidung  zwischen  diesen  beiden  Kategorien.  Be- 
sonders deutlich  tritt  in  dem  klassischen  Lande  der  Freiheitsrechte,  in 
Frankreich,  die  Anschauung  zutage,  daß  die  droits  naturels  als  solche 
im  Zweifel  auch  den  Fremden  zustehen.  Im  übrigen  aber  legt  der 
Verfasser  dar  —  und  das  gibt  einen  interessanten  Zusammenhang  mit 
unserer  Vermutung  —  daß  es  regelmäßig  nicht  die  positiven  Vorschriften 
der  Verfassungen  sind,  in  denen  die  Rechte  der  Fremden  ihre  Stütze 
finden,  sondern  ungeschriebenes  Recht.  Im  einzelnen  hat  sich  dies 
zwar  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  gestaltet,  im  ganzen  aber 
weist  V.  Frisch  den  Grundsatz  nach,  daß  die  im  Gegensatz  zu  den 
politischen  Rechten  sog.  bürgerlichen  Rechte    auch    den  Fremden   zu- 
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Stehen.  Dieser  Grundsatz  aber  findet  seine  Rechtfertigung  und  Stütze 
in  der  Natur  der  Dinge,  er  ist  nichts  anderes  als  Naturrecht.  Dies 
Anerkenntnis  der  Bedeutung  des  Naturrechts  für  die  Rechtsbildung, 
die  yellinek  zuerst  wieder  scharf  betont  hat,  ist  für  die  Rechtswissen- 
schaft von  großer  Wichtigkeit,  v.  Frisch  selbst  vermeidet  zwar  das  ver- 
pönte Wort  Naturrecht,  das  ändert  aber  nichts  daran,  daß  er  ein  Naturrecht 
anerkennt.  Es  ist,  sagt  er,  »heute  nahezu  gleichgültig,  ob  die  Freiheits- 
rechte den  Bürgern  oder  den  Menschen  garantiert  sind,  sie 
gelten  doch  für  alle,  und  der  Versuch  eines  Staates,  sie  den  Fremden 
ohne  Grund  zu  entziehen,  würde  kaum  von  den  anderen  Staaten,  ge- 
wiß aber  nicht  von  der  öffentlichen  Meinung  stillschweigend  hingenom- 
men werden.  Einer  verfassungsmäßigen,  staatlichen  Garantie  bedarf 
es  also  nicht  mehr,  die  völkerrechtlichen  und  moralischen  sind  aus- 
reichend und  überdies  wesentlich  stärker«.  Was  ist  dies  lediglich  in 
der  >öffentlichen  Meinung«  garantierte  Recht  anders  als  Natur-  oder 
Vernunftrecht?  Naturrecht  allerdings  nicht  im  Sinne  der  alten  Natur- 
rechtslehre als  ein  dem  positiven  staatlichen  Recht  wesensgleiches, 
ihm  potentiell  übergeordnetes  Recht.  Das  zeigt  sich  bei  der  Betrach- 
tung, die  V.  Frisch  in  dem  folgenden  Kapitel  über  die  einzelnen  Frei- 
heitsrechte und  ihre  Gewährung  an  die  Fremden  in  den  einzelnen 
Staaten  gibt:  während  jener  naturrechtliche  Satz  die  Freiheitsrechte  als 
Menschenrechte  ganz  allgemein  auch  den  Fremden  zuerkennt,  gilt  tat- 
sächlich in  den  einzelnen  Staaten  in  bezug  auf  die  einzelnen  Rechte 
Verschiedenes.  Nicht  außerstaatliches  Naturrecht  ist  das  geltende 
Recht,  sondern  staatliches,  geschriebenes  oder  ungeschriebenes  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrecht,  zwischenstaatliches  auf  sichselbstbin- 
dender  staatlicher  Anerkennung  beruhendes  Völkerrecht.  Dies  geltende 
Recht  aber  empfängt  allerdings  seine  Gestaltung  unter  dem  Einfluß  des 
Naturrechts,  d.  h.  der  Vorstellung  eines  über  dem  positiven  Rechte 
stehenden  allein  in  dem  Vernunftmäßigen  enthaltenen  Rechts.  So  sind 
denn  tatsächlich  trotz  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Staatsrechte 
in  einzelnen  Materien  gewisse  allgemeine  Grundsätze  erkennbar,  die 
das  Naturrecht,  regelmäßig  wenigstens,  dem  positivem  Rechte  einge- 
prägt hat.  So  gewähren  regelmäßig  alle  modernen  Staaten  den  Auslän- 
dern Religionsfreiheit,  Unverletzlichkeit  der  Person,  des  Eigentums  und 
der  Wohnung  in  derselben  Weise  wie  den  Inländern.  Ebenso  er- 
strecken sie  die  Gewerbefreiheit  grundsätzlich  auf  die  Fremden,  jedoch 
mit  gewissen  typischen  Ausnahmen,  die  fast  in  allen  Staatsrechten 
wiederkehren:  Ausschluß  der  Fremden  von  Binnen-  und  Küstenschiff- 
fahrt,  Küstenfischerei  und  Hausiergewerbe  ^).    Eine  ganz  besondere  Stel- 

l)  Der  Ausschluß  vom  Hausiergewerbe  ist  eine  interessante  Reminiszenz  an  den 
früheren  Charakter  der  Hausier-Konzession  als  eines  staatlich-sozialen  Fiirsorgeinsti- 
tuts.  Der  Ausschluß  der  Fremden  erscheint  daher  als  ein  Gegenstück  zur  Aus- 
weisung aus  armenpolizeilichen  Gründen. 
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hing  nimmt  Oesterreich  ein.  Hier  kommt  den  Fremden  staatsrechtlich 
prinzipiell  die  Ciewerbefreiheit  nicht  zu,  sie  ist  ihnen  jedoch  durch- 
gehends  diircli  völkerrechtliche  Verträge  gesichert  worden.  Im  Gegen- 
satz zu  den  bislicr  genannten  »bürgerlichen«  Rechten,  die  die  einzelnen 
positiven  Staatsrechte  regelmäßig  als  Menschenrechte  und  daher  als 
auch  den  Staatsfremden  zustehend  anerkannt  haben,  werden  nicht  nur 
die  politischen  Rechte  (aktives  und  passives  Wahlrecht  usw.),  sondern 
auch  alle  diejenigen  Freiheitsrechle,  die  ihrem  Wesen  nach  den  Schutz 
freier  politischer  Betätigung  bezwecken,  regelmäßig  den  Fremden  niciit 
gewährt.  So  wird  das  Petitionsrecht  nur  in  Frankreich,  Preußen  und 
Hessen  den  Fremden  gegeben.  So  sind  die  Fremden  ebenfalls  im 
allgemeinen  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  nicht  teilhaftig. 
Wenn  insbesondere  bei  der  Entstehung  des  deutschen  Reichsvereins- 
gesetzes die  Regierung  von  dem  Gedanken  ausging,  daß  die  Vereini- 
gungsfreiheit nur  als  Freiheit  zu  politischer  Pjetätigung  Sinn  und  Be- 
rechtigung hat,  so  scheint  mir  das  besonders  aus  historischen  Erwä- 
gungen des  Zweckes  der  Aufstellung  jenes  Grundrechtes,  wohl  be- 
gründet^). Desgleichen  erklärt  sich  die  Preßfreiheit  geschichtlich  eben- 
falls nur  als  ein  politisches  Recht.  Da  sie  jedoch  nicht  ausschließlich 
politischen  Charakter  hat,  ist  sie  tatsächlich  meist  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange —  mit  Ausnahme  der  Fähigkeit,  als  verantwortlicher  Redakteur  zu 
zeichnen,  in  Frankreich  und  Oesterreich  —  auch  Ausländern  gewährt. 
Das  Ergebnis  des  v.  Frisch' ?,c\\t.n  Buches  für  das  heutige  Recht 
stimmt  im  wesentlichen  überein  mit  der  herrschenden  Lehre:  »In  Hin- 
sicht des  bürgerlichen  Lebens  besteht  in  den  meisten  Fällen  gar  kein 
rechtlicher  Unterschied  zwischen  Staatsangehörigen  und  Fremden  mehr« 
{Zorn).  Tatsächlich  aber  besteht  von  dieser  in  der  Staatsrechtslehre 
allgemein  anerkannten  Regel  eine  ebenso  allgemein  anerkannte  Aus- 
nahme, die  geeignet  ist,  stets  die  Regel  in  ihrem  ganzen  Umfange  und 
allen  ihren  Wirkungen  aufzuheben :  die  Befugnis  der  Verwaltung,  lästige 
Fremde  auszuweisen.  In  der  rechtlichen  Würdigung  dieser  Befugnis 
versagt  in  unserer  Rechtslehre  alles  Staatsrecht,  alles  Naturrecht.  Sie 
ist  selbstverständlich,  obwohl  die  gesamte  öffentliche  Meinung,  in  der 
gerade  v.  Frisch  die  Garantie  der  Rechtsstellung  der  Fremden  erblickt, 
die  damit  der  Polizei  gewährte  Willkür  mißbilligt;  sie  ist  selbstver- 
ständlich, obwohl  staatsrechtlich  die  persönliche  Freiheit,  also  ein  An- 
spruch auf  Unterlassung  nicht  gesetzmäfMger  Verwaltungstätigkeit,  auch 
dem  Fremden  zuerkannt  wird  und  eine  allgemeine  Befugnis  der  Polizei, 
»Lästigkeiten«  zu  bekämpfen,  nirgends  besteht.  Soviel  ich  sehe,  ist  es 
in  der   ganzen    Literatur    des    Fremdenrechts,    und    speziell    des    Aus- 


l)  Ob  die  Stellung  des  Reichsvereinsgesetzes  in  dieser  Frage  rechtspolitisch  und 
gesetzestechnisch  geschickt  war  oder  nicht,  wie  v.  Frisch  wohl  mit  Recht  meint,  ge- 
hört nicht  hierher. 
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Weisungsrechtes  nur  eine  einzige  Stimme,  die  sich  dahin  ausgesprochen 
hat,  daß  mit  der  »Lästigkeit«  für  die  Rechtfertigung  der  polizeiHchen 
Ausweisungsbefugnis  »gar  nichts  gesagt«  ist,  denn  es  komme  »eben 
darauf  an,  das  »lästig«  zu  begründen«,  und  diese  Begründung  könne 
nur  gefunden  werden  in  denjenigen  Umständen,  die  nach  Landesrecht 
überhaupt  ein  Einschreiten  der  PoHzei  rechtfertigen.  {Fleischmann  in 
dem  von  ihm  neu  herausgg.  Wörterbuch  des  Staats-  und  Verw. -Rechts 
von  Stengel,  S.  285).  Daß  ein  an  sich  nach  der  allgemeinen  Kompetenz 
der  Polizei  zulässiges  Einschreiten  gegenüber  Fremden  in  der  Form  der 
Ausweisung  geschehen  kann,  muß  gewiß  unzweifelhaft  erscheinen.  Die 
ganz  überwiegende  Lehre  der  Wissenschaft  geht  al)er  dahin,  daß,  wie 
auch  V.  Frisch  annimmt,  es  »einen  objektiven  Maßstab  dafür,  ob  eine 
Ausweisung  willkürlich  oder  gerechtfertigt  ist«,  nicht  gibt.  Man  be- 
gnügt sich  mit  der  Feststellung,  daß  »der  Staat«  zur  Ausweisung  be- 
rechtigt ist,  obwohl  damit  bei  der  formalen  rechtlichen  Omnipotenz 
des  Staates  für  das  innere  Staatsrecht,  für  die  Befugnis  der  staatlichen 
Organe  gar  nichts  gesagt  ist.  Die  Rechtswissenschaft  empfindet  aber 
gar  kein  Bedürfnis,  das  Ausweisungsrecht  staatsrechtlich  irgendwie  zu 
fixieren,  obwohl  es  von  staatsrechtlichem  Standpunkte  aus,  d.  h.  bei 
Beurteilung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Individuum  der  Kern- 
punkt der  ganzen  Frage  des  Fremdenrechts  ist,  indem  es  die  Hand- 
habe bietet,  jeden  Augenblick  die  ganze  Rechtsstellung  des  Fremden 
aus  den  Angeln  zu  heben.  Dies  rein  passive  Verhalten  der  Staats- 
rechtslehre zu  einer  Frage,  die  die  öffentliche  Meinung  in  Presse  und 
Parlamenten  so  häufig  zu  einer  nicht  nur  politischen,  sondern  auch 
rechtlichen  Erörterung  veranlaßt,  ist  ein  Beweis  dafür,  daß  das  Natur- 
recht in  der  oben  angedeuteten,  von  v.  Frisch  angewandten  Bedeutung 
in  der  Untersuchungsweise  der  Juristen  doch  noch  keine  erhebliche 
Rolle  spielt,  obwohl  nach  Jellinek?>  Beweisführung  seine  Bedeutung  für 
die  Rechtserkenntnis  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen  kann.  Es  zeigen 
sich  aber  in  der  gleichgültigen  Behandlung  des  Ausweisungsrechts  noch 
zwei  weitere  für  die  Entwicklungsgeschichte  des  öffentlichen  Rechts 
sehr  interessante  Erscheinungen.  Einmal,  daß  hier  auf  einem  bestimm- 
ten Rechtsgebiet  der  Eindruck  des  erstarkenden  Völkerrechts  so  über- 
mächtig ist,  daß  er  die  Bedeutung  des  innerstaatlichen  Rechts  voll- 
ständig dem  untersuchenden  Blicke  entrückt.  Lisofern  kann  die  Gleich- 
gültigkeit des  Staatsrechts  in  der  Frage  des  Ausweisungsrechtes  kulturell 
vielleicht  als  ein  Fortschritt  erscheinen,  indem  es  ein  Beweis  dafür  ist, 
daß  man  das,  weil  der  handgreiflichen  Garantien  des  inneren  Staats- 
rechts entratend,  ethisch  höher  zu  bewertende  Völkerrecht  als  besseren 
Schutz  für  den  Einzelnen  ansieht,  denn  jenes.  Unter  einem  anderen 
Gesichtspunkt  jedoch  erscheint  die  Stellung  der  Staatsrechtslehre  gegen- 
über dem  Ausweisungsrecht  als  ein  Rückschritt:  v.  Frisch  selbst  ge- 
langt in  seiner  Schlußbetrachtung  zu  dem  Eindruck,  »als  wäre  die  auf 
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Gleichstellung  der  Fremden  abzielende  Bewegung  im  letzten  Jahiluui- 
dert  mit  der  stärkeren  Ausprägung  des  Nationalbewußtseins  verschie- 
dener Völker  ins  Stocken  geraten«.  Tatsächlich  ist  hier  ein  Rück- 
schritt in  der  Entwicklung  vorhanden.  Aber  auch  das  stellt  sich  uns 
als  natürliche  Erscheinung  dar,  wenn  wir,  entsprechend  meiner  oben 
ausgesprochenen  Vermutung,  die  Gestaltung  des  Fremdenrechts  in  Zu- 
sammenhang bringen  mit  den  allgemeinen  geistigen  Strömungen.  Der 
rationalistische  Idealismus  der  Aufklärung  mit  seinen  internationalen 
Tendenzen  hat  zu  einer  liberalen  Entwicklung  des  Fremdenrechts  ge- 
führt. Eine  Reaktion  dagegen  trat  ein  zuerst  durch  die  Restauration, 
wo  besonders  auch  die  Handhabung  der  politischen  Polizei  in  Betracht 
kommt,  dann  aber  vor  allem  durch  den  Materialismus  in  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  der  zu  einer  Wirtschaftspolitik  geführt  hat, 
die  man  ihrer  kurzsichtig-egoistischen  Richtung  wegen  schon  als  Neo- 
merkantilismus  bezeichnet  hat.  Der  neu  auflebende  Idealismus,  der 
sich  jetzt  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  zu  regen  beginnt, 
hat  im  Völkerrecht  schon  vieles  geschaffen,  und  es  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, daß,  wie  bisher  schon  die  Erstarkung  des  Völkerrechts  die 
Basis  für  eine  größere  Sicherung  der  innerstaatlichen  Rechtsstellung 
der  Fremden  gewesen  ist,  auch  jetzt  seine  Weiterentwicklung  die  ins 
Stocken  geratene  liberale  Entwicklung  des  staatlichen  Fremdenrechts 
im  Sinne  möglichster  Rechtssicherheit  für  die  Fremden  schließlich 
wieder  in  Bewegung  bringen  wird. 


Die  Zukunft  der  Presse. 

Von 

Leopold  Katscher. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  wie  einerseits  gewisse  ^Utopisten«,  ander- 
seits manche  hervorragende  Praktiker  sich  die  Zukunft  der  Presse  vor- 
stellen. Die  nachstehende  Zusammenstellung  einiger  einschlägiger  Mei- 
nungen, Vorschläge,  Prophezeiungen  und  Phantasiegebilde  wird  ersehen 
lassen,  wie  verschieden  die  Welt  der  Presse  sich  in  den  verschiedenen 
Köpfen  spiegelt  —  aber  auch,  daß  es  den  verschiedenen  Meinungen 
nicht  an  gemeinsamen  Berührungspunkten  fehlt. 

Beginnen  will  ich  mit  zwei  »Utopisten«,  deren  Auffassungen  von 
den  Aufgaben  der  Journalistik  im  Zukunftsstaat  —  der  bei  dem  einen 
kommunistisch,  beim  andern  monarchisch-sozialistisch  ist  —  mir  ganz 
besonders  seltsam  erscheinen  :  Owen  und  Neupatier.  Der  nordamerika- 
nische Oberst  und  Ingenieur  Albert  Khiisey  Owen,  dessen  ungemein 
interessante  Gründung  »Topolobampo-Kolonie«  (Mexiko)  vor  mehreren 
Jahren  Schiffbruch    litt,    ehe    sie    in    ein  wirklich    gedeihliches  Stadium 
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hatte  treten  können,  meinte,  daß  es  unter  dem  Walten  der  »vollkomme- 
nen Vergenossenschaftung«,  auf  welcher  das  von  ihm  ins  Leben  gerufene 
Staatswesen  beruhte,  in  letzterem  nur  eine  einzige  Zeitung  geben  könne 
und  dürfe:  die  für  alle  Genossen  bestimmte  Staatszeitung.  Ihr  Redakteur 
werde  gehalten  sein,  jede  Mitteilung  in  der  Reihe  des  Einlaufs  abzu- 
drucken, und  zwar  ganz  unverändert.  »Anonyme  Einsendungen  werden 
nicht  berücksichtigt;  sonst  aber  muß  ohne  Ausnahme  alles  zur  Ver- 
öffentlichung gelangen.«  Das  könnte  ein  recht  nettes  Blatt  abgeben! 
Lovdl  schrieb  darüber  in  seinem  Büchlein  5>A  co-operative  city«  (wo- 
mit Pacific  City,  die  geplant  gewesene  Hauptstadt  der  erwähnten  Owen- 
sehen  Schöpfung,  gemeint  ist) : 

»Der  Herausgeber  bleibt  auf  die  Rolle  eines  Zusammenstellers  von 
Nachrichten  und  Artikeln  beschränkt.  Wenn  er  als  Privatperson  einen 
Beitrag  aus  seiner  eigenen  Feder  einschaltet,  so  muß  er  ihn,  wie  jeder 
Einsender,  unterzeichnen.  Nur  so  läßt  sich  die  absoluteste  Denk-  und 
Redefreiheit,  mithin  der  größte  Fortschritt  sichern.  .  .  .  Wer  einen 
guten  Plan  zur  Besserung  privater  oder  öffentlicher  Verhältnisse  zu 
haben  glaubt,  schreibe  an  die  Zeitung,  falls  er  nicht  vorzieht,  die  Sache 
in  einer  öffentlichen  Versammlung  vorzubringen.  .  .  .  Ein  Gedanke 
sollte  nur  dann  Beachtung  finden,  wenn  er  es  an  sich  verdient, 
nie  bloß  darum,  weil  etwa  eine  Partei,  Sekte  oder  Gruppe  dahinter  steckt.« 

Will  Owen  die  Journalistik  und  den  Zeitungsverlag  ganz  beseitigen 
und  nur  eine  Art  öffentlichen  Pressesprechsaals  in  einem  Organ  be- 
stehen lassen,  so  verfährt  der  österreichische  Advokat  _^<?i'if/*2'.  iV<??/r/i3:?^^r 
in  seinem  Sozialroman  »Oesterreich  im  Jahre  2020«  (Dresden  1893) 
schon  glimpflicher;  doch  beschränkt  auch  er  die  Presse  gleichsam  auf 
amtliche  Organe  in  mäßiger  Zahl.  Er  stellt  sich  für  ganz  Oesterreich 
eine  Reichszeitung,  für  jedes  Kronland  eine  Provinzzeitung  und  für 
jeden  »Kreis«  ein  Kreisblatt  vor  —  das  ist  alles.  Jedes  Journal  — 
ohne  Unterschied  —  enthalte  zwei  Abteilungen:  eine  für  die  Staats- 
verwaltung, die  andere  fürs  Volkstribunat;  die  erste  Abteilung  werde 
von  dem  dazu  bestimmten  Staatsbeamten,  die  zweite  vom  Tribun  des 
betr.  Verwaltungsbezirks  redigiert.  »Das  Tribunal  veröffentlicht  nicht 
nur  seine  eigene  Anschauung  über  schwebende  Anträge,  sondern  es 
berichtet  auch  über  Probeabstimmungen  der  Gemeinden,  faßt  die  Be- 
richte der  untergeordneten  Tribunen  zusammen,  erwägt  Argumente  für 
und  wider  und  ist  verpflichtet,  auch  die  Einsendungen  Einzelner  wenig- 
stens so  zu  erwähnen,  daß  neue  Argumente  und  Gesichtspunkte  wenigstens 
nicht  ganz  verloren  gehen.  Insoweit  es  sich  um  statistische  Daten  und 
andere  Beobachtungen  handelt,  unterläßt  es  kein  Teil,  etwaige  irrige 
Ausführungen  des  Gegners  richtig  zu  stellen.  Eine  solche  Richtigstel- 
lung ist  oft  noch  in  derselben  Nummer  zu  finden.  Bei  sehr  wichtigen 
Anträgen  werden  auch  Reden,  welche  öffentlich  gehalten  wurden,  ganz 
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abgedruckt,  wenn  es  das  Tiibunat  oder  die  Staatsverwaltung  zweck- 
mäßig findet.« 

Von  der  großen  Nüchternheit  der  Neupauerschen  Preß-Phantasie 
zeugt  auch  seine  Mitteilung,  daß  die  Kreis-  und  Provinzzeitungen  sowie 
das  Reichsblatt  in  den  >genauen«  Wahlabstimmungsberichten  auch  >die 
Statistik  derjenigen«  bringen,  »die  an  fremden  Orten  gestimmt  oder 
sich  der  Abstimmung  enthalten  haben  oder  gar  zur  Abstimmung  nicht 
erschienen  sind.«  Das  klingt  übrigens  schrecklicher,  als  es  unter  den 
im  jlVeupaue?'Schen  Oesterreich  des  21.  Jahrhunderts  herrschenden  poli- 
tischen Verhältnissen  ist;  von  den  damaligen  22846010  Stimmberech- 
tigten enthalten  sich  nämlich  nur  31 10  der  Abstimmung  und  bloß 
45  000  sind  ortsabwesend.  Immerhin  ergeben  diese  Zififern  riesige 
Listen  von  Namen ,  um  deren  Lektüre  wir  die  Oesterreicher  des 
Jahres  2020  nicht  zu  beneiden  brauchen.  Noch  bedauernswerter  er- 
scheinen die  Zeitungsleser  jener  Zeit  angesichts  des  Umstandes,  daß 
die  Blätter  »auch  eine  Fremdenstatistik«  veröffentliciien  ~  wie  er- 
hebend! »Mein  Freund  nahm  die  Nummern  aller  Krei-sblätter  vom 
Juli  und  zeigte  mir  dann  ganz  befriedigt,  daß  am  13.  Juli  im  Bezirk 
Salzburg,  am  14.  und  15.  Juli  im  Bezirk  Tulln  etc.  und  überall,  wo 
wir  die  Nacht  zubrachten,  zwei  Amerikaner  notiert  seien  .  .  .  Auch 
der  Chinese  war  da,  auf  den  wir  zweimal  gestoßen  .  .  .  Ebenso  weiß 
man  genau,  wie  viele  Oesterreicher  im  Ausland  reisen.« 

Von  dieser  ebenso  nüchternen  wie  kindischen  Auffassung  der  Zu- 
kunftspresse will  ich  zu  den  hochfliegenden  Vorstellungen  übergehen, 
die  sich  ein  zeitgenössischer  englischer  Presse-Napoleon  von  einem 
dereinstigen  journalistischen  Weltreich  macht.  Was  Alfred  Harmsworth, 
der  bekannte  Londoner  Zeitungskönig  —  Eigentümer  von  rund  dritt- 
halb Dutzend  erfolgreichen  Tages-,  Monats-  und  Wochenblättern  — - 
über  die  Zukunft  des  Zeitungswesens  schreibt,  hat  wenigstens  Hand 
und  Fuß,  wenngleich  es  Widerspruch  erregen  mag.  1901  veröffent- 
lichte er  in  der  großen  New- Yorker  Monatsschrift  »The  North  American 
Review«  einen  fesselnden  Artikel  unter  dem  Titel  »Die  Presse  des 
20.  Jahrhunderts«,  in  welchem  er  von  einem  riesigen  Zeitungsring 
schwärmt  und  es  für  möglich  hält,  die  großen  Zukunftsblätter  mit 
Hilfe  verbesserter  Druckvorrichtungen  in  dem  von  ihm  am  meisten 
empfohlenen  Format  eines  Lexikon-Oktavbandes,  herzustellen,  der  leicht 
tragbar  wäre,  nett  aussehen  würde  und  mit  einem  Register  versehen 
werden  könnte.  Unser  Mann  bespricht  ausführlich  die  Möglichkeit  der 
Anwendung  des  »Trust«-Prinzips  auf  die  Journalistik  und  weissagt  die 
Schaffung  eines  gewaltigen  Zeitungsmonopols,  mittels  dessen  in  den 
ersten  Presseländern  —  Großbritannien  und  der  nordamerikanischen 
Union  — ■  je  ein  bis  zwei  Syndikate  in  den  Besitz  sämtlicher  Zeitungen 
des  Landes  gelangen  werden.  In  beiden  Staaten  nehme  die  Neigung 
überhand,  ungeheure  Geld-  und  xMachtmittel  in  wenigen  Händen  zu  ver- 
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dichten ;  warum  sollte  ein  Ring  von  etwa  fünfzig  gleichzeitig  erscheinen- 
den, den  fünfzig  Erscheinungsorten  angepaßten  Tagesblättern  die  Zei- 
tungswelt nicht  ebenso  wirksam  beherrschen  können,  wie  etwa  der 
bekannte  Oelkönig  Rockefeller  durch  seine  gewaltige,  großartig  organi- 
sierte »Standard  Oil  Company«  die  Petroleumwelt  beherrscht?  Harms- 
worth  hält  das  für  um  so  leichter,  als  seiner  Meinung  nach  der  Einfluß 
der  Presse  auf  das  Leben  und  Denken  der  Völker  im  Abnehmen  be- 
griffen ist.  Er  glaubt,  daß  der  Kern  einer  solchen  Gruppe  unschwer 
zustande  kommen  könnte.  Es  würde  genügen,  daß  sich  drei  bis  vier 
bedeutende  Tageszeitungen  Londons  oder  New  Yorks  zusammentäten, 
um  dem  gegenseitigen  Wettbewerb  ein  Ende  zu  bereiten ;  sie  wären 
dann  Herren  der  Lage  und  des  Marktes.  Sie  würden  imstande  sein, 
»die  besten  Geister,  Zeitungen  und  Maschinen  zu  kaufen«  und  Eigen- 
drahtleitungen zu  bauen  oder  das  ausschließliche  Nutzungsrecht  vor- 
handener Telegraphen-  und  Kabellinien  zu  erwerben.  Bald  müßten 
die  Konkurrenzblätter  eingehen  oder —  Mitglieder  des  Syndikats  werden. 
Harmsworth  schreibt : 

»Die  Tatsache,  daß  sie  über  unbegrenzte  Kapitalien,  einen  stetig 
wachsenden  Leserkreis,  die  vorzüglichsten  Federn  und  den  besten  Nach- 
richtendienst verfügen,  würde  die  Leiter  der  fünfzigfachen  Zeitung  in 
die  Lage  versetzen,  nach  Art  der  großen  nordamerikanischen  Industrie- 
trusts jede  Gegnerschaft  oder  Konkurrenz  auszumerzen.  Es  stünde  in 
ihrer  Macht,  jede  Zeitung  zum  Verkauf  oder  zur  Mitgliedschaft  zu 
zwingen,  wenn  sie  nicht  zugrunde  gehen  will.  Auch  würden  sie  die 
»gleichzeitige  Syndikatspresse«  jeder  Stadt  bez.  jedem  Bezirk  aufdrängen 
können  —  kurz,  sie  hätten  ein  regelrechtes  Zeitungsmonopol.« 

Harmsworth  träumt  davon,  daß  der  »Ring«  eigene  Depeschenboote, 
Sonderzüge,  Papier- und  Druckerschwärzefabriken,  Maschinenwerkstätten 
u.  s.  w.  besitzen,  wahrscheinlich  auch  den  Verkauf  von  Zeitungen  in  den 
Straßen  und  auf  den  Bahnhöfen  beherrschen  und  alle  Zeitungshändler 
pekuniär  oder  moralisch  zwingen  würde,  lediglich  die  Journale  des 
Ringes  zu  vertreiben.  Er  sieht  die  Gleichzeitigkeit  der  Veröffentlichung 
in  sämtlichen  Großstädten  voraus.  Sein  »Daily  xMail«  (Auflage  eine 
Million)  druckt  er  schon  jetzt  in  London  und  Manchester  zugleich, 
und  er  erwartet,  sie  über  kurz  oder  lang  in  sechs  Städten  erscheinen 
lassen  zu  können.  Das  »gleichzeitige«  Tagesblatt  würde  auch  sonst 
sehr  mächtig  sein  —  »unberechenbar  einflußreich«.  Unter  der  Leitung 
von  »Männern  mit  entsprechenden  Neigungen«  könnte  es  leicht  der 
Mittelpunkt  eines  gewaltigen  Netzes  von  Vereinen,  Organisationen  und 
Einrichtungen  werden.  Ein  Nachrichtendienst-Monopol  würde  ferner 
höchstwahrscheinlich  eine  Anzahl  von  Wochenbeilagen  fachlichen  In- 
halts notwendig  machen.  Religion,  Wissenschaft,  Schulwesen,  Handel, 
Sport,  Recht,  Medizin  und  viele  andere  Stoffgebiete  vom  Interesse  für 
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einzelne  größere  Kreise  würden  eine  umfassendere  Behandlung  erfordern, 
als  sie    in  den  Spalten  einer  Tageszeitung  möglich  ist.* 

Harmszvorth  erklärt  ausdrücklich,  durchaus  kein  Anhänger  von 
Ringen  und  Monopolen  zu  sein ;  doch  hält  er  sie  für  unausweichlich 
und  will  ihnen  daher  die  besten  Seiten  abgewinnen  durch  Ausnutzung 
ihrer  Vorteile  (sie  haben  auch  solche,  niclit  nur  Nachteile).  Eine  der 
Lichtseiten  wäre,  daß  die  Redaktion  der  Syndikatszeitung  angesichts 
ihres  ausgedehnten  Nachrichtendienstes  und  ihrer  Marktbeherrschung 
imstande  wäre,  all  die  überflüssigen,  wertlosen  Schablonen-Nachrichten 
örtlicher  Natur  wegzulassen,  welche  heute  einen  großen  Teil  jeder 
Zeitung  füllen  und  deren  Veröftentlichung  weder  Sinn  noch  Zweck  hat. 
Ein  solches  Boykottieren  müßte  sehr  löl)licli  sein  und  beträchtlich  zur 
Hebung  des  geistigen  Niveaus  der  Leser  beitragen ;  aber  in  seinem 
außerordentlichen  Optimismus  scheint  Ilannstvorth  zu  vergessen,  tlafi 
ihre  große  Macht  die  Redaktion  veranlassen  könnte,  aus  persönlichen 
oder  geschäftlichen  Gründen  manchmal  nicht  nur  Schlechtes,  sondern 
auch  Gutes  zu  boykottieren  ;  hierin  ist  die  Hauptgefahr  seiner  anziehen- 
den Schwärmereien  zu  erblicken.  Er  sieht  in  den  Ringblättern  nur 
Vorzüge  und  schließt  mit  den  Worten  : 

»Eine  solche  Zeitung  könnte  ein  hohes  literarisches  Niveau  haben 
und  dadurch  die  denkbar  höchste  erziehliche  Bedeutung  erlangen,  was 
ja  übrigens  schon  jetzt  mit  den  besten  vorhandenen  Blättern  der  Fall 
ist.  Ferner  würde  sie  der  gegenwärtig  so  sehr  blühenden  Schmutzpresse 
ein  Ende  machen.  Wie  müßten  endlich  alle  Missetäter  und  die  Feinde 
des  Gemeinwohls  zittern,  wenn  die  überwältigende  Mehrheit  der  Presse 
eines  Landes  mit  der  gleichen  Stimme  spräche,  die  gleichen  Grund- 
sätze verföchte  und  die  gleiche  Politik  unterstützte!« 

Weisen  Harmszvorth^  Schwärmereien  schon  mehrere  idealistische 
Züge  auf,  so  gilt  dies  in  noch  weit  höherem  Grade  von  den  Zukunfts- 
phantasien eines  anderen  berühmten  Journalisten,  seines  Landsmannes 
William  T.Stead,  des  hochethisch  gesinnten  Herausgebers  der  bekannten 
Londoner  Monatsschrift  »Review  of  Reviews«.  Li  seinem  vor  etwa 
sechzehn  Jahren  erschienenen  Buche  »Zweimal  zwei  macht  vier <  legte  er 
ausführlich  dar,  was  seiner  Ansicht  nach  »eine  Zeitung  sein  könnte« 
und  »welche  Rolle  sie  in  der  modernen  Gesellschaft  spielen  sollte.« 
Leider  kann  ich  mir  diese  Schrift  jetzt  nicht  mehr  verschaffen,  da  sie 
gänzlich  vergriffen  ist;  doch  werde  ich  weiterhin  Gelegenheit  haben, 
5/'^«rt!'s  Presse-Ideale  an  der  Hand  einer  seiner  neueren  Veröffentlichungen 
darzulegen. 

Ein  Blatt,  welches  den  Äm^schen  Idealen  vielfach  nahe  kommt, 
ist  die  Tageszeitung  »La  Prensa«  in  Buenos  Aires,  der  Hauptstadt  von 
Argentinien.  Die  Veilchen  pflegen  eben  im  Verborgenen  zu  blühen ! 
Stead  bedauert  in  einem  im  März  1902  geschriebenen  Artikel,  daß  kein 
einziger  der  reichen  Londoner,  Pariser,  Berliner  oder  New  Yorker  Presse- 
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fürsten  bislang  getan  hat,  was  E.  P.  Paz,  der  Besitzer  der  »Prensa« 
tut:  den  Gedanken  verwirklichen,  »die  Zeitungsbüros  zu  sozialen, 
geistigen  und  politischen  Mittelpunkten  des  Gemeinwesens  zu  machen.« 
Der  Idealismus  der  »Prensa«  ist  nicht  einmal  uneinträglich,  denn  dieses 
Organ  bringt  seinem  Eigentümer  bei  einer  Auflage  von  etwa  looooo 
einen  jährlichen  Reingewinn  von  rund  drei  Millionen  Mark  ein.  1869 
gegründet,  bezog  sie  1896  einen  imposanten  Marmor-Prachtbau,  der 
zehn  Millionen  Mark  kostete,  und  von  einer  ungeheuren  vergoldeten 
Bronzestatue  der  Presse  überragt  wird.  Diese  allegorische  Gestalt  hält 
in  der  Rechten  eine  Laterne,  deren  farbige  Strahlen  der  ganzen  Stadt 
die  wichtigsten  Neuigkeiten  verkünden  —  natürlich  nur  nachts.  Wäh- 
rend des  letzten  Krieges  z.  B.  bedeutete  ein  gelbes  Licht  einen  Sieg 
der  Engländer,  ein  grünes  einen  Burensieg.  Der  2500  Personen  fassende 
glasgedeckte  Hof  wird  in  Zeiten  öffentlicher  Erregung  für  Volks- 
versammlungen, welche  die  Redakteure  vom  zweiten  Stock  aus  an- 
sprechen, zur  Verfügung  gestellt.  Daß  dieser  Zeitungspalast  auch  sonst 
ein  Volkspalast  ist,  geht  daraus  hervor,  daß  in  einem  luxuriös  ausge- 
statteten Saal  jede  beliebige  arme  Person  unentgeltlich  juristischen 
oder  ärztlichen  Rat  erhält.  Hier  behandeln  sechs  Aerzte  täglich  durch- 
schnittlich HO  Patienten.  Ferner  befindet  sich  im  Hause  der  »Prensa« 
(=  »Presse«)  ein  Handelsmuseum  für  die  Ausstellung  aller  Erzeugnisse 
der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  Argentiniens.  Damit  steht  ein 
chemisches  Laboratorium  in  Verbindung,  in  welchem  jeder  Staatsbürger 
Gratisanalysen  vornehmen  lassen  kann.  Zwei  Treppen  hoch  befinden 
sich  außer  der  Redaktion  und  den  zu  ihr  gehörigen  Empfangs-,  Rauch- 
und  Billardzimmern  ein  öffentlicher  Saal,  den  das  Publikum  nach  Be- 
lieben betreten  und  benutzen  darf,  ein  Zimmer  mit  Kursen  der  spani- 
schen Sprache,  endlich  eine  Freibücherei,  die  von  i  bis  6  und  von  8  bis 
10  Uhr  geöffnet  ist  und  juristische,  medizinische  sowie  technische 
Fachwerke  enthält.  ^Im  dritten  Stock«,  schreibt  Stead,  »befindet  sich 
eine  schöne  Wohnung,  die  Herr  Paz  hervorragenden  auswärtigen  Be- 
suchern von  Buenos  Aires  zur  Verfügung  stellt;  daneben  ein  großer 
Saal,  in  welchem  das  Blatt  dem  Publikum  Unterhaltungen  und  Vor- 
träge literarischer  oder  wissenschaftlicher  Art  bietet.«  Vier  Treppen 
hoch  liegt  neben  der  Setzerei  und  den  Berichterstatterzimmern  ein 
Speisesaal  und  Fechtsaal;  in  letzterem  erhalten  die  Reporter  dreimal 
wöchentlich  Fechtunterricht,  in  ersteren  werden  den  31  Mitgliedern 
der  Redaktion  die  Mahlzeiten  zum  Kostenpreis  verabreicht.  Um  i  Uhr 
nachts  bekommen  alle  diensttuenden  Personen  —  vom  Preßbengel  bis 
hinauf  zum  Chefredakteur  —  unentgeltlich  Kaffee  oder  Tee.  Einem 
Artikel  Bernard  Meiklejohns  im  New  Yorker  »World's  Work«  entnehme 
ich  noch  die  folgenden  Angaben:  »Herr  Paz  behauptet,  daß  ihm  die 
Erhaltung  des  Palastes  nicht  mehr  kostet  als  gewöhnliche  Zeitungs- 
büros zu  kosten   pflegen;  die  zehn  Millionen  Mark,  die  darin  investiert 
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sind,  bilden  die  ganzen  Kosten  der  Aufrechterhaltung  der  dem  Publi- 
kum gewidmeten  Nebeneinrichtiingen.  Die  ärztliche  und  rechtsanwalt- 
liche Hilfe  kostet  ihm  nicht  viel,  da  die  betr.  Kräfte  aus  Menschen- 
freundlichkeit ein  übriges  tun.« 

Um  auf  6'/<f</</s  journalistische  Zukunftsmusik  zurückzukommen,  seien 
zunächst  einige  Stellen  aus  dem  von  ihm  vor  vielen  Jahren  entworfe- 
nen und  im  Jahre  1900  in  seinem  spannenden  Buch  »Mr.  Carnegie's 
Conundrum«  mitgeteilten  Prospekt  eines  Idealblattes  angeführt,  das  er 
»Am  Ende  der  Woche«  betitelt  wissen  möchte. 

> Unser  Blatt  wird  alles,  was  in  nationaler  oder  konfessioneller  Be- 
ziehung Mißtrauen  säet,  als  allgemeinen  Feind  bekämpfen.  Es  will 
unablässig  alles  fördern,  was  zu  einer  brüderlichen  Kameradschaft 
zwischen  den  Bürgern  beiträgt.  Sein  Ideal,  das  den  Lesern  immer 
wieder  ans  Herz  gelegt  werden  soll,  besteht  in  einer  derartigen  Um- 
gestaltung der  Verhältnisse,  daß  nicht  einmal  das  allerärmste  Kind 
Widrigkeiten,  Versuchungen  und  bösen  Worten  ausgesetzt  sein  dürfe, 
welche  wir  als  für  unsere  eigenen  Kinder  unerträglich  betrachten  würden. 
Um  seine  Tendenzen  möglichst  populär  zu  machen,  wird  »Am  Ende 
der  Woche«  in  jeder  Nummer  eine  einschlägige  Presse-Rundschau  ent- 
halten —  außer  eigenen  Beiträgen :  kurzen  Geschichten  aus  dem  Leben 
Verse  über  die  laufenden  Ereignisse,  Charakteristiken  hervorragender 
Bürger  und  andere  Artikel,  mit  deren  Hilfe  der  Leser  das  innermensch- 
liche Element  verstehen  lernen  kann,  welches  der  trockenen  Besprechung 
öffentlicher  Angelegenheiten  zugrunde  liegt.  Behufs  Belebung  des  all- 
gemeinen Interesses  an  öffentlichen  Wohlfahrtsfragen  wollen  wir  all- 
wöchentlich Preise  ausschreiben  auf  Beiträge,  die  die  Hebung  der 
Lebensbedingungen  betreffen  .  .  .  Weit  entfernt,  irgend  einer  der  be- 
stehenden Zeitschriften  Konkurrenz  zu  machen,  hofft  die  unsrige  viel- 
mehr, sämtliche  zu  ergänzen  und  mit  jeiler  einzelnen  an  der  Erreichung 
des  großen  Zieles  zusammenzuwirken.« 

Dieses  gemeinnützige  Blatt  müßte  aber,  wenn  es  seinem  Zweck 
wirklich  dienen  sollte,  nach  Steaäs  richtiger  Ansicht  eine  ungeheure  Ver- 
breitung haben  —  sei  es  im  Wege  des  Abonnements,  sei  es  in  dem  der 
regelmäßigen  Gratisverteilung  auf  Kosten  reicher  Menschenfreunde.  In 
der  vorhin  erwähnten  Schrift,  die  sich  mit  den  verschiedenen  Arten 
befaßt,  auf  welche  der  philanthropische  Milliardär  Andreas  Carnegie 
seine  Absicht,  sein  Geld  in  nützlicher  Weise  zu  verschenken,  am  besten 
ausführen  könnte,  widmet  Stead  übrigens  ein  ganzes  Kapitel  seinen 
zukunftsjournalistischen  Idealen  und  legt  es  dem  für  Bildungszwecke 
bekanntlich  sehr  freigebigen  Stahlkönig  nahe,  in  diesem  Punkte  Opfer 
zu  bringen,  d.  h.  eine  »Zeitungsstiftung«  ins  Leben  zu  rufen,  bestehend 
aus  drei  Blättern:  einer  modernen  verjüngten,  großen  »Times«  zu  zwei 
Pence  (=  17  Pfg.),  einem  populären,  kleineren  Tageblatt  zu  4  Pfg. 
und    einer  »Der   tägliche    Besucher«    zu    betitelnden  Gratiszeitung.     Er 
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will  in  erster  Reihe  der  Neigung  der  Presse,  den  unedeln  Leiden- 
schaften oder  Interessen  des  Publikums  zu  schmeicheln,  entgegen- 
arbeiten. »Eine  Zeitung  kann  auch  dann  rentabel  sein,  wenn  sie  nicht 
voraussetzt,  daß  alle  Welt  darauf  brennt,  das  Ergebnis  des  neuesten 
Rennens  zu  erfahren  oder  sich  durch  sensationelle  Gerüchte  zerstreuen 
zu  lassen,  die  man  bloß  druckt,  um  sie  am  nächsten  Tag  Lügen  zu 
strafen.«  Mittels  eines  zielbewußt  ernsten  Blattes  ä  la  »Times«,  das 
aber  flotter  und  interessanter  geschrieben  sein  muß  als  das  ehrwürdige 
Vorbild,  könnte  man  die  herrschenden  Klassen,  »die  oberen  Zwanzig-  oder 
Dreißigtausend«,  in  ethischem  Sinne  beeinflussen.  Die  billige  Zeitung 
dagegen  ist  für  das  große  Publikum  bestimmt,  das  durch  sie  für  alles 
Gute  und  Schöne  systematisch  gewonnen  werden  würde.  Das  dritte 
Blatt,  das  die  allergrößte  Verbreitung  haben  würde,  weil  es  nach  Steads 
Vorschlag  täglich  jeder  Familie  unentgeltlich  ins  Haus  zu  schicken 
wäre,  müsse  ausschließlich  auf  die  Inserate  als  Einnahmequelle  ange- 
wiesen sein.  Die  Anzeigen  sollten,  wie  es  schon  jetzt  bei  einigen 
Berliner  Zeitungen  von  hoher  Auflage  der  Fall,  nach  Bezirksauflagen 
lokalisiert  werden.  »Auch  wäre  es  möglich,  mit  der  Gratisverteilung 
ein  System  zu  verbinden,  auf  Grund  dessen  eine  Anzahl  hervorragender 
Warenhäuser  mit  dem  Blatt  in  gegenseitig  nutzbringende  Beziehungen 
treten  könnten.  .  .  .  Selbst  wenn  die  unentgeltliche  Zeitung  nichts 
täte,  als  fortwährend  die  beiden  anderen  Blätter  der  »Stiftung«  anzu- 
zeigen, würde  sie  lohnen.  Ueberdies  ließen  die  Verteiler  sich  journa- 
listisch als  Reporterdilettanten  verwerten.     Keine  üble  Idee  das! 

Die  drei  Stiftungsblätter,  die  durch  einen  reichen  Garantiefond 
völlig  unabhängig  gemacht  wären,  denkt  Stead  sich  übrigens  nur  als 
»Zentralkern«  eines  sich  über  das  ganze  Land  erstreckenden  »Zeitungs- 
netzes«, denn  sie  würden  in  der  Lage  sein,  einen  eigenen  Nachrichten- 
dienst einzurichten,  der  vielen  anderen  Blättern  —  den  »affiliierten«  — 
zugute  kommen  könnte;  es  könnten  auch  zahlreiche  ausländische  »in 
allen  Weltgegenden«  sein,  überhaupt  alle,  welche  bereit  wären,  sich, 
gleich  den  Stiftungsblättern,  in  den  Dienst  des  Fortschritts  und  der 
Brüderlichkeit  zu  stellen.  »Den  Anfang  würde  ein  Austausch  von 
Spezialtelegrammen  und  Spezialnachrichten  mit  einigen,  die  Verbreitung 
gesunder  Grundsätze  anstrebenden  Provinzzeitungen  machen,  und  das 
Ende  wäre,  daß  an  die  Stelle  der  rein  geschäftlich  vorgehenden  Preß- 
agenturen ä  la  Reuter  ein  uneigennütziges  Weltmonopol  für  Nachrichten 
träte«.  Hinsichtlich  eines  anderen  Punktes  von  Tragweite  bemerkt  unser 
Mann:  »Keine  einzige  Zeitung  scheint  je  klar  erkannt  zu  haben  die  Aus- 
dehnung, bis  zu  der  sie  —  die  Zeitung  —  die  Grundlage  des  Zusammen- 
wirkens ihrer  Leser  werden  kann.  .  .  .  Wenn  auch  nur  der  zehnte 
Teil  der  Abonnenten  eines  Tageblattes  eine  Art  geistiger  Genossen- 
schaft bildete,  ließe  sich  weit  mehr  erreichen  als  man  glauben  sollte.« 
Ueber  den  ethischen  Wert  des  Zeitungskleeblattes    sagt  Stead,    daß  es 
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»den  Besten  Gelegenheit  bieten  würde,  sich  an  die  Schlechtesten  zu 
wenden«  und  daß  es  »die  angeschensten  Kreise  beeinflussen  könnte.« 
Freilich  müsse  mit  Geld  nicht  gespart  zu  werden  brauchen.  >Es  kann 
keine  falschere  Politik  geben  als  bei  Zeitungen  zu  knickern.  Die  vor- 
trefflichsten journalistischen  Unternehmungen  werden  leiclit  zugrunde 
gerichtet  durch  übel  angebrachte  Sparsamkeit. '<     Ungemein  riciitig! 

Ursprünglich  war  jedoch  nicht  Stead,  sondern  der  Yankeeliterat 
Henry  E.  Rood  der  Urheber  der  Idee  einer  Zeitungsstiftung.  Dabei 
wurde  er  von  der  Erwägung  geleitet,  daß  es  widersinnig  sei,  zu  er- 
warten, daß  Personen,  die  »vom  Kitzeln  der  Ohren  des  Publikums« 
leben  müssen,  den  höheren  Prinzipien  Aufmerksamkeit  schenken.  Es 
sei  unvernünftig,  »die  Führung  der  Nation  in  Kriegs-  und  Friedens- 
angelegenheiten Männern  anzuvertrauen,  deren  Einkommen  von  dem 
Maße  abhängt,  in  welchem  sie  die  Sucht  des  Publikums  nach  Auf- 
regung, Sensation  und  Kitzel  befriedigen.«  Dem  wäre  durch  eine 
große  Zeitungsstiftung  abzuhelfen ;  wenn  Bibliotheken  und  Universitäten 
gestiftet  werden  können  —  warum  nicht  auch  Preßorgane r  »Das  wäre 
für  reiche  Leute  eine  Gelegenheit,  unsterblichen  Ruhm  sowie  die  Dank- 
barkeit und  Bewunderung  der  Nation  zu  erringen.  Und  die  ganze 
Mühe,  die  sie  hätten,  wäre  das  Opfer  einer  angemessenen  Summe.  Es 
handelt  sich  um  eine  die  Kanzel,  die  Bühne  und  das  Forum  an  Macht 
übertreffende  Einrichtung,  eine  durchaus  wahrheitstiebende,  vorurteils- 
lose, unabhängige  Tageszeitung,  deren  Nachrichten  vollkommen  wahr 
und  ausschließlich  wahr  sein  und  deren  Leitartikel  jede  wichtige  Frage 
von  beiden  Seiten  betrachten  sollten.«  So  schrieb  Rood  vor  vielen 
Jahren  in  der  »North  American  Review.«  Er  fügte  hinzu,  daß  das 
ideale  Blatt  sich  nicht  an  eine  bestimmte  Partei,  Regierung  etc.  binden 
dürfe,  vielmehr  lediglich  die  Interessen  der  ganzen  Menschheit  vertreten 
muß  —  unter  allen  Umständen,  auch  dann,  wenn  kein  einziges  Exem- 
plar verkauft,  kein  einziges  Inserat  erlangt  werden  kann.  »Man  stifte 
ein  solches  Organ,  wie  man  Lehranstalten  stiftet  und  lasse  es  von 
einem  Kuratorium  verwalten,  dem  Personen  von  Hochsinn,  Bildung, 
Talent  und  Gedankenadel  angehören,  und  man  bezahle  sie  so  gut,  daß 
sie  veranlaßt  werden,  stets  ihr  bestes  Können  einzusetzen.  Sie  und 
die  Redakteure  mögen  die  Fakultät,  die  Leser  die  Studenten  vor- 
stellen. Notwendig  ist  es,  dem  Blatt  auf  Jahrzehnte  hinaus  ein  reich- 
liches Einkommen  zu  gewährleisten,  damit  es  von  keinerlei  Wechsel- 
fällen berührt  zu  werden  brauchte.« 

Rood  steht  mit  seiner  Ansicht,  daß  die  Presse  unter  Umständen 
mächtiger  werden  könne  als  das  Forum,  nicht  allein,  denn  Jndschiro 
Mijake,  Redakteur  des  »Nippon«  (=  »Japan«),  äußerte  1899  ebenfalls 
eine  einschlägige  Prophezeiung,  welche  allerdings  nur  das  Mikadoreich 
betrifft,  jedoch  sehr  interessant  ist:  »Das  politische  Japan  steht  im 
Begriff,    in    wenigen  Jahrzehnten    zu    erreichen,    was    in    Europa   Jahr- 
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hunderte  dauert:  den  Uebergang  der  Macht  vom  Parlament  auf  die 
Presse.  In  England  bereitet  sich  dieses  Stadium  auch  erst  jetzt  vor  — 
wie  bei  uns,  nur  ist  unser  parlamentarisches  Leben  unendlich  jung. 
Wie  in  England,  glauben  auch  bei  uns  manche  Leute,  daß  die  Ueber- 
tragung  der  politischen  Macht  vom  Landtag  auf  die  Presse  das  repräsen- 
tative Regierungssystem  beeinträchtigen  könnte.  Diese  Meinung  beruht 
auf  Unkenntnis  der  nationalen  Tendenz  der  Kultur.  Die  Steigerung 
des  Einflusses  der  Presse  wird  die  letztere  zur  besten  Beraterin  und 
Ueberwacherin  jeder  Regierung  machen.« 

Entgegengesetzter  Anschauung  ist  Eduard  Bellamy,  der  berühmte 
amerikanische  Sozial-Utopiker.  In  seinem  stark  verbreiteten  »Rückblick 
vom  Jahre  2000  auf  1887«  sagt  er  ausdrücklich,  die  Presse  werde  der- 
einst nicht  nur  nicht  das  einzige,  sondern  .nicht  einmal  »das  beste 
Mittel  sein,  öffentliche  Angelegenheiten  einer  Kritik  zu  unterziehen.« 
Bellamy  stellt  sich  bei  der  Schilderung  der  ihm  vorschwebenden  Zu- 
kunftspresse überhaupt  auf  ganz  neu-  und  eigenartige  Standpunkte. 
Dr.  Leete  —  der  Arzt  des  Jahres  2000,  der  den  aus  einem  113jährigen 
Schlaf  erwachten  Erzähler  und  Helden  des  ganzen  Romans,  Julian  West, 
die  neue  Weltordnung  erläutert  —  erklärt  die  Urteile  der  Presse  des 
19.  Jahrhunderts  über  öffentliche  Dinge  für  »im  allgemeinen  ungeschickt 
und  schwatzhaft,  reichlich  gespickt  mit  Vorurteilen  und  Gehässigkeit«, 
und  fährt  dann  fort:  »So  weit  sie  der  Ausdruck  der  öffentlichen  Mei- 
nung sein  sollten,  gaben  sie  ein  klägliches  Bild  von  der  Volksbildung 
im  allgemeinen,  und  sofern  sie  die  öffentliche  Meinung  gebildet  haben, 
war  das  Volk  ganz  und  gar  nicht  darum  zu  beneiden.  Wenn  heutzu- 
tage ein  Bürger  die  Absicht  hat,  in  öffentlichen  Angelegenheiten  einen 
Druck  auf  die  öffentliche  Meinung  auszuüben,  kommt  er  mit  einem 
Buche  oder  einer  Flugschrift  sehr  gut  zurecht.  Aber  es  fehlen  uns 
keineswegs  Zeitungen  und  Monatsschriften,  und  noch  weniger  ermangeln 
diese  einer  unbeschränkten  Freiheit.  Die  Zeitungspresse  ist  so  orga- 
nisiert, daß  sie  weit  besser  der  Ausdruck  der  öffentlichen  Meinung  ist, 
als  sie  es  in  Ihren  Tagen  sein  konnte,  wo  das  Privatkapital  sie  besaß 
und  als  Geld  einbringendes  Geschäft  behandelte  und  nur  nebenbei  als 
Mundstück  für  das  Volk.« 

»Aber«,  sagte  ich,  »wenn  die  Regierung  auf  öffentliche  Kosten 
druckt,  wie  kann  da  ihre  Politik  kontrolliert  werden?  Wer  stellt  die 
Herausgeber  an,  wenn  nicht  die  Regierung?« 

»Die  Regierung  zahlt  weder  die  Kosten  der  Zeitungen,  noch  stellt 
sie  Herausgeber  an,  noch  weniger  übt  sie  auch  nur  den  denkbar 
schwächsten  Einfluß  auf  ihre  Politik«,  erwiderte  Dr.  Leete.  »Diejenigen, 
welche  die  Zeitung  halten ,  zahlen  die  Kosten  für  ihr  Erscheinen, 
wählen  den  Redakteur  und  entlassen  ihn,  wenn  er  ihnen  nicht  genügt. 
Sie  werden  nicht  sagen  können,  daß  eine  solche  Presse  nicht  als  freies 
Organ  der  öfl"entlichen  Meinung  anzusehen  sei.« 
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»Ganz  entschieden  nein«,  erwidere  icli,  »aber  ist  das  durchführbar?« 

»Nichts  kann  einfacher  sein.  Nehmen  wir  an,  daß  einige  meiner 
Nachbarn  oder  ich  selbst  eine  Zeitung  zu  haben  wünschen,  welche 
unsere  Ansichten  verbreitet,  vornehmlich  unseren  Lokalverhältnissen 
angepaßt  ist  und  unseren  Geschäften  dient.  Wir  gehen  dann  umher 
unter  unsern  Bekannten  und  Freunden  und  sammeln  Abnehmer  für  die 
Zeitung,  so  viele  als  nötig  sind,  um  die  Kosten  des  Blattes  zu  decken, 
seien  diese  nun  hoch  oder  niedrig,  je  nach  dem  Plane,  welcher  dem 
Unternehmen  zugrunde  liegt.  Der  Betrag  der  Subskriptionen,  in  den 
Kredit  der  Bürger  eingestellt,  sichert  die  Nation  vor  Verlu.sten  bei  der 
Herausgabe  des  Blattes.  Sie  verstehen,  daß  sie  einfach  der  Verleger 
ist  und  die  Herausgabe  nicht  verweigern  kann,  wenn  diese  verlangt 
wird.  Die  Subskribenten  des  Blattes  wählen  nun  einen  Redakteur, 
welcher,  wenn  er  die  Stelle  annimmt,  von  anderen  Diensten  für  den 
Staat  entbunden  wird,  solange  seine  Anstellung  dauert.  An  Stelle 
eines  Gehaltes,  wie  er  in  Ihren  Tagen  gezahlt  wurde,  zahlen  die  Sub- 
skribenten der  Nation  eine  Summe,  entsprechend  etwa  dem  Schaden, 
welcher  ihr  dadurch  erwächst,  daß  jener  aus  ihrem  Dienst  genom- 
men wird.  Er  erfüllt  nun  seine  Obliegenheiten  in  derselben  Weise, 
wie  dies  von  den  Redakteuren  zu  Ihrer  Zeit  geschah,  ausgenommen 
daß  er  keinem  Bankier  zu  gehorchen  und  nicht  die  Interessen  von 
Privatkapital  dem  öffentlichen  Wohl  gegenüber  zu  vertreten  hat  Am 
Ende  des  ersten  Jahres  wählen  die  Subskribenten  den  früheren  Re- 
dakteur wieder  oder  sie  wählen  sich  einen  anderen.  Ein  geschickter 
Redakteur  behält  natürlich  seinen  Platz  für  immer.  Wenn  die  Zahl 
der  Subskribenten  wächst,  wachsen  auch  die  Mittel  des  Blattes,  was 
sich  durch  Annahme  von  mehr  und  besseren  Mitarbeitern  kundgibt, 
gerade  wie  das  bei  den  Blättern  Ihrer  Zeit  der  Fall  war.« 

»Wie  wird  der  Stab  der  Mitarbeiter  entschädigt,  da  sie  doch  nicht 
mit  Geld  bezahlt  werden  können?« 

»Der  Redakteur  vereinbart  mit  ihnen  den  ihren  Leistungen  ange- 
messenen Betrag:  dieser  wird  ihrem  persönlichen  Kredit-Konto  gut- 
und  dem  Garantie-Konto  des  Blattes  abgeschrieben;  ferner  wird  ihnen 
ein  Nachlaß  vom  öffentlichen  Dienst  auf  eine  Zeitdauer  gewährt,  welche 
der  Höhe  des  ihnen  kreditierten  Betrages  entspricht,  gerade  so  wie 
bei  anderen  Autoren.  Bei  Monatsschriften  ist  das  Verfahren  dasselbe. 
Diese  suchen  ebenfalls  eine  Bürgschaft  für  ihr  Fortbestehen  in  der 
Zahl  der  Subskribenten ;  und  diese  wählen  ihren  Redakteur,  welcher 
seine  Mitarbeiter  ebenso  entschädigt,  wie  das  eben  mitgeteilt  worden 
ist.  Das  Staatsbüro  für  Drucksachen  sorgt  selbstverständlich  für  alles 
Nötige,  soweit  es  die  Publikation  betrifft.  Wenn  die  Dienste  eines 
Redakteurs  nicht  länger  verlangt  werden  und  es  ihm  nicht  gelingt, 
alsbald  bei  einem  anderen  literarischen  Unternehmen  Stellung  zu  er- 
halten, dann  nimmt  er  einfach  seinen  Platz  in  der  industriellen  Armee 
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wieder  ein.  Ich  will  noch  hinzufügen,  daß,  obgleich  ein  Redakteur 
gewöhnlich  nur  am  Ende  eines  Jahres  gewählt  wird  und  meist  mehrere 
Jahre  in  seiner  Stellung  verbleibt,  doch  Fälle  eintreten  können,  in 
denen  eine  sofortige  Entlassung  gestattet  ist  —  z.  B.  wenn  er  den  Ton 
und  die  Haltung  des  Blattes  plötzlich  zu  ändern  versuchte.« 

Von  einem  andern  Gesichtspunkt  faßt  das  Zeitungswesen  der  Zu- 
kunft ein  anderer  moderner  »l^topist«  ins  Auge:  H.  G.  Wells.  Diese 
wohlbekannte  Zusammensetzung  aus  Bellainy,  Jules  Verne  und  —  Wells 
widmet  in  ihren  teils  originellen,  teils  seltsamen,  jedenfalls  aber  geist- 
vollen »Anticipations«  (Prophezeiungen  fürs  20.  Jahrh. ;  London  1902) 
auch  der  Journalistik  einige  Betrachtungen,  die  recht  interessant  sind. 
Gleich  ^^^rt'  und  Stead\i2\\.  TfW/i' es  für  unmöglich,  daß  die  verbreiteten 
Zeitungen  gesinnungstüchtig  sein  können.  Sobald  sie  versuchen,  die 
beliebte  geistige  Schablone  zu  verlassen,  »Grundsätze  zu  haben,  zu 
wählen«,  verlieren  sie  die  Fühlung  »mit  der  grauen  Unbestimmtheit 
des  allgemeinen  Geistes;  sie  erregen  hier  Anstoß,  verblüffen  und  lang- 
weilen dort.«  In  diesem  Zustand  erblickt  Wells  »die  Macjitgrenze  der 
modernen  Zeitung  mit  großem  Leserkreis«,  aber  auch  ihre  Machtgrenze 
für  die  Zukunft.  »Sie  mag  vielerlei  bemerkenswerte  Entwicklungen 
und  Veränderungen  durchmachen,  doch  wird  keine  ihr  eine  größere 
politische  Bedeutung  verleihen,  als  sie  jetzt  besitzt.« 

Bezüglich  dieser  »Entwicklungen  und  Veränderungen«  läßt  sich 
Wells  in  phantastische  Einzelheiten  ein.  Er  schwärmt  von  Tages- 
blättern mit  riesiger  Weltverbreitung  und  fortlaufenden  Neuausgaben, 
»die  der  Sonne  folgen  und  sich  allgemach  in  die  morgige  Ausgabe 
verwandeln,  hier  literarische  Kritiken,  dort  Finanznachrichten,  hier  die 
morgige  Geschichte,  dort  den  morgigen  Klatsch  aufgabelnd  und,  wie 
eine  gewaltige  geistige  Gartenwalze,  bei  jeder  LTmdrehung  örtliche 
Provinzberichte  abrollend.«  Solche  Blätter  werden  entstehen,  sobald 
»der  Preis  der  besten  Zeitungsschreiberei  tatsächlich  oder  verhältnis- 
mäßig teurer  wird  als  die  sinkenden  Kosten  der  elektrischen  Fern- 
setzerei.« Es  werde  Weltzeitungen  geben,  deren  gleicher  Hauptteil 
überall  gleichzeitig  erscheint,  während  jede  einzelne  örtliche  Ausgabe 
überdies  einen  eigenen  lokalen  Teil  und  lokale  Anzeigen  enthalten 
müßte.  Die  Uebermittelung  der  Illustrationen  werde  ebenfalls  tele- 
graphisch erfolgen,  und  zwar  dürfte  von  ihnen  ein  viel  ausgedehnterer 
Gebrauch  gemacht  werden  als  gegenwärtig.  »Es  wird  nicht  eins,  son- 
dern mehrere  solcher  Weltblätter  geben,  und  allmählich  werden  sie 
ihren  lokalen  Charakter  immer  mehr  abstreifen  und  entschieden  cha- 
rakteristische Züge  annehmen.  Jede  wird  einen  eigenartigen  Inhalt, 
unterscheidende  Denkrichtungen  und  Ausdrucksweisen,  sogar  auch  be- 
stimmte grundlegende  Folgerungen  und  eine  besondere  Gattung  von 
Mitarbeitern  haben.  Eine  solche  Verschiedenheit  in  Wesen  und  Ton 
macht    das  Erstehen    eines  Napoleons    des  Pressereiches  viel    unwahr- 
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scheinlicher,  als  es  unter  anderen  Umständen  wäre.  Sobald  diese 
Spezialblätter,  ihren  angemessenen  Leserkreis  gefunden  haben,  werden 
sie  allmählich  auf  manchen  Punkt  ihres  Inhalts  verzichten,  weil  der- 
selbe nicht  für  diesen  besonderen  Leserkreis  berechnet  ist.«  Nament- 
lich die  sogen.  Schein-Neuigkeiten  dürften  erheblich  eingeschränkt 
werden  —  »jenes  gefälschte  und  schwülstige  Zeug,  das  im  Redaktions- 
büro fabriziert  wird«  und  wichtigeren  Dingen  den  Raum  wegnimmt  — , 
während  heutzutage  jede  Zeitung  von  allem  etwas,  von  manchem  zu 
viel,  von  anderem  wieder  zu  wenig  bringe,  alles  aber  in  unzulänglicher 
Weise,  dabei  sehr  viel  Unnützes,  weil  keine  Zeitung  genau  wisse, 
welcherlei  Leser  sie  hat;  wahrscheinlich  erfreue  sich  noch  kein  Tages- 
blatt eines  scharf  umgrenzten  Leserkreises. 

Der  Umstand,  daß  manche  englische  Tageszeitung  zuweilen  eine 
ganze  Anzahl  von  Auflagen  an  einem  Tag  herausgibt  oder  herauszu- 
geben behauptet,  hat  wiederholt  die  Prophezeiung  hervorgerufen,  daß 
das  Erscheinen  von  stündlichen  Blättern  in  naher  Aussicht  stehe.  Zu 
diesem  Punkt  meint  Wells:  »Kein  menschliches  Wesen  bedarf  eines 
solchen  Stundenblattes,  und  nur  sehr  wenige  sind  so  dumm,  zu  glauben, 
daß  sie  dessen  bedürfen.  Niemand  will  Nachrichten  brühheiß  haben, 
es  sei  denn  über  die  Kurse,  über  Wetten,  Loosziehungen  und  Prüfungs- 
ergebnisse ;  aber  der  künftige  umfangreiche  Telegraphen-  und  Telephon- 
verkehr mit  seiner  Wohlfeilheit  und  seinen  Drähten  oder  Phonographen 
in  jedem  Postamt  und  beinahe  Jedem  Privathause  wird  diese  Gattung 
von  Nachrichten  wahrscheinlich  ganz  aus  der  Presse  verdrängen,  statt 
sie  zu  vermehren.  Man  wird  einfach  bei  einem  Berichtbüro  auf  die 
so  brennfrisch  ersehnten  Neuigkeiten  abonnieren  und  sich  neben  dem 
Thermo-  und  dem  Barometer  einen  Nachrichtenphonographen  anschaffen.« 
Für  die  Zeitungen  würde  nach  dieser  Erleichterung  eine  Ausgabe  pro 
Tag  hinreichen,  und  zwar  voraussichtlich  im  Quartformat  statt  des 
jetzigen  Folio  oder,  wie  im  britischen  Reich,  Ueberdoppelfolio. 

Nach  IVells  wird  die  Tagespresse  der  nahen  Zukunft  vermutlich 
»gar  keine  Belletristik  und  nur  selten  Gedichte«  enthalten,  denn  man 
müsse  »ein  halber  Idiot  sein,  um  diese  Dinge  in  pünktlichen  Tages- 
dosen zu  verlangen,  und  wir  gehen  einer  Zeit  ohne  halbe  Blödigkeit 
entgegen.«  Er  erwartet  vom  Jahre  2000  den  Bestand  einer  Presse  mit 
»verdichteten,  vollkommen  verläßlichen  Tagesneuigkeiten,  eingehenden 
und  lichtvollen  Berichten  ülier  neue  Erfindungen,  Entdeckungen  oder 
Lehren,  zumeist  mit  Illustrationen,  witzigen  und  gründlichen  Erörte- 
rungen öffentlicher  Angelegenheiten,  Kritiken  jeder  Art,  Wiedergabe 
neuer  Kunstwerke,  schließlich  einer  Fülle  von  gutgeschriebenen  Auf- 
sätzen über  alles  unter  der  Sonne  .  .  .  Persönliche  Mitteilungen  werden 
in  eine  dunkle  Ecke  neben  die  Geburts-  und  Sterbelisten  verwiesen 
und  gut  bezahlt  werden.  Was  die  vielen  Seiten  Geschäftsanzeigen  in 
diesen  Zeitungen  betrifft,    so  werden    auch    sie    recht    lesenswert    sein, 
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denn  die  intelligenten  Redakteure  werden  auch  diese  Abteilung  redi- 
gieren und  die  Anzeigen  nach  dem  Interesse  gruppieren,  was  auch  auf 
deren  Preis  Einfluß  haben  wird.  Will  ein  Inserent  durchaus  langweilig 
oder  unanständig  sein  oder  eine  Lüge  millionenmal  in  denselben 
Worten  ausposaunen,  so  muß  er  nach  einem  besonderen  Belästigungs- 
tarif zahlen«. 

Einer  der  allerneuesten  Zeitungspropheten  ist  der  Literarhistoriker 
Eduard  Engel.  Er  findet,  daß  gegenwärtig  die  meisten  Zeitungen  viel 
zu  viel  Lesestoff  bieten.  Sein  Ideal  ist  eine  ganz  kleine  Zeitung.  »Un- 
verrückbarer Grundsatz:  keine  Beilage!«  Ein  vierseitiger  Quartbogen 
würde  ihm  mehr  als  genügen.  Er  fordert:  musterhaften  Stil  und  Be- 
schränkung des  Nachrichtendienstes  »streng  auf  das,  was  einem  im 
Getriebe  des  Lebens  stehenden  gebildeten  Menschen  von  Tag  zu  Tag 
zu  wissen  nötig  ist;«  dann  würde  noch  hinreichend  Raum  bleiben  für 
die  Angelegenheiten  des  Erscheinungsortes  der  Zeitung,  ja  auch  für 
alle  wirklich  hervorragenden  Ereignisse  des  Kulturlebens,  also  für 
Kunst,  Literatur,  Volkswirtschaft  u.  s.  w.  Vielleicht  bliebe  kein  Raum 
in  der  kleinen  Zeitung  für  die  heute  unentbehrlich  scheinenden  Leit- 
artikel oder  für  die  eingehende  Beleuchtung  von  unverbürgten  Ge- 
rüchten und  Vermutungen.  Ich  glaube,  es  gibt  jetzt  in  Deutschland 
gebildete  Leser  genug,  die  sich  ihre  Leitartikel  selbst  denken  und  sich 
aus  bloßen  Gerüchten  und  Vermutungen  garnichts  machen.« 

Dagegen  wünscht  der  bekannte  amerikanische  Journalist  Brisbane 
Walker,  der  das  große  »Cosmopolitan  Magazine«  leitet,  eine  »Tages- 
zeitung von  vier  Folioseiten  mit  redaktionellen  Ansichten  und  mit 
einer,  von  nur  einer  oder  zwei  Personen  zu  schreibenden  LTebersicht 
der  markantesten  Züge  der  Tagesereignisse.« 

Ich  schließe  mit  Auszügen  aus  den  Darlegungen  eines  Herrn 
Fletcher  im  Londoner  »Young  Man«.  Er  betont,  es  gereiche  der  heu- 
tigen Presse  zum  Fluche,  daß  sie  —  im  Gegensatze  zu  früheren  Zeiten 
—  hauptsächlich  kapitalistischen  Interessen  dient.  Er  meint  sodann, 
die  Zeitungen  sollten  viel  literarischer  sein,  als  sie  jetzt  sind. 
»Die  Sprache  unserer  Zeitungen  steht  weit  zurück  hinter  der  unserer 
besten  Schriftsteller.  .  .  .  Ich  meine,  eine  wirklich  gute  Zeitung  müßte 
ausschließlich  den  Menschheitsinteressen,  der  Literatur,  der  Politik, 
der  Religion,  der  Volkswirtschaft,  der  Kunst,  Wissenschaft,  Erziehung 
und  Arbeit  dienen.  Sie  sollte  dem  Sport  und  dem  Finanzwesen  sehr 
wenig  Raum  widmen.  Sie  brauchte  dem  gesunden  Zeitvertreib  und 
dem  ehrlichen  Handel  sich  nicht  zu  entziehen,  dürfte  sich  aber  nur  in 
feindseliger  Weise  mit  dem  Rennunwesen,  dem  Börsespiel,  dem  Finanz- 
wucher und  dem  Schwindel  jeder  Art  befassen«. 

Die  Aehnlichkeit  dieser  Anschauungen  mit  denen  Sfeads  liegt  auf 
der  Hand;  noch  deutlicher  ergibt  sie  sich  aus  dem,  was  Fletcher  über 
die  Anzeigen    sagt:    »Ein  solches  Blatt    brauchte    nicht   von   Inseraten 
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abzuhängen.  Eine  sehr  verbreitete  zehnseitige  Tageszeitung  würde 
übrigens  sogar  vorteilhafter  wegkommen,  wenn  es  alle  Anzeigen  weg- 
ließe und  nur  sechs  Seiten  stark  erschiene.  Ein  ideales  Blatt  müßte 
sich  von  dem  bloßen  Verkauf  seiner  Exemplare  bezahlt  machen ;  auf 
Gewinn  könnte  es  verzichten.  Der  Inhalt  würde  wichtiger  sein  als  der 
Umfang.  Es  könnte  aber  auch  Gewinn  erzielen,  wenn  die  Artikel, 
Berichte  und  Kritiken  von  sachkundigen  Federn  fesselnd  geschrieben 
würden  und  wenn  die  Herausgeber  durch  unentwegte  Rechtlichkeit 
und  Gewissenhaftigkeit    sich    das  Vertrauen    des  Publikums   errängen.« 
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So  sehr  auch  Somtnerlad  sich  gedrängt  gefühlt  hat,  über  alle  nur 
erdenklichen  Probleme  der  Geschichtsbehandlung  seine  Meinung  aus- 
zusprechen, so  sind  es  doch  zwei,  nicht  notwendig  zusammengehörende 
Fragen,  die  sein  ganz  persönliches  Interesse  in  Anspruch  genommen 
haben:  i)  wem  »gehört«  die  Wirtschaftsgeschichte,  dem  Historiker  oder 
dem  Nationalökonomen  ?  2)  darf  man  wie  Lamprecht  mit  Kulturzeit- 
altern arbeiten?  Wenn  wir  die  Ausführung  der  im  Titel  verheißenen 
Aufgabe  nicht  in  dem  gar  zu  ausschweifenden  Fachenthusiasmus  er- 
blicken wollen,  daß  die  Wirtschaftsgeschichte  zu  der  viel  verheißenen 
Weltanschauung  unserer  Tage  verhelfe,  beschränkt  sie  sich  im  wesent- 
lichen auf  die  ausführliche  Feststellung,  daß  man  die  Wirtschaft  der 
Gegenwart  nicht  ohne  die  Vergangenheit  versteht  und  daß  es  darum 
zu  begrüßen  ist,  wenn  man  sich  für  dieses  Studium  in  der  Gegenwart 
interessiert.  Ob  für  die  Popularisierung  solcher  »Wahrheiten«  heute 
noch  ein  Bedürfnis  vorliegt,  kann  bezweifelt  werden.  Der  wissen- 
schaftliche Leser  empfmdet  sie  als  einen  eben  solchen  Ballast  wie  der 
etwaige  populär-interessierte  Laie  seinerseits  jene  zwei  methodologi- 
schen Probleme  als  unnütze  Inanspruchnahme  seiner  Zeit  auffassen 
würde  —  und  am  Ende  nicht  nur   der  populär-interessierte  Laie. 

Jenes  erste  Problem  scheint  dem  nicht  zunftmäßig  denkenden 
Menschen  ungeheuer  einfach :  eine  gute  wirtschaftshistorische  Arbeit 
setzt  nationalökonomische  Durchbildung  und  historisches  Verständnis 
voraus;  ob  der  Verfasser  Historiker  oder  Nationalökonom  von  Fach 
ist,  dürfte  gleichgültig  sein. 

Die  in  Erinnerung  an  einen  früheren  Lamprechf sehen  Tadel  be- 
kämpfte Lamprecht' sc\\e  Beseelungstheorie,  deren  sachliche  Kritik  hier 
nicht  unsere  Aufgabe  ist,  wird  zunächst  auf  ihre  »Väter«  zurückgeführt, 
als  welche  sich  Karl  Bücher  und  —  Friedrich  von  Schiller  ergeben. 
Die  Versuche,  Wirtschaftsstufen  aufzubauen,  müssen  scheitern :  »jede 
derartige    Periodisierung    wäre    nur    eine  Vergewaltigung    von    tausend 
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und  abertausend  Einzelheiten,  die  unbeachtet  blieben,  und  von  unend- 
lich vielen  Einzelpersönlichkeiten,  die  nicht  zu  ihrem  Rechte  kämen« 
(S.  14).  Mit  dieser  Perspektive  auf  eine  vom  hundertsten  ins  tausendste 
gehende  Wirtschaftsgeschichte  sind  wir  im  Mitteli)unkt  der  Somvierlad- 
schen  Geschichtsphilosophie  angelangt  und  bei  seiner  Forderung  für 
die  Wirtschaftsgeschichte:  »Die  Wirtschaftsgeschichte  muß  persönlich 
werden«  (S.  20).  »Es  läßt  sich  einfach  gar  nicht  ausdenken,  wie  das 
Wirtschaftsleben  sich  sollte  entwickelt  haben  ohne  Menschen«  (S.  18). 
So  überraschend  wie  diese  Einsicht  ist  die  daraus  abgeleitete  Fol- 
gerung: »Nicht  der  Historiker  wird  immer  tiefer  ins  Werden  der 
Wirtschaftsgeschichte  eindringen,  der  immer  mehr  Zahlen  und  Notizen 
der  Statistik  anhäuft,  sondern  der  allein,  der  immer  mehr  Persönlich- 
keiten heranzieht,  die  in  Staat  und  Gemeinde,  auf  Bureau  und  Kontor, 
am  Pfluge  wie  in  Werkstatt  und  Fabrik  das  Wirtschaftsleben  beein- 
flußt und  ihm  zu  einer  Geschichte  verholfen  haben.  Dort  liegt  der 
Weg,  den  die  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  zu  gehen  hat:  sie 
schaffe  uns  immer  mehr  Persönlichkeiten  herbei  und  lehre  uns  erkennen, 
was  sie  wollten  und  taten«  (S.  t8).  Wir  sehen  den  Monographien 
über  das  Wollen  und  Tun  einzelner  hervorragender  Persönlichkeiten 
aus  den  interessanten  Kreisen  von  Gevatter  Schneider  und  Handschuh- 
macher nicht  ohne  Interesse  entgegen.  Um  so  mehr,  da  Sommerlad 
im  Begriff  zu  sein  scheint,  der  Wirtschaftsgeschichte  Quellen  und  Ma- 
terialien von  ungeahnter  Ergiebigkeit  zu  erschließen. 

Zweifellos  ist  es  überall  der  einzelne,  der  zunächst  neues  schafft 
und  dessen  Beispiel  vorbildlich  wirkt;  zweifellos  namentlich,  daß,  je 
größer  die  Organisationsformen  des  Wirtschaftslebens  werden,  um  so 
mehr  die  individuelle  Tat  der  führenden  Persönlichkeiten  den  Ablauf 
auch  des  wirtschaftlichen  Geschehens  bestimmt.  Aber  das  erste  ist 
eine  Allgemeinheit,  und  das  zweite  suchen  wir  bei  Somm^r/aä  vergebens. 
Bei  ihm  handelt  es  sich  im  wesentlichen  darum,  daß  die  hausbackene 
Wirtschaftsgeschichte  mit  dem  glänzenden  Staat  der  alten  politischen 
Geschichtschreibung  ausgeputzt  werden  soll.  —  Seiner  Weisheit  letzter 
Schluß  ist  die  »künstlerische  Intuition«,  die  ja  noch  immer  dazu  hat 
herhalten  müssen,  den  Mangel  an  methodisch  klarer  begrifflicher  Ge- 
staltunsf  zu  verhüllen.  Teschemacher. 


G  0  l d s c hm  i dt ,  Ha  n  s ,  Du  daUsche  Seefischerei  in  der  Gegenwart  und 
die  Mittel  zu  ihrer  Hebung.  Berlin,  C.  Heymanns  Verlag,  191 1.  8°. 
263  S.     Pr.  M.  7.—. 

Sehr  zahlreich  ist  die  volkswirtschaftliche  Literatur  über  die  deutsche 
Seefischerei  nicht,  sodaß  eine  zusammenfassende  Darstellung  ihres  Zu- 
standes  immer  willkommen  ist.  Nur  wird  man  wünschen  müssen,  daß 
jedes  neue  Buch  gegenüber  dem  vorhergehenden  möglichst  viel  Neues 
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biete.  Das  trifft  aber  hier  nur  bedingt  zu.  Denn  abgesehen  von 
dankenswerten  statistischen  Zusammenstelkingen,  mancherlei  kleineren 
Berichtigungen  und  P^gänzungen  sowie  einer  ausführlichen  Betrachtung 
der  juristischen  Seite  der  Unternelmiungsformen  in  der  Fischerei  bietet 
die  vorliegende  Schrift  nichts,  was  über  den  Inhalt  des  1908  erschienenen 
Buches  von  Grotewold  über  die  deutsche  Hochseefischerei  in  der  Nord- 
see weit  hinausginge,  das  außerdem  vielfach  den  Vorzug  größerer  An- 
schaulichkeit aufweist. 

Es  werden  nacheinander  Fangtiere,  Fanggebiete,  Fangzeiten,  dann 
die  Technik  der  Seefischerei,  getrennt  nach  Frischfischfang  und  Herings- 
fang behandelt.  Es  folgt  ein  Kapitel,  das  der  Statistik  der  heimischen 
und  fremden  Fischereierträge  gewidmet  ist  und  erkennen  läßt,  daß 
Deutschland  hierin  heute  erst  noch  an  6.  Stelle  steht  (voran  gehen 
Großbritannien  und  Irland,  Frankreich,  Spanien,  Norwegen,  Nieder- 
lande). Daran  schließt  sich  ein  ausführlicher  Abschnitt  über  den  Fisch- 
handel und  die  Fischindustrie.  Eine  zweckentsprechende  Organisation 
des  Fischhandels  ist  ja  ganz  besonders  wichtig  bei  den  leicht  verderb- 
lichen Produkten  der  Fischerei.  Sie  muß  auf  raschen  Absatz  bedacht 
sein,  weshalb  die  Beförderung  fast  immer  als  Eilpost  oder  Eilfracht 
erfolgt,  und  vor  allem  den  Genuß  des  Fisches  in  immer  weitere  Volks- 
schichten zu  tragen  suchen.  Denn  noch  spielt  der  Fisch  als  Volks- 
nahrungsmittel nicht  die  Rolle,  die  er  verdient.  Die  beiden  letzten 
Abschniite  endlich,  die,  nach  dem  Untertitel  des  Buches  zu  schließen, 
das  Hauptstück  bilden  sollen,  behandeln  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Seefischerei  und  geben  Mittel   zu  ihrer  Hebung  an. 

Sein  Urteil  über  die  schwierige  Lage  der  Seefischerei  entnimmt 
der  Verfasser  den  Berichten  der  Fischereiaktiengesellschaften,  deren  es 
jetzt  20  gibt.  Sie  alle  haben  in  den  letzten  Jahren  mit  ungenügender 
Rentabilität  zu  kämpfen  gehabt  und  viele  überhaupt  keine  Dividenden, 
sondern  oft  Verluste  aufzuweisen.  Die  Gründe  für  die  Schwierigkeiten 
der  Fischerei  findet  der  Verfasser  in  dem  Wettbewerb  des  Auslandes, 
von  dem  besonders  Holland  günstig  gestellt  ist  durch  seine  nahe  Lage 
an  Deutschlands  dichtbevölkertem  Westen,  in  den  hohen  Produktions- 
kosten infolge  der  Abgelegenheit  der  Fischgründe  (an  den  Küsten 
Schottlands  und  Islands)  und  der  hohen  Schiffsbaukosten,  ferner  in  den 
großen  sozialen  Lasten  und  hohen  Löhnen,  da  Mangel  an  geeigneten 
Mannschaften  besteht  und  die  Fischerei  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
Saisonarbeit  ist;  endlich  ist  die  Nachfrage  nach  Fischen  bei  uns  nicht 
groß  genug.  Andere  Mängel  liegen  in  der  Organisation  des  Fischerei- 
betriebes, in  der  Zersplitterung  in  viele  kleine  Unternehmungen  und 
der  daraus  sich  ergebenden  Steigerung  der  Gesamtunkosten.  Dagegen 
scheint  weniger  von  Belang  der  Zwischenhandel  zu  sein,  wenigstens 
hat  die  Einrichtung  eigener  Verkaufsstellen  durch  die  Gesellschaft  »Nord- 
see«   in  vielen   großen  Städten   keine  zur  Nachahmung   auffordernden 
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Ergebnisse  geliefert.  Aus  den  hier  angefühlten  l'isachen  der  Bedräng- 
nis der  Fischerei,  die  heute  rund  30  000  Mann  zur  See  Beschäftigung 
gewährt,  ist  schon  zu  ersehen,  in  welcher  Richtung  des  Verfassers  Vor- 
schläge zu  ihrer  Beseitigung  gehen.  Er  redet  nicht  so  sehr  der  Ein- 
führung oder  Erhöhung  des  Zolls  das  Wort  als  vielmehr  der  von 
ermäßigten  Ausnahmetarifen  für  das  ganze  Reich,  ähnlich  wie  sie  von 
den  Hafenplätzen  besonders  nach  Westdeutschland  bestehen,  um  der 
Einfuhr  von  Holland  Konkurrenz  zu  machen.  Ferner  wünscht  er  Fang- 
prämien statt  der  bisher  seitens  des  Reichs  gewährten  Subventionen 
zum  Bau  von  Schiffen.  Endlich  hält  er  den  Zusammenschluß  der 
einzelnen  Gesellschaften  für  angebracht  und  vor  allem  aber  die  Bildung 
von  Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit,  um  die  hohen  Prämien 
zu  sparen.  Hinzu  kommen  eine  Reihe  kleinerer  Maßnahmen  wie  der 
Ausbau  von  Fischereihäfen,  besseres  Unterrichtswesen,  Transport- 
erleichterungen usw.,  kurzum  Dinge,  denen  niemand  seine  Zustimmung 
versagen  dürfte.  Den  Schluß  des  Buches  machen  einige  Bemerkungen 
über  die  Fischerei  der  deutschen  Schutzgebiete. 

Benno  Schmidt. 


Reis,  Karl,  Agrarfrage  und  Agrarbewegung  in  Schlesien  hn  Jahre  184.8. 
(Darstellungen  und  Quellen  zur  schlesischen  Geschichte.  Heraus- 
gegeben vom  Verein  für  Geschichte  Schlesiens.  XII.  Band.)  Breslau, 
Ferd.  Hirt,   1910.     148  S.     M.  3. — . 

Die  Agrarfrage  ist  im  i.  Abschnitt  knapp  und  einleuchtend  dar- 
gestellt, die  Agrarbewegung  ist  nicht  genügend  herausgearbeitet. 
Die  Arbeit  beschränkt  sich  zu  sehr  auf  die  Verarbeitung  ihres  Materials, 
statt  das  Problem  der  Agrarbewegung  als  ganzes  zur  Anschauung 
zu  bringen.  Man  sieht  den  Zündstoff,  der  sich  seit  Jahren  in  den 
bäuerlichen  Schichten  Schlesiens  aufgehäuft  hat  —  wesentlich  durch 
die  unvollkommene  Ablösung  der  Feudallasten  und  deren  Folgen  und 
Begleiterscheinungen  — ,  aber  man  sieht  nicht,  wie  die  Entzündung 
vor  sich  geht   und  wie  die  Explosion  verläuft. 

Die  Bewegung  beginnt  nach  den  Berliner  Märztagen  in  Schlesien 
am  frühesten  im  Hirschberger  Tal.  Dazu  sagt  der  Verfasser  in  einer 
Anmerkung  (!),  es  sei  beachtenswert,  daß  »gerade  in  der  Umgebung 
des  politisch  so  regen  Hirschberg  die  Bewegung  begann ;  vielleicht 
steckten  wirklich  bereits  politische  Macher  dahinter«.  Das  ist  gewiß 
so  beachtenswert,  daß  es  sich  schon  gelohnt  hätte,  dem  weiter  nach- 
zugehen. Wenn  nicht  aus  sonstigem  Material,  müßten  sich  aus  den 
schlesischen  Lokalblättern  der  Zeit  wohl  einige  Aufschlüsse  über  diese 
politische  Regsamkeit  ergeben.  —  Auch  aus  einer  anderen  Bemerkung 
des  Verfassers  ergibt  sich,  daß  die  Anfänge  der  Bewegung  tiefer  zu 
fundieren  sind.     Er  zitiert  S.  7  das  Urteil  eines  ehemaligen  Patrimonial- 


588 


Literatur. 


richters  über  die  Notwendigkeit  einer  Justizreform:  »Seit  dem  Jahre  1844 
ungefähr  verlor  dieses  einfach  natürliche  patriarchalische  Verhältnis 
mehr  und  mehr  seinen  eigentümlichen  Reiz.  Die  Untersuchungen 
nahmen  überhand,  Prozesse  wegen  Mühlen-  und  anderen  Naturaldiensten, 
wegen  Laudemien  und  dergleichen  Abgaben  wurden  immer  häufiger, 
die  alten  Herren  starben  nach  und  nach  ab  und  wurden  nicht  immer 
durch  gleichartige  Nachfolger  ersetzt,  politische  Regungen  zeigten  sich 
hier  und  da,  Mißtrauen  und  Widersetzlichkeit  trat  bei  der  jüngeren 
Generation  hervor.  .  .  .«  Reis  schildert  diese  Verhältnisse  zum  Teil 
in  seiner  Vorgeschichte  der  schlesischen  Agrarfrage  im  i.  Abschnitt; 
aber  daß  hier  eine  gar  nicht  weit  vor  das  Jahr  1848  zurückführende 
Entwickelung  vorliegt,  daß  diese  Entwickelung  gerade  um  das  Jahr  1844 
einsetzt,  dafi  auch  andere  wichtige  Momente  als  bloß  die  lokalen 
schlesischen  Mißstände  in  diese  Entwickelung  mit  hinein  spielen,  das 
erfährt  man  aus  diesem  Zitat  zum   ersten  und  einzigen  Male. 

Auch  die  Verbreitung  der  Bewegung  wird  nicht  genügend  heraus 
gearbeitet.  Die  Notiz,  daß  nach  den  ersten  Erfolgen  der  Bauern  ge- 
druckte Zettel  in  den  Gebirgsdörfern  verteilt  wurden  mit  Berichten  des 
Geschehenen  und  der  Aufforderung  zur  Nachahmung,  findet  sich  wiederum 
ganz  nebenher  in  einer  Anmerkung,  während  z.  B.  die  endlosen  Ver- 
handlungen eines  noch  jugendlich-ungeschickten  Parlamentarismus  über 
die  Agrargesetze  in  ermüdender  Ausführlichkeit  im  Texte  behandelt 
werden.  Ganz  ungenügend  ist  die  Darstellung  der  politischen  Einflüsse. 
Zwar  wird  zum  Schluß  anerkannt  (S.  139),  daß  das  Landvolk  erst 
durch  die  Verbindung  mit  den  politisch  Radikalen  zu  einer  geschlossenen 
Macht  wurde;  aber  dieser  überaus  interessante  Prozeß  der  Verbindung 
sozialer  Interessen  der  ländlichen  Bevölkerung  mit  der  Ideologie  städti- 
scher Intellektueller  zu  einer  geschlossenen  Partei  kommt  nicht  entfernt 
in  seiner  Bedeutung  zum  Ausdruck.  Reis  sieht  die  politische  Seite 
dieses  Prozesses  unter  einer  schiefen  Perspektive.  Das  zeigen  schon 
die  Ausdrücke  »politische  Macher«,  »Handlanger  der  Demokratie«  u.  ä., 
die  in  eine  objektive  historische  Darstellung  nicht  hinein  gehören.  Die 
demokratischen  Führer  erscheinen  beinahe  wie  der  böse  Feind,  der 
die  braven  Bauern  mit  gleißenden  Versprechungen  umgaukelt  und  ins 
Verderben  lockt.  Damit  wird  man  diesen  Männern  und  ihrer  Wirk- 
samkeit nicht  gerecht.  Ueberhaupt  ist  es  doch  auch  vom  Standpunkt 
des  bloß  Material  sammelnden  Historikers  eine  arge  Unterlassungs- 
sünde, sich  in  einer  Geschichte  der  schlesischen  Agrarbewegung  die 
Analyse  solcher  verschiedenartiger  Persönlichkeiten  entgehen  zu  lassen 
wie  des  Grafen  Reichenbach,  der,  selber  ein  großer  Feudalherr,  zu 
den  radikalsten  Demokraten  gehört,  oder  des  Dr.  Stein,  oder  des 
Bauerngutsbesitzers  Schlinke,  des  Führers  des  großen  Rustikalvereins. 
Mit  einigen  Zitaten  aus  ihren  Flugschriften  und  Reden  ist  es  nicht  getan. 

Das  Erlöschen  der  Bewegung  wird  überhaupt  nicht  behandelt.    »Die 
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eigentliche  Agraibe\ve<,Hing  hatte  mit  dem  fahr  1848  ihr  Ende  erreicht^, 
sagt  der  Verfasser,  aber  wie  sie  ihr  Ende  erreicht,  sieht  man  nicht. 
Der  Verfasser  hat  bei  seiner  bloß  chronologischen  Arbeitsweise 
aus  seinem  Gegenstande  langst  nicht  das  herausgeholt,  was  darinnen 
liegt.  Immerhin  ist  die  fleißige  Arbeit  auch  in  ihrer  nicht  genügenden 
soziologischen  Durcharbeitung  ein  brauchbarer  Beitrag  zur  Geschichte 
einer  Gattung  von  sozialen  Bewegungen,  die  gegenüber  dem  Studium 
der  Arbeiterbewegung  zu  sehr  in  den   Hintergrund  treten. 

T  eschemache  r. 


Lew  ins  ki,  Jan  St.,  L'ez'olufion  industrielle  de /a  Beigigue.  Bruxelles, 
Misch  &  Thron,   191 1.     444  S.     8°. 

Den  Lesern  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  ist 
der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  bereits  bekannt  durch  seinen 
im  Jahrgange  1910  (S.  251—291)  veröffentlichten  Aufsatz  »Die  Ursachen 
der  industriellen  Revolution  in  Belgien«.  Dieser  Aufsatz  ist  fast  un- 
verändert in  das  neue  Werk  (S.  47 — 141)  hinübergenommen  worden 
und  bildet  entschieden  den  wertvollsten  Bestandteil  des  ganzen  Buches. 
Auf  seinen  Inhalt  einzugehen,  kann  hier  füglich  unterbleiben  ;  nur  der 
zweite  Teil  des  Buches  bedarf  einer  kurzen  Besprechung. 

Er  enthält  eine  Darstellimg  des  Niederganges  von  Handwerk  und 
Hausindustrie,  ihres  Zurückweich ens  vor  der  Großindustrie,  der  Fabrik, 
in  allen  Teilen  Belgiens  und  des  Konzentrationsprozesses,  der  sich 
andauernd  innerhalb  der  Großindustrie  vollzieht.  Dem  mit  der  deutschen 
gewerblichen  Literatur  der  letzten  zwei  Jahrzehnte  einigermaßen  ver- 
trauten Leser  bietet  der  ganze  Abschnitt  nichts  neues,  er  bedeutet  nur 
eine  Illustrierung  und  Bekräftigung  der  durch  die  deutschen  Laiter- 
suchungen,  insbesondere  des  Vereins  für  Sozialpolitik  ül)er  die  Lage 
des  Handwerks  gewonnenen  Ergebnisse.  Ohne  diese  hätte  der  Ver- 
fasser seine  Methode  nicht  anwenden  können,  mit  der  er  auf  A.  Smith 
zurückzugehen  glaubt,  dem  induktiv-deduktiven  Verfahren,  das  er  für 
viel  zu  wenig  angewendet  hält.  Ob  er  aber  das  IX.  Kapitel,  in  dem 
er  die  Vorteile  des  Großbetriebes,  namentlich  infolge  der  ausgedehnten 
Anwendung  der  Arbeitszerlegung  auseinandersetzt  und  daraus  den  not- 
wendigen Niedergang  des  Handwerkes  folgert,  ohne  Kenntnis  der 
deutschen  auf  mühsamen  Einzeluntersuchungen  über  einzelne  Hand- 
werke beruhenden  Schriften  hätte  schreiben  können,  ist  sehr  zweifel- 
haft. Denn  Belgien  besitzt  weder  staatliche  noch  private  Erhebungen 
über  das  Handwerk,  sondern  nur  die  vom  Office  du  travail  heraus- 
gegebenen Untersuchungen  »Les  industries  ä  domicile  en  Belgique« 
über  die  Hausindustrie.  Der  Verfasser  sah  sich  also  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Zahlen  der  beiden  großen  Gewerbezählungen,  der  von 
Quetelet  veranstalteten   von  1S46    und    der   von  1896    angewiesen.     Bei 
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ihrer  von  dem  Verfasser  mit  aller  Vorsicht  gehandhabten  Interpretation 
leisteten  wiederum  die  in  Deutschland  gemachten  Erfahrungen  und 
Beobachtungen  erhebliche  Dienste. 

Einzelne  Ziffern  mitzuteilen,  die  die  Verdrängung  des  Handwerks 
und  der  Hausindustrie  durch  die  Fabrik  für  Belgien  beweisen,  dürfte 
sich  erübrigen,  denn  genugsam  Bekanntes  würde  von  neuem  belegt 
und  außerdem  mit  Ziffern,  die  schon  wieder  15  Jahre  zurückliegen. 
Dagegen  ist  zu  erwähnen ,  daß  der  Verfasser  eine  neue  Theorie 
über  den  Umfang  des  Konzentrationsprozesses,  dem  eine  Industrie  aus- 
gesetzt ist,  aufstellt.  Er  meint,  die  Bestrebung  zur  Konzentration,  zur 
Erweiterung  und  zur  Angliederung  von  Nebenbetrieben  mache  sich  um 
so  stärker  geltend,  je  weiter  die  Industrie  vom  letzten  Verbraucher 
abstehe,  in  der  Kohlenindustrie  also  stärker  als  in  der  Schneiderei 
oder  Bäckerei  oder  Schuhmacherei  usw.  Er  stellt  auch  eine  Liste  auf 
und  gibt  Einzelbeispiele,  aus  denen  sicli  die  Richtigkeit  seiner  Theorien 
herauslesen  lassen  soll,  macht  aber  selbst  eine  Reihe  von  Einschränkungen 
der  Gültigkeit  der  Theorie,  sodaß  diese  selbst  wieder  fraglich  wird. 
Als  Anregung,  nach  dieser  Seite  die  Entwickelung  in  anderen  Ländern 
zu  verfolgen,  darf  sie  immerhin  betrachtet  werden. 

Benno  Schmidt. 


Meynen,    Dr.,    Walt  her,    Das   belgische  Bankwesen.     Berlin,  Franz 
SieiTjenroth,  igio.     130  S.     M.  3. — . 

Der  Verfasser  vermag  nicht  einmal  den  Status  der  einzelnen  Banken 
nach  den  Bilanzen  richtig  und  vollständig  wiederzugeben,  geschweige 
denn  die  komplizierteren  Aufgaben  zu  lösen,  die  in  dem  interessanten 
und  lohnenden  Thema  liegen.  Neben  flüchtig  zusammengestellten  No- 
tizen aus  den  Geschäftsberichten  der  Banken  und  einigen  mehr  zu- 
fälligen Lesefrüchlen  aus  der  —  nicht  vollständig  benutzten  —  Literatur 
bilden  den  Hauptinhalt  des  Buches  die  mittlerweile  schon  mehrfach 
abgeschriebenen  Daten  Malous  über  die  Societe  Generale  de  Belgique 
und  die  ebenfalls  schon  bekannten  Verhältnisse  der  belgischen  National- 
bank;  außerdem  findet  man  (auf  130  Seiten!)  umfangreiche,  z.  T.  wört- 
liche Wiederholungen.  Tabellen  werden  nicht  gegeben,  so  daß  das 
Buch  auch  als  Materialsammlung  wenig  zu  gebrauchen  ist. 

Teschem  acher. 


Ha  mm  er ,  Oswald,  Die  deutsche  Post  als  Vermittlerin  von  Waren- 
verkehr. Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  191 1.  8".  116  S.  M.  2.40. 
Die  deutsche  Reichspost  beförderte  im  Jahre  1Q07  rund  185,5  ^^^' 
Honen  Pakete  mit  einem  Gesamtgewicht  von  fast  750  Millionen  Kilo- 
gramm. Im  Gebiete  des  ganzen  Deutschen  Reichs  wurden  ohne  die 
Durchgangspakete    245  Millionen  Stück   befördert   gegen   40  Millionen 
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im  Jahre  1870.  Aus  diesen  Zahlen  ist  ersichtlich,  daß  die  Post  neben 
ihrer  eigentlichen  Aufgabe,  der  Beförderung  von  Nachrichten,  auch 
ganz  ansehnliches  leistet  auf  dem  Gebiete  des  eigentlichen  Waren- 
verkehrs. Doch  ist  uns  von  diesen  Waren  nur  die  Menge  bez.  das 
Gewicht  bekannt,  der  Wert,  nur  soweit  sie  als  Wertpakete  oder  als 
Nachnahmesendungen  zur  Versendung  kamen.  Dagegen  fehlt  uns  in 
den  meisten  Fällen  die  Kenntnis  von  der  Art  der  Waren,  da  die  Ver- 
sendung der  Pakete  mit  der  Post  ohne  Inhaltsangabe  erfolgt.  Von 
der  Warenart  wenigstens  eine  ungefähre  Vorstellung  zu  geben,  ist 
der  Zweck  dieser  Schrift  und  darin  besteht  auch  ihr  Hauptwert. 

Dieser  .Aufgabe  ist  der  zweite  Teil  der  Schrift  gewidmet,  während 
der  erste  die  Einrichtungen,  die  Bedeutimg  und  die  Vorzüge  des 
deutschen  Postpaketverkehrs  überhaupt  schildert.  Bei  dem  Mangel  an 
statistischen  Unterlagen  war  der  Verfasser  auf  Umfragen  bei  Handels- 
kammern und  eigene  Beobachtungen  angewiesen.  Es  stellt  sich  heraus, 
daß,  von  den  Grobindustrien  abgesehen,  fast  alle  Erwerbszweige  sich 
der  Versendung  durch  die  Post  bedienen,  die  Schmuckindustrie,  Textil- 
industrie wie  der  Buchhandel,  die  Kurzwarenindustrie  u.  a.,  wie  die 
Nahrungsmittelgewerbe,  die  Fischerei  und  die  Landwirtschaft.  Viele 
sind  unter  den  Waren,  namentlich  Produkte  der  Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Fischerei,  die  durch  die  Post  überhaupt  erst  absatzfähig  werden.  Den 
Produzenten  gestattet  das  5  Kilopaket  und  die  Warenprobe,  mit  dem 
Konsumenten  direkt  in  Verbindung  zu  treten  und  so  den  Gewinn  des 
Zwischenhändlers,  Aufkäufers  sich  selbst  zu  sichern.  Für  den  Konsu- 
menten bedeutet  das  Postpaket  häufig  eine  Verbilligung  der  Waren, 
deren  Preise  für  größere  Gebiete  gleichmäßiger  werden.  Selbst  der 
Kleinhändler,  der  zunächst  geschädigt  scheint,  hat  Vorteile  dadurch, 
daß  er  auf  billigem  Wege  sein  Lager  durch  Bezug  kleiner  Quantitäten 
stets  ergänzen  kann. 

Im  Schlußwort  befürwortet  der  Verfasser  einige  vom  Handel  längst 
gewünschte  Neuerungen,  besonders  die  Einführung  des  Einkilopaketes 
zu  ermäßigten  Sätzen  nach  allen  Zonen  ohne  Bestellgeld  und  Paket- 
adresse, wogegen  sich  die  Post  aus  finanziellen  und  technischen  Gründen 
noch  sträubt,  ferner  die  Einführung  des  geschlossenen  Warenbriefes 
statt  der  offenen  Warenprobe,  die  jetzt  in  ausgedehntem  Maße  der 
Versendung  von  Waren  dient.  Damit  würde  die  Tätigkeit  der  Post 
eine  sehr  erwünschte  Vervollständigung  erfahren. 

Benno  Schmidt. 


Moll,  Dr.,  Walter  (Regierungsassessor),  Entstehung  und  Ziele  der 
Einkonmiensbesteuermtg.  Eine  rechtsgeschichtliche  und  rechtsver- 
gleichende Untersuchung.     Berlin,  C.  Heymann,  191 1.     185  S. 

Das  Buch  gibt  eigentlich  nur    eine  nach  den  üblichen  Kategorien 
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geordnete  Inhaltsangabe  der  deutschen  und,  gelegenthch  eingemischt, 
einiger  ausländischer  Einkommensteuergesetze.  Den  wissenschaftlichen 
Wert  dieser  Kompilation  sieht  man  nicht  recht  ein,  zumal  der  Ver- 
fasser es  ablehnt,  irgend  welche  Schlüsse  aus  einer  solchen  Vergleichung 
zu  ziehen.  Der  anspruchsvolle  Titel  kommt  durch  eine  Einleitung 
über  die  Entwickelung  des  Besteuerungsrechts  zustande,  deren  merk- 
würdige Gelehrsamkeit  durch  ein  für  diese  Einleitung  charakteristisches 
Zitat  veranschaulicht  sei.  Die  erste  Entstehung  der  Vermögenssteuern 
»erklärt  sich  etwa  folgendermaßen.  Mit  der  Loslösung  des  Staates  aus 
der  Summe  der  ihn  bildenden  Individuen  wurde  unter  den  Volks- 
genossen regelmäßig  der  Wunsch  rege,  eine  sichtbare  Verkörperung 
des  abstrakten  Allgemeinwillens  zu  haben.  So  wurde  es  machtvollen 
Persönlichkeiten  erleichtert,  sich  als  die  anschaulich  greifbare  Form 
des  staatlichen  Verbandsbegrififes  hinzustellen,  zumal  wenn  sie,  wie  es 
oft  geschah,  den  Glauben  an  ihren  göttlichen  Ursprung  hervorzurufen 
verstanden.  .  .  .  Auf  Grund  dieser  Vorstellungen,  die  natürlich  infolge 
des  gleichzeitigen  Bestehens  aller  bereits  vorhandenen  Kulturen  nirgends 
—  vielleicht  bei  den  altorientalischen  Völkern  —  in  knapper  und  klarer 
Form  nachweisbar  sind,  kamen  die  Machthaber  bald  zu  der  Befugnis, 
nicht  nur  das  Vermögen  ihrer  geächteten  und  überwundenen  Gegner 
an  sich  zu  reißen,  sondern  auch  von  allen  ihnen  untergebenen  Stammes- 
genossen jederzeit  einen  Teil  ihres  Vermögens,  eine  Vermögenssteuer 
zu  fordern.«  T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung !  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur*  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
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des  elections  des  deputes  pour  la  XIV''"^  Asscmblee  nationale  ordinaire. 
Sophia,  Impr.  de  l'fitat,  1910.  274  S.  4".  —  Resultats  generaux  du  re- 
censement  de  la  population  dans  le  royaume  de  Bulgarie  au  31.  De- 
cembre   1905,  Livre  I.     Sophia,  Impr.  de  l'Etat,   1911.     743  S.  4°. 

(Abgeschlossen  den  12.  Juni  191 1.) 


Preisaufgaben  der  Fürstl.  Jablonowskischen  Gesellschaft 

zu  Leipzig. 

Geschichtlich-ökonomische  Sektion. 

I.  Die  Gesellschaft  wünscht 

eine  Untersuchung  über  die  neuen  Zeitungen  in  Deutsch- 
land bis  zum  Erscheinen  der  ersten  gedruckten  Wochen- 
zeitungen. 

Die  Anfänge  des  modernen  Zeitungswesens  gehen  bis  ins  15.  Jahrhundert  zu- 
rück, wo  fast  gleichzeitig  auf  handwerksmäßiger  Herstellung  beruhende,  periodisch 
versandte  geschriebene  Avisen  und  unperiodisch  bei  bestimmten  Anlässen  von  Buch- 
druckern herausgegebene  Flugschriften  (»Neue  Zeitungenc)  auftreten.  Während  wir 
über  die  geschriebenen  Zeitungen  und  die  Organisation  der  Nachrichtensammlung, 
auf  der  sie  beruhen,  durch  die  Forschungen  Graßhoffs,  Opels  u.  a.  einigermaßen 
unterrichtet  sind,  entbehren  die  in  den  meisten  älteren  Bibliotheken  noch  zahlreich 
vorhandenen  gedruckten  > Neuen  Zeitungen«  —  abgesehen  von  den  bibliographischen 
Zusammenstellungen  Wellers  —  bis  jetzt  der  näheren  Untersuchung.  Eine  solche 
erscheint  aber  ebensowohl  durch  die  Massenhafiigkeit  ihres  Auftretens  nahe  gelegt, 
wie  durch  ihre  Verbreitung  über  alle  Kulturländer  Europas  und  durch  den  Einfluß, 
den  sie  nachweisbar  als  Träger  der  öffentlichen  Meinung  ihrer  Zeit  ausgeübt  haben. 
Die  Untersuchung  würde  vorzugsweise  die  Technik  der  Herstellung  und  des 
Vertriebs  der  neuen  Zeitungen  ins  Auge  zu  fassen  haben.  Es  erscheint  möglich, 
schon  aus  ihrem  Inhalt  die  Quellen  ihrer  Nachrichten,  die  Art  ihrer  Sammlung  und 
Bearbeitung,  die  Orte  ihres  Erscheinens,  die  Art  ihrer  Verbreitung,  ihren  Zusammen- 
hang mit  den  gleichzeitigen  geschriebenen  Zeitungen  Deutsclilands  und  den  ge- 
druckten Neuen  Zeitungen  anderer  Länder,  die  Leserkreise,  auf  die  sie  zu  rechnen 
hatten,  festzustellen.  Weiteres  Material  dürften  die  Quellen  zur  Geschichte  des 
Buchgewerbes  (Buchdruckerei,  Buchhandel,  Buchbinderei)  bieten.  Außerdeutsche 
Neue  Zeitungen  wären  nur  so  weit  zu  berücksichtigen,  als  sie  deutschen  als  Vorlage 
gedient  oder  aus  ihnen  geschöpft  haben.  Dagegen  sind  die  sog.  historischen  Volks- 
lieder sowie  die  religiösen  und  politischen  Flug-  und  Streitschriften,  soweit  sie  den 
Charakter  der  Neuen  Zeitung  tragen,  in  die  Untersuchung  einzubeziehen.  Letztere 
würde  zeitlich  das  Ende  des  15.  und  das  ganze  16.  Jahrhundert  umfassen;  doch  soll 
es  den  Bearbeitern  unbenommen  sein,  falls  sie  sich  für  die  Erkenntnis  und  histori- 
sche Würdigung  der  ganzen  Verkehrserscheinung  davon  einen  Nutzen  versprechen, 
sie  auch  noch  auf  das  erste  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  auszudehnen,  in  dem  neben 
ihnen  bereits  regelmäßig  gedruckte  Wochenzeitungen  erscheinen. 
Einlieferung  bis  zum  30.   November    1912;    Preis    1500  Mark. 
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II.  Seit  mehreren  Jahren  haben  die  Preise  für  den  landwirtschaftlich  genutzten 
Boden  im  Deutschen   Reiche  vielfach  eine  bedeutende  Erhöhung  erfahren. 

Während  dies  von  manchen  Seiten  als  natürliche  Folge  der  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Entwicklung,  wie  Zunahme  der  Bevölkerung,  Vermehrung  des  Ein- 
kommens und  gesteigerter  Intensität  des  Landwirtschaftsbetriebes,  angesehen  wird, 
vertreten  andere  die  Meinung,  daß  der  Deutsche  Zolltarif  vom  25.  Dezember  1902 
in  besonderem  Maße  auf  die  Erhöhung  des  Bodenpreises   eingewirkt  habe. 

Bei  der  Bedeutung,  die  dieser  Frage  in  land-  und  in  volkswirtschaftlicher  Be- 
ziehung zukommt,   wünscht  die  Gesellschaft  die  Beantwortung  folgender  Frage: 

Hat  der  deutsche  Zolltarif  vom  25.  Dezember  1902  die 
Kauf-  und  die  Pachtpreise  des  landwirtschaftlich  genutzten 
Bodens  im  Deutschen  Reiche  in  besonderem  Grade  beein- 
flußt? 

Die  Gesellschaft  setzt  dabei  voraus,  daß  die  tatsächliche  Preisgestaltung  für  den 
landwirtschaftlichen  Grundbesitz  in  verschiedenen  Teilen  Deutschlands  so  umfassend 
wie  möglich  festgestellt,  kritisch  beleuchtet  und  auf  ihre  Ursachen  im  einzelnen  unter- 
sucht wird. 

Einlief erung  bis  zum   31.   Oktober   1913;   Preis   1500  Mark. 


Die  anonym  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind,  wenn  nicht  die  Gesell- 
schaft im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den  Gebrauch  einer  anderen  Sprache  ge- 
stattet, in  deutscher,  lateinischer  oder  französischer  Sprache  zu  ver- 
fassen, müssen  einseitig  geschrieben  und  paginiert,  ferner  mit  einem 
Motto  versehen  und  von  einem  versiegelten  Umschlag  begleitet  sein,  welcher  auf 
der  Außenseite  das  Motto  der  Arbeit  trägt,  inwendig  den  Namen  und  Wohnort 
des  Verfassers  angibt.  Jede  Bewerbungsschrift  muß  auf  dem  Titelblatte  die  An- 
gabe einer  Adresse  enthalten,  an  welche  die  Arbeit  für  den  Fall,  daß  sie  nicht  preis- 
würdig befunden  wird,  zurückzusenden  ist.  Die  Einsendungen  sind  an  den  derz.  Se- 
kretär der  Gesellschaft  zu  richten.  Die  Resultate  der  Prüfung  der  eingegangenen 
Schriften  werden  durch  die  Leipziger  Zeitung  im  März  des  folgenden  Jahres  bekannt 
gemacht.     Die  gekrönten  Bewerbungsschriften  werden   Eigentum  der  Gesellschaft. 
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KRITISCHE  STUDIEN 
zur 
SYSTEMATISIERUNG  DER  STAATSFUNK- 
TIONEN. 

Von 
Rechtsanwalt  Dr.  J3RUNO  BEYER. 


(Schluß. 


Kap.  V.     Die  richterliche  Gewalt  im  System 
der  Staatsfunktionen. 

§  i6.     Allgemeines. 

Die  angeführten  Einteilungen  der  rechtsausführenden  Tätig- 
keit haben  ergeben,  daß  Gesichtspunkte  der  verschiedensten  Art 
für  die  Systematisierung  jener  Staatsfunktionen  maßgebend  sein 
können.  Besonders  wichtig  ist  in  dieser  Beziehung  die  Aufstel- 
lung eines  Verwaltungsbegriffs  im  weiteren  Sinne,  der  die  Justiz 
als  diejenige  Staatstätigkeit,  welche  nach  der  herrschenden  Mei- 
nung in  der  Subsumtion  konkreter  Fälle  unter  die  abstrakte 
Rechtsnorm  und  der  darauf  basierten  Entscheidung  über  die  Rechts- 
und Pflichtstellung  der  beteiligten  Rechtssubjekte  besteht,  und 
die  nicht  als  Rechtsprechung  erscheinende  Staatsverwaltung  um- 
faßt und  der  Rechtssetzung  gegenüberstellt  ^).  Doch  wird  im 
allgemeinen  auch  in  der  modernen  Staatsrechtswissenschaft  in 
Uebereinstimmung    mit    der  Systematik   älterer  Staatsrechtslehrer 

l)  Z.   B.  von  Georg  Meyer- Anschütz,  Lehrbuch,  S.  25. 
Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.    1911.    4.  A\ 
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der  allgemeine  Verwaltungsbegriff  durch  eine  Abgrenzung  von 
den  beiden  Begriffen  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtspflege 
festgelegt,  und  so  die  alte  Dreiteilung  der  Staatsfunktionen  auf- 
rechterhalten. Die  inneren  Gründe  für  diese  Gliederung  gibt 
Labajid^)  im  Sinne  der  herrschenden  Meinung  an,  wenn  er  sagt: 
»Das  Wesen  der  Gesetzgebung  besteht  in  der  verbindlichen  An- 
ordnung einer  Rechtsregel,  also  in  der  Aufstellung  eines  ab- 
strakten Rechtssatzes.  Das  Wesen  der  Rechtsprechung  besteht 
in  der  verbindlichen  Feststellung  eines  konkreten  Rechtsverhält- 
nisses, Gesetze  und  Entscheidungen  haben  ein  gemeinsames  Kri- 
terium ;  sie  enthalten  Urteile  im  Sinne  der  Logik«.  Laband  \^€\%\. 
dann  darauf  hin,  daß,  wie  der  einzelne  Mensch  seine  individuellen 
Lebensaufgaben  nicht  nur  durch  sein  Wollen  und  Denken,  son- 
dern auch  durch  sein  Tun  verwirkliche,  auch  der  Staat  zur  Er- 
reichung seiner  Zwecke  handelnd,  d.  h.  verwaltend,  auftrete.  Da 
das  absichtlich  einem  Gegenstande  zugewendete  menschliche 
Denken  als  Willensbetätigung,  also  als  menschliche  Handlung, 
aufgefaßt  werden  muß,  dies  ferner  in  erhöhtem  Grade  von  der 
Aeußerung  des  Ergebnisses  einer  Ueberlegung,  also  auch 
von  der  richterlichen  Urteilsfällung  und  der  Gesetzgebung  gilt, 
insofern  es  sich  dabei  nicht  nur  um  innerliche,  sondern  auch  um 
eine  äußerliche  Willensbetätigung  handelt  ,  da  also  auch  bei 
diesen  Tätigkeiten  der  Staat  handelnd,  also  im  Labaiidschen  Sinne 
verwaltend,  auftritt^),  so  weicht  dieser  Labandsche  Begriff  der 
Handlung  von  dem  allgemeinen  philosophischen,  aber  auch  in 
der  Rechtslehre  (z.  B.  in  der  Bezeichnung  einer  Verbalinjurie  als 
strafbarer  Handlung)  verwendeten  Begriffe  ab.  Dazu  kommt 
aber  der  gegen  die  allgemeine  Begründung  der  Dreiteilung  ein- 
zuwendende Umstand,  daß  ein  Staatsorgan,  auch  wenn  es  nicht 
einen  Rechtssatz  aufstellt  oder  ein  konkretes  Rechtsverhältnis 
feststellt,  sondern  in  sonstiger  Weise  auf  Grund  einer  rechtlichen 
Zuständigkeit  namens  des  Staates  tätig  wird,  logisch  zu  urteilen 
hat :  es  muß  unter  Würdigung  seines  Kompetenzumfanges,  d.  h. 
unter  Würdigung  seiner  allgemeinen  Befugnisse  und  Verpflich- 
tungen zu  Handlungen  namens  des  Staates,  für  jeden  besonderen 
F'all  Recht  und  Pflicht  zu  bestimmtem  Handeln  beurteilen,  wie 
der  Richter  unter  Beurteilung  seiner  Zuständigkeit  zur  Entschei- 
dung in  dem  vor    ihm  verhandelten  Rechtsstreit,    der  möglicher- 


i)  Deutsches  Reichsstaatsrecht,  Tübingen   1907,  S.   140. 

2)  Vgl.  Bernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  Wien  1884,  S.  7. 
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weise  einer  richterlichen  oder  nichtrichterhchen  Verwaltungsbe- 
hörde zur  Schlichtung  unterbreitet  werden  muß,  seine  Verpflich- 
tung zum  Erlasse  einer  bestimmten  Sentenz  erlüllen  muß^).  Insofern 
hebt  sich  die  richterliche  Tätigkeit  von  sonstigen  Handlungen 
rechtsausführender  Organe  nicht  ab.  Denn  die  erwähnte  Denk- 
operation muß  jedes  derselben  vornehmen;  auch  die  rein  exeku- 
tivisch vorgehenden  Diener  des  Staates  sind  ihrer  nicht  enthoben. 
Selbst  der  Soldat,  der  unbedingt  zu  gehorchen  hat,  muß  wenig- 
stens feststellen,  ob  ein  Gehorsam  heischender  Befehl  eines  Vor- 
gesetzten vorliegt  —  eine  Feststellung,  welche  mitunter  schwierig 
sein  kann  — ,  bevor  er  gehorchen  kann.  Außerdem  besteht  auch 
für  ihn  in  gewissem  Grade  die  Pflicht  zur  Prüfung  der  Recht- 
mäßigkeit des  erteilten  Befehls "),  die  die  Befugnis  des  Unter- 
gebenen zu  seiner  Ausführung  in  sich  schließt.  Diese  Prüfung 
hält  Laband  selbst  (S.  435)  für  eine  »Entscheidung«.  Laband 
sieht  den  Unterschied  zwischen  einer  richterlichen  Sentenz  als 
einer  Subsumtion  eines  gegebenen  Tatbestandes  unter  das  gel- 
tende Recht  durch  einen  vom  Willen  unabhängigen  Schluß  und 
einem  Verwaltungsakt  als  der  Herbeiführung  eines  gewollten  Er- 
folges darin  ^),  daß  beim  Richterspruche  keine  Freiheit  der  Ent- 
schließung bestehe,  ob  die  Folgerung  eintreten  solle  oder  nicht, 
während  bei  einem  Verwaltungsakte  der  Erfolg  gewollt  sei. 
Selbst  wenn  er  die  Realisierung  einer  gesetzlichen  Anordnung 
bezwecke,  sei  diese  nicht  eine  Prämisse  eines  Schlusses,  sondern 
nur  ein  Motiv  zu  der  Handlung ;    wenn  aber  die  Art  und  Weise 


i)  Vgl.  Bornhak,  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.  S.  214  :  »Wie  jede  Rechts- 
anwendung, setzt  auch  die  im  Urteile  enthaltene  Anordnung  voraus,  daß  im  Wege 
der  logischen  Folgerung  der  einzelne  Fall  unter  den  allgemeinen  Rechtssatz  ge- 
bracht wird.  Dies  ist  keine  Eigentümlichkeit  der  richterlichen  Tätigkeit,  sondern 
der  Rechtsanwendung  überhaupt.  Auch  der  Polizeibeamte,  der  einen  Verbrecher 
zur  Wache  bringt,  der  Zollbeamte,  der  bei  Durchsicht  der  Koffer  eines  Reisenden 
steuerbare  Gegenstände  entdeckt  und  den  Zoll  einzieht,  muß  in  gleicher  Weise 
den  einzelnen  Fall  unter  den  allgemeinen  Rechtssatz  bringen  und  den  von  letz- 
terem geforderten  tatsächlichen  Zustand  herstellen.  Die  größere  oder  geringere 
Schwierigkeit  der  erforderlichen  logischen  Denkarbeit  läßt  das  Wesen  der  Sache 
unberührt«. 

2)  Vgl.  R.  Mil,  StGB.  §  47  Max  Ertist  Mayer,  Der  rechtswidrige  Befehl  des 
Vorgesetzten,  in  der  Festschrift  für  Laband,  S.  119 — 162,  Paul  Baer,  Die  recht- 
lichen Grenzen  der  Gehorsamspflicht  und  die  Verantwortlichkeit  für  auf  Befehl  be- 
gangene Handlungen,  in  den  Annalen  1902,  S.  886  ff.,  Otto  Mayer,  Deutsches  Ver- 
waltungsrecht II,  S.  236  ff'. 

3)  A.  a.  O,,  S.   141. 
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einer  einen  Erfolg  bezweckenden  Handlung  bestimmt  vorge- 
schrieben sei,  handle  es  sich  nur  um  eine  zufällige,  keine  be- 
griffliche Schranke:  »Die  Gebundenheit  liegt  im  Wesen  der  Ent- 
scheidung, die  rechtliche  Freiheit  der  EntschliefSung  im  Wesen 
des  Verwaltungsaktes«.  Diese  Deduktion  läßt  aber  den  Umstand 
außer  acht,  daß  auch  die  Tätigkeit  der  Verwaltungsorgane  der 
Verwirklichung  von  Rechtssätzen,  nämlich  geschriebenen  und  un- 
geschriebenen Kompetenzrechtssätzen,  dient.  Diese  sind  sehr  oft 
(vgl.  Steuern-,  Stempel-,  Unfallrentensachen)  scharf  umgrenzt. 
Jene  Tätigkeit  ist  daher  bewußte  Erfüllung  von  Rechtspflichten 
und  erfordert  als  solche  in  jedem  Falle  die  Erkenntnis  einer 
Rechtsregel  und  eines  Tatbestandes.  Die  sich  aus  diesen 
Prämissen  ergebende  Beurteilung  einer  konkreten  Rechtspflicht 
ist  also  gleichfalls  das  Produkt  eines  zwingenden  logischen 
Schlusses  des  verwaltenden  Organs.  Man  kann  daher  nicht  be- 
haupten, daß  ein  Verwaltungsakt  eine  von  bestimmten  Motiven 
abhängige  Handlung  des  Staates  im  Gegensatze  zu  dessen 
sich  in  der  Rechtssetzung  äußernden  Wollen  und  dessen  in  der 
Rechtspflege  in  die  Erscheinung  tretenden  Denken  sei^).  Nur 
wenn  man  nicht  die  Tätigkeit  des  richterlichen  Entscheidens, 
sondern  den  Inhalt  der  richterlichen  Sentenz  berücksichtigt, 
triff"t  diese  Scheidung  zu.  Jene  beiden  Begriffe  müssen  aber  zur 
Erkenntnis  der  besonderen  Stellung  des  Richterspruchs  innerhalb 
der  rechtsausführenden  Staatstätigkeit  scharf  auseinander  ge- 
halten werden. 

§  17.  Das  Moment  der  Zweckmäßigkeit  in  seiner 
Bedeutung  für  die  Scheidung  von  Exekutive 
und  Judikatur. 

Es  muß  allgemein  behauptet  werden,  daß  in  einem  Falle 
ein  Handeln  nach  Erwägungen  der  Zweckmäßigkeit  ausgeschlossen 
ist,  nämlich  bei  der  Verkündung  eines  Faktums,  des  Ergebnisses 
einer  Gedankenoperation.  Es  kann  demjenigen,  zu  dessen  Amts- 
pflichten oder  Privatrechtspflichten  es  gehört,  an  der  Erforschung 
der  Wahrheit  zu  arbeiten  und  die  Ergebnisse  seiner  Arbeit  an- 
deren zugänglich  zu  machen,  niemals  freistehen,  nach  Zweck- 
mäßigkeitsrücksichten die  eine  oder  andere  Tatsache  als  Wahr- 
heit  darzustellen.    Dies  gilt  aber  in  gleicher  Weise  für  den  Richter, 

i)  Dem  Sinne  nach  argumentiert  in  dieser  Weise  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts,  2.  Aufl.,    i.  Teil,  S.    i   und  2. 
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wenn  er  nach  Ermittelung  eines  konkreten  Sacliverhalts  die  auf 
ihn  anzuwendenden  Rechtssätze  feststellt^),  wie  z.  B.  für  den 
Inhaber  eines  öffentlichen  Lehramtes,  den  man  in  allen  Staaten 
zu  den  Verwaltungsbeamten  rechnet.  Andererseits  hat  auch 
ein  Richter  mit  seinen  verschiedenartigen  Rechtskompetenzen 
bei  Ausübung  einer  anderen  als  der  eigentlich  richtenden  Tätig- 
keit auch  vielfach  Zweckmäßigkeitserwägungen  anzustellen  ;  ja 
selbst  bei  der  letzteren  sind  solche  Erwägungen  vielfach  geboten, 
z.  B.    in  allen    Fällen,    in    denen    auf    angemessene    Rechtsfolgen 


i)  Wenn  ßernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  36  fT.  (§  4) 
trotzdem  von  freiem  Ermessen  in  der  Rechtsprechung  redet,  so  tut  er  dies  in  einer 
dem  aufgestellten  Grundsatze  keineswegs  widersprechenden  Weise.  Er  führt  als 
Beispiel  einer  richterlichen  Zweckmäßigkeilserwägung  den  Fall  an,  daß  der  Richter 
auf  ein  »angemessenes«  Schmerzensgeld,  eine  »entsprechende«  Entschädigung  zu 
erkennen  habe,  wenn  er  darüber  zu  befinden  habe,  ob  ein  Unfug  ein  >grober«  ge- 
wesen, ob  ein  »wichtiger  Nachteil«  oder  eine  »Gefahr«  für  Leib  oder  Leben  ent- 
standen sei.  Das  Gesetz  überläßt  es  dem  Richter,  im  Einzelfalle  festzustellen,  ob 
und  inwieweit  der  ermittelte  Sachverhalt  den  gesetzlichen  Tatbestand  in  seiner 
allgemeinen  Fassung  erfüllt.  Während  z.  B.  das  ältere  römische  und  deutsche 
Strafrecht  bei  bestimmten  Delikten  gegen  die  körperliche  Integrität  eine  bestimmte 
Ersatzsumme  als  die  von  dem  Täter  zu  entrichtende  Buße  festlegte,  haben  die 
modernen  Rechtsordnungen  die  Ermittelung  dieser  Summe  —  abgesehen  von  Max- 
mal- und  Minimalgrenzen  —  dem  Richter  überlassen,  der  über  deren  Ange- 
messenheit unter  Zugrundelegung  der  in  Betracht  kommenden  Umstände  zu  urteilen 
hat.  Dieses  Urteil  selbst  ist  als  Denkoperation  von  jeder  Zweckmäßigkeitserwägung 
unabhängig.  Eine  solche  läge  bei  der  Urteilsfällung  dann  vor.  wenn  der  Richter 
sich  sagen  würde  :  »Obwohl  ich  nach  den  Zweckmäßigkeitserwägungen,  die  ich 
nach  der  Intention  des  Gesetzgebers  anstellen  soll,  als  angemessenen  Ersatz  die 
Summe  von  100  Mark  ermittelt  habe,  halte  ich  es  aus  anderen  Gründen  für  zwe  ck- 
mäßig,  in  diesem  Falle  auf  eine  Summe  von  200  Mark  als  angebrachte  Ent- 
schädigung zu  erkennen«.  Das  darf  er  ebensowenig,  wie  der  Inhaber  eines  öffent- 
lichen Lehramtes  eine  andere  als  die  nach  seiner  Forschung  der  Wahrheit  ent- 
sprechende Tatsache  als  Wahrheit  verkünden  darf.  In  diesem  Sinne  kann  auch 
unbedenklich  der  Anschauung  Arndts  (Reichsstaatsrecht,  Berlin  1901,  S.  208)  bei- 
getreten werden,  daß  die  Verwaltungsbehörden  keineswegs  im  allgemeinen  einen 
viel  weiteren  und  freieren  Spielraum  für  ihre  Tätigkeit  hätten  als  die  Justizbehör- 
den, daß  jene  vielmehr  durch  die  Gewerbe-,  Steuer-,  Zoll-,  Versicherungs-,  Bank-, 
Paß-,  Vereins-,  Preßgesetze  in  ihrem  Ermessen  sehr  eingeengt  seien.  Vgl.  auch 
Stier-Somlo,  Das  freie  Ermessen  in  Rechtsprechung  und  Verwaltung  (in  der  Fest- 
schrift für  Laband  Tübingen  1908,  II,  S.  478)  :  »Wo  das  Gesetz  ausdrücklich  .... 
auf  die  freie  Geistestätigkeit  des  Richters  rekurriert,  ist  die  strenge  Bindung  an 
das  Gesetz  scheinbar  gelockert.  Scheinbar,  denn  eine  Entscheidung,  die  das 
Gesetz  unter  gewissen  Voraussetzungen  freistellt,  bleibt  eine  Entscheidung  nach 
dem  Gesetz«.  Diese  Lockerung  findet  sich  selbst  bei  der  für  eine  Rechtsverletzung 
zu  verhängenden   Strafe   in  der  Aufstellung  eines   Strafrahmens. 
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ZU  erkennen  ist  (vom  Strafrichter  wetzen  des  Strafrahmens  also 
in  der  Regel),  Tatsachen,  die  neuerdings  besonders  von  den  Ver- 
tretern der  Freirechtsschule  mit  Recht  hervorgehoben  werden. 
Diese  Erwägungen  gehören,  da  sie  in  die  richterliche  Kompe- 
tenz fallen,  d.  h.  Amtspflichten  sind,  zur  Rechtsausführung.  Das 
gleiche  gilt  für  die  Zweckmäßigkeitserwägungen  des  Richters  be- 
züglich des  Verfahrens.  Nach  bestehendem  Rechtszustande  ist 
also  eine  Scheidung  von  richterlicher  und  verwaltender  Tätigkeit 
nach  dem  Kriterium  der  Zweckmäßigkeit  ^)  nicht  berechtigt.  Auch 
Verwaltungsbeamte  haben  bei  sehr  vielen  Handlungen  jede  Zweck- 
mäßigkeitserwägung zu  unterlassen,  Richter  dagegen  solche  an- 
zustellen ^). 

Nachdem  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsprechung  die  Rechts- 
wissenschaft zur  Herrschaft  gelangt  ist,  wurde  und  wird  besonders 
in  neuerer  Zeit  den  Richtern  oft  Konstruktionsjustiz,  zu  aus- 
schließliche Beschäftigung  mit  Textkritik  und  Vernachlässigung 
des  Studiums  der  Lebensinteressen,  deren  Ausgleich  die  richter- 
liche Tätigkeit  dienen  soll,  vorgeworfen.  Dies  führte  auch  zu 
einer  abweichenden  doktrinären  Auffassung  der  Justiz  durch  die 
Freirechtsschule  ^).  Man  sieht  in  der  Rechtspflege  allgemein  die 
Verwirklichung  der  Idee  der  Gerechtigkeit^)  durch  eine  Tätigkeit, 
die  nicht  lediglich  im  Unterordnen  von  Tatsächlichem  unter 
Rechtsnormen  bestehe,  sondern  auch  a)  in  freier  Rechtsschöpfung 
und  b)  in  freiem  Handeln  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten.  Da- 
bei wird  diese  freie  Rechtsfindung  von  den  meisten  Anhängern 
der  Freirechtsschule  nur  als  eine  das  Gesetz  ergänzende,  nie  im 
Widerspruch  mit  ihm  stehende  anerkannt'"^),  zum  Teil  wird  jedoch 
sogar  bei  Entscheidungen,  die  trotz  zutreffender  Rechtsanwendung 


i)  Ob-wohl  sie  häufig  vorgenommen  wird,  vgl.  z.  B.  y/ierifi,^;  Zweck  im  Recht, 
S.   377- 

2)  Affolter,  Rechtsvorschrift  und  Verwaltungsvorschrift,  rechtliche  und  tech- 
nische Verwaltung,  im  Archiv  für  öffentl.  Recht,  27.  Band,  3.  Heft,  S.  367  ff., 
und  dafür,  daß  auch  ein  Handeln  der  Beamten  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten 
Rechtsausführung  ist  :  Affolter,  a.  a.  o.  S.  376. 

3)  So  Schein,  Unsere  Rechtsphilosophie  und  Jurisprudenz,    1889,  S.   152. 

4)  Vgl.  Oertel,  Die  Aufgabe  der  Rechtspflege,  in  der  Deutschen  Richterzeitung, 
2.  Jahrgang. 

5)  Vgl.  Dürhiger,  zum  Kapitel :  Freie  Rechtsfindung,  Gewohnheitsrecht  und 
Verkehrssitte,  in  der  Deutschen  Richterzeitung  1909,  Danz,  Rechtsprechung  nach 
der  Volksanschauung  und  dem  Gesetz,  in  Iherings  Jahrbüchern  Band  54,  S.  21  ff., 
43  ff.,  und  :  Das  Entstehen  neuer  Rechtssätze  in  der  Gegenwart  ohne  staatliche 
Gesetzgebung,  Recht   1909,   S.  225  ff. 
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auf  den  Einzelfall  das  Rechtsgefühl  nicht  befriedigen,  dem  Richter 
eine  Prüfung  der  Zweckmäßigkeit  des  Gesetzes  zur  Pflicht  ge- 
macht^). 

ad  a)  Eine  Tätigkeit  der  letzteren  Art  stellt  ohne  Zweifel 
eine  erhebliche  Kompetenzüberschreitung  dar,  sofern  sie  nicht, 
was  kaum  irgendwann  und  irtifendwo  vorgekommen  sein  mag,  durch 
positives  Recht  geboten  ist  2).  Insoweit  aber  durch  die  richter- 
liche Tätigkeit  neues  Recht  entsteht  —  und  die  Richtersprüche 
sind  entschieden  geeignet,  ein  Allgemeinbewußtsein  von  der  Not- 
wendigkeit der  Befolgung  gewisser  noch  nicht  von  der  Staats- 
gewalt gesetzter  Normen  zu  erzeugen  — ,  handelt  es  sich  nicht 
um  Rechtssetzungsakte  des  Staates,  sondern  um  Vorgänge,  die, 
ohne  daß  die  Absicht  des  Handelnden  auf  diesen  Erfolg  zu  gehen 
braucht,  die  Entstehung  neuen  Rechts  zur  Folge  haben  ^).  Diese 
Folge  berechtigt  daher  nicht,  mit  dem  Begriffe  »Richten«  einen 
anderen  Sinn  als  den  oben  erwähnten  zu  verbinden. 

ad  b)  Was  aber  die  von  der  Freirechtsschule  betonten  Zweck- 
mäßigkeitserwägungen des  Richters  anlangt,  so  ist  hervorzuheben, 
dafS  das  Richten  wie  jede  Rechtsanwendung  eine  Kunst  ist.  »Wie 
aber«,  so  sagt  zutreffend  Düringer'^')^  »ein  geschickter  Kliniker 
mit  ärztlichem  Blick  bei  seinen  Kranken  die  richtige  Diagnose 
stellt,  so  empfindet  der  gute  Praktiker  mit  sicherem  Judicium, 
auf  welcher  Seite  das  materielle  Recht  gelegen  ist,  und  sucht  es 
mit  Hilfe  des  Gesetzes  zur  Geltung  zu  bringen.  Das  ist  die 
Freiheit  des  Richters,  die  ich  meine«  ^).  Es  ist  klar,  daß  die 
Findung  dieser  Entscheidung  in  vielen  Beziehungen  von  den 
Zweckmäßigkeitserwägungen  abhängt,  die  der  Richter  vornimmt. 
Aber    die    Feststellung    des    Bestehens    oder  Nichtbestehens    von 


i)  Vgl.   Otto,  Doktrinarismus  in  der  deutschen  Zivilrechtspflege  S.  i  fF. 

2)  Insofern  kann  man  sich  der  Polemik  von  Gareis  (Freies  Recht,  Gesetzes- 
zwang und  Richteramt,  in  den  Blättern  für  Rechtsanwendung  74),  Vierhaus  (Die 
Freirechtsschule  und  die  heutige  Rechtspflege,  in  der  Deutschen  Juristenzeitung, 
Jahrgang  14,  Nr.  19)  und  Stier- Sotnlo  (Das  freie  Ermessen  in  Rechtsprechung  und 
Verwaltung   1908,  S.    514)  gegen  die  Freirechtsschule  anschließen. 

3)  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  das  Urteilen  nach  Treu  und  Glauben, 
die  Anwendung  des  »richtigen  Rechts«  im  Sinne  Stammlern,  Anwendung,  nicht 
Schaffung  positiven  Rechts  ist. 

4)  Eine  neue  Methode  der  Rechtsprechung  und  der  Kritik,  im  Recht  1908, 
8.  257  ff.,   vgl.  auch  die  daselbst  Zitierten. 

5)  Aehnlich  Gtnelin,  Ueber  die  Kunst  der  Rechtsprechung,  Deutsche  Richter- 
zeitung  1909  Nr.  4. 
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Pflichten  bez.  ihrer  Erfüllung  oder  Nichterfüllung  in  der  Ver- 
gangenheit als  solche  ist  jeder  Zweckmäßigkeitserwägung  un- 
zugänelich. 


§   l8.     Die  richterliche  Gewalt  als  Unterart  der 
rechtsausführenden  Tätigkeit. 

Ist  hiernach  die  richterliche  Tätigkeit  so  gut  wie  jeder  Ver- 
waltungsakt rechtsausführende  Tätigkeit,  so  fragt  es  sich,  ob  man 
innerhalb  dieser  eine  systematische  Scheidung  zwischen  richter- 
licher und  nichtrichterlicher  Rechtsausführung  zu  machen  berech- 
tigt ist.  Wenn  man  den  allgemeinen  Sprachgebrauch  berück- 
sichtigt, von  dem  bei  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung  ab- 
zugehen man  nur  unter  besonderen  Umständen  Veranlassung 
nehmen  wird,  so  besteht  die  Aufgabe  des  Richters  sowohl  darin, 
daß  er  in  Bezug  auf  noch  zu  erfüllende  Pflichten  Dritter  eine 
verbindliche    Entscheidung    trifl't^),    als    auch    darin,    daß    er   ein 


i)  Diese  Seite  richterlicher  Tätigkeit  läßt  Stahl,  Die  Prinzipien  des  Staats- 
rechts, 3.  Aufl.  1856,  S.  196,  außer  acht,  wenn  er  die  richterliche  Gewalt  als 
»die  Wiederherstellung  des  verletzten  Rechts  gegen  das  Individuum  durch  Eingriff 
in  seinen  Rechtskreis,  sei  es  für  Aufrechterhaltung  der  Rechte  anderer  oder  des 
Ansehens  des  Gesetzes  selbst«,  bezeichnet.  Auch  von  anderen  Autoren  (vgl.  Ber- 
natzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  60)  wird  eine  Rechtsverletzung 
als  wesentliche  Voraussetzung  eines  richterlichen  Aktes  bezeichnet.  Dabei  greift 
Pfizer  (Die  Reform  der  Verwaltungsrechtspflege,  S.  50),  um  in  einer  Verwaltungs- 
streitsache die  Rechtsverletzung  als  Voraussetzung  der  in  zweiter  Instanz  ergangenen 
Entscheidung  aufrecht  zu  erhalten,  zu  dem  Mittel,  die  erstinstanzliche  Entschei- 
dung als  Rechtsverletzung  anzusehen,  indem  er  in  dem  weiteren  Verfahren  die 
erstentscheidende  Behörde  dem  Beschwerdeführer  als  Gegenpartei  gegenüberstellt. 
Mit  Recht  wendet  Bernatzik  (Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  61)  da- 
gegen ein,  daß  von  einem  »Rechtsstreit«  hier  nur  geredet  werden  könnte,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  durch  einen  Vertreter  seinen  Standpunkt  vor  der  höheren 
Behörde  gegenüber  dem  Appellanten  vertreten  würde.  Vor  allem  verkennt  diese 
Ansicht  aber  die  Einheitlichkeit  des  Verfahrens  bis  zur  endgültigen  Entscheidung. 
Bei  gewissenhafter  Amtstätigkeit  der  erstangerufenen  Behörde  ist  trotz  der  mate- 
riellen Unrichtigkeit  der  Entscheidung  von  einer  Rechtsverletzung  der  Privatperson 
keine  Rede.  Es  müssen  daher  auch  einander  widerstreitende  Entscheidungen  unter- 
geordneter und  übergeordneter  Instanzen  in  Bezug  auf  die  endgültige  Entscheidung 
nur  als  Stadien  eines  einheitlichen  Verfahrens,  das  erst  mit  dieser  sein  Ende  er- 
reicht, aufgefaßt  werden  ;  dies  ist,  da  der  Staatswille  nur  einer  sein  kann,  auch 
dann  anzunehmen,  wenn  die  Entscheidungen  von  ganz  verschieden  organisierten 
Behörden  ausgehen,  z.  B.,  wenn  über  einen  Gehaltsanspruch  zunächst  die  vorge- 
setzte Dienstbehörde  und  dann  endgültig  das  Gericht  oder  bei  einem  Anspruch  auf 
Entschädigung   wegen    unschuldig    erlittener  Verhaftung     oder  Bestrafung    zunächst 
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bindendes  Urteil  darüber  abgibt,  ob  die  einer  dritten  ^)  Person 
obliegenden  Pflichten  von  dieser  crtiillt  sind  oder  nicht,  und 
eventuell  ob  daher  Lohn  oder  Strafe  einzutreten  habe.  Die  I'Lnt- 
scheidung  über  eigene  Rechte  und  Pflichten  ist  kein  Richten 
im  herkömmlichen  Sinne-).  Der  Inhaber  dieser  Zuständigkeiten 
ist  der  Richter  in  des  Wortes  eigentlicher  Bedeutung  ^) ;  die  Zu- 
ständigkeit zum  Vollzuge  des  durch  Richterspruch  bestimmten 
Lohnes  oder  der  dadurch  verhängten  Strafe  ist  dagegen,  weil  sie 
eine  Urteilsfällung  mit  den  oben  dargelegten  Wirkungen  nicht 
erfordert,  keine  spezifisch  richterliche  latigkeit  ■*).  Ks  handelt 
sich  hierbei,  wie  ausdrücklich  bemerkt  werden  soll,  nur  um  eine 
Wortinterpretation  des  Begriffs  »richten«.  Einwendungen  aus  den 
Tätigkeiten,  die  dem  Richter  im  historisch  gegebenen  Sinne  ob- 
liegen, und  die  unstreitig  ihrem  Wesen  nach  sehr  verschieden 
sind,  dürften  daher  hiergegen  unzulässig  sein. 

Diese  aus  dem  Sprachgebrauche  hergeleitete  Definition  der 
richterlichen  Tätigkeit  weicht  teilweise  von  den  von  anderen 
aufgestellten  Begriffen  ab.  Es  werden  nämlich  zum  Teil  noch 
weitere  Begriff.smerkmale  als  der  Justiz  wesentlich  aufgestellt,  zu 
denen  zunächst  im  Hinblick  auf  ihre  Bedeutimg  für  das  System 
Stellung  genommen  werden  muß. 


die  Justizverwaltungsbchörde  und  dann  endgültig  das  Gericht  entschieden  hat.  An- 
derer Auffassung  sind  (im  Gegensatze  zu  Bernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle 
Rechtskraft,  S.  57  ff.)  v.  Lehmayer,  Zur  Reform  des  Verfahrens  in  administrativen 
Rechtssachen,  in  Grünhuts  Zeitschrift  Band  XII,  S.  230,  und  Roesler,  Der  öster- 
reichische Verwaltungsgerichtshof  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875,  ibid., 
IV,  S.  332  ff. 

i)  Da  die  Entscheidung  über  eigene  Pflichterfüllung  nicht  richterliche  Tätigkeit 
ist,  so  ist  es  auch  die  Geltendmachung  von  Parteiansprüchen  seitens  einer  Behörde 
namens  des  Staates  nicht.  Die  Anspruchserhebung  durch  sie  vor  der  zur  Ent- 
scheidung berufenen  Behörde  hat  nur  die  Bedeutung  eines  bestimmten  Verfahrens, 
in  welchem  der  Staat  Verpflichtungen  Dritter  oder  seiner  selbst  feststellt. 

2)  Eine  Feststellung  über  noch  zu  erfüllende  Pflichten  wird  meistens  auch  bei 
einem  auf  eine  Feststellungsklage  ergehenden  Urteil  getroffen.  Ueber  die  Frage 
der  Zulässigkeit  von  Feststellungsklagen  im  Verwaltungsstreitverfahren  vgl.  Vossen, 
Die  Feststellungsklage  im  Verwaltungsprozeß,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  24, 
S.  202  ff. 

3)  Diese  Kompetenzen  umfaßt  auch  die  Definition  von  Bernatzik,  Rechtspre- 
chung und  materielle  Rechtskraft,  S.  37  :  »Etymologisch  läge  es  am  nächsten,  wenn 
man  sagte,  Rechtsprechung  heißt :  aussprechen,  was  im  konkreten  Fall  durch  eine 
Rechtsnorm  gefordert  werde«. 

4)  Im  Gegensatze  hierzu  hält  Stahl,  Die  Staatslehre  und  die  Prinzipien  des 
Staatsrechts,   S.   197,   das  Urteil  und  die  Vollstreckung   für  zusammengehörig. 
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a)  Zahlreiche  Autoren  halten  für  das  Zustandekommen  einer 
richterlichen  Entscheidung  ein  besonders  geregeltes  Verfahren 
für  erforderlich  und  damit  für  einen  Bestandteil  der  richterlichen 
Tätigkeit.  So  sagt  Bernatsik  ^) :  »Es  ist  mit  dem  Begriff  des 
Rechtsverhältnisses  die  Vorstellung  untrennbar  verbunden,  daß 
die  Feststellung  desselben  nach  gewissen,  von  der  Rechtsordnung 
vorher  bestimmten  Regeln  vor  sich  gehe,  welche  die  Anwendung 
der  Rechtsnormen  auf  den  einzelnen  Fall  im  Hinblick  auf  die 
dadurch  tangierten  rechtlichen  Interessen  der  Parteien  ermöglichen 
und  gewährleisten.  Denn,  wie  könnte  sonst  ausgesprochen  wer- 
den, was  Rechtens  ist.?« 

Es  wird  also  nicht  nur  die  Zweckmäßigkeit,  sondern  die  be- 
griffliche Notwendigkeit  der  Beobachtung  eines  besonderen  Ver- 
fahrens bei  einer  richterlichen  Entscheidung  behauptet.  Zur  Ent- 
scheidung darüber,  inwieweit  dieses  begrifflich  mit  der  richter- 
lichen Tätigkeit  zusammenhängt,  bedarf  es  einer  Erläuterung  des 
Verfahrens-  oder  Prozeßbegriffes. 

Setzt  man  den  Fall,  daß  die  rechtsausführenden  Organe  in 
der  Wahl  der  Mittel  zur  Tatbestandsfeststellung  völlig  freie  Hand 
haben,  so  ergeben  sich  zwei  mißliche  Möglichkeiten:  viele  rechts- 
ausführende Organe  werden  unzweckmäßige  Mittel  zur  Ermitte- 
lung des  Sachverhaltes  anwenden,  andere  werden  ihre  von  den 
Gliedern  der  Rechtsgemeinschaft  zu  respektierende  Macht  bei 
dieser  Ermittelung  nicht  in  staatlichem  Interesse  gebrauchen, 
sondern  in  egoistischem  mißbrauchen.  Dem  Zwecke  der  mög- 
lichsten Minderung  dieser  beiden  Möglichkeiten,  die  es  freilich 
wegen  der  UnvoUkommenheit  des  Rechts  als  eines  Produkts  des 
Menschengeistes  nie  zu  beseitigen  vermag,  dient  das  Prozeßrecht ; 
es  soll  eine  Zweckmäßigkeitsregel  für  die  Beamten  und  ein  Schutz 
der  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  gegen  die  Willkür  derselben 
sein.  Wegen  der  Schwierigkeit  der  abstrakten  Regelung  der 
mannigfachsten  Lebensvorgänge  muß  freilich  auch  im  Prozeßrecht 
an  vielen  Stellen  dem  rechtsausführenden  Organe  nur  allgemein 
ein  Handeln  nach  pflichtmäßigem  Ermessen,  ein  zweckmäßiges 
Handeln,  zur  Pflicht  gemacht  werden,  ohne  daß  die  einzelnen 
vorzunehmenden  Akte  näher  bestimmt  werden  können,  wodurch 
sich  dann  wieder  die  Möglichkeit  unzweckmäßigen  und  unmora- 
lischen Vorgehens    ergibt^).     Als  Korrelat    dienen   einerseits    alle 

i)  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  63,   64. 

2)  Die  durch    wenig  entwickelte  Rechtsordnungen    vorgeschriebene  Gebunden- 
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jene  Normen,  die  die  intellektuellen  und  moralischen  Voraus- 
setzungen der  Berufung  zur  Rechtsausführung  enthalten,  anderer- 
seits die  Bestimmungen  über  die  Verbrechen  und  Vergehen  im 
Amte,  die  den  rechtsausführenden  Organen  im  allgemeinen  und 
insbesondere  den  Richtern  schwere  Nachteile  für  Plhchtvernach- 
lässigungen  androhen,  sei  es,  daß  es  sich  —  wie  bei  den  un- 
eigentlichen Beamtendelikten  —  um  Normen  handelt,  die  für 
jedes  Glied  der  Rechtsgemeinschaft  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Beamtenqualität  gelten,  und  deren  Uebertretung  gelegentlich  der 
Rechtsausführung  nur  schwerer  geahndet  wird,  sei  es,  daß  — 
wie  bei  den  eigentlichen  Beamtendelikten  —  eine  Willensbe- 
stätigung unter  Strafe  gestellt  ist,  die  sich  als  Kompetenzüber- 
schreitung oder  als  Unterlassen  einer  durch  die  Kompetenz  ge- 
botenen Handlung  darstellt,  die  also  nur  dann  strafbar  ist,  wenn 
sie  von  einem  rechtsausführenden  Organe  begangen  wird,  wobei 
wieder  gewisse  Beschränkungen  allen  Beamten  obliegen  (vgl.  z.  B. 
§  341  des  RStGB. ;  Fall  des  »allgemeinen  Amtsdelikts«),  andere 
nur  den  Beamten  einer  bestimmten  Gattung  (vgl.  z.  B.  §  346 
a.  a.  O. ;  besonderes  Amtsdelikt). 

Aus  diesem  dem  Zwecke  der  Prozeßrechtsnormen  entnom- 
menen Begriffe  des  Prozeßrechts  folgt: 

1)  Das  Prozeßrecht  ist  begrifflich  nicht  nur  der  spezifisch 
richtenden,  sondern  überhaupt  der  rechtsausführenden  Staats- 
tätigkeit eigentümlich  ;  daher  haben  viele  Staatsorgane  nach  posi- 
tivem Recht  bei  nicht  richterlicher  Tätigkeit  Prozeßrechtsnormen 
zu  beobachten. 

2)  Andererseits  sind  die  Richter  vielfach  bei  der  Ermittelung 
von  Tatbeständen  nicht  an  die  Beobachtung  von  Verfahrens- 
grundsätzen gebunden,  wenngleich  im  allgemeinen  wegen  der 
Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  der  von  dem  Zivil-  und  Straf- 
richter im  Sinne  moderner  Staatsfunktionensonderung  zu  treffen- 
den Feststellungen  das  Zivil-  und  Strafprozeßrecht  besonders  aus- 
gedehnt und  ausgebaut  ist. 

heit  des  Richters  an  Beweisregeln,  welche  bewirken,  daß  ein  Tatbestand  ohne 
Rücksicht  auf  die  subjektive  Ueberzeugung  des  Richters  auf  Grund  eines  gewissen 
die  Tatsächlichkeit  dieses  Tatbestandes  nahe  legenden  Sachverhalts  als  feststehend 
angenommen  werden  muß,  ist  in  entwickelten  Rechtsordnungen  fast  ganz  ver- 
schwunden. Man  hat  eingesehen,  daß  die  Momente,  welche  für  eine  der  Tatsäch- 
lichkeit möglichst  entsprechende  Ueberzeugung  maßgebend  sind,  in  den  Einzelfällen 
so  mannigfach  verschiedener  Natur  sind,  daß  eine  abstrakte  Regelung  kaum  mög- 
lich ist. 


ßjg  Dr.  Bruno  Beyer  : 

ad  l)  Verfahrensnormen  sind  nicht  nur  dann  von  den  Ver- 
waltungsbeamten zu  beobachten,  wenn  sie,  wie  z.  B.  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren, im  Disziplinarverfahren,  bei  der  Hand- 
habung der  Ehrengerichtsbarkeit,  im  Verfahren  wegen  Zoll-  und 
Steuerdefraudationen,  bei  der  Verhängung  von  Strafen  für  Porto-, 
Steuer-  und  Stempelhinterziehung,  bei  der  Bestrafung  leichterer, 
endgültig  auf  Verlangen  des  Bestraften  im  ordentlichen  Rechts- 
wege zu  erledigender  Delikte,  richterliche  Funktionen  ausüben, 
sondern  vielfach  auch  bei  nichtrichterlicher  Tätigkeit.  Wenn  ein 
Antrag  auf  Genehmigung  einer  der  im  §  i6  der  GO.  für  das 
Deutsche  Reich  verzeichneten  Gewerbe,  welche  durch  ihre  ört- 
liche Lage  oder  die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  für  die  Be- 
sitzer oder  Anwohner  oder  das  Publikum  überhaupt  erhebliche 
Nachteile  herbeiführen  können,  gestellt  wird,  so  hat  die  zustän- 
dige Behörde  nach  einem  Edictalverfahren  in  öffentlicher  kon- 
tradiktorischer Verhandlung  Beschluß  zu  fassen,  der  Standesbe- 
amte hat  vor  einer  Eheschließung  in  besonderem  Verfahren  das 
Nichtvorhandensein  von  Ehehindernissen  festzustellen ,  ein  be- 
sonderes Verfahren  haben  die  Aufsichtsbehörden  über  Privat- 
versicherungsunternehmungen  (§§  70  ff.  des  RG.  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen)  bei  ihrer  Tätigkeit,  das  Reichs- 
bankdirektorium bei  Ausübung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  über 
die  Reichsbank,  die  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnbehörden, 
und  zwar  nicht  nur  in  Bezug  auf  den  inneren  Geschäftsgang, 
sondern  auch  gegenüber  dem  Publikum,  zu  beobachten.  Auch 
die  im  Aufgebotsverfahren  vom  Zivilrichter  zu  beobachtenden 
Formvorschriften  sind  solche  für  eine  nicht  richterliche,  rechts- 
ausführende Tätigkeit,  da  man  dieses  Verfahren,  weil  es  nicht 
den  Schutz,  sondern  die  Begründung  von  Rechtsverhältnissen 
bezweckt,  mit  Recht  zur  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  rechnet. 

ad  2)  Was  umgekehrt  die  richterliche  Tätigkeit  anlangt,  so 
ist  nach  geltendem  deutschem  Reichsrecht  für  die  Zivil-  und 
Strafjurisdiktion  allerdings  unter  allen  Umständen  die  Beob- 
achtung bestimmter  Formvorschriften  in  Bezug  auf  die  Mündlich- 
keit und  Oeffentlichkeit  erforderlich;  aber  der  Inhalt  der  bezüg- 
lichen Rechtsvorschriften  ist  nicht  begriffsnotwendiger  Bestandteil 
der  zivil-  und  strafrichterlichen  Tätigkeit.  Wie  nach  der  Wichtig- 
keit der  zur  Entscheidung  stehenden  Straf-  und  Zivilsachen  die 
zu  beobachtenden  Formen  erschwert,  bez.  erleichtert  sind,  so 
wäre    es    mit    der    richterlichen  Tätigkeit    als    solcher   vereinbar, 
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wenn  z.  B.  in  Fällen  von  ganz  geringer  Bedeutung  nicht  nur  von 
der  förmlichen  Erhebung  der  Klage,  sondern  auch  von  dem 
Grundsatze  der  Oeffcntlichkeit  inid  Mündlichkeit  abgesehen  wer- 
den dürfte.  Jedenfalls  fehlen  mitunter  Formvorschriften  für  die 
richterliche  Tätigkeit  von  Verwaltungsbeamten,  z.  B.  für  eine 
polizeiliche  Strafverfügung. 

Wie  man  sich  jedoch  auch  zu  der  Frage  stellen  möge,  ob 
die  Beobachtung  eines  bestimmten  Verfahrens  zu  den  wesent- 
lichen Merkmalen  der  richterlichen  Tätigkeit  gehöre  oder  nicht : 
sofern  die  Möglichkeit  eines  solchen  auch  bei  Kxekutivakten  fest- 
steht, kann  dieses  Merkmal  einer  Klassifikation  nicht  zugrunde 
gelegt  werden. 

b)  Das  gleiche  gilt  von  dem  von  Stahl '^)  an  der  richtenden 
Tätigkeit  hervorgehobenen  Charakteristikum,  daß  sie  sich  stets 
auf  ein  Individuum  erstrecke.  Denn  dieses  gilt  nicht  ausnahms- 
los und  ist  auch  meistens  mit  der  verwaltenden  Staatstätigkeit 
verbunden.  In  der  Tat  können  andere  als  richterliche  Rechts- 
ausführungsakte, da  sie  nicht  nur  Willensbetätigungen,  sondern 
auch  sonstige  Vorgänge  zur  tatbestandlichen  Voraussetzung  haben 
können,  an  die  Allgemeinheit,  wenn  auch  in  bestimmter  Um- 
grenzung, gerichtet  sein,  selbst  wenn  sie  Einzelgebote  oder 
-verböte  enthalten  2),  während  ein  Richterspruch,  auch  wenn  er 
gleichzeitig  gegen  mehrere  Personen  ergeht,  diese  stets  dann  als 
Einzelpersonen  ergreift,  wenn  er  feststellt,  daß  sie  ihren  persön- 
lichen Willen  in  der  Richtung  der  objektiven  Rechtsnormen  be- 
tätigt haben  oder  nicht;  dagegen  kann  er,  sofern  er  bestimmt, 
in  welcher  Weise  sie  ihren  Willen  in  der  dem  Rechte  ent- 
sprechenden Weise  zu  betätigen  haben,  sich  begrifflich  auch  auf 
die  Allgemeinheit  beziehen. 

c)  Besonders  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts^) 
wurde  von  verschiedenen  Autoren  die  Ansicht  vertreten,  daß 
für  die  Ausübung  richterlicher  Tätigkeit  ein  »Streit«  oder  ein 
»Gegenüberstehen  mehrerer  Beteiligter«  erforderlich  sei.  Wider- 
spricht diese  Behauptung  schon  dem  Umstände,  daß  besonders 
im  Prozeßverfahren    der  Richter  häufig  ohne  einen  solchen  Streit 


i)  Die  Staatslehre    und  die  Prinzipien    des  Staatsrechts,    3.  Aufl.,    Heidelberg 
1856,  S.   197. 

2)  Z.  B.  bei  der  Anordnung  von  Aufenthaltsbeschränkungen  über  die  Bewohner 
eines  bestimmten  Bezirks  bei  Ausbruch  einer  gemeingefährlichen  Krankheit. 

3)  Vgl,  Bernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  54  ff. 


6l8  D""-  Biuno  Beyer: 

Entscheidungen  zu  treffen  hat,  daß  er  die  Endentscheidung  auch 
dann  fällen  muß,  wenn  der  Beklagte  sich  gar  nicht  auf  den  Rechts- 
streit eingelassen  oder  den  Anspruch  anerkannt  hat  ^),  so  fehlt 
es  ihr  auch  an  jeder  Begründung.  Es  ist  durchaus  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  das  Unstreitige  keiner  Entscheidung  bedürfen 
solle  ^).  Die  Feststellung  konkreter  Rechtspflichten  bez.  ihrer 
Erfüllung  oder  Nichterfüllung  in  der  Vergangenheit  kann  trotz 
der  Uebereinstimmung  der  Beteiligten  in  Bezug  auf  die  tatsäch- 
liche Rechtslage  von  wesentlicher  Bedeutung  sein,  wenn  trotz 
dieser  Uebereinstimmung  die  Erfüllung  der  Pflicht  nicht  erfolgt 
oder  nicht  erfolgt  ist,  damit  durch  den  Titel  die  Möglichkeit  der 
zwangsweisen  Durchführung  der  hieran  geknüpften  Rechtsfolgen 
gewährt  werde.  Daß  in  vielen  Fällen  ein  Streit  zweier  Gegner 
tatsächlich  Voraussetzung  für  das  Einschreiten  einer  rechtspre- 
chenden Behörde  ist,  liegt  an  dem  Mangel  des  öffentlichen  Inter- 
esses, daß  die  Feststellung  der  betreffenden  Rechtspflichten  von 
Amts  wegen  betrieben  werde. 

Die  Veranlassung  zur  zivilrechtlichen  Urteilsfällung 
über  die  aus  einem  Rechtsverhältnis  entspringenden  Pflichten  ist 
entweder  die  private  Initiative  eines  Beteiligten,  der  gegen  einen 
andern  deswegen  einschreitet,  weil  dieser  ihm  gegenüber  seine 
Rechtspflichten  nicht  erfüllt,  sei  es,  daß  er  den  vorliegenden 
Sachverhalt  bestreitet,  oder  daß  er  anderer  Rechtsauffassung  ist 
als  sein  Gegner,  oder  daß  er  trotz  gleicher  tatsächlicher  und  recht- 
hcher  Anschauung  seiner  Verpflichtung  nicht  nachkommen  will, 
oder  endlich,  daß  beide  Teile  dahin  übereinkommen,  einen  Richter- 
spruch herbeizuführen,  weil  sie  selbst  über  ihre  gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten  im  Unklaren  sind.  In  anderen  Fällen  da- 
gegen tritt  die  Betätigung  des  öffentlichen  Interesses  durch  den 
Staat  so  hervor,  daß  er  seinen  Organen  die  Fällung  eines  Richter- 
spruchs, also  die  autoritative  Entscheidung:  im  vorliegenden 
Falle  ist  die  und  die  Handlung  deine  Pflicht !  von  Amts  wegen 
gebietet.  Dies  tut  er  auch  in  Fällen,  in  denen  die  Entscheidung 
in  einem  zivilprozessualen  Verfahren  erfolgt,  nämlich  dann,  wenn 
die  die  Initiative    ergreifende  Person  als  Staatsorgan  handelt,    (z. 


i)  Der  Umstand,  daß  in  solchen  Fällen  eine  Litiskontestation  als  fingiert  an- 
gesehen wurde,  erweist  gerade,  daß  sie  tatsächlich  nicht  stattgefunden  hat  (vgl. 
Bülow,  Zivilprozessualische  Fiktionen  und  Wahrheiten,  im  Archiv  für  die  zivilistische 
Praxis,   Band  62,   S.  21). 

2)  Bernatzik,  a.  a.  O.,   S.   55. 
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B.  als  Staatsanwalt  in  einer  Ehenichtiglceitsklage  als  Kläger  auf- 
tritt): das  Handeln  dieses  Organs  bewirkt  in  Verbindung  mit 
dem  ergehenden  Richterspruche  einen  einheitlichen  Efi'ekt,  der 
als  das  Produkt  eines  von  Amts  wegen  vorgenommenen  einheit- 
lichen Staatsaktes,  insofern  nämlich  derselbe  Staat  durch  die 
klagende  und  die  urteilende  Person  handelt,  aufgefaßt  werden 
muß.  Ist  hiernach  die  private  Initiative,  das  Anrufen  des  Rich- 
ters, für  dessen  Wirken  nicht  wesentlich,  so  steht  nichts  im 
Wege,  auch  weiteren  Entscheidungen  über  Rechtspflichten  den 
Charakter  richterlicher  Sentenzen  zuzusprechen,  z.  B.  der  Ent- 
scheidung der  hierzu  zuständigen  Behörde  gegenüber  elterlichen 
Gewalthabern,  welche  die  sich  aus  der  allgemeinen  Schulpflicht 
für  sie  ergebenden  Pflichten  nicht  erfüllen  oder  der  Impfpflicht 
nicht  nachkommen  oder  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  ihrer 
Kinder  gefährden,  daß  diesen  Verpflichtungen  zu  genügen,  das 
gefährdende  Verhalten  zu  unterlassen  sei,  die  an  Militärpflichtige,, 
welche,  sich  nicht  stellen,  und  Steuerpflichtige,  welche  mit  Steuern 
im  Rückstande  sind,  gerichteten  Aufforderungen,  der  Militärpflicht 
zu  genügen  oder  die  Steuern  zu  zahlen,  sofern  sie  mit  einer  vor- 
läufig oder  endgültig  diese  Pflichten  feststellenden  Entscheidung 
verbunden  sind.  Auch  in  diesen  Fällen  kann  tatsächlicher  oder 
rechtlicher  Irrturn  oder  auch  Böswilligkeit  die  Veranlassung  zur 
Pflichtvernachlässigung  sein,  auch  hier  liegt  in  der  mitgeteilten 
Entscheidung  ein  für  die  Beteiligten  maßgebender,  wenn  auch 
unter  Umständen  anfechtbarer  Richterspruch  vor. 

Wo,  wie  in  der  Strafjurisdiktion,  in  der  Regel  von  Amts 
wegen  eingeschritten  wird,  liegt  ein  Streit  stricto  sensu  nicht  vor, 
da  die  Staatsanwaltschaft  als  staatliches  Organ  nicht  mit  dem 
Beschuldigten  zu  streiten,  sondern,  gleich  dem  Gericht,  an  der 
Erforschung  des  Tatsächlichen  und  der  auf  dasselbe  anzuwen- 
denden Rechtsnorm,  wenn  auch  in  anderer  Art  als  der  Richter, 
zu  arbeiten  berufen  ist.  Ebensowenig,  wie  man  den  Urteilen 
der  alten  Inquisitionsgerichte,  die  die  Funktion  des  öffentlichen 
Anklägers  mit  der  des  Gerichts  verbanden,  die  Eigenschaft  richter- 
licher Entscheidungen  absprechen  wird,  kann  man  dies  sonstigen 
Erkenntnissen,  denen  ein  Streit  nicht  zu  Grunde  liegt ^J.    Anderer- 


i)  Vgl.  schon  Funke,  Die  Verwaltung  in  ihrem  Verhältnis  zur  Justiz,  1828: 
Für  den  Begriff  der  Justiz  kann  der  Umstand,  »nicht  maßgebend  sein,  daß  Parteien 
einander  gegenüberstehen.  Denn  es  ist  dieser  Umstand  ohne  Einfluß  auf  das  Ver- 
hältnis der  Gesetzesanwendung«.     Ebenso  Beniatzik,  a.  a.  O.,  S.   54 — 62. 


^20  ^^-   Bruno  Beyer; 

seits  steht  es  unzweifelhaft  fest,  daß  auch  vielen  Verwaltungs- 
akten ein  Streit  der  Beteiligten  zu  Grunde  liegt. 

d)  Es  ist  auch  in  systematischer  Hinsicht  gleichgültig,  ob 
hierbei  öffentliche  oder  private  Pflichten  festgestellt  werden,  wie 
man  denn  auch  in  der  Verwaltungs-  und  Disziplinargerichtsbar- 
keit mit  Recht,  ebenso  wie  in  der  Zivilgerichtsbarkeit,  Justiz  in 
des  Wortes  eigentlicher  Bedeutung  erblickt.  Obwohl  gerade  die 
Entwickelung  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  der  die  wissenschaft- 
liche Untersuchung  des  Verhältnisses  zwischen  Verwaltung  und 
Justiz  in  Fluß  bringende  Vorgang  gewesen  ist,  kann  dem  Um- 
stände, daß  z.  B.  in  der  Zivilgerichtsbarkeit  über  privatrechtliche, 
in  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  über  öffentlich-rechtliche 
Pflichten  entschieden  wird,  eine  grundlegende,  systematisch  wir- 
kungsvolle Bedeutung    nicht  zugemessen  werden. 

Eine  Unterscheidung  von  öffentlich-rechtlichen  und  privat- 
rechtlichen Pflichten  der  Staatsuntertanen  nach  der  Staats- 
behörde, die  über  ihre  Pflichterfüllung  bez.  Nichterfüllung  zu 
entscheiden  hat,  hat  nur  formelle,  nicht  aber  materielle  Bedeu- 
tung und  ist  daher  auch  nicht  für  das  Wesen  der  richterlichen 
Entscheidung  von  Bedeutung i).    Eine  Scheidung  im  Gebiete  der 

i)  Vgl.  Bernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  48  ff.  Dies 
verkennt  Lebon  (Staatsrecht  der  französischen  Republik,  in  Marquardseni,  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts,  S.  22),  wenn  er  die  Gegenüberstellung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung damit  rechtfertigt,  daß  die  Verwaltung  nicht  zur  Entscheidung  einer  Frage 
berufen  sei,  in  welcher  sie  selbst  beteiligt  sei,  daß,  selbst  wenn  der  Streit  de  facto 
erst  nach  Beginn  der  Ausführung  anhebe,  das  Urteil  de  jure  der  Ausführung  voraus- 
gehe, und  daß  es  sich  bei  der  Exekutive  nur  um  die  Frage  handeln  könne,  ob 
das  Gesetz  anzuwenden  sei  oder  nicht.  Er  macht  dadurch  die  Verwaltung  zu  einer 
in  besonderer  Weise  interessierten  Person,  während  doch  der  eine  Staat  es  ist,  der 
seinen  Willen  sowohl  durch  die  verwaltenden  als  auch  durch  die  richtenden  Behörden 
äußert  (vgl.  auch  Bej-natzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  S.  45  und 
46).  Wenn  daher  die  Entscheidung  über  privatrechtliche  Verhältnisse  zur  Zu- 
ständigkeit der  ordentlichen  Gerichte,  die  über  öffentlich-rechtliche  zur  Zuständig- 
keit der  Verwaltungsbehörden  und  -gerichte  gehören  soll  (vgl.  Bluntschli  in  der 
Kritischen  Vierteljahrsschrift,  Band  VI,  S.  278,  Heyssler,  Die  Zivilprozeßsache,  in 
Grünhuts  Zeitschrift,  Band  XI,  S.  36,  Lemayer,  ibid.  VIII,  S.  762,  Eigenbrodt, 
Das  Verhältnis  der  Gerichte  zur  Verwaltung  im  Großherzogtum  Hessen-Darmstadt 
1840,  S.  13  ff.,  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Welt- 
anschauung, 2.  Abt.  Heidelberg  1856,  S.  616,  Büff,  Das  Verhältnis  der  Gerichte 
zu  Staats-  und  Regierungssachen,  in  der  Zeitschrift  für  Zivilrecht  und  -prozeß. 
Band  XI,  S.  331,  Brater,  Studien  zur  Lehre  von  den  Grenzen  der  richterlichen 
und  administrativen  Zuständigkeit  mit  besonderer  Rücksicht  auf  bayerisches  Recht, 
Nördlingen  1855,  S.  9  ff.,  Regelsberger,  Justiz  und  Verwaltung,  in  der  Kritischen 
Vierteljahrsschrift,   Band  IV,  S.  66  ff.,  v.  Planitz,  Justiz  und  Verwaltung.    Ein  Bei- 
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richtenden  Tätigkeit  ließe  sich  nur  —  was  praktisch  im  mo- 
dernen Rechtsleben  bedeutungslos  ist  —  dann  vornehmen,  wenn 
der  Staat  die  verbindliche  Feststellung  von  zukünftig  zu  er- 
füllenden oder  in  der  Vergangenheit  erfüllten  oder  nicht  erfüllten 
Pflichten  zum  Teil  privater  Tätigkeit  überließe,  zum  Teil  selbst 
in  Angriff  nähmet- 

Die  erwähnten  Merkmaie  sind  also  jedenfalls  nicht  ge- 
eignet, für  eine  Klassifikation  der  richterlichen  Tätigkeit  ver- 
wendet zu  werden,  weshalb  ein  näheres  Eingehen  auf  sie  über 
den  Zweck  dieser  Arbeit  hinausgehen  würde.  Es  muß  jedoch 
hervorgehoben  werden,  daß  sie  für  die  Erörterung  der  tatsäch- 
lichen Rechtsgestaltung  von  großer  Bedeutung  sind. 

Die  richterliche  Tätigkeit  im  oben  ausgeführten  Sinne  ist 
ohne  Zweifel  ein  Komplex  von  Rechtsausführungsakten,  von  Amts- 
handlungen, die  die  Ausführung  der  durch  das  Recht  einem 
Staatsorgan  als  solchem  auferlegten  Pflichten  zum  Gegenstande 
haben,  welche  von  den  übrigen  Rechtsausführungsakten  ihrem 
inneren  Wesen  nach  zu  scheiden  sind.  Die  »positiv-fördernde« 
Tätigkeit  des  Staates  erfordert  zwar  auch  ein  Urteil  der  mit 
ihr  betrauten  Organe.  Dieses  bezieht  sich  aber  nicht  auf  die 
Erfüllung  von  Pflichten  anderer  Personen,  welche  jene  noch  zu 
erfüllen  haben  oder  bezüglich  derer  festgestellt  werden  soll,  ob 
sie  in  der  Vergangenheit  erfüllt  sind  oder  nicht,  sondern  auf  die 
in  der  Zukunft  liegende  Erfüllung  eigener  Pflichten.  Das  Urteil, 
daß  die  Umstände  so  liegen,  daß  ein  bestimmtes  Handeln  von 
einem  Staatsbeamten  vorzunehmen  ist,  muß  zwar  sowohl  der 
Richter,  wenn  er  ein  Urteil  sprechen  will,  als  auch  der  Rechts- 
lehrer, der  eine  Lehrmeinung  vortragen  will,  fällen,  aber  das 
Produkt    dieser    Amtspflichterfüliung   hat    die    oben    dargelegten 


trag  zur  Feststellung  der  Grenzen  beider  Gewalten,  Jena  1860,  S.  16,  P'ozl,  Zur 
Literatur  und  Gesetzgebung  über  Verwaltungsrechtspflege,  in  der  Kritischen  Viertel- 
jahrsschrift, Band  10,  S.  140),  so  wird  damit  keine  materielle,  sondern  nur  eine 
formelle  Scheidung  in  der  richtenden  Tätigkeit  vorgenommen. 

i)  Wegen  der  Gefahr  der  Parteilichkeit  ist  auf  diesem  Gebiete  die  private 
Tätigkeit  schon  in  frühen  Rechtsperioden  sehr  eingeschränkt.  Wenn  die  Rechts- 
gemeinschaft als  solche  die  Aufgabe  der  verbindlichen  Feststellung  der  Rechts- 
pflichten ihrer  Glieder  vernachlässigte,  so  bestände  ein  Zustand,  in  dem  »ein  jeder 
selbst  Richter  über  das  sein  will,  was  ihm  gegen  andere  Recht  sei,  aber  auch  für 
dieses  keine  Sicherheit  von  anderen  hat,  oder  ihnen  gibt,  als  jedes  seine  eigene 
Gewalt«.  (Vgl.  Kant,  Die  Religion  innerhalb  der  Grenzen  der  bloßen  Vernunft, 
I.  Anm.  in  II.  der  i.  Abteilung  des  3.  Stückes,  Reklam,  S.    loi). 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.  4.  A2, 


^22  ^^'  Bruno  Beyer; 

verschiedenen  Wirkungen,  und  die  besonderen  Eigenschaften  des 
richterlichen  Urteils,  die  kein  anderer  Staatsakt  teilt,  berechtigen 
zu  seiner  begritilichen  Hervorhebung  unter  den  übrigen  Staats- 
funktionen. Aber  die  gesamte  Staatstätigkeit,  insbesondere  auch 
die  positiv  fördernde,  ist  mit  richterlichen  Funktionen  durchsetzt ; 
die  Disziplinierung  der  Beamten,  die  Festsetzung  der  Steuer- 
pflichten und  zahlreiche  andere  Verfügungen  sind  Entscheidungen, 
die,  an  andere  Beamte  oder  Private  gerichtet,  deren  zukünftig 
zu  erfüllende  Pflichten  betreffen  oder  darüber  Auskunft  geben, 
ob  Rechtspflichten  in  der  Vergangenheit  erfüllt  sind  oder  nicht, 
und  evtl.  ob  deshalb  Lohn  oder  Strafe  einzutreten  habe.  Anderer- 
seits hat,  wie  erwähnt,  der  Richter  insbesondere  während  des 
Verfahrens  fortdauernd  Rechtsausführungshandlungen  vorzu- 
nehmen, die  nicht  den  Charakter  richterlicher  Sentenzen  haben. 
Selbst  wenn  ein  Staat  sich  damit  begnügen  wollte,  lediglich 
Rechtsnormen  für  die  Allgemeinheit  seiner  Glieder  aufzustellen 
und  eine  Beamtenkompetenz  nur  insoweit  zu  schaffen,  als  eine 
Belohnung  oder  Bestrafung  vergangener  Pflichterfüllung  oder 
-Vernachlässigung  oder  eine  Feststellung  zukünftig  zu  erfüllender 
Pflichten  in  Frage  käme,  wenn  er  also  keine  positiv  fördernde 
Tätigkeit  im  gebräuchlichen  staatsrechtlichen  Sinne  ausüben  würde, 
müßte  er  trotzdem  eine  Zuständigkeit  zu  Amtshandlungen  schaffen, 
die  nicht  richterliche  Tätigkeit  sind,  nämlich  zum  mindesten  die 
Kompetenz  zur  Besetzung  der  Richterstellen  ^). 

Wenn  man  den  umgekehrten  Zustand,  bei  dem  also  der  Staat 
abgesehen  von  Normen  für  die  Allgemeinheit,  nur  solche  Rechts- 
Sätze  schaffen  würde,  die  eine  Zuständigkeit  der  zu  berufenden 
Organe  lediglich  zu  positiv  fördernder  Tätigkeit  schaffen  würde, 
bei  dem  also  richterliche  Kompetenzen  vollständig  fehlen  wür- 
den, theoretisch  konstruiert,  —  praktisch  kommt  allerdings  in 
den  Anfängen  der  Rechtsentwickelung  stets  der  dem  erster- 
wähnten ähnliche  Zustand  vor,  eine  positiv  fördernde  Staatstätig- 
keit entfaltet  sich  neben  der  richterlichen  nur  sehr  langsam  — , 
so  wäre  in  diesem  das  Fehlen  jeder  Richterfunktion  zwar  logisch 
denkbar,  aber  es  ist  praktisch  ausgeschlossen.  Es  müßte  über- 
geordnete Organe  geben,    welche  bezüglich  der  Amtspflichterfül- 


l)  Praküsch  hat  dieser  Zustand  selbst  bei  den  Staaten  des  Mittelalters,  die 
auf  diesem  Gebiete  nur  das  Notdürftigste  leisteten  (vgl.  OUo  Mayer,  Justiz  und 
Ver%valtung.  Rede  zum  Antritt  des  Rektorats  der  Kaiser  Wilhelms-Universität 
Straßburg  1902,  S.  5),  nie  existiert. 
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lung  der  untergeordneten  richten  müßten,  es  wären  richterliche 
Entscheidungen  gegenüber  Privaten  in  Bezug  auf  die  diesen  im 
Hinbhck  auf  die  positiv  fördernde  Staatstätigkeit  obhegenden 
Pflichten  (Unterlassung  von  Widerstand,  positive  Mitwirkung)  er- 
forderlich. Da  alles  menschliche  Handeln  in  seinem  inneren 
Wesen  teleologisch  zu  erklären  ist,  so  ergibt  sich  für  die  richter- 
liche Staatsfunktion  im  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Rechts- 
ausführungsakten, daß  sie,  da  sie  gleich  diesen  die  Ausführung 
gesetzten  Beamtenrechts  bezweckt,  ihrem  Wesen  nach  ebenso 
zu  beurteilen  ist,  wie  diese,  zumal  die  nicht  richterlichen  Hand- 
lungen, die  der  Richter  zum  Zwecke  der  Fällung  des  Richter- 
spruchs vornimmt,  auch  dem  besonderen  mit  diesem  verfolgten 
Zwecke  dienen,  wie  andererseits  richterliche  Funktionen  der  Ver- 
waltungsbeamten den  besonderen  Zweck  der  spezifisch  verwalten- 
den Tätigkeit  verfolgen  i). 

Ist  hiernach  die  Anschauung  Jellineks  -),  daß  es  ein  scharfes 
Charakteristikum,  das  Justiz  und  Verwaltung  scheidet,  nicht  gibt, 
weshalb  sich  die  Theorie  mit  dem  historisch  gegebenen  Gegen- 
satze zwischen  Justiz-  und  Verv\'altungsbehörden  begnügen  müßte, 
nur  insoweit  richtig,  als  sich  auch  die  Rechtsprechung  als  Be- 
standteil der  Verwaltung  ergibt,  und  hebt  jene  sich  innerhalb 
derselben  in  gewisser  Weise  von  sonstiger  rechtsausführender 
Tätigkeit  ab,  so  berechtigen  ihre  Eigentümlichkeiten  doch  den 
Theoretiker  nicht  zu  ihrer  Hinstellung  als  rechtlich  besonders 
zu  bewertenden  Aeußerungsakt  des  Staatswillens  gegenüber 
der  Staatsverwaltung,  aber  auch  wegen  des  Fehlens  systematischer 


i)  Am  deutlichsten  spricht  diese  Eingliederung  der  im  herkömmlichen  Sinne 
richtenden  in  die  verwaltende  Staatstätigkeit  Bornhak,  Grun-driß  des  Deutschen 
Staatsrechts,  2.  Aufl.,  Leipzig  1910,  S.  118,  aus:  Die  richterliche  Gewalt  »bietet 
ihrem  Inhalte  nach  keine  besondere  Richtung  der  Staatstätigkeit  dar.  .  .  .  Wo- 
durch die  richterliche  Tätigkeit  sich  aus  der  anderer  Staatsorgane  heraushebt,  ist 
nur  die  formelle  Seite,  die  verfassungsrechtliche  Unabhängigkeit  gegenüber  dem 
Monarchen,  die  verwaltungsrechtliche  gegenüber  den  Organen  der  Justizaufsicht  und 
die  besondere  prozeßrechtliche  Form  unter  Anhörung  und  Mitwirkung  der  Parteien, 
worin  sich  das  Verfahren  abspielt«  ;  vgl.  auch  Bornhak,  Allgemeine  Staatslehre, 
2.  Aufl.  Berlin  1909,  S.  152.  Auch  Montesquieu  sagt  übrigens  im  11.  Buch,  6.  Kap. 
»Des  trois  puissances  dont  nous  avons  parle  c'elle  de  juger  est  en  quelque  fagon 
nulle,  II  n'en  reste  que  deuxx.  Ebenso  lassen  sich  sonst  in  der  Geschichte  der 
Systematisierung  der  Staatsfunktionen  vereinzelte  Autoren  erweisen,  die  die  richter- 
liche Gewalt  der  exekutiven  einverleiben ;  so  gehört  nach  Schlozer,  Allgemeines 
Staatsrecht,  S.  loo  ff.,  die  potestas  iudiciaria  und  punitiva  zur  potestas  executiva. 
2)  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.,  S.  585. 
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Gegensätze  nicht  zu  einer  Bezeichnung  als  Unterart  der  Rechts- 
ausführung, sondern  höchstens  zu  einer  Erwähnung  in  der  nach 
den  verschiedensten  Gesichtspunkten  mögHchen  Aufzähking  von 
Rechtsausführungsfunktionen   des  Staates. 

§   19.    Verwaltung  und  Justiz  im  dogmatischen 
und  im  historisch  gegebenen  Sinne. 

Ein  Vergleich  des  hier  verwendeten  Begriffes  der  richterlichen 
Tätigkeit  mit  der  tatsächlichen  Funktionensonderung  zeigt  auf 
den  ersten  Blick,  daß  die  materiellen  und  formellen  Funktions- 
grenzen sich  nicht  decken,  daß  a)  einerseits  die  Richter  häufig 
nicht  richtend,  b)  die  Verwaltungsbeamten  dagegen  häufig  rich- 
tend tätig  werden,  eine  Erscheinung,  die  den  Erfahrungssatz  be- 
stätigt, daß  die  wechselvollen  Formen  des  Lebens  sich  nicht 
ganz  scharfen  abstrakten  Begriffen  anpassen. 

ad  a)  Bezüglich  derjenigen  Personen,  deren  Pflichten  durch 
die  Entscheidung  festgestellt  werden,  entstehen  durch  diese  Fest- 
stellung keine  neuen  Rechtspflichten;  nur  sofern  die  endgiltige 
und  unanfechtbar  gewordene  Entscheidung  materiell  unrichtig  ist, 
entsteht  für  diese  Personen  durch  diesen  prozessualischen  Staats- 
akt eine  bisher  nicht  vorhanden  gewesene  Verpflichtung.  Der 
Sinn  einer  solchen  Entscheidung  ist  jedoch  immer  der,  daß  eine 
als  bestehend  angenommene  Verpflichtung  festgestellt  wird.  Aller- 
dings werden  sekundär  durch  die  Entscheidung  noch  weitere, 
bisher  nicht  existent  gewesene  Imperative  geschaffen.  »Die  Im- 
perative, welche  aus  der  (unanfechtbar  gewordenen  oder  endgiltigen) 
Entscheidung  entspringen,  bestehen  in  dem  generellen  Befehle 
der    Rechtsordnung    an    alle    Normuntervvorfenen,    ihre    künftigen  /^ 

Handlungen    so  einzurichten,    daß  sie    mit    dem  in  der  Entschei-  / 

düng  liegenden  Schlüsse  nicht  in  Widerspruch  geraten.  ... 
Jeder  Beteiligte  ist  von  nun  an  gebunden,  die  über  das  Rechtsver-  '1 
hältnis  in  der  Entscheidung  enthaltene  Ansicht  über  das  Rechts-  -k 
Verhältnis  zu  haben  oder  doch  durch  Handlungen  äußerlich  an  f 
den  Tag  zu  legen;  differierende  Ansichten  darüber  sind  rechtlich  *• 
unerheblich,    d.    h.    sie    können    keine    rechtlichen    Konsequenzen  " 

nach  sich  ziehen,  weil  sie  Unrecht  sind«  ^). 

i)  Bernatzik,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft,  Wien  1886,  S.  129. 
Das  Gleiche  gilt  im  Verhältnis  zwischen  einem  Richterspruch  und  einem  Sachver- 
ständigengutachten. Mit  Recht  wendet  sich  daher  Bernatzik  (Rechtsprechung  und 
materielle  Rechtskraft,  S.  44  (Anra.  7)  gegen  Baehr  (Der  Rechtsstaat,  S.  62),  der  im 
Gutachten  des  Sachverständigen  eine  Art  Richterspruch  erblickt. 
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Nimmt  man  an,  daß  die  Schaffung  neuer  Rechtspflichten 
unter  den  Beteiligten  kein  eigentliches  Richten  sei,  so  gilt  dies 
auch  von  der  Fällung  »konstitutiver  Urteile«,  welche  Tätigkeit 
ein  wichtiger  Bestandteil  der  Richterkompetenz  im  historisch  ge- 
gebenen Sinne  ist^).  Sie  heben  sich  auch  in  der  Lehre  über  das 
Zivilprozeßrecht  als  ein  Fremdkörper  ab,  der  in  der  Behandlung 
des  Wesens  richterlicher  ICntscheidungen  eine  Eingliederung  in 
diese  nicht  zuläßt.  So  ist  es  denn  auch  nicht  verwunderlich, 
daß  die  für  sie  geltenden  Bestimmungen  im  Gegensatze  zu  denen 
über  alle  anderen  richterlichen  Entscheidungen  kasuistisch  ge- 
faßt sind  und  gemeinsame  Grundzüge  vermissen  lassen  ^j,  daß 
man  je  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen,  nach  besonderen 
Gründen  ihrer  Aufnahme  in  das  System  des  Zivilprozesses  ge- 
sucht hat^),  und  daß  das  Gestaltungsrecht,  das  durch  ihren  Er- 
laß ausgeübt  wird,  als  ein  besonderes  von  sonstigen  Urteilsrechten 
sich  abhebendes  Recht  des  Staates  hervorgehoben  wird').  Sie 
können  übrigens  auch  prozeßrechtlicher  Natur  sein,  d.  h.  einen 
zivilrechtlichen  Tatbestand  mit  prozessualer  Wirksamkeit  aus- 
statten^). Der  Erlaß  von  Bestimmungen,  die  die  Begründung  von 
gewissen  Rechtspflichten  in  denselben  Formen  wie  die  Feststel- 
lung bestehender  Rechtspflichten  erfolgen  lassen,  ist  auf  die  Eigen- 
art dieser  Formen  zurückzuführen,  welche  die  beste  Garantie  für 
die  tatsächliche  Schaffung  derjenigen  Verpflichtungen  gewähren, 
die  nach  objektivem  Recht  durch  die  Staatsorgane  zu  begründen 
sind  '').  Mit  Recht  hält  daher  die  herrschende  Meimmg  die  sich 
in  der  konstitutiven  Urteilsfällung  äußernde  Rechtsgestaltungs- 
funktion ihrem  Wesen  nach  für  eine  Betätigung  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, also  einer  nicht  spezifisch  richterlichen  Rechtsausführung''). 


i)  Wozu  auch  »auslösende«  und  »festsetzende«  Urteile  zu  zählen  sind  {Balog, 
über  »Das  konstitutive  Urteil,  in  der  Zeitschrift  für  Zivilprozeß  34,  S.   124). 

2)  Vgl.  Kisch^  Beiträge  zur  Urteilslehre,  Leipzig   1903,  S.  56. 

3)  Kisch,  a.  a.  O.,  S.  51  ff.,  Helhuig,  Anspruch  und  Klagerecht,  yena,  1900 
S.  52  ff. 

4)  Vgl.  Seckel,  Die  Gestaltungsrechte  des  bürgerlichen  Rechts  (in  der  Festgabe 
der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin  zum  50jährigen  Dienstjubiläum  ihres  Vor- 
sitzenden, des  Wirklichen  Geheimen  Rat  Dr.  Koch),  Berlin  1903,  S.  I  ff.  und  die 
von  ihm  Zitierten. 

5)  Kisck,  a.  a.   O.,   S.    162,   Balog,  a.  a.    O.  S.    160. 

6)  Schmidt,  Staatsverfassung  und  Gerichtsverfassung,  in  der  Festschrift  für  La- 
band  (Tübingen)   1908,  II,  S.  346  u. 

7)  Vgl.  z.  B.  Otto  Mayer,   im  Archiv  für  öffentl.  Recht  3i,  S.  40. 
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Die  I/e/hoi£ sehe  Widerlegung  dieser  Ansicht  gründet  sich  darauf, 
daß  das  konstitutive  Urteil  die  Erledigung  eines  Rechtsstreits 
bezwecke  und  daher  das  Charakteristikum  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit aufweise.  Diese  Widerlegung  ist  daher  für  denjenigen 
unbegründet,  welcher  das  Bestehen  eines  Rechtsstreits  nicht  für 
ein  Erfordernis  richterlicher  Tätigkeit  ansieht. 

ad  b)  Einen  besonderen  Charakter  gegenüber  den  allgemeinen 
Pflichten  haben  ihrem  Inhalt  nach  die  Amtspflichten.  Durch 
die  besondere  Stellung,  welche  die  Organe  des  Staates  durch 
ihre  Tätigkeit  als  solche  im  Verhältnisse  zur  Allgemeinheit  ein- 
nehmen, ist  eine  Scheidung  der  speziell  für  sie  geltenden  Rechts- 
normen von  den  für  jedermann  im  allgemeinen  erlassenen,  also 
eine  Scheidung  nach  dem  Rechtspflichtsubjekt  gerechtfertigt  und 
selbst  dann  durchzuführen ,  wenn  in  einem  Einzelfalle  einem 
Staatsorgan  und  einer  Privatperson  dieselbe  Handlung  zur  Pflicht 
gemacht  wird  (z  B.  die  Hilfeleistung  bei  Feuersgefahr).  Dem- 
entsprechend ist  auch  die  Einteilung  der  staatlichen  Rechtspflege 
in  die  privat-  und  strafrechtliche,  welche  auf  der  Ueberordnung 
des  Staates  über  seine  Glieder  beruht,  und  in  die  staatsrechtliche, 
welche  durch  das  besondere  Subordinationsverhältnis,  in  dem 
die  Organe  des  Staates  zu  diesem  stehen,  gegeben  ist,  und  welche 
eine  Rechtskontrolle  über  ihre  Tätigkeit  zum  Zwecke  hat,  gerecht- 
fertigt ij. 

Im  Gebiete  dieses  Beamtenrechts  spielt  die  richterliche  Funk- 
tion, soweit  das  Verhältnis  des  einen  Beamten  zum  andern  in 
Frage  kommt,  hauptsächlich  insofern  eine  Rolle,  als  sie  sich  auf 
die  Feststellung  vergangener  Pflichterfüllung  oder  -Vernachlässi- 
gung bezieht  (Disziplinarrecht).  Doch  kommen  auch  auf  diesem 
Gebiete  richterliche  Feststellungen  in  Bezug  auf  künftig  zu  er- 
füllende Amtspflichten  vor.  So  ist  einem  preußischen  Richter 
gegenüber,  dem  ein  geringes  Dienstvergehen  zur  Last  fällt,  nach- 
dem von  ihm  eine  Erklärung  erfordert  worden  ist,  die  ordnungs- 
widrige Ausführung  des  Amtsgeschäfts  zu  rügen,  er  ist  aber  auch 
zu  dessen  rechtzeitiger  und  sachgemäßer  Erledigung  zu  ermahnen- 
Das  Gebiet  des  Disziplinarrechts  ist  jedoch  keineswegs  das  ein- 
zige, auf  welchen  ein  Beamter  gegenüber  einem  anderen  richtend 
tätig  wird.  Dies  ist  vielmehr  bei  zahlreichen  anderen  Beschlüssen 
und  Verfügungen,  soweit  sie  die  dargelegten  Eigenschaften 
richterlicher  Entscheidungen  haben,  der  Fall. 

i)  Vgl.  Georg  Meyer-Anscküiz,  Lehrbuch  6.  Aufl.,  S.  6i8. 
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Da  der  Richterspruch  in  dem  angenommenen  Sinne  die  in 
Rede  stehende  Verpflichtung  nicht  erst  erzeugt,  sondern  nur  fest- 
stellt^), und  in  denjenigen  Fallen,  in  denen  über  vergangenes 
Verhalten  gegenüber  Rechtspflichten  entschieden  wird,  gleichfalls 
nur  über  Rechtspfhchten  entschieden  wird,  die  auch  ohne  den 
Richterspruch  bestehen,  so  liegt,  wie  bei  der  konstitutiven  Urteils- 
fällung der  Zivilrichter,  so  bei  den  Verfügungen  der  Verwaltungs- 
beamten, die  für  die  Entstehung  der  Pflicht  zu  dem  ihr  ent- 
sprechenden Handeln  von  Bedeutung  sind,  wo  sie  also  eine  reine 
tatbestandliche  Voraussetzung  für  dieses  Handeln  sind,  ein  eigent- 
liches »Richten'  nicht  vor.  Dies  trifft  also  z.  B.  für  die  Aus- 
übung der  Kommandogewalt  des  militärischen  Befehlshabers,  für 
Verfügungen,  welche  dem  internen,  nach  Anweisungen  von  Ober- 
beamten zu  handhabenden  Geschäftsgang  betreffen  usw.  zu  und 
ist  ein  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  Amtsrechts,  sondern  auch 
auf  dem  des  allgemeinen  Rechtes  maßgebender  Grundsatz.  Wenn 
also  z.  B.  die  Polizei  es  anordnet,  daß  Prostituierte  und  deren 
Zuhälter  auf  ihren  Gesundheitszustand  untersucht  und,  wenn  sie 
krank  befunden  werden,  interniert  werden,  dafi  Personen,  die 
Cholera-  oder  pockenverdächtig  sind,  in  der  Freiheit  des  Ver- 
kehrs beschränkt  werden,  so  übt  sie  nicht  eine  richtende  Funk- 
tion aus,  sondern  setzt  lediglich  eine  Voraussetzung  für  die  Ver- 
pflichtung anderer  zu  einem  bestimmten  Handeln  oder  Dulden. 
Dagegen  >> richtet«  sie  in  dem  vom  Verfasser  angenommenen 
Sinne,  wenn  sie  in  speziellen  F'ällen  die  Vornahme  von  Hand- 
lungen gebietet,  die  auch  ohne  diese  Anordnung  hätten  erfolgen 
müssen,  usw. 

Ihrem  Wesen  nach  gehören  sonach  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Verwaltung  im  herkömmlichen  Sprachgebrauch  alle  diejenigen 
Akte,  durch  welche  eine  Entscheidung  über  zukünftig  zu  er- 
füllende Pflichten  oder  in  der  Vergangenheit  erfüllte  oder  nicht 
erfüllte  getroffen  wird,  das  heißt  auch  eine  große  Anzahl  nicht 
urteilsmäßiger  Enscheidungen,  insbesondere  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen,  zur  Justiz.  Auch  auf  diesem  Gebiete  sind  die  Ver- 
fahrensvorschriften, dienicht  nur  bei  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
sondern  auch  bei  vielen  anderen  Verwaltungsakten,    die  sich  als 


i)  Vgl.  Otto  Mayer,  Zur  Lehre  der  materiellen  Rechtskraft  in  Verwaltungs- 
sachen, im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  21,  S.  42  :  »Auszusprechen,  was  rechtens 
sein  soll,  weil  es  schon  rechtens  ist,  und  als  solches  erkannt  wird,  das  ist  die 
Rechtsprechung  im  genauesten  Sinne  des  Wortes«. 


528  •'^'"-  Eruno  Beyer: 

richterliche    Funktionen  darstellen,    vorkommen,    für    die  Beurtei- 
lung,   ob  ein    richterlicher  Akt   vorliegt  oder  nicht,   unerheblich  i). 

Kap.  VI.     Ergebnisse. 

Aus  dem  Angeführten  lassen  sich  für  die  Systematisierung 
der  Staatsfunktionen  folgende  Grundsätze  ableiten: 

Der  Staat  als  eine  durch  allgemeine  Normen  geregelte  Rechts- 
gemeinschaft betätigt  sich  zunächst  durch  die  Setzung  von  Rechts- 
normen, d.  h.  Vorschriften  allgemeinen  Inhalts  für  menschliche 
Willensbetätigungen,  welche  für  seine  Glieder  im  allgemeinen 
oder  seine  Organe  im  besonderen  gelten.  Der  Normensetzung 
für  die  Allgemeinheit  gibt  er  mitunter  den  Inhalt,  daß  die  in 
konkreto  vorzunehmende  Handlung  sich  aus  dem  Befehle  oder 
Verbote  eines  Staatsorgans  ergibt,  weil  nicht  alle  in  Betracht 
kommenden  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  die  Erkenntnis  des 
auf  gewissen  Gebieten  zweckmäßigen  in  ausreichendem  Grade 
besitzen,  und  eine  generelle  Regelung  solcher  individueller  Fälle 
wegen  der  Variabilität  derselben  unzweckmäßig  und  mit  unver- 
hältnismäßigen Schwierigkeiten  verknüpft  ist.  In  dieser  anord- 
nenden Tätigkeit  liegen  Entscheidungen,  welche  Rechtspflichten 
schaffen.  Eine  andere  Art  von  Entscheidungen  sind  die  rich- 
terlichen, welche  bestehende  Rechtspflichten  feststellen,  und 
welche  der  Staat  z.  B.  auf  die  Frage  oder  den  Antrag  des  Ver- 
pflichteten oder  Berechtigten  fällt.  Beide  Arten  enthalten  das 
Moment  der  rechtlichen  Verbindlichkeit.  Ohne  die  Aufstellung 
von  Zwangsnormen,  sowie  die  Normierung  von  Vorteilen  für  die 
Befolgung  der  gesetzten  Normen  und  besonders  von  Nachteilen 
für  die  Außerachtlassung  derselben  würde  das  egoistische  Inter- 
esse der  einzelnen  Individuen  in  sehr  vielen  Fällen  zu  einer  Ver- 
nachlässigung der  Rechtsgebote  und  -verböte  führen;  daher  sind 
die  Rechtsnormen  in  der  Regel  mit  entsprechenden  Rechtsfolgen 
ausgestattet,  welche  festzustellen  und  herbeizuführen  eine  weitere 
Aufgabe  der  rechtsausführenden  Organe  der  Rechtsgemeinschaft 
ist.  Innerhalb  dieses  Gebietes  der  Rechtsnormen  gibt  es  nun 
wiederum  solche,  welche  bestimmten  Personen  die  Aufgabe  zu- 
weisen, die  rechtlich  normierten  Folgen  für  den  Fall  der  Be- 
folgung und  Nichtbefolgung  jener  Amtspflichten  und  der  Amts- 
pflichten überhaupt  herbeizuführen  (Beamtendisziplinar-  und  Straf- 


i)  Vgl.  Georg  Äleyer-Afischütz,  Lehrbuch,  .S.   2'; 
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recht,  Ordensrecht  usw.).  iJie  Täti^^kcit  der  die  in  der  Ver,<j[angen- 
heit  HeL,'ende  Befolgung  oder  Nichtbefolgiuii^  von  Rechtspllichten 
feststellenden  Organe  sowohl  wie  diejeni,<.^e  der  zukünftige  Pflichten 
feststellenden  Amtsträger  ist  genieinsam  durch  das  Moment  der 
Feststellung  bestehender  Rechtspflichten  dritter  und  ihrer 
Erfüllung  bez.  Nichterfüllung  charakterisiert.  Diese  Tätigkeit 
des  Staates  besteht  also  darin,  daß  seine  Organe  auf  Grund 
einer  ihnen  die  Zuständigkeit  hierzu  zuweisenden  Kompetenz- 
rechtsnorm über  auch  ohne  ihren  Spruch  bestehende,  noch  zu 
erfüllende  Verpflichtungen  Dritter  oder  über  deren  Krfülhmg 
oder  Nichterfüllung  durch  Dritte  in  —  von  Beginn  an  oder  nach 
Erschöpfung  eines  Instanzenzuges  oder  nach  Versäumung  ge- 
wisser Fristen  und  oder  Vernachlässigung  bestimmter  Formen 
— •  bindender  Weise,  häufig  in  einem  besonderen  Verfahren,  Ur- 
teil sprechen.  Diese  Art  der  Urteilsfällung  ist  die  eigentliche 
richterliche  Tätigkeit.  Der  Fall,  daß  bei  einer  rechtskräftigen, 
jedoch  materiell  unrichtigen  Entscheidung  durch  einen  prozessu- 
alen Akt  tatsächlich  eine  ne  ue  Verpflichtung  entsteht,  charakte- 
risiert sich  trotzdem  als  richterliche  Entscheidung  insofern,  als 
sein  —  wenn  auch  verfehlter  —  Zweck  der  war,  über  die  wirk- 
lich bestehenden  Rechte  und  Pflichten  Entscheidung  zu  treffen. 
Außerdem  widmet  sich  der  Staat  aber  Aufgaben,  welche 
mit  dem  Gehorsam  oder  Ungehorsam  seiner  Glieder  gegenüber 
den  allgemeinen  Rechtsnormen  und  der  Befolgung  oder  Nicht- 
befolgung  der  besonderen  Amtspflichten  anderer  rechtsausführen- 
der Organe  in  keinem  Zusammenhang  stehen.  Auf  diesem  Ge- 
biete kann  sich  die  eigentliche  positiv  fördernde  Tätigkeit  der 
Rechtsgemeinschaft  voll  entfalten.  Zwar  dient  auch  der  Erlaß 
der  allgemeinen  Rechtsnormen  nicht  nur  der  Möglichkeit  einer 
Existenz  zusammen  lebender  Menschen,  sondern  auch  einer  mög- 
lichst gedeihlichen  Exi.stenz  der  einzelnen  Glieder.  Aber  Rechts- 
normen, welche  nur  dem  Zwecke  der  Befolgung  jener  Vorschriften 
dienen  und  die  sich  daher  im  Falle  ihrer  freiwilligen  Befolgung 
erübrigten,  haben  als  solche  —  sofern  man  sie  unabhängig  von 
jenem  allgemeinen  Rechte  betrachtet  —  keinen  positiv  fördern- 
den Zweck  und  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  allgemeinen 
Rechte  den  von   diesem  verfolgten  Förderungszweck. 

Freilich    haben    die    diese    positiv    fördernden    Handlungen 
vornehmenden    Staatsorgane    auch    gerade   in   Beziehung    auf  die 
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mit  ihrer  Tätigkeit  vom  Staate  verfolgten  Zwecke  richterliche 
und  nichtrichterliche  Entscheidungen  zu  fällen. 

Die  gesamte  Tätigkeit  der  Staatsorgane,  insbesondere  auch 
die  der  rechtsausführenden,  richterlichen  wie  nicht  richterlichen, 
stützt  sich  auf  Kompetenznormen  des  gesetzten  oder  Gewohnheits- 
rechts, dessen  Ausführung  sie  ist.  Rechtsausführung  ist  zwar 
auch  die  private  Tätigkeit  der  Staatsgli^der  im  allgemeinen,  die 
sich  als  Befolgung  des  auf  sie  bezüglichen  Rechts  darstellt.  Aber 
durch  die  Auswahl  individueller,  besonders  qualifizierter  Personen 
zu  gewissen  Handlungen  namens  und  im  Interesse  der  Gemein- 
schaft erhält  die  Tätigkeit  solcher  erwählter  Personen  ein  sie 
gegenüber  privaten  Handlungen  abhebendes  Merkmal.  Erst  wenn 
solche  individuell  bestimmte  Personen  auf  Grund  rechtlicher 
Kompetenzen  rechtsetzend  und  -ausführend  tätig  werden,  ist 
die  Rechtsgemeinschaft  gewissermaßen  personifiziert,  als  Organis- 
mus existent  geworden. 

Abgesehen  von  der  Scheidung  der  Staatsfunktionen  in  Rechts- 
setzung und  Rechtsausführung  ist  lediglich  aus  ihrem  Begriffe 
heraus  eine  Systematisierung  derselben  undenkbar.  Denn  die 
Rechtsnormen  im  allgemeinen  und  jede  im  besonderen  enthalten 
als  Produkte  rechtssetzender  Tätigkeit  nur  den  Zweck  ihrer  Aus- 
führung, nicht  aber  enthält  ihr  Begriff  weitere  für  eine  Klassi- 
fizierung zu  verwertende  Momente.  Sofern  solche  z.  B.  für  die 
Unterscheidung  von  obrigkeitlicher  und  sozialer,  von  entscheiden- 
der und  nicht  entscheidender,  richterlicher  und  nicht  richterlicher, 
innerer  und  äußerer,  d.  h.  gegenüber  dritten  Rechtssubjekten 
abgesehen  von  den  eigenen  Staatsgliedern  vorgenommener  Tätig- 
keit, verwendet  werden,  werden  psychische  und  physische  Eigen- 
schaften der  Handlungen  der  Staatsorgane  und  ihres  Erfolges 
hervorgehoben,  welche  mit  dem  Rechtsnormenbegriff  in  keinem 
inneren  Zusammenhange  stehen  und  daher  auch  nicht  zu  einem 
in   rechtlicher  Hinsicht  geschlossenen  Systeme  führen  können. 

Kap.  VII.      Der  Typus   tatsächlicher  Funktionensonderungen. 

Mit  der  begrifflichen  Gegensätzlichkeit  zwischen  der  rechts- 
setzenden und  der  rechtsausführenden  Funktion  stimmen  die 
typischen  Trennungen  innerhalb  der  Rechtskompetenzen  ver- 
gangener und  bestehender  Staatsrechtsordnungen  keineswegs 
überein.  Besonders  bestimmte  richterliche  Tätigkeiten  sind  wegen 
des  erwähnten  sachlichen  Zusammenhanges  der  richtenden  Staats- 
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funktion  mit  den  übrigen  rechtsausführenden  Staatstätigkeiten 
zwar  nicht  absolut,  wohl  aber  verhältnismäßig  scharf  von  dieser 
in  formeller  Hinsicht,  d.  h.  was  den  Kompetenzumfang  eines 
bestimmten  Kompetenzträgers  anlangt,  geschieden.  Andererseits 
ist  die  Zuständigkeit  zur  Rechtssetzung  und  zur  Rechtsausführung 
häufig  in  einer  Person  vereinigt.  Sowohl  jene  Trennung  wie  diese 
Verbindung  sind  auf  Zweckmäßigkeitsrücksichten  zurückzuführen, 
die  auf  die  Entstehung  der  bezüglichen  Kompetenzrechtsnormen 
eingewirkt  haben.  Die  Feststellung,  welche  konkrete  Pflichten 
den  Gliedern  der  Rechtsgemeinschaft  im  allgemeinen  in  Zukunft 
obliegen  oder  von  ihnen  in  der  Vergangenheit  erfüllt  oder  ver- 
nachlässigt sind,  erfordert  in  besonderem  Maße  juristische  Tätig- 
keit, indem  außer  der  Ermittelung  des  Sachverhalts  vor  allem 
die  Feststellung  der  auf  ihn  anzuwendenden  speziellen  Rechts- 
norm aus  dem  großen  Rechtsnormenkomplex  für  den  Schluß, 
was  in  konkreto  Recht  sei,  erforderlich  ist.  Bei  einem  Organ, 
das  eine  solche  Feststellung  nicht  zu  treffen  hat,  sondern  dessen 
Kompetenz  mehr  ein  zweckmäßiges  Handeln  in  bestimmter  Rich- 
tung zum  Inhalte  hat,  besteht  die  Schwierigkeit  der  Tätigkeit 
sowohl  bei  der  Tatbestandsermittelung,  die  bei  ihm  im  Gegen- 
satze zu  vielen  Tatbestandsfeststellungen  zum  Zwecke  der  Fällung 
einer  richterlichen  Sentenz  meistens  formlos  zu  vollziehen  ist,  als 
auch  bei  der  Ermittelung  der  auf  ihn  anzuwendenden  Rechtsnorm, 
deren  allgemeiner  Inhalt  für  ein  solches  Organ  ein  für  allemale 
feststeht,  nicht  sowohl  in  der  Erforschung  bestimmter  anzuwen- 
dender Rechtsnormen,  als  vielmehr  in  der  weniger  aus  der  Rechts- 
ordnung als  aus  einem  Erfassen  tatsächlicher  Zustände  und  Vor- 
gänge zu  schöpfenden  Erkenntnis  der  zweckmäßigsten  Aktion. 
Dieser  Unterschied  tritt  bei  dem  Typus  des  Rechtsstaats,  bei 
welchem  auch  die  Kompetenzen  der  nichtrichterlichen  rechts- 
ausführenden Organe  scharf  umgrenzt  sind^),  und  bei  der  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit, die  in  einer  nach  Formvorschriften  und 
meistens  auf  die  Initiative  eines  betroffenen  Privaten  zu  hand- 
habenden Kontrolle  auch  für  die  nicht  richterliche  Tätigkeit  der 
ausführenden    Organe    besteht,    aus    dem    ersterwähnten    Grunde 

i)  Wie  z.  B.  in  England  im  Gegensatze  zu  Frankreich :  vgl.  Gneist,  Der  Rechts- 
staat und  die  Verwaltungsgerichte  in  Deutschland,  Berlin  1879,  S.  38  (f.,  S.  158  ff. 
vgl.  auch  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  3.  Aufl.  II  S.  137,  Bahr,  Rechtsstaat. 
Kassel  und  Göttingen  1864,  S.  i,  Guinphnuicz,  Rechtsstaat  und  Sozialismus,  S.  13. 
Otto  Maver,  Verwaltungsrecht  I,  S.  62,  Gierke  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte, 
Staatswissenschaft  Band  30,  S.    13. 
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mehr  zurück.  Diese  auch  von  L.  v.  Stein'^)  als  ein  Prinzip  des 
Rechtsstaats  erklärte  feste  Grenze  zwischen  dem  Individuum  und 
dem  Staate,  die  dann  auch  zu  einer  genaueren  Umgrenzung  der 
Freiheitssphäre  seiner  Bürger  führt,  würde  auch  den  Schwer- 
punkt der  nicht  richtenden  verwaltenden  Staatstätigkeit  in  die 
Ermittelung  ganz  spezieller  Rechtsnormen  legen  ^)  und  damit  den 
spezifischen  Unterschied  zwischen  den  Denkoperationen  bei  der 
richtenden  und  der  nicht  richtenden  Tätigkeit  in  den  Hintergrund 
drängen.  Solange  jedoch  dieser  Grundsatz  ^),  dessen  Zweckmäßig- 
keit in  dem  behaupteten  allgemeinen  Umfange  wegen  des  Fort- 
schritts der  von  der  Rechtsausführung  zu  verwertenden  wissen- 
schaftlichen Errungenschaft  zweifelhaft  sein  dürfte,  sich  nicht 
durchgesetzt  hat,  erfordert  es  die  auch  bei  der  Aufstellung  von 
Kompetenzrechtsnormen  zu  berücksichtigende  psychische  Oeko- 
nomie,  daß  durch  eine  Spezialisierung  der  rechtsausführenden 
Tätigkeit  die  Rechtsausführungskompetenzen  wegen  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  richtenden  und  der  sonstigen  rechtsausführen- 
den Tätigkeit  in  der  Weise,  wie  es  im  allgemeinen  der  Fall  ist,  ge- 
sondert bleiben.  Nur  wo  die  Erfüllung  bez.  Vernachlässigung 
von  Amtspflichten  zum  Gegenstande  einer  richterlichen  Sentenz 
gemacht  werden  soll  (z.  B.  im  Disziplinarverfahren),  bleibt  die 
Zuständigkeit  dazu  besser  in  den  Händen  der  dem  zu  Richtenden 
übergeordneten,  wenn  auch  im  allgemeinen  nicht  richterlichen, 
Organe,  die  über  den  Umfang  der  Amtspflichten  und  ihre  Er- 
füllung bez.  Nichterfüllung  in  dem  besonderen  F"alle  am  besten 
zu  urteilen   im    stände    sind  ^).     jMaßgebend    war    für    die  Durch- 


J.)  Handbuch  der  Verwaltungslehre  und  des  Verwaltungsrechts  1S70  (Innere 
Verwaltung)  S,   17,  7. 

2)  Auch  die  bei  der  Ermittelung  von  Tatbeständen  zum  Zwecke  eines  Richter- 
spruchs zu  beobachtenden  Verfahrensnormen  würden  (in  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit) erheblich  ausgedehnt  werden,  ein  Umstand,  der  v.  Meier  (Das  Verwaltungs- 
recht in  Holtzendorfifs  Enzyklopädie,  6.  Aufl.  II,  S.  731)  veranlaßt,  den  Rechtsstaat 
auch  »Justizstaat«   zu  nennen. 

3)  Für  dessen  Verwirklichung,  z.  B.  LeittholJ,  ÖiTentliches  Recht  und  öffent- 
liche Klage  im  Verwaltungsrechte,  in  Hirths  Annalen  1884,  S.  321  ff.  (385  Anm.  i) 
mit  den  Worten  eintritt :  »Während  die  Anpassung  an  die  Einzelgestaltung  der 
Lebensverhältnisse  im  Privatvermögensrechte  dem  Rechtsgeschäfte  überlassen  wer- 
den kann  und,  wenn  anders  das  Privatrecht  als  solches  Bedeutung  haben  soll, 
überlassen  werden  muß,  ist  es  im  öffentlichen  Rechte  Sache  der  Rechtsnorm,  b  i  s 
ins  einzelne  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Gemeinwesen  und  Einzelnen  aus- 
zugestalten t. 

4)  Nur  wo  ein  Amtsvergehen  einen    rechtlich   genau    fixierten   Tatbestand  aus- 
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führung  der  Funktionensonderung  bezüglich  der  drei  Gewalten 
im  allgemeinen  allerdings  hauptsächlich,  wie  sich  aus  ihrer  mo- 
dernen Rechtfertigung  ergibt,  das  Motiv,  einen  Mißbrauch  von 
Rechtskompetenzen  zu  verhüten  i);  dies  gilt  insbesondere  für  die 
Trennung  von  Justiz  einerseits  und  Verwaltung-)  und  Gesetz- 
gebung andererseits,  deren  Notwendigkeit  in  Bezug  auf  Unab- 
hängigkeit der  Richter  von  Einflüssen  der  Regierung  auch  Kant^) 
hervorhebt:  Es  kann  »weder  der  Staatsherrscher  noch  der  Re- 
gierer richten,  sondern  nur  Richter  als  Magistrate  einsetzen.  .  .  . 
Denn  der  Rechtsspruch  (die  Sentenz)  ist  ein  einzelner  Akt  der 
öffentlichen  Gerechtigkeit  (justitiae  distributivae)  durch  einen 
Staatsverwalter  (Richter  oder  Gerichtshof)  auf  den  Untertan, 
d.  i.  einen,  der  zum  Volke  gehört,  mithin  mit  keiner  Gewalt  be- 
kleidet   ist,    ihm    das  Seine  zuzuerkennen    (zu    erteilen).     Da  nun 


füllt,  wie  z.  B.  bei  den  eigentlichen  und  uneigentlichen  Amtsdelikten  des  Reichs- 
strafgesetzbuchs, kann,  vorbehaltlich  disziplinarischer  Ahndung,  die  Entscheidung 
dem  »ordentlichen  Richter«   übertragen  werden. 

i)  Vgl.  Eötuös,  Der  Einfluß  der  herrschenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts  auf 
den  Staat,   II.  Teil,  Kap.  VII. 

2)  Oft  haben  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  über  den  Umfang  der  ihnen 
zugewiesenen  Kompetenzen  mit  einander  gestritten  (vgl.  z.  B.  Löning,  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg-Preußen,  im  Verwaltungsarchiv,  Band  II 
S.  217  ff.,  437  ff.,  III,  S.  94  ff.,  510  ff.),  keineswegs  jedoch  immer,  um  sich  einen 
möglichst  großen  Kompetenzumfang  zu  verschaffen,  sondern  in  Perioden  der  Stag- 
nation auch  zu  dem  Zwecke,  anderen  Behörden  Arbeit  zuzuschieben  (vgl.  acta 
Borussica,  i,  G.  SchmolUr  u.  O.  Krauske,  Die  Behördenorganisation  und  die  allge- 
meine Staatsverwaltung  Preußens  im  18.  Jahrhundert,  S.  109).  Den  Richtern  stan- 
den oft  nicht  nur,  wie  in  den  modernen  Staaten  meistenteils,  Justizverwaltungs- 
geschäfte, sondern  auch  Verwaltungsakte  anderer  Art  zu,  z.  B.  waren  sie  in  Kleve- 
Mark  im  18.  Jahrhundert  zugleich  Steuererheber  (vgl.  Bornhak,  Preußische  Staats- 
und Rechtsgeschichte,  Berlin  1903,  S.  170),  während  andererseits  den  nicht  richter- 
lichen Verwaltungsbeamten  auch  schon  früher  die  richterliche  Kompetenz  bei 
Pflichtvernachlässigungen  der  Staatsuntertanen  im  allgemeinen  (d.  h.  abgesehen  von 
Amtspflichten)  zustand  (vgl.  z.  B.  Bornhak,  a.  a.  O.  S.  208,  Ziffer  11);  über  die 
historische  Entwickelung  in  Preußen  vgl.  besonders  Oppenhof,  Die  Gesetze  über 
die  Ressortverhältnisse  zwischen  den  Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden  in 
Preußen,  Berlin  1904,  S.  i  ff.,  Bornhak,  Artikel  »Rechtsweg«  (Zulässigkeit  des 
Rechtswegs)  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  Freiburg 
1890,  S.  332,  333,  über  den  heutigen  Zustand  im  Deutschen  Reich  Bornhak  ibid., 
S.  333  ff.  und  Ergänzungsband,  S.  188,  189;  über  die  geschichtliche  Entwickelung 
in  England :  E.  Meyer,  Ueber  das  Verhältnis  von  Justiz  und  Verwaltung  in  England, 
in  Aegidis  Zeitschrift  für  das  deutsche  Staatsrecht,  I,  S.  275  ff.  (bes.  278  flf.). 

3)  Metaphysische  Anfangsgründe  der  allgemeinen  Rechtslehre  (in  Kants  Meta- 
physik der  Sitten,  herausgegeben  von  z\  Kirchmann,  Berlin   1871,   S.   156,    157). 


ß-it  Dr.  Bruno  Beyer: 

ein  Jeder  im  Volke  diesem  Verhältnisse  nach  (zur  Obrigkeit) 
bloß  passiv  ist,  so  würde  eine  jede  jener  beiden  Gewalten  in 
dem,  was  sie  über  den  Untertan,  im  streitigen  Falle  des  Seinen 
eines  Jeden,  beschließen,  ihm  unrecht  tun  können,  weil  es  nicht 
das  Volk  selbst  täte  und,  ob  schuldig  oder  nicht  schuldig,  über 
seine  Mitbürger  ausspräche ;  auf  welche  Ausmittelung  der  Tat 
in  der  Klagsache  nur  der  Gerichtshof  das  Gesetz  anzuwenden 
und,  vermittelst  der  ausführenden  Gewalt,  einem  Jeden  das  Seine 
zu  Teil  werden  zu  lassen,  die  richterliche  Gewalt  hat«. 

Kap.  VII.     Das  den  verschiedenartigen  Staatsfunktionen 
zu  Grunde  liegende  einheitliche  Prinzip. 

Hat  sich  aus  der  abstrakten  rechtlichen  Betrachtung  der 
Staatsfunktionen  die  Notwendigkeit  einer  Zweiteilung  in  Rechts- 
setzung und  Rechtsausführung,  andererseits  aus  der  Untersuchung 
bestehender  Funktionsverteilung  die  Tatsächlichkeit  der  Vereini- 
gung von  hiernach  verschiedenartigen  Funktionskompetenzen  in 
derselben  Person  ergeben,  so  ist  noch  die  Frage  zu  erörtern, 
wie  diese  materielle  und  formelle  Scheidung  sich  mit  der  Ein- 
heitlichkeit der  Staatsherrschaft  verträgt.  Die  Lösung  der  Frage 
ist  darin  zu  suchen,  daß  »der  Begriff  der  Staatsgewalt  nur  eine 
sachliche,  nicht  aber  eine  personelle  Einheitlichkeit,  eine  Einheit- 
lichkeit des  Inhalts  aber  nicht  der  Inhaber  der  Staatsgewalt  mit 
sich  bringt«  ^). 

Trotz  der  tatsächlich  bestehenden  formellen,  sich  mehr  oder 
weniger  mit  den  materiellen  Staatsgewalten  Montesquieu?,  decken- 
den Funktionensonderung  ist  eine  Trennung  der  Gewalten  im 
Sinne  seiner  Theorie  undurchführbar.  Denn  diese  geht  von  der 
unzutreffenden  Voraussetzung  aus,  daß  die  drei  Gewalten  ihrem 
Wesen  nach  gleichgeordnet  und  selbständig  seien,  während  die 
Rechtssetzungsfunktion  die  notwendige  Grundlage  der  Rechtsaus- 
führung, diejenige  Tätigkeit  ist,  auf  Grund  deren  eine  Rechts- 
ausführung der  Staatsorgane  stattfinden  kann  und  stattzufinden 
hat.     Diese    schon    von  Locke^)    erkannte  Beziehung    der    rechts- 


M 


i)  Rekm,  Allgemeine  Staatslehre,  Freiburg,  1S91  (in  Marouardsens  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts)  S.   194. 

2)  Two  treatises  on  governement,  5.  Aufl.,  London  1728,  II,  S.  153:  »the 
federative  power  (die  ausführende  Gewalt  zur  Verteidigung  des  Staates  nach  außen) 
and  the  executive  (der  Gesetze  im  Innern)  being  both  ministerial  and  subordinate 
to  the  legislative  (vgl.  auch  II,  S.  148,   149,    150,    152);  wer  anderen  Gesetze  geben 
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setzenden  zur  ausführenden  Gewalt  wird  in  der  modernen  Staats- 
rechtswissenschaft kaum  mehr  bestritten  ^),  während  man  in  der 
älteren  deutschen  Theorie  die  gleichberechtigten,  sicii  reibenden' 
gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalten  durch  Aufstellung 
einer  > vermittelnden  Gewalt«  in  eine  höhere  Einheit  zu  bringen 
suchte  -). 

Dieser  die  Zersplitterung  eines  notwendig  einheitlichen  Gan/.en 
in  besonderer  Weise  vor  iVugen  führende  Ausweg  erübrigt  sich 
für  die  moderne  Theorie,  in  welcher  unter  Anerkennung  der  längst 
festgestellten  Einheitlichkeit  der  Souveränität^)  die  Lehre  von  der 
Teilung  der  Gewalten  im  strikten  Sinne  Montesquieu^  als  gegen 
die  Auffassung  des  Staates  als  eines  einheitlichen  Organismus 
verstoßend^),  nur  wenige  Anhänger  gefunden  hat^).  Die  Not- 
wendigkeit der  Kompetenzverteilung  wird  nicht  mehr  auf  die  ab- 
strakte Selbständigkeit  verschiedener,  gesonderter  und  gleich- 
stehender Gewalten,  sondern  auf  die  konkrete  Rechtsentwickelung 
eines  jeden  Staates  und  auf  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  zu- 
rückgeführt, von    welchem    letzteren  Jellinek^)  annimmt,    daß  es, 

könne,  müsse  notwendig  höher  sein  als  diese.  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  Frei- 
burg 1899,  in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  II,  S.  229,  hält 
die  Behauptungen  Lockes,  daß  the  Legislative  depends  upon  his  (d.  h.  des  Inhabers 
der  Exekutive)  will  for  their  conveniiig  (vgl.  II,  168)«,  daß  aber  andererseits  in 
diesem  Recht  keine  Ueberordnung  über  die  Legislative  liege,  weil  sie  (vgl.  II,  149 
und  220)  dieses  Recht  nur  als  fiduciary  power  besitze,  für  widerspruchsvoll.  Der 
Widerspruch  fällt  fort,  wenn  man  dieses  Recht  des  höchsten  ausführenden  Organs 
nicht  als  fiduciary  power,  sondern  als  Ausfluß  der  objektiven  Rechtsordnung  er- 
klärt. Ueber  die  Frage  der  Beschränkung  der  Rechtssetzungsfunktion  vgl.  An- 
schütz,  im  Verwaltungsarchiv  V,  S.  14  ff.,  eine  positive  Rechtsnorm  in  dieser  Be- 
ziehung ist  §  3  titre  I  der  franz.  Verfassung  von    1791. 

1)  Vgl.  Georg  Meyer-Anschütz,  Lehrbuch,  S.  28  und  die  daselbst   Zitierten. 

2)  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  Göttingen  1853,  I,  S.  68; 
als  Ausfluß  einer  selbständigen  Gewalt  sieht  auch  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre, 
Leipzig  199,  S.  215,  die  auf  Hemmung  und  Ueberwachung  der  Exekutive  gerichtete 
Tätigkeit  an. 

3)  Vgl.  schon  Rousseau,  contract  social  III,  13:  »L'autorite  souveraine  est 
simple  et  une,  et  l'on  ne  peut  la  diviser  sans  la  detruire^. 

4)  Dantscher  v.  Kollesberg,  Die  politischen  Rechte  der  Untertanen,  Wien  1888 

II,  s.  73,  74. 

5)  "Soäs.^  Batöie,  Precis  d'un  cours  de  droit  public  et  administratif,  Paris  1885 
ff.,  I,  S.  183,  sagt:  »II  est  mode  depuis  quelques  anncs  de  traiter  la  theorie  de 
la  Separation  des  pouvoirs  comme  une  vieillerie  ridicule,  comme  une  espece  d'äne 
de  Buridam«. 

6)  Gesetz  und  Verordnung,  Freiburg  1887,  S.  222  ;  vgl.  auch  Korkunov,  Russi- 
sches Staatsrecht,  II.  Band  (5.  Aufl.)   1905,  S.  305. 


5?6  ^'''  Bfuiio  Beyer: 

nur  ins  Ethische  und  Politische  erhoben,  von  der  konstitutio- 
nellen Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  zur  alleinigen  Basis 
der  staatlichen  Organisation  erhoben  werden  sollte.  Einzelne 
Autoren  halten  und  hielten  jedoch  die  praktischen  Resultate  der 
Theorie  zur  Erreichung  des  mit  ihr  verfolgten  Zweckes  für  ge- 
eignet^). So  war  auch  der  Artikel  62  Absatz  i  der  preußischen 
Verfassung  ein  doktrinärer  Ausspruch,  durch  den  die  Bildner 
der  Verfassungsurkunde  ihren  wissenschaftlichen  Glauben  an  die 
Theorie  der  drei  Gewalten  darlun  wollten  2).   Im  allgemeinen  wird 

1)  Vgl.  Batbie,  a.  a.,  S.  22  ff.,  Richard  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre,  Leipzig 
1901,  I.  Band,  S.  209,  Kant,  Metaphysische  Anfangsgründe  der  allgemeinen  Rechts- 
lehre (Kants  Metaphysik  der  Sitten,  herausgegeben  von  v.  Kirchmann,  Berlin  1870) 
S.    151  ff.,  dagegen  besonders  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  1900,  S.  455. 

2)  Die  zur  Zeit  herrschende  Theorie  nimmt  allerdings  an,  Art.  62  Abs.  i  habe  sagen 
wollen,  jeder  Rechtssatz  habe  ein  Gesetz  zur  Voraussetzung.  Die  Gründe,  welche 
nach  der  Lehre  Montesquieu^  eine  Teilung  der  Gewalten  in  jedem  Gemeinwesen 
zur  Sicherung  der  politischen  Freiheit  der  Einzelindividuen  erforderlich  machen, 
und  auf  welche  wegen  ihres  Zusammenhanges  mit  dem  Majitesquieusch^n  System 
hier  kurz  eingegangen  sei,    sind  im  wesentlichen    folgende  (esprit  des  lois  XI,    6)  : 

1.  Der  Gesetzgeber  darf  nicht  zugleich  vollziehendes  Organ  sein,  weil  zu  be- 
fürchten ist,  daß  er  dann  tyrannische  Gesetze  erlassen  würde,  um  sie  tyrannisch 
durchzuführen. 

2.  Er  darf  aber  auch  nicht  zugleich  Richter  sein,  weil  er  dann  das  Gesetz 
nach  Belieben  ändern  könnte,  um  darnach  zu  richten ;  dies  aber  bedeutet  eine 
Rückkehr  zu  dem  droit  de  dispense  der  Kabinettsjustiz. 

3.  Endhch  darf  aber  auch  nicht  die  vollziehende  Gewalt  mit  der  richterlichen 
vereint  sein.  Denn  die  Vollzugsgewalt  könnte  den  Richter  bei  einer  Interessen- 
kollision verleiten,  das  Gesetz  willkürlich  bald  in  diesem,  bald  in  jenem  Sinne  zu 
handhaben. 

4.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  ein  ganz  unerträglicher  Zustand  geschaffen  würde, 
wenn  alle  drei  Gewalten  in  der  Hand  eines  einzelnen  Menschen,  derselben  Körper- 
schaft von  Fürsten,  von  Adligen  oder  aus  dem  Volke,  vereinigt  wären. 

Bezüglich  der  Art  der  Trennung  der  verschiedenen  Gewalten  steht  Montes- 
quieu auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Gerichtsbarkeit  nicht  einem  lebenslänglichen 
Senat,  sondern  einer  aus  der  Gesamtheit  des  Volkes  gewählten  und  nur  die  not- 
wendige Zeit  amtierenden  Körperschaft  übertragen  werden  müsse,  weil  dadurch 
diese  staatliche  Funktion  ihres  Schreckens  entkleidet  werde,  da  man  dann  nicht 
fortwährend  Richter  vor  Augen  habe  und  daher  das  Amt,  nicht  die  Beamten 
fürchte.  Dagegen  könnten  die  beiden  anderen  Gewalten,  da  sie  nicht  einzelnen 
gegenüber  zur  Anwendung  kämen,  ständigen  Körperschaften  oder  Beamten  über- 
tragen werden. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  wünscht  Montesquieu  gewählten  Vertretern  des  Volkes 
anvertraut  zu  sehen.  Während  es  unfähig  sei,  geeignete  Beschlüsse  im  Rahmen 
der  ausführenden  Gewalt  zu  fassen,    sei  im  allgemeinen  jeder  im   stände,    zu  beur- 
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jedoch  sowohl  in  Preußen^)  als  auch  in  Frankreich,  Belgien  und 
anderen  Staaten  die  bestehende  Kompetenzverteilung  im  Sinne 
der  Trennung  der  Gewalten-),  die  übrigens  nicht  in  einer  so 
»plumpen  Auseinanderhaltung«  wie  in  der  ersten  französischen 
Verfassung^)  durchgeführt  ist,  sc»  erklürt''),  daß  verschiedene 
Organe  sich  in  die  verschiedenen  Staatsfunktionen  teilten,  ohne 
daß  diese  Teilung  begriffsnotwtndig  sci^). 


teilen,  ob  eine  von  ihm  zu  wählende  Person  aufgeklärter  sei  als  der  Durchschnitt. 
Diese  Uebertragung  der  Gesetzgebungsläligkeit  auf  das  ganze  Volk  sei  eine  not- 
wendige Folge  des  Prinzips,  daß  in  einem  freien  Staate  jeder  Mensch,  der  eine 
freie  Seele  habe,  sich  selbst  regieren  müsse.  Im  besonderen  tritt  Montesquieu  in 
dieser  Beziehung  noch  für  das  Zweikammersystem  ein.  Für  die  gesetzgebende 
Körperschaft  vindiziert  Motitesquieu  endlich  das  Recht  der  Prüfung  der  Gesetzes- 
ausführung. Die  anführende  Gewalt  muß  nach  Montesquieu^  Anschauung  in  den 
Händen  des  Monarchen  liegen,  weil  ein  sofortiges  Eingreifen,  wie  die  Gesetzes- 
ausführung es  verlange,  besser  durch  einen  als  durch  mehrere  erfolge.  Die  aus- 
führende Gewalt  müsse  auch  das  Recht  der  Berufung  und  Schließung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft,  sowie  des  Vetos  gegen  die  Beschlüsse  derselben  haben, 
i)  Fleischmann,   Der  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preußen,  S.   3. 

2)  Vgl.  Arndt,  Einiges  über  das  Verhältnis  der  richterlichen  zur  vollziehenden 
und  zur  gesetzgebenden  Gewalt,  im  Archiv  für  öflTentliches  Recht,  Band  XVIII 
S.  156  ff.  (158  ff.).  Otto  Mayer,   Deutsches  Verwaltungsrecht,  Leipzig  1895  I>  S.  69  ff. 

3)  Otto  Mayer,  a.  a.  O.,  S.  69 ;  daß  Montesquieu  selbst  schon  eine  gewisse 
fondation  der  drei  Gewalten  gefordert  hat,  hat  yellinek  »Eine  neue,  Theorie  über 
die  Lehre  Montesquieu'^  von  den  Staatsgewalten«,  in  Grünhuts  Zeitschrift,  Band  30, 
S.  I  ff.,  vgl.  auch  S.  419,  240)  gegenüber  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  233, 
und  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre  I,  S.  66,  als  unzutreffend  erwiesen.  Beson- 
ders scharf  drückt  die  vollständige  Kompetenzverteilung  im  Sinne  der  Dreige- 
waltentheorie die  Constitution  of  Massachusetts,  bill  of  right  Art.  30  aus  :  »In  the 
government  of  this  Commonwealth  the  legislative  department  shall  never  exercise 
the  executive  an  judicial  powers  or  either  of  them  ;  te  executive  never  shal  exercise 
the  legislative  and  judicial  powers  or  either  ofthem  ;  the  judicial  shal  never 
exercise  the  legislative  and  executive  powers  or  either ;  to  the  and  it  may  be  a 
government  of  laws  ant  not  of  mens«.  Der  Federalist  (1788)  Nr.  51  hält  eine  partial 
agency  der  einen  Gewalt  an  der  andern  nicht  mehr  für  ausgeschlossen,  wenn  auch 
jeden  bestimmenden  Einfluß  der  einen  auf  die  andern  für  unzweckmäßig  (Nr.  48). 
Diesem  Grundsatze  entsprechend  findet  sich  auch  in  den  den  Typus  der  Gewalten- 
trennung am  ehesten  widerspiegelnden  Demokratien  z.  B.  das  droit  de  dissolution 
des  Präsidenten  gegenüber  der  Legislatur. 

4)  Vgl.  yellinek.  Allgemeine  Staatslehre,  S.  452,  Anschütz  in  Holtzendorffs 
Enzyklopädie  II,  S.  472  und  »Die  gegenwärtigen  Theorien  über  den  Begriff  der 
gesetzgebenden  Gewalt  und  den  Umfang  des  königlichen  Verordnungsrechts  nach 
preußischem  Staatsrecht«,  2.  Aufl.  Tübingen  und  Leipzig  1901,  S.  9  ff.,  Arndt, 
Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  Berlin   1901,  S.  209. 

5)  Vgl.   Otto  Mayer,    Deutsches  Verwaltungsrecht,    I,    S.  69  ff.,    Arndt    in  der 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1911.  4..  43 


^28  D''-  Bruno  Beyer: 

In  Verfolgung  dieser  Idee  hat  man  gegenüber  der  dok- 
trinären Teilung  der  Gewalten  auch  den  Grundsatz  aufgestellt, 
daß  die  Staatsgewalt  eine  einheitliche  und  unteilbare  sei^).  Dies 
trifft  insofern  zu,  als  der  Staatswille  nur  einer  sein  kann.  Da 
bestimmte  Personen  auf  Grund  bestehenden  Rechts  durch 
ihre  Willensäußerungen  den  Willen  der  rechtlich  organisierten 
Gemeinschaft  in  Bezug  auf  ein  geregeltes  Verhalten  der  Glieder 
rechtsetzend  zu  äußern  und  durch  ihre  Willensbetätigungen  als 
Organe  dieser  Gemeinschaft  rechtsausführend  deren  Willen  zu 
vollziehen,  befugt  und  verpflichtet  sind,  kommen  für  beide  Arten 
des  Handelns  des  Staates  als  solchen  die  Prinzipien  über  die 
Willensäußerungen  und  -betätigungen  von  Einzelpersonen  zur 
Geltung.  Sie  sind  als  zweckbewußte  Handlungen  im  Gegensatze 
zu  sonstigen  Geschehnissen  nicht  nur  nach  Ursachen  und  Er- 
folgen, sondern  hauptsächlich  nach  Zwecken  zu  beurteilen,  inso- 
fern stellen  sie  sich  notwendig  als  Aeußerungen  eines  einheit- 
lichen Willens  dar.  Wenn  auch  die  politische  Betrachtung  in 
ihnen  mitunter  einander  widerstrebende  Elemente  auffinden  mag, 
als  rein  menschliche  Handlungen  stellen  sie  eine  Einheit  dar, 
denn  es  ist  unmöglich,  daß  der  Willensinhalt  eines  Menschen  zu 
gleicher  Zeit  von  bestimmter  Art  und  von  anderer  Art  als  dieser 
sei.  Weicht  daher  z.  B.  eine  spätere  Rechtsnorm  von  einer 
früheren  ab,  so  ist  jene  durch  diese  insoweit  aufgehoben.  W^enn 
bei  gleichzeitiger  Rechtssetzung  einander  scheinbar  widersprechende 
Rechtsnormen  aufgestellt  werden,  so  kann  nur  ein  bestimmter, 
in  sich  logisch  widerspruchsloser  Inhalt  in  Frage  kommen;  denn 
wer  ein  irgendwie  spezialisiertes  Verhalten  eines  anderen  will, 
kann  nicht  gleichzeitig  ein  anderes  Verhalten  desselben  wollen ; 
wenn  also  die  Erklärung  dieses  Willens  sprachlich  die  letzte 
Deutung  zuläßt,  so  muß  die  Erforschung  des  von  der  Erklärung 
abweichenden  Willens  des  Erklärenden  —  in  diesem  Falle  der 
zur  Rechtssetzung  zuständigen  Staatsorgane  —  eine  bestimmte 
jene  einander  widersprechenden  Erklärungen  in  Einklang  setzende 
einheitliche  Rechtsnorm  über  ein  bestimmtes  Verhalten  der  Glie- 
der der  Rechtsgemeinschaft  ergeben,  während  bei  einem  Wider- 


zit.  Abhandlung  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  XVIII,  S.  i66  ff,  Loening,  Art. 
»Staat«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft  VI,  S.  926,  Rehm,  Allgemeine 
Staatslehre,  S.  285  ff.,  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  66,  Jellinek,  Allgemeine 
Staatslehre,  S.  452,  Anschütz,  Gegenwärtige  Theorien,  S.  9  ff. 

I)  Vgl.  bes.  Gumplowicz,  Allgemeines  Staatsrecht,    3.  Aufl.,  S.  282,  284,  285. 
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Spruch  zwischen  RechtssetzunL^en  überi^^eordneter  und  untergeord- 
neter Staatsorgane  die  jener  vorgehen  ;  auch  im  letzten  h^alle 
hegt  eine  Zersplitterung  des  Staatswillens  nicht  vor,  da  die  von 
dem  höchsten  Willen  abweichende  Willensäußerung  des  unter- 
geordneten Organs  als  ein  Handeln  außerhalb  der  ihm  gewährten 
rechtlichen  Kompetenz  unbeschadet  des  noch  zu  erörternden,  in 
weiterem  Umfange  praktisch  verwirklichten  Prinzips  der  be- 
schränkten Nichtigkeit  keine  eigentliche  Staatsfunktion  ist.  Der 
Staatswille  tritt  auch  dann  als  einheitlicher  in  die  Erscheinung, 
wenn  der  Monarch  als  Inhaber  der  höchsten  Gewalt  in  der  Mo- 
narchie allein  Rechtssetzungsakte  vornimmt,  bei  denen  er  an  die 
Mitwirkung  anderer  Organe  gebunden  ist.  Wenn  solche  könig- 
liche Verordnungen  auf  ihre  Gültigkeit  von  gewissen  Staats- 
organen, die  sie  anzuwenden  liaben  (z.  B.  Richtern),  nicht  ge- 
prüft werden  dürfen,  sondern  in  Bezug  auf  ihre  Rechtsgültigkeit 
nur  der  Prüfung  durch  ein  bestimmtes  anderes  Staatsorgan  (z.  B. 
die  Kammern)  unterliegen,  so  ergibt  sich  die  Einheitlichkeit  des 
Staatswillens  aus  dem  positiven  Inhalt  derartiger  Bestimmungen  : 
die  an  sich  außerhalb  bestimmter  Kompetenzrechtsnormen  er- 
lassenen königlichen  Verordnungen  sind  als  Aeußerungen  des 
Staatswillens  von  den  Richtern  so  lange  zu  respektieren,  bis  sie 
vom  Könige  aufgehoben  sind. 

Für  das  Gebiet  der  Rechtsausführung  ergibt  sich  hieraus 
im  allgemeinen  und  für  die  Anwendung  von  Gewalt,  sofern  diese 
im  Einzelfalle  wegen  Vorliegens  eines  Widerstandes  erforderlich 
ist,  im  besonderen,  d.  h.  für  die  wirklich  in  die  Erscheinung 
tretende  Staatsgewalt,  folgendes  : 

Werden  zwei  rechtsausführende  Organe  beim  Vorliegen  des- 
selben Tatbestandes  in  so  verschiedener  Weise  tätig,  daß,  wenn 
beide  Rechtsausführungsakte  legal  wären,  ihnen  nur  einander 
widersprechende  Rechtsnormen  zu  Grunde  liegen  könnten,  so 
handeln  entweder  beide  oder  handelt  wenigstens  einer  von  ihnen 
objektiv  in  einer  seinen  Amtspflichten  widersprechenden  Weise, 
sei  es,  daß  er  in  Bezug  auf  den  zu  Grunde  liegenden  Sachver- 
halt oder  die  auf  ihn  anzuwendende  Rechtsnorm  irrt  oder  ab- 
sichtlich seine  Amtspflicht  verletzt,  so  daß  kein  eigentlicher 
Rechtsausführungsakt  auf  seiner  Seite  vorliegt.  Als  positiver  Be- 
standteil der  Rechtsordnungen  kann  allgemein  der  Grundsatz  an- 
gesehen werden,   daß  jedes  Organ   das  zu  tun  habe,   was  es   nach 
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bestem  Wissen  und  Gewissen  für  seine  Amtspflicht  häll^).  Rechts- 
ausführungsakte, die  dieser  Norm  entsprechen,  werden,  selbst 
wenn  sie  in  dem  erwähnten  Sinne  von  einander  abweichen,  durch 
sie  zu  Aeußerungen  des  einheithchen  Staatswillens,  sie  werden, 
wenn  sie  der  prinzipiellen  Zuständigkeit  des  Beamten  wider- 
sprechen, durch  diese  Rechtsnorm  objektiv  zu  Staatsaktionen  und 
sind  als  solche  von  den  Gliedern  der  Rechtsgemeinschaft  zu  re- 
si")ektieren.  Doch  auch  solche  Handlungen  rechtsausführender 
Organe,  die  in  subjektiver  und  objektiver  Hinsicht  den  Amts- 
pflichten des  Handelnden  nicht  entsprechen,  sind  häufig  mit  den- 
selben oder  ähnlichen  Rechtsfolgen  ausgestattet,  wie  objektiv 
und    subjektiv    rechtmäßige    Handlungen    der  Amtsorgane ^j;    die 

i)  Ein  Grundsatz,  der  vom  Reichsgericht  bezüglich  des  §  113  RStGB.  im 
Hinblick  auf  die  Handlungen  von  Vollstreckungsbeamten  wiederholt  anerkannt 
worden  ist.  So  hat  es  z.  B.  (vgl.  Entscheidung  in  Strafs.  Band  30,  S.  350)  ent- 
schieden, daß  der  Irrtum  eines  rechtsausführenden  Organs  über  einen  tatsächlichen 
Punkt  nichts  an  dem  Charakter  seiner  Handlung  als  rechtmäßiger  Amtsausübung 
ändere,  wenn  der  Beamte,  sofern  die  Prüfung  der  tatsächlichen  Voraussetzungen 
seiner  Amtshandlung  in  sein  pflichtgemäßes  Ermessen  gestellt  sei,  sich  ^in  den 
Grenzen  des  ihm  eingeräumten  und  pflichtmäßig  ausgeübten  Ermessens  bewegt 
und  darnach  sein  amtliches  Verhalten  eingerichtet  habe.  (Vgl.  Band  24,  S.  219) 
wenn  er  also  »nach  pflichtmäßig  vorgenommener  Prüfung  eine  ge- 
nügende tatsächliche  Veranlassung  zum  Einschreiten  nach  den  Umständen  des  Falles 
habe  annehmen  können«  (Band  6,  S.  402,  Band  5,  S.  210  und  S.  298).  Denselben 
Grundsatz  spricht  das  Reichsgericht  in  der  Begründung  der  Urteile  in  Band  6, 
S.  402  if.,  24,  S.  217  ff'.,  34,  S.  104  ff.  der  Entscheidungen  in  Strafsachen  aus. 
»Insoweit  dem  zum  Handeln  aus  eigener  Machtvollkommenheit  berufenen  Beamten 
nicht  durch  Gesetz,  Dienstanweisung  oder  eine  sonstige  Norm  positive  Vorschriften 
über  Inhalt  und  Umfang  der  zulässigen  Amtsausübung  gegeben  sind,  entscheidet 
dessen  pflichtgemäßes  und  von  Chikanen  freies  Ermessen  über  das  Maß  des  zur 
Erreichung  des  Zweckes  seiner  Amtstätigkeit  Erforderlichen ;  es  ist  seinen  als  Aus- 
fluß dieses  pflichtgemäßen  Ermessens  zu  Tage  tretenden  amtlichen  Anordnungen 
Folge  zu  leisten«    (Band  34,  S.    108). 

Anders  ist  die  Sachlage  zu  beurteilen,  wenn  der  Beamte  zwar  in  Bezug  auf 
die  tatsächlichen  Voraussetzungen  seiner  Handlung  nicht  irrt,  aber  eine  Kompetenz 
zu  einer  Handlung  annimmt,  die  ihm  tatsächlich  nicht  zusteht,  wenn  er  zu  Hand- 
lungen der  Art,  die  er  vorgenommen  hat,  überhaupt  nicht  befugt  und  verpflichtet 
ist.  Das  Reichsgericht  hat  hier  prinzipiell  angenommen,  daß  der  Charakter  der 
Rechtmäßigkeit  solchen  Handlungen  fehlt  (Band  11,  S.  178,  30,  S.  350,  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts,  Band   10,  S.  40). 

2)  Für  die  Erkenntnis  der  Bedeutung  solcher  Bestimmungen  für  das  System 
der  Staatsfunktionen  ist  die  Frage  von  Wichtigkeit  :  Wann  liegt  ein  Rechtsaus- 
führungsakt eines  zur  Rechtsausführung  berufenen  Organs  der  Rechtsgemeinschaft 
vor  r  Intellekt  und  Wille  des  Menschen  sind  für  eine  spezialisierte  Beantwortung 
auch  dieser  Frage  von  Bedeutung.    Es  unterliegt  zunächst  keinem  Zweifel,  daß  ein 
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mit    Mängeln    behafteten  Staatsakte    sind,    soweit    sie    von    den 
Gliedern    des  Staates    in    "leicher    oder    ähnlicher  Weise    zu   re- 


Beamter rechtsausführend  tätig  wird,  wenn  er  nach  richtiger  Erkenntnis  seiner 
Amtspflicht  diese  objektiv  erfüllt,  d.  h.  wenn  in  subjektiver  und  objektiver  Hin- 
sicht sein  Verhalten  mit  dem  von  der  Rechtsordnung  gewollten  übereinstimmt. 
Ebenso  unzweifelhaft  ist  es,  daß  ein  Beamter  dann  nicht  rechtsausführend  handelt, 
wenn  er  zutreffender  Weise  erkannt  hat,  daß  seine  Handlung  nicht  eine  Ausfüh- 
rung der  von  der  Rechtsordnung  ihm  auferlegten  Amtsptlichten  ist,  wenn  also  sub- 
jektiv und  objektiv  sein  Verhalten  der  Rechtsordnung  entgegengesetzt  ist.  Nun 
gibt  es  aber  noch  zwei  der  rechtlichen  Würdigung  bedürfende  Variationen  :  einer- 
seits kann  jemand  objektiv  eine  Amtspflicht  erfüllen,  während  er  subjektiv  seine 
Flüchten  zu  übertreten  meint,  .andererseits  kann  jemand  sie  objektiv  übertreten, 
jedoch  subjektiv  überzeugt  sein,  ihnen  nachzukommen.  Was  die  erste  Kategorie 
betrifft,  bei  welcher  also  —  in  gewisser  Analogie  zum  strafrechtlichen  Putativ- 
delikt —  subjektiv  ein  Dolus,  objektiv  dagegen  keine  Rechtsverletzung  vorliegt, 
so  liegt  zunächst  die  auf  dem  Verhältnis  zwischen  Moral  und  Recht  beruhende 
Ansicht  nahe,  daß  hier  ein  Rechtsausführungsakt  deshalb  vorliege,  weil  es  im  Recht 
im  Gegensatze  zur  Moral  auf  die  äußere  Handlung,  nicht  auf  die  damit  verbundene 
innere  moralische  oder  unmoralische  Absicht  ankomme.  Dies  trifft  jedoch  nicht 
zu.  Abgesehen  davon,  daß  die  herkömmliche  Formel,  es  komme  auf  den  äußeren 
Erfolg  bez.  die  innere  Ansicht  an,  keine  scharfe  Idee  verkörpert,  ist  die  mit  der 
Befolgung  der  Rechtsnormen  im  allgemeinen  und  der  Befolgung  durch  die  zur 
Rechtsausführung  berufenen  Organe  im  besonderen  verbundene  Absicht  bei  den 
spezifisch  moralischen  Rechtsgemeinschaften  von  ausschlaggebender,  bei  den  übrigen, 
insbesondere  den  modernen  kulturellen  Rechtsverbänden  von  sehr  großer  Bedeu- 
tung. Das  zeigt  schon  ein  Blick  auf  den  Rechtsnormenkomplex,  welcher  die  mo- 
ralischen Voraussetzungen  der  Erlangung  und  des  Verlustes  einer  Amtskompetenz 
in  einem  Staate  enthält,  auf  den  Eid,  den  viele  Beamte  leisten,  und  in  dem  sie 
treue  Pflichterfüllung  geloben  und  viele  andere  Rechtsinstitutionen.  Daß  es  sich 
jedoch  bei  einer  objektiv  rechtmäßigen,  subjektiv  nicht  rechtmäßigen  Handlung 
eines  Beamten  in  dieser  seiner  Eigenschaft  um  keinen  Akt  der  amtlichen  Rechts- 
ausführung handelt;  ergibt  sich  aus  deren  Begriffe  als  einer  menschlichen  Hand- 
lung. Wie  ein  Schnitt  mit  dem  Messer  je  nach  der  subjektiv  mit  ihm  verbundenen 
Absicht  des  Schneidenden  einen  erlaubten  operativen  Eingriff  des  Arztes  oder, 
trotz  derselben  Folgen,  wie  jener  sie  hat,  eine  verbotene  und  unter  Strafe  ge- 
stellte Körperverletzung  darstellen  kann,  so  ist  auch  die  Ausführung  dessen,  was 
die  abstrakte  Regel  anordnet,  verschieden  zu  beurteilen,  je  nachdem  der  Handelnde 
nach  Subsumtion  des  konkreten  Tatbestandes  unter  diese  Regel  seiner  Pflicht  zum 
Handeln  erkannt  hat  oder  nicht.  Rechtsausführend  handelt  nur  der,  welcher  ob- 
jektiv eine  Amtspflicht  erfüllt  und  dies  zu  tun  beabsichtigt.  Da  aber  andererseits 
für  die  Art  einer  menschlichen  Handlung,  d.  h.  Willensbelätigung,  der  äußere  Vor- 
gang von  gleicher  Bedeutung  ist  wie  das  innere  Moment  des  Zweckes,  so  stellen 
sich  auch  diejenigen  Handlungen  rechtsausführender  Organe,  bei  welchen  die  in 
Wirklichkeit  nicht  zutreffende  Ueberzeugung  obwaltet,  daß  durch  sie  eine  Amts- 
pflicht erfüllt  werde,  nicht  als  Rechtsausführungsakte   dar. 

Wenn  aber  die  Handlungen  der    beiden  vorerwähnten  Gattungen    nicht  Amts- 
pflichthandlungen sind,    so  stellen    sie    sich    entweder    als    Amtspflichtübertretungen 
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spektieren    sind    wie   mangelfreie,    soweit  also    nicht    das  Prinzip 
der  Nichtigkeit    im  oben    angeführten  Sinne    durchgeführt   ist,   in 


oder  als  Handlungen,  auf  welche  die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Rechtsnormen 
Anwendung  finden,  dar.  Im  Prinzip  sind  seitens  der  übrigen  Glieder  der  Rechts- 
gemeinschaft in  Beziehung  auf  diese  Handlungen  diejenigen  Pflichten,  welche  gegen- 
über den  pflichtmäßigen  Handlungen  der  Organe  der  Rechtsgemeinschaft  zu  beob- 
achten sind,  nicht  zu  erfüllen.  Zur  Erkenntnis  der  Tragweite  dieses  Grundsatzes 
ist  ein  kurzer  Blick  auf  diese  Pflichten  erforderlich. 

Wenn  durch  die  Rechtsordnung  bestimmten  Personen  im  allgemeinen  Recht 
und  Pflicht  zugewiesen  wird,  in  bestimmter  Weise  im  Interesse  der  Rechtsgemein- 
schaft tätig  zu  werden,  so  liegt  hierin  stets  das  an  alle  übrigen  Glieder  der  Rechts- 
gemeinschaft gerichtete  Verbot,  in  diese  Tätigkeit  störend  einzugreifen.  Durch 
ein  solches  Eingreifen  könnte  der  Erfolg  der  Handlung  vereitelt  werden.  Die 
Rechtsordnung  aber  gebietet  Handlungen  um  ihres  Erfolges,  nicht  um  ihrer  selbst 
willen.  Es  enthält  also  der  für  die  Gemeinschaft  erklärte  Wille,  daß  ein  Organ 
in  bestimmter  Weise  tätig  werden  solle,  immer  auch  das  Verbot  des  Entgegen- 
handelns gegen  diese  Tätigkeit  durch  die  anderen  Glieder.  Verfolgte  aber  ein 
Rechtsgebot  lediglich  den  Zweck  der  Stählung  geistiger  oder  leiblicher  Kräfte 
der  Gehorsamspflichtigen,  welcher  Zweck  durch  den  Widerstand  Dritter  in  erhöhtem 
Maße  erreicht  würde,  so  würde  dieser  Widerstand  nicht  als  ein  Entgegenwirken 
gegen  die  Rechtsnorm  aufzufassen  sein. 

Neben  dieses  einer  jeden  Amtspflichten  normierenden  Rechtsregel  immanente 
allgemeine  Verbot  treten  die  besonderen  Pflichten,  welche  sich  an  die  Rechtswirk- 
samkeit von  Staatsakten  knüpfen  (z.  B.  zivilrechtliche  Wirkungen  aus  der  rechts- 
wirksamen Beurkundung  eines  Rechtsgeschäfts,  die  Erscheinungspflicht  bei  rechts- 
wirksamer Zeugenladung,  die  Unterlassung  des  Eingreifens  von  Verwaltungsbehörden 
in  die  bürgerliche  Justiz  usw.). 

Die  Wichtigkeit  der  Folgen  von  rechtswirksamen  Rechtsausführungsakten  ver- 
langt deren  Eintritt  auch  bei  solchen  Handlungen  der  Organe  des  Staates,  welche 
zwar  subjektiv  oder  objektiv  mit  Mängeln  behaftet  sind,  jedoch  nicht  so  von  mangel- 
freien Staatsakten  abweichen,  daß  der  Staat  ein  Interesse  an  dem  Nichteintritt 
jener  Folgen  hat.  In  dieser  Beziehung  ist  das  subjektive  und  das  objektive 
Moment  verschieden  zu  bewerten  (vgl.  Dänischer  v.  Kollesberg,  Die  politischen 
Rechte  der  Untertanen  I.,  S.   127  und  die  daselbst  Zitierten). 

Wenn  ein  rechtsausführendes  Organ  der  Ueberzeugung  ist,  durch  eine  Hand- 
lung gesetztes  Recht  auszuführen,  so  kommen  andere  Motive  seiner  Handlung,  z. 
B.  der  Wunsch,  durch  dieselbe  befreundeten  Menschen  zu  nützen  oder  feindlichen 
zu  schaden,  nicht  in  Betracht.  Rechtlich  liegt,  sofern  auch  das  objektive  Moment 
den  rechtlichen  Anforderungen  entspricht,  unbedingt  ein  Rechtsausführungsakt  vor. 
Aber  auch  wenn  die  vorerwähnte  Ueberzeugung  bei  einer  objektiv  rechtmäßigen 
Amtshandlung  nicht  obwaltet,  ist  nach  geltendem  Recht  die  Wirkung  desselben 
oft  die  eines  eigentlichen  Rechtsausführungsaktes.  Wie  man  von  den  angeführten 
Nebenzwecken  desselben  absehen  kann,  so  wird  unter  Umständen  der  Rechtsaus- 
führungszweck als  solcher  nicht  für  wesentlich  erachtet.  Für  den  Erfolg  der  Hand- 
lung als  solcher  ist,  sofern  man  die  Persönlichkeit  des  Handelnden  nicht  in  Be- 
tracht zieht  —  dieser  wird  sich  durch  das  Bewußtsein,  seine  Amtspflichten  zu  ver- 
letzen, meistens  eines  moralischen   Delikts  schuldig  machen  — ,  das  Vorhandensein 
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das  System  der  Staatsfunktionen  einzureihen.  Dies  folgt  daraus, 
daß  sie  nur  von  Staatsorganen  als  solchen  vorgenommen  werden 
können  und  daher  den  besonderen  Charakter  der  diesen  obliegen- 
den Amtspflichterfüllungen  teilen,  deren  absolute  Vollkomnien- 
heit  unerreichbar  ist  und  deren  Mängel  durch  die  das  Prinzip 
der  Nichtigkeit  ausschließenden  Bestimmungen^)  bis  zu  dem  von 
diesem  gewährleisteten  Grade  geheilt  werden.  Sie  sind  also  je 
nach  ihrer  Natur  Rechtssetzungs-  oder  Rechtsausführungsakte. 

Der  in  ihnen  in  die  Erscheinung  tretende  Staatswille  ist  dann 
insofern  ein  einheitlicher,  als  er  nicht  nur  diese,  sondern  auch 
jene  Handlungen  in  der  bestimmten  Weise  als  Staatsaktionen  gelten 
lassen  will.  Wo  eine  solche  Rechtsnorm  fehlt,  da  steht  eine 
Amtspflichtverletzung  der  Einheitlichkeit  des  Staatswillens  des- 
halb nicht  entgegen,  weil  sie  dann  im  Grunde  nicht  als  Staats- 
funktion in  Frage  kommt. 

Das  System  der  Staatsfunktionen  als  die  Verbindung  der- 
selben zu  einem  logisch  geordneten  Ganzen  findet  zwar  seine 
Spitze  in  einem  sie  umfassenden  Einheitsbegriff,  nämlich  dem 
der  Staatsfunktion  selbst.  Das  Streben,  die  verschiedenen  Er- 
scheinungen des  staatlichen  Rechtslebens  auf  ein  höchstes  Prinzip 
zurückzuführen,  findet  andererseits  seine  Grenze  an  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  Staatsfunktionen.  Deshalb  kann  die  Ein- 
heitlichkeit der  Staatsgewalt  nicht  im  Sinne  einer  Gleichartigkeit 
der  Staatsfunktionen  gefaßt  werden.  Bei  der  Aufstellung  allge- 
meiner Gebote  und  Verbote  für  die  Glieder  der  Rechtsgemein- 
schaft wendet  sich  der  Staat  an  den  vom  Intellekt  geleiteten 
Willen  derselben.  Die  erlassenen  Rechtsvorschriften  sind  Normen 
für  das  Verhalten  von  Menschen  als  bewußt  handelnder  Indi- 
viduen. Eine  ganz  andere  Gewalt  handhabt  der  Staat,  wenn  er 
durch  seine  Organe  einen  Rechtssatz  ausführt,  das  tut,  was  auf 
Grund  der  allgemeinen  Normen  in  konkreto  zu  tun  ist.  Hier 
wird  nicht  einem  Willen  allgemein  geboten  oder  verboten,  son- 
der Ueberzeugung  der  Rechtsausführung  im  allgemeinen  gleichgültig.  Dagegen  ist 
das  objektive  Moment  als  der  in  der  Außenwelt  sich  vollziehende  Vorgang  wegen 
seiner  Bedeutung  für  das  Wohl  und  Wehe  Dritter  bei  der  Feststellung,  ob  ein 
rechtgemäßer  oder  ein  mit  Mängeln  behafteter  Rechtsausführungsakt  vorliegt,  er- 
heblich wichtiger. 

i)  Maßgebend  für  die  Einführung  solcher  ist  auch  die  in  der  Person  des 
Staatsorgans  zu  Tage  tretende  Autorität  des  Staates  ;  als  Korrelat  für  sie  bildet 
die  Verantwortung  das  Bindeglied  zwischen  Gesetz  und  Obrigkeit  {^Klöppel,  Gesetz 
und  Obrigkeit,  Leipzig  1891,  S.   127). 
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dem    mit  Menschen    ohne  Rücksicht    auf   iliren  Willen    und    mit 
Sachen  in  einer  bestimmten  Weise  verfahren. 

Auch  der  besonders  in  der  strafrechtlichen  Doktrin  mitunter 
vertretene  Einwand,  daß  diese  Gewalt  sich  aus  jener  ergebe, 
ist  nicht  stichhaltig.  Den  besten  Beweis  liierRir  gibt  das  dem 
Recht  so  nah  verwandte  und  doch  von  im  so  wesentlich  ver- 
schiedene Gebiet  der  Moral.  Moralische  Vorschriften  wenden 
sich  gleichfalls  an  den  vom  Verstände  geleiteten  menschlichen 
Willen,  und  sie  vermögen  diesen  umsomehr  zu  beeinflussen,  je 
tiefer  jener  ihre  Berechtigung  erkennt.  Niemals  aber  kann  der, 
welcher  auf  Grund  seiner  persönlichen  Kultur  die  Macht  hat,  an 
andere  rein  moralische  Gebote  und  Verbote  zu  richten,  selbst  irgend 
welche  Folgen  an  die  Befolgung  oder  Nichtbefolgung  dieser  Vor- 
schriften knüpfen  und  diese  Folgen  je  nach  dem  festzustellenden 
Tatbestand  eintreten  lassen.  Deshalb  stellen  die  moralischen 
Rechtsgemeinschaften,  die  Kirchen,  die  von  ihnen  gelehrten 
Folgen  moralischer  und  unmoralischer  Handlungen  als  Ver- 
heißungen und  Drohungen  eines  über  dem  Menschen  stehenden 
Willens  und  sich  selbst  nur  als  die  Verkünder  dieses  Willens 
dar.  Ihrer  rechtsausführenden  Gewalt  aber  fehlt,  da  ihre  Rechts- 
normen lediglich  im  Hinblick  auf  die  von  den  Rechtsgenossen 
zu  erstrebenden  moralischen  Werte  gesetzt  sind,  das  Zwangs- 
moment, ein  wichtiger,  wenn  auch  nicht  wesentlicher  Bestandteil 
der  ausführenden  Staatsgewalt.  Denn  da  dem  Verkünder  ethi- 
scher Gebote  und  Verbote  niemals  eine  Zwangspotenz  zusteht, 
die  ja  den  von  ihm  bezweckten  Erfolg,  moralische  Handlungen 
hervorzurufen,  gerade  vereiteln  würde,  so  kann  auch  einer  auf 
diesen  ethischen  Grundanschauungen  beruhenden  Rechtsgemein- 
schaft, die  sich  lediglich  im  Hinblick  auf  moralische  Handlungen 
ihrer  Glieder  gebildet  hat,  niemals  eine  Zwangsbefugnis  bei  der 
Durchführung  der  von  ihr  gesetzten  Rechtsnormen  zustehen. 
Das  diese  Gemeinschaften  beherrschende  Prinzip  ist  das  der  Frei- 
heit des  Zusammenschließens  und  Auseinandertretens,  da  die 
Konkurrenz  in  dem  Erwerbe  moralischer  Güter  keine  Kollision 
moralischer  Interessen  hervorruft ;  bei  den  weltlichen  Rechtsge- 
meinschaften dagegen,  insbesondere  bei  den  Staaten,  herrscht 
wegen  des  Aufeinanderstoßens  der  einzelnen  Glieder  beim  Er- 
werbe derjenigen  Güter,  welcher  sie  bedürfen,  das  Prinzip  der 
notwendigen  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinschaft. 

Doch  ist  auch  im  Verhältnis    der    verschiedenen  Staatstätig- 
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keiten  zu  einander  aus  der  Eigenschaft  der  Rechtsausftihrungs- 
funktion  als  einer  von  der  Rechtssetziuitf  bezweckten  und  ver- 
langten Tätigkeit  gleichfalls  die  Einheitlichkeit  des  Zwecks  und 
daher  die  Einheitlichkeit  des  sich  in  ihnen  offenbarenden  Staats- 
willens zu  folgern  :  Dem  widerspricht  nicht  nur  die  Theorie  von 
der  Trennung  der  Gewalten,  sondern  auch  das  Gegenkraftsystem, 
sofern  man  es  nicht  nur  als  ein  politisches,  sondern  auch  als  ein 
Rechtsprinzip  ansieht.  Reclitlich  ist  das  Prinzip  der  Hemmung 
einer  Staatsgewalt  durch  die  andere  undenkbar.  Wenn  durch 
die  Zuweisung  einer  jeden  Art  der  Staatstätigkeiten  im  Sinne 
der  Dreigewaltentheorie  an  Organe,  denen  eine  der  beiden  an- 
deren oder  beide  anderen  Arten  von  Tätigkeiten  obliegen,  der 
Zweck  verfolgt  wird,  daß  bei  diesen  ein  Gegengewicht,  nicht 
gegen  üeberschreitungen  der  Zuständigkeiten,  sondern  gegen 
eine  volle  Entfaltung  bisher  kompetenzmäßiger  Tätigkeit  ge- 
schaffen werde,  so  wird  eben  die  Zuständigkeit  rechtlich  auf  die 
unter  Berücksichtigung  dieser  Zuweisung  mögliche  Tätigkeit  ein- 
geschränkt. So  groß  auch  die  Einschränkung  sein  möge,  die 
durch  eine  Rechtssetzung  in  bestimmten  Kompetenzen  der  Organe 
der  Rechtsgemeinschaft  herbeigeführt  wird,  von  einer  Hemmung 
oder  Verminderung  ihrer  rechtlichen  Gewalt  kann  nur  in  Bezie- 
hung auf  das  Verhältnis  des  bisherigen  zu  dem  gegenwärtigen 
Rechtszustande,  in  politischer  Hinsicht,  niemals  aber  im  bloßen 
Hinblick  auf  den  neu  geschaffenen  Kompetenzumfang  gesprochen 
werden.  Diese  verminderte  oder  in  sonstiger  Weise  begrenzte 
Zuständigkeit  soll  sich  —  nur  dies  kann  der  Zweck  der  Rechts- 
setzung sein  —  voll  entfalten,  so  wie  es  in  der  Vergangenheit 
bezüglich  der  weniger  begrenzten  Zuständigkeit  der  Fall  war. 
Damit  ist  die  politische  Erklärung  der  Kompetenzverteilung  aus 
dem  Zwecke  der  Mißbrauchsverhütung  durchaus  vereinbar. 

In  der  Beurteilung  des  Gegenkraftsystems  als  eines  Hem- 
mungsprinzips liegt  eine  Verwechselung  des  Inhabers  einer  recht- 
lichen Gewalt  mit  dieser.  Wenn  z.  B.  im  Sinne  der  Dreigewalten- 
theorie Richter  die  Zuständigkeit  zu  gewissen  Verwaltungshand- 
lungen und  Verwaltungsbeamte  die  zu  gewissen  richterlichen 
Funktionen  erhalten,  so  liegt  in  diesem  teilweisen  Austausch  der 
Kompetenzen  allerdings  eine  Beschränkung  der  in  Betracht  kom- 
menden Richter  in  ihrer  richterlichen  und  der  betreffenden  Ver- 
waltungsbeamten in  ihrer  Verwaltungstätigkeit,  nicht  aber  eine 
Hemmung    oder    sonstige  Einschränkung    der    richterlichen    oder 
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verwaltenden  Tätigkeit  als  solcher.  Ja,  selbst  wenn  bei  einem 
solchen  Austausch  oder  der  Neubegründung  entsprechender  Zu- 
ständigkeiten die  eine  oder  andere  bisherige  Kompetenz  nicht 
einem  anderen  Organe  übertragen,  sondern  gänzlich  beseitigt 
wird,  wird  die  rechtliche  Gewalt  nicht  gehemmt,  sondern  nur 
anders  umgrenzt ;  eine  rechtliche  Gewalt  kann  zwar  rechtswidrige 
Gewalten  hemmen  sollen,  niemals  aber  eine  andere  in  derselben 
Rechtsgemeinschaft  ruhende  Rechtsgewalt.  Mit  dem  Augenblick, 
in  dem  die  Rechtsordnung  die  Entfaltung  rechtlicher  Tätigkeit 
nicht  in  dem  bisherigen  Umfange  wünscht  und  dies  durch  eine 
neue  Kompetenzverteilung  zu  erreichen  sucht,  begrenzt  sie  die 
Rechtskompetenzen  mit  der  Wirkung,  daß  die  nunmehr  vorhan- 
denen Kompetenzen  voll  ausgeübt  werden  sollen.  Das  Analoge 
gilt  für  die  Neuschaffung  und  gemischte  Verteilung  von  Kom- 
petenzen. 

Allerdings  verleihen  die  Staatstätigkeiten  in  der  Regel  den 
verschiedenen  Staaten  ein  besonderes  Gepräge.  So  war^)  Ver- 
größerung Roms  Ziel,  Krieg  das  Lakedaemons,  Religion  das  der 
jüdischen  Staatstätigkeit,  Handel  das  von  Messina,  öffentliche 
Ruhe  das  von  China,  Dies  ist  jedoch  keineswegs  immer  der  Fall, 
und  selbst,  wo  es  zutraf  und  zutrifft,  steht  ein  großer  Teil  der 
Staatsfunktionen  mit  diesem  Ziele  in  keinem  inneren  Zusammen- 
hange oder  läuft  ihm  auch  zuwider.  Immerhin  laufen  die  gesamten 
Rechtsetzungsfunktionen,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Elementen 
gemischt,  auf  den  einheitlichen  Zweck  der  tatsächlich  im  allge- 
meinen bewirkten  Regelung  der  Rechtsgemeinschaft  hinaus.  Was 
aber  das  Verhältnis  der  Rechtssetzungs-  zur  Rechtsausführungs- 
funktion anlangt,  so  dient  diese  zwar  unmittelbarer  den  von  der 
Rechtsgemeinschaft  verfolgten  Zwecken  als  jene,  soweit  sie  Amts- 
pflichten normiert;  denn  der  unmittelbare  Zweck  dieser  Nor- 
mierung ist  die  Befolgung  der  betreffenden  Rechtsnormen  durch 
die  Staatsorgane,  und  erst  der  mittelbare  Zweck  geht  auf  den 
durch  die  Rechtsausführung  unmittelbar  herbeigeführten  Erfolg. 
Wer  etwas  anordnet,  der  wünscht,  daß  der  durch  die  Be- 
folgung seiner  Anordnungen  bewirkte  Erfolg  erreicht  werde,  und 
eine  Gemeinschaft,  die  diesen  Erfolg  selbst  durch  bestimmte 
Organe  verwirklicht,  die  sie  zu  einem  entsprechenden  Handeln 
veranlaßt,  bezweckt  mit  dieser  Veranlassung  (der  Staat  also  mit 
den  Rechtsnormen,    welche    die  Verpflichtungen   seiner    rechtaus- 

i)  Vgl.  Moiilesquieu,  Esprit  des  lois,  XI,    5, 


Kritische  Studien  zur  Systematisierung  der  Staatsfunktionen.  647 

führenden  Organe  zum  Gegenstande  haben)  niclits  anderes  als 
mit  der  Ausführung  im  Sinne  dieser  Veranlassung,  wenn  auch 
die  Ausführung  unmittelbarer  diesem  Zwecke  dient  als  die  Ver- 
anlassung für  sie.  Wie  die  Handlungen  eines  Individuums,  die 
einem  bestimmten  Zwecke  dienen,  wegen  dieser  ihrer  Eigenschaft 
trotz  ihrer  verschiedenen  Entfernung  von  dem  verfolgten  Zwecke 
als  eine  Einheit  aufgefaßt  werden  können,  so  können  dies  auch 
die  amtspflichtsetzende  und  die  rechtausführende  Staatstätigkeit. 
In  diese  Einheit  gehört  jedoch  auch  die  rechtssetzende 
Staatstätigkeit,  welche  nicht  Amtspflichten,  sondern  allgemeine 
Pflichten  zum  Gegenstande  hat.  Denn  die  Befolgung  dieser 
Rechtsnormen,  die  der  unmittelbare  Zweck  ihres  Erlasses  ist, 
soll,  wie  nicht  nur  diejenige  rechtssetzende  und  rechtsausführende 
Staatstätigkeit,  die  (durch  die  Festsetzung  und  Verhängung  von 
Strafe  und  Lohn)  der  Befolgung  dieser  allgemeinen  Pflichten  dient, 
sondern  wie  auch  die  positiv  fördernde  Staatstätigkeit,  einem 
einheitlichen  Zwecke ,  der  gedeihlichen  Existenz  der  gesamten 
Rechtsgemeinschaft  in  physischer,  intellektueller  und  ethischer 
Hinsicht,  dienen.  Der  Erkenntnis  dieses  Einklanges  der  vielfach 
verwickelten  Staatsfunktionen  dient  als  das  Fundament  der  Rechts- 
wissenschaft die  Erforschuncr  des  Zwecks  im  Recht. 
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JAHRESBILANZ  UND  WOCHENAUSWEIS 
DER  ÖSTERREICHISCH-UNGARISCHEN  BANK. 

Von 

OTTO  NEURATH,  Wien. 


Die  dem  Abgeordnetenhaus  vor  seiner  Auflösung  vorgelegte 
Reg  ierungs  vorla  ge  1)  hat  die  von  der  Oesterreichisch-ungari- 
schen  Bank  geübte  Devisenpolitik,  welche  den  Zweck  verfolgte, 
die  Schwankungen  der  Wechselkurse  möglichst  einzuschränken, 
offiziell  anerkannt.  Die  große  Bedeutung,  welche  der  Devisen- 
politik zukommt,  läßt  es  wünschenswert  erscheinen,  sich  über  die 
Devisenbestände  einige  Klarheit  zu  verschaffen.  Insbesondere  ist 
es  wichtig  festzustellen,  auf  welche  Posten  sich  dieselben  ver- 
teilen, und  welche  Rolle  sie  im  Rahmen  der  gesamten  Bilanz 
spielen.  Da  die  Regierungsvorlage  auch  eine  Reihe  anderer  Ab- 
änderungsvorschläge brachte ,  ist  es  wohl  am  zweckmäßigsten, 
die  Bilanz  und  den  Wochenausweis  im  ganzen  einer  eingehen- 
den  Analyse  zu  unterwerfen. 

Das  bisher  geltende  Gesetz  bestimmt,  daß  von  dem  vorhan- 
denen Goldbestand  401,305,520  Kronen  nur  die  Basis  für  die  Aus- 
gabe einer  gleich  großen  Notenmenge  bilden  dürfen.  Erst  der 
übrigbleibende  Goldbestand  kann  in  Verbindung  mit  dem  son- 
stigen Metallbestand  dazu  dienen,  Noten  zu  emittieren,  die  zum 
Teil  metallisch,  zum  Teil  aber  bankmäßig  gedeckt  sind.  Von 
den  zuerst  erwähnten  Noten,  die  man  als  »vollgedeckte«  bezeich- 
net hat,  waren  am  31.  Dezember  1909:    158,443,500  Kronen  Zehn- 


l)  Gesetz  belrefFend  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der  Oesterreichisch-un- 
garischen  Bank  und  des  Münz-  und  Währungsvertrages,  sowie  die  Ordnung  der  da- 
mit im  Zusammenhang  stehenden  Angelegenheiten.  1043  der  Beilagen  zu  den  Sten. 
Protok.   des  Abgeordnetenhauses  XX.  Sess.  1910. 
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kronennoten,  von  denen  höchstens  i6o,000,OüO  Kronen  ausgegeben 
werden  dürfen.  Die  Bestimmun.c^s  daß  eine  bestimmte  Menge 
Goldkronen  nicht  dazu  dienen  dürfe,  teilweise  bankmäßig  ge- 
deckte Noten  auszugeben,  hat  nicht  den  Zweck,  einen  Goldfond 
zu  fixieren,  der  ausschließlich  der  Einlösung  bestimm- 
ter Notenkategorien  zu  dienen  hätte,  falls  die  Barzah- 
lungen aufgenommen  würden,  sondern  soll  nur  dazu  dienen,  die 
Gesamtmenge  der  emittierbaren  Noten  einzuschränken.  Man  kann 
daher  auch  nicht,  wie  dies  mehrfach  geschehen  ist,  die  Zehn- 
kronennoten als  Gold  zer  ti  fik  at  e  bezeichnen,  da  die  Bank,  im 
Falle  sie  die  Noten  einlösen  würde,  ebensogut  Silbergulden  wie 
Goldmünzen  verwenden  könnte.  Auch  würden  die  Zehnkronen- 
noten beispielsweise  kein  Vorrecht  genießen,  wenn  etwa  bei  einem 
Run  die  vorhandenen  Metallbestände  nicht  ausreichten,  alle  Noten- 
besitzer, welche  Noten  präsentieren,  zu  befriedigen.  Es  muß  dies 
ausdrücklich  betont  werden,  weil  Fellner  die  Behauptung  aufge- 
stellt hat,  der  »größere  Grad  der  Einlösbarkeit  der  kleinen  Noten 
werde  bei  diesen  zu  einem  Agio  in  krisenhaften  Zeiten  gegen- 
über den  größeren  Notenkategorien  führen«  ^). 

Die  übrigen  Noten  müssen  zu  zwei  Fünftel  weniger  60  Mil- 
lionen Kronen  mit  Metall,  d.  h.  mit  Gold  in  Münzen  und  Barren 
oder  Silberkurant-  und  Teilmünzen,  die  restlichen  drei  Fünftel 
vermehrt  um  60  Millionen  Kronen,  müssen  bankmäßig  gedeckt 
sein.  Für  die  erwähnten  60  Millionen  Kronen,  die  zur  Zwei- 
Fünftel-Deckung  fehlen,  dürfen  aber  nur  Devisen  zur  Deckung 
verwendet  werden,  nicht  etwa  auch  Wechsel  oder  Lombardfor- 
derungen. In  den  transitorischen  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
welche  nur  bis  zur  Aufnahme  der  Barzahlung  Geltung  haben 
sollten,  ist  dies  so  formuliert,  daß  der  Bank  gestattet  wird  »ihren 
Besitz  an  Wechseln  auf  auswärtige  Plätze  und  an  ausländischen 
Noten,  soweit  dieselben  in  Gold  oder  in  Gold  gleichwertiger, 
effektiver  Metalhvährung  zahlbar  sind,  bis  zum  Höchstbetrage 
von  60  Millionen  Kronen  in  den  Bestand  ihres  Barvorrates 
(Art.  84)  einzurechnen«.  Diese  Bestimmung  hat  in  der  volks- 
wirtschaftlichen Literatur  gelegentlich  zu  Ungenauigkeiten 
Veranlassung  gegeben.  Dadurch,  daß  diese  Devisen  juristisch 
zum  Metallschatz  gerechnet  werden,  verändern  sie  ihre  wirtschaft- 

i)  F.  Fellner,  Die  Währungsreform  in  Ungarn.  Wien  ign  S.  254.  Vgl.  meine 
Besprechung  dieser  Schrift  in  dem  Jahrbuch  f.  Gesetzgeb.  Verwalt.  u.  Volkswirtsch. 
i.  Deutschen  Reich.  XXXV.  2.  S.  479  f. 
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liehe  Qualität  nicht.  Mitunter  wurden  jedoch  bei  wirtschaftlichen 
Erörterungen  über  die  Güte  der  Notendeckung,  die  60  MiUionen 
Golddevisen  zur  Metalldeckung  gerechnet^).  Dies  könnte  man 
zwar  mit  dem  Hinweis  begründen,  daß  eine  Golddevise  sich  von 
einem  Wechsel  wesentlich  unterscheide,  da  sie  eine  Anweisung 
auf  Gold  darstellt  und  im  Rahmen  des  normalen  Bankbetrie- 
bes veräußert  wird,  während  die  Notenbank  von  ihrem  Rechte, 
Wechsel  weiter  zu  begeben,  keinen  Gebrauch  macht.  Dann  muß 
man  aber  konsequenterweise  wirtschaftlich  alle  Golddevisen 
der  Bank  zur  Golddeckung  rechnen.  Sie  betragen  im  ganzen  oft 
weit  mehr  als  100  Millionen  Kronen,  Es  wäre  aber  ebenso  zu  er- 
wägen, ob  man  nicht  auch  Auslandsguthaben,  sowie  verliehene 
Devisen  und  Valuten  der  Golddeckung  zurechnen  sollte,  wenn 
man  überhaupt  auf  eine  derartige  Gruppierung 
besonderes  Gewicht  legen  will.  Aber  nur  jene  60 
Millionen  Devisen  wie  Gold  behandeln,  ist  volkswirtschaftlich 
jedenfalls  unzulässig. 

Oesterreich-Ungarn  besitzt  ebenso  wie  Deutschland  die  in- 
direkte Kontingentierung,  es  dürfen  nur  400  Millionen  metallisch 
ungedeckter  Banknoten  emittiert  werden,  der  Rest  unterliegt  einer 
5prozentigen  Besteuerung. 

Die  absolute  Kontingentierung  der  Zehnkronennoten  wurde 
schon  erwähnt.  Das  Kontingent  der  Zwanzigkronennoten  ist  nicht 
gesetzlich  fixiert,  sondern  wird  von  den  beiden  Finanz- 
ministerien einverständlich  festgesetzt  -).  Während  das  Gesetz 
ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Zwanzigkronennoten  nur  vorläufig 
zirkulieren  sollen,  fehlt  bezüglich  der  Zehnkronennoten  eine  ana- 
loge Festsetzung,  obgleich  man  offenbar  ursprünglich  die  Ab- 
sicht   hatte,    sie    nur    als  Ersatz  für  Zehnkronenstücke   zirkulieren 


i)  Vgl.  z.  B.  F.  Fellner  a.  a.  O.  S,  1S8 :  »Wenn  von  der  Metalldeckung  rein 
der  Goldvorrat  im  Betrage  von  1,354,027,273  Kronen  berücksichtigt  wird,  so 
kann  festgestellt  werden,  daß  64,6 0/^  der  Notenzirkulation  mit  Gold  gedeckt  sind 
(indem  auch  die  in  den  Metallvorrat  bis  zu  einem  Betrage  von  60  Millionen  Kronen 
einzurechnenden  Devisen  als  Gold  betrachtet  werden,  da  dieselben  in  Gold  zahlbar  sind)«. 
Auf  einer  ähnlichen  Unklarheit  beruht  die  Aeußerung  Mecenseffys,  (Die  Verwaltung 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  1886 — 1895,  Wien  1896  S.  67) :  »Andererseits 
ist  es  selbstverständlich,  daß  eine  barzahlende  Bank  ihre  Wechsel  auf  aus- 
wärtige Plätze  nicht  in  den  Metallschatz  einrechnen  darf.«  Diese  Aussage  hätte  nur 
dann  einen  guten  Sinn,  wenn  sich  gerade  die  Zweifiinfteldeckung  als  die 
eben  noch  zulässige  Minimaldeckung  nachweisen  ließe. 

2)  Am   31.   Dezember   1909  zirkulierten   729,677.720   K.   Zwanzigkronennoten. 
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ZU  lassen,  die  mit  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  allgemein 
verwendet  werden  sollten,  Ueber  die  gelegentlich  der  Staats- 
noteneinlösung der  Bank  übergebenen  Zwanzi^kronengoldstücke 
wurde  in  der  Weise  verfügt,  daß  ein  Teil,  wie  schon  oben  an- 
gedeutet wurde,  die  Emission  einer  gleich  großen  Notenmenge 
ermöglichen  sollte.  Es  ist  dies  jener  Teil  des  Golderlages,  für 
welchen  die  Regierungen  von  der  Bank  Noten  empfangen  haben  ; 
soweit  die  Regierungen  für  die  erlegten  Goldmünzen  Silbergulden 
erhielten,  darf  die  Goldmenge  als  normale  Notendeckung  dienen. 
Die  Regierung  behielt  aber  das  Recht,  solange  die  Barzahlungen 
nicht  aufgenommen  würden,  gegen  Hingabe  von  Banknoten  und 
Silbergulden  diese  Goldmünzen  zurückzufordern.  Diese  Bestim- 
mung hätte  den  Regierungen  unter  anderem  die  Möglichkeit  ge- 
geben, jederzeit  von  der  Bank  Gold  zu  verlangen.  Dieselbe  ist 
insoferne  bedeutungslos  geworden,  als  die  Bank  den  Golddienst 
der  Regierungen  übernahm  und  sich  verpflichtete,  denselben  Gold, 
sei  es  Valuten,  Devisen  oder  österreichische  Goldmünzen  gegen 
andere  Zahlungsmittel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Das  heißt 
den  Regierungen  gegenüber  wurden  die  Barzahlungen  bereits  auf- 
genommen. 

Als  bankmäßige  Notendeckung  dienen  : 

Eskomptierte  Wechsel,  Warrants  und  Effekten 
mit  höchstens  dreimonatiger  Laufzeit. 

Eingelöste  verfallene  Effekten  und   Kupons. 

Darlehen  gegen  Handpfand. 

Devisen  mit  höchstens  drei  Monaten  Laufzeit 
und  ausländische  Noten. 

Obgleich  die  Bestimmungen  des  Statuts  denen  entsprechen, 
welche  bei  barzahlenden  Banken  anzutreffen  sind,  besteht  be- 
kanntlich in  Oesterreich-Ungarn  die  Barzahlung  nicht.  Die  Bank 
kann  zur  Abgabe  von  österreichischem  Metallgeld,  insbesondere 
zur  Abgabe  von  österreichischem  Goldgeld  nicht  gezwungen 
werden.  Sie  hat  aber  das  Recht,  Goldmünzen  abzugeben.  Das 
Statut  hält  die  Fiktion  aufrecht,  daß  die  Barzahlungen  nur  provi- 
sorisch suspendiert  seien.  Alle  Bestimmungen,  welche  nur  so 
lange  Geltung  haben  sollen,  als  die  Barzahlungen  nicht  aufge- 
nommen werden,  finden  sich  daher  als  »transitorische  Bestim- 
mungen« in  einem  eigenen  Abschnitt  vereinigt.  Es  gehören  dazu 
die  oben  angegebenen  Festsetzungen  über  die  Schatzdevisen, 
sowie  jene  über  die  Zwanzigkroneunoten. 
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Diesen  Bestimmungen  gegenüber  schlägt  die  Regierungsvor- 
lage eine  Reihe  von  Neuerungen  und  Aenderungen  vor,  welche 
die  ausgesprochene  Tendenz  verfolgen,  in  Oesterreich-Ungarn 
Weltgeld  und  Inlandsgeld  zu  trennen,  und  die  W  e  c  h  s  e  1- 
kurse  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  durch 
m  a  f  k  t  m  ä  ß  i  g  e  Eingriffe  der  Bank  regulieren  zu 
lassen.  Am  meisten  Aufsehen  erregte  wohl  der  Zusatz  der 
Regierungsvorlage  zum  Artikel  i  des  Bankstatuts  :  »Die  Oe  s  t  e  r- 
reichisch-  ungarische  Bank  ist  verpflichtet, 
mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehen  den  Mittelndafür 
zu  sorgen,  daß  der  im  Kurse  der  ausländischen 
Wechsel  zum  Ausdruck  gelangende  Wert  ihrer 
Noten  entsprechend  der  Parität  des  gesetz- 
lichen Münzfußes  der  Kronenwährung  dauernd 
gesichert  bleibt.«  Was  bis  zur  Aufnahme  der  Barzah- 
lungen durch  eine  transitorische  Bestimmung  ergänzt  wird  :  »Falls 
die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  während  dieser  Zwischenzeit 
ihrer  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  mit  allen  ihr  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  dafür  zu  sorgen,  daß  der  im  Kurse  der  aus- 
ländischen Wechsel  zum  Ausdruck  gelangende  Wert  ihrer  Noten 
entsprechend  der  Parität  des  gesetzlichen  Münzfußes  der  Kronen- 
währung dauernd  gesichert  bleibt  (Artikel  i),  so  hat  dies,  außer 
dem  Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege  gleichzeitig  in  beiden 
Staaten  verfügten  zeitweiligen  Enthebung  der  Oesterreichisch-un- 
garischen  Bank  von  ihrer  vorbezeichneten  Verpflichtung  den  Ver- 
lust des  Privilegiums  zur  Folge,  sofern  nicht  eine  durch  höhere 
Gewalt  hervorgerufene,  von  beiden  Regierungen  anerkannte  un- 
mittelbare Verhinderung  besteht.« 

Diese  neue  Bestimmung  versteht  man  am  besten  aus  der 
Geschichte  der  österreichischen  Devisenpolitik.  Die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  befand  sich  seit  Jahrzehnten  im  Besitz  von  De- 
visen, ohne  aber  mit  Hilfe  derselben  die  Währungspolitik  zu  be- 
einflussen. In  ihren  Anfängen  besaß  die  Bank  keine  Devisen^). 
Als  der  Bank  1863  das  Recht  eingeräumt  wurde,  neben  Silber 
auch  Gold  in  den  Metallschatz  einzurechnen,  kaufte  sie  Gold- 
devisen gegen  Silber  auf.  Der  Devisenbestand  der  sechziger 
Jahre  war  so  nicht  unerheblich^).     In    den  siebziger  Jahren  ging 

1)  Leder  er    (Die  priv.  österr.  Nationalbank,    ihre    Gründung,    ihre    Entwicklung 
und  ihr  Wirken.     Wien  1847)  erwähnt  Devisen  überhaupt  nicht. 

2)  Mecenseffy,   Bericht  über  den  Goldbesitz  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank. 
Wien  1897  S.  4  ff. 


Jahresbilanz  und  Wochenausweis  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank.      653 

der  Devisenbestand  stark  zurück,  um  »mit  Rücksicht  teilsauf  die 
vorausgesetzten,  teils  wirklich  eingetretenen  inneren  Ansprüche 
wiederholt  nahezu  gänzlich  realisiert  zu  werden«  ^).  Ende  der 
achtziger  Jahre  nahm  das  Devisen-  und  Valutengeschäft  an  Leb- 
haftigkeit zu.  Erst  in  den  neunziger  Jahren  wurde  mit  der  regelmäßi- 
gen Abgabe  von  Devisen  an  den  Markt  begonnen.  Bis  dahin  be- 
schränkte sich  die  Bank  vorwiegend  auf  den  Tausch  von  London 
kurz  gegen  London  lang.  Während  später  das  Verleihen  von 
Devisen,  Valuten  und  Marknoten  zurücktrat,  spielte  es  Anfang 
der  neunziger  Jahre  eine  erhebliche  Rolle  -).  Noch  im  Jahre  1893 
hat  die  Bank  ein  übermäßiges  Steigen  der  Devisenkurse  mit  an- 
gesehen, ohne  durch  entsprechende  Abgaben  den  Kurs  zu  beein- 
flussen. Die  einen  erklären  dies  daraus,  daß  die  Bank  damals 
noch  nicht  gelernt  habe,  Wechselkurspolitik  zu  treiben,  während 
von  Seiten  eines  Mitgliedes  der  Bankleitung  behauptet  wird,  man 
habe  sich  nicht  dem  Vorwurfe  aussetzen  wollen,  daß  ein  Teil 
des  »mit  unendlichen  Opfern«  zum  Zwecke  der  Valutaregulierung 
erworbenen  Goldschatzes  wieder  ins  Ausland  abströme^).  Wie 
dem  auch  sei,  von  jenem  Zeitpunkt  an  begann  die  Bank,  die  Kurs- 
bildung bewußt  zu  beeinflussen.  Wir  können  die  dabei  anwend- 
baren Mittel  in  Gruppen  teilen. 

Die  Bank  kann  erstens  Landesgoldmünzen  jederzeit  gegen 
Noten  hergeben  und  daneben  Devisenpolitik  treiben,  sie  kann 
zweitens  die  Goldabgabe  sistieren  und  Devisen  jederzeit  glatt 
abgeben,  sie  kann  aber  drittens  auch  so  verfahren,  daß  sie 
bei  sistierten  Barzahlungen  zur  Erleichterung  ihrer  Politik  und 
um  in  einem  längeren  Zeitraum  die  Beherrschung  des  Marktes 
ganz  in  der  Hand  zu  haben,  gelegentlich  die  Abgabe  von  Devisen 
oder  bestimmter  Arten  derselben  verweigert  oder  sie  nur  über 
dem  Goldpunkt  abgibt,  ein  Verfahren,  dessen  prinzipielle  Bedeu- 
tung darin  besteht,  daß  die  einzelnen  Gruppen  von  Devisenkäufern 
verschieden  behandelt  werden.  In  Oesterreich  kann  die  Bank  in 
völlig  legaler  Weise  alle  drei  Wege  einschlagen. 

1 )  Leonhardt,  Die  Verwaltung  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  1878 — 1885. 
Wien  1886  S.  74/75. 

2)  Mecenseffy,  Die  Verwaltung  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  1886 — 1896 
S.   soff. 

3)  187.  Plenarversammlung  d.  Gesell,  österr.  Volkswirte,  abgehallen  am  25.  Jänner 
1910.  Die  Frage  der  Barzahlungen.  Sonderabdruck  aus  der  »Volkswirtschaftl. 
Wochenschrift  von  A.  Dorn«,  Vortrag  v.  W.  Federn  S.  9  ff.  Rede  des  General- 
sekretär-Stellvertreters F.  Schmid  S.  49  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1911.   4.  44 
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Wenn  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  Goldexporte  aus 
ihren  Beständen  unerwünscht  sind,  kann  sie  dieselben  ohne  weiters 
verhindern,  indem  sie  Noten  überhaupt  nicht  oder  nicht  gegen 
österreichische  Landesgoldmünzen  einlöst,  Barren  und  Valuten  da- 
gegen nur  zu  einem  Kurse  abgibt,  der  den  Export  unrentabel  er- 
scheinen läßt.  Eine  Reihe  anderer  Zentralnotenbanken  können 
ein  ähnliches  Resultat  nur  durch  Mittel  erreichen,  die  gemeinhin 
als  Schikanen  bezeichnet  werden.  So  soll  z.  B.  nach  unverbürgten 
Gerüchten  die  deutsche  Reichsbank  unter  anderem  auch  die  Er- 
höhung der  Minimalgiroguthaben  als  Repressalie  angedroht  haben, 
ein  Vorgehen,  das  den  aus  der  Praxis  bekannten  Gepflogenheiten 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  nicht  entspricht.  Diese  scheint 
ausnahmslos  auf  Grund  der  Geschäftsbestimmungen  das  Minimal- 
guthaben nur  dem  Umsatz  entsprechend  anzusetzen.  Barzahlend 
in  jenem  Sinne,  daß  man  für  Noten  jederzeit  ohne  Schwierigkeit 
neue  Landesgoldmünzen  erhalten  könnte,  ist  heute  über- 
haupt keine  Notenbank. 

Die  Verweigerung  der  Goldabgabe  durch  die  Bank  ist  in 
Oesterreich-Ungarn  besonders  wirksam;  ist  doch  das  Aufsammeln 
von  Landesgoldmünzen  aus  dem  Verkehr  sehr  erschwert  ^).  Von 
einem  Goldexport  würden  die  Regierungen  aus  den  Zolldekla- 
rationen erfahren  und  ihre  Gegenmaßregeln  treffen.  Den  Folgen 
eines  heimlichen  Exportversuches  dürfte  sich  aber  ein  großes 
Bankhaus  —  und  nur  ein  solches  kommt  bei  derartigen  Ge- 
schäften in  Betracht  —  kaum  aussetzen.  Einige  Exportversuche 
—  es  handelte  sich  jedenfalls  um  einige  hunderttausend  Kronen, 
man  spricht  sogar  von  Millionen  —  gaben  der  Regierung  Gelegen- 
heit, ihre  Anschauungen  über  ein  solches  Vorgehen  zu  präzi- 
sieren 2). 

Ganz  anders  verhält  sich  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank 
weiteren  Kreisen  des  Publikums  gegenüber.  An  dieses  wird  Gold 
zu  Zirkulationszwecken  bereitwillig  abgegeben,  eine  Zeitlang  wurde 
sogar  Gold  geradezu  aufgedrängt.  Die  auf  diese  Weise  abfließen- 
den Beträge  sind  aber  immer  verhältnismäßig  gering.  Im  allge- 
meinen trägt  in  Oesterreich-Ungarn  das  Publikum  kein  Verlangen 
nach  Goldstücken.    Am  häufigsten  werden  noch  Zehnkronenstücke 


1)  In  Deutschland    betragen    die    Sammelkosten   bereits   4 — 8  pro  Mille.     Vgl. 
Heyn.,   im  Bankarchiv  07/08  S.  90. 

2)  Nicht    unerwähnt    bleibe    die  Tatsache,  daß  sich  die  Banken  bei    derartigen 
Geldexporten  meist  mit  Gewinnen  weit  unter  ein  pro  Mille  zufiieden  geben. 
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verlangt.  Die  Industriegegenden  saugen  beispielsweise  in  Ermang- 
lung von  Zehnkronennoten  Zehnkronenslücke  auf,  die  offenbar  der 
Lohnzahlung  dienen  \).  In  Südungarn  und  Kroatien  dienen  die  Zehn- 
kronenstücke auch  der  Schatzbildung.  In  Kroatien  ist  es  Brauch, 
daß  die  Bräute  ihre  Aussteuer  in  Gehängen  aus  Zehn-  und  Zwanzig- 
kronenstücken  um  den  Hals  tragen,  während  früher  die  Dukaten 
und  andere  Goldmünzen  bevorzugt  wurden,  die  aber  auch  heute 
noch   eine  erhebliche   Rolle  spielen. 

Aehnlich  aufzufassen  sind  die  Goldabgaben  im  Kriegsfall  an 
die  ins  Feld  ziehenden  Soldaten,  wobei  es  sich  aber  auch  nicht 
um  nennenswerte  Summen  handelt.  Die  Differenzierung  besteht 
darin,  daß  die  Bank  einzelne  Gruppen  der  Nachfragenden  un- 
gleichartig behandelt,  indem  sie  den  einen  Gold  gibt,  den  anderen 
verweigert.  Sie  kann  dies  deswegen  tun,  weil  die  Fluktuation 
eben  keine  vollständig  freie  ist,  wie  viele  Theoretiker  annehmen ; 
es  ist  zum  Beispiel  sehr  unwahrscheinlich,  daß  die  in  zahllosen 
kleinen  Mengen  an  die  Soldaten  abgegebenen  Goldstücke  von 
einem  großen  Bankinstitut  gesammelt  und  exportiert  werden. 
Während  der  Annexionskrise  gab  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  auch  größere  Goldbeträge  an  die  Sparkassen  ab,  welche 
einem  Run  ausgesetzt  waren,  wohl  unter  der  Voraussetzung,  daß 
damit  weiteren  Goldabgaben  vorgebeugt  werde.  Um  zu  beruhigen, 
kann  die  Notenbank  sich  auch  großen  Banken  und  Firmen  gegen- 
über bereit  erklären  Gold  abzugeben,  so  sollen  während  der 
Annexionskrise  manchen  Finanzleuten  Gold  und  Golddevisen  bei 
diesbezüglichem  Anfragen  in  überreichlichem  Maße  angeboten 
worden  sein;  was  übrigens  durchaus  vereinbar  ist  mit  einem 
gerade  entgegengesetzten  Verhalten  anderen  Kontrahenten  gegen- 
über, die  sich  der  Spekulation  widmen. 

Diese  Goldpolitik  der  Bank  wird  dadurch  unterstützt,  daß, 
wie  erwähnt,  die  österreichische  Bevölkerung  die  Goldmünzen 
nicht  liebt.  Zum  Teil  ist  ihre  Form  daran  Schuld,  die  zur  Ver- 
wechslung mit  Kupferscheidemünzen  Veranlassung  gibt.  Doch 
scheint  auch  eine  erhebliche  traditionelle  Abneigung  gegen  sie 
zu  bestehen. 

Der  schlagendste  Beweis  dafür,  daß  gegenwärtig  die  Bevöl- 
kerung die  Goldmünzen   nur  ungern  nimmt,    wird    durch    die  Er- 


l)  Es  verlautet,   daß  Zehnkronenstiicke    die    zu  Zirkulationszwecken  ausgegeben 
wurden,  gelegentlich  in  größeren  Beträgen  ins  Ausland  wanderten. 
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fahrungen  seit  dem  Jahre  1901  geüefert.  Als  die  Bank  damals 
den  Golddienst  der  Regierungen  übernahm,  verpflichtete  sie  sich, 
die  Gold/.irkulation  zu  unterstützen.  Sie  konnte  dies  ohne  Schwierig- 
keiten tun,  weil  infolge  der  günstigen  Wechselkurse  damals  er- 
hebliche Goldeinströmungen  stattfanden  1).  Es  wurden  möglichst 
viele  Zahlungen  in  Gold  geleistet;  den  Staatsbeamten  wurde  das 
Gold  trotz  ihres  Straubens  aufgedrängt.  Man  hat  nach  einigen 
Jahren  damit  aufgehört,  zumal  man  inzwischen  zu  der  An- 
schauung kam,  daß  eine  goldgeldfreie  Inlandzirku- 
lation von  Vorteil  sei.  In  Oesterreich  ist  das  Gold  konzen- 
triert, während  die  deutsche  Reichsbank  bei  einem  Goldumlauf 
von  mehr  als  drei  Milliarden  Mark  immer  wieder  knapp  an  die 
Grenzen  der  Leistungsfähigkeit  gelangt^).  Im  ganzen  hat  man 
in  Oesterreich-Ungarn  von  1901  bis  1910  von  Seiten  der  Bank 
2  Milliarden  Landesgoldmünzen  ausgegeben,  von  denen  fast 
1,8  Milliarden  wieder  zurückströmten,  so  daß  nicht  einmal  eine 
viertel  Milliarde  draußen  blieb  ^).  Dabei  ist  von  diesem  Betrag 
noch  einiges  ins  Ausland  abgeflossen,  manches  wurde  thesauriert 
oder  industriell  verwertet. 

Die  genaue  Kenntnis  des  Warenmarktes  ermöglicht  es  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  rechtzeitig  über  den  zu  erwarten- 
den Bedarf  an  internationalen  Zahlungsmitteln,  Devisen,  Valuten, 
Schecks,  Noten  usw.  orientiert  zu  sein.  Die  Devisen  kann  die 
Bank  gegen  Noten  im  Inland  kaufen,  sie  kann  aber  auch  Gold 
exportieren  und  dagegen  Guthaben  oder  Devisen  erwerben.  Die 
Beschaffung  der  Devisen  wird  zeitlich  verteilt  und  jener  Zeit- 
punkt ausgesucht,  der  für  die  Volkswirtschaft  und  für  die  Ak- 
tionäre der  günstigste  ist.  Selbstverständlich  kann  die  Bank  auch 
andere  Transaktionen  mit  Devisen  vornehmen.     So  wurden  1903, 


i)  Bankbericht.     Febr.  1902  S.  XI. 

2)  Es  wurde  die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  die  Reichsbank  gelegentlich  nur 
durch  Ueberweisung  von  Regierungsgeldern  in  die  Lage  versetzt  wurde,  die  Urittel- 
deckung  aufrecht  zu  erhalten.  Sckmalenback-Maklherg,  Der  Reichsbankausweis. 
Ztschr.   f.  handelswiss.   Forsch.   1910  S.   124. 

3)  Bilinski,  Sien.  Prot.  d.  H.  d.  Abg.  71.  Sitz.  XX.  Sess.  S.  4191b  u.  4192a 
Nach  den  »Tabellen  zur  Währungsstatistik«  war  bis  Ende  1904  auch  keine  größere 
Geldmenge  im  Umlauf  geblieben.  Es  waren  bis  dahin  von  der  Bank  0,67  Milliar- 
den ausgegeben  worden,  von  denen  0,46  Milliarden  zurückströmten.  Der  tatsäch- 
liche Umlauf  soll  aber  dennoch  eine  viertel  Milliarde  betragen  haben,  weil  auch  aus 
den  Staatskassen  direkt  Goldmünzen  in  Umlauf  gebracht  wurden  und  auch  für  pri- 
vate Rechnung  von  den  Münzämtern  Gold  ausgeprägt  wurde. 
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als  große  Geldeiiigänge  stattfanden  —  es  kam  sogar  2u  einer 
Ueberdeckung  der  Noten  durch  Metall  — ,  welche  den  Bankge- 
wiiin  zu  schmälern  drohten,  namhafte  Devisenmengen  »im  Inland 
selbst  aufgekauft,  und  durch  weitere  Veranlagung  derselben  auf 
auswärtigen  Plätzen  einerseits  die  Umwallung  der  monetären 
Position  noch  mehr  gekräftigt,  andererseits  aber  aus  dem  stär- 
keren Geldbedarf  der  ausländischen  Märkte  entsprechende  Vor- 
teile gezogen«  ^).  Durch  die  Ansammlung  von  Devisen  arbeitet 
die  Bank  einem  günstigen  Wechselkurse  vor,  aber  auch  dadurch 
daß  sie  zur  Beschaffung  der  Devisen  selbst  Gold  exportiert,  was 
sie  im  allgemeinen  dem  Goldexport  durch  Private,  selbst  wenn 
dieser  Zahlungszwecken  dient,  vorzieht.  Sie  senkt  so  im  Ausland 
den  gerade  im  Steigen  begriffenen  Diskontsatz  und  verhütet  ein 
vielleicht  auch  in  Oesterreich-Ungarn  drohendes  Steigen  des- 
selben. Will  die  Bank  späterhin  aus  irgend  einem  Grunde  die 
Devisen  nicht  an  den  österreichischen  Markt  abgeben,  so  tauscht 
sie  beispielsweise  Berlin  kurz  gegen  Berlin  lang.  Durch  eine 
derartige  Politik  können  die  Schwankungen  der  Wechselkurse 
innerhalb  der  beiden  Goldpunkte  noch  weiter  reduziert  werden. 
Die  Bank  glaubt,  so  manche  Wirkungen  von  großen  Krisen  auf 
längere  Zeiträume  verteilen  zu  können.  Paniken,  welche  oft  mehr 
Unheil  stiften  als  die  durch  die  Krisen  bedingten  heute  unver- 
meidlichen Veränderungen  des  Wirtschaftslebens,  könnten  so  ver- 
mieden werden.  Die  Krise  selbst  ist  freilich  so  nicht  aufzu- 
halten, auch  ist  die  beste  Devisenpolitik  einer  dauernd  ungün- 
stigen Zahlungsbilanz  nicht  gewachsen. 

Die  eben  angedeutete  Tendenz,  Gold  zu  exportieren,  steht 
in  keinem  Widerspruch  mit  der  von  der  Bank  oft  geübten  Politik, 
Goldexporte,  insbesondere  solche  von  Goldkronen  durch  Private 
zu  verhindern^).  Sie  will  das  Gold-  und  Devisengeschäft  einer 
öffentlichen  Regelung  unterwerfen,  es  nicht  zufälligen  Konkurrenz- 
ergebnissen des  Tages  oder  gar  Kurstreibereien  überantworten. 
Diese  Maßnahmen  sind  für  die  Aktionäre  im  allgemeinen  gewinn- 
bringend, wenn  auch  nicht  geleugnet  werden  soll,   daß  die   Bank 


i)   Bankbericht  Febr.   1904  S.  XV. 

2)  Vgl.  dagegen  Mises,  Das  Problem  der  gesetzl.  ."Aufnahme  der  Barzahlungen 
in  Oesterreich-Ungarn,  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  Verwalt.  u  Volkswirtsch.  i.  Deutschen  R. 
XXXIII  S.  991.  Die  Technik  anderer  Banken,  abgenützte  Goldmünzen  abzugeben, 
kann  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  nicht  anwenden,  weil  sie  fast  ausschließlich 
neue  oder  wenig  benützte  Goldkronen  besitzt 
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zuweilen  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  darauf  verzichtet,  eine 
Situation  rein  nach  privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkten  auszu- 
nützen. Es  ist  dies  auch  nur  eine  billige  Gegenleistung  für  die 
erheblichen  Vorteile,  welche  das  Privilegium  den  Aktionären  ge- 
währt. Durch  die  Zusammensetzung  der  Bankleitung,  die  In- 
stitution der  Regierungskomrnissäre  und  die  Tradition  ist  die 
Bank  ohnehin  ein  halböffentliches  Institut. 

Vor  dem  Jahre  1901  war  die  Devisenpolitik  der  Bank  in 
mehrfacher  Hinsicht  erschwert.  Die  Regierungen  pflegten  ihre 
Goldbestände  bei  einer  Reihe  von  Banken  anzulegen,  die  gleich- 
zeitig der  Regierung  Gold  und  Devisen  zu  beschaffen  hatten.  Die 
Banken  verwendeten  diese  Goldbestände  auch  zu  Geschäften, 
welche  die  kursausgleichenden  Bestrebungen  der  Notenbank  durch- 
kreuzten. Ueberdies  pflegten  die  Kurse  zu  steigen,  wenn  die 
Regierungen  Gold  und  Devisen  benötigten.  Daß  dabei  auch 
absichtliche  Kurserhöhungen  vorkamen,  w^äre  durchaus  möglich. 
Diese  erhöhten  Kurse  wurden  dann  den  Regierungen  zur  An- 
rechnung gebracht.  Es  schien  daher  sowohl  im  Interesse  der 
Regierungen  als  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  gelegen,  daß 
diese  den  Golddienst  übernahm.  Die  Bank  erhielt  so  1901  einen 
erheblichen  Zuwachs  an  Gold  ^),  andererseits  vermochte  sie  den 
Regierungen  die  Devisen  und  Valuten  billig  zu  verschaffen,  indem 
sie  dieselben  vorsorglich  zu  günstigen  Zeitpunkten  kaufte.  Die 
Regierungen  erhielten  neben  ihren  Giroguthaben,  die  sie  wie 
jeder  Privatmann  besitzen,  eigene  Gold  guthaben.  Diese  wer- 
den im  Bedarfsfall  gestärkt,  wogegen  die  Regierungsgiroguthaben 
entsprechend  gekürzt  werden.  Die  Bankleitung  nützte  ihre  neue 
Position  im  Interesse  der  Währung  aus  und  intervenierte  mehr- 
fach, um  das  »Prestige«  zu  wahren.  Sie  setzte  sich  dafür  ein, 
daß  den  Militärpersonen  in  den  Grenzdistrikten,  so  im  Sandschak 
statt  wie  bis  dahin  französisches  nun  österreichisches  Gold  aus- 
gezahlt werde.  Das  Bestreben  der  Bank  ging  dahin,  unter  den 
Türken  den  österreichischen  Goldstücken  ebensolche  Autorität, 
wie  den  französischen  zu  verschaffen.  Seit  jener  Zeit  wurden 
auch  die  Goldrentenkupons  in  Oesterreich-Ungarn  in  Landes- 
goldmünzen ausgezahlt,  während  früher  manche  Firmen  auf  dem 
Wege    verschiedener    Transaktionen    durch    die   Auszahlung    der 


i)  Bilinski,    Ueber  internationale  Zahlungen.     Festsitzung  d.  IV.  poln.  Juristen- 
und  Volkswirtstages  zu  Krakau  am  2.  Okt.  1906,  übers,  aus  d.  Poln. 
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Kupons  in  Napoleons  Gewinne  erzielten.  Auch  wurden  die  Zoll- 
goldanweisungen bald  gegen  österreichisches  Geld  ohne  Agio 
abgegeben.  Es  vertrug  sich  nach  den  Anschauungen  der  Bank- 
leitung nicht  mit  dem  Ansehen  der  Währung,  daß  z.  B.  der 
Silbergulden  bei  Zollzahlungen  nur  als  Scheidegeld  fungierte. 
Jetzt  erhält  man  Zollgoldanweisungen  gegen  ausländische  Gold- 
münzen und  gegen  jede  Art  österreichischen  Geldes.  Die  für  die 
Zollgoldanweisungen  einströmenden  Gelder  werden  nach  Einlaufen 
der  Anweisungen  den  Regierungen  gutgeschrieben. 

Das  Ergebnis  dieser  Maßnahmen,  sowie  der  unten  geschil- 
derten Devisenpolitik  war,  daß  die  Bank  die  Herrschaft  über 
den  Gold-  und  Devisenmarkt  in  die  Hand  bekam.  Die  Gewinne 
aus  dem  Devisengeschäft  gingen  bei  den  zunächst  beteiligten 
Banken  —  in  erster  Reihe  der  Kreditanstalt,  der  Länderbank  und 
dem  Bankverein  —  bis  1905  erheblich  zurück^).  Der  Stand  der 
Devisen,  Auslandsguthaben  und  Valuten  bei  der  Oesterreichiscli- 
ungarischen  Bank  stieg  von  105  Millionen  Kronen  im  Jahre  1900 
auf  250  Millionen  Kronen  im  Jahre  1901,  317  Millionen  Kronen 
im  Jahre  1902,  326  Millionen  Kronen  im  Jahre  1903  2),  während 
der  Ertrag  von  2,3  Millionen  Kronen  aus  dem  Devisengeschäft 
im  Jahre  1900  auf  5,2   Millionen   Kronen  im  Jahre  1903  stieg. 

Die  Devisenpolitik  wird  zentralistisch  geleitet,  doch 
werden  auch  in  Filialen,  wie  Aussig  und  Reichenberg  und  vor  allem 
in  der  zweiten  Zentrale  Budapest  Devisengeschäfte  abgeschlossen  ^), 
doch  wohl  nur  ausnahmsweise,  um  Wechselkurspolitik  zu  treiben. 

Wir  haben  bis  jetzt  nur  jene  Fälle  von  Devisenabgaben  be- 
sprochen, die  dazu  dienen,  die  Wechselkurse  im  augenblick- 
lichen Interesse  der  österreichischen  Volkswirtschaft  direkt  zu 
beeinflussen  oder  den  höchsten  erzielbaren  Gewinn  für  die  Bank 
zu  ermöglichen.  Es  kann  aber  vorkommen,  daß  die  Bank  im 
Interesse    der    Währungspolitik    einen     anderen    Weg    einschlägt. 


i)  Bilinski  a.  a.  O.  S.   5. 

2)  Bilinski  a.  a.  O. 

3)  Da  die  Gewinnanteile  der  Regierungen  nach  den  Steuererträgen  bemessen 
werden,  welche  die  Bankgeschäfte  in  den  beiden  Reichshälften  abwerfen  (Art.  io2 
d.  Bankstatuts)  läge  es  z.  B.  im  Interesse  Ungarns,  daß  Budapest  möglichst  viele 
Devisengeschäfte  zugewiesen  erhalte.  Um  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  wurde  gleich- 
zeitig mit  der  neuen  Regierungsvorlage  ein  Geheimvertrag  mit  Ungarn  ausgearbeitet, 
der  eine  fixe  Quote  vereinbart,  die  jedem  der  beiden  Staaten  aus  dem  bei  den  De- 
visengeschäften geraachten  Gewinne  zugewiesen  wird.  Sten.  Prot,  d.  H.  d.  Abg. 
XX.  Sess.   77.  Sitz.  S.  4592  b. 
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indem  sie  z.  B.  die  Kurse  zu  einer  Zeit  steigen  läßt,  wo  ihr  ein 
niedrigerer  Kurs  für  den  Augenblick  lieber  wäre,  einzig  und  allein 
deshalb,  um  eine  ihr  unerwünschte  Spekulation  zu  werfen.  Sie 
kann  dabei  so  weit  gehen,  die  Devisenkurse  über  den  Goldpunkt 
ansteigen  zu  lassen.  Letzteres  kann  sie  mit  vollem  Erfolg  nur  so 
lange  tun,  als  die  Barzahlungen  nicht  aufgenommen  sind.  Die 
Bank  kann  dabei  ebenso  differenzierend  vorgehen,  wie  bei  der 
Abgabe  von  Gold.  Wenn  die  Bank  auch  nicht  immer  ein  der- 
artiges Vorgehen  nötig  hat,  so  kann  man  die  Bank  jedenfalls 
nicht  als  Devisenautomat  ansehen,  der  Devisen  gibt  und  nimmt, 
je  nachdem  die  Kurse  sich  gestalten,  und  die  Diskontschraube 
anzieht,  wenn  die  Nachfrage  nach  Gold  und  Devisen  zu  stark 
wird  ^).  Man  kann  heute  die  Tatsache,  daß  von  Seiten  der  Bank 
bei  der  Devisen-  und  Goldabgabe  wenn  nötig  differen- 
ziert wird,  nicht  gut  mehr  bestreiten,  weil  sie  von  Seiten  der  R  e- 
gierung  offiziell  zugegeben  wurde,  mit  dem  Hinweis  dar- 
auf, daß  diese  Differenzierung  in  der  bisherigen  Weise  nur  durch- 
führbar ist,  wenn  die  Barzahlungen  nicht  aufgenom- 
men werden.  Bilmski'^)  wies  auf  die  »Zahlungen  hin,  die 
aus  Spekulationsgeschäften  herrühren  und  die  man  von  den  an- 
deren Zahlungen  differenzieren  kann,  sofern  man  nicht  mit  wirk- 
lichen Barzahlungen  zu  tun  hat«.  Er  fuhr  dann  fort:  »Es  gibt 
doch  eine  Menge  Spekulanten,  welche  die  Konjunkturen  zwischen 
den  einzelnen  Staaten  ausnutzen,  welche  das  große  Arbitrage- 
geschäft machen,  Spekulanten,  welche  die  Kursdifferenz  der  De- 
visen, die  Differenz  im  Zinsfuß  usw.  ausnutzen  wollen.  Das  ist 
natürlich  ein  an  und  für  sich  ganz  legitimes  Geschäft,  aber  doch 
nicht  dasjenige,  was  sich  naturgemäß  aus  unserem  legitimen  Ver- 
kehr ergibt ;  wenn  nun  die  Barzahlungen  in  aller  Form  bestehen, 
so  kann  die  Bank  dem  Begehren  nach  Gold,  welches  von  dieser 
Seite  gestellt  wird,  nicht  anders  begegnen,  als  daß  sie  unter 
Umständen  den  Zinsfuß  erhöht.  Sie  würde,  wenn  der  Betreffende 
mit  den  Banknoten  kommt,  verpflichtet  sein,  ihm  so  viel  Gold 
herauszugeben,  als  er  verlangt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
weiß,  ob    das  ein    nützliches  Geschäft   für    die  Oeffentlichkeit  ist 


1)  Vgl.  dagegen  Älises,  Zum  Problem  d.  gesetzl.  Aufnahme  d.  Barzahlungen 
in  Oesterreich-Ungarn.  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.,  Verwalt.  u.  Volkswirtsch.  i.  Deutsch.  R. 
1910  S.  1879. 

2)  Sten.  Prot.  d.  H.  d.  Abg.  XX.  Sess.  77.  Sitz.  S.  4591a.  In  seiner  mehr- 
fach zitierten   Krakauer  Festrede  hat  sich   Bilinski  viel  zurückhaltender  geäußert. 
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oder  nicht.  Nun  hat  die  Bank  jetzt  die  Möglichkeit  und  wird 
sie  auch  in  Zukunft  haben,  in  einem  solchen  Falle  mit  den  De- 
visen zu  operieren  und  dadurch  Schäden,  die  imserer  Volkswirt- 
schaft drohen  würden,  zu  beseitigen.  Die  Hank  wird  in  der  Lage 
sein  —  und  sie  ist  das  in  jedem  Augenblick  —  I<jnfluß  auf  den 
Devisenmarkt  zu  üben,  um  kleine  Kursdifferenzen  zu  bewirken, 
die  notwendig  sind,  um  unnötige  Spekulationen  zu  hintertreiben. 
Diese  kleinen  Devisenkursditierenzen  können  sogar  nützlich  sein, 
und  sind  ganz  gut  mit  dem  vereinbar,  was  wir  festgelegt  haben, 
daß  nämlich  die  Bank  die  Verpflichtung  hat,  die  Parität  aufrecht- 
zuerhalten.« Und  zusammenfassend  formulierte  der  Finanz- 
minister  dies  dahin,  daß  »etTcktive  Zahlungen  in  Gold  dem  Aus- 
land gegenüber  nur  dann  geleistet  werden,  wenn  sich  dies  aus 
dem  legitimen  Geschäfte  ergibt«.  Durch  diese  offiziellen  Dar- 
legungen sind  alle  Zweifel  darüber  geschwunden,  was  die  Wendung 
»legitimes«  Geschäft  zu  bedeuten  habe,  die  sich  in  offiziellen 
Erklärungen  mehrfach  schon  weit  früher  findet-'). 

Die  Bank  verwendet  im  Devisengeschäft  ein  Personal,  dessen 
Leistungen  für  das  Ausland  vorbildlich  geworden  sind.  Die  oben 
erwähnten  Dift'erenzierungen  vermag  der  Börsenvertreter  unter- 
stützt durch  Mitteilungen  von  Agenten  nur  infolge  seiner  Ge- 
schäftskenntnisse vorzunehmen.  Die  Abweisung  von  Devisen- 
käufern erfolgt  nicht  etwa  in  der  Weise,  daß  die  Bank  von 
ihrer  Absicht  Mitteilung  macht,  nur  bestimmte  Arten  von  De- 
visenkäufern zu  berücksichtigen.  Vielmehr  spielt  sich  die  Sache 
im  allgemeinen  wohl  so  ab,  daß  z.  B.  die  Devise  nur  weit  über 
dem  oberen  Goldpunkt  angeboten  wird  oder  sogar  die  Ab- 
gabe von  Devisen  verweigert  wird,  eventuell  mit  der  Begrün- 
dung, daß  die  betreffende  Devisengattung  nicht  zur  Verfügung 
stehe.  Kommt  nach  einigen  IMinuten  ein  anderer  Devisenkäufer, 
so  kann  er  vielleicht  die  gleichen  Devisen  billig  erhalten,  wobei 
etwa  gesagt  werden  mag,  daß  eben  größere  Devisenmengen 
irgendwo  im  Ausland  beschafft  wurden,  wenn  überhaupt  gesprächs- 
weise   Mitteilungen    gemacht    werden.       Es    macht    dabei     einen 


i)  So  spricht  die  Regierungsnote  von  1894  «^c""  Bank  gegenüber  den  Wunsch 
aus:  »daß  das  legitime  Geschäft  regelmäßig  darauf  rechnen  könne,  wenigstens  einen 
Teil  seines  Bedarfs  zur  Abwicklung  des  ausländischen  Zahlungsverkehrs  durch  die 
Mithilfe  der  Bank  zu  beschaffen.«  (Handwörterbuch  d.  Staatswiss.  II.  3.  Aufl. 
»Oesterreichisch-ungarische  Bank«  v.  Zuckerkandl  S.  438  a).  Vgl.  auch  Bankbericht 
Februar  19 10  S.  XXII. 
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Unterschied,  ob  eine  große  Bank  Devisen  in  einer  Menge  kauft, 
welche  für  sie  zu  Spekulationszwecken  kaum  in  Betracht  kommt, 
oder  ob  irgend  ein  kleiner  Bankier  plötzlich  einen  unverhältnis- 
mäßig hohen  Posten  begehrt.  Es  kann  auch  vorkommen,  daß 
Devisen  zu  dem  vom  Nachfragenden  angebotenen  Kurse  zunächst 
nicht  abgegeben  werden,  daß  aber  die  Mitteilung  des  Nachfragen- 
den oder  seines  Agenten,  er  benötige  die  Devisen  dringend  zu 
einem  bestimmten  Zweck,  auf  die  Abgabe  von  Einfluß  ist.  Es 
werden  im  Rahmen  der  Kaufverhandlungen  der  Notenbank  oft 
Mitteilungen  gemacht,  ohne  daß  dieselben  ausdrücklich  als  Be- 
dingung der  Devisenabgabe  erklärt  würden.  Dies  ist  auch  mit 
die  Ursache,  weshalb  sich  der  ganze  Geschäftsablauf  so  schwer 
theoretisch  beschreiben  läßt.  Im  allgemeinen  wird  der  Börsen- 
vertreter bei  der  Abgabe  größerer  Devisenposten  darüber  infor- 
miert sein,  welchem  Zweck  sie  dienen.  Er  wird  beispielsweise 
wissen,  daß  irgend  eine  Firma  ihren  Betrieb  vergrößert  hat  und 
nun  Maschinen  bezahlen  muß.  Es  wird  dann  seine  Sorge  sein, 
durch  geeignete  Kombinationen  von  Käufen  und  Verkäufen  auf 
verschiedenen  Märkten  diese  Devisen  zu  beschaffen.  Die  Intensität, 
mit  der  sich  die  Bank  um  Informationen  bemüht,  wird  von  der 
gesamten  Marktlage,  insbesondere  aber  davon  abhängen,  ob  De- 
visen nutzbringend  spekulativ  verwendet  werden  können.  Daß 
man  in  Kreisen  der  Devisenkäufer  sehr  gut  weiß,  welches  Gewicht 
die  Bank  auf  solche  Mitteilungen  legt,  auch  wenn  sie  dieselben 
nicht  geradezu  verlangt,  kann  man  daraus  entnehmen,  daß  ge- 
legentlich in  den  Kreisen  der  Beteiligten  geradezu  von  »Beicht- 
verhören« gesprochen  wurde.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank 
verhält  sich  ähnlich  wie  andere  Banken,  welche  die  Goldabgabe 
irgendwie  erschweren.  So  verlangte  beispielsweise  die  Bank  von 
Frankreich  vielfach  den  Nachweis,  daß  die  von  ihr  abgegebenen 
Landesgoldmünzen  zu  Zahlungen  für  Getreide-  und  Baumwoll- 
import dienen  i).  Auch  Notenbanken,  welche  in  einem  gegebenen 
Falle  bei  der  Abgabe  von  Devisen  oder  Gold  keine  Schwierig- 
keiten gemacht  haben,  pflegen  sich  nachträglich  sehr  für  deren 
weitere  Schicksale  zu  interessieren.  Die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  beschränkt  sich  selbstverständlich  nicht  allein  auf  die  Mit- 
teilungen ihrer  Kontrahenten,  sondern  bezieht  Informationen  auf 
allen  möglichen  Wegen.     Sie  ist    daher  oft  auch  über  die  Gold- 


l)  Tabellen  z.   Währungsstatistik,  Wien   1905  S.   592. 
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und  Devisenbewegung    orientiert,    die    anderswo    ihren    Ausgang 
genommen  hat. 

Wenn  die  Bank  so  in  ihrem  Bestreben,  die  Wechselkurse 
zu  sichern,  zuweilen  eine  bestimmte  Kursabweichung  absichthch 
herbeifuhrt,  um  die  Spekulation,  welche  ihr  unerwünscht  ist,  zu 
schädigen,  kann  sie  gelegentlich  die  Abgabe  von  bestimmten 
Devisengattungen  überhaupt  einstellen  und  deren  Kurs  etwas 
über  den  oberen  Goldpunkt  steigen  lassen.  Wenn  in  bedroh- 
lichen Zeiten,  z.  B.  wenn  ein  Krieg  bevorsteht,  der  Sicherheit 
halber  von  vielen  Banken  und  Kaufleuten  Auslandsguthaben  er- 
worben werden,  rufen  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen  Käufe 
an  sich  eine  Steigerung  der  Kurse  hervor,  von  der  dann  später 
bei  eventuellen  Verkäufen  profitiert  werden  kann.  Läßt  in  solchen 
Fällen  die  Bank  den  Kurs  gleich  scharf  ansteigen,  so  erschwert 
sie  die  Elozierung  von  Geldern,  weil  man  mit  Recht  fürchten 
muß,  Verluste  zu  erleiden,  wenn  die  Kurse  fallen  sollten,  und  daß 
dies  rasch  geschieht,  kann  die  Bank  jederzeit  bewirken, 
solangesie  dieHerrschaft  überden  Markt  nicht 
verloren  hat.  Ebenso  kann  die  Bank  die  Abgabe  von  De- 
visen gerade  zu  einer  Zeit  verweigern,  da  die  ihr  unerwünschte 
Spekulation  Deckungskäufe  vornehmen  muß.  Wenn  auch  an  sich 
derartige  Machinationen  auf  den  ersten  Anblick  nicht  der  Ten- 
denz zu  entsprechen  scheinen,  die  Kurse  konstant  zu  erhalten, 
so  muß  man  sich  doch  darüber  klar  sein,  daß  auf  diese  Weise 
abschreckend  gewirkt  wird.  Die  Gewinnsätze  bei  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Spekulationen  sind  nicht  sehr  groß  und  ver- 
tragen daher  ein  erhebliches  Risiko  nicht  ^).  Die  Bank  vergrößert 
nun  absichtlich  das  Risiko  der  Spekulation,  Durch  einige  wenige 
Kursbewegungen,  welche  durch  die  Marktlage  nicht 
erforderlich  gewesen  wären,  wird  erreicht,  daß  auf 
langeZeiträume  hinaus  dieKursschwankungen 
noch  mehr  verringert  werden  können,  als  dies 
sonst  derFall  wäre.  Namentlich  gegen  Ende  1907  scheint 
ein  derartiger  Kampf  mit  der  Spekulation  geführt  worden  zu  sein. 
Der  obere  Goldpunkt  wurde  damals  überschritten,  was  übrigens 
auch  einige  Goldausgänge  nach  Paris  zur  Folge  gehabt  zu  haben 


i)   W.  Federtt,  Das  Problem  gesetzlicher  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Oester- 
reich-Ungarn,  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  Verwalt.  u.  Volksw.    i.  Deutschen  R.  1910  S.   163. 
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scheint.  Dies  Gold  dürfte  erst  wieder  1909  hereingekommen 
sein  ^). 

Die  Differenzierung  kann  die  Bank  infolge  ihrer  Marktkennt- 
nisse vornehmen,  es  ist  ihr  oft  bekannt,  welche  Devisenart  für 
eine  bestimmte  Spekulation  benötigt  wird.  Wenn  beispielsweise 
ein  Kaufmann  eine  Zahlung  in  London  zu  leisten  hat,  kann  er, 
wenn  die  Valutaschwankungen  sehr  groß  waren  und  es  sich  um 
einen  kurzen  Zeitraum  handelt,  vista  London  kaufen,  es  zur  Gut- 
schrift nach  London  schicken,  Zinsen  beziehen  und  am  Zahltag 
abdisponieren,  —  ein  heute  wohl  seltener  Vorgang,  er  kaim  aber 
auch  einen  Wechsel  kaufen,  den  er  ablaufen  läßt;  schließlich 
bleibt  ihm  noch  die  Möglichkeit,  Lieferungslondon  zu  kaufen. 
Er  erhält  auf  diese  Weise  in  einer  bestimmten  Zeit  vista  London. 
Die  Spekulation  hingegen,  die  von  einem  auswärtigen  höheren 
Zinsfuß  durch  einige  Zeit  profitieren  will,  benötigt  Anweisungen 
und  sofort  fällige  Devisen,  um  sich  Guthaben  zu  sichern.  In 
einem  solchen  Fall  kann  es  zuweilen  die  Bank  in  ihrer  Hand 
haben,  die  Kurse  für  vista  Devisen  steigen  zu  lassen,  während 
sie  langfristige  Devisen,  die  z.  B.  ein  Industrieller  benötigt,  ohne 
Schwierigkeiten   abgibt. 

Oft  kommt  aber  die  Bank  ohne  Differenzierung  aus,  da  die 
ihr  unerwünschte  Arbitrage  und  Spekulation  erheblich  zurückge- 
drängt ist.  Sie  gibt  jetzt  vorwiegend  vista  Devisen  ab,  da  lang- 
fristige Devisen  leicht  zu  Terminspekulationen  Anlaß  geben,  und 
schließlich  eine  Differenzierung  doch  nur  bedingungsweise  durch- 
führbar ist.  Die  Bank  benötigt  die  kleineren  Mittel  auch  häufig 
deshalb  nicht,  weil  sie  die  Geschäfte,  welche  die  Arbitrage  ma- 
chen könnte,  vielfach  selbst  rechtzeitig  macht.  Sie 
wird  freilich  nicht  alle  gewinnbringenden  Geschäfte  machen,    son- 

i)  Der  obere  Goldpunkt  ist  nicht  ohne  weiteres  feststellbar,  da  die  Situation 
der  Marktgesamtheit  auf  ihn  von  Einfluß  ist.  Auch  kommen  noch  Variationen  der 
normalen  Verhältnisse  dazu.  So  sollen  z.  B.  Firmen  auf  die  Versicherung  von  Gold- 
sendungen verzichtet  haben  [Wcill,  Die  Solidarität  der  Geldmärkte  S.  II4),  Der  Gold- 
punkt wurde  gelegentlich   angesetzt  mit : 

Berlin  Paris  London 

118.05  95-75  241.50 

eventuell   ist  er  noch  etwas  tiefer  : 

118.00  95725  241.375 

Im  Dezember  1907   wurden   nun  folgende  Kurse  erreicht : 

117.85  95-975  242.50 

Es  soll  vorgekommen  sein,  daß  die  Bank  den  Goldpunkt  übersteigen  ließ,  ohne  daß 
dies  vom  weniger  orientierten  Markt  gemerkt  wurde. 


Jahresbilanz  und  Wochenausweis  der  Üesterreichisch-ungarischen  Bank.      665 

dem  nur  solche,  welche  im  Interesse  der  österreichischen  Volks- 
wirtschaft liegen. 

Wir  sahen,  daß  die  Hank  dadurch,  daß  die  Barzahlungen 
nicht  aufgenommen  wurden,  große  Bewegungsfreiheit  genießt.  Der 
Markt  hat  sich  an  das  differenzierende  Vorgehen  der  Bank  bald 
gewöhnt,  und  von  panikartigen  P>scheinungen,  die  nach  Anschau- 
ung mancher  eintreten  müßten,  hat  man  nichts  merken  können. 
Die  Bank  operiert  im  großen  und  kleinen  jetzt  ganz  so  wie  die 
großen  Finanzleute  der  Börse  seit  Jahrhunderten.  Sie  hat 
nicht  den  in  jedem  Moment  erzielbaren  Maxi- 
mal v  o  r  t  e  i  1  im  Auge,  sondern  den  großen  Nutzen,  den 
man  damit  erzielt,  wenn  man  auf  lange  hinaus  den  Markt  be- 
herrscht und  dadurch  die  Währung  stabilisiert.  Daß  dieses  Ziel 
nicht  das  einzige  der  Bank  ist,  braucht  wohl  nicht  besonders  er- 
wähnt zu  werden. 

Die  Differenzierung  muß  aber  nicht  auf  den  Devisenmarkt 
beschränkt  bleiben.  Die  Bank  hat  es  z.  B.  statutengemäß  in  der 
Hand,  jeden  Wechsel  zurückzuweisen,  der  einer  Geldbeschaffung 
zu  ihr  unerwünschten  Zwecken  dient.  Sie  kann  dies  ohne  beson- 
deres Aufsehen  insbesondere  dann  tun,  wenn  z.  B.  die  Kreditbe- 
messung überschritten  wurde,  was  sonst  vielleicht  anstandslos 
zugelassen  worden  wäre.  Die  Bank  kann  in  ernsten  Zeiten  die 
Zensur  manchen  Wechseln  gegenüber  strenger  handhaben,  ohne 
deshalb  den  Diskontsatz  erhöhen  zu  müssen.  Es  wäre  das  eine 
Analogie  zu  dem  Vorgehen  auf  dem  Privatdiskontmarkt,  auf  dem 
auch  ohne  eine  Veränderung  des  Diskontsatzes  der  Kreis  jener 
Wechsel  verengert  werden  kann,  welche  noch  als  »erstklassig« 
gelten  1).  Es  wäre  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Barzahlungen 
derartige  Verschärfungen  im  Gefolge  haben  könnten.  Die  Diffe- 
renzierung auf  dem  Gebiete  der  Wechseldiskontierung  ist  inso- 
ferne  sehr  erleichtert,  als  die  Bank  sich  auf  einen  ausgezeichneten 
Informationsdienst  stützen  kann,  der  schon  in  den  siebziger  und 
achtziger  Jahren  ausgebaut  wurde  2).  Heute  erstreckt  sich  diese 
Informationstätigkeit  nicht  nur  über  Oesterreich-Ungarn,  sondern 
auch  über  das  Ausland.  Es  wird  nicht  nur  jeweils  die  Güte  der 
Firma  festgestellt,  sondern  wenn  möglich  auch  ihr  Geschäftsgang 
verfolgt.     An  den  Hauptstellen   Wien  und  Budapest  scheinen  die 


i)  Vgl.    Weill,  Die  .Solidarität  der  Geldmärkte  S.  19. 

2)  G.  Leonhardt,  Die    Verwaltung    d.  Oesterr.-ungar,    Bank   1S73 — 1885.     Wien 
1886  S.  21. 
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Aeußerungen  der  Zensoren  und  sonstige  Auskünfte  zu  geniigen, 
während  in  der  Provinz  gelegentlich  Bilanz  und  Büchereinsicht 
vorkommen.  Wie  weit  die  Bank  in  kritischen  Zeiten  differenzie- 
rend vorging  —  es  soll  dies  sogar  großen  Kreditinstituten  gegenüber 
geschehen  sein  —  sei  es,  daß  sie  verschiedene  Personen  ver- 
schieden behandelte  oder  dieselbe  Person  verschieden,  je  nach 
dem  Zweck,  zu  dem  sie  Geld  benötigte,  läßt  sich  schwer  sicher 
feststellen  ^).  Die  Kontrolle,  welche  die  Bank  auf  dem  Wechsel- 
markt ausübt,  ist  immer  eine  beschränkte,  da  diejenigen  Firmen, 
die  Grund  zu  der  Annahme  haben,  daß  ihnen  von  seiten  der  Zen- 
tralnotenbank Schwierigkeiten  zu  erwarten  drohen,  wenden  sich  an 
andere  Geldquellen,  deren  Geldbedarf  die  Notenbank  schwerer 
einer  Zensur  unterziehen  kann.  Doch  muß  betont  werden,  daß 
die  Oesterreichisch-ungarisclie  Bank  weit  besser  über  den  Markt 
orientiert  ist,  als  etwa  die  deutsche  Reichsbank.  Letztere  hat  es 
mit  komplizierteren  Verhältnissen  zu  tun.  Sie  wird  überdies  zeit- 
weilig von  manchen  Seiten  nicht  in  Anspruch  genommen,  wäh- 
rend sich  dann  plötzlich  wieder  große  Banken  mit  ihren  Rees- 
kompt  an  sie  herandrängen.  Je  rascher  die  großen  Notenbanken 
die  Wechsel  zum  Eskompt  erhalten,  desto  besser  vermögen  sie 
im  allgemeinen  die  Marktlage  zu  überschauen.  Die  Menge  der 
Noten,  wenn  auch  nicht  ihre  Verteilung,  ist  jederzeit  bekannt, 
während  die  als  Zahlungsmittel  zirkulierenden  Wechsel  sich  einer 
genauen  Kontrolle  entziehen. 

Nach  dieser  kurzen  Skizze  der  Bankpolitik  können  wir  an 
die  Analyse  der  Bankbilanz  und  des  Wochenausweises  schreiten. 

In  Tabelle  I  ergänzen  wir  die  publizierte  Bankbilanz  durch 
manche  Nachweise  des  Rechenschaftsberichtes, 
sowie  auf  Grund  von  Annahmen.  Die  in  der  jährlich  publi- 
zierten Bilanz  fehlenden  Posten  sind  in  kleinerer  Schrift 
(1600550)  gesetzt;  die  der  publizierten  Bilanz  entnommenen  Posten 
in  größerer  Schrift  {1600  550).  Soweit  ersteren  Ziffern  beigesetzt 
sind,  wurden  die  Posten  dem  Rechenschaftsbericht  entnommen^), 
die  übrigen  Posten  wurden  nur  vermutungsweise  aufge- 
stellt, die  g  e  s  c  h  ä  t  z  t  e  n  Ziffern    der    Tabelle  III   wur- 


i)  Leonkardt  a.  a.  O.  S.  40.  »Die  Bank  hielt  an  dem  Gesichtspunkt  fest  .  .  . 
einer  unberechtigten  Ausnützung  des  Bankkredites,  insbesondere  für  Zwecke  des  Spe- 
kulationshandels, wo  derselbe  erkennbar  wurde,  mit  Entschiedenheit  entgegenzu- 
treten.« 

2)  Ausgenommen  sind  nur  die  Ziffern  für  Silbergulden  und   Teilraünzen. 
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den  in  die  Tabelle  I  nicht  aufgenommen.  Wenn 
auch  die  Höhe  mancher  Posten  nicht  einmal  schätzungsweise  fest- 
gestellt werden  kann,  so  ist  es  dennoch  wichtig,  sich  darüber  klar 
zu  sein,  welche  Speziaiposten  denn  überhaupt  in  einem  Sammel- 
posten der  Bilanz  enthalten  sein  mögen. 

In  T  a  b  e  1  1  e  II  ist  auf  Grund  der  Geschäftsübersicht  und 
der  Wochenausweise  eine  Zusammenstellung  aller  erlangbaren 
Posten  versucht  worden.  Die  von  der  Bank  publizierte  Geschäfts- 
übersicht stimmt  mit  den  Wochenausweisen  insoferne  nicht  über- 
ein, als  sie  einige  abweichend  gruppierte  Sammelposten  aufweist. 
Es  wäre  empfehlenswert,  wenn  von  dem  bisherigen  Schema  im 
Jahresausweis  abgegangen  und  die  gleiche  Gruppierung,  wie 
im  Wochenausweise,  gewählt  würde.  Eventuell  könnte  ja  die 
Jahresübersicht  etwas  ausführlicher  sein.  Es  wäre  zweckmäßig, 
alle  Posten  des  Wochenausweises  nochmals  abzudrucken. 
Für  wissenschaftliche  Untersuchungen  des  In-  und  Auslandes  wer- 
den vor  allem  die  Bankberichte  verwendet.  Sie  enthalten  aber 
beispielsweise  nicht  den  wichtigen  Posten  »Andere  Aktiven«.  Es 
erfordert  ziemlich  viel  Zeit,  aus  den  einzelnen  Wochenausweisen, 
die  regelmäßig  in  den  Zeitungen  publiziert  werden,  die  entspre- 
chenden Posten  auszuwählen. 


Die   von    der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  publizierte  Ge- 
schäftsübersicht enthält  folgende 
Posten  auf  der  Aktivseite: 
Metallschatz 
Eskompt 
Lombard 

Hypothekardarlehen 
Börsenmäßig  angekaufte 

Pfandbriefe  der  Bank 
Anlagen  des  Reservefonds 
Eingelöste     verfallene    Effekten 

und  Kupons 


Die  von  der  Oesterreichisch-un- 
garischen Bank  publizierten  Wo- 
chenausweise enthalten  folgende 
Posten  auf  der  Aktivseite : 
Metallschatz 
Eskompt 
Lombard 

Hypothekardarlehen 
Summe  von :  eingelöst  verfallenen 
Effekten  und  Koupons,  börsen- 
mäßig angekaufte  Pfandbriefe 
der  Bank,  verzinsliche  und  un- 
verzinsliche Effekten  des  Re- 
servefonds und  Effekten  des 
Pensionsfonds  unter  dem  Titel 
»Effekten« 
Staatsverwaltung  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche 
und  Länder. 
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Summe  von:  sonstigen  Anlagen 
des    Reservefonds,     Gebäude 
und  fundus  instructus  und  der 
restlichen    Posten    unter    dem 
Titel   »Andere  Aktiva« 
Wir  liaben  daraus  noch  die  Posten;    »Efifekten  des  Reservefonds« 
und    »diskontierte  Wechsel    und    sonstige  Anlagen    der    Reserve- 
fonds« abgeleitet,    die  in  Tabelle  II  ihre  Stelle  fanden.     Die  Ta- 
belle II    wurde    überdies    durch    die  Posten:     »Staatsverwaltung«, 
»Eft'ekten  des  Pensionsfonds«,   »Gebäude  und  fundus  instructus«, 
»Rest    der    anderen   Aktiven«,    »Aktienkapital«,    »Reservefonds«, 
»Sonstige  Passiva«    vervollständigt. 

Tabelle  III  versucht  eine  Uebersicht  über  die  Veränderung 
der  wichtigsten  Posten  im  Lauf  des  letzten  Jahrzehnts  zu  geben. 
Die  groß  gedruckten  Ziffern  sind  offiziellen  oder  halboffiziellen 
Publikationen  entnommen  oder  auf  Grund  derselben  berechnet, 
die  klein  gedruckten  Ziffern  verdanken  hingegen  Schätzungen 
ihren  Ursprung,  deren  Fehlergrenze  selbst  bei  den  großen  Posten 
zehn  Prozent  nicht  überschreiten  dürfte.  Die  Posten  ii,  I2,  13 
zeigen  zum  Teil  wie  die  Höhe  der  »Anderen  Aktiven«  mit  der 
Summe  der  Posten  i,  2,  3,  4  und  5  zusammenhängt  und  wie 
diese  ihrerseits  sich  zu  den  Goldmengen  verhalten. 

Zu  den  einzelnen  Posten  der  Tabellen  I,  II  und  III  wäre  an 
Hand  der  Bilanz  folgendes  zu  bemerken. 

I.   Aktiva. 

Metallschatz.  Die  Bankbilanz  gibt  den  ersten  Posten 
desselben  nur  in  seiner  Gesamtheit  an,  die  Spezifikation  der  Gold- 
bestände wird  unterlassen.  Bis  zum  Jahre  1904  kennen  wir  den 
Goldkronen  bestand  aus  den  Tabellen  zur  Währungsstatistik. 
Für  die  folgenden  Jahre  ließ  sich  das  Verhältnis  der  Goldkronen 
zu  den  Goldbarren  nur  sehr  unzureichend  abschätzen.  Bis  1904 
konnte  die  Ziffer  für  Barrengold  berechnet  werden,  indem 
man  von  der  jeweils  publizierten  Gesamtgoldmenge  die  Va- 
luten- und  Goldkronenziffer  subtrahierte.  Die  Goldzunahme  im 
Jahre  1906  ist  fast  ausschließlich  auf  das  Zurückströmen  von  Gold- 
kronen aus  dem  Inlandsverkehr  zurückzuführen,  es  ist  daher  ge- 
genüber 1905  die  Barrenmenge  als  konstant  anzusetzen^).  Der 
Goldimport  erfolgt  gewöhnlich  in  Barren,  ein  Teil  derselben  wird 


1)  Vgl.  Bankbericht  Febr.   1907   S.  XVII. 
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gelegentlich  in  Landesgoldmünzen  umgeprägt.  Für  1909  und  1910 
wird  man  annehmen  können,  daß  über  900  Millionen  Kronen  in 
Landesgoldmünzen,  weniger  als  300  Millionen  Kronen  in  Barren- 
form vorhanden  waren.  Der  Bestand  an  österreichischen  Gold- 
münzen könnte  wohl  publiziert  werden  —  wie  dies  z.  B.  die 
deutsche  Reichsbank  mit  dem  Bestand  an  Landesgoldmünzen  tut 
—  da  doch  nur  die  Geheimhaltung  der  Valutenbestände  im  In- 
teresse der  Valuten-  und  Devisenpolitik  liegt.  Die  deutsche  Reichs- 
bank faßt  denn  auch  nur  die  Posten  Valuten  und  Barren  zu  einem 
Sammelposten  zusammen. 

Die  Valuten  konnten  für  die  ersten  Jahre  ebenfalls  be- 
rechnet werden,  indem  von  Ziffern,  die  Bilinski  in  der  mehrfach 
zitierten  Schrift  angab,  Ziffern,  die  Spitznüiller  in  einer  unten  er- 
wähnten Arbeit  mitteilte,  subtrahiert  wurden.  Bilinski  publiziert 
als   »Devisen  und  Guthaben»   die  Ziffern: 

1902:  317,4  Millionen 

1903  326,7 

1904  274,6 

1905  226,3 

Bili?tski  will  an  dieser  Stelle  den  Bestand  an  ausländischen 
Goldzahlungsmitteln  im  weitesten  Sinne  zusammenfassen,  und  es 
sollte  daher  richtiger  heißen  :  »Devisen,  Guthaben  und  Valuten«. 
Dies  sei  besonders  hervorgehoben,  weil  die  genannten  Ziffern 
bereits  in  der  Literatur  als  »Devisen  und  Guthaben«  Eingang  ge- 
funden haben ^).  Die  von  Bilinski  zitierten  Ziffern  können  un- 
möglich nur  die  Devisen  und  Auslandsguthaben  umfassen,  weil 
sie  ja  durchwegs  die  um  die  60  Millionen  Schatzdevisen  ver- 
mehrten »Anderen  Aktiven«  übersteigen  (vgl.  Zeile  1 1  der 
Tabelle  III).  Für  den  30.  Juni  1906  gibt  Bilinski  die  Summe 
der  Devisen,  Auslandsguthaben  und  Valuten  mit  258,5  Millionen 
an.  Die  Valutenziffer  für  1905  konnte  zwar  nur  geschätzt  werden, 
doch  bot  die  Ziffer  Bilinskis  für  dieses  Jahr  einen  gewissen  An- 
haltspunkt. Die  übrigen  Valutenziffern  sind  ohne  diese  Angabe 
geschätzt.  Im  Krisenjahr  1907  dürfte  die  Valutenabgabe  erheblich 
gewesen  sein.  Von  da  ab  steigt  wohl  entsprechend  der  wach- 
senden Bedeutung  der  Devisen-  und  Goldpolitik  die  Valutenziffer. 


l)  Z.B.  Mises,  Das  Problem  der  gesetzlichen  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Oester- 
reich-Ungarn.    Jahrb.   f.   Gesetzgeb.,   Verwalt.  u.   Volkswirtsch.  i.  Deutsch.  R.  XXXIII 

s.  139. 
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Der  Bestand  an  Goldwechseln  auf  auswärtige 
Plätze  gehört  wirtschaftlich  mit  den  übrigen  Devisen 
gleicher  Qualität  in  dieselbe  Gruppe.  Wir  sahen  schon  oben, 
daß  die  Aussonderung  der  Metallschatzdevisen  in  der  Literatur 
insofern  Verwirrung  erzeugt  hat,  als  man  gelegentlich  in  wirt- 
schaftlichen Untersuchungen  den  effektiven  Goldbestand  und  die 
Metallschatzdevisen  zusammenfaßte,  wobei  man  übersah,  daß 
noch  andere  Devisen  vorhanden  sind,  welche  qualitativ  den 
Metallschatzdevisen  vollkommen  gleich  sind.  Umgekehrt  hat  man 
gelegentlich  in  der  Absicht,  den  gesamten  Wechsel-  und 
Devisenbestand  als  Ganzes  zusammenzufassen,  sich  auf  die  Metall- 
schatzdevisen und  Wechsel  allein  beschränkt^).  Die  Formulierung 
unseres  Bankgesetzes  hat  so  jedenfalls  mehrfach,  insbesondere  im 
Ausland,  zu  Mißverständnissen  Anlaß  gegeben. 

Der  Posten  Silberkurant-  und  Teilmünzen  ist 
nicht  sehr  groß  und  weist  keine  erheblichen  Variationen  auf. 
Im  Falle  die  Barzahlungen  aufgenommen  werden,  könnten  die 
Silbergulden  als  Basis  für  eine  Goldprämienpolitik  ver- 
wendet werden.  Man  beabsichtigt  jetzt,  einen  Teil  derselben  in 
Silberscheidemünzen  umzuprägen  und  nur  150  Millionen  zu  dem 
genannten  Zwecke  aufzubewahren^).  Auch  können  die  Silber- 
gulden dazu  dienen,  ländliche  Bevölkerungskreise  bei  Runs  zu 
beruhigen,  erfreuen  sich  doch  diese  Münzen  einer  gewissen  Be- 
liebtheit. Die  Einrechnung  der  Scheidemünzen  in  die  Metall- 
deckung ist  insoferne  motiviert,  als  ja  im  Barzahlungsfall  die 
Oesterreichisch-ungarische  Bank  —  im  Gegensatz  zur  deutschen 
Reichsbank  —  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  Scheidemünzen 
bei  der  Noteneinlösung  abgeben  kann.  Es  wird  übrigens  die 
Ausgabe  einer  Scheidemünze  zu  Zwei  Kronen  geplant,  welche 
den  Silbergulden  in  der  Zirkulation  ersetzen  soll,  die  aber  freilich 
für  die  Goldprämienpolitik  bedeutungslos  wäre.  Die  Abgabe  von 
Silbergulden  kann  schon  deshalb  von  bedeutendem  Emfluß  sein, 
weil    die  Metallzirkulation    in    Oesterreich-Unijarn    nicht    erheblich 


1  Vgl.  G.  Schmidt,  Der  Einfluß  der  Bank-  und  Geldverfassung  auf  die  Dis- 
kontopolitik. Leipzig  1910  S.  108.  In  einer  Tabelle  wird  zusammengestellt:  »Die 
durchschnittliche  Anlage  in  W  e  c  h  .s  e  1  n  in  Millionen  Mark.«  Für  Oesterreich 
findet  sich  der  Vermerk:  »inklusive  Devisen«,  worunter  aber  der  Verfasser  nur  die 
Meiallschatzdevisen   begreift. 

2)  Vgl.  Rede  des  Finanzministers  Meyer  im  Bankausschuß.  Neue  Freie  Presse 
18.  März   1911  S.    15. 
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ist,     wie     man     aus     den     Tabellen     zur    Währungss.tatistik     ent- 
nehmen kann: 


in 

den  wicliligslcn 

In  der 

Oest.-ung 

.  Hank 

Staatskassen  und  Miinz- 
anilcrti 

In   der   Zirkulation 
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1    c 
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1     c 
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«; 
X 

^1 
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in   MillMiiitii    Kronen 

1902 

842.9 

263,5 

34,3 

34,1 

2,4 

54>2 

47.2 

170,7 

70,0 

245.3 

I  588,0 

1903 

826,9 

264,3 

28,4 

40,4 

1,8 

51,8 

44,8 

199,6 

69,9 

256,6 

I  726,0 

1904 

837>8 

265,7 

28,8 

14,4 

1.9 

59,7 

52,9 

251,0 

68,3 

258,6 

I  698,4 

Geht  ein  Fallen  der  Silberguldenmenge  mit  einem  Wachsen  der 
Teilmünzenmenge  parallel,  so  hängt  dies  in  erster  Linie  mit  Um- 
prägungen zusammen.  Im  Jahre  1910  nahm  der  Posten  Silber- 
gulden ab  ,  weil  zur  Beseitigung  des  Kleingeldmangels  auch 
Silbergulden  neuerlich  in  den  Verkehr  gebracht  wurden,  die  man 
aus  demselben  zurückzuziehen  beschlossen  hatte. 

Eskomptierte  Wechsel,  Warrants  und  Effek- 
ten. Unter  den  »eskomptierten  Wechseln«  dieses  Postens  sind 
nur  jene  enthalten,  welche  der  bankmäßigen  Deckung  dienen 
können.  Wechsel,  die  infolge  ihrer  längeren  Laufzeit  zur  bank- 
mäßigen Deckung  ungeeignet  sind,  befinden  sich  unter  den  An- 
lagen des  Reservefonds,  auf  dessen  Rechnung  sie  nach  Maßgabe 
der  verfügbaren  Mittel  zu  einem  jeweils  zu  vereinbarenden  Zins- 
fuße diskontiert  werden  können,  der  immer  höher  als  die  Bank- 
rate für  Dreimonatswechsel  ist.  Wir  sehen  aus  Tabelle  II,  daß  ge- 
legentlich nicht  unerhebliche  Mittel  zu  diesem  Zweck  zur  Verfü- 
gung stehen.  Warrants  waren  am  Bilanztage  nicht  vorhanden, 
wie  denn  ihre  Diskontierung  bei  der  Bank  überhaupt  keine  große 
Rolle  spielt.  Es  fürchten  offenbar  viele  so  ihren  Kredit  zu  schä- 
digen, auch  scheint  es  in  kaufmännischen  Kreisen  als  nicht  ganz 
reell  zu  gelten,  Warrants  diskontieren  zu  lassen,  weil  damit  ge- 
wissermaßen die  Grundlage  zu  spekulativen  Geschäften  geschaffen 
werde.  Zu  den  »eskomptierten  Effekten«  gehören  z.  B.  gezogene, 
später  fällig    werdende   Lose,    Prioritäten,    Pfandbriefe  usw. 

Darlehen  gegen  Handpfand.  Dieser  Posten  um- 
faßt nur  solche  Forderungen,  welche  der  Notendeckung  zu  dienen 
vermögen.     Die  Bevorschussung  von  Effekten,   welche  zur  Sicher- 
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Stellung  von  Lombardforderungen  der  bankmäßigen  Deckung  un- 
geeignet sind,  könnte  nur  auf  Rechnung  des  Reservefonds  erfolgen. 
Die  Höhe  des  Lombards  wechselt  im  großen  und  ganzen  analog 
jener  des  Eskompts,  doch  sind  die  Schwankungen  etwas  seltener 
und  etwas  geringer,  wie  dies  Tabelle  II  zeigt.  Erwähnt  sei,  daß 
auch  Devisen  bis  6  Monate  Laufzeit  sich  unter  den  Lombard- 
pfändern befinden  können,  was  zuweilen  von  Bedeutung  sein  kann. 

Eingelöste,  verfallene  Effektenund  Kupons. 
Die  Bank  kann  für  bereits  fällig  gewordene  Effekten,  welche  bei 
der  Bank  belehnbar  sind,  und  für  deren  Kupons  Auszahlungen 
leisten.  Die  Bank  kauft  vor  allem  gegen  eine  kleine  Provision 
Kupons.  Sie  betreibt  dies  Geschäft  nicht  des  Gewinnes  wegen 
—  so  gingen  1909  kaum  250  Kronen  an  Provisionen  ein  — , 
sondern  vorwiegend  aus  Kulanz  gegen  ihre  Kunden,  zum  Teil 
auch  deshalb,  um  den  Kupons  der  Staatspapiere  eine  Art  Zirku- 
lationsfähigkeit in   der  Provinz  zu  verschaffen. 

Staatsverwaltung  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder.  Die  hier  befind- 
lichen 60  Millionen  stellen  den  letzten  Rest  einer  Schuld  dar, 
welche  immer  wieder  zinsenfrei  prolongiert  wird. 

Hypothekdarlehen  und  börsen  mäßig  ange- 
kaufte Pfandbriefe  der  Bank.  Beide  Posten  betreffen 
das  Hypothekargeschäft,  welches  von  den  übrigen  Bankgeschäften 
gesondert  betrieben  wird.  Die  mit  300  Millionen  Kronen  kon- 
tingentierte Pfandbriefsumme  wurde  ständig  fast  bis  zur  Gänze  in 
Anspruch  genommen, 

Anlagen  des  Reservefonds.  Dieser  Posten  ist  ge- 
wöhnlich von  geringerer  Bedeutung;  er  kann  aber  selir  wichtig 
werden,  wenn  er,  wozu  die  Bank  berechtigt  ist,  zur  Unter- 
stützung der  Diskont-  oder  Devisenpolitik  verwendet  wird.  So 
hat  z.  B.  der  Reservefonds  in  jener  Zeit  eine  große  Rolle  ge- 
spielt, als  die  metallisch  nicht  gedeckte  Notenmenge  in  Oesterreich- 
Ungarn  noch  absolut  kontingentiert  war.  Als  in  den  Jahren  1882, 
1883  und  1884  das  Kontingent  von  400  Millionen  aufgezehrt  war, 
realisierte  die  Bank  Devisen  und  Pfandbriefe  und  verwendete 
einen  größeren  Betrag  des  Reservefonds,  der  nicht  fruchtbringend 
angelegt  war,  ohne  Verletzung  der  Statuten  in  bankmäßigen  Ge- 
schäften 1).     Für  den  Bilanztag  kann  man  den  Bestand  des  Reserve- 

l)  Vgl.   G.    Leonhardt,     Die    Verwaltung   der  Oesterr.-ungar.    Bank    1878 — 1885 
S.  39  und:  174.  Beil.  r.  sten.   Prot.   d.  Abgeord.h.  X.  Sess.  S.  35. 


Jahresbilanz  und  Wochenausweis  der  Oesterreichisch-unfjarischen  Bank.     67^ 

fonds  ohne  Scluvierigkeiten  zerlegen  in :  1)  z  i  n  s  t  r  a  g  e  n  d  e  W  e  r  t- 
papiere,  in  2)  nicht  zinstragende  Effekten  und  in 
3)  diskontierte  Wechsel  nebst  sonstigen  An- 
"lagen^).  Der  Geschäftsbericht  gibt  niimlich  die  Höhe  des 
Postens  zinstragender  Wertpapiere  und  jene  des  Restbeslandes 
an.  Da  überdies  der  Gesanitposten  »Effekten«  bekannt  ist,  kann 
man  durch  Subtraktion  der  sonstigen  bekannten  Effektenposten: 
>Börsenmäßig  angekaufte  Pfandbriefe«,  »Eingelöste,  verfallene 
Effekten  und  Kupons«,  -»l^ffekten  des  Pensionsfonds«,  :>ver/.ins- 
liche  Effekten  des  Reservefonds«  von  dem  Posten  ;>Effekten« 
den  Restposten:  »unverzinsliche  Effekten  des  Reservefonds«  be- 
rechnen. F"ür  die  Wochenausweise  ist  nur  die  Berechnung  des 
Sammelpostens  »Effekten  des  Reservefonds«  ermöglicht,  und  zwar 
dadurch,  daß  der  Posten  »Anlagen  des  Pensionsfonds«  das  ganze 
Jahr  konstant  ist,  da  Kursgewinn  und  Kursverlust  erst  am  Jahres- 
schluß festgestellt  werden.  Analog  werden  auch  die  Reservefonds- 
effekten behandelt.  Aus  Tabelle  II  kann  man  entnehmen,  daß 
die  diskontierten  Wechsel  und  sonstigen  Anlagen  erhebliche 
Schwankungen  aufweisen.  Es  kann  sich  da  sowohl  um  Diskon- 
tierungen als  auch  um  Effektenbevorschussungen  handeln,  die 
außerhalb  des  normalen  Geschäfts  erfolgen.  Wie  schon  erwähnt, 
hat  die  Bank  auch  das  Recht,  den  Reservefonds  zur  Devisen- 
beschaffung zu  verwenden.  In  welchem  Maße  dies  geschieht, 
läßt  sich  schwer  kontrollieren,  gegenwärtig  scheint  es  nicht  üblich 
zu  sein. 

Effekten  des  Pensionsfonds.  Während  sich  im 
Reservefonds  statutengemäß  keine  Aktien  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  befinden  dürfen,  waren  am  31.  Dezember  1909 
im  Pensionsfonds  1200  Aktien  —  Nominale  1680  000  K  —  zum 
Kurswerte  von  2  136  000  K  enthalten.  In  der  Bilanz  von  1910  wird 
der  Ausdruck  »Anlagen  des  Pensionsfonds«  verwendet,  da  neben 
zinstragenden  Wertpapieren  noch  andere  Anlagen  im  Betrage 
von  390000  K  vorhanden  waren;  es  könnte  sich  z.  B.  um  Reali- 
täten oder  um  irgend  welche  Kreditgewährungen  handeln.  Die 
Pensionseffekten  weisen  bereits  den  Kursgewinn  vom  31.  Dezem- 
ber 1909  auf,  welchen  die  Passivseite  verzeichnet,  hingegen  noch 
nicht  den  Anteil  nach  der  Gewinnverteilung.  Die  diesbezügliche 
Verschiebung  wird  erst  später  vorgenommen. 

l)  Seit   1910  heißt   es  im  Geschäftsbericht  statt    wie    bisher    »sonstige    Anlagen« 
deutlicher:   »eskomptierte  Wechsel,  Effekten  und  sonstige  Anlagen«. 
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Gebäude  und  f  u  n  d  u  s  i  n  s  t  r  u  c  t  u  s.  Es  besteht  ein 
Uebereinkommen  zwischen  den  k.  k.  und  dem  könighch  ungari- 
schen Finanzminister  einerseits  und  der  Oesterreichisch-ungari- 
schen  Bank  andererseits,  betreffend  die  bilanzmäßige  Bewertung 
dieses  Postens,   wodurch  dieselbe  jeder  WiUki-ir  entzogen   ist. 

Andere  Aktiva.  Dieser  Posten  ist  für  die  Beurtei- 
lung der  Devisenpolititik  der  Bank  von  hervorragender  Be- 
deutung. Er  enthält  im  VVochenausweis  alle  Devisen,  welche 
außerhalb  der  Metallschatzdevisen  vorhanden  sind.  Doch  sei 
gleich  darauf  hingewiesen,  daß  sich  der  Posten  »Andere  Aktive« 
in  der  Bilanz  nicht  mit  dem  Posten  »Andere  Aktiven«  im 
Wochenausweis  deckt.  Abgesehen  von  den  Veränderungen, 
welche  die  einzelnen  Posten  durch  die  Aufstellung  der  Bilanz  er- 
fahren, sind  in  den  »anderen  Aktiven«  des  Wochenausweises  nocli 
die  Posten  :  Diskontierte  Wechsel  und  andere  Anlagen  des  Reserve- 
fonds, sowie  Gebäude  und  Fundus  instruktus  enthalten.  Die 
Devisen  des  Metallschatzes  unterscheiden  sich  von  jenen,  die  zur 
bankmäßigen  Deckung  geeignet  sind  und  sich  im  Posten  »Andere 
Aktiven«  befinden,  allein  dadurch,  daß  sie  nur  Devise  London  und 
Devise  Berlin  umfassen.  In  Gold  einlösliche  Noten  fehlen  im 
Metallschatz,  obzwar  sie  nach  den  Statuten  in  demselben  enthalten 
sein  dürften.  Die  ausländischen  Noten  und  die  Devise  Paris, 
welche  die  Bank  besitzt,  finden  wir  daher  nur  im  Posten  »Andere 
Aktiven«. 

Der  erste  Teilposten  des  Postens  »Andere  Aktiva«  enthält  die 
Devisen,  welche  zur  bankmäßigen  Deckung  geeignet 
sind.  Am  Eilanztag  wird  dieser  Posten  offiziell  im  Rechenschaftsbe- 
richt publiziert,  weil  d  i  e  Gesamt  he  it  der  bankmäßigen 
Deckung  ausgewiesen  wird.  In  den  Wochenausweisen  finden  wir 
nur  den  E  s  k'  o  m  p  t  und  den  Lombard  gesondert  ausgewiesen, 
die  Devisen  der  bankmäßigen  Deckung  stecken  dagegen  in  den 
>anderen  Aktiven«,  die  »eingelösten  verfallenen  Effekten  und  Ku- 
pons« in  den  »Effekten«.  Im  Jahresbericht  findet  sich  nachträglich 
eine  Uebersicht  über  die  eingelösten  Effekten  und  Kupons,  nicht 
aber  über  die  Devisen  der  bankmäßigen  Deckung.  Vor  dem  Jahre 
1903  wurden  die  Ziffern  für  die  Devisen  der  bankmäßigen  Deckung 
nicht  einmal  an  den  Bilanztagen  bekannt  gegeben.  Die  Bank  ist 
zur  Publikation  des  Devisenpostens  deshalb  nicht  genötigt,  weil 
die  von  ihr  ausgewiesenen  Posten  Eskompt  und  Lombard  zur 
Deckung    der    Noten    völlig    ausreichen.      Wenn    seit    dem  Jahre 
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1903  die  Devisen,  welche  zur  bankmäßi<^eii  Deckung  geeignet 
sind,  im  Rechenschaftsbericht  erscheinen,  so  kann  das  damit  zu- 
sammenliängen,  daß  die  Bank  durch  PubHkation  des  statutarisch 
zur  Notendeckung  dienenden  Devisenbestandes  eine  möglichst  er- 
hebliche Ueberdeckung  der  Noten  ausweisen  wollte.  Die 
Summe  der  zur  bankmäßigen  Deckung  geeigneten  und  ungeeigneten 
Devisen  wurde  von  Spitz  m  ü  11  e  r  für  die  Jahre  1902,  1903 
und  1904  publiziert  M.  Wir  haben  diese  Ziffern  auch  der  Tabelle  III 
zugrunde  gelegt.  Der  Fall  der  Devisenbestände  im  Jahre  1905 
hängt  mit  der  passiven  Handelsbilanz  zusammen,  welche  eine 
Folge  der  schlechten  Ernte-)  1904  war.  Einen  noch  stärkeren 
Fall  beobachten  wir  aus  ähnlichen  Gründen  in  den  letzten  Jahren. 
Unter  diesen  Devisen  der  bankmäßigen  Deckung  befinden  sich 
auch  alle  in  Gold  einlöslichen  ausländischen  Noten.  Ihre  Menge 
dürfte  im  Steigen  begriffen  sein,  da  nach  ihnen  auf  dem  inter- 
nationalen Markt  gelegentlich  Nachfrage  besteht.  Die  Noten 
dürften  immer  im  Gesamtbeträge  von  einigen  hunderttausend 
Kronen  vorhanden  sein.  Es  kann  der  Notenbestand  aber  wohl 
gelegentlich  auch  in  die  Millionen  gehen. 

Für  die  Jahre  1903  und  1904  konnten  wir  den  Bestand  an 
Devisen,  welche  zur  bankmäßigen  Deckung  ungeeignet  sind,  be- 
rechnen, indem  wir  von  Spitzmüllers  Ziffern,  die  aus  dem  Bank'- 
bericht  bekannten  Ziffern  der  zur  bankmäßigen  Deckung  geeig- 
neten Devisen  subtrahierten.  Für  das  Jahr  1908  setzten  wir  eine 
sehr  niedrige  Ziffer  für  den  Devisenrest  an  —  noch  immer  eher 
zu  hoch  als  zu  niedrig  —  unter  der  Voraussetzung,  daß  die 
Stärkung  des  Postens  »kurzfristige  Devisen«  zum  Teil  auf  Kosten 
des  Postens   »langfristige  Devisen«    erfolgte. 

Die  Zusammensetzung  des  gesamten  Devisenportefeuilles 
haben  wir  schon  mehrfach  gestreift.  Während  bis  zum  Jahre  1896 
nur  die  Devise  London  vertreten  war^),  kommen  dann  allmählich 
auch  deutsche  und  französische  Devisen  hinzu.  Daß  die  Zahl 
der  deutschen  Devisen  im  Steigen  begriffen  ist,  kann  man  schon 
auf  Grund  der  Marktverhältnisse  vermuten.  Feinen  gewissen  An- 
haltspunkt gewährt   auch   die  Zunahme   der  deutschen  Devisen  im 


i)  Mischler  und  Ulbricht  Oesterreichische.s  Staatslexikon.  2.  Aufl.  Artikel  »Geld« 
II.  Bd.  S.  308  X Goldwechsel  außerhalb  des  Metallschatzes«  Spitzmiiller  war  bis 
1904   österreichischer  Regierungskomraissär  bei   der  Bank. 

2)  Vgl.  Bankbericht  Februar  1906  S.  XVII. 

3)  Mecenseffy,    Die  Verwaltung  d.  Oesterr.-ungar.  Bank.     1896  S.    50. 
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Metallschatz.  In  den  Jahren  1904  und  1905  verhielten  sich  die 
deutschen  zu  den  engHschen  Devisen  wie  i  zu  5,  in  den  Jahren 
1905  und  1906  wie  i  zu  i  und  seit  1907  wie  3,5  zu  2,5.  In  der 
Gesamtmenge  dürfte  das  Verhältnis  für  die  deutschen  Devisen 
wohl  ungünstiger  sein  ,  doch  kann  ihr  Betrag  wohl  oft  die 
englischen  Devisen  beinahe  erreichen.  Die  Menge  der  französi- 
schen Devisen  ist  sicher  nicht  allzugroß,  schon  deshalb  nicht, 
weil  sie  am  wenigsten  tragen.  Es  befinden  sich  auch  keine  im 
Metallschatz,  in  dem  sie  noch  1902  mit  mehr  als  einer  halben 
Million  vertreten  waren  ^).  Der  Bestand  an  englischen  Devisen 
scheint  durch  politische  Erwägungen  nicht  beeinflußt  zu  werden. 
Man  teilt  ofifenbar  in  der  Bankleitung  nicht  die  Befürchtungen 
hervorragender  deutscher  Bankleute,  daß  im  Kriegsfall  die  Sicher- 
heit der  englischen  Devisen,  wenn  England  eine  kriegführende 
Macht  ist  oder  auch  nur  eine  übelwollende  Neutralität  bewahrt, 
nicht  einwandfrei  sei^).  Man  nimmt  ofifenbar  an,  daß  England 
alles  Interesse  daran  habe,  daß  auswärtige  Forderungen  auch  in 
Kriegszeiten  unbedingt  respektiert  werden.  Diese  Erwägungen 
Englands  dürften  übrigens  mehr  vor  Schikanen  schützen,  als  die 
Abmachungen  der  Haager  Konferenz  ^). 

Die  Auslandsguthaben,  welche  vor  allem  auch  im 
Interesse  des  Golddienstes  für  die  Regierungen  gehalten  werden, 
haben  wohl  die  Tendenz  anzuwachsen,  dürften  aber  40  Millionen 
Kronen  selten  überschreiten.  Ein  übermäßiges  Sinken  dieses 
Postens  ist  des  regelmäßigen  Golddienstes  wegen  ausgeschlossen. 
Die  Auslandsguthaben  weisen  nicht  jene  Sicherheit,  wie  die  Devisen 
auf.  Es  haftet  für  sie  eine  Bank,  für  jede  Devise  haften  aber 
mindestens  zwei  erstklassige  Unterschriften.  Während  die  Bank 
nur  die  Devise  Berlin,  London  und  Paris  aufnimmt,  verteilen  sich 
die  Auslandsguthaben  auf  alle  möglichen  Plätze.  Gegenüber  der 
Devise  Paris  dürften  die  französischen  Auslandsguthaben  eine  er- 
hebliche Rolle  spielen.  Für  die  Jahre  1902  bis  1904  gibt  Spitz- 
müller die  Höhe  der  Auslandsguthaben  an,  der  Rest  wurde  ge- 
schätzt. 


i)  Weill  a.  a.  O.  S.  115  glaubt,  daß  die  französischen  Devisen  nicht  mehr  zum 
Metallschatz  gerechnet  werden,  weil  die  Goldprämienpolitik  der  Bank  von  Frank- 
reich die  Goldbeschaffung  mit  Hilfe  solcher  Devisen  nicht  sicherstelle. 

2)  Vgl.  Referat  über  den  Gesetzentwurf  betreffend  die  Verlängerung  des  Privi- 
legiums der  Oesterr.-ungar.  Bank  vom  i.  Jänner  18S8  bis  31.  Dezember  1897  [Lind- 
heim)  Handels-   u.   Gewerbekammer  f.   N.  E.     Wien   1886  S.   34. 

3)  y.    Riesser,     Finanzielle     Kriegsbereitschaft    und     Kriegführung.       Jena  1909. 
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Die  verliehenen  Devisen  und  Forderungen 
—  Schecks  und  Auszahlungen  —  müssen  regelmäßig  erhebliciie 
Beträge  ausmachen.  Es  sind  wohl  nur  jene  in  der  Bilanz  ent- 
halten, welche  gegen  bankmäßige  Deckung  verliehen  wur- 
den; jene  hingegen,  welche  gegen  Hinterlegung  einer  entsprechen- 
den Banknotenmenge  verliehen  wurden,  sind  davon  abzusondern. 
Man  könnte  sie  eventuell  so  buchen,  daß  man  das  Rückforderungs- 
recht der  Bank  als  Aktivum  buclit,  das  Rückforderungsrecht  des 
anderen  Kontrahenten  auf  Hanknoten  als  Passivum.  Bis  1904 
konnten  die  Ziffern  für  diesen  Posten  berechnet  werden,  indem 
von  den  bis  1904  inklusive  in  den  Bankberichten  publizierten 
Summen  von  i,  2,  3,  4  und  5  der  Tabelle  III  die  Ziffern  Spitz- 
müllers subtrahiert  wurden.  Die  restlichen  Ziffern  konnten  nur 
geschätzt  werden.  Im  allgemeinen  nähern  sie  sich  jener  der  Aus- 
landsguthaben. 

Verliehene  Valuten  haben  besonders  in  früheren 
Perioden  der  Bank  bis  gegen  1905  eine  nicht  unerhebliche  Rolle 
gespielt.  Jetzt  dürften  sie  am  Bilanztage  ein  paar  Millionen  Kronen 
wohl  kaum  übersteigen.  Die  Summe  der  Posten  i,  2,  3,  4  und  5 
in  Tabelle  III  ist  durchschnittlich  wohl  um  etwas  mehr  als 
20  Millionen  Kronen  kleiner  als  die  um  60  Millionen  Kronen  ver- 
mehrten anderen  Aktiven. 

Im  Posten  »andere  Aktiva«  müssen  auch  die  Guthaben  bei 
beiden  Postsparkassen  enthalten  sein,  welche  die  Bank 
notwendigerweise  unterhalten  muß,  da  sie  ja  Ueberweisungen  von 
ihrem  Girokonto  auf  das  Girokonto  von  Postsparkassenkunden 
vornimmt.  Dieser  Posten  dürfte  sehr  schwankend  sein,  aber  wohl 
Millionen  betragen   können. 

Hier  findet  auch,  wie  man  auf  Grund  der  Geschäftsge- 
bahrung  annehmen  muß,  der  Saldo  der  Neben  Stellenver- 
rechnung seinen  Platz.  Er  muß  jene  Wechsel  enthalten,  die 
zum  Inkasso  hinausgegangen  sind,  für  die  aber  die  Valuta  noch 
nicht  eingelaufen  ist ;  solange  dies  nicht  der  Eall  ist,  müssen 
offenbar  die  Nebenstellen  mit  einem  entsprechenden  Betrage  be- 
lastet werden. 

Analog  dem  Posten  in  der  Bilanz  der  deutscheu  Reichsbank 
müssen  wir  wohl  auch  einen  Posten  »V  o  r  s  c  h  ü  s  s  e  a  u  f  z  u  r 
Diskontierung  genehmigte  Wechsel«    ansetzen. 

Auch  Vorschüsse  für  Goldimporte,  die  vor  allem 
durch  die  Kreditanstalt,  die  Union-Bank,  den  Bankverein   und  die 
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Landerbank  erfolgten,  müssten  sich  im  Posten  »andere  Aktiven« 
befinden  ^).  Diese  Vorschüsse  wurden  in  den  90er  Jahren  nach 
der  Valutareform  bis  zu  90%  in  der  Weise  gewährt,  daß  die 
Oesterreichisch-ungarische  Bank  die  Auszahlungen  gegen  Ueber- 
gabe  der  A  f  f  i  n  i  e  r  u  n  g  s  s  c  h  e  i  n  e  der  bekannten  Londoner 
Affineure  leistete.  Es  kann  so  vorgekommen  sein,  daß  eine  De- 
visenabgabe durch  Erhöhung  des  Postens  »Vorschüsse  für  Gold- 
importe«  teilweise   kompensiert  wurde. 

Auch  der  übliche  kleine  Posten  :  Vorausbezahlte  Ge- 
hälter und  Vorschüsse  an  Beamte  und  Ange- 
stellte darf  nicht  fehlen. 

Unter  den  Aktiven  müßte  sich  auch  der  Wert  jener  Liegen- 
schaften befinden,  welche  die  Bank  eventuell  im  Lizi- 
tationswege  erwirbt;  ist  ihr  doch  durch  die  Statuten  der  Hypo- 
thekarkreditabteilung das  besondere  Recht  eingeräumt,  »ohne 
Erlag  des  festgesetzten  Lizitationsvadiums  mitzubieten«.  Solche 
aus  dem  Hypothekargeschäft  übernommene  Realitäten  fehlen  wohl 
seit  Jahrzehnten. 

Wenn  auch  die  Zahl  der  Posten  im  Sammelposten  »andere 
Aktiva«  erheblich  ist,  so  kann  man  doch  im  allgemeinen  an- 
nehmen, daß  starke  charakteristische  Schwankungen,  zumal  wenn 
sie  mit  anderen  Veränderungen  der  Bilanz  parallel  gehen,  z,  B. 
mit  Veränderungen,  die  im  Metallschatz  stattfinden,  durch  die 
Devisenbestände  bedingt  sind  2).  W'ir  können  so  wenigstens  an- 
genähert das  Devisengeschäft  isoliert  verfolgen,  was  z.  B.  in  Deutsch- 
land unmöglich  ist,  weil  der  Posten  Wechsel  mit  dem  Posten 
Devisen  im  Wochenausweis  vereinigt  ist.  Eine  gewisse  Vorsicht 
ist  aber  am  Platze,  wie  wir  aus  der  Gegenüberstellung  der  Posten: 
»Andere  Aktiven«  und  der  in  ihnen  enthaltenen  kurzfristigen  De- 
visen sehen   können. 

(Tabelle  siehe  nächste  Seite). 

Unsere  Darstellung  hat  gezeigt,  daß  man  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  entsprechend  den  Devisen  unbedingt  eine  Sonder- 
stellung einräumen  muß,  daß  man  also  drei  Posten:  Gold,  Devisen 
und  Wechsel  mit  Recht  unterscheidet. 


1)  Vgl.   Schmaleuback-Jfahllie}-g,    Der  Reichsbankausweis.     Zeitschr.    f.    handels- 
wiss.  Forsch.  1910  S.  128. 

2)  Wobei   freilich  auch  Auslandsguthaben   etc.   in   Betracht  zu  ziehen  sind. 
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II.  Passiva. 

Aktienkapital. 

Reservefonds.  Da  die  wöchentlichen  Ausweise  diesen 
Posten  immer  gesondert  anueben.  sei  auf  eine  Verschiebung  hin- 
gewiesen, die  derselbe  am  Jahresschluß  erfährt.  Wir  haben  drei 
verschiedene  Stände  desselben  zu  unterscheiden.  Den  Stand  vor 
dem  31.  Dezember,  den  Stand  am  31.  Dezember  vor  der  Ge- 
winnverteilung, aber  nach  Zuweisung  der  verjährten  Divi- 
denden und  der  sonstigen  ihm  statutengemäß  zukommenden 
Summen  und  den  Stand,  welchen  der  Reservefonds  am  31.  Dezember 
nach  der  Gewinnverteilung  aufweist.  Er  bleibt  dann  das  ganze 
Jahr  hindurch  konstant.  Einen  eigenen  Reservefonds  für  not- 
leidende Wechsel,  wie  ihn  die  deutsche  Reichsbank  kennt,  besitzt 
die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  nicht.  Falls  Wechsel  notleidend 
werden  sollten,  was  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  nicht 
mehr  vorgekommen  ist,  müßten  die  Abschreibungen  vom  Reserve- 
fonds stattfinden  ^).  Derartige  Abschreibungen  finden  bei  der 
deutschen  Reichsbank  alljährlich  statt,  wenn  auch  nicht  in  erheb- 
lichem  Ausmaße. 

Umlauf  von  Banknoten.  Die  Aufteilung  fand  ent- 
sprechend den  oben  dargelegten  Bestimmungen  statt. 

Sofort  ri-ickzahlbare  fremde  Gelder.  Der  wich- 
tigste Posten  sind  die  Giroguthaben  der  Privaten  und  der  Re- 
gierungen.    Da  diese  Posten  nirgends  getrennt  erscheinen,  ist  es 


I)  Vgl.    15.  d.   Beil.  z.  d.  Sten.  Protok.  d.  Abgeord.H.   XXI.  Sess.    191 1   S.  61. 
Tabelle  XIX. 
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schwer,  die  Veränderungen  des  Gesamtpostens  Giroguthaben 
richtig  abzuschätzen.  Die  von  verschiedenen  Seiten  gemachten 
Vorschläge,  die  Trennung  durchzuführen,  haben  bis  jetzt  keinen 
Erfolg  gehabt.  Die  deutsche  Reichsbank  und  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  sind  die  einzigen  großen  Notenbanken,  welche 
diese  Verschleierung  nicht  beseitigen  ^).  Das  Anwachsen  der 
Giroguthaben  am  Monatsschluß  dürfte  teilweise  darauf  zurück- 
zuführen sein,  daß  die  Wechseleinreichungen  eine  Dotierung  des 
Girokontos  bedingen  und  daß  eine  Erhöhung  desselben  zum 
Zwecke  von  Zahlungen  stattfindet.  Zu  Beginn  des  Monats  fällt 
demgemäß  das  Girokonto  erheblich.  Ueber  die  Regierungsgelder 
fehlt  ein  Anhaltspunkt.  Ein  Ueberblick  über  dieselben  ist  beson- 
ders dadurch  erschwert,  daß  sie  sich  auf  drei  Posten  verteilen : 
Giroguthaben,  sonstige  sofort  fällige  Guthaben  und  sonstige 
Passiva. 

Unter  den  sonstigen  Guthaben  und  Forderungen  befinden 
sich  alle  sofort  zu  behebenden  Gelder,  die  nicht  dem  Girokonto 
der  Kunden  gutgeschrieben  werden.  Dort  müssen  sich  die 
Passiven  des  Kommissionsgeschäftes,  des  Inkassogeschäftes,  des 
Depositengeschäftes  und  des  Bankanweisungsgeschäftes  befinden. 
Auch  sind  hier  alle  einlaufenden  Gelder  zu  buchen,  welche  un- 
bekannter Herkunft  oder  unbekannter  Bestimmung  sind.  Wir 
müssen  auch  mit  den  Regierungsgeldern  rechnen,  die  bereits  an- 
gewiesen sind  und  zur  Auszahlung  bereit  liegen,  oder  andere 
sofort  fällige  Gelder  der  Regierungen,  die  nicht  als  Giroguthaben 
gebucht  werden,  so  z.  B.  die  jederzeit  fälligen  Gold- 
forderungen. 


l)  Adolph  Wagner  tritt  schon  lange  für  eine  solche  Trennung  ein,  zuletzt  wie- 
der in  der  Bankenquete  1908/09  II.  S.  48.  Sehr  eingehend  bespricht  diese  Frage 
Ludwig  Bendix  (Die  »sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten«  der  Reichsbank 
im  Lichte  des  Fublizitätsprinzips.  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.,  Verwalt.  u.  Volksw.  i.  Deutsch, 
R.  XXXV  .S.  189  ff.).  Er  kombiniert  in  geschickter  Weise  die  publizierten  Ziflfern 
und  vermag  für  zwei  aufeinanderfolgende  Wochenausweise,  die  nur  mäßige  Unter- 
schiede der  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten  aufweisen,  einschneidende  Veränderungen 
innerhalb   der  Giroguthaben  nachzuweisen  : 

3.   Mai  09  15.   Mai  09 

Giroguthaben  der  Privaten:  4206  Mill.  Mk.  281  5  Mill.  Mk. 

öffentliche  Giroguthaben :  2409      »         »  691  5      »         » 

Schwebende  Uebertragungen :       1215»        »  1215»         » 

Summe      783  o  Mill.  Mk.  I  094  5    Mill.  Mk. 

Vgl.  Schmalenbach-Mahlberg  a.  a.  O.   S.    124  u.    130  ff. 
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Die  zunächst  folgenden  Posten    haben   für  uns  kein  Interesse. 

Pfandbriefe  im  Umlauf. 

In  das  A  b  s  c  h  1  u  ß  j  a  h  r  g  e  h  ö  r  i  ;4  e  ,  noch  nicht 
fälligeZinsen  der  Pfandbriefe.  Heide  Posten  betreffen 
das  Hypothekargeschaft. 

P  e  n  s  i  o  n  s  f  o  n  d  s.  Auch  bei  ihm  sind  wie  beim  Reserve- 
fonds drei  Stadien  der  Dotierung  zu  unterscheiden. 

Sonstige  Passiva.  Dieser  Posten  enthält  die  b  e- 
fristeten,  verzinslichen  Goldguthaben  der  Re- 
gierungen, deren  Bedeutung  wir  oben  bereits  charakterisierten. 
Hier  befindet  sich  auch  bis  zur  Generalversammlung,  die  Anfang 
Februar  stattfindet,  die  noch  nicht  bezahlte  Notensteuer 
der  Bank. 

Die  wenigen  Andeutungen  zeigen,  wie  wir  Einblick  in  die 
wichtigsten  Verschiebungen  erhalten  können.  Eine  wirklich  aus- 
reichende Analyse  ist  erst  dann  möglich,  wenn  man  die  wöchent- 
lichen Schwankungen  durch  mehrere  Jahre  verfolgt  und  dabei  in 
ähnlicher  Weise  Schätzungen  vornimmt,  wie  wir  dieselben  hier  liir 
den  Bilanztag  angedeutet  haben. 

Wir  sehen,  daß  die  Bank  die  Verfügung  über  einen  zwar 
nicht  übermäßig  großen,  aber  für  ihre  Zwecke  doch  ausreichenden 
Devisenbestand  hat,  der  es  ihr  möglich  macht,  die  Latitude 
der  Schwankungen  innerhalb  der  beiden  Gold- 
punkte noch  weiter  zu  verkleinern.  Die  vorhan- 
denen Devisenmengen  schrumpfen  freilich  zu  manchen  Zeiten  er- 
heblich zusammen,  und  nach  einer  Periode  passiver  Plandelsbilanz 
ist  der  freie  Devisenbestand,  welcher  in  die  Metalldeckung  nicht 
eingerechnet  wird,  stark  reduziert.  Die  Bank  würde  wohl  im  Not- 
fall die  Devisen  des  Metallschatzes  ebenfalls  realisieren,  wenn  sie 
nicht  lieber  sich  durch  Goldexporte  neue  Forderungen  erwirbt, 
soweit  die  Deckungsgrenze  dadurch  noch  nicht  erreicht  würde. 
Sie  hätte  nur  die  dadurch  eventuell  vermehrte  Notensteuer  zu 
tragen.  Durch  die  Vergrößerung  des  unbesteuerten  Notenkon- 
tingents, welche  die  Regierungsvorlage  vorsieht,  würde  auch  in 
dieser  Hinsicht  eine  größere  Aktionsfreiheit  eintreten. 

Dem  skizzierten  Ziele  der  Devisenpolitik  entsprechend,  wurde 
vorgeschlagen^),  den  betreftenden  Paragraph  folgendermaßen  zu 
formulieren:      »Die  Oesterreichisch- ungarische    Bank     ist     v  e  r- 

i)  Der   österreichische  Volkswirt,  herausgegeb.  v.    W.  Federn.     Leitartikel    vom 
5.  Nov.   1910. 
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pflichtet,  mit  allen  zweckdienlichen  Mitteln  der  Bank-  und 
Währungstechnik  (Devisenpolitik,  Goldabgaben.  Goldexport,  Zins- 
fiißpolitik  usw.)  für  die  Einhaltung  enger  Grenzen  der 
W  e  c  h  s  e  1  k  u  r  s  s  c  h  w  a  n  k  u  n  g  e  n  Sorge  zu  tragen.«  Diese 
Formulierung  entspräche  den  Ausführungen  K  n  a  p  p  s  über 
intervalutarische  Kurse,  in  denen  er  darzulegen  versucht,  daß  es 
keine  Parität  zwischen  zwei  Währungen  ohne  weiteres  gibt,  da 
es  keineswegs  selbstverständlich  sei,  daß  das  intervalutarische 
Pari  mit  dem  Miinzpari  zusammenfalle.  Die  Fixierung  der 
mtervalutarischen  Kurse  sei  für  die  beteiligten  Kreise  vor  allem 
wichtig.  Man  könnte  dieselben  z.  B.  um  einen  Punkt  pendeln 
lassen,  der  dauernd  oberhalb  oder  unterhalb  der  Münzparität 
liegt.  Die  Regierungsvorlage  weist  dagegen  eine  fast  absichtlich 
dunkle  Fassung  auf.  »Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist 
verpflichtet,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dafür  zu 
sorgen,  daß  der  im  Kurse  der  ausländischen  Wechsel  zum  Aus- 
drucke gelangende  Wert  ihrer  Noten  entsprechend  der  Parität 
des  gesetzlichen  Münzfußes  der  Kronenwährung  dauernd  gesichert 
bleibt.«  Die  Dunkelheit  der  Stelle,  die  unbekannten  Kompromiß- 
verhandlungen ihren  Ursprung  verdankt,  würde  durch  die  Aus- 
führungen des  österreichischen  Finanzministers  nicht  geklärt  wer- 
den :  »die  Bank  habe  die  Verpflichtung  d(^r  Aufrechterhaltung  der 
Parität  unserer  Wechselkurse,  das  heißt,  die  Bank  hat  die  Pflicht, 
den  Wert  unserer  Banknote,  wie  er  dem  Münzfuß  unserer  Währung 
entspricht,  also  ohne  Disagio  aufrecht  zu  erhalten«.  Wobei  der 
Finanzminister  selbst  zugibt:  »Ob  aber  die  Bank  die  Parität  auf- 
rechterhält, das  ist  eine  Sache,  bei  der  nicht  so  einfach  festzu- 
stellen ist,  wann  die  Bank  unter  Strafsanktion  kommt«.  Gleich- 
zeitig wird  aber  mitgeteilt,  daß  ein  geheimes  Uebereinkommen 
zwischen  der  Bank  und  den  Ministerien  bestehe,  »in  welchem  die 
Voraussetzungen  näher  bezeichnet  sind,  unter  welchen  die  Straf- 
sanktion einzutreten  hätte«.  Wir  erfahren  so  neuerlich,  daß  ge- 
lieime  Abmaciumgen  über  Gegenstände,  die  der  parlamentarischen 
Regelung  unterliegen,  heute  zu  den  normalen  Erscheinungen  der 
Staatsverwaltung  gehören.  Dies  erklärt  sich  zum  Teil  aus  der 
Tatsache,  daß  die  zunehmende  Macht  des  Staates  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiet  rein  kommerzielle  Fragen  der  öffentlichen  Regelung 
unterwirft,  die  in  unserer  Wirtschaftsordnung  aus  Gründen  der 
Konkurrenz  nur  geheim  erledigt  werden  können.  Der  Minister 
fügte    auch    hinzu:     »Das    hohe  Haus    wird  nicht  verlangen,    daß 
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man  diese  Abmachungen  mitteilt,  weil  das  ja  aus  öffentlichen  und 
geschäftlichen  Rücksichten  nicht  zweckmäßig  sein  würde.  Aber 
die  Tatsache  möchte  ich  konstatieren,  daß  wir  mit  der  Bank 
nähere  Abmachungen  getroffen  haben,  so  daß  die  von  der  Bank 
übernommene  Verpflichtung  einen  genügend  bestimmten  Inhalt 
hat  und  die  Strafsanklion  keineswegs  ohne  meritorische  Bedeutung 
ist^).  Derartige  Argumentationen  zeigen  deutlich,  daß  man  schritt- 
weise mechanische  Formeln  verläßt,  wie  sie  ehedem  alle  Tätig- 
keiten der  Bank  umgrenzten  und  daß  man  offenbar  dahin  tendiert, 
dem  jeweiligen  Entschluß  möglichst  großen  Spielraum  zu  ge- 
währen —  indem  man,  wie  ironisch  gesagt  wurde,  der  Bank  die 
»Verpflichtung  zur  Genialität«  auferlegt.  Man  fordert  nicht  mehr, 
daß  die  Bank  gleichsam  automatisch  reagieren  müsse,  derart,  daß 
ein  genauer  Kenner  der  Situation  aus  Angebot  und  Nachfrage 
Devisenkurse  und  Diskontsatz  müfite  berechnen  können.  Wenn 
auch  der  Motivenbericht  sich  gerade  über  den  wichtigsten  Punkt 
der  Vorlage  nur  sehr  zurückhaltend  äußert,  so  formuliert  er  die 
Tendenz  doch  noch  am  besten  dahin,  es  handle  sich  um  die 
»Wertbeständigkeit«  der  Währung,  wobei  aber  »selbstverständlich 
durch  Schwankungen  der  Wechselkurse,  wie  sie  auch  zwischen 
barzahlenden  Ländern  vorkommen,  eine  Verletzung  der  der  Noten- 
bank übertragenen  Aufgabe  nicht  begründet  wird«.  Durch  dieses 
Zugeständnis  würde  z.  B.  die  Ueberschreitung  des  Goldpunktes 
auch  weiterhin  gestaltet  sein,  ist  doch  eine  solche  auch  in  Ijerlin 
vor  gar  nicht  so  langer  Zeit  vorgekommen. 

Es  gibt  aber  im  Gesetz  noch  zwei  Möglichkeilen,  welche  eine 
übermäßige  Abweichung  der  Wechselkurse  gestatten.  Einmal  kann 
in  beiden  Staaten  der  Monarchie  auf  gesetzlichem  Wege  die  Ent- 
hebung von  der  Verpflichtung  des  Artikels  i  ausgesprochen  wer- 
den. Dann  aber  kann  die  Abweichung  ohne  ausdrückliche  Publi- 
kation einer  Verfügung  erfolgen,  wenn  die  Regierungen  das  Vor- 
handensein einer  vis  major  zugestehen.  Das  heißt  bei  einverständ- 
lichem Vorgehen  beider  Regierungen  kann  jede  Form  der 
Devisenpolitik   durchgeführt  werden. 

Auch  für  den  Fall  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  bestehen 
jetzt  analoge  Bestimmungen.  Während  früher  die  Einstellung 
der  Barzahlungen  nur    auf  gesetzlichem  Wege    möglich    war,    be- 

IJ  Doch  wird  zugegeben,  daß  keine  Bestimmung  darüber  besteht,  wie  der  Pri- 
vilegiumsverlust  ausgesprochen  wird,  so  daß  also  eigentlich  nur  die  Geheimab- 
machung   von  Bedeutung  ist  !     Vgl.  Rede  Bilinskis  vom  lo.  Dez.  XX.  Sess.  S.  4591  a. 
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Stimmt  die  Regierungsvorlage,  daß  die  Einstellung  ohne  weiteres 
erfolgen  könne,  »wenn  eine  durch  höhere  Gewalt  hervorgerufene 
von  beiden  Regierungen  anerkannte  unmittelbare  Verhinderung 
besteht«. 

Die  sonstigen  Bestimmungen  der  neuen  Regierungsvorlage 
berühren  die  Barzahlungsfrage  nur  indirekt.  Hervorgehoben  sei, 
daß  von  nun  ab  für  alle  Noten  die  Zweifünfteldeckung  verringert  um 
60  Millionen  gelten  soll  und  daß  die 60 Millionen  Devisen,  welche  zum 
Metallschatz  gerechnet  werden,  auch  nach  Aufnahme  der  Bar- 
zahlungen in  demselben  zu  verbleiben  haben.  Die  10  und  2oKronen- 
noten  sind  jetzt  allen  anderen  Noten  gleichgestellt  und  als  dauernde 
Bestandteile  der  Währung  erklärt  worden.  Doch  behalten  sich 
die  beiden  Finanzministerien  vor,  eine  Maximalmenge  für  diese 
beiden  Notengattungen  festzusetzen.  Bezüglich  der  10  Kronen- 
noten, die  wie  erwähnt  im  Verkehr  sehr  begehrt  werden,  wurden 
zwischen  den  Regierungen  und  der  Bank  Vereinbarungen  getroffen, 
denen  zufolge  mindestens  160  Millionen  10  Kronennoten 
emittiert  werden  müssen.  Die  bisherige  Maximalgrenze  wird  so 
zur  Minimalgrenze  gemacht.  Eine  derartige  Vereinbarung  erschien 
notwendig,  weil  die  Bank  kein  Interesse  an  der  Emission  der 
10  Kronennoten  hat,  kostet  doch  die  Herstellung  ungefähr  ebenso 
viel  als  die  der  größeren  Noten,  während  die  Umlaufszeit  nur 
gering,  etwa  ein  Jahr  ist.  Ein  gewisses  Aequivalent  für  die  Aus- 
gabe der  10  Kronennoten  soll  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank 
in  einer  Reihe  von  Portoerleichterungen  erhalten,  welche  ihr  der 
Artikel  93  des  Statuts  zubilligt. 

Das  steuerfreie  Notenkontingent  wurde  erhöht,  dafür  aber 
auch  der  Gewinnanteil  der  Staatsverwaltung  durch  den  geänderten 
Artikel    102   vergrößert. 

Durchaus  eigenartig  sind  die  Bestimmungen  der  Vorlage,  welche 
die  Art  und  Weise  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  betreffen.  Durch 
sie  wird  die  Bank  gewissermaßen  eine  verfassungsmäßige  Institu- 
tion: Der  Artikel  III  des  Bankstatuts  bestimmt  in  der  geänderten  Fas- 
sung :  »Solange  die  Bestimmungen  der  Statuten  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  (Artikel  83)  betreffend  die  Einlösung  dieser 
Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld,  nicht  in  Kraft  gesetzt  sind, 
hat  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  über  ihre  Wahrnehmungen 
bei  der  Abwicklung  des  Zahlungsverkehrs  mit  dem  Auslande  den 
beiden  Regierungen  Bericht  zu  erstatten  ;  sie  ist  ferner  berechtigt, 
auf  Grund  dieser  W^ahrnehmungen    in    einem    nach   ihrer  Ansicht 
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geeigneten  Zeitpunkte  die  Aufhebung  der  Suspension  des  Ar- 
tikels 83  der  Bankstatuten  bei  beiden  Regierungen  zu  beantragen 
(Artikel  25).':  Diese  Festsetzung  wird  durch  den  Artikel  V  des 
Einführungsgesetzes  ergänzt,  der  zu  erregten  Debatten  besonders 
in  Ungarn  Anlaß  gegeben  hat.  »Falls  dieOesterreichisch-ungarische 
Bank  gemäß  Artikel  1 1 1  ihrer  abgeänderten  Statuten  die  Auf- 
hebung der  Suspension  des  Artikels  83  der  Bankstatuten  bean- 
tragt, hat  die  Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  mit  der  Regierung  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  sofort  in  Verhandlung  zu  treten,  diese  Ver- 
handlung mit  aller  Beschleunigung  durchzuführen  und  nach  her- 
gestelltem Einverständnisse  an  dem  mit  der  königlich  ungarischen 
Regierung  vereinbarten  Tage  in  beiden  Häusern  des  Reichsrates 
gleichlautende  Vorlagen  einzubringen,  mit  welchen  die  Genehmigung 
des  Antrags  auf  sofortige  Aufhebung  der  Suspension  des  Artikels  83 
der  Statuten  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  angesucht  wird. 

Die  Genehmigung  dieses  Antrages  wird  durch  zustimmende 
Beschlüsse  beider  Häuser  des  Reichsrats  erteilt.  Der  ablehnende 
Beschluß  auch  nur  eines  der  beiden  Häuser  hat  die  Verweigerung 
der  Genehmigung  dieses  Antrags  zur  Folge.  Wurde  innerhalb 
einer  Frist  von  vier  Wochen,  welche  vom  Zeitpunkte  der  Ein- 
bringung der  Vorlage  zu  rechnen  ist  und  nur  während  der  Tagung 
des  Reichsrats  läuft,  von  einem  der  beiden  Häuser  oder  von 
beiden  Häusern  des  Reichsrats  über  die  Vorlage  kein  Beschluß 
gefaßt,  so  gilt  der  Antrag  als  von  dem  betreffenden  Hause,  be- 
ziehungsweise als  von  beiden  Häusern  des  Reichsrates  genehmigt.« 

In  Oesterreich  glaubt  man  allgemein,  in  diesem  Artikel  ein 
Zugestänanis  an  Ungarn  erblicken  zu  müssen,  das  sich  im  Gegen- 
satz zu  Oesterreich  für  die  Barzahlungen  lebhaft  einsetzt. 

Wir  haben  den  Wochenausweis  und  die  Jahresbilanz  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  nur  in  soweit  besprochen,  als  dies 
erforderlich  waf,  um  die  Höhe  der  einzelnen  Posten  entsprechend 
hervortreten  zu  lassen  und  um  eine  Reihe  von  Unklarheiten  zu 
beseitigen,  die  infolge  des  recht  komplizierten  Bankgesetzes  und 
seiner  Zusätze  sich  bereits  in  die  Literatur  eingeschlichen  haben. 
Um  die  Bedeutung  der  einzelnen  Posten  für  die  gesamten  Markt- 
verhältnisse charakterisieren  zu  können,  müßten  noch  eine  Reihe 
weiterer    Untersuchungen   zur   Ergänzung    vorgenommen    werden. 

Klosterneuburg  b/Wien  im  Juni   1911. 
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Spezialisierte  Bilanz  der  Oesterreichisch- 


Aktiva 


Kronen 


H 


Kronen 


H 


Metallschatz 

Goldmünzen  der  Kronemvährnng ,  dann 
Gohl  in  Barren,   in  ausländischen  und 
Ha iideism Unzen ,     das    Kilo    fein     zu 
K  o^7^'  gerechnet : 
Landesgoldmünzen  :   K  H 

Gold   in   Barren        :    »  » 

Valuten  :   »  » 

Handelsmünzen    ,   :    »  » 

Goldwechsel  auf  auswärtige  Plätze  : 
Englische  :  ^  700  000    »   — 

Deutsche  :   Mk.  35027397    »   26 

Silberkurant-  und  Teilmünzen: 
Silbergulden  :  K  267  585  000   »   — 

Teilmünzen  :    »       31406322    »   42 

Eskomptierte    Wechsel,    Warrants  u.    Ef- 
fekten : 

Wechsel 

Warrants 

Effekten 

Darlehn  gegen  Handpfand       

Eingelöste  verfallene  Effekten  u.  Kupons  . 
Staatsverwaltung  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder      .     . 

Hypothekardarlehen 

Börsenmäßig  angek.  Pfandbriefe  d.  Bank 
Anlagen  des  Reservefonds  und  zwar: 

in  zinstragenden  Wertpapieren      .... 

in  anderen  Effekten 

in  diskontierten  Wechseln  u.  sonst.  Anlagen 

Effekten  des  Pensionsfonds 

Gebäude  und  fundus  instnictus  .... 
Andere  Aktiva,  und  zwar : 

Devisen  der  banknaäßigen  Deckung  und 
ausländische  Noten 

Rest  der  Devisen        

Auslandsguthaben 

Verliehene  Devisen  und  Forderungen    . 

Verliehene  Valuten 

Guthaben  bei   beiden   Postsparkassen 

Saldo   der  Nebenstellenverrechnung 

Vorschüsse  auf  zur  Diskontierung  ge- 
nehmigte Wechsel 

Im  Lizitationswege  erworbene  Reahtäten  . 

Vorausbezahlte  Gehälter  und  Vorschüsse  an 
Beamte  und   Angestellte 

Vorschüsse  bei   Goldimporten 

Schwebende  Posten 

Diverse 


1 354  027  273 


60  000  000 


298  991  322 


678675473 
9  108  921 


I  375791 
366  000 

255  321!  33 


20 


42  1  713  018  595 


85 


33317920 


82 


687  784394 

89  863  200 

74  539 

60000000 

299  983  795 

I  4  422  726 


1  997  112 
12  136  803 
31  780 189 


121  576  890 


62 

95 

53 

50 

33 

61 
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l)  Die    groß    gesetzten    Posten    sind    der    publizierten   Bilanz  entnommen.     Die 
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Passiva 

Kronen           11 

Kronen        ,     11 

Aktienkapital 

310  000  000 

— 

Beservefouds  und  zwar: 

Stand   am   23.    Dez.  09 :          .          .          .      . 

16663  757 

41 

Zuwachs    vor  der  Gewinnverteihin«;  am 

31.    Dez.   09  und   zwar : 

Verjährte  Dividenden:    .      K           5621  14 

Kursj^ewinne  an    hörseii- 

mäßig angekauften  Pfand- 

briefen und  Reservefondb- 

effekten »          21  493  33 

Einberufene  nicht   einge- 

löste   Banknoten    zu     lo 

Gulden »     2  640  514  80 

2  667  629!  27 

Anteil  d.  Reservefonds  nach  Gewinnverteilung: 

865  369 

i5 

20  196 755 

83 

Umlauf  von  Bauknoten: 

10  K-Noten  vollgedeckt  (Kais.  Ver.  21/IX.  99) 

158443500 

— 

AndereNoten       »           (Kais.  Ver.  21/IX.  99) 

242  862  020 

— 

Rest   der  Noten 

I  7S6  735  000 

— 

2  188  040  520 

— 

Sofort  rückzahlbare  fremde  Gelder  u.  zwar: 

Crirogiähahen : 

Der  Privaten  .     .     .      .      K 

Der   Regierungen      .      .       » 

184  848  746 

22 

Sonstige  Guthaben  und  Forderungen : 

Aus  d.  Kommissionsgeschäft  K 

Aus  dem   Inkassogeschäft        » 

Aus   dem   Bankanweisungsge- 

schäft        » 

Barerläge » 

Sonstige  F'orderungen  d.  Re- 

gierungen      »> 

29  563  340 
911 200 

96 

Unbehobene  Pfandbriefnnsen 

39  524  — 

ünbehobene  Aktiendividenden 

71s4(J  40 

215  434  657 
293  593  800 

58 

Pfandbriefe  im   Umlauf 



Jn  das  Abschlußjahr  gehörige,  noch  nicht 

fällige  Zinsen  der  Pfandbriefe  .... 

2  959  538 



Pensionsfouds.  und  zwar: 

.Stand   am   23.   Dez.  09 

II  991  119 

34 

Zuwachs     vor    der    Gewinnverteilung    am 

31.   Dez.   09  durch  Kursgewinne  an  Pen- 

sionsfondseffekten    

145704 

60 

Anteil  d.  Pensionsfonds  nach  Gewinnverteilg. 

173073 

83 

12  309  897 

77 

Sonstige  Passiva : 

Noch   nicht  bezahlte  Notensteuer 

Befristete,    verzinsliche    Goldguthaben    der 

Regierungen 

Schwebende  und   transitorische  Posten 

Diverse 

69  363  533 

59 

Ueberträge  aus  den  laufenden  Erträgnissen 

und  den  Eingängen  auf  Verzinsung  der 

Pfandbriefe  in  cl.  Jahr  1910     .... 

2  721  410 

80 

Gewinnvortrag  v.   Vorjahr  und  Reinerträg- 

nis im  Jahr  1909 

17  064  201 

08 

Hieven  verwendet  als  : 

Abschlagsdivid.  8/  V  11.09  :  K  4  200  000  — 

Anteil  des   Beservefonds :  >      865  36915 

»          »  Pensionsfonds:  »      173  073  s3 

»  d.  Staatsverivaltungn. :  »  .3  807  (124  24 

9  046  067  22 

8  018  133 
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klein  gesetzten   Posten  wurden   hinzugefügt. 
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Geschäftsübersicht 


Metallschat: 

Eskomp- 

tierte 
Wechsel, 
Warrants 

und 
Effekten 

Dar- 
lehen 
gegen 
Hand- 
pfand 

Hypo- 
thekar- 
darlehen 

1901) 

GolHmünzen] 

der  Kronen-   "3  S  S 

wähnins,   •  "^  ^  3 
dann  Gold  in  2  "3  E  2; 
Barren,  in  r^.c  ■^'d 
ausl,  und    5  <"  « 
Handels-    S  «  = 
münzen 

Silber- 
kurant  u. 

Teil- 
münzen 

Zusammen 

Staats- 
verwal- 
tung 

Taus  ende  Kronen 

7-  Jan. 

15-  » 
33.  » 
31.  » 

I  184  273  60000293618 
I  1S6707  60000J298896 
I  188  738  60  000  303  895 

1191)640  60000  305  031 

I  537891 

I  545  603 
I  552  633 
1 564  671 

607  198 

528  146 

491  473 
546  328 

89954 

76  728 

73  575 
72  649 

299043 
299  187 
299  186 

299  787 

60  000 

60  000 
60  000 

60  000 

7.  Febr. 
15.  * 
23.  » 
28.  . 

I  210  089 
I  226647 
I  233  190 
1 233  399 

60  000 

'  60  000 

60  000 

60  000 

305  312 
306979 
309  195 

307  295 

I  575401 
I  593626 
I  602  385 
1  600  694 

521  032 
436515 
418743 
479  519 

71  341 
68878 
66  741 
68  220 

299738 
299  875 
299  889 
299  943 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  März 

15-   » 
23.   » 
31.   » 

I  239  609 
I  249  997 
I  249  688 
1 246 104 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

306227 
306750 
307  939 
306  128 

I  605  836 
I  616  747 
I  617  627 
1  612  232 

435  153 
381  444 
442  880 
584  271 

72594 
73572 
79  523 
86  910 

299  999 

300  000 
299  998 
299  999 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  April 

15-   >' 
23. 
30.   » 

I  260  077 
I  2S1  200 
I  290  837 
1  292  990 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

303  056 
303  516 
307  458 
305  897 

I  623  133 
I  644  716 
I  658  295 
1  658  887 

520  823 
448255 
439  574 
527  677 

83990 
76  222 
67244 
69  903 

299999 
299  999 
299817 
299  999 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Mai 
15.   >> 
23.   » 
31.   > 

I  310  115 
I  329538 
I  337  000 
1 341  947 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

306  962 
308658 
310744 
309  787 

I  677077 
I  698  196 
I  707  744 
1  711 734 

478  360 
392  648 
373691 
422  615 

68  402 
58998 
57641 
56  997 

299  999 
299  945 
299855 
299  998 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Juni 

15-   » 
23.   , 

30.     » 

I  356817 
I  363  347 
I  359  974 
1 353  379 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

310630 
311  486 
312472 
310  860 

I  727447 

I  734  833 
I  732446 
1  724  239 

383275 
326  303 
322  826 
441 128 

59024 
56629 
56  167 
63  000 

299857 
300  000 
299  963 
299  999 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Juli 

15.    ■'■' 
23.    >, 

31.  . 

1352  714 
I  356  624 
I  360  236 
1 358  677 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

307935 
307881 
307  722 
303  429 

I  720  649 
I  724  505 
I  727958 
1  722  106 

404  463 
321  935 
306541 
441 572 

63682 
61  307 
53  181 
63  592 

299977 

299  998 
299  998 
299  999 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  August 

15- 
23. 
31.   » 

I  361  192 
I  359893 
I  361  751 
1 367  698 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

302  177 
302045 
302  484 
301 135 

I  723  369 
I  721  938 

1724235 
1  728  833 

391  274 
359  464 
338  063 
444  652 

62579 
61  445 
61  032 
64  533 

299946 
299  916 
299916 
299  900 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Septbr. 
15. 
23. 
30.   . 

I  382  339 
I  380982 
I  379  568 
1  377  972 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

299  038 
298  767 
298  612 
294  704 

1741  377 
I  739  749 
I  738  180 
1 732  676 

409  736 
377861 
397  830 
533  083 

64  218  300  000 
63651  299993 
62  300  300  000 
69  526  300  000 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Okibr. 
15.   . 
23.   » 
31.      . 

I  377  244 
I  377317 
I  376982 
1  375  044 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

292  225 
289325 
287547, 
284  712 

I  729469 
I  726642 
I  724529 
1 719  756 

500  586 
445  822 
467  835 
616  325 

64772  1299999 
60339  299971 
59477  299999 
67  576  299  999 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Novbr. 
15.   , 
23.   ■'> 
30.      > 

J  375714 
I  367  758 
I  368  901 
1 367  795 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

283732 
286  279 
290  313 
291 834 

I  719446 
I  714037 
I  719214 
1  719  629 

608  195 
554  030 
529829 
584  754 

69704 
67  292 
59378 
61462 

299  999 
299999 

300  000 
299  926 

60  000 
60  000 
60  000 
60  000 

7.  Dezbr. 

15-   » 
23.   » 

I  367754 
I  363  533 
I  355  676 

60  000 
60  000 
60000 

293459 
297275 
297  760 

I  721  213 
I  720  808 
I  713436 

538718' 

509533 

548436 

60  842 

61  173 
66393 

299951 
299  840 
299  896 

60  000 
60  000 
60  000 

31.      » 

1354  027 

60  000 

298   2 

1713019 

687  784 

89  863 

299984 

60  000 
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Effekten 

Andere  Aktiv 

•II 

Börsen- 
massige  an- 
gekaufte 

Eingelöste 
verfallene 

Effekten 
und 

Kupons 

Effekten 

des 

Pensionsfonds 

Ms 

> 

•"  .'.  V 

>.E-5 

3 

diskontierte 

Wechsel 

u.  sonstige 

Anl.i);cii 

Gebäude 

und 

Fundus 

instructus 

Rest  der  >un- 

Pfandbriefe 
der 

Effcklei» 

tiven« 

Bank 

des  Reservefonds 

Tausende  Kronen 


75 
II 

19 
54 

II  991 
II  991 

I  I  941 
11991 

" 

531 
386 

245 
220 

32  635 
32  635 
32635 
32  635 

8753 
8828 
8678 

8  940 

I  619 
I  463 

I  -^Mi 

1217 

156  400 

159  371 
1 59  666 
176  645 

S864 
9076 
9056 
9  251 

57 
7 

12 
16 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  266 
I  362 

I  513 
1112 

261 
334 
454 
448 

32  635 
32  635 
32  635 
32  635 

177  210 
191  908 
194  500 
203  243 

9352 
9363 
9  553 
9  226 

13 
16 

13 
41 

II  991 
II  991 
II  991 
11  991 

I  145 
3090 

3  145 
3  024 

414 

367 
618 
737 

32635 
32635 
32635 
32  635 

197497 
208  147 

197  343 
201  973 

8683 
8  169 

8157 
8  740 

57 
3 

7I 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

2873 
2  064 
I  036 
1130 

741 

893 

804 

1347 

32635 
32635 
32  635 
32  635 

187432 
191  644 
191  183 
204  609 

8918 
7205 
6  113 
5  555 

3 
6 

5 
21 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  184 
I  491 
I  o8() 
1260 

I  586 
I  396 
I  513 
1800 

32635 
32635 
32635 
32635 

199  601 
174428 
170707 
176  243 

5480 
5617 
5441 
5  572 

9 
15 
17 
94 

II  991 
II  991 
II  991 
11  991 

I  199 
I  236 
I  319 
1416 

I  435 
I  160 
I  162 
1048 

32635 
32635 
32635 
32  635 

170476 
147  631 
151  010 
154  426 

5384 
5677 
5906 
5  793 

110 
1 1 

15 
43 

II  991 
II  991 
II  991 
11  991 

I  163 
I  132 
I  M3 
1268 

I  032 
I  209 

973 
661 

32635 
32635 
32  635 
32635 

140  338 
148  341 
148  006 
157  243 

5505 
5532 
5450 
5  614 

54 
3 
6 

25 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  036 
I  087 
I  140 
1237 

453 
450 
398 
374 

32  635 
52635 
32  635 
32  635 

154292 
152459 
173595 
186  995 

5985 
6056 
6474 
5  459 

12 

15 
18 
50 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  403 
I  206 
I  226 
1393 

397 
353 
814 
795 

32635 
32635 
32  635 
32  635 

185376 
197  194 

194  567 
194  340 

4  640 
4824 
4862 
4  738 

3 
12 
18 
59 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  092 
I  145 
I  167 
1339 

982 
863 
587 
511 

32  635 
32635 
32635 
32  635 

174155 
183  848 
179946 
186 170 

5019 
5034 
3636 
3  910 

79 
II 
16 
20 

II  991 
II  991 
II  991 
11991 

I  191 
I  226 
I  356 
1423 

809 
446 
448 
395 

32635 
32635 
32635 
32635 

167  061 
179  060 

170574 
176  188 

4079 

5071 
3824 

10 
13 

36 

75 

II  991 
II  991 
II  991 

12136 

1467 
1659 
I  730 

295 
216 
271 

109 

32635 
32  635 
32635 

31780 

162  265 
145  701 
141  648 

4  423 

1376  566 

131  804 

5qo  Otto  Neurath: 

Tabelle  II  (Schhiil.)  Geschäftsübersicht  für  das  Jahr  1909. 


1 

Sonstige 
sofort 

Pfandbriefe 

Aktien- 

Reserve- 

Banknoten- 

Giro- 

fällige 

im 

Sonstige 

1909 

kapital 

fonds 

umlauf 

guthaben 

Verbind- 
lichkeiten 

Umlaufe 

Passiven 

Tausend  Kr 

0  n  e  n 

7-  Ja"- 

210  000 

16  664 

I  989  380 

169  718 

5952 

294  298 

"9557 

15-  » 

210  000 

16664 

I  897  800 

186  461 

3986 

294531 

120  518 

23.  > 

210000  i 

16  664 

I  833  905 

210  713 

3  345 

294725 

121  970 

31 

210  000 

16  664 

1  914  818 

155  957 

8  806 

295  381 

123  243 

7.  Febr. 

210  000 

16  664 

I  920343 

198  467 

8890 

295  462 

109  709 

15-  » 

210000 

16  664 

1854475 

209854 

5  955 

295  685 

113241 

23-  » 

210  000 

16  664 

I  818  291 

237  173 

4265 

295772 

115  300 

28.  * 

210  000 

16  664 

1 968  268 

197  790 

11410 

295  880 

117  111 

7.  März 

210  000 

16  664 

I  875  630 

202  716 

5365 

296  178 

120  079 

15.   >» 

210  000 

16  664 

I  852  388 

193779 

4391 

296315 

122834 

23.   » 

210  000 

16  664 

I  897  959 

211  928 

4300 

296  637 

"7  857 

31.  * 

210  000 

16  664 

2  068020 

171 393 

29154 

296  827 

110  983 

7.  April 

210000 

16  664 

2  009  764 

185  224 

6298 

297  039 

107  369 

15.   » 

210  000 

16  664 

I  955272 

183859 

5064 

297  156 

108577 

23. 

2 1 0  000 

16  664 

I  907  192 

223  201 

3  672 

297  156 

112  917 

30.   ^ 

210  000 

16  664 

2  015  377 

140  826 

30  894 

297  895 

115  337 

7.  Mai 

210000 

16  664 

I  975  696 

212  217 

4996 

298335 

121  848 

15-   » 

210  000 

16  664 

I  920  275 

166  464 

4  154 

296  987 

124  214 

23.   » 

210  000 

16  664 

I  863  563 

206  750 

3748 

296  091 

126  264 

31.  » 

210  000 

16  664 

1 956  484 

162  456 

9  675 

295  738 

129  833 

7.  Juni 

210  000 

16  664 

I  900  809 

189851 

3070 

1)291  999 

140437 

15.   » 

210  000 

16  664 

I  868  928 

172  980 

3266 

292  283 

113  929 

23.   . 

210000 

16  664 

I  832  190 

204  469 

2637 

292  366 

"6653 

30.   » 

210  000 

16  664 

1  999  531 

146  766 

31687 

292543 

98358 

7.  Juli 

210  000 

16  664 

1953  313 

157  712 

6684 

292  631 

104  421 

15-  ■" 

210  000 

16  664 

I  899  171 

141  008 

4  777 

293  003 

105  115 

23.  . 

3 10  000 

16  664  j  I  857  901 

170  412 

3  800 

293286 

96  284 

31.  » 

210000 

16  66412  032119 

113  228 

30  911 

293  379 

100  500 

7.  August 

210  000 

16664  j  I  955  137 

155278 

4  954 

293  442 

107  658 

15- 

210  000 

16664  '•  I  943927 

147  465 

3910 

293491 

98463 

23. 

210  000 

16  664  1  I  908  467 

173803 

3483 

293  509 

102  536 

31.   . 

210  000 

16  664  2  037  116 

141 073 

30  037 

293  572 

108  327 

7.  Septbr. 

210  000 

16  664 

2  005  294 

163  204 

6405 

293  961 

117  601 

15- 

2 1 0  000 

16  664 

I  988  300 

155994 

4592 

294  020 

121  134 

23. 

210  000 

16  664 

I  981  309 

172  058 

4846 

294  460 

126  699 

30.   > 

210  000 

16  664 

2  126  456 

147  190 

31763 

294  524 

105  352 

7.  Oktbr. 

210  000 

16  664 

2  075  787 

170804 

7  444 

294  724 

104  652 

15-   » 

210000 

16  664 

2053940 

142  143 

5598 

294945 

104  803 

23.   » 

210  000 

16  664 

2  038  266 

165  744 

6244 

294  995 

III  134 

31.   > 

210  000 

16  664 

2  220  414 

135  243 

13015 

294  985 

110  832 

7.  Novbr. 

210  000 

16  664 

2  131  820 

198  838 

6  042 

295485 

117  280 

15-   » 

210  000 

16  664 

2  081  073 

j  199  488 

4942 

295  463 

118  232 

23.   » 

210  000 

16  664 

I  989911 

!  248880 

6  064 

294  386 

123  171 

30.   » 

210  000 

16  664 

2  078  075 

198  964 

25  920 

294  695 

128015 

7.  Dezbr. 

210  000 

16  664 

2  009  234 

227  650 

4727 

1)292  548 

132644 

15-   » 

210000 

1  16  664 

I  985  193 

232856 

3  759 

292  710 

106459 

23.   » 

210  000 

lö  664 

I  994  267 

1  253  184 

4730 

292  918 

108534 

31.   » 

210  000 

119331 

2  188  041 

184  849 

30586 

293  594 

106  320 

l)  Nach  Abzug  der    zu    Anfang    dieses    Monats  zur    Rückzahlung    ausgelosten 
Pfandbriefe. 
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Wirtschaftswissenschaft  und  Wirtschaftspolitik.  6Q3 

die  Erlebnisse  daran,  die  z.  T.  niciit  gedruckt,  aber  desto  öfter  münd- 
lich erörtert  worden  sind,  —  er  belelirt  ihn,  daß  die  Linien  des 
Gemeinsamen,  die  eine  solche  Darstellung  ziehen  will,  entweder 
zu  lose  oder  zu  straff  ausfallen  müssen,  weil  das  Trennende  zu 
stark,  das  Gemeinsame  zu  schwach  ist.  Andererseits  hat  der  im 
ganzen  herrschende  Ton  in  diesem  Kreise,  der  ein  anderer  als 
der  Ton  der  neuen  Richtung  ist,  vielerlei  mit  einem  schamhaften 
Schleier  verhüllt,  was  aufzudecken  mindestens  nicht  die  Pflicht 
der  Alten  und  Ältesten  sein  kann.  Nur  so  viel  darf  angedeutet 
werden  (und  ich  habe  es  früher  schon  getan),  daß  in  vielen  er- 
heblichen Fragen  eine  Gesinnungsgemeinschaft  darum  nicht  an- 
genommen werden  durfte,  weil  die  Kollegialität,  die  gute  Sitte, 
die  Freundschaft  das  Schweigen   erzwang. 

So  ist  auch  die  Abwehr  der  neuen  und  sehr  viel  schärferen 
Angriffe  (zu  denen  wider  Willen  mein  Aufsatz  sichtbar  beigetragen 
hat)  eine  mühselige  und  notdürftige.  Ich  will  aber  doch  einiges 
wenige  sagen,  nachdem  ich  zuvor  den  Autor  ^j  habe  zu  Worte 
kommen  lassen. 

II. 
Der  wissenschaftliche  Kampf  gegen  den  Kathedersozialismus 
darf  nicht,  wie  das  bisher  meist  geschehen  ist,  in  der  W^eise  ge- 
führt werden,  daß  man  seine  wirtschafts-  und  sozialpolitischen 
Forderungen  für  unberechtigt  erklärt  und  ihnen  andere  entgegen- 
setzt. Wer  so  handelt,  der  verfällt  in  denselben  Fehler  wie  der 
Kathedersozialismus  selbst ;  er  treibt  Politik  statt  Wissenschaft. 
Nicht  darum  handelt  es  sich  etwa,  daß  wir  künftig  mehr  der 
Sozialreform  feindliche  Nationalökonomen  an  Stelle  der  katheder- 
sozialistischen bekommen,  oder  mehr  freihändlerische  an  Stelle 
der  schutzzöUnerischen  Nationalökonomen,  sondern  einzig  und 
allein  darum,  daß  der  akademische  Nationalökonom  die  Grenzen 
seiner  Wissenschaft  besser  kennen  lernt  und  darauf  verzichtet, 
politische  Urteile  und  politische  Forderungen  mit  der  usurpierten 
Approbation  der  Wissenschaft  versehen  in  Umlauf  zu  setzen,  wie 
das  heute  in  großem  Umfange  geschieht.  Es  handelt  sich  nicht 
darum,    das  Leben    zu  reformieren,    sondern    darum,    die  Wissen- 


i)  Die  gegenwärtige  Krisis  in  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre.  Betrach- 
tungen über  das  Verhältnis  zwischen  Politik  und  nationalökonomischer  Wissenschaft 
von  Ludwig  Pohle,  Professor  der  Staatswissenschaften  in  Frankfurt  a.  M.  Leipzig 
1911. 
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Schaft  zu  reformieren.  Die  Erkenntnis  soll  in  der  Nationalökonomie 
allgemein  werden,  daß  die  Wissenschaft  mit  den  politischen  Ge- 
sichtspunkten, die  die  Führer  des  Kathedersozialismus  in  die 
Volkswirtschaftslehre  eingeführt  haben,  gar  nichts  zu  tun  hat. 
Die  politisch-moralischen  Gesichtspunkte  sind  ein  Fremdkörper 
im  Reiche  der  Wissenschaft  und  zwar  ein  äußerst  gefährlicher 
Fremdkörper. 

Das  Wesen  der  Kritik,  die  der  Kathedersozialismus  übt,  hat 
mit  dem  Geiste  echter  Wissenschaftlichkeit  nichts  zu  tun,  sondern 
läuft  auf  eine  Vermengung  von  Politik  und  Wissenschaft  hinaus. 
In  der  Theorie  findet  der  kritische  Standpunkt  vor  allem  darin 
seinen  Ausdruck,  daß  die  Zustände  im  gegenwärtigen  Wirtschafts- 
leben nicht  einfach  so,  wie  sie  sind,  aus  ihren  Bedingungen  heraus 
dargestellt  werden,  sondern  daß  die  Darstellung  verquickt  ist  mit 
einer  Beurteilung  vom  Standpunkte  eines  bestimmten  Ideals  aus. 
Die  Darstellung  dessen,  was  ist,  geht  unvermerkt  über  in  die 
Darlegung  dessen,  was  sein  sollte.  In  dem  theoretischen  Teil 
tritt  dieses  Verfahren  vor  allem  zutage  bei  der  Erörterung  der 
Einkommensverteilung.  In  der  praktischen  Volkswirtschaftslehre 
äußert  sich  die  Verwendung  der  idealen  Gesichtspunkte  in  zahl- 
reichen wirtschaftspolitischen  Forderungen.  Eine  Vorlesung  über 
praktische  Nationalökonomie  ist  gegenwärtig  gewöhnlich  zugleich 
eine  Sammlung  von  Rezepten  für  Eingriffe  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  in  die  verschiedenen  Gebiete  des  Wirtschaftslebens. 
Diese  Forderungen  sind  aber  niemals  rein  wissenschaftlich  be- 
gründet, sie  sind  immer  zugleich  das  Produkt  einer  ethischen 
Ueberzeugung.  So  u.  a.  die  Erörterung  der  Frage  des  Schutzzolles 
und  des   Freihandels. 

Die  wissenschaftliche  Erörterung  der  Probleme  der  Wirt- 
schaftspolitik hat  sich  auf  die  Aufgaben  zu  beschränken:  i.  die 
Schilderung  der  Entstehung  der  einzelnen  Probleme,  2.  die  Unter- 
suchung der  Folgen,  3.  die  Darlegung  der  allgemeinen  politischen 
und  moralischen  Prinzipien  und  Ideale,  von  denen  aus  die  wirt- 
schaftspolitischen Parteien  und  Ideenrichtungen  dazu  gelangen, 
die  Wirkungen  einer  Maßregel  als  dem  Gemeinwohl  nützlich  oder 
schädlich  zu  betrachten.  In  diesem  Zusammenhange  gehören 
auch  sittliche  Werturteile  und  politische  Ideale  in  die  national- 
ökonomische  W'issenschaft.  Der  akademische  Nationalökonom 
soll  sich  der  direkten  Stellungnahme  zu  den  wirtschaftspolitischen 
Fragen  nach  Möglichkeit  enthalten.     Bei  Fragen    der  Schul-    und 
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Kirchenpolitik  und  ähnlichem  mehr  ist  es  schon  etwas  anders;  denn 
diese  hat  der  Nationalökonom  nicht  von  Berufs  wegen  zu  behan- 
deln. Als  Vertreter  der  Wissenschaft  darf  der  akademische  National- 
ökonom eigentlich  gar  kein  Interesse  daran  haben,  daß  nur  eine 
bestimmte  Art  der  Wirtschaftspolitik  im  Leben  verwirklicht  werde. 
Vom  rein  wissenschaftlichen  Standpunkte  muß  er  wünschen, 
daß  möglichst  viele  verschiedene  Experimente  angestellt  werden, 
daß  etwa  jede  Gemeinde  eine  andere  Art  der  Boden-  und 
Wohnungspolitik  treibe,  weil  er  dann  die  Wirkungen  der  ver- 
schiedenen Maßregeln  am  besten  beobachten  kann.  Auch  die 
Wirtschaftspolitik  seines  eigenen  Vaterlandes  soll  er  möglichst 
ohne  direkte  innere  Anteilnahme  mit  demselben  kühlen,  rein  wissen- 
schaftlichen, nur  auf  die  Erkenntnis  der  Ursachen  und  Wirkungen 
gerichteten  Interesse  verfolgen,  mit  dem  der  Naturforscher  die 
Einrichtungen  in  einem   Bienenstaat  untersucht. 

Der  Kampf  um  die  Methode  dreht  sich  bei  den  Katheder- 
sozialisten nicht  so  sehr  um  sie  selbst,  als  um  die  mit  ihrer  Hilfe 
gewonnenen  Ergebnisse;  die  scheinbar  wissenschaftlichen  Bedenken 
des  Historismus  und  Kathedersozialismus  gegen  die  Methode  der 
klassischen  Nationalökonomie  und  gegen  die  Annahme  von  Natur- 
gesetzen im  Wirtschaftsleben  gehen  auf  politische  Gründe  zurück. 
Die  Ergebnisse  der  älteren  Nationalökonomie  mit  Hilfe  ihres 
überwiegend  deduktiven  Verfahrens  wurden  als  ein  Hindernis  für 
die  geforderten  Eingriffe  des  Staates  in  das  Wirtschaftsleben 
empfunden.  Darum  liegt  in  dem  ganzen  Kampfe  gegen  die 
klassische  Methode  eine  gewisse   Unehrlichkeit. 

III. 

Dieses  der  wesentliche  Inhalt  der  neuen  Schrift.  Zur  Kritik 
derselben  möchte  ich  teils  die  Darlegungen  meines  ersten  Artikels 
ergänzen,  teils  im  Einzelnen,  zumal  auf  Angriffe  des  Verfassers 
gegen  mich,   antworten. 

Man  sieht,  daß  er  die  moralisch-politische  Selbstentäußerung 
des  Lehrers  unsrer  Wissenschaft  (des  »akademischen  National- 
ökonomen«) furchtlos  bis  zur  äußersten  Spitze  getrieben  haben 
will.  Selbst  das  Hineinragen  der  sittlichen  Pflichten  des  Staats- 
bürgers und  Gemeindebürgers  in  die  Pflichten  der  reinen  Forschung 
will  er  zurückweisen.  Erst  durch  diese  Enthaltung  (oder  Ent- 
mannung) macht  sich  der  Forscher  frei  von  den  seinen  W^ahrheits- 
trieb  störenden  Elementen  der  sittlich-praktischen  Welt.     Die  For- 
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derung  erinnert  mich  an  einen  Fall,  der  sich  in  Zürich  zutrug 
während  der  Tage,  da  die  Entscheidung  zwischen  Preußen  und 
Oesterreich  über  die  Zukunft  Deutschlands  im  Juni  des  Jahres  1866 
auf  des  Messers  Schneide  stand.  Ein  Professor  der  Geschichte 
wurde  gefragt,  wie  er  über  den  Streit  der  beiden  Mächte  denke, 
und  seine  Antwort  war:  »Darüber  kann  ich  als  Historiker  erst 
dann  urteilen,  wenn  dieser  Streit  der  Geschichte  angehört«.  Was 
der  Historiker  im  Sinne  methodischer  Gründlichkeit  tat,  das  soll 
fortan  der  akademische  Nationalökonom  im  Dienste  strenger 
Wissenschaftlichkeit  tun.  Denn  er  soll  keine  Urteile  abgeben, 
die  er  nicht  zwingend  beweisen  kann.  Ich  kann  mir  etwa  vor- 
stellen, daß  irgend  einmal  ausnahmsweise  ein  solcher  akademischer 
Nationalökonom  sich  ereignen  könnte.  Und  wenn  er  mir  vorkäme 
so  würde  ich  ihn  als  eine  Kuriosität  bewundern,  aber  beneiden 
würde  ich  ihn  nicht.  Es  ist  in  hohem  Maße  unwahrscheinlich 
(und  wenn  die  Krisis  in  der  deutschen  Volkwirtschaftslehre  selbst 
über  Frankfurt  a.  M.  und  umliegende  Ortschaften  hinaus  ihre 
Kreise  ziehen  sollte),  daß  jemals  solche  Exemplare  von  reinen 
Forschern  in  größerer  Zahl  vorkommen  sollten.  Es  würde  auch 
(im  Sinne  dessen,  was  ich  früher  gesagt  habe)  eine  Aufopferung 
für  einen  vergeblichen  Zweck  sein.  Denn  einmal  ist  das,  was 
bei  gebührender  Ausscheidung  des  ethisch-politischen  Gebietes 
übrig  bleibt  an  unerschütterlich  beweisbaren,  »objektiven«  Wahr- 
heiten, die  uns  für  die  unbeweisbaren,  »subjektiven«  Wahrheiten 
entschädigen  sollen,  so  geringfügig,  daß  Meister  und  Schüler  hier 
abermals  im  Durste  liegen  würden.  Zweitens  ist  die  sittlich- 
staatsbürgerliche Enthaltung  des  Gelehrten  in  jedem  Sinne  ein 
Verlust  —  ein  Verlust  an  seiner  Persönlichkeit,  ein  Verlust  am 
Dienste  für  das  Gemeinwesen  durch  die  Kenntnisse,  die  er  vor 
vielen  Anderen  voraus  hat.  Daß  eine  praktische  Parteinahme 
für  links  oder  rechts  der  fraglichen  wirtschaftspolitischen  Maß- 
regeln die  Unbefangenheit  des  Forschers  beeinflußt,  ist  eine  nicht 
zu  bestreitende  Gefahr.  Aber  der  Verfasser  selber  ist  es,  der 
unter  Berufung  auf  Schopenhauer  die  Gefahr  betont,  die  auch 
der  reinen  Forschung  droht  (»eine  abgefaßte  Hypothese  gibt  uns 
Luchsaugen  für  alles  sie  Bestätigende,  und  macht  uns  blind  für 
alles  ihr  Widersprechende«),  unabhängig  von  praktischen  Ten- 
denzen. Das  Heilmittel  gegen  beides  ist  die  wissenschaftliche 
Zucht  jedes  einzelnen  Forschers  und  der  Kampf  der  verschiedenen 
Forscher  um  die  Erringung  der  Wahrheit. 
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Ich  glaube,  es  hat  noch  niemand  die  Frage  aufgewotfen, 
wie  es  wohl  kommt,  daß  den  gelehrten  Juristen,  die  im  Juristen- 
tage und  sonst  im  öffentlichen  Leben  Deutschlands  eine  analoge 
Funktion  üben,  wie  unsre  Fachgenossen,  derartige  Einwürfe  nie- 
mals gemacht  sind.  Bewußt  oder  imbewußt  war  der  »Verein 
für  Sozialpolitik«  eine  Nachahmung  des  Deutschen  Juristentages. 
Ja,  sein  erster  Präsident  war  auch  Präsident  des  Juristentages. 
Wie  steht  es  mit  der  Strafrechtswissenschaft  und  ihrem  Verhalten 
zur  praktischen  Strafrechtspolitik,  mit  den  Urteilen  ihrer  Lehrer 
über  die  Zulässigkeit  oder  Verwerflichkeit  der  Todesstrafe,  über 
Geschworenengerichte,  Schöffengerichte,  Juristengerichte.?  Sie 
arbeiten  der  Gesetzgebung  vor,  sind  beständig  —  gleich  den 
Juristen  anderer  Fächer  —  mit  Forderungen  an  die  Gesetzgebung 
beschäftigt.  Niemand  rügt  das.  Sollte  der  Unterschied  nicht 
lediglich  darauf  beruhen,  daß  die  wirtschaftlichen  Interessenkämpfe 
die  Luft  so  viel  schwiiler  machen,  während  im  methodischen  Sinne 
die   beiderlei  Arten  des  Stoffes  ganz  gleichartige  Aufgaben  stellen.^ 

Ein  anderer  Punkt.  Ich  habe  (ohne  Erfolg  für  die  vor- 
liegende Schrift)  auf  den  fließenden  Charakter  des  Wortes 
»Kathedersozialismus«  früher  schon  hingewiesen.  Die  davon  Be- 
troffenen haben  diese  Bezeichnung,  die  durchaus  zu  ihrer  Schädigung 
und  mit  entsprechendem  Erfolg  geprägt  worden,  mit  Humor  oder 
Uebermut  oder  Gelassenheit  auf  sich  genommen.  Aber  wie  weit 
der  Kreis  der  davon  getroffenen  Persönlichkeiten  reicht,  ist  bis 
zur  heutigen  Stunde  unklar  geblieben.  Eins  ist  sicher.  Die  immer 
wiederholte  Identifizierung  von  »Historismus«  und  5 Katheder- 
sozialismus« ist  nicht  aufrecht  zu  erhalten.  Kann  man  den  Ge- 
lehrten, der  vorne  an  im  Kampfe  gestanden  und  auf  den  in 
erster  Reihe  die  Pfeile  dieses  Wortes  gerichtet  waren,  der  aber 
im  Gegensatz  zum  »Historismus«  stand,  immer  wieder  übersehen 
wollen.?  Und  die  österreichische  Schule!  Sie  hat  sich  —  ich 
wiederhole  es  gleichfalls  —  gegen  den  Vorwurf  feierlich  gewendet, 
daß  ihre  Methode  ein  Hindernis  für  sie  sei,  Sozialpolitik  und 
Sozialreform  gerade  so  ernsthaft  anzustreben,  wie  die  Deutschen 
Kathedersozialisten  von  der  historischen  oder  sonst  einer  metho- 
dischen Richtung.  Daß  die  österreichischen  »akademischen 
Nationalökonomen<  ihre  Forderungen  an  die  Regierung  noch 
weiter  trieben  als  die  deutschen  Katliedersozialisten,  daß  sie  statt 
bloß  im  »Verein  für  Sozialpolitik*  oder  auf  dem  Katheder  ihre 
Forderungen  geltend  zu  machen,  Staatsminister  wurden,  das  mag 


698 


Gustav  Cohn: 


von  dem  Studierzimmer  des  Professors  aus  gesehen  —  und 
noch  aus  anderen  Gesichtspunkten  —  im  persönUchen  Sinne  nicht 
beneidenswert  sein;  aber  es  ist  aus  dem  Standpunkte  unserer 
Wissenschaft  erst  recht  eine  Genugtuung,  wenn  hervorragende 
F'orscher,  die  unterdessen  die  Tinte  des  Studierzimmers  niemals 
trocken  werden  lassen,  die  sozialpolitischen  und  finanzpolitischen 
Forderungen  in  die  Gestalt  von  Gesetzen  bringen,  und  wir  könnten 
uns  freuen,  wenn  wir  in  Preußen  und  im  Reiche  auch  einmal 
dahin  gelangten,  Minister  zu  haben,  die  eine  solche  berufswissen- 
schaftliche Bildung  in  ihr  Amt  mitbringen. 

Wie  sehr  die  behauptete  Unabhängigkeit  von  allen  praktischen 
Tendenzen  auf  Seiten  unserer  Gegner  durch  eine  deutliche  Partei- 
nahme überwuchert  wird,  ist  an  der  Leugnung  jedes  Wertes  dieser 
geistigen  Kräfte  für  das  Staatsleben  zu  beobachten,  einer  Leugnung, 
die  mit  dem  übereinstimmt,  was  wir  aus  gewissen  Sphären  des 
praktischen  Geschäftslebens  zu  hören  gewohnt  sind.  Keine  Kennt- 
nisse, keine  Bildung,  keine  geistige  Kultur,  keine  Ansprüche  auf 
ein  besseres  Urteil  und  auf  gebührenden  Einfluß,  die  der  wissen- 
schaftlichen Zucht  entspringen  —  es  ist  in  lehrreicher  Weise  der 
gemeinsame  Zug,  der  die  Abneigung  der  Sozialdemokratie  gegen 
ihr  »akademisches«  Anhängsel  mit  dem  unsicheren  Selbstbewußt- 
sein der  Industriekapitäne  verbindet.  Es  muß  diesem  letzteren 
zur  höchsten  Befriedigung  gereichen,  wenn  aller  Unterschied 
hinweggewischt  wird,  der  den  Ansprüchen  geistiger  Ueberlegen- 
heit  auf  gebührenden  Einfluß  im  öffentlichen  Leben  entspringt, 
und  wenn  sie  diesen  Erfolg  der  Krisis  in  der  Deutschen  Volks- 
wirtschaftslehre und  den  »akademischen  Nationalökonomen«  ver- 
danken können. 

Es  war  nicht  das  Gebiet  der  Wirtschaftspolitik,  es  war  die 
größere  Frage  der  Neugestaltung  Deutschlands,  für  die  um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  sich  die  akademischen  Historiker 
eingesetzt  haben,  Sie  konnten  es  damals  nicht  »beweisen«  und 
ihre  Nachfolger  können  es  noch  heute  nicht  beweisen,  daß  das, 
was  sie  für  Deutschland  angestrebt  haben,  das  Beste  war  unter 
den  verschiedenen  Möglichkeiten.  Man  kann  sich  auch  vom 
Standpunkte  der  Geschichtsforschung  oder  Geschichtschreibung 
eine  strengere  Methode  denken  und  wünschen,  als  die  von  ihnen 
geübte  parteimäßige,  auf  praktische  Ziele  gerichtete.  Aber 
Parteimäßigkeit  und  praktische  Ziele  müssen  doch  nun  einmal 
sein  und  haben  für  die  großen  Fragen  Deutschlands  sein  müssen. 
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Soll  nun  jenen  patriotischen  Männern  mit  Vorwürfen  gedankt 
werden  dafür,  daß  ihre  geistige  Ueberlegenheit  dem  voraufge- 
gangenen  Zeitalter  zu  Hilfe  kam,  und  mit  der  Zufriedenheit 
darüber,  daß  an  ihrer  Stelle  heute  die  Anwälte  der  wirtschaftlichen 
Interessen  sitzen,  ungestört  durch  die  Führer  der  geistigen  Kultur? 
Daß  der  leidenschaftlichste  und  subjektivste  Patriot  unter  jenen 
Geschichtsprofessoren  den  Kathedersozialisten  von  dem  Verfasser 
an  andrer  Stelle  als  Lehrer  der  »Objektivität«  entgegengehalten 
wird,  steht  damit  in  seltsamem  Widerspruch. 

IV. 

Die  Abgrenzung  des  Kathedersozialismus  ist  als  Erscheinung 
eines  bestimmten  Zeitalters  (der  letzten  vierzig  Jahre)  schwierig, 
wie  wir  vorhin  bemerkt  haben.  Es  sind  tatsächlich  Professoren 
von  Anfang  an  in  dem  Kreise  und  im  Ausschusse  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  gewesen  und  sind  darin  heute  noch,  die  etwa 
bei  dem  Streite  zwischen  ScJiviollcr  und  Tj-eitsclike  auf  der  Seite 
des  letzteren  standen  (und  stehen)  ohne  daß  —  das  ist  bezeich- 
nend für  diesen  Kreis  —  derartiges  jemals  in  die  Oefifentlichkeit 
hinausgetreten  ist,  weil  keinerlei  Anlaß  dazu  gemäß  dem  Arbeits- 
gebiet des  einzelnen  Mannes  war.  Jedoch  nicht  nur  diese  Art 
der  Begrenzung  ist  schwer.  Die  Grenzen  fließen  zeitlich  über  die 
Schranken  der  letzten  vierzig  Jahre  weit  zurück.  Es  wird  den 
Kathedersozialisten  allerhand  vorgeworfen,  was  nicht  von  ihnen 
kommt,  was  vielmehr  die  Tradition  des  Faches  mit  sich  gebracht 
hat.  Jeder  Kenner  der  früheren  Literatur  und  der  früheren  Debatten 
darüber  entsinnt  sich  bei  dem  Tadelswort  einer  »Rezeptensamm- 
lung« für  die  Wirtschaftspolitik,  daß  eben  dieses  Wort  dem  »Lehrbuch 
der  pohtischen  Oekonomie«  von  Karl  Heinrich  Rati  von  dem 
Historismus  entgegengehalten  wurde.  Daß  Rau  und  seine  Zeit- 
genossen im  deutschen  Staatsleben  andere  Bedingungen  der  öfTent- 
lichen  Teilnahme  in  formellem  und  materiellem  Sinne  vorfanden 
als  die  Kathedersozialisten,  daran  sind  weder  die  Einen  noch  die 
Andern  schuld,  weder  im  Guten  noch  im  Schlimmen.  Ja  noch 
mehr.  Die  Begründer  unserer  Wissenschaft,  die  Physiokraten, 
Adam  Smith  und  dessen  Nachfolger,  waren  höchst  unbequeme 
Störenfriede  des  Bestehenden.  Ihre  abstraktesten  Lehrsätze  waren 
moralisch-politische  Forderungen  an  den  Staat  und  an  die  Gesetz- 
gebung. Die  Physiokraten  haben  sich  durch  ihre  praktischen 
Erfolge    in    der    französischen  Revolution    bei    den    wohlgesinnten 
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Leuten  derart  kompromittiert,  daß  ein  Herausgeber  des  Adam 
Smith  (\V.  Playfair)  seinen  verstorbenen  Freund  gegen  den 
V^erdacht  einer  Freundschaft  mit  den  Physiokraten  in  Schutz 
nimmt.  Adam  Smith  selber  aber  hat  Aeußerungen  getan,  die  einem 
Kathedersozialisten  (oder  allen  miteinander)  unablässig  vorgehalten 
werden  würden,  wenn  er  dieselben  getan  hätte.  Nicht  in  seinem 
Werke,  sondern  auf  dem  Katheder,  wie  uns  die  neuerdings  ver- 
öffentlichten Vorlesungshefte  zeigen.  Da  heißt  es:  »er,  der  die  Last 
der  Gesellschaft  trägt,  hat  die  wenigsten  Vorteile  davon  .  .  das 
Volk,  das  die  ganze  Welt  kleidet,  geht  selber  in  Lumpen« 
(Lectures  on  Justice,  Police,  Revenue  and  Arms,  delivered  in 
the  University  of  Glasgow  1763.  Ed.  by  Edw.  Cannan,  Oxford  1896). 
Daß  Ad.  Smith  diesen  traurigen  Zustand  des  arbeitenden  Volkes, 
gleich  den  Physiokraten,  durch  Entfesselung  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  verbessern  wollte,  und  nicht  durch  staatliche  Eingriffe,  ist 
ebenso  gut  Sozialpolitik  wie  diejenige,  die  der  staatlichen  Ein- 
griffe nicht  entraten  konnte.  Und  andres,  so  die  Entwicklung 
der  Arbeiterkoalitionen  durch  die  Herstellung  des  Koalitionsrechtes, 
hat  er  gerade  so  gut  angestrebt  wie  die  Kathedersozialisten. 

Den  »Schwachen«  wollten  alle  miteinander  helfen,  ob  man 
nun  diese  Schwäche  so  hart  bezeichnete  wie  Ad.  Smith  oder  nicht. 
Daß  sie  nicht  schwach  seien,  ihre  Gegenpartei  nicht  die  Starken, 
ist  abermals  nur  dem  alltäglichen  Rüstzeug  der  Tagespolemik 
entnommen.  Vor  40  Jahren  haben  die  Manchestermänner  es  den 
Kathedersozialisten  gesagt ;  jetzt  sagen  es  die  Agrar-Konservativen 
und  Großindustriellen,  ja  es  sagt  es  jede  Hausfrau,  die  um  eine 
Köchin  in  Verlegenheit  ist.  Hier  wird  eine  Seite  der  äußeren 
Erscheinung  mit  der  Hauptsache  verwechselt.  Ich  habe  —  in 
der  begründeten  Meinung,  etwas  oft  Gesagtes  für  einen  praktischen 
Zweck  zu  wiederholen  —  diesen  Ausdruck  gebraucht  nicht  einmal 
aus  Anlaß  von  Lohnkämpfen  und  Arbeitsstreitigkeiten,  sondern 
gelegentlich  der  Steuerreform  des  Reiches  (1908 — 9)  im  Hinblick 
auf  die  bescheidene  Fortbildung  der  Reichserbschaftssteuer,  die 
damals  geplant  war,  aber  durch  schmähliche  Selbstsucht,  sei  es 
in  der  Richtung  der  politischen  Herrschaft,  sei  es  der  Steuer- 
belastung ,  hintertrieben  wurde.  Sie  seien  keineswegs  die 
Schwachen  —  so  wird  nun  eingewendet  —  die  wirtschaftlich 
Schwachen  sind  im  Zeitalter  des  allgemeinen  Wahlrechts  die 
politisch  Starken.  Ich  habe  gesagt,  daß  trotz  des  allgemeinen 
Wahlrechts    im   Deutschen   Reichstage    die    Vertreter    der    besitz- 
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losen  Klassen  weit  davon  entfernt  sind,  die  Mehrheit  zu  haben. 
Dagegen  wird  erwidert,  daß  alle  Parteien,  von  der  Rechten  bis 
zur  Linl<en,  sich  heute  um  die  Gunst  der  Wählermassen  bemühen 
und  in  ihrem  Programm  (!)  ihnen  etwas  zu  bieten  suchen.  Da- 
durch in  allererster  Linie,  und  nicht  durch  die  Lehren  der  Katheder- 
sozialisten über  das,  was  sozial  gerecht  sei,  ist  das  Wettrennen 
der  Parteien  bei  der  Stellung  sozialpolitisclier  Anträge  entstanden. 
Mit  Dank  für  diese  Entlastung  der  Kathedersozialisten  wäre  hier 
zu  bemerken,  daß  unter  der  Herrschaft  des  Dreiklassenwahlsystems 
in  der  preußischen  Volksvertretung  (bei  dem  doch  wohl  von  der 
behaupteten  Stärke  der  angeblich  Schwachen  nicht  die  Rede  sein 
kann)  olme  ein  derartiges  Wettrennen  der  Parteien  die  Unentgelt- 
lichkeit des  Volksunterrichts,  die  weit  verbreitete  Erhöhung  der 
Gehälter  für  die  große  Masse  der  unteren  Beamten,  die  progressive 
Fortbildung  der  direkten  Steuern  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
durchgesetzt  worden  ist,  während  im  Reichstage  jene  Steuerreform 
von    1908 — 9  mißlungen  ist. 

Indessen  mit  der  behaupteten  Stärke  der  unteren  Klassen 
wird  ja  um  die  Hauptsache  herumgeredet.  Sie  mögen  zehnmal 
umschmeichelt  und  umworben  werden  —  es  ist  nicht  die  Schwäche 
im  Wahlkampfe,  auch  nicht  im  Lohnkampfe,  es  ist  die  immer 
noch  vorhandene  ungeheure  Masse  des  Elends,  das  trotz  vieler 
Fortschritte  (aus  der  Kraft  des  wachsenden  Wohlstandes,  der 
Bemühungen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  zum  Teil  der 
organisierten  Selbsthilfe)  als  unwandelbares  Problem  vor  uns  liegt. 
Keinerlei  Krisis  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre,  auch  nicht 
die  eisige  Kühle  des  reinen  Forschers,  wird  jemals  imstande  sein, 
dieses  ungeheure  Problem  der  gesitteten  Menschheit  wegzuwälzen. 
Es  liegt  da  und  es  bleibt  eine  Hauptaufgabe,  ja  die  Ha\iptaufgabe 
aller  Kulturvölker. 

Diese  ganze  Redeweise  der  Ungeduld  über  die  endlosen  so- 
zialpolitischen Forderungen,  die  sich  an  den  Staat  richten,  sie  ist 
abermals  ein  Stück  angeblich  reiner  Wissenschaftlichkeit,  in  W^ahr- 
heit  unreinen  Niederschlages  aus  den  bekannten  Grundanschau- 
ungen der  also  gesinnten  Parteiblätter,  in  denen  von  einer  Um- 
werbung  der  arbeitenden  Klassen  wenig  zu  bemerken  ist. 

Es  ist  undenkbar,  daß  der  Strom  der  Sozialreform  zurück- 
gelenkt oder  nur  zum  Stillstand  gebracht  werden  sollte.  Alles, 
was  unsere  Gesetzgebung  bisher  getan  hat,  ist  weit  mehr  ein 
Hinweis  auf  die  große  Schuld,  die  noch  zu  tilgen  ist,  als  ein  Ab- 
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Schluß  getaner  Arbeit,  auf  deren  Lorbeeren  man  auszuruhen 
habe.  Die  ganze  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  nicht  nur  in 
ihren  ältesten,  d.  h.  zuerst  angebauten  Gebieten,  der  Fortbildung- 
höchst  bedürftig;  sie  hat  auch  die  Blicke  geöfifnet  für  alle  die 
namenlose  Barbarei,  die  man  nicht  gesehen  hat,  so  lange  die 
einseitige  Reform  der  Fabrikarbeit  das  Auge  blendete.  Die  Ar- 
beiterversicherung, die  mehr  und  mehr  dem  deutschen  Beispiele 
auch  in  Westeuropa  folgt,  ist  erst  recht  nur  ein  Anfang  zu  Grö- 
ßerem. Zurücknehmen  läßt  sich  das  gewährte  Kleinere  nicht, 
dagegen  treibt  es  ruhelos  vorwärts. 

Die  neuerdings  immer  wieder  (in  der  alten  manchesterlichen 
Weise)  von  den  wenigen  Männern  der  reinen  Wissenschaftlichkeit 
vorgebrachten  Klagen  über  die  wachsenden  Eingriffe  und  die  zu- 
nehmende Bureaukratie  gehören  mit  zu  dem  gleichen  Kapitel. 
Darüber  klagen  ist  sehr  leicht,  das  ändern  ist  sehr  schwer.  Wenn 
das  Wohnungswesen  der  großen  Masse  der  Bevölkerung  sich  ohne 
strenge  Gesetze  und  strenge  Inspektion  reformieren  ließe,  so  wäre 
das  aufs  freudigste  zu  begrüßen.  Leider  zeigt  sich,  daß  es  nicht 
möglich  ist.  Wie  wenig  der  Ruf  nach  dem  Stillstande  der  so- 
zialen Reformen  und  der  überwachenden  Kontrollen  begründet 
ist,  zeigt  dieses  Beispiel  in  hervorragender  Weise.  Das  Gewissen 
für  die  schweren  Mißstände  ist  einmal  erwacht,  es  läßt  sich 
nicht  wieder  betäuben. 

Lehrreich  ist,  wie  dieser  Zug  der  Gesetzgebung  und  der  öf- 
fentlichen Kontrollen  durch  die  Welt  geht.  Was  bei  uns,  in  dem 
mit  »Polizei«  gesegneten  Deutschland,  bisher  nur  von  radikalen 
Geistern  diskutiert  wurde,  es  ist  seit  Jahren  Gesetz  in  mehreren 
Staaten  der  Union  Amerikas  —  Verbot  der  Eheschließung  ohne 
vorgängige  Gesundheitskontrolle.  In  der  Hauptstadt  eines  der 
fortschrittsfreudigsten  Staaten  jenes  Reiches  ist  eine  kommunale 
Küchen-Inspektorin  angestellt,  die  über  die  Reinheit  der  in  den 
Gasthäusern  hergestellten  Speisen  wachen  soll !  Gewiß  folgen 
allenthalben  einmal  Enttäuschungen  und  Rückschläge;  die  Gesetz- 
gebung ist  von  selber  nicht  immer  fähig,  auf  gerader  Bahn  vor- 
wärts zu  kommen.  Aber  zunächst  ist  dieses  wahrscheinlich  für 
eine  längere  Zeit  die  Richtung  der  Sozialpolitik  allenthalben.  Daß 
die  Kathedersozialisten  davon  freigesprochen  werden,  das  ver- 
schuldet zu  haben,  ist  sehr  freundlich.  Aber  vielleicht  haben  sie 
(nach  dem  Beruf  ihrer  Wissenschaft)  manches  früher  kommen 
sehen,  als  andere  Leute. 
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V. 

Die  alte  deduktive  Metliode  der  klassischen  Nationalöko- 
nomie sei  von  den  Katliedersozialisten  deshalb  bekämpft  worden, 
weil  die  Ergebnisse  derselben  ein  großes  Hindernis  für  die  Ein- 
griffe des  Staates  in  das  Wirtschaftsleben  bildeten.  Man  vollzog 
den  Bruch  mit  der  ganzen  bisherigen  wissenschaftlichen  Entwick- 
lung usw.  Dieser  Ansicht  widerspricht  die  Tatsache,  daß  Ad. 
]Vag>ier  am  entschiedensten  an  der  deduktiven  Methode  festhielt 
und  zugleich  derjenige  unter  den  Kathedersozialisten  war,  der  die 
weitestgehenden  Eingriffe  des  Staates  forderte,  ja  um  dessentwil- 
len  zum  Haupte  eines  Ausbaues  oder  Seitenflügels  des  Kathe- 
dersozialismus gemacht  wurde  —  des  >Staatssozialisnius«.  Die 
Richtung  des  »Historismus«  hat  seine  weitergehende  Neigung  zu 
staatlichen  Eingriffen  gerade  mit  seiner  deduktiven  Methode  in 
engen  Zusammenhang  gebracht,  um  für  sich  selber  den  Anspruch 
auf  die  Mäßigung  der  von  ihr  geforderten  Eingriffe  aus  der  histo- 
rischen Richtung  und  der  Abneigung  gegen  die  deduktive  Me- 
thode herzuleiten.  Die  österreichische  Schule,  ihrerseits  die  Eort- 
bildnerin  und  entschiedene  Verteidigerin  der  deduktiven  Methode, 
hat  sich  —  wie  wir  wissen  —  dagegen  verwahrt,  daß  aus  ihrer 
Methode  das  Festhalten  am  alten  Laissez-faire  und  die  Abneigung 
gegen  staatliche  Eingriffe  folge.  Auch  hat  sie  dieses  im  einzel- 
nen auf  dem  Boden  des   »Vereins  für  Sozialpolitik«   betätigt. 

Mir  selber  wird  entgegengehalten,  daß  ich  tnich  bei  verschie- 
denen Gelegenheiten  verschieden  über  die  Anerkennung  und  Nicht- 
anerkennung wirtschaftlicher  Naturgesetze  ausgesprochen  habe. 
Der  behauptete  Widerspruch  fällt  zu  Boden,  wenn  ich  feststelle, 
daß  ich  jederzeit  und  allenthalben  die  Möglichkeit  physikalischer 
Gesetze  für  das  Wirtschaftsleben  bestritten,  also  Naturgesetze  im 
strengen  Sinn  abgelehnt  habe;  dagegen  habe  ich  niemals  die 
Möglichkeit  und  die  Aufgabe  einer  Erkenntnis  derjenigen  Art  von 
Regelmäßigkeiten  geleugnet,  die  aus  der  Natur  der  wirtschaftlichen 
Vorgänge  sich  ableiten  lassen.  Wenn  ich  bei  einer  Erörterung, 
die  einem  ganz  anderen  Gegenstande  gewidmet  war,  als  einem 
ökonomischen,  da  wo  ich  von  der  Vorbildung  für  das  Universi- 
tätsstudium redete,  gleichnisweise  die  »Natur  der  Dinge«  betonte, 
derzufolge  die  gesetzliche  Wertrelation  der  französischen  Doppel- 
währung vom  Marktwerte  über  den  Haufen  geworfen  wurde  (um 
die    behauptete    »Gleichwertigkeit«    der  Oberrealschule    mit    dem 
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alten  Gymnasium  als  eine  äußerlich  auferlegte,  innerlich  aber  erst 
zu  erprobende  zu  bestreiten)  —  so  ist  das  in  vollkommenem  Ein- 
klang mit  meinen  grundsätzlichen  Ansichten  über  die  Methode 
und  die  Wahrheiten  unseres  Faches  geschehen.  Niemals  habe 
ich  gemeint,  der  Mangel  an  strengen  Naturgesetzen  gebe  der 
Willkür  einer  abenteuerlichen  Gesetzgebung  für  die  Volkswirt- 
schaft Raum  —  ebensowenig  wie  die  Willkür  des  Gesetzgebers 
aus  der  Oberrealschule  mehr  machen  kann,  als  sie  wert  ist. 

Hiemit  verwandt  ist  der  andere  Vorwurf,  daß  ich  Erkenntnis 
und  Ueberzeugung  habe  ineinander  schillern  lassen.  (Hier  wird 
ein  anderes  Wort,  einer  jener  Ausdrücke  gebraucht,  die  in  die 
neue  Richtung  gehören.)  Was  ich  gesagt  habe  (in  dem  i.  Ar- 
tikel) ist  dieses:  ->Daß  wir  keine  mathematisch-physikalischen  Be- 
weise für  die  Gerechtigkeit  besitzen,  darf  uns  nicht  hindern,  an 
die  Objektivität  einer  Gerechtigkeit,  die  sich  in  der  Geschichte 
fortschreitend  offenbart,  dennoch  zu  glauben  ...  Es  ist  die  Er- 
kenntnis, die  Ueberzeugung  einer  großen  Anzahl  von  Subjekten. 
Sie  kommt  nicht  in  diesen  Subjekten  bloß  zum  Ausdruck.  Sie 
ist  der  Niederschlag  der  Gesamtintelligenz  von  Jahrhunderten,  die 
wir  als  wissenschaftliche  Erkenntnis  zusammenfassen.«  W^enn  man, 
wie  ich,  auf  physikalische  Wahrheiten  für  die  historische  Welt 
verzichtet,  so  verzichtet  man  auch  darauf,  dem  Worte  »Erkennt- 
nis« einen  gleichen  Rang  mit  dem  Besitze  von  Naturgesetzen  bei- 
zulegen. Durch  diese  minder  anspruchsvolle  Wertung  der  histo- 
rischen Erkenntnis  verschwindet  der  Abstand  eines  erkannten 
Naturgesetzes  und  einer  Ueberzeugung.  Gerade  aus  meinem 
Standpunkte  folgt  daher  das  Recht  der  von  mir  gebrauchten 
Nebeneinanderstellung  der  beiden  Worte  »Erkenntnis«  und  »Ueber- 
zeugung«. Das  alte  Sittengesetz  »Du  sollst  nicht  töten«  ist  auch 
keine  Erkenntnis  in  naturwissenschaftlichem  Sinne,  aber  eine  hi- 
storische Erkenntnis,  die  sich  betätigt  in  der  verbreiteten  Ueber- 
zeugung. 

Daß  ich  nun  die  historische  Erkenntnis  und  die  auf  solche 
Erkenntnis  gestützte  Ueberzeugung  der  Gelehrten  höher  werte  als 
die  Ueberzeugung  einer  beliebigen  Gruppe  von  Zeitgenossen,  daß 
ich  den  wissenschaftlichen  Männern  unseres  Faches  einen  höheren 
Grad  von  Einsicht  in  die  Aufgaben  der  Wirtschaftspolitik  zubillige 
als  irgendwelchen  anderen  Gruppen,  die  den  Mangel  an  wissen- 
schaftlicher Schulung  des  Denkens  und  an  gelehrtem  Ueberblick 
über  das  Ganze  einer  Reformaufgabe  durch  die  Stärke  ihrer  eigen- 
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süchtigen  Interessen  ersetzen  —  daß  ich  diese  Ansicht  gegen 
einen  Fachgenossen  zu  verteidigen  liabe,  das  wurde  ich  allerdings 
für  eine  wahrhafte  Krisis  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  hal- 
ten müssen,  wenn  unglücklicherweise  eine  größere  Zahl  von 
gleichgesinnten  Gelehrten  zu  der  Gegnerschaft  sich  gesellen  sollle. 
Indessen  so  weit  sind  wir  noch  nicht.  Die  einfache  Erklärung 
der  Tatsache  beruht  inzwischen  darin,  daß  die  P^xtreme  sich  be- 
rühren, wie  so  oft.  Die  vermeintliche  Abstraktion  der  wissen- 
schaftlichen Methode  von  aller  praktischen  Zweckbestimmung, 
von  allem  »Politischen«;  zeigt  die  unverkennbaren  Züge  der  poli- 
tischen Gesinnungsgemeinschaft  mit  jenen  Zeugen  der  von  keiner 
Wissenschaft  getrübten  Wahrheit. 

Wie  vorhin  ein  Beispiel  gegeben  ward,  dafS  der  Verfasser 
aus  einem  Aufsatze  von  mir,  der  mit  Wirtschaftswissenschaft  und 
Wirtschaftspolitik  garnichts  zu  schaffen  hat,  eine  harmlose  Wen- 
dung als  Argument  gegen  mich  entnimmt,  das  in  nichts  zerfällt, 
so  auch  in  anderen  Fällen.  Es  ist  ja  ein  liebenswürdiges  Inter- 
esse für  meine  Schriften,  das  er  in  den  zahlreichen  Zitaten  aus 
ihnen  bekundet,  obschon  nicht  in  freundlicher  Absicht.  Aber  es 
ist  für  einen  Schriftsteller  unmöglich,  in  einem  völlig  andersartigen 
Zusammenhange  die  Worte  so  zu  setzen  und  die  Sätze  so  zu  er- 
weitern, daß  auf  jede  denkbare  Invektive  gerechnet  und  dafür  ein 
entsprechender  Kommentar  gegeben  wird.  Vor  wenigen  Monaten 
(in  dem  Aufsatze  über  »Stiftungsuniversitäten  und  Staatsuniversi- 
täten«, Internationale  Wochenschrift  für  Wissenschaft,  Kultur  und 
Technik,  is.MailQii)  kam  ich  daraufzusprechen,  oder  berührte 
vielmehr  nur  in  leisen  Andeutungen  die  mancherlei  Schicksale, 
die  den  Professuren  der  Staatswissenschaften  unter  der  preußi- 
schen Universitätsverwaltung  seit  40  Jahren  beschieden  waren. 
Ich  erwähnte  dort,  daß  zu  Anfang  des  Jahres  1873  der  Unter- 
richtsminister den  Vorschlag  einer  Fakultät  nicht  genehmigte,  weil 
er  »nicht  lauter  Kathedersozialisten  berufen  wollte«:.  Es  war 
für  den  Zweck  unerheblich,  näher  zu  erörtern,  eine  wie  große 
Zahl  an  kathedersozialistischen  Professoren  mit  diesen  Worten 
des  Unterrichtsministers  (mit  Recht  oder  mit  Unrecht)  gemeint 
war.  Der  Herr  Verfasser,  als  Anwalt  einer  strengen  Methode, 
der  Scliopenhauevs,  Warnung  uns  soeben  vorgeführt  hat,  hätte  keine 
große  Mühe  daran  zu  setzen  brauchen,  um  auch  für  den  vorlie- 
genden Fall  festzustellen,  daß  selbst  die  Worte  eines  Ministers 
der    wissenschaftlichen    Kritik    bedürfen.     In    der  Tat   betrug  da- 
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mals  die  Zahl  der  Kathedersozialisten  auf  preußischen  Kathedern 
nur  vier,  davon  nur  2  Ordinarien  und  diese  nicht  von  diesem 
Unterrichtsminister  ernannt  (Königsberg,  Greifswald,  Göttingen, 
Marburg,  Halle,  Kiel  hatten  keinen  Kathedersozialisten).  Und 
was  macht  nun  der  Herr  Verfasser  aus  meinen  Worten?  »Auf 
die  förmliche  Invasion  der  (sie)  volkswirtschaftlichen  Lehrstühle 
durch  kathedersozialistische  Professoren,  die  sich  damals  vollzogen 
haben  muß,  weist  in  sehr  bezeichnender  Weise  eine  Aeußerung 
des  damaligen  preußischen  Kultusministers  hin,  die  G.  Co/m 
berichtet. <;  Um  eine  »Invasion«  daraus  zu  folgern,  dazu  genügte 
jene  Aeußerung  des  Ministers  nicht.  Wohl  aber  genügte  sie  nicht 
nur,  sondern  war  vorzugsweise  geeignet  für  das,  was  ich  an  jener 
Stelle  zeigen  wollte. 

Ueber  die  großen  Vermögenskonzentrationen  habe  ich  ein- 
mal gesagt,  »wörtlich  gesagt«,  daß  sie  ihren  Besitzern  selber  zum 
Unheil  gereichen  und  jedem  vernünftigen  Maßstabe  kulturgemäßen 
Bedarfs  Trotz  bieten.  Wenn,  bemerkt  dazu  der  Verfasser,  die 
Sozialdemokraten  im  Reichstage  das  Einkommen  bestimmter  ein- 
zelner Familien,  wie  es  z.  B.  im  Winter  1910 — ^li  geschah,  als  un- 
sinnig hoch  bezeichnen,  so  ziehen  sie  damit  nur  die  praktischen 
Konsequenzen  aus  den  allgemeinen  Sätzen,  welche  die  Katheder- 
sozialisten aufgestellt  haben.  Darauf  entgegne  ich:  das  mögen 
sie  in  Gottes  Namen  tun.  Verhindern  kann  ich  es  nicht,  selbst 
wenn  ich  es  möchte.  Auch  brauchen  sie  sich  nicht  auf  mich  zu 
berufen,  um  es  zu  tun.  Aber,  wenn  sie  Wert  darauf  legen  soll- 
ten, so  mögen  sie  es  tun.  Es  gibt  jetzt  rein  wissenschaftliche 
Forscher  in  Deutschland,  deren  entgegengesetzte  »unparteiische«, 
»unpolitische«  Ansichten  jene  Familien  dafür  entschädigen  kön- 
nen.    Und  mehr  als  entschädigen. 

Eine  Probe  der  von  der  Ethik  befreiten  Wirtschaftswissen- 
schaft und  Wirtschaftspolitik  ist  der  folgende  Satz:  ^>Die 
lauten  Klagen  über  Unterernährung,  die  immer  noch  ertönen, 
und  die  Heftigkeit  der  Wünsche,  das  Einkommen  der  unteren 
Klassen  immer  mehr  zu  steigern,  die  wir  tagtäglich  hören  oder 
lesen  müssen,  beweisen  nichts  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Auf- 
fassung (nämlich  daß  vielleicht  noch  nie  die  Lage  der  unteren 
Volksklassen  eine  so  günstige,  ihr  Konsum  ein  so  reichlicher  ge- 
wesen ist,  wie  in  der  Gegenwart).  »Die  Heftigkeit  der  Wünsche, 
das  Einkommen  der  unteren  Klassen  immer  mehr  zu  steigern«, 
—  in  Preußen  zahlt  die  Hälfte  der  Bevölkerung  dem  Staate  keine 
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Einkommensteuer,  weil  diese  erst  (!)  bei  einem  Einkommen  von 
900  Mark  beginnt. 

Daß  große  Fortschritte  gemacht  sind,  wird  gkickhcherweise  von 
keiner  Seite  bestritten.  Wie  Karl  Marx  in  seinem  »Kapital«  von 
den  Berichten  der  englischen  Fabrikinspektoren  hingerissen  wird 
zum  Lobpreisen,  während  er  ausgegangen  war  zu  fluchen  —  so 
wird  der  Fortschritt  des  Einkommens  und  der  Lebenshaltung  in 
den  arbeitenden  Klassen,  der  im  Deutschen  Reiche  sich  vollzogen 
hat,  auch  von  denen  anerkannt,  welche  die  Möglichkeit  eines 
Fortschrittes  derart  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesellschaft 
grundsätzlich  bestritten  hatten.  Diese  erfreuliche  Erscheinung 
steht  der  ferneren  Erkenntnis  nicht  im  Wege,  daß  noch  unend- 
Hch  viel  mehr  zu  tun  ist,  ja  daß  es  eine  Menge  von  Mißständen 
gibt,  die    von  jenen  Fortschritten    noch    gar    nicht    berührt    sind. 

Endlich  eine  letzte  Bemerkung. 

Wenn  zwei  so  heftig  und  so  oft  miteinander  in  Streit  ge- 
raten, dann  pfiegt  nicht  alle  Schuld  auf  der  einen  Seite  zu  liegen 
—  meint  der  Verfasser  von  den  Streitigkeiten  zwischen  den  Ka- 
thedersozialisten und  der  Presse  der  Unternehmerkreise.  Es  sei 
auf  beiden  Seiten  viel  gefehlt  worden,  auch  im  Tone;  er  scheint 
sogar  zuzugeben,  daß  im  Tone  der  Unternehmerpresse  weit  mehr 
gefehlt  worden  sei,  als  im  Tone  der  Kathedersozialisten.  Möchte 
da  nicht  die  Einsicht  nahe  liegen,  daß  wenn  »akademische  Na- 
tionalökonomen« untereinander  sich  bekämpfen,  der  Ton  dieser 
Debatten  einigermaßen  auf  dem  herkömmlichen  Niveau  gehalten 
würde.?  Ist  es,  um  von  andern  Beispielen  zu  schweigen,  ein  an- 
gemessener Ton.  wenn  man  die  verbreitete  Art  der  Behandlung 
des  Faches  bei  dem  Universitätsunterricht  als  Anlaß  nimmt,  sie 
eine  »Animier-Nationalökonomie«  zu  nennen.^  Damit  meint  der 
Verfasser  die  Neigung  der  akademischen  Lehrer,  ihre  Zuhörer 
für  die  von  ihnen  angestrebten  Reformen  zu  begeistern,  zu  er- 
wärmen, statt  zu  erleuchten.  Ist  es  angemessen,  aus  solchen 
Sphären  die  Bilder  zu  entlehnen,  mit  denen  man  die  Ansichten 
wissenschaftlicher  Gegner  bekämpft? 
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Kollektive  Arbeitsverträge  in  Großbritannien. 

Von 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 

In  Großbritannien   ist  das  System  der   kollektiven  Arbeitsverträge 
(Tarifverträge)  am  frühesten  zur  Anerkennung  gelangt,  und  zwar  schon  f 

zu  einer  Zeit,  als  in  Deutschland  die  Arbeiterorganisationen  noch  fast 
ausnahmslos  dagegen  eingenommen  waren,  sich  mit  Unternehmern  durch 
Verträge  auf  bestimmte  Zeit  zu  binden.  Wann  gemeinsames  Verhan- 
deln und  die  daraus  resultierenden  Kollektivverträge  in  Großbritannien 
ihreuAnfang  nahmen,  läßt  sich  nicht  genau  bestimmen.  In  der  keramischen 
Industrie  bestand  schon  zu  Ende  der  dreißiger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts ein  Schiedsvertrag  zur  Beilegung  von  Differenzen,  doch  scheint 
es  lange  gedauert  zu  haben,  bis  andere  Gewerbe  diesem  Beispiel  folg- 
ten. Im  Jahre  1860  wurde  von  A.  J.  Mundella  ein  freiwilliger  Schieds- 
ausschuß für  Arbeitsstreitigkeiten  in  der  Wirk-  und  Handschuhindustrie 
von  Nottingham  ins  Leben  gerufen,  1864  ein  solcher  für  die  Bauge- 
werbe in  Wolverhampton,  1869  einer  für  die  Eisenwerke  in  Nordeng- 
land. Seitdem  hat  sich  die  Zahl  der  ständigen  gemeinsamen  Ausschüsse 
von  Unternehmer-  und  Arbeiterorganisationen,  welche  die  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen  bezwecken,  langsam  aber  beständig  vermehrt.  Nach 
einem  Berichte,  der  kürzlich  vom  Arbeitsamt  in  London  ausgegeben 
wurde ^),  bestanden  im  August  1910  278  Einigungs-  und  Schiedsaus- 
schüsse für  Arbeitsstreitigkeiten  (gegen  211  im  Jahre  1907).  Außerdem 
existieren  mehrere  Kollektivverträge  zwischen  Gewerkschaften  und  Unter- 
nehmerverbänden, die  zwar  nicht  die  Errichtung  von  ständigen  Einigungs- 
ausschüssen vorsehen,  aber  in  gleicher  Weise  die  Vermeidung  von  Ar- 
beitskämpfen anstreben.  Die  Einigungsausschüsse  sind  im  allgemeinen 
aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Vertretern  der  Arbeiter  und  Unterneh- 
mer  zusammengesetzt.     In  einigen  Ausschüssen,    die  lediglich  die  Ab- 


i)  Second  Report  on   Rules    of  Voluntary  Conciliation    and  Arbitration    Boards. 
London,   1910.     XXX  u.  335   S. 
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grenzung  des  Arbeitsgebietes  verschiedener  Berufe  verfolgen,  sind  je- 
docli  die  Unternehmer  entweder  überhaupt  nicht  vertreten,  oder  sie 
fungieren  bloß  als  Vorsitzende  oder  Schiedsrichter.  Die  Funktionen 
der  Einigungsausschüsse  sind  sehr  verschieden.  Die  meisten  befassen 
sich  mit  allen  ihnen  vorgetragenen  Streitfragen,  ganz  gleich,  ob  sie  all- 
gemeiner Natur  sind  oder  bestimmte  Betriebe  und  gewisse  Gegen- 
stände betreffen.  Einige  jedoch  beschränken  ihre  Tätigkeit  auf  die 
Festsetzung  der  Lohnhöhe,  andere  auf  Streitigkeiten  in  einzelnen  Werken 
und  wieder  andere,  wie  schon  erwähnt,  auf  die  Abgrenzung  des  Ar- 
beitsgebietes. 

Der  amtliche  Bericht  sagt,  daß  »der  wirkliche  Wert  der  Einigungs- 
ausschüsse mehr  von  ihrer  Fähigkeit,  Arbeitseinstellungen  zu  verhüten, 
abhängt,  als  davon,  einmal  ausgebrochene  Arbeitskämpfe  beizulegen. 
In  diesem  Zusammenhang  ist  es  von  Interesse,  zu  bemerken,  daß  unter 
den  7508  Streitfällen,  welche  die  Ausschüsse  in  den  zehn  Jahren  1900 
bis  1909  schlichteten,  nur  104  Fälle  waren,  in  denen  der  Beilegung  der 
Differenzen  Arbeitseinstellungen  vorausgingen.  Die  Satzungen  der  meisten 
Ausschüsse  bestimmen,  daß  von  den  beteiligten  Parteien  keine  Ein- 
stellung der  Arbeit  herbeigeführt  werden  soll,  ehe  über  den  Streitgegen- 
stand verhandelt  wurde.  Einige  verweigern  sogar,  die  Streitfragen  in 
Betracht  zu  ziehen,  wenn  eine  Arbeitseinstellung  schon  bewirkt  wurde, 
während  andere  für  Arbeitseinstellungen  vor  der  Verhandlung,  geradeso 
wie  für  Vertragsbruch,  Strafen  aussetzen«.  Um  den  Abbruch  der  Eini- 
gungsverhandlungen und  damit  Arbeitskämpfe  zu  vermeiden,  haben  153 
freiwillige  Einigungsausschüsse  Vorschriften  in  ihre  Satzungen  aufge- 
nommen, wonach  die  Streitsachen,  über  die  man  sich  nicht  einigen 
kann,  »automatisch«  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  zugeführt 
werden,  d.  h.  ohne  daß  es  erst  eines  darauf  bezüglichen  Beschlusses 
bedarf.  Bei  81  anderen  Einigungsausschüssen  ist  zwar  bestimmt,  daß 
Konflikte,  die  sie  selbst  nicht  zu  lösen  vermögen,  durch  Schiedsspruch 
zu  erledigen  sind,  doch  kann  von  dieser  Bestimmung  nur  Gebrauch  ge- 
macht werden,  wenn  fallweise  beide  Parteien  ihr  Einverständnis  dazu 
bekunden.  Bei  den  übrigen  Einigungsausschüssen  fehlen  Vorschriften 
betreffend  Maßnahmen  zur  Vermeidung  von  Streiks  und  Aussper- 
rungen ganz. 

Hauptsächlich  auf  das  Wirken  der  Einigungs-  und  Schiedsaus- 
schüsse zurückzuführen  ist  der  Bestand  von  Kollektivverträgen  über  die 
Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen.  Die  Schiedsverträge  eingeschlos- 
sen, ist  die  Existenz  von  insgesamt  1696  Kollektivverträgen  bekannt  i), 
die  2400000  Arbeiter  direkt  betreffen.  Nach  Gewerbegruppen  ver- 
teilen sich  diese  Verträge  und  Arbeiter  wie  folgt: 


l)  Collective  Agreements  between  Employers   and  Workpeople    in    the    United 
Kingdom.     London,  1910.     XXXVIII  u.  504  S. 


Zahl  der 

Zahl  der 

Verträge 

Arbeiter 

56 

900  000 

92 

500  000 

"3 

460  000 

163 

230  000 

803 

200  000 

303 

50  000 

79 

40  000 

87 

20000 
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Bergbau  und   Steinbnichbetrieb 
Transportgewerbe       ..... 

Textilindustrie  ..... 

Metall-,   Maschinenbau-  u.   Schiffbau-Industrie 
Baugewerbe        ...... 

Bekleidungsindustrie  ..... 

Druckindustrie  ..... 

Andere  Wirtschaftszweige 

Zusammen     i  696  2  400  000 

Hierbei  sind  die  an  mehreren  Kollektivverträgen  beteiligten  Ar- 
beiter nur  einmal  gezählt.  Es  kommt  nämlich  gar  nicht  selten  vor, 
daß  für  dieselben  Unternehmer-  und  Arbeitergruppen  ein  kollektiver 
Zentralvertrag  und  mehrere  Lokalverträge  bestehen ;  die  Zentralver- 
träge regeln  allgemeine,  die  Lokalverträge  spezielle  Verhältnisse,  wie 
es  z.  B.  in  den  deutschen  Baugewerben  gleichfalls  zutrifft. 

Die  Löhne,  die  Arbeitszeit  und  sonstige  Bedingungen  werden  durch 
die  kollektiven  Arbeitsverträge  außer  für  die  direkt  Beteiligten  noch 
für  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  bestimmt,  die  nicht  selbst  Vertrags- 
partei sind,  da  in  Gewerben  und  Bezirken,  wo  die  Mehrheit  der  Be- 
triebe durch  Verträge  gebunden  ist,  in  der  Regel  auch  die  übrigen 
Unternehmer  sich  nach  ihnen  richten  müssen,  denn  sonst  ist  es  für  sie 
schwer,  geschickte  Arbeiter  zu  bekommen. 

Der  Geltungsbereich  der  Verträge  ist  äußerst  ungleich; 
manche  beziehen  sich  auf  hunderttausende  von  Personen,  andere 
auf  tausende  oder  hunderte  und  viele  auf  eine  ganz  kleine  Personen- 
zahl, namentlich  die  Lokalverträge  in  den  Baugewerben.  Die  drei 
wichtigsten  Verträge  betreffen  zusammen  rund  eine  Million  Arbeiter, 
34  Verträge  betreffen  je  10  000  bis  200000  und  1659  Verträge  weniger 
als   je    IG 000   Arbeiter. 

Bloße  Stückpreislisten  waren  die  kollektiven  Vereinbarungen  in  563 
Fällen,  gleitende  Lohnskalen  in  30  Fällen  und  Arbeitsverträge  anderer 
Art  in  1103  Fällen.  Abgesehen  von  den  sogenannten  »Pit  Lists«  im 
Kohlenbergbau  sind  die  Stückpreislisten  besonders  in  der  Textilindu- 
strie, der  Schneiderei  und  Schuhmacherei  häutig;  sie  gelten  zumeist 
für  eine  kleine  Arbeiterzahl  und  sind  in  Gemäßheit  mit  mehr  umfassen- 
den Kollektivverträgen  (Schiedsverträgen)  aufgestellt  worden.  Glei- 
tende Lohnskalen  sind  vorwiegend  auf  die  Roheisenindustrie  wie  die 
Eisen-  und  Stahlfabrikation  beschränkt.  Von  den  übrigen  Arbeitsverträgen 
betreffen  mindestens  100 000  Arbeiter:  Der  nationale  Schiedsvertrag  für 
die  Baugewerbe  (Maurer  und  Zimmerer),  der  für  rund  100  000  Arbeiter 
gilt,  aber  bisher  auf  London  noch  nicht  erstreckt  wurde,  wo  selb- 
ständige   Lokalverträge   bestehen ;    der    Lohnvertrag    für    die    Kohlen- 
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bergarbeiter  im  föderierten  Distrikt*),  der  für  378000  Arbeiter  in  Be- 
tracht kommt;  der  Lohnvertra«,^  für  die  Kohlenljergarbeiter  von  Mon- 
moulhsliire  und  Südwales  (190  000  Arbeiten,  der  Lohn-  und  Schiedsver- 
trag für  die  schottischen  Kohlenbergarbeiter  ( 100 000  Arbeiter),  die  »Bei- 
legungsbedingungen«, die  nach  tleni  großen  Streik  von  1897  — 1898  für 
die  Maschinenbauindustrie  vereinbart  und  1907  — 1908  erneuert  wurden 
(100  000  Arbeiter),  der  Brooklandsvertrag  für  die  Baumwollspinnerei  von 
Lancashire  und  angrenzende  Gebiete  (150000  Arbeiter),  der  Vertrag  zur 
Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiten  für  die  BaumwoUweberei  von  Nord- 
und  Nordost-Lancashire  (130000  Arbeiter),  und  das  Einigungs-  und 
Schiedssystem  für  den  Eisenbahnbetrieb  (420000  Arbeiter). 

In  dem  Bericht  »Collective  Agreements  between  Employers  and 
Workpeople«  werden  Kollektivverträge  als  solche  Vereinbarungen  über 
die  Arbeitsbedingungen  definiert,  welche  das  Ergebnis  von  Unterhand- 
lungen zwischen  Unternehmern  oder  Unternehmervereinigungen  und 
den  von  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  oder  deren  Organisationen  sind, 
einschließlich  der  Entscheidungen  von  Schiedsrichtern,  die  Unternehmer 
und  Arbeiter  zur  Regelung  von  Arbeitsverhältnissen  einsetzten.  Eine 
besondere  Art  kollektiver  Verträge  sind  die  Betriebsverträge  (»PitLists«, 
»Shop  Agreements«  etc.),  die  zwischen  einer  Firma  und  ihren  Ar- 
beitern, oder  einem  Teil  derselben,  abgeschlossen  wurden  ;  sie  sichern 
zwar  diesen  Arbeitern  Gleichheit  der  Beschäftigungsbedingungen,  ge- 
währen aber  keinen  Schutz  gegen  ein  Unterbieten  seitens  anderer  Fir- 
men, wogegen  in  den  Fällen,  da  die  Vereinbarungen  von  einer  Anzahl 
Firmen  und  besonders  —  was  oft  der  Fall  ist  —  von  allen  Firmen 
eines  ausgedehnten  Gebietes  getroffen  wurden,  sowohl  den  Arbeitern 
gleiche  Behandlung  durch  die  Unternehmer,  als  auch  den  Unterneh- 
mern Schutz  gegen  Konkurrenz  gesichert  wird.  Betriebsverträge  sind 
in  die  vorher  angeführte  Statistik  nur  insoweit  einbezogen,  als  sie  in 
Gemäßheit  mit  Zentralverträgen  verembart  sind  und  daher  als  Teile 
derselben  gelten  können,  oder  wenn  sie  in  anderer  Hinsicht  wichtig 
erschienen.  Ein  Vergleich  der  britischen  und  der  deutschen  Stati- 
stik der  Tarifverträge  ist  schon  aus  dem  Grunde  unmöglich.  Aber 
so  viel  kann  gesagt  werden,  daß  in  Großbritannien  das  Tarifvertrags- 
wesen bedeutend  höher  entwickelt  ist  als  in  Deutschland. 

Auffallend  ist,  daß  die  Kollektivverträge  in  wenigen  Wirtschafts- 
zweigen vorherrschen,  wogegen  in  den  übrigen  erst  Ansätze  dazu  be- 
stehen. Das  kommt  daher,  weil  ihre  Voraussetzung  das  Vorhandensein 
beiderseitiger  Organisationen,  sowie  eine  hohe  Entwicklung  und  Kon- 
zentration der  Industrie  oder  des  Gewerbes  ist.    Die  Zahl  der  an  Kol- 


l)  Der  »föderierte  Distrikt«  umfaßt  Süd-  und  West- Yorkshire,  Lancashire, 
Cheshire,  Derbyshire,  Xottinghamshire,  Leicestersbire,  Shropshire,  einen  Teil  von 
Staffordshire,  Warwickshire  und  Nordwales. 
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lektivverträgen  direkt  beteiligten  Arbeiter  stimmt  mit  der  Zahl  der  Ge- 
werkschaftsmitglieder nahezu  überein'). 

In  den  Baugewerben  ist  wegen  ihrer  Ausbreitung  über  das 
ganze  Land  und  der  örtlichen  Verschiedenheit  der  Arbeitsbedingungen 
die  Zahl  der  Kollektivverträge  am  größten.  Zentrale  Einigungs-  und 
Schiedsverträge  bestehen  für  die  Installateure  seit  1897,  die  Maurer 
und  Zimmerer  seit  1904  und  die  Stukkateure  seit  1909.  Von  den  800 
Lokalverträgen  gelten  270  mit  60033  beteiligten  Arbeitern  für  das 
Maurergewerbe,  159  mit  59  275  Arbeitern  für  das  Zimmerergewerbe, 
151  mit  27  225  Arbeitern  für  das  Malergewerbe,  64  mit  12  550  Arbeitern 
für  das  Stukkateurgewerbe,  49  mit  21  900  Arbeitern  für  Bauhilfsarbeiter 
usw.  Nach  ihrem  Umfange  verteilen  sich  die  Verträge  in  den  eben 
erwähnten  Gewerben  wie  folgt: 


Beteiligte  Arbeiter 

Gewerbe 

weniger        i  loo  bis  nicht       500  oder 
als    100               ganz   500                mehr 

Gesamtzahl 

der 

Verträge 

Zahl  der  Verträge 

Maurer    .... 

Zimmerer 

Maler      .... 

Stukkateure     . 

Bauhilfsarbeiter 

153 

58 

92 

46 

6 

93 
69 

52 
15 
26 

24 

32 

7 

3 

17 

270 

159 

151 

64 

49 

Die  meisten  Verträge  gelten  also  nur  für  eine  kleine  Arbeiterzahl. 
Aber  an  den  wenigen  großen  Verträgen  sind  verhältnismäßig  viele 
Arbeiter  beteiligt,  so  z.  B.  an  den  neun  Tarifverträgen  der  Maurer 
mit  mindestens  je  1000  Arbeitern  insgesamt  24  100,  an  den  261  Ver- 
trägen mit  weniger  als  je  1000  Arbeitern  aber  insgesamt  nur  35  933 
Arbeiter. 

In  Bezug  auf  die  Zahl  der  Kollektivverträge  kommen  die  B  e- 
k  1  e  i  d  u  n  g  s  g  e  w  e  r  b  e  an  zweiter  Stelle.  Von  den  303  Verträgen 
dieser  Gewerbegruppe  gelten  122  für  die  Schuhmacherei,  näm- 
lich 109  Stücklohntarife  oder  Preislisten  (103  in  England,  je  3  in 
Schottland  und  Irland)  und  13  Verträge  anderer  Art;  an  diesen  sind 
zusammen  47  070  Arbeiter  beteiligt.  Im  Schneidergewerbe  be- 
standen außer  84  Stücklohnlisten  noch  fünf  sonstige  Kollektivverträge 
mit  20  280  beteiligten  Arbeitern.  Als  Stücklohnlisten  klassifiziert  sind 
hierbei  auch  die  sogen.  »Time  Logs«,  welche  die  Zeit  angeben,  die 
für  jede  Arbeitsverrichtung  in  Anrechnung  gebracht  werden  kann.  In 
der  Regel  gelten  Stücklohntarife  und  kollektive  Vereinbarungen  anderer 
Art  für  dieselben  Arbeitergruppen.  Die  Beteiligung  an  den  einzelnen 
Stücklohntarifen  ist  jedoch  in  dem  amtlichen  Bericht  nicht  angegeben. 


l)  Siehe  Ztschr.  f.  d.  ges.   Staatsw.,  65.  Jg.,  S. 
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In  der  Textilindustrie  bestehen  zur  Schlichtung  von  Ar- 
beitsstreitigkeiten drei  Einigungs-  und  Schiedsverträge,  und  zwar  das 
»Brooklands-Agreemeiit«,  der  Vertrag  für  die  Baumwolhveberei  von 
Nord-  und  Nordost-Lancashire,  sowie  ein  lokaler  Kinigungsvertrag  der 
Färber  in  Bradford.  Daneben  sind  82  Stücklohnlisten  und  28  andere 
Kollektivvereinbarungen  in  Geltung.  Die  Zahl  der  Stücklohnlisten  war 
früher  erheblich  größer,  aber  in  der  Spinnerei  wird  die  Liste,  die  an- 
fänglich nur  für  Oldham  galt,  und  in  der  Weberei  die  1892  vereinbarte 
»einheitliche  Liste«  in  immer  mehr  Orten  eingeführt. 

Von  den  Kollektivverträgen  in  der  Metall-,  M  a  s  c  h  i  n  e  n  1)  a  u- 
und  S  c  h  i  f  f  b  a  ui  n  d  u  s  t  r  i  e  sind  25  gleitende  Lohnskalen,  90  Ar- 
beitsvereinbarungen verschiedener  Art  (darunter  mehrere  Schiedsver- 
träge) und  die  übrigen  Stücklohntarife,  von  denen  (im  Schiffbau)  viele 
nur  für  einzelne  Firmen  mit  größerer  Arbeiterzahl  gelten.  Von  den  25 
gleitenden  Lohnskalen  bestehen  10  in  der  Roheisenerzeugung  und  15 
in  der  Eisen-  und  Stahlfabrikation;  12  gelten  für  weniger  als  je  loco 
Arbeiter,  5  für  1000 — 2000,  5  für  2000  —  4000  und  3  für  mehr  wie  je 
4000  Arbeiter.  Vereinl)arungen,  welche  lediglich  die  Stücklöhne  fest- 
setzen, sind  im  Schiffbau  am  häufigsten;  außerdem  kommen  sie  noch 
in  der  Kabel-  und  Kettenerzeugung,  der  Ankererzeugung,  Feilenhauerei 
usw.  vor.  Von  den  90  Arbeitsvereinbarungen  sonstiger  Art  treffen  auf 
die  Eisen-  und  Stahlfabrikation  6,  den  Maschinen-  und  Schiffbau  79 
und  auf  andere  Zweige  der  Metallindustrie  5.  Im  Maschinen-  und 
Schiffbau  ist  der  Umfang  (die  Zahl  der  beteiligten  Arbeiter)  nur  für 
52  von  den  79  Verträgen  dieser  Art  angegeben.  Es  gelten  davon 
für  weniger  als  500  Arbeiter  ....  30  Verträge 
»     500     bis  nicht  ganz  1000  Arbeiter    ...  4         » 

»    1000     »       »  »      2000         >  ...  5         '' 

»    2000     »       »  »      4000         •  ...  6         >- 

»     4000     »       7000  Arbeiter  .....  5         * 

»    30  000  oder  mehr  Arbeiter        .         .         .         .  2         » 

Die  beiden  umfangreichsten  Verträge  sind  die  Vereinbarung  für 
den  Maschinenbau  etc.,  die  nach  dem  großen  Arbeitskampf  von 
1897 — 8  getroffen  und  1907  erneuert  wurde  (100  000  Arbeiter),  sowie 
der  Lohn-  und  Schiedsvertrag  für  den  Schiffbau,  der  erstmalig  1909 
abgeschlossen  und  vor  kurzem  in  revidierter  Form  erneuert  wurde 
(30  000  Arbeiter). 

Gegenstand  der  britischen  Kollektivverträge  ist  am  häufigsten  die 
Festsetzung  der  Löhne  und  der  Arbeitszeit,  dann  die  Schlichtung  von 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern,  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Personen  und  die  Abgrenzung  des  Arbeitsgebietes  ver- 
schiedener Arbeiterkategorien.  Andere  Bedingungen  werden  relativ 
selten  durch  die  Verträge  geregelt. 

Neben   dem   einfachen  Zeit-  und  Stücklohn  kommen  noch  kombi- 
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nierte  Systeme  der  Lohnzahlung  vor.  In  einem  Teil  der  Verträge  ga- 
rantiert der  Unternehmer  dem  Arbeiter  einen  bestimmten  Mindestlohn, 
ohne  auf  die  Leistung  Bedacht  zu  nehmen,  und  zahlt  ihm  für  das  über 
ein  gewisses  Minimum  hinausgehende  Produktquantum  einen  Zuschlag 
(eine  »Prämie«).  Beispiele  hiefür  sind  einige  Tarife  der  Hochofen- 
arbeiter, ferner  die  der  Blecliarbeiter  in  Wales  (welche  die  Prämie  von 
den  sie  beschäftigenden  Subunternehmern  erhalten  i,  der  Glasarbeiter 
in  Nordengland,  der  Schuhmacher  usw.  Den  im  Stücklohn  beschäf- 
tigten Maschinenbauern  wird  vielfach  ein  Mindesttaglohn  garantiert, 
ebenso  Arbeitern  in  anderen  Industrien.  In  der  Seefischerei  haben  die 
Arbeiter  außer  dem  Lohn  oft  einen  Anteil  am  Ertrag.  In  manchen 
Fällen  ist  für  einen  tariflichen  Zeitlohn  das  Mindestarbeitsquantum  fest- 
gesetzt, wie  bei  den  Zuschneidern  in  einigen  wichtigen  Zentren  der 
Schuhindustrie.  In  Northampton  z.  B.  beträgt  der  wöchentliche  Min- 
destlohn dieser  Arbeiter  30  Schilling  und  der  Wert  der  Leistung  wird 
durch  eine  detaillierte  Preisliste  für  jede  Art  von  Verrichtungen  be- 
stimmt; leistet  ein  Arbeiter  eine  Zeitlang  mehr,  so  hat  er  Anspruch  auf 
Bezahlung  der  Mehrleistung  nach  den  Sätzen  der  Preisliste,  aber  nur 
so  lange,  als  er  mehr  wie  das  Mindestquantum  produziert.  Dieses 
System  ist  für  die  Arbeiter  besser  als  das  gewöhnliche  Prämiensystem, 
bei  welchem  die  Mehrleistung  verhältnismäßig  zu  gering  bezahlt  wird. 
Andererseits  beruhen  viele  Stücklohntarife  auf  einer  Zeitlohnbasis;  sie 
sehen  vor,  daß  die  Stücklohnsätze  so  bemessen  sein  müssen,  um  den 
Arbeitern  einen  bestimmten  Mindestverdienst  zu  ermöglichen ;  ein  Bei- 
spiel ist  der  Kohlenbergbau  von  Durham.  Bei  den  Koksarbeitern  in 
Durham  darf  der  Arbeitsverdienst  in  den  einzelnen  Betrieben  nicht  um 
mehr  als  5%  vom  Normallohn  des  Bezirks  abweichen;  da  verschie- 
dene Produktionsmethoden  herrschen,  so  weichen  dementsprechend 
auch  die  Stücklohnsätze  der  Betriebe  von  einander  ab.  Dasselbe  trifft 
in  der  Baumwollspinnerei  zu.  In  der  Schneiderei  enthalten  die  Preis- 
listen zahlreicher  Orte  nicht  Stücklohnsätze,  sondern  Zeitlöhne,  die  für 
jede  Arbeitsverrichtung  gezahlt  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein 
Arbeiter  kürzere  oder  längere  als  die  in  den  Listen  angegebene  Zeit 
zur  Ausführung  der  Arbeit  braucht.  Auch  der  Gruppenakkord  ist  in 
einer  Anzahl  von  Lohntarifen  anerkannt  und  teilweise  zugleich  das 
Subunternehmerwesen,  wie  etwa  bei  den  Kohlenhäuern  in  einigen  Be- 
zirken, den  Puddlern,  Blechwerksarbeitern,  gewissen  Arbeiterkategorien 
im  Schiffbau,  Baumwollspinnern  und  Webern  usw.  Der  Akkordlohn 
wird  nicht  immer  unter  die  Arbeiter  einer  Akkordgruppe  gleich  ver- 
teilt, sondern  auch  ungleichmäßig,  wie  in  der  Maschinenbauindustrie 
in  Birmingham,  wo  jeder  Arbeiter  einen  nach  seiner  Qualifikation  va- 
riierenden Zeitlohn  und  einen  diesem  Zeitlohn  entsprechenden  Teil 
des  Akkordüberschusses  erhält.  Aehnlich  verhält  es  sich  in  mehreren 
anderen  Fällen.     Die  Forderuns:   auf  allgemeine  Einführuns:   einfacher 
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Zeitlöhne  wird  in  Großbritannien  seitens  der  Arbeiter  weniger  energisch 
verfochten  als  in   Deutschland. 

Die  Vereinbarungen  betreffend  die  Arbeitszeit  bestimmen  fast  aus- 
nahmelos die  normale  Arbeitsdauer  sowie  die  Entschädigung  für  l'eljer- 
zeitarbeit,  die  in  der  Regel  ein  25%iger  oder  5o%iger  Lolinzuschlag 
ist.  Vielfach  steigt  der  Zuschlag  für  Ueberzeitarbeit  mit  ihrer  Dauer 
(bis  zu  100%).  Für  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  ist  meist  ein  50-  oder 
ioo%iger  Zuschlag  zu  zahlen.  In  einigen  Fällen  werden  die  ersten 
Ueberstunden  mit  dem  gewöhnlichen  Lohnsatz  bezahlt.  Bei  Stücklohn 
nimmt  die  Ueberstundenentschädigung  verschiedene  Formen  an ;  teil- 
weise wird  ein  bestimmter  Geldbetrag,  teilweise  ein  Prozentsatz  des 
gewöhnlichen  Stücklohnes  aufgeschlagen.  Wieder  in  anderen  Fällen 
wird  der  für  die  normale  Arbeitszeit  geltende  Stücklohn  und  ein  Zeit- 
lohnzuschlag gewährt,  der  manchmal  mit  der  Dauer  der  Ueberzeit- 
arbeit steigt.  Beschränkungen  der  Ueberzeitarbeit  sind  in  den  Kollek- 
tivverträgen häufig  ausgesprochen,  sei  es,  daß  nur  einfach  systematische 
Ueberzeitarbeit  verboten  wird,  dafs  die  Fälle  bezeichnet  werden,  in 
welchen  Ueberzeitarbeit  gestattet  ist,  oder  daß  eine  Höchstzahl  von 
Ueberstunden  angegeben  ist,  die  innerhalb  einer  gewissen  Periode  ge- 
leistet werden  dürfen.  In  einigen  Verträgen  ist  auch  die  Ruhezeit  be- 
stimmt, die  zwischen  dem  Ende  der  Ueberzeit  und  dem  Wiederbeginn 
der  Arbeit  eintreten  muß. 

Hinsichtlich  der  Haltung  von  Lehrlingen  und  anderen  jugend- 
lichen Arbeitern  ist  häufig  vorgeschrieben,  wie  viele  Lehrlinge  oder 
jugendliche  Personen  auf  eine  bestimmte  Zahl  Gehilfen  oder  erwach- 
sener Arbeiter  kommen  dürfen.  Nicht  selten  ist  ein  Mindestalter  der 
Jugendlichen  angegeben,  in  einigen  Fällen  auch  das  Höchstalter  für 
neu  eintretende  Lehrlinge,  um  die  Einstellung  minder  entlohnter  Ar- 
beiter, unter  dem  Vorwand  sie  seien  Lehrlinge,  zu  verhindern.  Die 
Lehrlingsskalen  sind  teilweise  so  abgestuft,  daß  mit  steigender  Zahl 
der  Gehilfen  die  relative  Zahl  der  Lehrlinge  abnimmt.  Nur  selten 
kommt  die  Bestimmung  vor,  daß  in  gewissen  Betriebsarten  oder  Be- 
triebsabteilungen Lehrlinge    überhaupt    nicht    gehalten    werden  dürfen. 

In  einigen  Fällen  ist  in  den  Kollektivverträgen  die  Zahl  der  Ar- 
beiter angegeben ,  die  bei  einer  bestimmten  Verrichtung  zusammen- 
helfen müssen,  um  übermäßige  Anstrengung  des  Einzelnen  zu  ver- 
meiden. Derartigen  Forderungen  setzen  die  L'nternehmer  entschiedenen 
Widerstand  entgegen,  mit  der  Begründung,  daß  damit  gestrebt  werde, 
mehr  Personen,  als  erforderlich  ist,  bei  einer  Arbeitsleistung  zu  be- 
schäftigen. 

In  wenigen  Gewerben  ist  die  Verteilung  der  Arbeit  während  der 
flauen  Geschäftszeit  vertragsmäßig  geregelt. 

Zur  Schlichtung  von  »Grenzstreitigkeiten«,  die  darüber  entstehen, 
welche  Arbeiterkategorie  eine  Arbeit  auszuführen  hat,  sind  namentlich 
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in  den  Baugewerben  sowie  im  Maschinen-  und  Schiffbau  ständige  Aus- 
schüsse eingesetzt. 


Fortschritte    und  Rückschritte   der   Frauenstimmrechts-Bewe- 
gung  in  Nordamerika. 

Von 
Dr.  Ernst  S  c  h  u  1 1  z  e. 

Vor  kurzem  sind  namentlich  im  Westen  und  Nordwesten  der  Ver- 
einigten Staaten  abermals  energische  Anstrengungen  gemacht  worden, 
einige  weitere  Staaten  für  das  Frauenstimmrecht  zu  gewinnen.  Das 
Augenmerk  der  Führerinnen  und  Führer  der  Bewegung  ist  auf  das  Par- 
lamentsstimmrecht gerichtet,  während  dem  Stimmrecht  für  einzelne 
Zweige  der  Lokal-Verwaltungen,  namentlich  für  die  Armenverwaltungen 
und  Schulverwaltungen,  nicht  dieselbe  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird. 
Auf  letzteren  Gebieten  findet  das  Frauenstimmrecht  wenig  Widerstand 
mehr,  während  ein  großer  Teil  der  öffentlichen  Meinung  selbst  in  Nord- 
amerika nicht  sehr  dafür  eingenommen  ist,  dem  weiblichen  Geschlecht 
das  Stimmrecht  für  die  Parlamente  zu  gewähren. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  trotz  der  hervorragenden  Stellung  —  man 
muß  sie  geradezu  als  eine  bevorrechtete  Ausnahmestellung  bezeichnen 
—  die  die  Frau  in  den  Vereinigten  Staaten  allmählich  errungen  hat, 
doch  östlich  des  Mississippi  nirgends  das  Frauenstimmrecht  eingeführt 
worden  ist,  daß  es  vielmehr  nur  westlich  davon,  also  in  einigen  der 
neuesten  Staaten,  zu  finden  ist.  Und  zwar  sind  dies  (etwa  mit  Aus- 
nahme des  Staates  Colorado)  nur  solche  Staaten,  die  eine  sehr  g  e- 
ringe  Gesamtbevölkerung  aufweisen,  und  in  denen  zugleich 
die  Zahl  der  Frauen  gegenüber  der  der  Männer  ver- 
hältnismäßig besonders  klein  ist.  So  will  denn  die  Tat- 
sache, daß'  das  Frauenstimmrecht  etwa  in  den  Staaten  Oregon  und 
Idaho  zu  finden  ist,  noch  nicht  viel  besagen. 

Vor  kurzem  hat  die  Frauenstimmrechts-Bewegung  einen  Erfolg  er- 
rungen, indem  im  Staate  Washington,  einem  der  nordwest- 
lichen Einzelstaaten,  ein  Zusatz  zur  Staatsverfassung  be- 
schlossen wurde,  der  die  Einführung  des  Frauenstimmrechts  ausspricht. 
Infolge  der  geringen  Zahl  der  Gesamtbevölkerung  dieses  .Staates  und 
der  verhältnismäßig  besonders  niedrigen  Zahl  von  Frauen  bedeutet 
dies  zunächst  nur,  daß  etwa  150000  Frauen  das  Recht  erhalten,  an 
die  Wahlurne  zu  treten.  Wichtig  für  die  ganze  Bewegung  ist  jedoch 
namentlich  die  Tatsache,  daß  nach  einer  langen  und  recht  geschickt 
geführten  Agitation  von  seiten  der  Frauenstimmrechtlerinnen,  die  ins- 
besondere unter  den  Farmern  und  unter  den  Gewerkvereinen  eifrig  für 
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ihre  Sache  warben,  jeder  einzelne  Kreis  (County)  in  diesem  Staate  eine 
IMelirheit  für  den  Ziisatzantrag  zur  Verfassung  ergab,  sodaß  aucii  das 
Gesamtergebnis  die  Annahme  des  Zusatzes  bedeutete.  Die  z  w  e  i  t- 
größte  Stadt,  in  der  das  parlamentarische  Frauenstimmrecht 
herrscht,  ist  infolgedessen  für  die  Vereinigten  Staaten  nun  die  große 
Hafenstadt  des  Staates  Washington:  Seattle,  die  aufstrebende  Metro- 
pole des  Nordwestens,  die  in  mancherlei  Dingen  bereits  San  Francisco 
den  Rang  abgelaufen  hat. 

Schon  haben  die  Frauen  in  Seattle  (ielegenlieit  gehabt,  ihre  Stim- 
men in  einer  wichtigen  Angelegenheit  in  die  Wagschale  zu  werfen.  Am 
7.  Februar  igii  hat  eine  so<^enannte  Recall  Election  für  den 
dortigen  Bürgermeister  stattgefunden  —  d.  ii.  eine  Wiederwahl  vor  Ab- 
lauf der  ursprünglich  vereinbarten  Amtsdauer.  Eine  solche  Recall 
Election  ist  in  einigen  Staaten  der  Union  seit  einiger  Zeit  möglich, 
weil  die  Korruption  mancher  Stadtverwaltungen  die  Schaffung  eines 
solchen  Heilmittels  dringend  erforderte.  Im  Jahre  190g  fand  die  erste 
Recall  Election  statt,  und  zwar  in  der  Stadt  Los  Angeles  in  Kali- 
fornien. Bei  der  jetzigen  Recall  Election  in  Seattle  handelte  es  sich 
darum,  ob  der  Bürgermeister  Gill  auf  seinem  Posten  bleiben  sollte, 
oder  ob  er  das  Vertrauen  der  Steuerzahler  verloren  hätte.  Als  Gegen- 
kandidat war  ihm  Mr.  George  W.  Dilling  gegenübergestellt  worden. 
Man  warf  Gill  vor,  daß  er  seine  Machtvollkommenheit  dazu  mißbraucht 
habe,  Leute  in  städtische  Stellungen  hineinzubringen,  die  dafür  gänz- 
lich ungeeignet  seien ;  ferner,  daß  er  die  Gesetze  gegen  bestimmte 
Verbrechen,  die  von  der  Stadtverwaltung  durchzufüiiren  sind,  nicht  nur 
mißachtet,  sondern  sich  geradezu  geweigert  habe,  sie  zur  Anwendung 
zu  bringen,  und  daß  er  dadurch  Seattle  zu  einem  Zufluchtsort  von  Ver- 
brechern gemacht  habe.  Lisbesondere  wurde  ihm  auch  eine  allzu- 
große Duldung  der  Prostitution  zum  Vorwurf  gemacht. 

Es  ist  wohl  dieser  letztere  Grund,  der  die  Frauenwelt  hauptsäch- 
lich gegen  ihn  eingenommen  und  der  ihre  überaus  lebhafte  Betei- 
ligung bei  der  Recall  Election  veranlaßt  hat.  Es  wurden  insgesamt 
mehr  als  62000  Stimmen  abgegeben,  wovon  etwa  28000  für  Gill,  34000 
für  Dilling  gezählt  wurden.  So  ist  denn  der  alte  Bürgermeister  abge- 
setzt. Insgesamt  waren  in  den  Wählerlisten  71  000  Wähler  eingetragen, 
von  denen  22000  Frauen  waren.  Von  diesen  stimmte  eine  große  Mehr- 
heit für  die  Absetzung  Gills. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  die  Frauenstimmrechts-Bewegung  letzt- 
hin auch  mancherlei  Niederlagen  erlitten.  In  drei  Staaten,  in 
denen  ähnliche  Zusatzanträge  zur  Staatsverfassung  zur  Abstimmung 
durch  die  Wähler  gestellt  wurden  wie  im  Staate  Washington,  wurden 
die  Anträge  niedergestimmt:  in  Oregon,  in  Süd-Dakotah  und  in  Okla- 
homa.    Keinem  dieser  drei  Staaten  kann  man  nachsagen,  daß  er  etwa 
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der  Frauenbewegung  an  sich  unsympathisch  gegenüberstehe.  Denn  um 
nur  zwei  Beispiele  anzuführen,  hat  Süd-Dakotah  eines  der  weitgehendsten 
Ehescheidungsgesetze  erlassen  und  macht  davon  reichlichen  Gebrauch; 
und  im  Staate  Oklahoma  ist  eine  Frau,  Miß  Barnart,  schon  vor  meh- 
reren Jahren  an  die  Spitze  aller  Wohltätigkeits-  und  gemeinnützigen 
Anstalten  sowie  des  Armen-  und  Gefängnisvvesens  des  Staates  be- 
rufen worden. 

Uebrigens  sind  im  Staate  Colorado  —  dem  bevölkertsten  unter 
den  Einzelstaaten,  die  das  Frauenstimmrecht  eingeführt  haben  —  bei 
der  letzten  Wahl  nur  4  Frauen  in  das  Parlament  gewählt  worden. 

Am  bedenklichsten  stellt  sich  für  die  Frauenstimmrechts-Bewegung 
in  Nordamerika  der  Schlag  dar,  den  sie  im  Staate  Oregon  erlitterr 
hat.  Hier  ist  der  Antrag,  das  Frauenstimmrecht  einzuführen,  bereits 
fünfmal  gestellt,  und  jedesmal  abgelehnt  worden.  Noch  bedenklicher 
stellt  sich  die  Sache  dadurcli  dar,  daß  die  Verhältniszahl  der 
gegnerischen  Stimmen  bei  jeder  folgenden  Abstimmung  i  m- 
mer  größer  geworden  ist.  Während  im  Staate  Washington,  der 
Oregon  unmittelbar  benachbart  ist,  jeder  einzelne  Kreis  sein  Volum 
für  die  Einführung  des  Frauenstimmrechtes  abgegeben  hat,  hat  in 
Oregon  jeder  einzelne  Kreis  dagegen  gestimmt.  Dabei  steht  die  po- 
litische Bildung  gerade  hier  auf  bemerkenswert  hoher  Stufe.  Denn 
Oregon  hat  durch  die  schon  vor  vielen  Jahren  erfolgte  Einführung  de& 
sogenannten  australischen  Stimmrechtes,  insbesondere  durch  die  Ein- 
führung des  Referendums  und  der  Initiative,  seine  Bürger  vortreftlich 
geschult,  nicht  nur  ihre  Stimmen  bei  den  W^ahlen  für  die  Abgeord- 
neten zum  Kongreß  in  W^ashington  und  zu  dem  eigenen  Staatsparla- 
ment abzugeben,  oder  Richter  zu  wählen,  sondern  auch  über  einzelne 
wichtige  politische  Fragen  genauer  nachzudenken  und  sich  damit  zu 
beschäftigen.  An  den  Abstimmungen  in  Oregon  nimmt  ein  verhältnis- 
mäßig sehr  hoher  Prozentsatz  der  Wähler  teil ;  umso  unangenehmer  ist 
es  den  Vertreterinnen  der  Frauenstimmrechts-Bewegung,  daß  in  diesem 
Staate,  der  sich  in  vielen  Dingen  zu  einem  Musterstaat  unter  seinen 
nordwestlichen  Brüdern  entwickelt  hat,  der  Frauenstimmrechtsantrag 
abermals,  und  zwar  mit  einer  bisher  noch  nie  erreichten  Mehrheit,  ab- 
gelehnt worden  ist. 

Die  Anhänger  des  Frauenstimmrechts  hoffen  allerdings  schon  in 
nächster  Zeit  weitere  Erfolge  zu  erzielen.  Wenigstens  wird  behauptet, 
daß  von  den  Staaten  des  Westens  Kansas  sowohl  wie  Kalifor- 
nien reif  für  die  Annahme  des  Frauenstimmrechtes  seien.  In  Kansas 
haben  die  Wähler  einen  entsprechenden  Antrag  im  Jahre  1894  mit  der 
für  die  damaligen  Verhältnisse  des  Staates  sehr  bedeutenden  Mehrheit 
von  IG  000  Stimmen  abgelehnt,  und  noch  im  Jahre  1908  hat  das  Ab- 
geordnetenhaus des  Staates  eine  gleiche  Resolution  mit  großer  Mehr- 
heit niedergestimmt.    Dennoch  hofft  man  jetzt  auf  einen  Sieg.    Ebenso 
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liegen  die  Dinge  in  Kalifornien.  Dort  wurde  1896  ein  Zusatzantrag 
zur  Staatsverfassung  hetrctts  Einführung  des  Frauenstimnirechts  von  den 
Wählern  abgelehnt.  In  ^Itn  Siiidtcn  San  Franzisko  und  Oakland  war 
die  Stimmenmehrheit  gegen  den  Antrag  so  groß,  ilaß  die  Mehrheit  für 
das  Frauenstimmrecht,  die  sich  in  den  übrigen  Teilen  des  Staates  er- 
gab, dadurch  aufgewogen  wurde.  Auch  hier  hoftt  man  jetzt  auf  einen 
anderen  Ausgang. 

Unter  den  Staaten  des  mittleren  Westens  setzt  man 
besondere  Hoffnungen  auf  Indiana,  Illinois,  Wisconsin  und  Michigan 
und  unter  den  Staaten  des  Ostens  auf  Pennsylvania.  —  Im  Süden 
regt  sich  zunächst  noch  nichts.  Selbst  wenn  dort  ein  Staat  dem  Frauen- 
stimmrecht erschlossen  werden  sollte,  würden  die  anderen  noch  lange 
nicht  folgen.  Dagegen  würde  es  von  großem  Einfluß  sein,  sobald  einer 
der  alten  Staaten  des  Ostens  —  wie  z.  B.  eben  Pennsylvania  —  sich 
für  das  Frauenstimmrecht  entschiede.  Das  würde  der  Bewegung  im 
Süden  sowohl  wie  im  mittleren  und  fernen  Westen  einen  starken  An- 
stoß geben.  — 

Den  bedenklichsten  Schlag  würde  die  Frauenstimmrechts-Bewegung 
in  Nordamerika  durch  eine  Zersetzung  ihrer  inneren  Ar- 
beitsfreudigkeit erhalten.  Ein  solcher  Vorgang  scheint  sich  jetzt 
allmählich  anzubahnen.  In  der  führenden  Frauenzeitschrift  der  Ver- 
einigten Staaten,  dem  »Ladies  Home  Journal«,  sind  kürzlich  die  An- 
sichten der  Frauenstimmrechtlerinnen  im  Staate  Colorado  gesammelt 
worden.  Dabei  ist  zum  Ausd'uck  gekommen,  dafi  dort  die  Meinung 
verbreitet  ist,  die  Frauen  hätten  aus  dem  ihnen  gewährten  Stimmrecht 
nicht  das  gemacht,  was  sie  daraus  hätten  machen  sollen.  Eine  der 
ersten  Vorkämpferinnen  der  Bewegung,  Mrs.  Francis  W.  Goddard,  sagt 
darüber  wörtlich  folgendes  : 

»Ich  habe  mein  Stimmrecht  seit  1893  ausgeübt;  ich  bin  als  Dele- 
gierte auf  Stadt-  und  Staats- Konventionen  geschickt  worden  und  w\ir 
Mitglied  des  republikanischen  Staatskomitees  meines  Bezirks.  Ich  war 
AbteilungsSheriff  und  Kontrolleur  bei  Wahlen.  Seit  23  Jahren  habe 
ich  inmitten  der  Frauenbewegung  gestanden.  Jahrelang  glaubte  ich  an 
das  Frauenstimmrecht  und  habe  Tag  und  Nacht  dafür  gearbeitet.  Jetzt 
sehe  ich  meinen  Irrtum  ein  und  würde  mein  Unrecht  wieder  gut  machen, 
wenn  ich  es  noch  könnte.  Die  Frauen  haben  in  Colorado  kein  Ge- 
setz veranlaßt,  das  irgend  einen  Vorteil  für  die  Frauen  oder  Kinder 
bietet,  und  das  Kinder-Arbeitsgesetz  ging  durch,  ohne  daß  auf  die 
Stimmen  der  Frauen  gerechnet  zu  werden  brauchte.  Die  Arbeits- 
stunden der  Frauen  sind  noch  nicht  herabgesetzt  worden ;  die  Gehälter 
der  Schullehrerinnen  sind  noch  nicht  aufgebessert,  und  die  Klasse  der 
Männer,  die  die  Staatsämter  bekleiden,  ist  auch  noch  nicht  verbessert 
worden.  Was  nun  die  wahlberechtigten  Frauen  selbst  anbetrifft,  so 
habe   ich    eine   Unmenge  von  Frauen   gekannt,    die   im   einen  Jahr  für 
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die  republikanische  und  im  nächsten  für  die  demokratische  Partei  ar- 
beiteten, indem  sie  erklärten,  daß  die  Demokraten  besser  bezahlten. 
Das  ganze  F  r  a  u  e  n  s  t  i  m  m  r  e  c  h  t  ist  ein  F  e  h  1  s  c  h  1  a  g.  Es 
hat  im  Staate  Colorado  nichts  Gutes  geschaften,  auch  für  die  Frauen 
nicht.  Das  beste  wäre  für  beide,  wenn  das  Gesetz  morgen  wieder  ab- 
geschafft werden  könnte.« 


Die   XIII.  Tagung    des    Internationalen    Statistischen    Instituts 

im  Haag   igii. 

Von 

Dr.  F.  W.  R.  Z  i  m  m  ermann,  pjraunschweig. 

Die  XIII.  T  a  g  u  n  g  des  Internationalen  Statistischen 
Instituts,  welche  vom  4. — 8.  September  1911  im  Haag  stattfand, 
schloß  sich  sowohl  in  wissenschaftlicher  wie  in  gesellschaftlicher  Be- 
ziehung durchaus  würdig  den  vorhergehenden  an.  Dank  der  außer- 
ordentlich sorgfältigen  und  geschickten  Vorbereitung  wurde  die  ge- 
gebene Zeit  in  vollstem  Maße  ausgenutzt.  Neben  der  strebsamen 
wissenschaftlichen  Arbeit  wurde  den  Teilnehmern  ein  Einblick  in  die 
eigenartige  Kultur  des  Tagungslandes  mit  seiner  hohen  wirtschaftlichen 
Entwicklung,  seiner  alten  historischen  Vergangenheit,  seinen  reichen 
Kunstschätzen  gewährt,  wie  er  nach  jeder  Richtung  hin  von  beson- 
derem Interesse  sein  mußte.  So  kam  die  Wissenschaft  zu  ihrem  Rechte, 
während  gleicherzeit  die  aus  den  verschiedenen  Staaten  zusammenge- 
eilten  Vertreter  derselben  unter  dem  Genuß  der  Landesschönheit  in 
nähere  persönliche  Verbindung  traten,  in  welcher  stets  ein  Hauptwert 
der  Tagungen  zu  erblicken  sein  wird. 

Der  internationale  Charakter  des  Instituts  war  durch 
die  Vertretung  einer  verhältnismäßig  großen  Zahl  von  Staaten  —  ins- 
gesamt 19,  nämlich  Aegypten,  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Eng- 
land, Frankreich,  Holland,  Japan,  Italien,  Mexiko,  Norwegen,  Oester- 
reich,  Rumänien,  Rußland,  Schweden,  Schweiz,  Spanien,  Ungarn,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nord- Amerika  —  gewahrt,  zugleich  auch  dadurch, 
daß  innerhalb  der  Teilnehraerzahl,  die  sich  insgesamt  auf  etwas  über 
hundert  belief,  keiner  der  Staaten  ein  besonderes  Uebergewicht  zeigte ; 
durch  regere  Teilnahme  zeichneten  sich  namentlich  Frankreich,  Deutsch- 
land, Holland  und  Belgien  aus.  Für  die  Beratungen  im  einzelnen 
waren  drei  Sektionen,  eine  demographische,  eine  wirtschaftliche 
und  eine  sozialwissenschaftliche,  gebildet,  von  denen  jede  ein  ausreichen- 
des Arbeitsfeld  zu  bearbeiten  hatte  und  ebenso  auch  eine  genügende 
Anzahl  von  Teilriehmern   umfaßte,    um    eine    allseitige  Durcharbeitung 
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der  Einzelfragen  zu  gewährleisten.  \\'\v  wollen  zunächst  das  Ergebnis 
der  Sektionsarbeit,  in  welcher  der  eigentliche  Schwerpunkt  licj^t,  für 
jede  der  drei  Sektionen  betrachten. 

Der  ersten  Sektion  legte  AVr<;A7/-Brüssel  eine  zusammenstel- 
lende .Arbeit  vor,  in  welcher  er  im  einzelnen  nachweist,  wie  weit  bis- 
lang das  auf  der  Pariser  Tagung  des  Instituts  auf<^estellte  Programm 
für  eine  genauere  Ausgestaltung  der  F  a  m  i  1  i  en  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
(vergl.  meinen  Bericht  über  die  Pariser  Tayun^f  in  dieser  Zeitschrift 
65.  Jahrgang  1909  S.  683)  bezüglich  der  Fruchtbarkeit  der  Ehen  und 
der  Kinderzahl  auf  eine  Familie  in  einer  Reihe  von  Staaten,  von  denen 
er  auf  eine  allgemeine  Anfrage  bezüglichen  Aufschluß  erhalten  hatte, 
—  so  Deutschland,  Belgien,  Provinz  und  Stadt  Buenos  Ayres,  Bul- 
garien, Kanada,  Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten  von  Nonl- 
Amerika,  Finland,  Frankreich,  Groß-Britannien,  Ungarn,  Luxemburg, 
Norwegen  und  Rumänien  —  bereits  mehr  oder  weniger  zu  einer  prak- 
tischen Durchführung  gelange.  Er  kam  dabei  zu  einem  im  allgemeinen 
günstigen  Ergebnis,  daß  man  teils  den  Wünschen  des  Instituts  ein  be- 
reitwilliges Entgegenkommen  zeige,  teils  dasjenige,  was  das  Institut 
bezüglich  einer  weiteren  Durchbildung  der  Familienstatistik  für  not- 
wendig erachte,  bereits,  wenn  auch  in  etwas  anderer  Form,  nachweise. 
Wenngleich  nach  ihrer  Art  <lie  iVico/aische  Arbeit  einen  Anlaß  für 
eine  Debatte  nicht  bieten  konnte,  so  wurde  eine  solche  doch  dadurch 
über  den  Gegenstand  herbeigeführt,  daß  man  zwei  weitere  einschlägige 
gedruckte  Referate,  die  aber  von  ihren  Verfassern  nicht  persönlich  ver- 
treten wurden,  in  die  Verhandlung  einbezog,  so  die  familienweise 
Statistik  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  und  der  K  i  n- 
d  e  r  e  r  h  a  1 1  u  n  g  von  7rA/-Zürich,  welcher  gleichzeitig  in  einzelnen 
Punkten  eine  Kritik  an  dem  Pariser  Programm  für  eine  Familienstatistik 
übte,  und  die  Familien  Statistik  der  Stadt  Zürich  von 
T/iom(7 nn-Zmich  und  Ju:/^-Zünch,  die  damit  gleichzeitig  im  allgemeinen 
einen  Beitrag  zur  Fruchtbarkeitsstatistik  geben  wollten.  In  der  so  er- 
öffneten eingehenderen  Debatte,  an  welcher  sich  J?aucMerg--Pra.g,  Ber- 
tillon-V^x'is,  J^a/kenh/ rg-Amiilei  dam,  von  yJ/öjv-München,  Z^;//^«?- Karls- 
ruhe, Waxweiler-^xvi^^tX,  A'<?^fc'-Breslau,  C7/^;7'z;/- Paris,  von  Bortkiewicz- 
Berlin,  Milliet-'Qtxw,  Fa/ilbeck-\.\.w\6.  beteiligten,  wurden  neben  einigen 
Ergänzungen  bezüglich  einzelner  Staaten  oder  Städte  namentlich 
die  Fragen  berührt,  ob  die  Familienstatistik  im  wesentlichen  auf  die 
Volkszählungen  oder  auf  die  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung 
oder  auch  auf  beide  zu  gründen,  und  ob  dabei  die  Zahl  der  lebenden 
Kinder  oder  die  Zahl  der  geborenen  hauptsächlich  zu  berücksichtigen 
sei.  In  letzterer  Beziehung  wollte  Bertillon-Vaw^  eine  Resolution,  die 
sich  für  die  Berücksichtigung  der  lebenden  Kinder  aussprechen  sollte, 
einbringen,    kam    aber  aus  Gründen    der  Geschäftsordnung    davon    ab. 
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Man  beschloß  nach  der  klärenden  Erörterung  von  einer  Resolution 
überhaupt  abzusehen. 

Es  gelangten  sodann  zwei  Referate  über  Säuglingssterblich- 
keit wiederum  gleichzeitig  zur  Verhandlung,  welche  sich  beide  an 
frühere  Mitteilungen  auf  der  Pariser  Tagung  (vergl.  a.  a.  O.  S.  683), 
solche  weiter  ausgestaltend,  anschlössen,  das  von  Huber-Va.x'is  über  die 
Sterblichkeit  der  Pflegekinder  nach  Maßgabe  ihrer 
Ernährungsweise  in  Frankreich,  nach  welchem  sich  dort 
die  Brusternährung,  namentlich  bezüglich  der  Sterblichkeit  in  den 
ersten  drei  Monaten,  als  ausschlaggebend  erweist,  und  das  von 
Mct/iorsf-llB.ag  über  die  Mortalität  und  Morbidität  der  im 
Jahr  1908  i  m  H  a  a  g  g  e  b  o  r  e  n  e  n  P  f  1  e  g  e  k  i  n  d  e  r  im  Zusam- 
menhang mit  der  Ernährungsweise  und  den  sozialen 
Verhältnissen  derselben,  welches  sich  auf  eine  besondere, 
sehr  eingehend  und  sorgfältig  durchgeführte  Erhebung  gründet  und 
die  Ergebnisse  dieser  Erhebung  nach  den  einzelnen  Richtungen  hin 
in  lehrreicher  und  interessanter  Weise  verarbeitet  hat.  In  der  sich 
anschließenden  Debatte  wurden  einerseits  Ergänzungen  durch  ander- 
weite Erfahrungen  gegeben,  so  von  Berüllon-Yzxx^  bezüglich  Frank- 
reichs, wobei  namentlich  der  künstlichen  Ernährung  bei  entspre- 
chender Sauberkeit  und  Sorgfalt  das  Wort  geredet  wurde,  von  Zahn- 
München  bezüglich  Bayerns,  von  Z^^^t^-Karlsruhe  bezüglich  Badens ; 
andererseits  wurden  Einzelheiten  bezüglich  der  von  den  Referenten 
angewandten  Methoden  berührt,  so  von  von  Bortkiewicz-^t\\\x\,  von 
iV<?if/"(?-Breslau,  welch  letzterer  besonders  auch  die  Wöchnerinnenfürsorge 
berücksichtigt  wissen  will,  und  von  AfiUiet-Btvn,  welcher  dem  Einfluß 
des  Alkoholismus  der  Eltern  speziell  des  Vaters  Rechnung  getragen 
zu  sehen  wünscht.  Bezüglich  letzteren  Punkts  wurden  Zweifel  geäußert 
von  iV^«?/"^- Breslau,  der  den  Begriff  des  Alkoholisten  als  nicht  genügend 
bestimmbar  bezeichnet,  und  von  Methorst-Yidi&g,  der  auf  Grund  ge- 
machter Erfahrungen  auf  ein  brauchbares  Ergebnis  nicht  rechnen  zu 
können  glaubt;  Mischler-Y^xen  empfiehlt  als  Alkoholisten  nur  notorische 
Trinker  anzunehmen;  Aiillief-Btm  bekämpft  die  vorgebrachten  Ein- 
wendungen. 

Die  Agglomeration  in  der  Umgebung  großer  Städte 
bildete  demnächst  wieder  einen  Verhandlungsgegenstand,  obwohl  die  in 
Paris  für  die  nähere  Klärung  dieser  Frage  eingesetzte  Kommission 
(vergl.  a.  a.  O.  S.  683)  zu  einem  abschließenden  Ergebnis  noch  nicht 
gekommen  war.  Von  Meuriot-Va.xxs  lag  ein  gedruckter  Bericht  vor, 
welcher  in  Abwesenheit  des  Verfassers  von  Hnber  vorgetragen  wurde. 
In  demselben  war  namentlich  die  große  Bedeutung,  die  es  habe,  die 
Bevölkerungsverhältnisse  für  einen  gewissen  Bannkreis  der  Großstädte 
in  besonderer  Weise  festzulegen,  betont,  andererseits  aber  auf  die 
Schwierigkeiten,    die  sich   einer   allgemeinen    prinzipiellen  Bestimmung 
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einer  solchen  Bannkreislinie  entgegensetzten,  hingewiesen.  Nach  einer 
von  6V//^//-Mannheim,  Zo'//^'-^- Karlsruhe,  /a/ifi-München,  yAVf/>- Breslau, 
von  J/rt^r-München  und  Afarc/i  Paris  geführten  Debatte  wurde  der  Auf- 
trag der  Kommission  im  allgemeinen  erneuert,  dabei  aber  auf  einen  An- 
trag von  Marc/i-Faris  besonders  hervorgehoben,  daß  namentlich  Rück- 
sicht zu  nehmen  sei,  einmal  auf  die  Bevölkerungsdichte  in  den  Oert- 
lichkeiten,  welche  innerhalb  eines  gewissen  Bannkreises  um  die  Groß- 
städte herum  belegen  seien,  und  ferner  auf  die  regelmäßige  Wanderung 
derjenigen  Personen,  welche  in  der  Stadt  ihre  Arbeitsstätte,  in  der 
Umgebung  aber  ihren  Wohnsitz  hätten. 

^/«•tr-Christiania,  welcher  schon  auf  früheren  Tagungen  des  In- 
stituts (vergl.  meinen  Bericht  über  die  Londoner  Tagung  1905,  Zeitschrift 
1905  S.  738  und  über  die  Kopenhagener  Tagung  1907,  Zeitschrift  1907 
S.  775,  sowie  von  Zeller  Bericht  über  die  Berliner  Tagung  1903,  Zeit- 
schrift 1904  S.  535)  über  die  Festlegung  der  B  e  vö-lk  e  r  u  n  gs- 
verhältnisse  in  Ländern  ohne  eine  ordnungsmäßige 
Volkszählung  berichtet  hatte ,  kam  hierauf  wieder  zurück  und 
legte  in  einem  eingehenderen  Referat  die  neuesten  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiet  klar,  indem  er  schließlich  beantragte,  das  Internationale  Sta- 
tistische Institut  möge  die  Frage  in  Gemeinschaft  mit  dem  Internatio- 
nalen Kongreß  für  Geographie,  welcher  sich  auf  seiner  diesjährigen 
Tagung  zu  Rom  damit  befassen  werde,  in  Betracht  ziehen.  Diesem 
Antrage  wurde  nach  einer  kürzeren  Debatte,  an  welcher  sich  Baines- 
London  und  von  iI%)r-München  beteiligten,  von  der  Sektion  stattge- 
geben. 

Die  sog.  mathematische  Statistik  war  durch  eine  um- 
fassendere Arbeit  von  von  Boj-tküwicz-BeiVm  über  die  Sterbeziffer 
und  den  Frauenüberschuß  in  der  stationären  und  in 
der  progressiven  Bevölkerung,  welche  sich  zugleich  als  ein 
Beitrag  zur  Fra^e  der  Berechnuntr  der  »verlebten  Zeit«  darstellte,  ver- 
treten.  Der  Referent  legte  die  von  ihm  bei  seinen  Berechnungen  an- 
gewandte Methode  im  allgemeinen  dar  und  berührte  sodann  die  da- 
durch erzielten  Ergebnisse.  Daß  letztere  in  einer  ähnlichen  Weise  wenn 
auch  durch  einfachere  Berechnungen  für  Schweden  und  Deutschland 
festgestellt  seien,  wurde  von  Fa/iä>eck-L\ir]d  und  von  Zö-//«- München 
betont.  Ueber  die  von  Bortkiewicz  sehe  Methode,  welche  von  Mayr- 
München  als  für  einen  nicht  besonders  mathematisch  gebildeten  Sta- 
tistiker schwer  verfolgbar  bezeichnete,  wurde  nicht  weiter  verhandelt, 
da  die  besonderen  Vertreter  der  mathematischen  Statistik,  welche  in 
Paris  so  zahlreich  erschienen  waren,  auf  der  Tagung  im  Haag  durch- 
weg fehlten. 

Im  Anschluß  an  frühere  Verhandlungen  auf  der  Tagung  zu  Buda- 
pest 1901,  welche  auf  Anregung  von  Beriil/on-Vans  geführt  waren 
(vergl.  meinen  Bericht   Zeitschrift  1902  S.  122),    hatte  yI/<7rc//-Paris  be- 
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hiifs  Erzielung  einer  Gleichmäßigkeit  in  der  A  n  w  e  n  d  u  11  g 
q-  r  a  p  h  i  s  c  h  e  r  Darstellungen  gewisse  allgemeine  Grundsätze 
hiert'ür  aufgestellt,  welche  im  wesentlichen  schon  vorhandenen  prak- 
tischen Durchführungen  entsprachen  und  die  Möglichkeit  einer  allge- 
meineren Beobachtung  boten.  Referent  befürwortete  die  Grundsätze 
an  der  Hand  seines  gedruckten  Berichts,  fand  aber  doch  trotz  durch- 
gängiger Anerkennung  im  allgemeinen  gewisse  Widersprüche  im  ein- 
zelnen besonders  bezüglich  der  vorgeschlagenen  Jahreszahlfestlegungen. 
Nachdem  der  Vorsitzende  von  Ji^jjr-München  darauf  hingewiesen  hatte, 
daß  es  sich  nicht  darum  handeln  könne,  die  Grundsätze  als  eine  bindende 
Reglementierung  anzunehmen,  sondern  nur  darum  sie  zur  Anwendung 
im  zutreffenden  Fall  zu  empfehlen,  erklärte  sich  die  Sektion  in  ihrer 
Mehrheit  mit  den  J/<?/r/;schen  Vorschlägen,  abgesehen  von  denen  für 
Jahreszahlfestlegung,  einverstanden. 

Die  zw. eite  Sektion  erledigte  in  ihrer  ersten  Sitzung  ohne 
eigentliche  Verhandlungen  vier  Gegenstände,  indem  sie  im  wesentlichen 
nur  die  allerdings  durchweg  sorgfältig  ausgearbeiteten  Berichte  der 
Referenten  entgegennahm  und  sich  erläutern  ließ.  So  berichtete  zu- 
nächst ^/^t'r-Christiania  namens  der  Kommission,  welche  für  die  Unter- 
suchung über  die  Verteilung  des  Privateinkommens  in 
den  einzelnen  Staaten  auf  der  Pariser  Tagung  (vergl.  Pariser 
Berichte,  Zeitschrift  1909  S.  686)  eingesetzt  war,  und  konnte  dabei 
eine  eingehendere  Zusammenstellung  über  die  Quellen  und  Nachweise 
vorlegen,  welche  über  den  Gegenstand  für  37  verschiedene  Staaten 
auszunutzen  bez.  zu  erbringen  sind.  Von  der  Sektion  wurde  die  Be- 
deutung der  erzielten  Ergebnisse  anerkannt  und  die  bisherige  Kommission 
für  die  Frage  aufrecht  erhalten  und  beauftragt,  ihre  Arbeiten  fortzusetzen 
und  gleichzeitig  auch  auf  die  V  e  r  m  ö  g  e  n  s  v  e  r  t  e  i  1  u  n  g  auszudehnen, 
üeber  die  seitherige,  noch  nicht  abgeschlossene  Tätigkeit  der  zu  Paris 
eingesetzten  Kommission  (vgl.  a.  a.  O.  S.  686)  für  Aufmachung  einer  i  n- 
ternationalen  Statistik  des  staatlichen  Finanzwesens 
machte  Z«/^;/-München  nähere  Mitteilung  und  bemerkte  dabei,  dafi  ein 
Erhebungsformular  bereits  aufgestellt  sei,  welches  sich  aber  nicht  nur 
auf  die  Ausgaben  (Pariser  Beschluß)  sondern  behufs  Vermeidung  von 
weiteren  Schwierigkeiten  zugleich  auch  auf  die  Einnahmen,  auf  das 
Vermögen  und  auf  die  Schulden  mit  beziehe.  Im  Anschluß  an  frühere 
bezügliche  Verhandlungen  namentlich  in  Paris  (vergl.  a.  a.  O.  S.  685) 
legte  ^^w-London  eine  umfassendere  Nachweisung  über  die  Ausge- 
staltung der  Fischerei-Statistik  in  einer  Reihe  hauptsäch- 
licher Staaten  vor,  welche  sich  auf  diese  statistische  Organisation  über- 
haupt, auf  die  Mittel  und  Geräte  des  Fangs,  auf  die  Ergebnisse  des 
Fangs,  auf  die  Veranstaltungen  für  die  Zurichtung  der  Fische  zum 
Verbrauch,  auf  den  Verkauf  und  Verbrauch  der  Fische  und  auf  die 
bezüglichen    statistischen  Veröffentlichungen   bezieht,    gleichzeitig   aber 
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in  vier  Tabellen  Zusammenstellungen  über  die  zahlenmäßigen  Er- 
gebnisse, soweit  sich  solche  als  ver<4leichl)ar  erwiesen  haben  ,  ent- 
hält. Den  Verhandlungen  auf  der  Londoner  Tagung  über  die  b  e- 
r  u  f  1  i  c  h  e  Gewerbestatistik  (vergl.  Zeitschrift  1905  S.  734)  fol- 
gend hatte  sich  lUa/r/i-Piuh  in  einem  umfassenderen  Bericht  über  die 
bisherigen  statistischen  Festlegungen  bezüglich  der  Benutzung  von 
Motoren  in  den  Gewerbebetrieben  verbreitet,  dabei  zu  dem 
Schluß  kommend,  daß  die  bezügliche  Statistik  noch  verhältnismäßig 
unvollkommen  ausgebildet  sei.  Auf  seinen  Antrag  spricht  die  Sektion 
in  einem  Beschlüsse  den  Wunsch  aus,  daß  die  Statistik  der  gewerb- 
lichen -Motoren  so  umfassend  wie  nur  mciglich  ausgestaltet  werden 
möchte,  zum  mindesten  aber  so,  daß  sich  daraus  für  jeden  Industrie- 
zweig erkennen  ließe:  einmal  die  Zahl  der  Personen,  welche  überhaupt 
in  dem  Industriezweig  Iteschäftigt  werden,  ferner  die  Zahl  der  Per- 
sonen, welche  bei  den  Motoren  beschäftigt  werden,  und  endlich  die 
Motorkräfte  selbst  (Wasser,  Dampf  etc.)  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit 
und  mit  der  Unterscheidung  nach  mittelbarer  und  unmittelbarer  Kraft- 
nutzung. 

Auch  am  folgenden  Verhandlungstage  beschäftigte  sich  die  zweite 
Sektion  gleichfalls  im  wesentlichen  mir  mit  der  Entgegennahme  zahl- 
reicher teils  gedruckter  teüs  ungedruckter  Berichte,  ohne  daß  sich 
daran  eine  eingehendere  Debatte  knüpfte;  wir  können  dieselben  nur 
kurz  berühren.  IFaxweäer-BriXsse]  erläuterte  seinen  im  Anschluß  an 
die  Pariser  Mitteilungen  (a.  a.  O.  S.  688)  erstatteten,  gedruckt  vor- 
liegenden Bericht  über  die  Preisbewegung  von  zehn  wich- 
tigen V  e  r  b  r  a  u  c  h  s  g  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e  n  in  Brüssel  in  dem 
Zeitraum  von  1881  bis  19x0.  De  Foc'i//e-Far\s  teilt  die  Haupt- 
sachen aus  den  von  ihm  gemachten  tabellarischen  Zusammenstellungen 
über  die  Preiskennziffern,  wie  sie  ihm  aus  den  einzelnen  Staaten 
zugegangen  sind;  mit.  Yves  G?iyot-Faiis  behandelt  seinen  gedruckten 
Bericht,  in  welchem  er  unter  Beibringung  näherer  Daten  nachzuweisen 
sucht,  daß  zwischen  dem  Ansteigen  der  Getreide-  und 
N  a  h  r  ung  s  m  i  1 1  e  1  p  r  e  i  s  e  nach  der  Ernte  von  1910  sowie  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  191 1  und  der  Zunahme  der  Gold  Pro- 
duktion in  der  Zeit  von  1576  bis  1910  ein  innerer  Zusam- 
menhang, speziell  ein  Verhältnis  von  Wirkung  und  Ursache  nicht 
bestehe ;  er  berücksichtigt  dabei  das  Gold  lediglich  als  Ware.  Bodio- 
Rom  gibt  eine  nicht  gedruckte  Arbeit  von  Slringher-Koxn  über  die 
Bilanz  der  internationalen  Zahlungen  zwischen  Ita- 
lien und  dem  Ausland  in  eingehenderer  Darstellung  bekannt, 
welche  sich  mit  der  vom  Institut  namentlich  auf  der  Kopenhagener 
Tagung  (vergl.  bezüglichen  Bericht  Zeitschrift  1907  S.  773)  behandel- 
ten Frage  über  die  Grundlegung  einer  internationalen  Zahlungsbilanz 
innerlich  berührt.     G7r/(WA--Paris  bespricht  seinen  eingehenden  und  mit 
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zahlreichen  zahlenmäßigen  E'inzelnachweisen  versehenen  Bericht  über 
den  Lohn  und  die  Arbeitsverhältnisse  der  Arbeiter 
und  Angestellten  in  den  städtischen  Betrieben  von 
Paris  und  in  denen  einer  großen  französischen  Eisen- 
bahn und  stellt  am  Schluß  den  einstimmig  zur  Annahme  gelangenden 
Antrag,  man  möge  in  einem  Beschluß  den  Wunsch  aussprechen,  daß 
in  den  die  Lage  der  Arbeiter  behandelnden  statistischen  Tabellen  stets 
diejenigen  Arbeiter  und  Beschäftigten,  welche  in  den  staatlichen,  pro- 
vinziellen oder  städtischen  Betrieben  verwendet  werden,  bezüglich 
ihrer  persönlichen  Verhältnisse  sowie  bezüglich  ihrer  Arbeitsbedingungen 
und  ihres  Lohnes  auf  Grund  der  Angaben  der  beschäftigenden  Be- 
hörden in  besonderer  Ordnung  nachgewiesen  werden  und  daß  ferner 
von  den  statistischen  Amtsstellen  nach  bestimmten  Zeitabschnitten  die 
bezüglichen  B'estlegungen  für  die  in  den  bezeichneten  öffentlichen  Be- 
trieben verwendeten  Arbeiter  und  Beschäftigten  und  für  die  in  der 
Privatindustrie  getrennt  und  einander  gegenübergestellt  zur  Veröffent- 
lichung gebracht  werden  Wie  schon  auf  früheren  Tagungen  (vergl. 
Zeitschrift  1905  S.  735,  1907  S.  777,  1909  S.  685)  legte  von  Wendrich- 
Petersburg  die  Fortschritte  näher  dar,  welche  die  internationale 
Transportstatistik  in  jüngster  Zeit  speziell  dadurch  gemacht, 
daß  in  den  bezüglichen  Nachweisungen  der  einzelnen  Staaten  manche 
eine  Vergleichbarkeit  ermöglichende  Abänderungen  getroffen  wurden, 
gleichzeitig  dabei  die  Bemühungen  anderer  internationaler  Vereini- 
gungen auf  dem  gleichen  Gebiete,  mit  denen  ein  Zusammenarbeiten 
dem  Institut  warm  empfohlen  wird,  berührend. 

Am  letzten  Tage  der  Sektionsverhandlungen  wurden  nur  zwei 
Gegenstände,  aber  in  einer  ausführlicheren  mündlichen  Beratung  ver- 
handelt. Zunächst  berichtete  Ricci-^o\\\  über  die  Grundlegung,  welche 
für  eine  sachgemäße  und  brauchbare  Ausgestaltung  der  in- 
ternationalen Saaten  Standsstatistik  zu  schaffen  sein 
würde,  und  hob  eine  größere  Zahl  einzelner  Momente,  bezüglich  deren 
eine  Gleichmäßigkeit  und  Uebereinstimmung  in  der  Behandlung  für 
die  betreffenden  statistischen  Stellen  der  einzelnen  Staaten  gewonnen 
werden  müßte,  hervor.  In  der  sich  anschließenden  längeren  Debatte, 
an  welcher  sich  i?£'zc-London,  Craigie-\-,ox\d.oxv,  Bodio-'^om,  de  Lannoy- 
Brüssel  und  Z/j7j^-Paris  beteiligten,  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die 
nähere  Prüfung  der  Frage  einer  Kommission  anzuvertrauen.  Demgegen- 
über wurde  dann  aber  betont,  daß  man  über  einige  Punkte  sehr  wohl 
sofort  zu  einer  Beschlußfassung  kommen  könne.  Letzterem  folgend 
wurden  sodann  die  nachstehenden  beiden  Sätze  beschlossen:  i.  Für 
die  Saatenstandsstatistik  ist  zweckentsprechend  das  System  der  Be- 
wertung (evaluation)  zugrunde  zu  legen,  indem  für  die  als  Grundziffer 
einzustellende  Zahl  100  der  Durchschnitt  aus  einer  möglichst  nahe 
liegenden  zehnjährigen  Periode  gewählt  wird    (gegenüber   dem  System 
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der  Einklassierung  [Classification],  bei  dem  nacli  Klassen,  sehr  gut, 
gut,  mittel  etc.  eingeschätzt  wirdl.  2.  Die  Zentralstellen  für  die  Ackcr- 
baustatistik  in  den  einzelnen  Staaten  müssen  eine  Gleichförmi<^keit  in 
den  Zeitpunkten,  für  welche  die  Festlegungen  über  den  Saatenstand  ge- 
macht werden,  anstreben  und  die  gewöhnlichen  Einwirkungen  des 
Wetters  u.  s.  w.,  welche  für  die  Festlegung  der  Grundziffer  in  Betracht 
gezogen  sind,  mitteilen.  Gleichzeitig  wurde  eine  Kommission,  welche 
die  Frage  in  den  weiteren  Einzelheiten  prüfen  sollte,  ernannt.  Das 
letzte  Referat,  das  sich  wiederum  an  frühere  Verhandlungen  (vergl. 
Zeitschrift  1905  S.  734)  anschlielk,  erstattete  Var/ez-Genl  über  die 
Arbeitslosenstatistik.  Der  Berichterstatter  bringt  dasjenige 
was  in  den  einzelnen  Staaten  auf  dem  fraglichen  Gebiete  bereits  ge 
schehen,  näher  zur  Darstellung  und  weist  dabei  auf  die  verhältnismäßig 
größeren  Verschiedenheiten  in  den  Ergebnissen  hin,  welche  eine  Ein- 
heitlichkeit in  den  Erhebungsgrundsätzen  um  so  mehr  erwünscht  machen 
müßten;  er  empfiehlt  sodann  ein  Zusammenarbeiten  mit  der  Interna 
tionalen  Vereinigung  für  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  Nach 
längerer  Debatte,  an  welcher  sich  Yves  Guy flf-Par'is,  Vcrrijn  Stuart 
Groningen,  Misc/iler-\N'\en,  A^icola'i-Bvn?,se\,  Za//«- München,  Delatour- 
Paris  beteiligten,  beschließt  die  Sektion  nach  den  etwas  abgeänderten 
Anträgen  des  Bericliterstatters,  daß  das  Internationale  Statistische  In- 
stitut eine  Kommission  damit  beauftrage,  der  nächsten  Tagung  im 
Jahre  1913  Vorschläge  für  die  Aufmachung  einer  internationalen  Ar- 
beitslosenstatistik vorzulegen,  und  daß  diese  Kommission  sich  mit  der 
zu  gleichem  Zweck  von  der  Internationalen  Vereinigung  für  die  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit  ernannten  Kommission  in  Verbindung 
setzen  könne. 

Die  dritte  Sektion  hatte  im  Verliältnis  nur  wenige  Fragen  zu 
behandeln.  Sie  beschäftigte  sich  am  ausgiebigsten  mit  dem  ersten  von 
Schelle-VdiXis  über  die  Statistik  der  industriellen  Betriebe 
der  Staaten  und  Städte  erstatteten  Berichte,  dessen  Erörterung 
fast  zwei  Sitzungen  ausfüllte.  Schelle  will  in  die  Statistik  alle  staat- 
lichen und  städtischen  industriellen  Betriebe  einbeziehen,  gleichgültig 
ob  sie  rein  fiskalisch  sind  oder  nicht,  ob  sie  monopolistisch  sind  oder 
nicht;  die  Statistik  soll  sodann  genaue  i\uskunft  geben:  über  die  An- 
lagekosten, über  die  Einnahmen  und  die  Ausgaben  des  Betriebs,  über 
Verzinsung  und  Amortisation  der  eingestellten  Kapitalien.  Er  führt  im 
einzelnen  die  Ergebnisse  einer  besonderen  Umfrage  an,  auf  welche 
bislang  aus  zehn  Staaten  Antwort  erteilt  wurde.  Eine  Zusammenstel- 
lung und  Vergleichbarkeit  der  Daten  wird  teils  durch  deren  UnvoU- 
ständigkeit  teils  durch  den  verschiedenen  inneren  Charakter  erschwert ; 
letzteres  beruht  wesentlich  auf  der  verschiedenen  budgetmäßigen  Be- 
handlung. In  der  umfassenden  Verhandlung,  an  welcher  sich  Giusti- 
Florenz,     Grc^//a:-Paris,    Z)i?/7/j'-Brüssel,    Delaiour-VdiXX?,,    d^ Eichthal-V2.x\%, 
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Dcsroxs  dn  Roure-?d.\'\%,  Delamotie-VAXis,  de  Lan/ioy-Gtnt  beteiligten, 
wurde  namentlich  letzterer  Punkt  nach  verschiedenen  Richtungen  hin 
behandelt;  des  weiteren  wurden  Ergänzungen  bezüglich  einzelner  Staaten 
gegeben ;  die  Debatte  griff  mannigfach  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet 
über.  Trotz  der  im  allgemeinen  anerkannten  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  wurde  zum  Schluß  Fortsetzung  der  Ermittlungen  unter 
tunlichster  Vervollständigung  derselben  beschlossen. 

Ein  Bericht  von  de  Roos-lüvidig  beschäftigte  sich  mit  der  Krim  i- 
nalität  der  großen  Städte,  die  in  den  geographischen  Nach- 
weisungen der  Justizstatistik  meist  unrichtig  oder  zum  mindesten  un- 
genau zur  Darstellung  komme,  weil  die  Justizstatistik  nicht  die  tatsäch- 
lichen Vergehungen  sondern  nur  die  abgeurteilten  zur  Darstellung  bringe, 
die  tatsächlichen  Vergehungen  aber  in  den  großen  Städten,  in  welchen 
aus  einem  gewissen  Opportunitätsprinzip  eine  große  Zahl  der  stets  die 
Hauptmasse  ausmachenden  ganz  geringfügigen  Vergehungen  unabge- 
urteilt  bleibe,  mehr  als  sonst  die  abgeurteilten  überragten.  Nach  einer 
von  De/at(?ur-F aris  und  de  Za/moj-Gent  geführten  Debatte  kam  man  zu 
dem  Beschluß:  Das  Internationale  Statistische  Institut  spricht  sich  da- 
für aus,  daß  in  der  Kriminalstatistik  in  erster  Linie  die  Verurteilung  die 
Grundlage  bilden  müsse,  daß  es  aber  erwünscht  und  nutzbringend  er- 
scheine, wenn,  um  die  wirkliche  Kriminalität  festzulegen,  neben  dem 
statistischen  Nachweis  der  Verurteilungen  auch  ein  solcher  bezüglich 
der  zur  Anzeige  gelangten  und  nicht  bis  zur  Verurteilung  verfolgten 
Vergehungen  erbracht  werde. 

Endlich  lag  der  Sektion  ein  gedruckter  Bericht  von  Yz'er7ics-Pavis 
über  die  statistische  Festlegung  der  Ursachen  der 
Verbrechen  vor,  welcher  bei  Abwesenheit  des  Berichterstatters  von 
de  Lannoy-Gtni  vorgetragen  wurde.  Dem  Bericht  waren  Formularent- 
würfe für  eine  bezügliche  statistische  Festlegung  beigegeben,  welche 
aber  in  der  Debatte  zu  Zweifeln  in  mannigfacher  Richtung  Veranlas- 
sung boten  und  zweckmäßig  erst  einer  kommissarischen  Prüfung  zu 
unterwerfen  waren.  Etwas  abweichend  vom  Antrage  des  Berichter- 
statters wurde  daher  beschlossen:  Das  Internationale  Statistische  In- 
stitut erklärt  es  für  erwünscht,  daß  in  der  offiziellen  Justizstatistik  den 
soziologischen  Momenten  des  Verbrechens  ein  größerer  Raum  gewährt 
werde,  um  auf  diese  Weise  die  Ergründung  der  Ursache  des  Ver- 
brechens zu  ermöglichen.  Gleichzeitig  soll  eine  Kommission  ernannt 
werden,  welche  die  bei  den  Festlegungen  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigenden Punkte  bestimmen  wird,  soweit  eben  ein  Zusammenhang 
zwischen  dem  Verbrechen  und  den  einzelnen  soziologischen  Faktoren 
in  der  Person  des  Verbrechers  in  Frage  kommen  kann. 

Zum  Schluß  haben  wir  noch  der  Gegenstände,  welche  ausschließ- 
lich in  der  Generalversammlung  zur  Verhandlung  kamen,  zu 
gedenken.     Unter  diesen  ragt    als  bedeutendstes  Ergebnis    der    ganzen 
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Tagung  der  grundlegende  Schritt  für  die  Schaffung  eines  stän- 
digen internationalen  Bureaus  für  Statistik  heraus. 
Der  auf  der  Pariser  Tagung  von  van  der  Borg/i(-V>e\\'\\\  gestellte  bezüg- 
liche Antrag  (vergl.  Zeitschrift  1909  S.  687)  war  von  der  dafür  eingesetzten 
Kommission  trotz  der  bestehenden  schärferen  Gegensätze  zu  einem 
allgemein  anerkannten  positiven  Resultat  j^ebracht,  welches  von  dem 
Vorsitzenden  de  Juf:w7/c-Faris  in  folgenden  Sätzen,  die  nach  längerer 
Debatte  einstimmig  zur  Annahme  gelangten,  vorgelegt  wurde:  »Die 
Versammlung  gibt  dem  Wunsch  Ausdruck,  daß  ein  stänflit,^es  Bureau 
des  Internationalen  Statistischen  Instituts  unter  seiner  01)eileitung  ge- 
bildet werde.  Neben  anderen  Aufgaben  hat  dieses  siänciige  Bureau 
I.  das  internationale  statistische  Jahrbuch,  wie  es  die  Statuten  des  In- 
stituts vorsehen,  sowie  andere  Arbeiten  in  regelmäßigen  Zeitabschnitten 
zu  veröffentlichen  ;  2.  die  Bibliothek  und  das  Archiv  des  Internationalen 
Statistischen  Instituts  aufzubewahren;  3.  unter  der  Leitung  des  Präsi- 
denten des  Instituts  das  Programm  für  die  Tagungen  des  Instituts  vor- 
zubereiten. Späterer  Beschlußfassung  werden  die  weiteren  Rcgelungs- 
fragen  vorbehalten,  so  die  über  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung 
des  ständigen  Bureaus,  die  Aufbringung  der  finanziellen  Mittel  und 
anderes.«  Dafi  man  zu  einem  derartigen  Unternehmen  der  dauernden 
aktiven  Beihilfe  der  einzelnen  Staaten  und  der  Regierungen  derselben 
bedürfe,  war  von  vornherein  als  feststehend  anzunehmen.  Ihre  Bereit- 
willigkeit, eine  tätige  Mitwirkung  der  Regierungen  zu  vermitteln,  ließ  die 
Regierung  der'  Schweiz  durch  Millict-B&wx,  die  der  Niederlande 
durch  Verrijn  Sinart-Qxox\\x\gQX\  erklären.  Diese  Erklärungen  führten 
wiederum  zu  zahlreichen  Meinungsäußerungen  mehr  oder  weniger  gegen- 
sätzlicher Art;  schließlich  einigte  man  sich  auf  den  Vorschlag  von 
von  J/oj'r-München  zu  folgendem  einstimmig  gefaßten  Beschluß:  »Nach 
Entgegennahme  der  Erklärungen  der  Herren  ÄfiUiet  und  Vei'rijn  Smart 
spricht  das  Institut  der  Schweizer  und  der  Niederländischen  Regierung 
seinen  Dank  aus  ;  der  Geschäftsauftrag  der  Kommission  wird  bis  zur 
Tagung  von  1913  verlängert;  sie  wird  angewiesen  unter  Mitwirkung 
des  Präsidenten  und  des  Bureaus  des  Instituts  im  einzelnen  einen 
Plan  für  die  Organisation  des  ständigen  internationalen  Bureaus  aus- 
zuarbeiten und  auf  der  nächsten  Tagung  vorzulegen.«  Damit  ist  die 
Angelegenheit  in  feste  Bahnen  geleitet  und  es  besteht  gegründete  Hoff- 
nung, daß  das  gesetzte  Ziel,  das  jedenfalls  einem  allgemeinen  Bedürf- 
nis entspricht,  in  voll  befriedigender  Weise  erreicht  werde. 

Der  Generalversammlung  gab  sodann  Neymarck-'?2i\\%  wie  auch  auf 
früheren  Tagungen  (vergl.  Zeitschrift  1904  S.  544;  1905  S.  738;  1907 
S.  777;  1909  S.  684)  eine  zusammenfassende  Uebersicht  über  die  von  ihm 
fortgesetzte  internationale  Statistik  der  mobilen  Werte, 
welche  jetzt  19  europäische  und  ebenmäßig  19  außereuropäische  Staaten 
umfaßt.     De  Foville-Vd,\\.%  hielt  einen  viel  Interessantes  bietenden  Vor- 
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trag  über  Napoleon  I.  in  seinem  Verhältnis  zur  Stati- 
stik, welcher  mit  großem  Beifall  aufgenommen  wurde.  Bertillon- 
Paris  endlich  machte  Mitteilung  über  die  neueren  Erfolge,  welche  die 
Bestrebungen  zur  Erzielung  einer  internationalen  Einheit- 
lichkeit in  der  Bezeichnung  der  Todesursachen  zu 
verzeichnen  haben.  Bemerkt  sei  noch,  daß  sämtliche  Sek- 
tionsbeschlüsse von  der  Generalversammlung  durchBe- 
Schluß  i  li  r  e  r  s  e  i  t  s  gebilligt  wurden. 
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III.  LITERATUR 


Kau  IIa,  Prof.  Dr.  Rudolf,  Ideale  und  Vonn  teile  der  dintschen  Fi- 
nanzpolitik. Stuttgart  (Ferd.  Enke)  191 1.  108  S. 
Die  Steuerbelastung  des  deutschen  Volkes  hat  die  Grenzen  des  in 
Friedenszeiten  verständigerweise  Möglichen  erreicht;  da  die  Ausgaben 
weiter  steigen  werden,  sind  als  neue  reguläre  Einnahmequellen  öffent- 
liche Betriebe  und  Monopole  heranzuziehen.  Das  ist  kurz  das  Beweis- 
thema des  Äzw/Zrtschen  Buches. 

Die  Beweisführung  ist  merkwürdig  dogmatisch  —  als  ob  etwas 
Maßgebendes  über  die  Tatsachenfrage  der  Höhe  der  Steuerbelastung 
gesagt  wäre,  wenn  man  die  allgemeinsten  Besteuerungsprinzipien  kriti- 
siert, die  Aequivalenztheorie  mit  den  altbekannten  Argumenten  noch 
einmal  widerlegt  und  die  praktischen  Schwierigkeiten  aufweist,  die  der 
Durchführung  des  Prinzips  der  Leistungsfähigkeit  im  Wege  stehen. 
Nebenbei  beruft  Katdla  sich  allerdings  auch  auf  die  »gewichtigen  Zif- 
fern«, die  eine  Enquete  des  Hansabundes  zutage  gefördert  hat,  wonach 
es  »keine  besondere  Seltenheit«  ist,  wenn  »gewerbliche  Betriebe  nur 
allein  an  direkten  Steuern  und  an  Versicherungsbeiträgen  eine  Summe 
in  der  halben  Höhe  ihres  Reingewinns  aufzubringen  haben«.  Aber  ge- 
genüber solchen  Angaben  möchte  man  doch  etwas  mehr  finanzstatisti- 
sche Kritik  für  wünschenswert  halten,  damit  man  nicht  so  verschiedene 
Dinge  wie  Gewerbesteuer,  Besteuerung  des  Dividendeneinkommens  und 
Versicherungsbeiträge  als  eine  Einheit  zusammenfaßt,  die  Summe  in 
Beziehung  zum  Reingewinn  setzt  und  darnach  eine  horrende  Steuer- 
belastung behauptet,  ohne  das  Verhältnis  des  Reingewinns  zum  Kapi- 
tal der  Unternehmung  anzugeben. 

Was  die  Frage  der  öffentlichen  Betriebe  und  Monopole  anlang  t^ 
so  ist  sie  eine  reine  Zweckmäßigkeitsfrage,  die  sachlich  und  nüchtern 
nach  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  im  einzelnen  Falle  zu  unter- 
suchen ist  und  für  die  es  der  »Ideale  und  Vorurteile«  und  des  dog- 
matischen Aufwands  nicht  bedurft  hätte.  Die  Finanzminister  aber 
ganz  allgemein  für  die  Erschließung  neuer  Einnahmequellen  auf  die 
Betriebe  und  Monopole  zu  verweisen,  bleibt  deswegen  bedenklich,   weil 
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solche  organisatorischen  Veränderungen  unseres  Wirtschaftslebens  nach 
ihrem  eigenen  Wert  zu  prüfen  sind  und  auf  keinen  Fall  einer  rein  fis- 
kalischen Argumentation   überlassen  werden  dürfen. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


M  ä  Ji  l ,  Haus,    Die   Ueberleitung  Preußens  in  das  kousfitiitionelle  System 

dureh  den  zweiten  vereinigten  Landtag.     München  und  Berlin  (R.  01- 

denbourg)   1909.    XII.    268  S. 

Durch  den  dritten  Abschnitt  dieses  Buches  über  die  Finanzlage 
(im  April  1848)  wird  man  daran  erinnert,  wie  viel  interessante  Pro- 
bleme namentlich  aus  dem  Grenzgebiet  zwischen  Finanz  und  Politik 
nicht  nur  für  den  Finanzhistoriker,  sondern  auch  für  den  Theoretiker 
und  Politiker  aus  den  parlamentarischen  Akten  sich  ergeben  und  noch 
gänzlich  der  Verarbeitung  harren.  Die  im  allgemeinen  ja  bekannte, 
im  einzelnen  noch  nirgends  untersuchte  Wirkung  politischer  Unruhen 
auf  die  Finanzen  ,  Vermehrung  der  Ausgaben  und  Verminderung  der 
Einnahmen,  die  Notwendigkeit,  unter  sehr  erschwerten  Umständen  in 
kürzester  Zeit  große  Mittel  bereit  zu  stellen  ,  die  Möglichkeiten  ,  die 
sich  aus  den  politischen  Verhältnissen,  der  wirtschaftlichen  Lage,  der 
allgemeinen  Stimmung  ergeben,  das  alles  kann,  wie  die  Kriegsfinanz, 
zu  einer  Studie  der  Finanzpolitik  in  anormalen  Verhältnissen  verwen- 
det werden,  die  neben  der  Lehre  von  den  normalen  Finanzmethoden 
ihre  selbständige  Bedeutung  erlangen  könnte.  Es  ist  namentlich  in- 
teressant ,  in  welchem  Maße  die  Persönlichkeit  zur  Geltung  kommt, 
die  in  einer  solchen  Situation  die  Finanzen  leitet,  wo  es  in  anderer 
Weise  gilt,  rasch  das  Richtige  zu  treffen,  wie  bei  der  bureaukratischen 
Vorbereitung  einer  Finanzreform.  Die  Aufgabe  kompliziert  sich  da- 
durch, daß  Revolutionen  mit  finanzpolitischen  Forderungen  verbunden 
zu  sein  pflegen,  und  daß  die  schnelle  Durchführung  solcher  von  den 
revolutionären  Gruppen  geforderten  Reformen  und  die  spezifische  Auf- 
gabe der  Revolutionsfinanz ,  in  einer  erschütterten  Gesellschaft  den 
Staatshaushalt  in  Ordnung  zu  erhalten,  meistens  nicht  gut  zu  einander 
stimmen  werden. 

Unser  Verfasser  allerdings  kommt  über  die  Inhaltsangabe  des 
parlamentarischen  Materials  und  einiger  Zeitungsartikel  nicht  hinaus; 
die  Darlegung  der  Finanzlage  genügt  nicht,  und  seine  kritischen  Be- 
merkungen namentlich  zu  Hanseinann%  Behandlung  der  freiwilligen  An- 
leihe lassen  ein  ausreichendes  Verständnis  finanzpolitischer  Probleme 
vermissen.  Seine  Behauptung  von  der  allgemeinen  Begeisterung,  die 
1848  für  die  freiwillige  Anleihe  geherrscht  habe,  bedarf  von  vornher- 
ein einer  wesentlichen  Einschränkung.  Denn  von  den  besitzenden 
Klassen,  auf  die  es  bei  einer  solchen  Anleihe  natürlich  ankommt,  schloß 
sich  der  grundbesitzende  Adel  fast  vollständig  aus,    und  bei  der  nüch- 
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tern  reclinenden  Bourgeoisie  waren  auch  in  jenen  eisten  Tagen  der 
Revolution,  in  denen  nach  Mälih  Urteil  Ilanscmann  die  Kabinettsordre 
wegen  der  freiwilligen  Anleihe  hätte  erlassen  müssen,  der  Idealisten  nicht 
allzu  viele,  die  so  ohne  weiteres  ihre  Kapitalien  zur  Verfügung  gestellt 
hätten.  Mit  den  Spargroschen  begeisterter  Postbeamten  aber  und  ähn- 
licher Leute,  die  Mahl  aus  seinen  Zeitungsinseraten  herausgefunden 
hat,  kann  man,  zimial  in  solchen  Zeiten,  keine  15  Millionen  Taler 
zusammenbringen.  Vor  allem  aber  %\t\\\.  Mahl  nicht,  daß  Hanseinann 
sich  die  Ermächtigung,  15  Millionen  Taler  durch  Steuern  oder  Anleihe 
aufzubringen,  nur  geben  ließ,  um  für  einen  eventuellen  Krieg  gerüstet 
zu  sein.  Da  es  aber  zum  Kriege  nicht  kam  und  für  die  erste  Zeit 
Geld  genug  im  Staatsschatze  vorhanden  war,  so  brauchte  Hansemann 
von  jener  Ermächtigung  keinen  Gebrauch  zu  machen.  Er  geriet  durch 
die  ilir  (leid  aufiiiängende  Begeisterung  der  Patrioten  regelrecht  in 
einen  embarras  de  richesse,  und  das  Zögern  Hanseinann^  und  der  ge- 
schraubte Stil  der  Kabinettsordre  ist  daher  begreiflich  genug. 

Erst  wenn  zu  dem  historischen  Sammelfleiß  eine  gründliche  finanz- 
wissenschaftliche und  finanzpolitische  Schulung  hinzutritt,  werden  sol- 
che Studien  wahrhaft  lehrreich  werden,  aber  dann  versprechen  sie  auch 
eine  wesentliche  Belebung  unseres  Denkens  über  Finanzfragen. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


Hilgert,  Dr.  Anton,  Die  Finanzen  der  Stadt  Münster  i.  W.  von 
iSiÖ^igoS  (Abhandlungen  aus  dem  staatswissenschaftlichen  Se- 
minar zu  Münster  i.  W.,  hrsg.  von  Prof.  Dr.  Max  v.  Hechel,  Heft  g). 
Leipzig  (C.  L.  Hirschfeld)  1910.  211  S.  M.  5,20. 
—  Das  Finanzwesen  der  Stadt  Coesfeld  von  iSiJ — ^pog.  Leipzig  (C. 
L.  Hirschfeld)   191  o.     99  S. 

Diese  Arbeiten  aus  dem  Münsterschen  Seminar  sind  genau  nach 
demselben  Schema  aufgebaut.  Der  Einteilung  liegt  der  Etat  zugrunde, 
die  verschiedenen  Einnahmen  werden  dargestellt,  dann  die  Ausgaben, 
zuletzt  die  Schulden.  Jeder  Abschnitt  beginnt  mit  einer  Heehelschen 
Definition  und  anderen  theoretischen  Ausführungen  ,  dann  folgt  die 
zahlenmäßige  Entwicklung  der  verschiedenen  Positionen  im  19.  Jahr- 
hundert nach  den  Etats ,  dazu  Erläuterungen  aus  den  Verwaltungsbe- 
richten —  alles  fleißig  und,  sovveit  man  sehen  kann,  sorgfältig  zusam- 
mengestellt, aber  ohne  jeden  Versuch,  dies  Material  wissenschaftlich  zu 
durchdringen. 

Wenn  man  nach  den  Hilgertschen  Arbeiten  die  beiden  dargestell- 
ten Städte  mit  einander  vergleicht,  so  sieht  man,  daß  die  eine  Stadt 
größer  ist  als  die  andere,  größere  Zahlen  aufweist  und  einige  Betriebe 
mehr  hat  als  die  andere;  sonst  aber  sind  beide  Städte  einander  ganz 
gleich,  und  dasselbe    könnte    man  von  jeder  anderen  Stadt  von  unge- 
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fähr  der  gleichen  Größe  sagen,  die  man  zum  Vergleich  heranzöge.  Ein 
Versuch,  die  lokalen  Besonderheiten  der  Stadt  herauszuarbeiten,  ihre 
besonderen  finanziellen  Aufgaben  und  deren  Lösung  zu  sehen  und  aus 
ihrem  inneren  Aufbau,  der  sozialen  Zusammensetzung  ihrer  Einwohner- 
schaft und  der  Gemeindevertretung  abzuleiten  —  ein  solcher  Versuch, 
der  doch  Lokalstudien  erst  wirklich  lohnend  macht,  fehlt  vollständig. 
Hilgert  gibt  zwar  in  der  Einleitung  ein  paar  Zahlen  über  das  Wachs- 
tum der  Bevölkerung  in  Münster,  und  die  erste  seiner  Tabellen  zeigt 
die  Geburten,  Eheschließungen  und  Sterbefälle  mitsamt  den  gemisch- 
ten Ehen  und  Unehelichgeborenen,  aber  eine  Tabelle  über  die  beruf- 
liche Gliedenmg  der  Bevölkerung  fehlt.  Daraus  hätte  sich  dann  so- 
fort die  charakteristische  Besonderheit  Münsters  als  einer  Beamten- 
und  Rentnerstadt  ergeben  :  die  Berufsabteilungen  E  und  F  der  Reichs- 
statistik stellen  nach  der  Berufszählung  von  igoy  (Reichsstatistik  Bd. 
209)  ein  Drittel  der  ganzen  Bevölkerung  Münsters  —  was  man  aber 
nicht  etwa  von  Hilgert  erfährt.  Ein  derartiges  Verhältnis  wirkt  doch 
auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  einer  Stadt  ein ,  und  man  muß  es 
beachten,  wenn  man  die  Finanzen  nicht  sozusagen  im  luftleeren  Räume 
studieren  will. 

Die  wenigen,  recht  anfechtbaren  Vergleiche  (S.  14g,  S.  56  und 
Tabelle  XVI!),  die  der  Verfasser  bringt,  müssen  einem  außerhalb 
Münsters  nicht  ganz  verständlichen  Lokalpatriotismus  zur  Folie  dienen 
(z.B.  S.  136  Münster  mit  seiner  Gasglühlichtbeleuchtung  auf  der  Höhe 
der  Zeit,  Exkurs  S.  133  über  die  monumentalen  Bauwerke  Münsters, 
S.  41  prachtvolle  Beleuchtung  des  Schwimmbades  u.  a.).  Seine  histo- 
rischen Darlegungen  beschränken  sich  im  wesentlichen  auf  trockene 
Zahlenreihen,  die  im  Lauf  des  Jahrhunderts  erst  langsamer,  dann 
schneller  wachsen.  Alle  interessanten  Besonderheiten,  wichtige  finan- 
zielle Situationen  und  Ereignisse  wie  etwa  die  48  er  Revolution  ,  die 
Kriege  der  60er  und  70er  Jahre,  die  verschiedenen  Steuerreformen,  die 
Eingemeindungen  gehen  in  der  subalternen  tabellarischen  Aufbereitung 
von  Etatstiteln  spurlos  unter. 

Die  Stadt  Coesfeld  hätte  vollends  erst  durch  die  Herausarbeitung 
ihrer  Finanzen  als  tj'pischer  Kleinstadtfinanzen  Interesse  gewonnen. 
So  wie  sie  hier  dargestellt  sind,  kann  man  den  Finanzen  dieses  unbe- 
deutenden westfälischen  Städtchens  keine  solche  wissenschaftliche  Be- 
deutung zuerkennen,  daß  eine  Veröffentlichung  für  weitere  Kreise  Zweck 
hätte.  T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


S  c  h  appa  c  her ,  Dr.  Alfred,  Moderne  Koinmnnalfinanzen  im  Land- 
kreis Recklinghansen.  Ein  Beitrag  zur  Finanzgeschichte  des  west- 
fälischen Industriegebiets  (Abhandlungen  aus  dem  staatswissensch. 
Seminar  zu  Münster  i.  W. ,    hrsg.    von    Prof.    Dr.   Max   v.    Hechel 
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und  Prof.  Dr.  Josef  Schmöle.    Heft  ii).     Leipzig  (C.  L.  Hirschfeld) 

1910.     230  S.     M.  5.90. 

Auch  diese  Arbeit  stammt  aus  dem  Münsterer  Seminar,  und  man 
kann  von  ihr  im  wesentlichen  dasselbe  sagen  wie  von  den  Arbeiten 
Hilgert'ü.  Auch  hier  liegt  das  Etatsschema  zugrunde,  dreimal  wieder- 
holt für  die  Kreis-,  Aemter-  und  Landgemeindefinanzen.  Allerdings  ist 
etwas  mehr  als  bei  Hilgcrt  der  Versuch  gemacht,  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse des  Kreises  in  die  Betrachtung  hineinzuziehen,  und  wirklich 
ist  ungefähr  auf  jeder  dritten  Seite  vom  wirtschaftlichen  Aufschwung, 
von  der  fortschreitenden  Industrialisierung  usw.  die  Rede,  aber  das 
bleibt  sehr  äußerlich.  Die  Einleitung,  die  genau  mitteilt,  unter  welchem 
Breitengrade  der  Kreis  liegt,  und  über  die  historische  Vergangenheit 
des  Vests  Recklinghausen  und  der  Herrlichkeit  Lembeck  allerlei  vor- 
bringt, gibt  über  die  »Bevölkerung  und  Beschäftigung?  ganz  ungenü- 
gende Daten.  Erst  auf  S.  139  erfährt  man  durch  ein  bloßes  Namens- 
register, welche  Gemeinden  der  Verfasser  eigentlich  als  Industriege- 
meinden ansieht  und  welche  nicht ;  aber  nach  welchen  Gesichtspunk- 
ten und  auf  Grund  welcher  erfaßbaren  Tatsachen  diese  Klassifizierung 
erfolgt  ist,  wie  die  Zechen  sich  auf  die  Gemeinden  verteilen ,  wie  sie 
sich  in  der  Gemeinde  entwickelt  haben,  welche  Gemeinden  wesentlich 
Betriebs-  und  welche  wesentlich  Wohngemeinden  sind,  in  welchen  Ge- 
meinden industrielle  und  agrarische  Bevölkerung  zusammenstößt  — 
alle  diese  für  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  entsprechend  auch 
der  höheren  Koinmunalverbände  grundlegenden  Verhältnisse  werden 
überhaupt  nicht  erwähnt.  Absichtlich  aus  der  Betrachtung  ausgeschie- 
den sind  die  beiden  Städte  Recklinghausen  und  Dorsten,  weil  es  dem 
Verfasser  »eben  darauf  ankam,  nur  ländliche  Finanzen  zu  beobachten« 
—  während  doch  wirklich  zu  fragen  ist,  was  denn  an  den  Finanzen 
einer  Industriegemeinde  noch  »ländlich«  ist,  und  es  gerade  wichtig 
wäre,  herauszuarbeiten,  was  die  Stadtverfassung  für  die  kommunalen 
Finanzen  bedeutet.  Die  verfassungsrechtlichen  Verhältnisse  sind  auch 
sonst  vernachlässigt;  ob  und  wie  z.  B.  die  Zechen  in  den  kommunalen 
Körperschaften  vertreten  sind  und  ob  sie  also  über  ihre  Besteuerung 
mitzureden  haben,  wird  nicht  untersucht. 

So  ist  es  denn  kein  Wunder,  daß  auch  bei  dieser  Münsterschen 
Arbeit  die  Darstellung  über  das  ewig  wiederholte  Konstatieren  des 
Größerwerdens  aller  Zahlen  nicht  hinauskommt,  daß  die  Unterschiede 
zwischen  Agrar-  und  Industriegemeinden  auf  bloße  Unterschiede  in  den 
äußerlichen  Zahlen  herabgedrückt  werden,  daß  die  interessanten  Er- 
scheinungen beim  Uebergang  einer  Gemeinde  von  der  Land-  zur  In- 
dustriegemeinde gar  nicht  untersucht  werden.  Dazu  kommt  ein  ganz 
undisziplinierter  Mangel  an  Vermögen,  zwischen  Wichtigem  und  Un- 
wichtigem zu  unterscheiden :  man  wird  unfehlbar  über  jede  Neuein- 
stellung eines  Bureaugehilfen  oder  Polizeisergeanten  mit  all  seinen  Be- 

49* 


736 


Literatur. 


Zügen  informiert,  aber  über  die  Art,  wie    die  Gemeinden    ihre  Zechen 
besteuern,  erföhrt  nian   durchaus  nicht,  was  zu  verlangen  ist. 

Brauchbar  sind  die  Ausführungen  über  die  Kreis-  und  Aemterfinan- 
zen,  weil  hier  auch  das  bloße  Material  noch  seinen  Nutzen  hat. 

T  e  s  c  h  e  m  a  c  h  e  r. 


IVallner,  Julius,  Beiträge  zur  GescJiichte  des  Fischereiwesens  in  der 
Steiermark.  I.  Teil:  Das  Gebiet  von  Aussee.  (Forschungen  zur 
Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  der  Steiermark,  VIII.  Bd. 
2.  H.)     Graz  und  Wien   191 1.     Verlagsbuchh.   »Styria«.    134  S.  8°. 

Die  Darstellung  enthält  ein  zwar  räumlich  und  sachlich  eng  be- 
grenztes, aber  in  seinen  Einzelheiten  interessantes  Stück  Geschichte 
aus  der  österreichischen  Kameralverwaltung  bis  zum  Ausgange  des 
i8.  Jahrhunderts.  Im  nordwestlichen  Zipfel  Steiermarks,  in  unmittel- 
barer Nachbarschaft  des  Salzkammergutes  liegen  die  durch  ihre  vor- 
züglichen Fischsorten  ausgezeichneten  Ausseer  Seen,  der  Altausseer 
See,  der  Grundlsee  u.  a.  Die  Fischerei  in  dem  erstgenannten  See  ge- 
hörte bis  zu  ihrer  Uebernahme  in  unmittelbare  Staatsverwaltung  der 
Herrschaft  Pflindsberg,  war  aber  an  ursprünglich  4  Fischerhuben  gegen 
Zins  verliehen  worden.  Durch  vielfache  Spaltungen  waren  aus  diesen 
4  fischereiberechtigten  Anteilen  allmählich  17 — 20  geworden,  und  das 
führte  zu  einer  komplizierten  Regelung  der  Ausübung  der  Fischerei, 
die  im  ersten  Drittel  des  vorliegenden  Buches  ausführlich  erörtert  wird. 
Der  Grundlsee  war  dagegen  seit  den  frühesten  Zeiten  unmittelbarer 
fiskalischer  Besitz;  die  Fischerei  in  ihm  wurde  seit  dem  Ausgange  des 
Mittelalters  vom  landesfürstlichen  Zollamt  verwaltet  und  in  Eigenbetrieb 
mit  bezahlten  Hilfskräften  ausgeübt.  Der  Fang  wurde  naturalwirtschaft- 
lich verwertet;  er  ging  an  den  Hof  nach  Wien  oder  Graz  oder 
als  Deputat  an  Beamte.  Infolge  des  regelmäßigen  Unterganges  eines 
großen  Teils  der  lebenden  Fische  bei  den  weiten  Transporten,  zum 
Teil  über  Land,  besonders  in  der  Sommerszeit,  der  hohen  Transport- 
kosten und  der  geringen  Möglichkeit,  Fische  sonst  preiswert  zu  ver- 
kaufen, gestaltete  sich  die  Grundlseer  Fischverwertung  zu  einer  dauernd 
unrentablen,  zumal  die  Zahl  der  Deputatisten  fortgesetzt  zunahm.  Erst 
als  diese  sich,  um  nicht  an  ihren  Einnahmen  durch  rückständige  Fisch- 
lieferungen bleibenden  Schaden  zu  erleiden,  zur  Annahme  einer  Ab- 
lösung in  Geld  entschlossen,  trat  eine  Besserung  ein,  die  sich  sogar 
in  eine  zeitweilige  Rentabilität  der  Fischerei  umwandelte,  als  der  Fis- 
kus mit  dem  hergebrachten  System  des  direkten  Absatzes  brach  und 
sich  durch  immer  erneuerten  Vertrag  mit  einer  Handelsgesellschaft 
die  dauernde  Abnahme  seiner  Fische  sicherte.  Doch  trat  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  infolge  fremder  Konkurrenz  und  sinkender  Fisch- 
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preise  eine  Abnalime  der  Rentabilität  ein.    Nur  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
ist  die  Darstellung  geführt.  Benno  Schmidt. 

Hauff,  Lilly,  Die  Entivickluug  der  Fraiunhenife  in  dcti  letzten  drei 
Jahrzehnten,  mit  besonderer  Beriicksichtit;ung  der  beruflichen  Ent- 
wicklung in  Halle  a.  S.  Berlin  191 1.  Puttkammer  &:  Muhlbrecht. 
170  S.  8°. 

Der  Stil  der  ganzen  Arbeit  ist  hölzern  und,  was  noch  schlimmer 
ist,  nachlässig,  denn  darauf  ist  ein  guter  Teil  der  Schiefheiten  luid 
Mißverständlichkeiten  in  der  Darstellung  zurückzuführen.  »In  der 
Industrie  bietet  die  Frau  aus  den  niederen  Schichten  des  Volkes  (die 
Verfasserin  kennt  bloß  »niedere«;  und  »bessere«  oder  »höhere«  Schichten) 
als  Fabrikarbeiterin  einen  bedeutenden  Beitrag  an  Frauenarbeit«  (S.  26) 
oder  ».  .  .  .  andererseits  lockt  die  unverheiratete  Arbeiterin  die  Fabrik, 
da  diese  ihr  ein  freieres  Leben  gewährt  als  unter  dem  schützenden 
Dache  einer  Privatwirtschaft  (!  !)«  oder  >der  weibliche  Lehrling  der 
ohne  jede  Theorie  in  ein  Geschäft  eintritt,  gehört  zu  den  Seltenheiten« 
(S.  34)  oder  »die  ein  halbes  und  Jahresabsolventinnen  beziehen  ein 
Gehalt  .  .  .<  endlich  »Eine  Konkurrenz  von  selten  der  (!)  akademisch 
gebildeten  Chemikerinnen  ist  kaum  zu  befürchten,  da  diese  (!  !)  sich 
fast  ausschließlich  dem  Philologenberufe  zuwenden  usw.«  (S.  43).  Die 
Beispiele  ließen  sich  weiter  vermehren.  Für  diese  Nachlässigkeiten  im 
äußerlichen  wird  man  nicht  entschädigt  durch  den  Inhalt  der  Arbeit. 
Einer  trostlos  dürren  Einleitung  folgt  ein  Kapitel  über  den  Frauenberuf 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika;  als  Berufe  werden  hier 
aufgeführt:  Bankier,  Aktionär  (!j,  Börsianer,  Unternehmer  (!),  Fabrik- 
besitzer u.  a.  »Sehr  beliebt  ist  die  Tätigkeit  einer  Aerztin«  sagt  die 
Verfasserin  S.  19  und  meint  wahrscheinlich,  daß  man  den  Beruf  der 
Aerztin  anderen  Berufen  vorzieht.  Dann  folgt  als  erstes  Hauptkapitel 
ein  solches  über  die  »Die  deutsche  Berufsfrau«,  als  zweites  »die  Frauen- 
berufsarbeit in  Halle  seit  der  Zählung  im  Jahre  1882.«  Literatur 
scheint  die  Verfasserin  so  gut  wie  nicht  zu  kennen ;  Münsterberg,  Die 
Amerikaner,  und  Schirrmacher,  Die  moderne  Frauenbewegung,  sind 
neben  einigen  kleineren  Schriftchen  alles,  was  sie  zitiert.  Das  über 
die  beiden  älteren  Berufszählungen  von  1882  und  1895  vorhandene  hat 
sie  kaum  beachtet.  Mangelhafte  allgemeine  Kenntnisse  verrät  sie 
auch,  wenn  sie  S.  32  von  dem  »ablehnenden  Verhalten  der  großen 
Handlungsgehilfenorganisation«  redet,  denn  der  Handlungsgehilfenor- 
ganisationen gibt  es  eine  ganze  Reihe. 

Was  an  Statistik  geboten  wird,  findet  man  ebenso  handlich  im 
Statistischen  Jahrbuch  und  in  den  Quellenwerken,  und  was  dazu  ge- 
sagt wird,  erhebt  sich  nicht  über  Gemeinplätze.  Ueberhaupt  kümmern 
die  Verfasserin  weniger  die  Berufsveränderungen  in  den  »niederen« 
Schichten,   in  der  Industrie,  im  Handel  usw.;  ihr  Interesse  haben  viel- 
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mehr  die  s-höheren«  Berufe,  namentlich  die  der  Akademiker.  Und 
dieses  Interesse  geht  sogar  soweit,  daß  sie  die  »Röntgenassistentin« 
als  besondere  Berufskategorie  behandelt  neben  der  Chemikerin,  Bib- 
liothekarin usw.  Es  leuchtet  ein,  daß  bei  dieser  Methode  von  einer 
Behandlung  des  Gegenstandes  von  höheren  Gesichtspunkten  aus  kaum 
die  Rede  sein  kaun.  Was  an  allerlei  Interessantem  über  die  Vorbil- 
dung, das  Gehalt  usw.  von  l)eamtinnen,  Lehrerinnen  u.  a.  mitgeteilt 
wird,  genügt  nicht  dafür.  Benno  Schmidt. 


Rosetiberg,  Paul,  M.,  Die  deutsche  Korsettindustrie.  Eine  volks- 
wirtschaftliche Studie  (INIünchener  volkswirtschaftliche  Studien,  95. 
St.).  Stuttgart  und  Berlin  1909.  J.  S.  Cottaische  Buchhandlung 
Nachfolger.     8".    131  S.    3.50  M. 

Der  Verfasser  fühlt  sich  veranlaßt,  der  Arbeit  eine  Schlußbemer- 
kung anzufügen,  die  sich  wie  eine  Bitte  um  Entschuldigung  ausnimmt, 
daß  er  versucht  habe  »an  Hand  eines  im  Verhältnis  zu  vielen  anderen 
Industrien  ziemlich  kleinen  Gewerbezweigs  eine  Reihe  von  Erschei- 
nungen allgemein  volkswirtschaftlicher  Art  festzustellen  und  zu  er- 
klären.« Nun  ist  ja  die  Korsettindustrie  nach  der  Zahl  der  in  ihr 
Erwerbstätigen  recht  unbedeutend,  sie  beschäftigte  1907  in  Fabriken 
nur  rund  6600  Personen,  davon  etwa  400  männlichen  Geschlechtes, 
zu  denen  dann  noch  schätzungsweise  gegen  5000  Hausindustrielle  kommen  ; 
aber  sie  hat  dennoch  das  Recht  auf  eine  monographische  Darstellung, 
wenn  diese  den  volkswirtschaftlichen  Zusammenhang  nicht  aus  dem 
Auge  verliert,  und  wenn  sie  namentlich  etwas  Neues  bietet  gegenüber 
schon  vorhandenen  Monographien  anderer  Gewerbezweige,  deren  wir 
genug  besitzen. 

Diesen  beiden  Anforderungen  wird  die  Arbeit  trotz  aller  sonstigen 
Sorgfalt  nicht  gerecht.  Wohl  gibt  der  Verfasser  einige  einleitende 
Bemerkungen  über  die  Geschichte  des  Korsetts  und  einen  kurzen 
Ueberblick  über  die  Entstehung  der  Fabriken  in  den  heutigen  Haupt- 
sitzen in  Württemberg  (Stuttgart-Cannstatt,  Göppingen,  Heubach), 
Sachsen  (Oelsnitz  i.  V.),  Köln,  Berlin  und  Mannheim,  er  stellt  auch 
fest,  daß  es  vor  1848  keine  Korsettindustrie  in  Deutschland  gab,  er 
macht  aber  fast  keinen  Versuch,  sie  als  das  zu  charakterisieren,  was 
sie  ohne  Zweifel  ist,  als  Mode-  oder  Luxusindustrie,  und  ihre  Abhängig- 
keit vom  Wechsel  der  Kleidermode  darzustellen.  Man  erfährt  nicht, 
ob  der  Bedarf  an  Korsetts  gewachsen  ist  und  ob  dieses  Wachstum 
dem  Aufkommen  neuer  Kleiderformen  zu  danken  ist.  Die  Darstellung 
wäre  dann  wenigstens  über  die  Schilderung  der  Manipulationen  im 
Fabrikationsprozeß  hinaus  und  in  volkswirtschaftliche  Beleuchtung  ge- 
treten. 

Fast  noch  mehr  aber  empfindet  man,  was  der  Herausgeber  dieser 
Zeitschrift  gelegentlich  der  Besprechung  der  Sammlung    »Die  Heimar- 
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beit  im  rliein-mainischen  Wirtschaftsgebiet«  (Jhg.  1909  S.  717  ff.)  als 
Mangel  derartiger  Monographien  rügt,  daß  zwar  atisftihrlich  berichtet 
wird,  wie  Hausindiistrielle  leben,  was  sie  für  das  Dutzend  fertiger 
Produkte  erhalten,  wieviel  sie  ausgeben  für  Fleisch,  Brot,  Miete  usw.  Daß 
man  aber  gar  nichts  erfährt  über  die  Stellung  des  Unternehmers,  über 
den  Unterschied  zwischen  Herstcllungs-  und  Verkaufspreis  der  Produkte, 
über  die  Organisation  des  Absatzes,  über  die  Rentabilität  der  Fabrik 
bez.  des  Verlagsbetriebes.  Ueber  alle  diese  Dinge  erhält  man  in  der 
vorliegenden  Arbeit  keine  oder  ungenügende  Auskünfte,  denn  was  über 
den  Inlandsabsatz  gesagt  wird,  beschränkt  sich  auf  die  Bedeutung,  die 
die  Warenhäuser  in  neuerer  Zeit  als  Abnehmer  haben.  Dagegen 
werden  uns  auf  70  von  den  131  Seiten  der  .Arbeit  unter  anderen  ad 
hoc  gemachte  Wochenbudgets  von  Hausindustriellen  vorgeführt  und 
sonst  allerlei  von  ihrer  Lebensweise  erzählt.  Damit  bietet  aber  die 
Arbeit  nichts  mehr,  was  nicht  schon  ähnliche  Darstellungen  auch  ge- 
bracht haben,  höchstens  weiß  man,  daß  die  Lage  der  Korsettarbeiter- 
innen nicht  viel  anders  ist  als  die  der  Arbeiterinnen  sonst  in  der  Tex- 
tilindustrie. Benno  Seh  m  i  d  t. 


Dehn,  Pazil,    Verrüfe,    (S.A.  a.  d.  Jahrbuch    für    Gesetzgebung    usw. 

Bd.  34,  H.  4  und  Bd.  35,  H.  i).    Leipzig,  Duncker  <!v:  Himiblot  191 1. 

8».  79  S.  2  M. 

Unter  »Verrüfe«  faßt  der  Verfasser  verschiedenerlei  zusammen. 
Er  rechnet  dazu  ebenso  das  Verhalten  der  irischen  Landliga  gegen 
den  Kapitän  Boykott,  das  »Ausschelten«  bei  den  mittelalterlichen 
Zünften,  die  Zurückweisung  von  Erzeugnissen  bestimmter  Personen, 
Organisationen,  Völker,  überhaupt  den  Abbruch  oder  die  möglichste 
Einschränkung  wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Beziehungen  zu 
jemanden,  wie  die  Ausschließung  Aussätziger  von  der  menschlichen 
Gemeinschaft  und  die  Verhängung  kirchlicher  Strafen,  des  Bannes, 
des  Interdikts,  der  Exkommunikation  usw.  Es  sind  also  Anordnungen 
der  Obrigkeit  bez.  der  Kirche  und  Maßregeln,  welche  den  Zweck  haben, 
die  Gesamtheit  vor  der  durch  einzelne  z.  B.  Aussätzige  drohenden 
Gefahr  zu  schützen,  zusammengeworfen  mit  \'ereinbarungen,  welche 
auf  die  materielle  Schädigung  einzelner  oder  Gruppen  oder  ganzer 
Völker  abzielen.  Auf  diese  letzteren  dürfte  aber  der  Begriff  »Verruf« 
einzuschränken  sein. 

Auf  sie  beschränkt  sich  in  der  Tat  der  Verfasser.  Er  zählt  eine 
ganze  Reihe  von  Verrufen  auf,  die  von  den  verschiedensten  Seiten 
ausgingen  und  sich  gegen  ebenso  verschiedene  Seiten  richteten.  Eine 
wichtige  Rolle  spielten  und  spielen  die  Verrüfe  besonders  bei  den 
Kämpfen  der  Gewerkschaften  und  Arbeitgeberverbände;  sie  treten 
hier  auf  als  »schwarze  Listen«,  durch  die  mißliebige  Personen  gebrand- 
markt werden,    oder   als    »weiße  Listen«    oder  in  Form    von  Kontroll- 
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marken,  die  ein  Produkt  oder  eine  Firma  dem  Publikum  empfehlen 
sollen.  Umfangreicher  noch  sind  die  Verrufserklärungen  ganzer  Völker, 
die  im  Bunde  mit  politischen  Zwistigkeiten  auftreten,  das  einmütige 
Zurückweisen  der  Produkte  eines  Landes,  wie  es  seitens  der  Chinesen 
gegenüber  den  Vereinigten  Staaten,  der  Türken  gegenüber  Griechen- 
land und  Oesterreich,  Englands  gegenüber  Deutschland  (Made  in  Ger- 
many),  der  Polen  gegenüber  den  Deutschen  usw.  geschah  und  geschieht. 
Meistens  haben  die  Verrüfe  nur  eine  vorübergehende  Schädigung  der 
Verrufenen  im  Gefolge  gehabt,  doch  scheint  nicht  ausgeschlossen  zu 
sein,  daß  sie  in  Zukunft  mit  der  zunehmenden  wirtschaftlichen  Ver- 
flechtung der  Völker  eine  noch  größere  Rolle  spielen. 

Benno  Schmidt. 


Mit  scherlich ,  Waldemar ,  Der  wirtschaftliche  Fortschritt,  sein  Ver- 
lauf und  sein  IVesen.  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld  igio.  262  S.  8°. 
Ueber  den  Verlauf  und  das  Wesen  des  wirtschaftlichen  Fortschritts 
schreiben,  heißt  nicht  damit  zufrieden  sein,  ein  weltgeschichtliches  Ge- 
mälde der  Wirtschaftsentwicklung  von  außerordentlicher  Breite  und 
Tiefe  zu  geben,  sondern  man  muß  dazu  die  Kraft  in  sich  spüren ,  in 
das  Innerste  dieses  Werdens  hineinzuschauen  und  den  zwecktätigen 
Menschengeist  in  seiner  Arbeit  und  in  den  Stufen  seines  Aufstiegs  zu 
erkennen.  Wir  fordern  von  dem  kühnen  Verfasser  mehr  als  den  froh- 
gemuten, bürgerlichen  Alltagsglauben  an  einen  kritiklos  verehrten  Fort- 
schritt. Wir  fordern  mehr,  als  daß  eine  in  allen  wesentlichen  Punkten 
rein  dogmatisch  festgehaltene  Schultheorie  partiell  weiter  gebildet  wird. 
Aber  Mitscherlich  hat  dem  Problem  an  keiner  Stelle  ins  Gesicht  ge- 
leuchtet, sondern  hat  es  sich  genügen  lassen,  die  morphologischen 
Wirtschaftsstufen  Bücher?,  als  Staffeln  des  Fortschritts  und  Aufstiegs 
anzusehen,  ohne  doch  deuten  zu  können,  worin  das  durch  sie  hin- 
durchgehende Prinzip  des  eigentlichen  »Fortschritts«  besteht,  der  doch 
etwas  anderes  sein  muß  als  nur  Vergrößerung  und  Formveränderung 
oder  Verlängerung  des  Weges,  den  das  Produkt  durchläuft.  Äiitscherlich 
ist  weiter  damit  zufrieden  gewesen  ,  statt  alles  Erscheinungsreichtums 
der  säkularen  Entwicklungsbilder  die  eine  Etappe  von  der  Hauswirt- 
schaft zur  Volkswirtschaft  herauszugreifen,  um  aus  dieser  einen  Etappe 
das  Wesen  und  den  Verlauf  des  wirtschaftlichen  Fortschritts  zu  er- 
kennen. Der  wirtschaftliche  Fortschritt  vom  16.  zum  18.  Jahrhundert 
ist  für  ihn  der  Fortschritt  überhaupt.  Ewig  und  absolut,  wie  der  Fort- 
schritt damit  ist,  wird  er  auch  für  die  Zukunft  kein  Problem.  Weder 
streift  Mitscherlich  den  Gedanken  ,  wie  weit  die  gegenwärtigen  Fort- 
schrittsunterlagen —  das  kapitalistische  Jahrhundert  war  gewiß  die 
Zeit  der  »unbegrenzten«  Möglichkeiten,  aber  es  kommt  die  Zeit,  wo 
diese  Illusion  verschwindet  —  weiter  ausgiebig  sein  werden ,  noch 
kommt  er  je  auf  die  Frage  zu  sprechen,  ob  der  Fortschritt  seine  Grund- 
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richtung  ändern  kann  und  ob  etwa  einmal  eine  Periode  möglich  ist, 
die  sich  vielleicht  schon  jetzt  andeutet,  wo  nicht  die  Entfaltung 
der  Produktivkräfte  und  der  Bedürfnisse,  sondern  die  Organisation 
der  Produktivkräfte  und  der  Bedürfnisse  die  Grundorientierun«^  des 
Fortschrittes  ausmacht.  Darum  nimmt  es  uns  auch  nicht  Wunder, 
daß  für  Mitscherlich  der  Fortschritt  wesentlich  der  segnende  Gott  ist, 
dessen  Siegeszug  darzustellen  ist.  Die  Schatten  fehlen  im  Bild.  Es 
fehlt  die  Schilderung  des  Kampfes  gegen  den  Fortschritt  und  es  fehlt 
die  ernste  Erinnerung,  daß  noch  immer  zertrümmert  wurde,  wenn  auf- 
gebaut werden  sollte.  Wenn  man  Mitscheriich  liest,  könnte  man  sich 
ins  18.  Jahrhundert  zurückträumen,  in  das  Jahrhundert  des  abstrakten 
Rationalismus  mit  seiner  schönen  Begeisterung,  aber  auch  mit  der  be- 
denklichen Kurzsichtigkeit  seines  blanken  Optimismus.  Das  historische 
Thema  und  der  recht  ungeschichtlich  empfindende  Verfasser  stimmen 
darum  schlecht  zusammen.  Es  ist  deshalb  auch  nicht  am  Platze,  an  die- 
ser Stelle  zu  skizzieren,  wie  man  den  von  Mitscherlich  angeregten  Ge- 
dankengang zu  Ende  denken  müßte.  Wir  behalten  uns  vor,  das  an 
anderer  Stelle  zu  tun,  und  wollen  hier  nur  konstatieren,  daß  Mitscher- 
lich, der  seine  Aufgabe  selbst  nicht  hat  lösen  können,  das  große  Ver- 
dienst hat ,  das  mittelste  Problem  unseres  volkswirtschaftlichen  Den- 
kens aus  der  Verborgenlieit  heraus  in  den  Vordergrund  unserer  Auf- 
merksamkeit zu  stellen. 

Der  erste  methodologische  Teil  und  der  dritte  Teil  über  das  »We- 
sen« des  Fortschritts  gehören  deswegen  zusammen,  weil  sie  über  die 
systematische  Aufbereitung  von  Tatsachenmaterial  hinaus  zu  prinzipiel- 
len Verallgemeinerungen  streben.  Wir  erhalten  aber  mehr  Versiche- 
rungen und  Versuche  als  standfeste  Resultate. 

Namentlich  der  erste  Teil  ist  durchaus  profession  de  foi.  AI.  glaubt 
mit  grundkräftigem  Idealismus,  daß  der  Mensch  den  wirtschaftlichen 
Fortschritt  als  seine  eigene  schöpferische  Tat  erkennen  kann.  M.  ver- 
sichert, wirtschaftliche  Entwicklungen  seien  aus  der  unabänderlichen 
Menschennatur  (!)  hervorgehende  Massenprozesse,  die  in  ihrem  not- 
wendigen Ablauf  aufdeckbar  seien.  M.  hat  die  Zuversicht,  man  werde 
ihm  trotz  der  sprunghaften  Vermischung  deutscher  und  französischer 
Verhältnisse  zugeben ,  daß  sich  der  Verlauf  des  Fortschritts  nur  »in 
systematischer  Weise«  darstellen  lasse,  ohne  daß  er  darum  erst  zu  er- 
läutern hätte,  weswegen  sein  ziemlich  äußerliches  Schema  das  natür- 
liche System  einer  Analyse  des  Fortschritts  ausmachen  soll.  Mit  die- 
sem Glauben,  mit  dieser  Versicherung  und  mit  dieser  Zuversicht  ist  die 
ganze  Beweiskraft  des  methodologischen  Teiles  zusammengefaßt.  Da- 
bei ist  es  doch  für  alle ,  die  in  der  Gegenwart  um  sich  blicken,  mit 
Händen  zu  greifen,  daß  der  wirtschaftliche  Fortschritt  immer  mehr  auf- 
hört, einfacher  Massenprozeß  zu  sein.  War  die  Geschichte  des  Credit 
mobilier  Massenprozeß?     War   die  ganz   persönliche    nur   in  einer  be- 
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Stimmten  Konjiinkturlage  mögliche  Gründung  des  Stahltrustes  einfacher 
Massenprozeß  r  Oder  die  Entwicklung  der  Deutschen  Bank  ?  Oder 
die  im  zweiten  Teile  seiner  Arbeit  von  M.  selbst  stark  hervorgehobene 
Bedeutung  von  Colbert  r  Und  doch  bildet  bei  M.  eine  auf  dieser 
Kennzeichnung  von  Massenprozeß  und  Individualität  aufgebaute  un- 
haltbare, nur  behauptende  Kontrastierung  ökonomischer  und  politischer 
Entwicklung  das  Mittelstück  aller  methodologischen  Gedankengänge 
über  die  Erkennbarkeit  des  Wesens  des  Fortschrittes. 

Daß  der  dritte  Teil  nach  der  ganzen  Anlage  der  Arbeit  uns  nicht 
über  das  Wesen  des  Fortschrittes  unterrichten  kann,  ist  durch  das  oben 
angedeutete  klar  geworden.  Aber  auch  derjenige  ist  enttäuscht,  der 
nur  ergiebige  und  klar  gegliederte  Verallgemeinerungen  aus  den  Vor- 
gängen erwartet,  in  denen  sich  der  Fortschritt  von  der  Stadtwirtschaft 
zur  Volkswirtschaft  vollzog.  Denn  dafi  Individuen  und  Gruppen  den 
Fortschritt  tragen,  daß  ein  Fortschritt  den  andern  auslöst,  daß  wirt- 
schaftlicher Fortschritt  auf  der  Entwicklung  von  Bedürfnissen  beruht 
und  daß  sich  der  wirtschaftliche  Fortschritt  durch  seine  wirtschaftliche 
Ueberlegenheit,  durch  Druck,  Nachahmung  und  Erziehung  verbreitet ; 
das  sind  doch  wohl  Erkenntnisse,  die  man  aus  freier  Hand  hätte  de- 
duzieren können ,  ohne  lange  auf  die  Ergebnisse  der  W^irtschaftsge- 
schichte  blicken  zu  müssen.  Es  sind  allgemeinste  Sätze  über  Fortschritt 
überhaupt,  wie  sich  Veränderung  und  Umgestaltung  im  Menschenleben 
formal  durchsetzen,  und  würden  jedem  Werke  einer  erfahrungsleeren 
Schreibtischsoziologie  alle  Ehre  machen.  Und  auch  von  diesen  ganz 
allgemeinen  Bemerkungen  über  den  Fortschritt  fehlen  so  leicht  zu  ge- 
winnende Sätze  wie  der  über  den  Funktionswechsel  alter  sozialer  Ein- 
richtungen, den  M.  doch  gerade  bei  der  Herausbildung  der  Meßstadt 
aus  allgemein  stadtwirtschaftlichen  Einrichtungen  greifbar  vor  Augen 
hatte.  Dazu  ist  dieser  dritte  Teil  ohne  alle  systematische  Kraft  auf- 
gebaut, mit  einem  sprachlichen  und  gedanklichen  Ungeschick,  das  das 
erste  Kapitel  »das  Zustandekommen«,  das  zweite  Kapitel  »das  Sich- 
durchsetzen« des  Fortschrittes  tauft  und  in  dem  ersten  wesentlich  von 
den  Trägern  des  wirtschaftlichen  Fortschritts  und  den  ihr  Tun  bestim- 
menden sekundären  und  außerwirtschaftlichen  Ursachenreihen,  im  zwei- 
ten wesentlich  vom  Nährboden  und  von  den  Methoden  des  wirtschaft- 
lichen Fortschritts  spricht,  oder  besser  isolierte  Kapitel  zusammenstellt, 
die  sich  nur  ungefähr  nach  den  angedeuteten  Rubriken  zusammenfas- 
sen lassen. 

Man  kann  sogar  sagen  ,  wirklich  interessant  und  für  die  Zukunft 
verheißungsvoll  sind  nur  die  Kapitel,  die  eigentlich  überhaupt  nicht  in 
diese  Arbeit  gehören.  So  ein  vergleichender  Abschnitt  über  die  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeitsbeziehungen ,  der  gut  herausarbeitet,  wie 
der  einzelne  je  nach  der  Wirtschaftsverfassung  einer  Stufe  in  einem 
allseitig  bedingenden  System  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeiten  steht. 
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Und  vor  allem  das  Kapitel  über  die  Wirtschaftsgemeinschaften ,  d.  h. 
für  M.  die  großen  autonomen  und  organisierten  sozialen  Lebensein- 
heiten des  Wirtschaftslebens  wie  Stadt  und  Staat,  die  M.  namentlich 
in  ihrer  Expansion  über  ihr  Herrschaftsgebiet  hinaus  und  in  ihrem  ge- 
genseitigen Verhalten  vergleichend  studiert.  Insbesondere  das  letzte 
Kapitel  ist  ein  anerkennenswerter  Versuch  auf  der  Grundlage  der  Stu- 
fentheorie eine  historisch  vergleichende  Unterlage  für  die  Zollpolitik 
zu  schaffen.  Aber  die  lockere  Ueberschiift  ^Schöpfungen  des  wirt- 
schaftlichen Fortschritts«  genügt  nicht,  um  diesem  Kapitel  einen  or- 
ganischen Platz  in  J/.s  Buche  zu  geben. 

So  bleibt  als  das  eigentliche  Kernstück  der  Arbeit  der  zweite  Teil 
übrig,  wie  der  wirtschaftliche  Fortschritt  von  der  Höhe  des  jNIittelalters 
bis  zum  Beginn  der  neuesten  Zeit  abgelaufen  ist.  Es  ist  das  der  Teil, 
von  dem  wir  fürchten,  daß  ihn  die  historische  Fachkritik  wegen  sei- 
nes Inhalts  und  wegen  seiner  manchmal  seltsamen  Quellen  mit  einer 
Fülle  von  kleinen  und  großen  Einzelbedenken  (Höhe  der  Stadtwirt- 
schaft vor  den  Kreuzzügen!  Amerikanische  Geldmittel  der  Medici  und 
vStrozzi !)  zerzausen  wird,  und  zwar  sowohl  in  dem,  was  alles  merkwür- 
diges geboten  wird,  als  in  dem,  was  merkwürdigerweise  fehlt  (Entstehung 
der  Manufakturen  und  Fabriken!)  Doch  demgegenüber  sei  hervorge- 
hoben, daß  wenigstens  das  Kapitel  über  die  Zersetzung  des  stadt- 
wirtschaftlichen Handels  auf  Schmollers  Spuren  zu  einer  scharfen  Her- 
ausarbeitung der  Umbildung  zur  Meßstadt  gekommen  ist,  während  al- 
lerdings die  Abschnitte  über  die  Umformung  von  Gewerbe  und  Land- 
wirtschaft zum  Teil  wegen  ihrer  Begründung  auf  französisches  Material 
einen  notizenhaften  Charakter  behalten  haben.  Indessen  ist  es  am 
Ende  wichtiger,  ob  die  historischen  Hauptlinien,  die  M.  aus  seiner 
Verarbeitung  der  wirtschaftlichen  Einzelergebnisse  gewonnen  zu  haben 
glaubt,  unsere  Auffassung  bereichern.  Dabei  kommt  er  auf  zwei  Haupt- 
sätze hinaus. 

Der  erste  Satz  sagt,  daß  die  stille  Arbeit  der  privaten  Unterneh- 
mer, des  seine  neuen  Interessen  verfolgenden  Bürgertums  für  die  Ent- 
wicklung zum  Kapitalismus  im  Gewerbe  und  in  der  Landwirtschaft 
wichtiger  war,  wie  die  sogar  von  Bücher  und  noch  mehr  von  Schmoller 
in  den  Vordergrund  geschobene,  lautere  Tätigkeit  der  merkantilistischen 
Politik.  Das  dürfte  richtig  sein,  obwohl  M.  übersieht,  daß  auch  der 
Konsument  an  der  Entwicklung  zum  Kapitalismus  beteiligt  ist,  und 
daß  dabei  gerade  die  Wichtigkeit  des  Hofes  und  der  classe  sterile  be- 
sonders hervortritt.  Es  verdiente  einmal  untersucht  zu  werden ,  was 
für  eine  Bedeutung  die  Umbildung  des  kriegerischen  Provinzadels  zu 
einem  in  Paris  seine  Revenuen  verzehrenden  Hofadel  gerade  für  die 
Ausbildung  der  französischen  überstadtwirtschaftlichen  Volkswirtschaft 
gehabt  hat,  wie  sie  die  Physiokraten  und  Canfilio?i  vor  Augen  hatten. 
Da    ich    in    meinen    Jugendarbeiten    (Leipziger  Sattlerei    in  der  Hand- 
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werksenquete  und  Westerwälder  Hausierer  und  Landgänger)  dem  all- 
mählichen Fortschritt  zur  Verkehrswirtschaft  in  den  Schichten  von 
Kleingewerbe  und  Kleinhandel  mit  besonderer  Vorliebe  nachgegangen 
bin,  darf  ich  auch  wohl  darauf  hinweisen,  daß  die  rastlose  Unterminie- 
rungsarbeit,  die  die  alte  Wirtschaftsverfassung  unscheinbar  und  doch 
immer  erfolgreicher  untergrub,  sich  reicher  und  lebendiger  schildern 
läßt,  als  es  Af.  mit  seiner  Beschränkung  auf  bekannte  Haupttatsachen 
aus  zweiter  Hand  vermocht  hat. 

Der  zweite  Hauptgedanke  von  M.  wiederholt  immer  wieder,  daß 
zuerst  nur  der  Handel  fortschreitet,  dann  das  Gewerbe  folgt  und  end- 
lich die  Landwirtschaft  den  Schluß  maclit.  Das  ist  als  die  historische 
Tatsache  der  Aufeinanderfolge  einer  Periode  der  Agrarpolitik  auf 
eine  Periode  der  Gewerbe  p  o  1  it  i  k  namentlich  in  Frankreich  richtig 
und  bekannt,  aber  es  geht  nicht  an  ,  daraufhin  eine  Formel  für  die 
wesentliche  Entwicklung  der  allgemeinen  Fortschrittstatsachen  zu 
konstruieren.  Denn  so  sehr  das  Streben  des  Händlertums  nach  Er- 
werbsherrschaft die  stärkste  Springfeder  der  kapitalistischen  Entwick- 
lung ist ,  so  wenig  kann  man  sich  eine  Periode  der  wirtschaftlichen 
Umbildung  zur  marktmäßigen  Verkehrswirtschaft  nur  als  isolierte  Zu- 
nahme des  Handels  denken.  Denn  der  Händler  handelt  doch  immer 
mit  etwas,  mit  irgend  einer  Ware,  die  von  irgend  einem  Produzenten 
kommt.  Nimmt  der  Handel  zu,  so  nimmt  auch  die  Produktion  für  den 
Händler  zu,  mit  der  Zirkulation  bildet  sich  jederzeit  gleichzeitig  die 
Produktion  um,  und  zwar  entweder  auf  der  Stufe  der  Weiterverarbei- 
tung oder  auf  der  Stufe  der  Urproduktion  oder  auf  beiden  zugleich, 
ohne  daß  man  nach  einer  unumstößlichen  und  überall  gültigen  Fort- 
schrittsformel sagen  kann  ,  was  zuerst  zu  verstärktem  Handel  Anlaß 
gibt.  Li  der  Entwicklung  der  Neuzeit  beginnt  die  Umgestaltung  an 
allen  Ecken  und  Enden  des  Wirtschaftslebens,  aber  nicht  in  allen  vom 
neuen  Handel  berührten  Ländern  gleichmäßig:  mit  dem  Handel  ent- 
stehen einerseits  verlagsartige  Verhältnisse  im  städtischen  Gewerbe, 
andrerseits  braucht  nur  auf  die  bekannte  Entwickelung  im  Bergbau, 
in  der  Wollproduktion  und  in  der  Plantagenwirtschaft  verwiesen  zu 
werden,  Gebiete,  die  AI.  vollkommen  übersehen  hat,  wo  es  die  Lirpro- 
duktion ist,  die  zur  Verkehrswirtschaft  umgebildet  wird. 

Mitscherlich^  Formel  verrät  also  eine  verhängnisvolle  Neigung,  die 
Tatsachen  mit  einem  äußerlichen  Schema  zu  vergewaltigen.  Man 
möchte  ihm  wünschen,  daß  er  in  Zukunft  diesen  starren  und  groben 
Schematismus  eines  die  Dinge  gar  zu  sehr  vereinfachenden  Denkens 
zu  jener  vorsichtigen  Unterscheidung  des  Wesentlichen  und  Unwesent- 
lichen und  zu  jenem  konkreten  Blick  für  unzerreißbare,  tatsächliche 
Zusammenhänge  umbilden  lernt,  die  fast  noch  mehr  als  die  verdeut- 
lichende Kunst  der  scharfen  und  vergleichenden  Begrififsbildung  das 
eigentliche    Geheimnis    des  ßüc/ierschen    Verfahrens    ausmachen,    das 
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MitscherlicJi  nachahmen  will.  Das  muß  um  so  mehr  gesagt  werden, 
weil  sogar  das  Ganze  des  Fortschritts  von  der  Stadtwirtschaft  zur 
Volkswirtschaft  unter  den  Händen  J/.s  beinahe  zu  einer  Karikatur 
der  Bücher's.che.n  Auffassung  geworden  ist.  Wo  Bücher  das  Wesent- 
liche seilen  und  darstellen  möchte,  zeichnet  Mitscherlich  das  Aus- 
schließliche. Für  Bücher  ist  die  Wirtschaftsform  unseres  hohen 
Mittelalters  wesentlich  Stadtwirtschaft:  aus  dem  durch  mannigfache 
Verkehrsbeziehungen  zusammengehaltenen  romanisch-germanischen  Kul- 
turkreise, der  stets  einen  gewissen  Fcrnhandel  hatte,  haben  sich  nach 
möglichster  ökonomischer  Selbständigkeit  strebende  Stadtwirtschaflen 
herausentwickelt  ,  die  aber  bei  aller  Selbständigkeit  den  Fernhandel 
nie  haben  entbehren  mögen,  von  denen  jede  im  Gegenteil  den  Fern- 
absatz ihrer  Produkte  begünstigte.  Reine  Stadtwirtschaft  hat  es  nie 
gegeben,  und  mit  der  eigentlichen  Höhe  der  Stadtwirtschaft  bestehen 
schon  notwendig  Meßstädte  und  Handelsstädte  als  integrierende  Be- 
standteile des  gesamten  Wirtschaftssystems  dieser  Kulturperiode  zu- 
sammen: als  die  wichtigsten  Organisationsformen  des  mit  der  Stadt- 
wirtschaft doch  auch  gegebenen,  wenn  auch  beschränkten,  so  doch 
unentbehrlichen  Fernhandels.  Mitscherlich  dagegen  kennt  eine  Periode 
der  ganz  reinen  Stadtwirtschaft,  in  die  die  Handels-  und  Meßstädte 
als  wesentlich  verschiedenes  auflösendes  Element  hernach  und  ganz 
neu  hineinkommen.  Nicht  genug,  daß  sich  damit  die  ärgsten  hi- 
storischen Vvidersprüche  ergeben  ,  das  Bild  der  Stadtwirtschaft  selbst 
wird  durch  die  radikale  Wegretouchierung  aller  reicheren  Differen- 
zierung entstellt  und  vergröbert:  statt  der  vorsichtigen  Herausmodellie- 
rung der  wesentlichen  Züge  herrscht  das  ausschließliche  Schema  einer 
schulgerechten  Nachkonstruktion. 

Und  da  das  Endbild  der  Entwicklung,  die  durch  den  Fortschritt 
entstandene  Volkswirtschaft  mit  derselben  übertriebenen  Vereinfachung 
der  Verhältnisse  gezeichnet  wird,  wie  das  Anfangsbild  der  Stadtwirt- 
schaft, so  wird  die  Intensität  der  Fortschrittsbewegung  vom  i6.  bis 
zum  18.  Jahrhundert  künstlich  bis  zur  Entstellung  vergrößert.  Es  wirkte 
belustigend,  als  Sovibart  behaupten  wollte,  in  dieser  Zeit  sei  das  Wirt- 
schaftsleben wesentlich  unverändert  geblieben,  aber  M.  erzielt  fast  den 
gleichen  Effekt,  wenn  er,  ohne  Sombart  übrigens  zu  nennen,  in  stärk- 
ster Uebertreibung  das  Gegenteil  nachzuweisen  sucht.  Dabei  muß  man 
wieder  die  originale  Bücher?,c\\e  Auffassung  von  Mitscherlich?,  übertrie- 
bener Nachzeichnung  unterscheiden.  Es  ist  eins  der  interessantesten 
Ergebnisse  Bücher'i,  daß  die  wirtschaftliche  Seite  unseres  modernen 
Kapitalismus  als  allgemeiner  volkswirtschaftlicher  Markt  und  unter- 
nehmungsweiser Betrieb  schon  im  18.  Jahrhundert  vorbildlich  ausge- 
bildet war ,  daß  also  die  wesentlichen  Formen  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsverfassung  vor  den  neuen  technischen  Produktionsmethoden 
des  19.  Jahrhunderts  entstanden  waren,    allerdings    verhüllt   und    ver- 
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deckt  durch  die  äußere  Erhaltung  der  alten  Organisationsformen  in 
Stadt  und  Land.  Daraus  entnimmt  Mitscherlich  die  feste  Tatsache, 
daß  nun  der  wirtschaftliche  Fortschritt  zur  Volkswirtschaft  mit  dem 
i8.  Jahrhundert  durchaus  vollendet  ist,  dazu  zur  Volkswirtschaft  mit 
einer  ganz  intoleranten  Ausschließlichkeit,  so  daß  alle  internationalen 
Zusammenhänge  völlig  verschwinden.  Das  ist  wiederum  nicht  nur  ge- 
eignet, alle  wertvollen  Nuancen  der  Biicher?.ch.tx\  Darstellung  bedauer- 
lich zu  verwischen,  und  gelegentliche  Einseitigkeiten  bis  ins  Extrem  zu 
übertreiben,  sondern  M.  versperrt  sich  auch  den  Weg  zur  wirklichen 
Erkenntnis  von  Wesen  und  Verlauf  des  wirtschaftlichen  Fortschritts. 
Wie  wichtig  ist  doch  dafür  dieser  Gegensatz  von  Kapitalismus  des 
i8.  Jahrhunderts  und  Kapitalismus  des  19.  Jahrhunderts,  Kapitalismus 
ohne  Maschinentechnik  und  Kapitalismus  mit  diesem  neuen  techni- 
schen Fortschrittsprinzip  im  Bunde.  Und  weil  jene  überall  die  Ent- 
wicklung hemmenden  Reste  aus  der  Vergangenheit  da  waren,  deswe- 
gen ist  doch  auch  die  große  kapitalistische  Ideologie ,  der  schöne 
Traum  von  der  alle  beglückenden  Wirtschaftsfreiheit ,  ein  so  notwen- 
diger Faktor  des  wirtschaftlichen  Fortschritts,  weil  dieser  Traum  der 
gegen  die  alte  Wirtschaftsverfassung  gerichteten  Befreiungsgesetzgebung 
die  radikale  Stoßkraft  gegeben  hat. 

Man  muß  Mitscherlich  sagen :  so  geht  es  nicht.  Das  Problem  ist 
nicht  durchverfolgt  und  die  versuchte  Lösung  kann  nicht  befriedigen. 
Aber  M.  verdient  gleichwohl  eine  freundlichere  Anerkennung  als  viele 
ganz  exakte  Historiker,  die  nie  ein  so  anfechtbares  Buch  verfassen 
werden.  Wir  haben  nicht  viele  junge  Nationalökonomen,  die  in  einem 
Erstlingsbuch  eine  ganze  Reihe  neuer  wichtiger  Probleme  in  Angriflf 
nehmen,  und  vielleicht  noch  seltener  sind  diejenigen,  die  sich  bemühen, 
über  die  bloße  Verarbeitung  von  Material  heraus  zu  neuen  allgemei- 
nen Ergebnissen  zu  gelangen.  Wir  haben  die  Hoffnung,  daß  tI/.s  erster 
Versuch  die  Grundlage  weiterer  Arbeit  in  gleicher  Richtung  und  in 
gleichem  Streben  sein  wird,  und  daß  sich  an  seinem  Buche  der  Satz 
bewährt,  daß  Fortschritt  Fortschritt  zeugt.  P  1  e  n  g  e. 


Wer  flicke,    Dr.    J.,    Der   Kampf  nm    den  tüirtschaftlichen  Fortschritt. 

Ein    kritisch  -  historischer    Beitrag.     Jena,    Gustav    Fischer.     1910. 

138  S.    gr.  8. 

Mit    einer    merkwürdigen  Duplizität    der  Fälle    ist   unmittelbar  auf 
Mitscherlich    Wertiicke    gefolgt,  und    nun    haben    wir   zwei  Bücher   über  4, 

den  wirtschaftlichen  Fortschritt.     Sie  ähneln  sich  beide  darin,  daß  man  y 

aus  keinem  von  ihnen  entnehmen  kann,  was  der  wirtschaftliche  Fort- 
schritt ist ,  obwohl  Wernicke  in  seinem  Schlußkapitel  wenigstens  die 
Frage  berührt,  ob  ein  gegebenes  Fortschrittsprinzip  innere  Grenzen 
seiner  Entwicklungsfähigkeit  hat,  und  ob  es  Nachteile  des  Fortschrittes 
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gibt,  aber  beides  nur  aus  der  Perspektive  eines  überschwänglichen 
kapitalistischen  Fortschrittsoptimismus.  Für  fV.  haben  die  Gegner  des 
»Fortschritts«  in  jeder  historischen  Lage  immer  Unrecht,  und  daß  es 
berechtigte  Unsicherheit  und  berechtigte  Bedenken  über  grundstürzende 
wirtschaftlich-soziale  Neuerungen  geben  kann  und  gegeben  hat,  kommt 
ihm  nicht  in  den  Sinn.  Im  übrigen  ist  IVernicke^  Buch  eine  Bekämp- 
fung der  modernen  Mittelstandsbewegung  auf  schlechterdings  weltge- 
schichtlicher Grundlage.  Der  Kampf  um  die  Zunft  und  der  Kampf 
der  Zunft  gegen  den  Fortschritt  ist  das  Hauptthema  des  Buches 
und  Fragen  wie  Mühlenumsatzsteuer  (lo  Seiten!)  und  Warenhaussteuer 
werden  in  ganz  unpassender  Ausführlichkeit  berücksichtigt.  Außerdem 
finden  wir  in  besondern  Kapiteln  Notizen  über  den  Widerstand  gegen 
die  Einführung  der  Dampfmaschine  und  der  Eisenbahn ,  neben  der 
Zunft  wird  auch  die  mittelalterliche  Kirche  als  Fortschrittsgegner  ge- 
brandmarkt, mit  der  Frage,  warum  gab  es  damals  keinen  Fortschritt, 
werden  Lesefrüchte  über  griechisches  (2  Seiten)  und  römisches  Wirt- 
schaftsleben (6  Seiten)  vorgetragen  und  an  anderer  Stelle  ist  auch  von 
Aegypten,  ja  von  China  die  Rede.  Kurz  eine  Schüssel  von  seltenster 
Mannigfaltigkeit. 

Aber  dies  etwas  unmögliche  Buch  hat  doch  den  Nutzen  nach- 
drücklich herauszuarbeiten,  daß  der  Fortschritt  über  Existenzen  hin- 
weggehen muß,  daß  der  Fortschritt  immer  nur  als  Kampf  der  Interes- 
sen aufgetreten  ist  und  auftreten  kann.  Es  ist  sogar  lehrreich  ,  von 
Wernicke  aus  zu  dem  Gedanken  zu  kommen,  welche  Interessen  sich 
seiner  Zeit  gegen  die  Zunft  unter  dem  Schlagwort  der  Gewerbefreiheit 
zusammengefunden  haben :  Bauern,  Konsumenten,  Staatsbeamte  und 
politische  Ideologen,  also  eine  bunt  gemischte  Gruppe  von  Fortschritts- 
freunden. Und  es  würde  lohnen,  Schönberg^  bekannter  Darstellung  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung  des  Zunftwesens  eine  ähnlich  aufgebaute 
sorgfältige  Studie  gegenüberzustellen ,  die  den  Interessenkampf  des 
zünftigen  Handwerks  gegen  die  wirtschaftlichen  und  technischen  Neue- 
rungen behandelt.  Hätte  W.  sich  auf  diese  Gebiete  beschränkt,  hätte 
er  nützliche  Arbeit  leisten  können.  P  1  e  n  2:  e. 
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